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Besprechung 


von Fragen der Einsiedlung von Polen und Juden in das 
Generalgouvernenent, 


Mittwoch, den 15,Januar, 11°° Regierung sgebaude. 


Teilnehmer: 


Generalgouverneur Reichsminister Dr. Frank 
Staatssekretär Dr. Bühler 
SS-Obergrupvenfihrer Krüger 

Gouverneur Dr. Wächter 

Generalleutnant Riege 

SS-Brigadeführer Streckenbach 
Abteilungspräsident Westerkamp 


" Spindler 
" Emmerich 
" Kórner 
" Frauendorfer 
" Schepers 
Oberregierungorat von Streit 
Dr. Fohl. 


Der Herr Generalgouverneur bezeichnet es in einleiten- 
den Ausführungen als den Zweck der gegenwártigen Besprechung, 
die mit der Einsiedlung von Polen und Juden in das General- 
gouvernement zusammenhängenden Fragen in einer eingehenden 
Aussprache zu behandeln. 


In einem Zeitpunkt, in dem das Generalgouvernement un- 
ter den ungewöhnlichsten und schwierigsten wirtschaftlichen, 
transportmäßigen, allgemein politischen und wehrmäßigen Be- 
dingungen sein Leben friste, stelle es eine kaum ertrügliche 
Mehrbelastung da, Hunderttausende eines fremdvölkischen und 
fremdrassigen Bereiches in das Gebiet des Generalgouverne- 
ments aufzunehmen, Diese Menschen werden in Deutschland ent- 
eignet und kommen als Enteignete hierher, in ein Gebiet, in 
dem sie an sich keineriei Chance sehen können, ihr Leben ir- 
gerlwie neu aufzubauen. Man dürfe jedoch bei der Betrachtung 
der ganzen Fragen von keinem anderen Gesichtspunkt ausgehen 
als von dem reichspolitischen. Alles Kritisieren an solchen 
Maßnahmen aus irgendwelchen Rudimenten menschlicher Uberle- 
gungen oder Zweckmäßigkeitsbetrachtungen habe vollkommen aus: 
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zuscheiden, Die Einsiedlung habe zu erfolgen, das General- 
gouvernement müsse die Leute aufnehmen, denn es sei das eine 


der großen Aufgaben, die der Führer den Generalgouverrement 
gestellt habe. 


Es handle sich nun darum, die Móglichkeit der Verwirk- 
lichung dieses Ansinnens des Reiches zu erörtern und daraus 
die nötigen Schlußfolgerungen hinsichtlich der auf dem Gebie- 
te der Verwaltung erforderlichen Maßnahmen zu ziehen. Wich- 
tig sel ferner die Beschäftigung mit der Frage, was muß das 
Reich dazu tui, um dem Generalgouvernement zu helfen, den 
Reichsansprüchen zu genügen? Sowohl am 4.November als auch 
bei einer späteren Besprechung im Dezember habe der Führer 
dem Generalgouverneur erklärt, daß die Poleneinsiedlung in 
das Generalgouvernement in seiner Politik liege und daß die 
zur Durchführung dieser Einsiedlung notwendiger MaSnahmen 
noch wahrend des Krieges ergriffen werden müssen, weil sie 
nach dem Kriege mit internationalen Schwierigkeiten verbun- 
den würen, Der Führer habe versichert, daß er alles tun wer- 
de, damit dem Generalgouvernement das, was es an Nahrungsmit- 
tein und sonstiger Unterstützung brauche, zur Verfügung ge- 
stellt werde, 


Obergruppenführer Krüger berichtet über die am 8.Janu- 


ar 1941*in Berlin stattgefundene Besprechung im Reichssicher- 
heitshauptamt. An der Besprechurg habe von seiten des Gene- 
ralgouvernements Obergruppenführer Krüger, Präsident Wester- 
kamp, Oberregierungsrat Dr.Schepers und Dr. Föhl teilgenom- 
men. 


Der den Vorsitz führende SS-Gruppenfiihrer Heydrich 
habe ausgeführt, daB für das Reich die Notwendigkeit vor- 
liege, möglichst schnell die Polen und Juden aus den Ustge- 
bieten auszusi.edeln, damit nunmehr endgültig die Ansiedlung 
der Volksdeutschen aus Wolhynien, Litauen usw. durchgeführt 
werden könne, Nach einer Aufstellung, die Gruppenfiihrer Heyd- 
rich gegeben habe, komme man auf eine Gesamtziffer der zu 
Evakuierenden von 851 000. Unabhängig davon ergebe sich die 
Notwendigkeit, wegen der zu errichtenden Truppenübungsplütze 
innerhalb des Generalgouvernements etwa 200 000 Menschen um- 
zusiedeln, socaB8 man insgesamt auf eine Bewegung von 1 Mil- 
lion Menschen innerhalb eines Jahres komme, Die Lage sei in- 


sofern 











sofern schwierig, als die Wehrmacht iiberraschenderweisc 
mitteile, da8 im Generalgouvernement roch eine Verstürkung 
der Truppen stattfinde und daß die Termine, die seinerzeit 
für die Räumung der Truppenübungsplätze festgesetzt wurden, 
vom 1,Mai auf den 1,April vorverlegt werden. Den Bemühungen, 
eine Verschiebung dieses Termins mit dem Hinweis auf die 
Witterungsverhältnisse, den schlechten Zustand der Wege, die 
Schwierigkeit der Transporte usw, zu erreichen, sei leider 
kein Erfolg beschieden gewesen. Die Wehrmacht habe es abge- 
lehnt, den Termin zu verschieben, da sie ihre Forderungen 
aus militärischen Gründen stelle. 


Die Ums:.edlung von einer Million Menschen bedeute prak- 
tisch, daß jeden Tag 2 Züge mit je 1 Tausend Personen in das 
Generalgouvernement kommen, Bei der Besprechung sei von allen 
Seiten die Frage gestellt worden, ob das Reichsverkehrsmini- 
sterium in der Lage sei, diesen außergewöhnlichen Aníorderun- 
gen zu entsprechen, Der Vertreter des Reichsverkehrsministe- 
riums habe zwar keine bindende Zusage gemacht, im großen gan- 
zen aber geglaubt, das Projekt durchführen zu können, voraus- 


gesetzt, daß nicht durch irgendwelche Sonderwünsche der Wehr- 
macht irgendeine Störung eint rete. 


Im einzelnen sei festgelegt worden, daß bis zum 1.Mai 
dieses Jahres auszusiedeln sind: aus Ostpreußen 30 000, aus 
Schlesien 24 000, aus Danzig-WestpreuBen 40 000, aus dem War- 
thegau 90 000, insgesamt also 184 000 Menschen. Im Rahmen der 
Evakuierung der Truppenplütze für die Wehrmacht seien auszu- 
siedeln aus Ostpreußen 8500 aus Schlesien 10 000, aus Danzir- 
Westpreußen 27 000, aus dem Warthegau 19 000, insgesamt 64500 
Die Wehrmacht beabsichtige, hiervon 2000 Arbeiter mit ihren 
Familienangehtrigen, "zusammen 10 000 Menschen, zuriickzubehal- 
ten für die Arbeit an den Truppenübungsplätzen, Es müßten al- 
so bis zum 1.Nai 1941 im Rahmen des sog. 5.Nahplanes eva- 
kuiert werden 184 000 + 54 500, zusammen 238 500 Personen, 
wozu dann noch 10 000 aus Wien auszusiedelnde Juden kämen, 


Auf Grund der Erfahrungen des Vorjahres sei bei der Be- 
sprechung darauf hingewiesen worden, daß die geplante Form 
der Umsiedlung für das Generalgouvernement nicht tragbar sei, 
Es müsse Wert darauf gelegt werden, daß vor allem die umzu- 
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siedelnden Familien einigermaßen zureichend gekleidet und 
für die erste Zeit mit Nahrungsmitteln versehen seien. 

ES sei zugesagt worden, daß man beabsichtige, den Leuten 
Verpfegung für 14 Tage mitzugeben, 


Auch die Frage der Mitnahme von Geld durch die Umzu- 
siedelnden sei besprochen worden. Dieser Punkt sei jedoch 
wohl kaum der wichtigste, denn es bestünden von seiten des 
Generalgouvernements wohl keine Bedenken dagegen, daß etwas 
mehr Zloty hereinkommen, Viel wichtiger sei es, daß das Ge- 
neralgouvernement in anderer Beziehung nicht so belastet 
werde wie im Vorjahr. 


Sowohl vom Präsident Westerkamp wie von ihm, Ober- 
gruppenfiihrer friiger, sei in Berlin gebeten worden, die 
Planung für das ganze Jahr festzulegen und zwar so eingehend, 
daß die Distriktchefs und die verantwortlichen Kreishaupt- 
leute, denen die Durchführung der Aktion obliegt, genau Be- 
scheid wissen, denn in dem Augenblick, wo die Transporte die 
Reichs renze iberschritten haben, kiimmere sich das Reich 
nicht mehr darum. Es sei beabsichtigt, in Zusammenarbeit 
mit der Reichsbahn Meldeköpfe und Meldestellen an der Gren- 
ze einzurichten, um sofort die Zentralstelien zu verständi- 


gen, wenn die Züge kommen, damit wilde Transporte unterbun- 
den werden. 


Prüsident Westerkamp erklärt, daß er dem von Obergrup- 
penführer Krüger erstatteten Bericht nichts hinzuzufügen habe. 
Bei den Verhandlungen in Berlin sei mit Nachdruck betont 
worden, daß die Einheitlichkeit der Durchführung der Einsied- 
lungsaktion gewährleistet sein müsse. 


Dr, Föh) macht zunächst einige Mitteilungen über tech- 
nische Einzelheiten, die bezüglich der Abwicklung der Trans- 
portzüge in Berlin besprochen wurden und berichtet dann 
uber die Verhandlungen bezüglich der Mitnahme eines Handgei- 
des. Am Anfang; sei von 100.- Zloty gesprochea worden, Bei 
der damaligen Wührungssituation habe Jedoch seitens des Ge- 
neralgouvernenents kein Interesse bestanden, móglichst viel 
Geld hereinzubekommen und es sei deshalb der Betrag auf 20.- 
Zloty festgesetzt worden. Heute Jedoch sei nicht einzusehen, 
warum man nicht so viel Geld wie möglich hereinnehmen lassen 
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solle. Der Betrag könne ruhig auf 80.- oder 100.- Zloty fest- 
gesetzt werden, Es wäre wirklich das mindeste, was das 

Reich tun könne, nachdem es nicht nur den Boden der Polen 
bekomme, sondern auch gewisse Vermögensteile der Volksdeut- 
schen, die dort eingesiedelt werden. 


Der Herr Generalgouverneur dankt den Herren, insbe- 
sondere Obergruppenführer Krüger, für ihre Ausführungen 
sowie Gafür, Cap sie in Berlin den Standpunkt des General- 
gouvernements vertreten haben. Dieser Standpunkt des Gene- 
ralgouvernemerts sei absolut reichstreu, aber es liege im 
Interesse des Reiches, daß das Generalgouvernement nicht 
zusammenbreche. Das Generalgouvernement weigere sich nicht, 
die ihm gestellte Aufgabe zu übernehmen. Die Dinge im Osten 
könnten sonst überhaupt nicht gelöst werden, wobei immer 
noch zweifelhaft sei, ob sie überhaupt auf diesem Weg einer 
Lösung zugeführt werden können. 


ber Herr Generalgouverneur erkundigt sich sodann, wie 
im einzelnen die Übernahme der Einzusiedelnden vor sich 
gehe und welche Maßnahmen hierfür getroffen seien, 


Dr. Föhl teilt hierzu mit, daß zunächst in einer Fahr-- 
plankonferenz Zahl, Zeitpunkt und Zielbahnhöfe der Transport- 
züge festgelegt werden. Im ganzen seie 248 Zielbahnhife. 

Fur die Verpflegung des Transportes seien gewisse Standar- 
mengen von Lebensmitteln festgelegt und jeder Zug bekomme 
ein entsprechendes Quantum mit. Auf Sanitarem Gebiet sei 
zur Verninderung von Seuchen vorgesehen, daß die Leute zu- 
nächst in Auffanglagern gesammelt werden, Schwierig sei na- 
türlich die endgültige Unterbringung, 


Präsident Westerkamp erwähnt, daß er an einer Sitzung 
in Lublin teil;renommen habe, wo die Unterbringung der bis- 
her bereits Eingesiedelten zur Sprache gekommen sei, Es habe 
sich ein trostloses Bild von der Unterbringungsverhältnissen 
ergeben, Wenn iiberall das gleiche zutreffe, müßte eine regu- 
lére Unterbringung der neuen Transporte auf die größten 
Schwierigkeiten stoßen, Zs sei die Rede davon gewesen, daß 
20 000 Evakuierte im Wege der wilden Rückwanderung wieder 


im Warthegau aufgetaucht seien und daß ein ständiger Völker- 
wanderungsstrom hin und her gehe, 


Obergruppenführ 
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Obergruppenfiihrer Krüger bemerkt hierzu, daß eine 


solche wilde Riickwanderung naturgemäß zu weiteren Sehwierig- 
keiten führe, da natürlich die örtlichen Behörden auf der 
anderen Seite die Leute fassen und wieder zurückschicken, 
Kine Stelle schiebe die Schuld auf die andere, 


Brigadeführer Streckenbach bezweifelt, ob es überhaupt 
möglich sei, die Rückwanderung wirksam zu bekämpfen, Es gebe 
keine hermethisch abgeschlossene Grenze und die Besetzung 
der Straße biete keine Gewähr dafür, daß nicht die Grenze 
außerhalb der Straße überschritten werde. Typisch sei, daß 
die Rückwanderer nicht im Warthegau erfaßt werden, sondem 
im Altreich. Da sie sich im Werthegau nicht geniigend sicher 
fühlen, begeben sie sich weiter in das Heichsgebiet hinein. 
Die Gefahr der Verschleppung von Seuchen sei dadurch natür- 
lich gegeben. 


Der Herr Generalgouverneur erkundigt sich darnach, wie 
sich die Kreishauptleute zu der binsiedlung stellen. 


Prasident Dr.Westerkamp erwidert, daß die Lage fiir die 
Kreishauptleute natiirlich sehr Schwierig sei. Man brauche 
Sich nur die Situation im Augenblick des Eintreffens eines 
Transportzuges vorzustellen, Es komme darauf an, die Kreis- 
hauptleute nicht ohne Hilfe und Rat zu lassen. Die Kreishaupt- 
leute müßten dann ihrerseits den Wojts Weisungen geben, wie 
sie den Strom der Einzusiedelnden unterbringen müssen. 


Der Herr jeneralgouverneur hält es für geboten, allge- 
meine Richtlinien hinauszugeben an die Distriktchefs. In die- 
sen Richtlinien müsse mitgeteilt werden, welches Programm für 
die Abwicklung der ganzen Aktion vorgesehen sei, wie sich die 
Technik der Zinsiedlung gestalte und welche Dienststellen 
zuständig seien. 


Président Westerkamp ist der Ansicht, daß man die Ein- 
zelheiten der Findigkeit der Kreishauptmánner überlassen misse 
daß aber grundsätzliche Fragen - z.B. ob hrrichtung von Ba- 
racken oder nicht - in den Richtlinien geklärt werden müssen. 
Man werde den Kreishauptleuten sagen, daß die Woits für die 
Unterbringung zu sorgen haben und zwar in der Form, daß pro 
Quartier noch 1 - 2 Menschen zusätzlich aufgenommen werden, 
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Dabei lasse sich natürlich nicht vermeiden, daß Familien 
auseinandergerissen werden, 


Der Herr Generalgouverneur gibt zu erwügen, ob es 
nicht zweckmäßig wäre, die Verteilung distriktsweise vorzu- 
nehmen und den Gouverneuren die Möglichkeit zu geben, die 
ihnen unterstellten Kreise unterschiedlich zu belasten. 


Dr.Föhl erklärt hierzu, daß das bereits geschen sei. 


Gouverneur Dr,Wächter legt an Hand einer Karte dar, 
daß über 1/5 des Distrikts Krakau für die Aufnahme von Ein- 
zusiedelnden nicht in Frage komme. Es handle sich hierbei 
um die Grenzzone liings des San, um die Grenzzone gegen die 
Slowakei, um die Wehrmachtsübungsplätze und um das Olgebiet. 
In allen diesen Gebieten dürfe kein Zuzug von Evakuierten 
stattfinden, Ferner dürfen nach Krakau keine Juden kommen. 


Daß die Kreishauptleute in heller Verzweiflung seien, 
brauche nicht besonders betont zu werden. Er, der Gouverneur, 
habe sich persönlich von den Schwierigkeiten der Unterbrin- 
gung in den Krsisen überzeugt. Die Zustände seien schaurig 
und er könne es sich praktisch nicht vorstelk n, wie man die 
Leute, wenn man sie auch auf die Zielbahnhöfe bringe, halten 
solle, Die Bevölkerung nehme in handgreiflicher Weise dage- 
gen Stellung, wenn versucht werde, Leute einzusiedeln, die 
traditionsmäßig in dieser Gegend nicht beliebt seien, Die 
Schwierigkeiten werden sich naturgemäß steigern, je größer 
die Zahl der Eingesiedelten werde, 


ber Herr Generalgouverneur erkundt sich darnach, wel- 
chen Arbeiterbedarf das Reich angemeldet habe, 


Prásident Dr.Frauendorfer teilt mit, daß 120 - 150 000 
zusätzliche landwirtschaftliche Arbeitskräfte vom Reich benö- 
tigt werden, 


Gouverneur Dr,Wächter weist darauf hin, daß sich unter 
den Einzusiede:.nden erfahrungsgemäß in der Hauptsache nur 


Fürsorgeempfänger, kranke, schwache und überaltete Personen 
befinden, 


Präsident Dr.Frauendorfer schlägt vor, die 120 bis 
150 000 von der Gesamtziffer der Evakuierten in Abzug zu 


hringen 
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bringen, 


Der Herr Generalgouverneur hált es für richtig, die 
Gesamtzahl hereinzulassen und dann die 120 - 150 000 wieder 
mit Sondertransporten zurückzuschicken. Es sei notwendig, 
daß sich die Abteilung Arbeit rechtzeitig einschalte und 
die Feststellung treffe, wieviel arbeitsfähige Personen 
jeder Transport habe. 


Obergruppenführer Krüger bezeich net eine solche 


Feststellung bei den gegebenen Verhältnissen als außeror- 
dentlich schwierig. Zu prüfen sei auch die Frage inwieweit 
man die ausgesprochen ukrainischen Räume mit der Einsied- 
lung belasten solle. 


Der Herr Generalgouverneur erklärt hierzu, daß eine 
unterschiedliche Behandlung der einzelnen Kreise nicht statt- 
finden könne, Eine Bevorzugung ukrainischer Kreise würden 
die Einheitlichkeit des Generalgouvernements zerstören. 
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1 Brigadeführer Streckenbach bezeichnet es als illuso- 

risch, zur Frage der Grenzzonen und der ukrainischen Gebie- 
te irgeniwelche ärwägungen anzustellen, Praktisch höre je- 
de Einflußnahme auf die Transporte in dem Moment auf, in 
dem die Leute den Zug verlassen, Wenn ein polnischer Kreis 
mit Evakuierten stark belastet werde, so sei es klar, daß 
die in diesem Kreis zusammengedrängten Menschen in einen 
danebenliegenden weniger belasteten ukrainischen Kreis ab- 
zuwandern beginnen, 


Gouverneur Dr. Wächter beklagt sich darüber, daß 
den Evakuierten vom Reichssicherheitshauptamt in offizió- 
ser oder offizieller Weise gesagt werde, da8 man sie im 
Generalgouvernement entschädigen werde. Die Leute kommen 
zu den Kreishauptmännern und erklären ihnen, daß man ihnen 
eine “ntschédigung versprochen habe, 


Brigadeführer Streckenbach bestreitet, da8 vom Reichs- 
sicnerheitshauptamt den Leuten offiziell eine Entschädigung 
zugesagt worden sei. Man könne sich die Sache nur so ere 
klären, daß einige Unterorgane, die es mit den verzweifel- 
ten Evakuierten zu tun hatten, diesen Leuten, un sie los- 
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zuwerden, diese Hoffnung auf eine Entschädigung eröffneten. 


Der Herr Generalgouverneur wünscht eine genaue Fest- 
stellung, von wem diese Entschädigungsversprechen ausgegan- 
gen sind. 


Was den Einfluß auf die Evakuierten anbelange, so 
höre natürlich der unmittelbare Einfluß auf die Leute in 
dem Augenblick auf, in dem sie den Zug verlassen haben. Der 
Einfluß der Polizeiorgane jedoch könne sichin den nächsten 
Tagen, in denen die Leute beschäftigungslos auf den Straßen 
herumlungern, geltend machen. Ebenso sei auch noch der Ein- 
fluß der Stadtverwaltung da, der die Ausgabe der bebensmit- 
telkarten obliege, 


Im allgemeinen könne zweifellos gesagt werden, daß es 
sich bei der Einsiedlung um eine ganz ungewöhnliche, unge- 
heure und einmalige Aufgabe handle, Es sei eine gewaltige 
Aufgabe, deren Bewältigung hier von den deutschen Männern 
im Generalgouvernement verlangt werde. 


Staatssekretär Dr. Bühler erklärt, daß er es für un- 
möglich halte, 1 Million Menshhen in der beabsichtigten Wei- 
se auf das Gebiet des Generalgouvernements aufzuteilen, Die 
Belastung in sicherheitsmäßiger, seuchenpolizeilicher und 
ernihrungspolitischer Beziehung sei derart groß, daß man auf 
die Dauer ohne Unruhen nicht auskommen werde. Er schla;e 
vor, große Arbeitsvorhaben anzusetzen und die Evakuierten 
in Arbeitslagern unterzubringen. 

Der Herr Generalgouverneur erwidert, daß gegen Unruhen 
mit den schärfsten Mitteln vorgegangen werde, Bei Ernährungs- 
schwierigkeiten müßte das Reich helf en, Auf die Arbeitsvor- 
haben werde er noch zu sprechen kommen, 


Die Distriktchefs bekommen die Richtlinien der Regie- 
rung übermittelt und es werde ihnen anheimgestellt, damit 
fertig zu werden. Es werde sich ais notwendig erweisen, 
außerordentliche Mittel in den Etat einzusetzen, Den Di- 
striktchefs müsse unbedingt in jeder Weise an die Hand ge- 
gangen werden, 


Dr. Föhl schlägt vor, die Kirche zu veranlassen, die 


Räume 
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Ráume von Kléstern und Kirchen für die Zwecke der Unter- 
bringung der Evakuierten zur Verfügung zu stellen. 


Der Herr Generalgouverneur beauftragt Dr. Föhl über 
diese Frage mit Erzbischof Sapiera zu sprechen, Allerdings 
bestehe das bedenken, daß eine Unterbringu ng in Kirchen 
doch zu aufsehenerregend sei und wohl auch an der mangeln- 
den Heizbarkeit dieser Räume scheitern werde. 


Gouverneur Dr. Wächter kommt auf den Bau von Baracken 
zu sprechen. Im allgemeinen werde der Barackenbau wohl un- 
zweckmäßig sein, dagegen könnte man in einzelnen Fällen, 
nimlich dort, wo Arbeitsvorhaben durchgeführt werden, an 
den Bau von Daracken denken, 


Der Herr Generalgouverneur erklárt, daB diese Frage 
noch gesondert besprochen werde, 


Präsident Dr. Emmerich teilt zur £ntschBdigungsfrage 
mit, daß die Haupttreuhandstelle Ost die Auffassung vertre- 
ten habe, dali die Ausgesiedelten entschädigt werden müssen, 
Man habe angedeutet, daß das Generalgouvernement hinsicnt- 


lich einer solchen Ent schiidigung zum mindesten Hilfstellung 
leisten müsse, indem es die Auszahlung in Zloty vornehme, 


Der Herr Generalgouverneur steiit hierzu fest, daß 
der Leiter der Haupttreuhandstelle Ost, in einem Schreiben 
an den Generulgouverneur verlangt habe, daß das Generalgou- 
vernement die Entschädigung übernehme. Dieses Verlangen sei 
abgelehnt worden, worauf die Haupttreuhandstelie Ost ge- 
schrieben habe, daß ihr Verlangen völlig falsch aufgefaßt 
worden sei, das Generalgouvernement solie bloß die Zahlstel- 
le sein, die Entschädigung selbst würde vom Reich übernommen. 
Hierzu habe sich das Generalgouvernement bereit erklärt; 
die Haupttreuhandstelle Ost habe jedoch in dieser Angelegen- 
heit nichts mehr von sich hören lassen, 


Prüsident Dr,Schepers erblickt in der Frage der Ent- 
schadigung die Gefahr politischer Unstimmigkeiten inner- 
halb der einzelnen Kreise, Die Wehrmacht habe nämlich so- 
wohl für die Truppenübungsplätze im Reich wie für die Plätze 
jm Generalgouvernement eine Entschädigung für die Evakuier- 
ten zugesagt. Das habe zur Folge, da8 móglicherweise in einm 
Ort solche Evakuierte, die eine Entschádigung bekommen, und 


solche, 





a Tt a 


— — — 


solche, die keine bekommen, nebeneinander angesiedelt werden, 
was natürlich zu Schwierigkeiten führen könne. 


Der Herr Generalgouvemeur mißt diesen Bedenken keine 
Bedeutung bei. 


Wichtig sei nunmehr die Frage, was das Generalgouverne- 
ment vom Reich verlangen müsse, um die Aktion durchführen 
zu Können» Er müsse ausdrücklich feststellen, daß es dem Ge- 
neralgouvernement unmöglich sei, ohne Gegenleistung des Bele 
ches eine solche Let auf sich zu nehmen, 


Zunächst müsse festgestellt werden, was für die ört- 
liche Sicherstellung der Un erbringung der einzusiedelnden 
Polen zu geschehen habe, Sollen Barackenlager errichtet wer- 
den? 


Prásident Westerkamp teilt mit, dap bei den Berliner- 
Besprechungen Gruppenführer Heydrich Barackenlager für un- 
tunlich erklärt habe, weil er der Auffassung sei, daß eine 
solche Art der Unterbringung eine zu weit gehende Betreuung 
nach sich ziehe, Gruppenführer Heydrich habe aus diesem Grund 
sehr entschieden von der Errichtung von Baracken abgeraten, 
Er habe gemeint, daß man die Sache in der Weise machen könne, 
daß man jeder Familie einen der Neuankómmlinge zuteile. Die- 
ses System sei aber wohl nicht mehr annehmbar, da man es 
schon bei früheren Transporten ähnlich gemacht habe. 


Der Herr Generalgouverneur zeigt an dem Beispiel der 
Stadt Reichshof, die gegenwärtig etwa 20 000 Einwohner habe 
und vielleicht eine gleiche Zahl noch werde aufnehmen müssen, 
daß der Bau von Barackenlagern durchaus keinen polenfreund- 
lichen oder von Mitleidserwägungen getragenen Charakter be- 
sitze, sondern lediglich eine Maßnahme darstelle, die dem 
Nachstum der Stadt entspreche, Wenn eine Stadt langsam im 
Laufe der Zeit größer werde, dann trage sie diesem Wachstum 
Ja ebenfalls durch entsprechende Bauten Rechnung. Es sei da- 
her nicht einzusehen, warum nicht auch dann gebaut werden 
soll, wenn das Wachstum schnell, plötzlich - um einen Aus- 
druck des Films zu gebrauchen „gerafft" - vor sich gehe, 
Zum mindester müsse daran gedacht werden, für den auBerge- 
wóhnlichen Nctbedarf zur Aufnahme von Kranken, Siechen und 
Seuchenverdüchtigen sowie von Kindern und Arbeitsunfähizen 
Baracken zu erbauen, Selbstverständlich sei es unmöglich, 
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alle 800 000 in Baracken unterzubringen, Der Barackenbau 
werde in 2 Abschnitte zu gliedern sein: a) Baracken für den 
sofortigen Notbedarf, b) Baracken zur dauernden Unterbringung 
für diejenigen, die anderweitig nicht unterzubringen sind, 
Natürlich sei das Barackensystem mit sehr hohen Kosten ver- 
bunden. 


Der Herr Generalgouverneur gibt sodann dem inzwischen 
eingetroffenen Vertreter der Abteilung Forsten den Auftrag, 
Holz für 100 Baracken mit einem Fassungsvermógen von je 500 
Personen bereitzustellen und, falis es notwendig sei, die 
erforderliche Holzmenge vom Kontingent der Wehrmacht abzu- 
ziehen, Kin solches Vorgehen liege durchaus im Sinne der An- 
weisungen des Führers, der am 4.November in der Reichskanzlei 
in Gegenwart des Generalgouverneurs und des Generals Jodel 
den Befehl erteilt habe, da8 gegenüber derartigen Einsiedlungs 
notwendigkeiten die Interessen der Wehrmacht zurückzustehen 
haben, 


Neben der Unterbringung sei das wichtigste Problem die 
Ernährung, Die Arbeitsfähigen, die man ohne weiteres als sol- 
che erkennen werde, würden sofort in eine Art Sonderregister 
aufgenommen und vom Arbeitsamt betreut werden, von wo sie danr 
auch ihre Lebensmittelkarten bekämen, Schwieriger sei es mit 
den übrigen, die nicht arbeitsfähig seien. 


Präsident Körner weist darauf hin, daß die Leute zu- 
nächst ihre Transportverpflegung hätten, die sie allerdings 
in wenigen Tagen mch der Ankunft aufgezeh& haben werden. Vor- 
übergehend körne man dann an eine Verpflegung aus Feldkiichen 
denken, 


Der Herr Generalgouverneur bezeichnet es als erwägens- 
wert, ob nicht durch die Abteilung Ernährung und Landwirt- 
schaft jedem Kreishauptmann ein Lager zum Zwecke der Verpfle- 
gung der Eingesiedelten zur Verfügung gestellt werden solle, 
Der Führer habe die feste Zusage gegeben, daß er im Falle des 
Auftretens von Schwierigkeiten in der Ernährung helfend ein- 
greifen werde, Wie stellt sich das Reichsernährungsministerium 
dazu? 


Präsident Körner erklärt, daß er mit dem Reichsernäh- 
rungsministerium noch nicht verhandelt habe, daß aber die Ein- 


leitung 
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leitung solcher Verhandlungen unerläßlich sei . Die Abtei- 
lung für Ernährung und Landwirtschaft sei nicht in der Lage, 


ihren ganzen Lrnáührungsplan umzuschmeiBen. Er bitte Herrn 
Generalgouverneur, einen entsprecnenden Brief an den Reichs- 
ernahrungsminister vorbereiten zu dürfen, 


Der Hefr Generalgouverneur ist damit einverstanden; er 
werde durch Reichsleiter Bormann auch den Führer und durch 
Staatssekretär Körner den Reichsmarschall informieren. 


Präsident Westerkamp erwähnt zur Frage der Unterbrin- 
gung noch, dab man sich mit dem Gedanken trage, den nötigen 
Platz dadurch freizumachen, daß man die Juden enger zusammen- 
treibe in Ghettos. 


Obergruppenführer Krüger weist in diesem Zusammenhang 
auf den von Brigadeführer Globocznik ausgearbeiteten Plan hin, 
der allerdings nur auf Lublin abgestellt sei. Man müsse sich 
überlegen, ob man nicht diese Sache auf das ganze Generalgou- 
vernement ausdehnen könne, 


(Präsident Westerkamp bemerkt, daz ihn der Amtschef des 
Distrikts Warschau mit großem Ernst auf die Verhältnisse im 
Ghetto von Warschau hingewiesen habe. Die Nachrichten über 
die Zustände im Ghetto seien allerdings insofern widerspre- 
chend, daß von der einen Seite behauptet werde, es habe jeg- 
liche Lebensmi.ttelzufuhr aufgehört, während nach anderen Mel- 
dungen noch genügend Lebensmittel vorhanden sein sollen. 


Der Herr Generalgouverneur will die Entscheidung dar- 
über, ob das Warschauer Ghetto beibehalten oder wieder auf- 
gelöst werden soll, von dem Ergebnis seiner demnächst dort 
stattfindenden Besichtigung abhängig machen, Auf keinen Fall 
könne er es zulassen, daß eine Stadt wie Warschau völlig ver- 
pestet werde, 


Sodann kommt der Herr Generalgouverneur auf das große 
Arbeitsvorhaben der Weichselregulierung zu sprechen, Es hand- 
le sich hierbei um eine Strecke von 900 km an der zum Teil 
überhaupt noch nicht, zum Teil seit etwa 50 Jahren nicht 
mehr gearbeitet worden sei, Die Weichselregulierung gebe auf 
lange Zeit hinaus die Möglichkeit, eine gewaltige Zahl von 





Arbeitskrüften 
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Arbeitskräften in nutzbringerder Weise zu beschäftigen, 
Insbesondere könne auf diese Weise auch das Problem einer 
Betätigung der heranwachsenden polnischen Jugend einigema- 
fen der Lósung zugeführt werden. Es bestehe sonst die Ge- 
fahr, dab sich aus den Reihen dieser Jugend das Hauptkon- 
tingent der polnischen Widerstandsbewegung rekrutiere, 


Brigadeführer Streckenbach stellt fest, da8 sich die 
Widerstandsbewegung sehr stark bemerkbar mache und zahlen- 
mäßig noch mehr in Erscheinung trete als vor einem Jahr. 
Das gelte auch für die dem Reich eingegliederten Ostgebiete. 
Die Tätigkeit der Widerstandsbewerung habe sich bisher im 
wesentlichen auf die Erfassung Gleichgesinnter und auf Pro- 
paganda beschränkt. Alierdings seien auch schon einige Fäl- 
le aktiver Handlungen, wie Z.B. in Lublin, zu verzeichnen. 


Der Herr Generalgouverneur warnt dringendst davor, die 
hierin liegenden Gefahren zu leicht zu nehmen, Man dürfe 
nicht vergessen, daß die Polen die erbitterten Feinde des 
Deutschtums seien. Es wäre völlig falsch, wenn man sich durch 
die objektive und loyale Haltung einzelner Polen täuschen 
ließe, denn diese loyalen Polen geben ja nur die Schutzwand 
ab, hinter der die Widerstandsbewegung ihre gefährliche Ar- 
beit verrichtet. Niemals dürfe man sich durch die entgegen- 
kommende Art und die Ergebenheitsbezeugungen von Polen da- 
zu verleiten lassen, die wirkliche Gefahr zu unterschätzen, 


Brigadeführer Streckenbach weist darauf hin, daß be- 
zeichnender Weise meistens die in deutschem Dienst befind- 


lichen Polen die Hauptstützen der Widerstandsorganisation 
seien. Sobald man einen dieser Leute festnehme, komme der 
deutsche Dienststellenleiter und erkundige sich darnach, 
wieso man dazukomme, einen seiner besten Leute fesizusetzen. 
Dieser Vorgang sei auch aus der Bekämpfung der illegalen 
kommunistischen Bewegung im Reich bekannt, 


Der Herr Generalgouverneur richtet an den Leiter der 
Abteilung Finanzen, Prüsidenten Spindler, die Frage, wie 


sich die Einsiedlung auf den Etat des Generalgouvernements 
auswirke, 


Prásident 
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Präsident Spindler erwidert, daß sich in den Ausgaben 
für Fürsorge cine gewisse Steigerung bemerkbar machen würde, 
Genaue Zaklen lassen sich hierüber allerdings nicht angeben, 
Die Fürsorgelasten werden von den Gemeinden und Kreisen ge- 
tragen, Die +tatlage verschiedener Gemeinden habe sich in 
der abgelaufenen Zeit schon erheblich gebessert, aber viele 
Gemeinden seien noch stark im Druck. 


Der Herr Generalgouverneur verfügt, daß in den die Ein- 
siedlung betreffenden Fragen nicht kleinlich verfahren wer- 


den dürfe. Es handle sich um eine absolute Reichsnctwendig- 
keit. Den Kreisen und Gemeinden müsse geholfen werden. 


Brigadeführer Streckenbach führt auf Wunsch des Herrn 
Generalgouverneurs über die Gründe der Umsiedlungsaktion 
folgendes aus: 


Für die Aussiedlung der Polen und Juden aus den einge- 
deutschten Ystgebieten seien maßgebend die Hücksiedelung 
der Volksdeutschen ais Litauen, Wolhynien usw, in die dem 
Reiche eingegliederten Ostgebiete und ferner die Notwendig- 
keit der Schaffung von Truppenübungsplátzen, Die Errichtung 
großer Truppenübungsplätze im Osten sei eine aus der Ent- 
wicklung der Kriegstechnik sich zwangsläufig ergebende Maß- 
nahme, Die Umsiedlung selbst sei eine schon oft diskutierte 
Angelegenheit, Es tauche oft die Frage auf, warum in Umsied- 
lungsabkommen so kurze Fristen festgesetzt und die Aktion 
in eine so ungünstige Jahreszeit gelegt werde, Die Notwendig- 
keit zum Abschluß von Umsiedlungsabkommen sei dadurch gege- 
ben, daß das Schtcksal der Volksdeutschen in den Gebieten, 
aus denen sie ausgesiedelt werden sollen, von der Schnellig- 
keit der Durchführung der Umsiedlung abhünge. Gewiß habe das 
Reich mit Sowjet-Rußland einen Freundschaftsvertrag und auch 
formell gute Beziehungen, aber praktisch sei es doch so, daß 
die Volksdeutschen in den von den Hussen besetzten Gebieten 
außerordentlich schlecht behandelt worden seien, Dasselbe 
gelte für die Deutschen in Rumänien und auch in Ungarn, wo 
man allerdings die Deutschen aus bestimmten Gründen noch be- 
lasse. Nunmehr sei die Lage die, daß die ausgesiedelten 
Voiksdeutschen seit Monáten sich in Lagern befinden, die 
über das ganze Reich verteilt sind, und als brachliegende 


deutsche 





deutsche Arbeitskrafte auf ihre Einsiedlung warten. Begreif- 
licherweise sei die Stimmung dieser Leute nicht sehr gut; 
ihre ursprüngliche Gläubigkeit und ihr Vertrauen drohen er- 
schüttert zu werden, wenn ihre Ansiedlung nicht bald erfol- 
gen könnte, Der ursprüngliche Plan der Ansiedlung Zug um Zug, 
d.h, in der Weise, daß man einen polnischen Hof räumt und 
einen Deutschen dort ansetzt, habe sich als nicht durchfiihr- 
bar erwiesen, Die Höfe seien zum Teil zu klein und bedürfen 
einer Abrundung, damit sie die Größe erreichen, die 

für die Schaffung eines neuen deutschen Bauerntums im Osten 
erwünscht sei. Wie bereits der Herr Generalgouverneur aus- 
geführt habe, sei es auch erforderlich, die Aktion noch wäh- 
rend des Krieges durchzuführen, weil sich während des Krie- 
ges noch die Möglichkeit biete, ohne Rücksicht auf die Stim- 
mung der Weltöffentlichkeit verhältnismäßig rigoros vorzu- 
gehen. Man dürfe auch nicht vergessen, daß die Aussiedlung 
der Polen aus den Ostgebieten - wie nebenbei gesagt auch 

die Evakuierungen aus Elsaß Lothringen - unter Einhaltung 
der Bedingungen erfolgen, die 1918/19 in beiden Gebieten für 
die Deutscher vorgesehen waren. Die Deutschen, die damals 
aus den von Deutschland abgetrennten Gebieten ausgesiedelt 
wurden, seien zum Teil noch schlechter behandelt worden, wie 
jetzt die Polen. | 


Der Herr Generalgouverneur bezeichnet den Vergleich 
insofern als nicht ganz zutreffend, als es ja eine polnische 
Republik, mit der man die auszusiedelnden Polen belasten 
könnte, nicht mehr gibt, Im Gebiet des Generalgouvernements 
leben Hunderttausende deutscher Soldaten und Angehörige 
der Zivilverwaltung und es sei nicht gleichgültig, wenn 
hier Seuchen oder Unruhen ausbrechen, 


Präsident Schepers schlägt vor, schon jetzt alle Bau- 
vorhaben planmäßig vorzubereiten und zu erfassen, vor al- 
lem diejenigen Arbeiten, bei denen viele Handarbeiter so- 
wie Frauen und Kinder eingesetzt werden können, Am geeig- 
netsten hierfür sei die Arbeit in der Forstwirtschaft, wo 
man bei der Aufforstung Kinder und weibliche Arbeitskräfte 
im größten Umfang beschäftigen könne, 


Der Herr Generalgouverneur stellt abschließend die 
Frage, ob Aussicht bestehe, daß die Aktion der Einsiedlung 
bewältigt 
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bewältigt werden künne, 


Präsident Westerkamo hält es für möglich, daß es bei 
den ersten Zügen, wenn auch mit groben Schwierigkeiten, ge- 
lingen werde, Später werde sich allerdings die Notwendigkeit 
ergeben, zeitweise den Zustrom abzustoppen und eine Pause 
von einigen Monaten eintreten zu lassen, 


Der Herr Generalgouverneur äußert dagegen Bedenken, 
denn wenn ein Programm ablaufen soll und es werde dann 
plötzlich abgestoppt, so ergeben sich natürlich Schwierig- 
keiten, Jedenfalls müsse man bis an das äußerste der Lei- 
Stungsfähigkeit gehen, denn erst dann könne man beweisen, 
daß die Durchführung unmöglich sei, 


Der Herr Generalgouverneur dankt allen mit der 
Durchführung der schwierigen Aufgabe betra ten Mitarbeitern, 
und ordnet die Abhaltung einer weiteren Desprechung, die 
nach der Warschauer Reise stattfinden solle, an. 


Schluß der Sitzumg um 1312, 
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| Arbeitssitzung 


am Freitag, den 7. Februar 1941, 16 Uhr, 
auf der Burg zu Krakau. 
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Tagesordnung: 
1. Stand des Waren- und Kapitalverkehrs mit dem 
Reich (Verrechnungsabkommen). 


> 
` 


2. Ansprüche der Wehrmacht auf Eigentum im General- 
govvernement. 


LP Entschüdigungsfragen ausgehend von der Verordnung 
des Reichs vom 17.9.1940. 


4. Entschädigung der ausgesiedelten Polen. 


5. Befriedigung von Ansprüchen Heichsdeutscher und 
Nevtraler gegenüber dem Vermögen des früheren 
polnischen Staates. 
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6. Ausgleich von Schulden und Forderungen zwischen 
Generalgouvernement und Reich (Altreich und ein- 
gegliederte Ostgebiete). 


T. Außenhandelsfrage. 7 


Von diesem Protokoll wurden 
> Exemplare gefertigt, und zwar fiir 


a) Staatssekretär Dr. Bühler, 
b) Prisident Kehrl, Berlin, 

|! c) Präsident Dr. Emmerich, 
d) Prüsident Tetzner, 

| e) die Akten d.Kanzlei d.GG. 


Krakau, 12.2.41 
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Teilnehmer; 


Staatssekretär Dr. Bühler 

Präsident Kehrlil 

Unterstaatssekretir Kund t 
Ministerialdirigent Dr. Emmerich 
Finanzpräsident Spindler 

Bankdirigent Dr.Dr. Paersch 

Prásident Senkowski 

Direktor b.d. Reichsbank Tetzner 
Ministerialrat Plodeck 

Oberlandret Westerka m p 
Reichsamtsleiter Dr. Frauendorfer 
Commercialrat Heuritzsch 
Oberregierungsrat Schulte-Wissermann 
Regierungsrat Heyse | 
Regierungsrat Rothermund 
Staatsanwalt Dr. Meidin ger 
Regierungsrat Gnauck als Protokollführer 











i Beginn der Sitzung 1610 Uhr. 


dent Kehrl und seine Mitarbeiter auch namens des Herrn General- M 

gouverneurs in Krakau herzlich willkommen und gibt dabei dem 
I Bedauern des Herrn Generalgouverneurs darüber Ausdruck, daß 
| er &ngesichts seiner Abwesenheit von Krakau an der heutigen 
| 


| Staatssekretär Dr. Bühler heißt zunächst Prási- 


Besprechung nicht teilnehmen kann. 

Staatssekretär Dr. Bühler geht dann auf die Wirtschafts- 
lage im Generalgouvernement ein. Die Wirtschaft des General- 
gouvernements, so führt er aus, sei im wesentlichen dadurch 
gekennzeichnet, da8 das Leben und das Eigentum der wirtschaf- 
tenden Personen gewührleistet sei und sich da und dort bereits 
ein Vertrauen zur deutschen Führung und Arbeit im General- 
gouvernement zeige. Damit seien die Voraussetzungen für den 
Aufbau einer Wirtschaft geschaffen. Man könne nicht sagen, 
daß die Herstellung dieses Zustandes durch den Zeitablauf 
zwangsläufig gegeben gewesen sei. Es habe eines großen MaBes 
von Kleinarbeit und Arbeit im Großen bedurft, um diese Be- 
friedung herbeizuführen, um von dem Beutetrieb des Eroberers 
die Menschen auf die Grundlage einer gesunden Wirtschaft zu 
stellen und andererseits auch das beherrschte Volk von dem 
Argwohn zu befreien, daß es nur Menschen gegenüberstehe, die 
seine Interessen völlig außer Acht ließen. 

Weiter habe sich aber gezeigt, in welch' erschreckendem 
Maße die Wirtschaft dieses Gebietes durch den Polenfeldzug, 
durch die Dreiteilung des urspriinglich einheitlichen Wirt- 
schaftskörpers und durch den Abtransport beinahe sämtlicher 
Rohstoffe aus diesem Gebiet betroffen worden sei. Hier seien 
noch schwere Wunden zu verspüren, die in ihrem Ausmaß erst 
jetzt übersehen werden künnten und dringend einen ernstlichen 
Eingriff erforderten. Daneben stehe die Wirtschaft dieses 
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, Gebietes noch unter den allgemeinen durch die Kriegslage 

- herbeigeführten Beschränkungen. Die Produktion diene in er- 
ster Linie der Rüstung des Reiches, und von der Regierung des 
deneralgouvernements geschehe alles, um diese Entwicklung zu 
fürdern und dem Reich das zuzuführen, was sein Kriegspoten- 
tiell verstürken kónne. Dabei sei in diesem Gebiet noch eine 
besondere militürische Lage in der Betrachtung der Wirtschaft 
gleichfalls in Rechnung zu setzen. Die zahlreichen im Lande 
vorhandenen Truppen und die Tatsache, dap im Laufe der ver- 
gangenen Wochen viele Fabriken wegen Kohlenmangels hätten 
geschlossen werden müssen, kennzeichneten die Lage und lieBen 
erkennen, daß die militärischen Belange den wirtschaftlichen 
Belangen voranzugehen hätten. 

Staatssekretär Dr. Bühler dankt dem Präsidenten Kehrl, 

daß er gekommen sei, um einige dieser Probleme mit den Mit- | 
gliedern der Regierung zu besprechen, und bittet ihn, vor Ein- R 
tritt in die Tagesordnung etwaige Wünsche und Anregungen, die 
von reichswegen vorgehracht werden könnten, zu äußern. 


Präsident Kehr 1 dankt Staatssekretär Dr. Bühler für 
die freundlichen Worte der Begrüßung. Bei Besprechungen wie 
der heutigen könne eine Art Inventursufnahme gemacht und ein 
Vergleich mit den Ergebnissen früherer Besprechungen gezogen 
werden. Angesichts der Entwicklung der letzten Zeit seien die 
wirtschaftlichen Fragen etwas in den Hintergrund getreten. Die 
Wirtschaft entwickle sich zu einer Art Technischer Nothilfe 
für die militärischen und sonstigen Belange und könne seitdem 
nur so gewertet werden. In den Wintermonaten habe man ja immer 
mehr oder weniger mit einem Übergangszustand zu rechnen, der 
aber hoffentlich auch diesmal mit Beginn des Frühjahrs über- 
wunden werde. In den Wintermonaten kehre man immer zu einem 
Zustand der Unwirtschaftlichkeit zurück. 


Er habe eigentlich abgesehen von einigen Punkten keine 
besonderen allgemeinen Wünsche, die ihn nach Krakau geführt 
hätten, sondern nur das Bestreben, alle schwehenden Probleme 
durchzusprecher und eine gewisse Klärung herbeizuführen. Er 
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sei noch gestern bei Reichswirtschaftsminister Funk gewesen, 
der seit einigen Tagen seine Amtsgeschäfte wieder aufgenommen 
und ihn beauftragt habe, seine besten Grüße dem Herrn General- 
gouverneur und der Regierung des Generalgouvernements zu 
überbringen. Man sei sich im Reiche dessen bewußt, daß es 
gegenwärtig angesichts der Iransportverhältnisse garnicht 
möglich sei, die Wirtschaft vorteilhaft zu beeinflussen. Aber 
alles, was im Rahmen des möglichen liege, solle von Seiten 
des Reiches geschehen, um die Aufgaben des Generalgouverne- 
ments zu erleichtern. 


Die Besprechung wendet sich nunmehr dem ersten Gegen- 
stand der Tagesordnung zu: 


Stand des Waren- und Kapitalverkehrs mit dem Reich 
( verrechnungsabkommen ) e 


Abteilungsprüsident Tetzner gibt einleitend 
einen Überblick über den gegenwärtigen Stand des Clearing. 
Auf dem Clearing stehe heute ein Guthaben’ der Emissionsbank 
von 10 Millionen, dem ein Posten von 20 Millionen gegenüber- 
stehe, der bereits nicht mehr habe ausgezahlt werden können; 
der Auftrag liege vor, der Posten ruhe aber solange, bis der 
entsprechende 3egenposten eingezahlt sei. Bei diesen 20 yil- 
lionen handele es sich um Überweisungen des Reichsfinanz- 
ministers an die Emissionsbank zur Abdeckung der dort aufge- 
nommenen Schulden für Zwecke der Wehrmacht. Die sonstigen 
Zahlungen habe man immer tätigen können. Die letzten Wochen 
hätten wohl auch gezeigt, daß die Inanspruchnahme seitens 
der Wehrmacht nicht mehr in dem erschreckend großen Umfange 
stattgefunden habe. Es sei etwas weniger, als die vorhergehen- 
den Monate hätten erwarten lassen. 

Aus einer Zusammenstellung, die er für die heutige Be- 
sprechung habe anfertigen lassen, gehe hervor, daß der Waren- 
verkehr des Generalgouvernements mit dem Reich im grogen und 
ganren immer günstiger geworden sei. im September 1940 z.B. 
habe einer bezahlten Warenausfuhr von 26 Millionen eine be- 
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zahlte Wareneinfuhr von 56 Millionen gegenübergestanden. Die 
Verhültniszahlen seien dann folgende gewesen: 

Oktober 1940 22 : 84 

November " 55 : 64 

Dezember " 31 : 57 

Januar 1941 25 1 48. 
Im ganzen gesehen habe also ungeführ immer die Wareneinfuhr 
zur Hälfte mit der Warenausfuhr bezahlt werden können. Die 
einzelnen Differenzen zwischen Wareneinfuhr und Warenausfuhr 
seien im Laufe der Zeit immer kleiner geworden und zeigten 
eine dauernd sinkende Tendenz. Überschüsse 

Ein weiterer Posten, der dem Generalgouvernement /vom 

Reiche bringe, liege in den Überweisungen der Nebenkosten. 
Darunter verstehe man, devisenmäßig gesehen, alle Kosten, die 
von deutschen Firmen zur Einrichtung hiesiger Betriebe, Zah- 
lung von Gehältern, Ausstattung mit Betriebsmitteln usw. auf- 
gebracht würden. Hierin lügen Überweisungen vom Reich nach 
hier, und zwar im September in Hóhe von 15 Millionen, im Ok- 
tober von 18 Millionen, im November von 14 Millionen, im De- 
zember von 5 Millionen und im Januar 1941 von 12 Millionen, 
denen nur ganz geringfügige Posten gegenüberstünden, die im 
Hóchstfall im Oktober 7,8 Millionen betragen haben, im De- 
zember aber auf etwa 6 Millionen und im Januar 1944 auf knapp 
4 Millionen zurückgesunken sind. Immerhin habe man in dieser 
Spháre auch ein Plus von 16 Millionen, von 12 Millionen, von 
> Millionen und 11 Millionen Zloty monatlich. 

Im ber Kapitalverkehr überwógen die Überweisungen vom Gene- 
ralgouvernement nach dem Heich. Einmal habe man die gesamten 
Wünsche der Umsiedler befriedigen können, und andererseits 
seien alle Zahlungen, die irgendwie Berechtigung gehabt hit- 
ten, ausgeführt worden. Al? Lauder everkeur, der sich über 
das reichsdeutsche Clearing erstrecke, komme keine groBe Be- 
deutung zu. Immerhin sei es gelungen, auch da die notwendig- 
sten Posten abzuwickeln und manches hereinzubekommen. Das er- 
gebe sich aus einer langen Statistik, die wohl im einzelnen 
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hier nicht interessiere. 

Was die Gesamtlage des Clearings angehe, so rechne er 
damit, daß diese Unmöglichkeit, voll auszuzahlen, doch noch 
für einige Monate zu erwarten sein werde. Bis zu dam Zeit- 
punkt, in welchem sich die Zahlungen durch Verringerung der 
Truppen, mit denen man schließlich rechnen müsse, ungefähr 
ausgleichen könnten, schätze er den Betrag auf etwa 200 mil- 
lionen. Augenblicklich stehe bei der Emissionsbank ein Posten 
von 66 Millionen offen. 20 Millionen seien überwiesen worden, 
und er werde sie demnächst auszahlen können. 


Bankdirigent Dr. Paersch nimmt ebenfalls zu 
der Frage des Verrechnungsverkehrs Stellung. Hier ergebe 
sich vor allem das Problem des Ausgleiches der Clearing- 
spitze. Er sei bisher durch den Einsatz des Guthabens des 
Reiches vorgenommen worden. Da es verbraucht sei, stehe 
man jetzt vor dem Problem, wie weit dieser Einsatz vorgenom- 
men werden solle. Dies künne S0 geschehen, daß die Noten- 
bank eine Einzahlung auf ihr Berliner Konto in Höhe des Spit- 
zenbetrages tätige und eusgieiche. Dieses Ergebnis sei aber 
nicht erwiinscht, weil das deutsche Verrechnungsinstitut man- 
che Guthaben auseinanderhalten móchte und nur Auszahlungen 
wünsche, die effektiv berechtigt seien. Zum anderen Spiele 
hier das Problem der Verzinsung hinein. Es sei in Verhand- 
lungen gelungen, durchzusetzen, durch Überweisungen im 
Clearing den gleichen Betrag, der der Spitze entspreche, vor- 
weg dem Konto der Smissionsbank in Berlin zuzuschreiben, 
daß auf diese Weise der Ausgleich gefunden werden könne, 
Reichshauptkasse nehme vier Mal im Monat Spitzenbeträge, 
mutmaßlich dem Clearingsaldo entsprechen, vorweg und überz 
weise sie, oder das geschehe durch das Verrechnungsinstitut 
in Berlin. Schwierigkeiten würden sich hier nicht ergeben; 
es handle sich nur um ein technisches Problem. 

Etwas anders liege die Sache im Hinblick auf den Noten- 
umlauf. Der Notenumlauf habe Ende Juli v.J. 950 Millionen Zlo- 
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ty betragen und sei inzwischen auf 1,5 Millionen Zloty ange- 
stiegen, was einer Steigerung um 57 $ entspreche. In der 
gleichen Zeit sei der Notenumlauf der Deutschen Reichsbank 
nur um 10 % gestiegen, sodaß also das Generalgouveruement 
auf diesem Gebiete dem Heiche um 27 $ voraus sei. Der Herr 
Generalgouverneur habe im November v.d. ein Schreiben anden 
Reichswirtschaftsminister gerichtet, in welchem er auf diese 
Auswirkung hinweise, gleichzeitig aber feststelle, daß irgend- 
welche Bedenken angesichts dieser Sachlage noch nicht bestän- 
3 den. Diese Bedenken beständen auch heute noch nicht. Aller- 
dings liege es auf der Hand, dap eine Steigerung des Noten- 
umlaufes ad infinitum nicht móglich sei. Eine Begrenzung müsse 
selbstverständlich eintreten. Befürchtungen, daß der Noten- 
umlauf einen zu großen Umfang annehmen Würde, seien allerdings 
einmal aufgetreten, jedoch erkennbar nicht recht von Dauer ge- 
wesen. Zunächst werde mm die Auswirkungen des Verrechnungs- 
verkehrs, die darin bestehen, daß der Ausgleich der Clearing. 
spitze eine Steigerung des Notenumlaufes mit sich bringt, ohne 
Schaden für die Gesamtheit weiter auf sich nehmen können, wenn- 
gleich es wünschenswert wäre, in dieser Frage die praktischen 
Möglichkeiten, die von Seiten des Heiches vielleicht besser 
übersehen werden könnten, zu ergreifen. 








Präsident Kehrl geht auf das Schreiben des Herrn 
Generalgouverneurs vom 11. November 1940 ein, in welchem zu 
| dieser Frage Stellung genommen sei. Im Dezepber habe das Reichs 
| wirtschaftsministerium auf dieses Schreiben geantwortet, daß 
man versuchen werde, den für das Otto-Programm und die Forde- 
rungen der Wehrmacht maßgebenden Stellen ein Bild von den Din- 
gen zu geben, daß man im Anfang des Jahres 1941 in einer Be- 
sprechung auf diese Sachlage zurückkommen und dann bereit sein 
würde, das Problem in die Hand zu nehmen. Man müsse zunächet 
von der Voraussetzung ausgehen, daß unter allen Umständen ein 
ungestörter Zahlungsverkehr nach beiden Seiten durchgeführt 
werden müsse und man sich nur über die Mittel und Wege unter- 
halten kinne, wie man ihn durchführe. Jedenfalls könne man 
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aber Stockungen des Zahlungsverkehrs nach der einen oder 
anderen Hichtung oder Verschiebungen der Auszahlung nicht hin- ` 
nehmen, auch wenn es sich nicht um Wehrmachtszahlungen, son- 
dern Zahlungen anderer Art handele. Man solite nicht bloß die- 
se Zahlungen, sondern auch die von Präsident Tetzner genann- 
ten Zahlungen irgendwie einschließen. Wenn schon die Emis- 
sionsbank mit 100 oder 200 Millionen im Vorlage trete, dann 
könne sie auch die 20 Millionen irgendwie einbeziehen. 


Abteilungspräsident Dr. Paer sch macht darauf 
aufmerksam, daß diese Summe selbstverständlich einbezogen sei. 


Präsident K ehr 1 betont, daß selbstverstündlich 
eine weitere wesentliche Steigerung des Notenumlaufes für die 
Zukunft unbedingt hinangehalten werden müsse. Die bisherige 
Steigerung könne auch nur unter dem Gesichtspunkt der Kriegs- 
verhältnisse in Kauf genommen werden. Man müsse notgedrungen 
hier ein Endziel vor Augen haben. Man habe sich früher beim 
Reichswirtschaftsministerium Gedanken tiber die Schulden ge- 
macht und sich tiberlegt, wieviele Schulden man das General- 
gouvernement beim Reich machen lassen wolle. Das Generalgou- 
vernement habe 80 Millionen Reichsmark Schulden aufgenommen, 
und vom Reich sei diese Schuldsumme durch Bevorschussung aus- 
geglichen worden. Man habe aber nicht erwartet, daß sich so 
schnell Gegenposten finden wiirden. Wenn das Generalgouverne- 
ment in Vorlage trete, so sei das das Gegenspiel gur Vorlage 
des Reiches. Man sei sich vollkommen klar darüber, daß irgend- 
eine Ánderung des Wührungsstatus nicht in Frage komme, daß 
also die Wührung des Generalgouvernements aufrechterhalten 
werden solle, worüber sich auchder Führer eindeutig geäußert 
habe. Daraus ergebe sich weiter, daß dieser Zahlungsverkehr 
flüssig gehalten werden müsse, weil sonst die militärischen 
Delange gefährdet würden. Man könne sich nur über technische 
Wege unterhalten, auf denen man dieses Ziel erreiche. Die 
Schwierigkeiten, die das Problem biete, hingen im wesentlichen 
von den in Frage kommenden GrüBenordnungen ab. Man habe ver- 
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sucht, sich einen Überblick über die @rößenordnungen zu 
verschaffen. Sie seien an sich doch nicht so erschütternd, 
wie man geglaubt habe. Die Aufstellung sei allerdings zu 
einer Zeit gemacht worden, als die weitere Verstarkung der 
Wehrmacht noch nicht überwehbar gewesen sei. Immerhin sei 
die Wehrmacht kein so ausschlaggebender Posten, weil ja vom 
Wenrsold ein nennenswerter Teil ins Reich zurückfließe., Die 
Überweisungen im Kapitalverkehr seien ziemlich beträchtlich 
und müßten aur solche Wehrmachtszahlungen zurückzuführen sein. 
Es verbleibe wohl hóchstens 1/5 des Wehrsoldes im Lande, 
2/5 würden nach dem Heiche überwiesen. 

Von den einzelnen 3tellen seien hinsichtlich des Bedarfs 
für die kommerden Monate Zahlen genannt worden, auf die er 
sich hier beziehe, wobei er die in diesem Jahr schon gelei- 
steten 4ahlungen auger Betracht lasse. Für das Otto-Programn 
seien im ganzen 200 Millionen Reichsmark vorgesehen gewesen. 
Von dieser Summe sollten bis 31. März 1941 155 Millionen ver- 
braucht sein. Uberwelisen worden seien aber nur bis Dezember 
21 Millionen. In Aussicht genommen seien für Januar bis Marz 
8 Millionen, also verhältnismäßig sehr bescheidene Beträge, 
sodaß insgesamt bis zum 31. März nur rund 20 Millionen ver- 
braucht sein würden, bei einer ursprünglichen Anforderung von 
über 135 Millionen. Für das sisenbahnbauprogramm seien 
90 Millionen Reichsmark vorgesehen gewesen. Danach sollten 
bis 51. März 50 Millionen verbraucht werden. 50 Millionen 
seien bereits überwiesen, die weiteren 20 Millionen würden 
bis 1. März überwiesen werden, sodaß also diese Zahl weit- 
gehend innegehalten werde. Die Wehrmachtszahlungen würden 
nach Angabe der Wehrmacht im Monat etwa 65 Millionen betragen. 
Die Zahl sei allerdings genannt worden, bevor die Erhöhung 
der Truppenzahl bekannt war. Es sei also möglich, daß sie 
sich bis März oder April noch wieder verschiebe. Wenn man 
diese Zahlen zusammenziehe, so ergebe sich folgendes Bild: 
Warenzahlungen für das erste Quartal = 3 Monate zu je 
18 Millionen gleich 54 Millionen, Wehrmacht 3 X 65 = 195 Mil- 
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lionen, Otto-Programm 8 Millionen, Eisenbahn-Bauprogramm 

90 Millionen usw. Insgesamt handele es sich um eine Summe 
von 320 Millionen. DiesenEinzahlungen in Berlin dürften nach 
den bisherigen Erfahrungen für Warenzahlungen und Kapital- 
zahlungen insgesamt rund 250 Millionen gegenüberstehen, sodaß 
im ersten Quartal die gesamte Differenz 90 bis 100 Millionen 
betragen würde. Aber sie sei vielleicht voraussichtlich noch 
geringer. Wenn man also unterstelle, daß das Guthaben, das 
für die Emissionsbank durch Bevorschussung entstehe, i00 Mil- 
lionen Reichsmark im Quartal ausmache, so sei das eine Grüßen- 
ordnung, die zu Bedenken einen besonderen Anlaß gebe. 

Nun sei ein lebhafter Streit darüber entstanden, wieviel 
Noten umliefen, und die Schätzungen hätten zwischen 800 Mil- 
lionen und 2 Milliarden Zloty geschwankt. Jedenfalls habe man 
es für möglich gehalten, daß damals schon ein Notenumlauf 
in einer solchen Höhe vorhanden wäre. Einen Notenumlauf von 
1,2 Milliarde halte ja wohl auch Dr. Paersch nicht für ausge- 
schlossen. Wenn man sich also damals schon mit diesem Gedan- 
ken vertraut gemacht habe, dann habe man immerhin schon einen 
gewissen Maßstab. Zur Zeit betrage der Notenumlauf 1,5 Mil- 
liarde. Nun entstehe die Frage, wieweit sich die Erhöhung des 
Guthabens auch im Notenumlauf auswiérkedrücke. Das werde nicht 
in der gleichen Höhe der Fall sein; über 60 bis 70 % werde es 
nicht hinausgehen. Man könne Jedenfalls unterstellen, daß im 
quartal mit einer Erhöhung des Sotenumlaufs von 120 bis 150 
Millionen Zloty zu rechnen sei. Das wäre zunächst für die bei- 
den ersten Quartale zugrunde zu legen. Man würde demnach am 
1. Juli bei einem Notenumlauf von etwa 1,75 Milliarde ange- 
langt sein. Aber auch das sei wohl noch keine Größenordnung, 
mit der man als einem Problem zu rechnen habe, weil dann das 
"ad infinitum" aller Voraussicht nach in weitem Umfange ein- 
Eetreten oder zum mimbsten in greifbare Nähe gerückt sei. Das 
Guthaben, das zwischenzeitlich für das Generalgouvernement 
entstehe, würde 300 Millionen Mark betragen. Es würde irgend- 
wann seine Abdeckung durch Warenlieferungen aus dem Reich fin- 
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den, wenn man wieder in der Lage sei, Ware zu liefern. So- 
lange man keine oder nur solche Waren zur Verfiigung habe, die 
man von Seiten des Generalgouvernements auch nicht kaufen 
wolle, könne eine Abdeckung im Kriege nicht erfolgen. Eine 
GróBenordnung von 300 Millionen Mark abzudecken, sei nach dem 
Kriege kein Kunststück; denn Salden in dieser Hóhe würden 
dann in einer größeren Reihe von Ländern ebenfalls abzu- 
decken sein, und zwar in einer Größenordnung, die weit dar- 
über hinausgehe. Das treffe z.B. für Norwegen, Holland und 
ähnliche Länder zu. 

An sich bestehe nur die Alternative, daß das Reich mehr 
Waren liefere. Dazu sei es aber nur imstande, wenn dem Reich 
neue Einflußmöglichkeiten eröffnet würden. Daß es bis zum 
1. Oktober d.J. der Fall sein werde, könne man mit Sicherheit 
annehnen. Man müsse es zunächst dem Minister überlassen, die 
Voraussetzungen für solche Erhebungen zu schaffen. Habe man 
diesen Punkt erreicht, dann werde man sich unschwer über die 
weitere Entwicklung einigen können. Wenn sich, was man be- 
fürchtet habe, die GroSenordnungen in Beträgen von 200 oder 
250 Millionen Mark in Kapital bewegt hätten, wäre man viel- 
leicht auch bedenklich geworden, und dann hätte etwas ge- 
schehen müssen. Wenn zu viel Geld umlaufen würde, dann müsse 
es eben in anderer Form eingezogen werden, entweder durch An- 
leihen oder auf dem Wege der Besteuerung. Solche Maßnahmen 
seien natürlich für die allgemeine Beeinflussung der Wirt- 
schaftslage an sich sehr unerwünscht. Man sollte deshalb min- 
destens ein Quartal abwarten, ehe man sich über diese Frage 


unterhalte. Zunächst wolle man es bis Mitte des Jahres laufen 
lassen. 
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Benkdirigent Dr. Paersch erinnert daran, dag 
der Herr Generalgouverneur gefragt habe, ob es miglich sei, 
den Umfang der Überweisungen für die Wenrmacht durch tech- 
nische Momente etwas zu verringern. Wenn das nicht möglich 
sei, dann bleibe nur die Frage übrig, ob Waren geliefert 
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werden künnten. 


Präsident Kehr l weist darauf hin, daß der Herr 
Generalgouverneur zur selben Zeit an Generalfeldmarschall 
Keitel ein Schreiben gerichtet habe, in welchem auf diese 
Probleme aufmerksam gemacht werde. In diesem Brief sei zum 
Schluß darauf hingewiesen, daß vielleicht ein probater Weg 
darin gefunden werden könne, die Truppen im Generalgouverne- 
ment zu verringern. Auf diese Anregung sei Generalfeldmarschal’ 
Keitel offensichtlich nicht eingegangen. SchlieBlich sei an- 
geregt worden - und dem habe man wohl auch weitgehend statt- 
gegeben -, daß die Truppe die Möglichkeit erhalten solle, 
ihren Bedarf zu einem Teil aus Kantinen und Marketendereien 
zu decken. So sei denn auch ein Teil des Wehrsoldes an Ort 


und Stelle wieder in Waren umgesetzt worden, die die Wehr- 
macht mit sich führe. 


Staatssekretär Dr. Bühler bemerkt, daß seines 
Wissens in einigen Gebieten der Wehrsold nur zu einem Bruch- 
teil ausgezahlt werde. | 


Präsident K ehr 1 betont damgegenüber, daß durch 
dieses Verfahren die Leistungsfähigkeit der Iruppe beein- 
trächtigt werde. Diesen Weg habe man z.B. in Rumänien gewählt, 
wo zur großen Erbitterung der Truppe nur ein Drittel des Wehr- 
soldes ausgezahlt werde. Der Führer habe diese Verfügung ge- 
troffen, weil nach seiner offen geäußerten Ansicht zwischen 
einem Lande, das nachbarlich-gastlich unsere Truppen einlade, 
in seinen Gefilden zu weilen, und einem eroberten Lande ein 
großer Unterschied bestehe. Es gehe nicht an, daß ein Land 
wie 2.5. Rumänien durch die Truppen leer gekauft werde, weil 
dann schließlich dieses Land vom Reich mitversorgt werden 
müßte. Jedenfalls stellten diese umfangreichen Aufkäufe der 
Truppen ein unerfreuliches Bild dar. Möge auch zur Zeit in 
Rumänien noch eine ganze Menge von Waren zu kaufen sein, so 
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würden doch durch solche Aufkäufe unerwünschte Zustände ein- 
treten. 

Abschließend könne jedenfalls gesagt werden, daß zu- 
nächst e inmal das Frühjahr und der Anfang des Sommers abge- 
wartet werden sollten. Dann könne man sich über das Problem 
nochmalsunterhalten. Bevor man nicht zu einer Summe von 1,5 
Milliarden im Notenumlauf gekommen sei, brauche man nichts 
besonderes zu unternehmen und keine besonderen Besorgnisse 
zu hegen. | 


Regierungsrat Heyse erinnert daran, daB für die 
Finanzierung der Unternehmungen im Generalgouvernement nicht 
unerhebliche Beträge zur Verfügung gestellt worden seien. 
Daher sollte es sich jetzt ermóglichen lassen, die Finanzierun 
in Bezug auf das Generalgouvernement vorzunehmen, wodurch die 
Überweisungen aus dem Reich leichter würden. Brauchten solche 
Überweisungen im Prinzip nicht mehr vorgenommen zu werden, 
dann würde das eine Entlastung bedeuten. Allerdings würde des 
nicht ohne weiteres im Sinne der deutschen Firmen liegen, die 
eine Selbstfinanzierung vornáhmen; aber das könne das Reich 
nicht interessieren. 


Präsident Kehr 1 weist darauf hin, daß man in Nor- 
wegen einen ähnlichen Weg gegangen sei. Dort würden die Was- 
serkr&fte unter Aufwendung erheblicher Geldbetrüge zur Aus- 
nutzung gebracht. Ein Teil dieser Aufwendungen solie von Nor- 
wegen getragen werden, und zwar geschehe das dadurch, daß die 
Banken Kredite oder Obligationen gäben. 


Bankdirigent Dr. Paers ch teilt in diesen Zu- 
sammenhange mit, daß man ähnliche Vorgänge auch im General- 
gouvernement habe. So sei z.B. die Forstwirtschaft dazu über- 
gegangen, reichsdeutsche Firmen für die Bearbeitung von Holz 
einzusetzen. Man habe in dieser Frage mit ihm nicht Fühlung 
genommen, sondern sich darauf berufen, daß das Reichswirt- 
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schaftsministerium seine Genehmigung dazu erteilt habe. 


Hegierungsrat Heyse erklärt, daß hier auch noch 
andere Fälle in Betracht kämen. Man könne davon ausgehen, 
daß es sich bei diesen Dingen im Vierteljahr etwa um eine 
Summe von 35 Millionen handele. 


Präsident Kehr 1 gibt zu bedenken, daß, wenn man 
einen Betrag von etwa 60 Millionen einsetze und ihn mit 70 4 
beim Notenumlauf berücksichtige, immerhin eine Summe von 
40 Millionen Zloty für den Notenumlauf ausfalle. Schließlich 
spielten hier auch kleinere Betrüge eine gewisse Rolle. 


Auf eine Frage des Begierungsrats Heyse erwidert Bank- 
dirigent Dr. Paersch , daß die Finanzierungskosten 
im Generalgouvernement nicht nennenswert höher seien als im 
Reich. Es Frage sich allerdings, ob man unter gewissen Aus- 
wirkungen des Krieges solche Betrüge nicht gleichzeitig zu 
Sanierungen verwende und damit Kreditkosten decke. 


Abteilungsprüsident Tetzner hilt angesichts der 
guten Gewinne, die die Firmen haben, diese Belastung für 
tragbar, wogegen Prüsident Kehrl allerdings einwendet, 
daß diese guten Gewinne nicht überall vorhanden seien. 


Abteilungsprüsident Tetzner geht sodann auf die 
Frage der Bezahlung der Truppenbedürfnisse ein, über die er 
vor kurzem mit einem höheren Beamten der Intendantur des Ober- 
kommandos gesprochen hat. Er habe es dabei vom Standpunkte 
des Generalgouvernements aus für wünschenswert erklürt » daß 
die Eigenbedürfnisse der Truppen von den Standortkassen des 
Heimatheeres befriedigt würden, weil Seng die Wirtschaft des 
Generalgouvernements nicht berührt werde. Dabei sei auch die 
Frage der Bezahlung derjenigen Lieferungen an die Truppe be- 
Sprochen worden, die aus dem Generalgouvernement an die Truppe 
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stattfanden. Er habe seiner Meinung dahin Ausdruck gegeben, 
daß von der Truppe, die im Generalgouvernement Waren kaufe, 
selbstverständlich auch bezahlt werden müsse, es sei denn, 
daß es sich um Rüstungsgegenstände handle, die auf Grund 

der Anordnung einer Berliner Stelle angefertigt würden. Die 
Lieferungen an die Truppe bedeuteten für das Generalgouverne- 
ment eine Art Export. Es müßten daher deren Gegenwerte über 
das Clearing geleitet werden. Präsident Kehri stimmte dem 
durchaus zu. 


2. Ansprüche der Wehrmacht auf Eigentum 
im Generalgouvernement. 


Staatssekretär Dr. Bühler führt aus, daß es sich 
hier um Ansprüche der verschiedendsten Art handle, teils um 
Anspriiche auf Betriebe, teils um Ansprüche auf große Lände- 
reien, die für Truppenlager und sonstige Zwecke hergerichtet 
werden sollen. In keinem Fall sollten diese Betriebe und 
Ländereien auch endgültig für militärische Zwecke dienen. 

Wenn feststünde, daß im Kriege diese Einrichtungen militärisch 
benutzt werden müßten, so würden an sich seitens des General- 
&ouvernements keine Bedenken bestehen, dem Militürfiskus das 
Eigentum zu übertragen. Es sei jedoch sinnwidrig, schon jetzt 
diese Übertragung vorzunehmen, wo die endgültige Planung noch 
garnicht abgesehen werden kinne. In der Verordnung des Führers 
sei gesagt, daß über diese Einrichtungen und die erforderli- 
chen Territorien von Seiten des Militürfiskus verfügt werden 
könne, in der gleichen Verordnung heiBe es auch, daß die Wehr- 
macht über das gesamte Fernmelde- und Verkehrswesen verfügen 
könne, Das könne aber unmöglich bedeuten, daß nun etwa die 
Wehrmacht das Xigentum an der Ostbahn erhalte, sondern die 
ausschließliche Verfügungsgewalt dauere nur so lange an, als 
die Wehrmacht ein wirkliches Interesse an den Dingen habe. 
Wenn das militärische Interesse zuxden ende, dann müßten also 
diese Einrichtungen usw. wieder in das frühere Eigentum zu- 
rückkehren. 


Präsident 
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Präsident Kehr 1 erinnert daran, daß Ministerialrat 
Plodeck in der letzten Besprechung diese Frage aufgeworfen 
habe, weil damals General Schindler erstmals solche Wünsche 
ziemlich stark erhoben habe. Er habe dem Herrn Generalgouver- 
neur vorgeschlagen, daß er grundsätzlich mit General Thomas 
über diese Frage spreche. General Thomas habe dann in ent- 
gegenkommender Weise einen den Wünschen des Herrn General- 
80uverneurs entsprechenden Standpunkt eingenommen, allerdings 
unter Vorbehalt einer Fühlungnahme mit den Wehrmach tsteilen. 
Zur selben Zeit sei General Schindler vom Herrn Generalgou- 
verneur empfangen worden, und der Herr Generalgouverneur 
habe aus dieser Besprechung das Ergebnis ziehen zu können 
geglaubt, daß von Seiten des A.0.K. eine mehr entgegen- 
kommende Stellung eingenommen werden würde. Gleichwohl sei 
dann aber General Schindler bei seiner ursprünglichen Ansicht 
stehen geblieben, und es habe dann nochmals eine Besprechung 
bei General Thomas stattgefunden, bei der man versucht habe, 
diese Verschärfung der Situation zu beseitigen. Auch in dieser 
Besprechung habe man sich von Seiten der Wehrmacht auf den 
Führererlaß berufen, nach welchem der Wehrmacht an allen Din- 
gen, die sie für sich als notwendig ansähe, das Eigentum zu- 
stánde. Die Frage, ob die Wehrmacht diese Betriebe und Ein- 
richtungen dauernd behalten wolle, sei verneint worden. Er 
habe dann die Frage gestellt, auf welche Betriebe die Wehr- 
macht praktisch Wert lege. Nach seinem Eindruck handle es sich 
ja hierbei vor allem um das Bestreben einzelner Wehrmachts- 
teile, ihren irdustriellen Einfluß zu verstärken. Solche Be- 
strebungen basierten wohl sehr stark darauf, daß die Wehrmacht 
im Protektorat etwas zu kurz gekommen sei. Nun habe die Wehr- 
macht selbst eine Art Konkurrenzunternehmen zu den Hermann- 
Göring-Werken, das zwar nicht mit Absicht aufgebaut » ihr aber 
allmáhlich angefallen sei und zumeist aus Betrieben bestehe, 
die sich nicht hätten halten können oder so weit hätten fi- 
nanziert werden müssen, daß es dem Reichsfinanzminister schon 
zweckmäßig erschien, sie in eigene Regie zu nehmen. Hier hand- 
le es sich vor allem um die Werke der Montan-Verwertungs- 
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Gesellschaft. infolge der Rüstungskonjunktur hütten sich die 
Betriebe allmählich stark entwickelt. Die Persönlichkeiten, 
die diese Betriebe betreuten, zeigten gegenwärtig im Reich 
eine ziemlich große Aktivität in Bezug auf die Anschließung 
einzelner Rüstungsbetriebe an diesen heereseizenen Rüstungs- 
konzern. Die Luftwaffe habe das Prinzip der luftwaffeneigenen 
Betriebe sehr stark in den Vordergrund gerückt. Hier handle 
es sich allerdings um Werke, die nur auf die bedürfnisse der 
Luftwaffe eingestellt seien. Die Luftwaffe verfüge denn auch 
wohl über zwei oder drei solcher Unternehmen. 

Nun habe General Schindler in jener Sitzung eindeutig 
erklärt, daß er nicht nur als Rüstungsinspekteur die Betriebe 
betreue, sondern Generalunternehmer ware und in den Betrieben 
über alles zu bestimmen habe. Er, Prüsident Kehrl, habe ihm 
entgegengehalten, dag ja schließlich die Rüstungsinspektion 
auch nicht in Anspruch nehme, die Produktion von Krupp zu ge- 
stalten oder dieser Firma privatwirtschaftliche Anweisungen zu 
geben, worauf General Schindler erklärt habe: Krupp sei in dem 
Falle er, denn er betreue die Werke. General Thomas habe dem- 
&egenüber betont, daß dieser Standpunkt seinen Anschauungen 
vollkommen widerspreche. Dem Wunsche des Ministerialdirgenten 
Dr. Emmerich, General Schindler solle als Büstungsinspekteur 
keine andere Funktion wahrnehmen als die eines Rüstungsinspek- 
teurs im Reiche und im Generalgouvernement Sich auf die sel- 
ben Funktionen beschränken, die dem Reichswirtschaftsministerium 
im Reiche zuständen, habe General Schindler im Grunde wohl zu- 
&estimmt, er habe dann aber den Wehrmachtsteilen aufgegeben, 
&anz konkret zu sagen, welche vorhandenen Betriebe für die 
Wehrmacht von solchem Ingeresse seien, daß an ihnen endgiiltig 
Eigentum von der Wehrmacht erworben werden müßte, 





Abteilungsprüsident Dr. Emmerich geht auf eine 
Besprechung ein, die vor kurzem mit General Schindler statt- 
gefunden hat. In dieser Besprechung habe General Schindler ein 
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Schreiben des Generals Thomas vorgelesen, in welchem die 
Forderungen der Wehrmacht konkretisiert waren. Er habe einen 
Aktenvermerk vorliegen, der im wesentlichen das wiedergebe, 
was in dem Schreiben des General Thomas stehe. Darin seier 
folgende Punkte hervorgehoben: 

1) Die Wehrmacht beabsichtige, im Generalgouvernement keine 
eigene Wirtschaftspolitik oder Planung zu betreiben. 

2) Im Interesse der Landesverteidigung hat der Übergang fol- 
gender ehemals polnischer Rüstungsbetriebe in das Eigentum 
des Heeres kostenlos zu erfolgen. ....... 

5) Die Wehrmacht beabsichtige ferner, das Eigentum am Kabel- 
werk in Krakau und am Gummiwerk Debica zu erwerben. 

4) Der Reichsminister der Luftfahrt beanspruche das freie 
Eigentum an dem Motorenwerk .......... und dem Flugzeugwerk 
Mielec. 

5) Die Wehrmacht sei bereit, auf die Federfü 
betriebenzu verzichten.- Es handle sich insgesamt um 16 Be- 
triebe. 

Er habe dann noch Gelegenheit gehabt, Anfang Januar dem 
Herrn Generalgouverneur über diese Dinge Vortrag zu halten, 
und dabei folgenden Standpunkt eingenommen. Wenn die Wehr- 
macht in einem an sich für die Friedenswirtschaft des General- 
&ouvernements nicht wichtigen Betriebe groBe Investitionen 
vornehmen und aus diesem Grunde das Eigentum an einem Werke 
übernehmen wolle, dann würe es vom Standpunkt des General- 
gouvernements aus gesehen nicht zweckmäßig, sichauf alle 
Fälle dagegen zu wenden. Das gelte z.B. für die von der Luft- 
waffe unterhaltenen Betriebe uni Werke. MaSgebend müsse für 
das Interesse des Generalgouvernements die Frage sein, ob 
man bei einer Aufwürtsentwicklung der Industrie in diesem 
kaum für die Friedeneproduktion auf diese Werke abgewiesen 
sei. Zweifellos spiele dabei auch der Gesichtspunkt eine Rol- 
le, ob die Wehrmacht die Gewühr geben könne, daß sie als Eigen 
tümerin diese Werke mit Wehrmachtsauftrügen über den Krieg 
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hinaus zu beschüftigen in der Lage sei. Man müsse aber 
unterstellen, daß das nicht der Fall sei. Soweit es sich 
um eine Produktion von Waffen usw. handle, werde diese Pro- 
duktion restlos beim Reiche liegen, und man werde sich erst 
in Ausnahmefällen entschließen, in den Augengebieten Waffen 
und ähnliches Kriegsgerät zu erzeugen. 

Man habe nun die einzelnen Werke auf ihre Brauchbarkeit 
für die Friedenswirtschaft untersuchen lassen. Diese Aufgabe 
sei einem Herrn Lange als Bevollmüchtigtem für die Maschinen- 
produktion übertragen worden. Bei Stachanowice könnte dar- 
über diskutiert werden, ob die Geschoß- und Geschiitzfertigung 
dort aufgenommen werden kinnte. Das gleiche gelte für Sta- 
lowa-Wola. Dieses Werk verfüge zwar über eine groBe Geschütz- 
gieGerei. Aber auch hier könnte sich die Wehrmacht mit einer 
solchen Garantie durchaus abfinden, denn das Interesse der 
Landesverteidigung sei absolut gewahrt. Das Werk "Ursus", 
eine frühere Kraftwagenfabrik, die keine übermágige Bedeu- 
tung für die Friedensproduktion haben werde, kónnte aber 
bei schneller Umstellung für den allgemeinen Maschinenbau 
eingesetzt werden. Da sie eine Rolle im Friedensprogramm des 
Generalgouvernements spielen könnte, sei nicht einzusehen, 
weshalb das Eigentum auf die Wehrmacht übergehen solle. Die 
beiden Gewehrfabriken Radom und Warschau seien auf ihre Lei- 
stungsfühigkeit in einer Friedensproduktion untersucht wor- 
den. Sie bóten für die Wirtschaft des Generalgouvernements 
durchaus die Plattform für die Einrichtung einer Prüzisions- 
werkzeug-Maschinenfabrik. Diese Fabriken seien ferner nach 
dem Urteil von Sachverständigen für die Ausweitung der deut- 
schen Maschineafabrixation unentbehrlich. Auch hier künne man 
den Interessen der Wehrmacht durchaus Hechnung tragen. Das 
gleiche gelte von der Pulverfabrik Greziemki. Hinsichtlich 
des Kabelwerks Krakau werde er die Sachlage noch prüfen las- 
sen. Dieses Kabelwerk arbeite zur Zeit in erster Linie für 
Eisenbahn und Post, für den Ausbau des Fernsprechnetzes im 
Generalgouvernement, was unter das Wehrmachtsprogramme falle, 


sodaß 














- 19 - 


sodaß die Lieferungen Wehrmachtslieferungen seien. Offenbar 
beabsichtige die Wehrmacht, wenn sie das Eigentum erworben 
habe, das Werk an die AEG zu verpachten. 

Es frage sich nun, ob man sich mit dieser Auseinander- 
setzung auf schriftlichem Wege begnügen wolle oder ob es 
Präsident Kehrl für richtig halte, direkt mit General Thomas 
Fühlung zu nehmen, um festzustellen, wie weit diese Wünsche 
überhaupt ernsthafter Natur seien und wie weit es möglich sei, 
ohne zu große Schwierigkeiten die entgegenstehenden Hinder- 
nisse aus dem Wege zu räumen. 





Abteilungspräsident Dr. Frauen dorfer ergänzt 
die Ausführungen des Vorredners durch die Mitteilung, daß noch 
zwei weitere Betriebe und das Eisenwerk in Tschenstochau von 
der Wehrmacht in Anspruch genommen würden. Im übrigen habe 
ihm General Schindler erklärt, daß die Wehrmacht an den ge- 
nannten 16 Betrieben nicht interessiert sei und daher nichts 
im Wege stände, für diese Werke entsprechende Vorbereitungen 
zu treffm. Er, Präsident Frauendorfer, könne sie aber erst 
übernehmen, wenn die endgültige Entscheidung über die anderen 
11 Werke gefallen sei. Diese Entscheidung scheine aber noch 
auf sich warten zu lassen, sodaß man an sich auf die 16 Werke 
angewiesen sei, die am schon von der Wehrmacht als nicht 
erwünscht bezeichnet worden sei/ Das seien nicht nur Staats- 
betriebe, sondern auch Privatbetriebe. Ein typischer Fall sei 
die Übernahme des Werkes Sierardow. 








Abteilungspräsident Plodeoc k befürchtet die Ge- 
fahr, daß in der Frags des Eigentumsüberganges zwischen Wehr- 
macht und Generalgouvernement eine klare Entscheidung nicht 
erreicht werden könnte. Die Regierung des Generalgouvernements 
habe sich auf den Standpunkt der Verordnung vom 24, November 
1940 gestellt, und damit sei zum Ausdruck gebracht, daß das 
frühere polnische Staatseigentum einwandfrei Eigentum des 
Generalgouvernements sei. Infolgedessen bedeute die Tatsache, 
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daß jetzt ein Schreiben vorgelegt werde, in welchem die 
Wehrmacht von sich aus eine Reihe von Betrieben unentgelt- 
lich als ihr Eigentum beanspruche, ein Abgehen von der frii- 
heren klaren Linie. Nun gebe er zu, daB mittlerweile die Ver- 
handlungen Kompromißcharakter angenommen hátten, weil eine 
Liste aufgestellt werden sollte, nach welcher gewisse Be- 
triebe und Werke als im bigentum der Wehrmacht stehend an- 
erkannt werden künnten. Jedenfalls habe man sich von Seiten 
des Generalgouvernements bereit erklart, zusammen mit der 
Wehrmacht die Frage zu priifen. Dieser Vereinbarung entspreche 
das genannte Schreiben. In den Punkten 1) bis 4) seien die- 
jenigen Betriebe aufgeführt, für die die Wehrmacht die unent- 
geltliche endgültige Überlassung des Eigentums beanspruche. 
In Punkt 5) seien diejenigen Betriebe ausgesondert, bei denen 
das bisher von der Wehrmacht beanspruchte Benutzungs- und 
Eigentumsrecht nicht mehr verfolgt, sondern dem Generalgou- 
vernement uneingeschrünkt überlassen werde. ks müsse nun 
Klarheit darüber geschaffen werden, ob es bei dieser Ver- 
handlungsbasis verbleiben solle. Jedenfalls verträten die 
drei Wehrmachtsteile Heer, Marine und Luftwaffe eindeutig 
den Standpunkt, insbesondere das Luftwaffengaukommando, daß 
alles, was früher von der polnischen Wehrmacht genutzt worden 
sei, als Eigentum der deutschen Wehrmachtsteile in Anspruch 
genommen und darüber nicht diskutiert werden solle. Hinter- 
dieser Auffassung, die absolut starr sei und auch nichts an 
Schärfe verloren habe, stehe nach wie vor die Rüstungsinspek- 
tion. Das sei die Auffassung des General Schindler, zu der 
dieer sich auch bekenne, und in abgemilderter Form die Auffas- 
sung des Generals Thomas. General Thomas sei durchaus bereit, 
im Sinne des genannten Schreibens dem Generalgouvernement ent- 
Eegenzukommen. General Schindler aber vertrete mit den drei 
Wehrmachtsteilen den Standpunkt, dap alles frühere wehrmacht- 
mäßig genutzte polnische Eigentum jetzt Eigentum der deut- 
| | schen Wehrmacht geworden und darüber garnicht zu verhandeln 
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Unterstaatssekretär Kundt betont, daß zur Zeit 
auf Grund der verschiedendsten mit der politischen Lage 
zusammenhöngenden Befehle des Führers gewisse Kreise der 
Wehrmachtsteile alles das als Eigentum beanspruchten, was 
sie auf Grund von Befehlen, die mit der Kriegslage zusammen - 
hingen, in Benutzung nehmen müßten. Außerdem handle es sich 
dabei nicht nur um Ländereien und Truppenübungsplätze, die 
zudem so bemessen würden, daß auch noch ein größeres Jagü- 
revier vorbehalten bleibe, - sondern es handle sich auch 
um viele andere Einrichtungen und Gebäude, die bisher von 
der polnischen Wehrmacht nicht benutzt worden seien, die man 
zur Einrichtung von Kasinos oder Heimstätten usw. beanspruche. 
Solche Anlagen mögen im Kriege für Heil- und Erholungszwecke 
gebraucht werden, würden aber im Frieden dafür nicht benötigt. 
n allen diesen Beziehungen würden von Seiten des Heeres 
immer noch größere Ansprüche gestellt als von Seiten der 
Luftwaffe. 

Wenn man der Grundfrage nähertrete, so müsse man folgen- 
de Feststellung treffen: nach dem Erlaß des Führers sei im 
Generalgouvernement nur ein einzigef,des Heiches zugelassen, 
nämlich der Fiskus des Keichsfinanzministeriums, und es sei 
noch garnicht entschieden, ob der Heeresfiskus oder dia Fis- 
ken der Wehrmachtsteile in ihrer Stellung auf das Generalgou- 
vernement erweitert werde} was vielleicht nach dem Kriege ge- 
schehe. Ferner sei es während der Kriegsdauer besonders ange- 
sichts der politischen Lage im Shdost ebiet noch nicht klar, 
was wirklich gebraucht und wieviel/hler belassen würden, und 
in welcher Weise man die Wehrmacht im Generalgouvernement 
etablieren solle. Er halte es für richtig, die Entscheidung 
über die Eigentumsfrage bis zum Kriegsende zu vertagen und 
zunächst im Sinne der Verordnung des Führers der Wehrmacht 
alles zur Verfügung zu stellen, was sie für Kriegszwecke und 
für Zwecke der vorbereitenden Sicherung benötige. Wenn die 
Wehrmacht bezw. die Luftwaffe argumentiere, daß sie in irgend- 
einem Werk oder auf irgendeinem Flugplatz Investitionen vor- 
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nehmen miisse, so handle es sich da um Investierungen zu 
Kriegszwecken. investierungen müßten aber auch später vor- 
genommen werden, wenn für die normale Friedenswirtschaft 
Gelände eingeebnet und andere Arbeiten verrichtet würden. 
Weiter frage es sich, ob nicht letzten Endes das Reichs- 
finanzministerium vom Generalgouvernement in irgendeiner Form 
eine Art Kriegsentschädigung verlange. In diesem Falle stände 
dem Generalgouvernement garnichts mehr zur Verfügung. Wenn 
heute schon dem Generalgouvernement alle die Werte nicht 
mehr angerechnet wiirden, die ins Reich gegangen seien und 

die nach Millionen zählten, so könne man den einzigen Ver- 
rechnungsfaktor, über den man noch verfüge, nicht aus der 
Hand geben. 








Präsident Kehr 1 hält die Befürchtung des Abtei- 
lungspräsidenten Plodeck für unbegründet, daß man etwa im 
Heiche von seinem grundsätzlichen Standpunkt abgegangen sei. 
In der Besprechung bei General Thomas sei klar zum Ausdruck 
gekommen, daß der Herr Generalgouverneur an seinem eindeutigen 
Standpunkt festhalte, daß alles frühere Staatseigentum vom 
Generalgouvernement automatisch erworben worden sei. Von Sei- 
ten des Heeres werde die Richtigkeit dieses Standpunktes be- 
stritten. Er habe dann vorgeschlagen, den grundsätzlichen 
Rechtsstandpunkt völlig außer Acht zu lassen. Auf seine Frage, 
ob man von Seiten des Heeres daran Ansto8 nehmen wi rde, daß 
ihm das Eigentum vom Generalgouverneur ohne Gegenleistung 
übertragen werde, habe man erwidert, daß das nicht der Fall 
sei und es dem Heere auch nicht auf die Durchfechtung eines 
Rechtsstandpunkts ankomme. Die Frage sei nun ganz verschieden 
gelagert, je nach dem, um welche Art von Eigentum es sich 
handle. Man müsse hier von folgendem Standpunkt ausgehen: 
was die Wehrmacht jetzt oder nach dem Kriege an Übungsplätzen, 
Kasernen usw. beanspruche, erhalte sie sowieso, da werde keine 
Grenze gezogen, und sie brauche dafür auch nichts zu bezahlen. 
Diesen Fragenkomplex könne man also zunächst völlig offen 
lassen. Aber hinsichtlich der Betriebe könne man nicht den 
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gleichen Standpunkt einnehmen. Für die Wehrmacht sei es von 
Vorteil, die Frage jetzt nach Móglichkeit zur Erledigung zu 
bringen, weil sie im Kriege eine Vorrangstellung habe. Sie 
stütze sich auch mit Recht auf den Grund, daß sie nicht in- 
vestieren kónne, wenn ihr nicht das Eigentum zustehe. Im 
Zweifel sei also damit zu rechnen, daß im Kriege für die 
Wehrmacht entschieden werde. Ferner bestehe ein rein wirt- 
schaftliches Interesse des Generalgouvemements daran, schon 
Jetzt zu wisser, was im Frieden mit diesen Betrieben und Wer- 
ken werde, weil es, wenn man erst das Kriegsende und eine 
gewisse Zeitspenne danach abwarte, sehr schwer sein werde, 
für diese Betriebe noch etwas zu finden, nachdem sie so lange 
von der Wehrmacht benutzt worden seien und der Herr General- 
gouverneur keine Möglichkeit gehabt habe, mit etwaigen Inter- 
essenten über óiese Betriebe zu reden, weil sich jeder In- 
dustrielle im Reich schon anderweitige Pläne gemacht habe. 
Aus all' diesen Gründen würde man wohl taktisch und zweck- 
mäßig so vorgehen, daß man sage: Wir haben davon Kenntnis ge- 
nommen, daß diese 16 Betriebe für die Wehrmacht uninter- 
essant sind; nachdem diese Erklärung abgegeben worden ist, 
ergibt sich als Schlußfolgerung, daß sie aus der küstungs- 
industrie ausscheiden. Weiter müßte das Bestreben dahingehen, 
die Zahl der Gegner zu verringern. Das könne unschwer ge- 
schehen, vor allem durch eine Befriedigung der luftwaffe. Man 
brauch$ kein Préjydiz zu schaffen, sondern der Herr General- 
&ouverneur brauche nur das ihm gehörige Eigentum der Luft- 
waffe zu übertragen. Dazu würde die Luftwaffe umso eher bereit 
sein, wenn ihr dafür nichts abgenommen würde. Das Heer be- 
finde sich in einer ungleich schwierigeren Lage, weil von 
seiner Seite zu 75 % geradezu unsittliche Forderungen ge- 
stellt würden. Die Forderung nach Übertragung des Eigentums 
am Kabelwerk Krakau könne nur als lächerlich bezeichnet wer- 
den. Man wolle dieses Werk ja auch vom früheren Eigentümer 
käuflich erwerben. Daraus gehe wohl klar hervor, daß ein sol- 
ches Bestreben nur im Sinne einer Konzernpolitik liege. Die 
Pulverfabrik und das Werk "Ursus" könnte man vielleicht der 
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Wehrmacht anbieten. Im Sinne der Ausfiihrungen des Generals 
Thomas komme die Übernahme der eisenschaffenden Industrie für 
die Wehrmacht nicht in Frage. Danach schieden also Stalowa- 
Wola und Stachaflowice aus. Eine Sicherstellung könne nur für 
die Betriebe gegeben werden, die die Wehrmacht interessierten, 
und hier werde man auch weitgehendes Entgegenkommen zeigen, 
sodaß Interessen der Landesverteidigung nicht mehr ins Feld 
geführt werden kónnten. Was die kleinen Fabrikeh angehe, so 
würde die Wehrmacht bald in eine schwierige Situation geraten. 
Er glaube, daß bei dieser Sachlage die Neigung zu einer Eini- 
gung vorhanden sein werde. Wenn man aber jetzt erkläre, man 
könne seinen Standpunkt nicht ändern, dann müsse man damit 
rechnen, daß General Thomas dem Generalfeldmarschal? Keitel 
und dieser dem Führer über die Dinge Bericht erstatte, und 
der Führer dann die Entscheidung treffe, daß das Eigentum 
ohne weitere Verhandlung an die Wehrmacht übergehe. 


Abteilungsprüsident Dr. Emmerich ist der Auf- 
fassung, daß man die Position des Generalgouvernements durch 
Beibringung eines Gutachtens des Bevollmächtigten für die 
Maschinenproduktion noch wesentlich stärken könne, wenn in 
diesem Gytachten nachgewiesen werde, dap die Umstellung die- 
ser Betriebe auf die Herstellung von Werkzeugmaschinen von 
großer Wichtigkeit sei. 


Präsident Kehr 1l hebt hervor, daß es im Reichs- 
wirtschaftsministerium unangenehm empfunden werde, wenn irgend- 
welche Fabriken, die für die Privatindustrie geeignet seien, 
von der Wehrmacht übernommen würden. Es sei ja keineswegs 
gesagt, daß in diesen Betrieben künftig nur Kriegswerkzeug 
hergestellt werde. An einer Bereitschaft des Heeres, Friedens- 
gerät zu erzeugen, liege dem Heichswirtschaftsministerium 
nichts. In den Augen der Wirtschaft seien solche Unterneh- 
mungen auch ganz besonders unerwünscht. Von diesem Gesichts- 
punkte aus halte man deshalb die Hegiebetriebe der Wehrmacht 
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Ministerialdirigent Dr. Emmerich e > e 
bemerkt: Wenn von Seiten des Heeres in einigen Fällen 
Katie darauf hingewiesen werden sollte, daß man die Betriebe 
ausgebaut und Investierungen vorgenommen habe, daß man daher, 
wenn man nicht in den Genuß des Eigentums komme, eine Erstat- 
tung der investierten Summen beanspruchen müsse, so müßte 
eben die Frage geprüft werden, wie hoch diese Beträge sein 
würden, und es mügte unter Umständen eine Übernahme dieser 
investierten Werte durch die verze des Generalgouvernements 
erfolgen. Auch im Reiche werde ein/Unternehmer zugemutet, 
sich von heute auf morgen Geld oder Maschinen zu beschaffen. 
Für den Unternehmer werde sich vielleicht die Notwendigkeit 
ergeben, einen 3aal freizumachen, damit in ihm neue Maschinen 
aufgestellt werden können. Im Gegensatz zu dieser Einstel- 
lung habe General Schindler auf die Unteilbarkeit der Betriebe 
hingewiesen und es als unmóglich bezeichnet, militürische 
und sonstige Belange auseinander zu halten. 


Präsident Kehr 1 gibt zu bedenken, daß die Teil- 
barkeit bereits räumlich herbeigeführt worden sei. Ein Betrieb 
könne ja auch gepachtet werden, man könne hier alle möglichen 
Wege beschreiten. Man müsse überhaupt dem Argument entgegen- 
wirken, daß die Geschoßfabrikation etwa absolut unter Wehr- 
machtsregie stattfinden müsse. Im Reich würdenin zahllosen 
Fabriken Gewehre hergestellt, ohne daß diese Betriebe im 
Eigentum der Wehrmacht ständen. Als Parallele dazu könnte man 
die Geschützfabrikation in Stalowa-Wola anführen. Das gelte 
ja auch für Krupp. Niemand werde verlangen, daß diese Betrie- 
be in das Wehrmach tseigentum überführt werden. 


Staatssekretär Dr. Bühler ist der Auffassung, 
daß man die zur Beratung stehende Frage nicht mit Ja oder 
Nein beantworten kann, sondern daß hier vielmehr ein takti- 
sches Vorgehen am Platze sei. Auf dem vom Präsidenten Kehr] 
bezeichneten Wege werde man zu guten Ergebnissen gelangen 
können. Jedenfalls müsse davon ausgegangen werden, daß General 
Schindler das Bestreben zeige, Werke zu übernehmen, um sie 
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gegebenenfalls als Austauschobjekt zu benutzen. 





2- Entschädizungsfragen ausgehend von der Verordnung 
des Reichs von 17.9.1940. 


Abteilungsprásident Plodeck hält zunächst eine 
Erörterung der Frage für geboten, welche Entschädigung dem 
Generalgouvernement für diejenigen Lieferungen zu gewühren 
sei, die im Zuge des Vierjahresplans getütigt seien. Man sei 
sich darüber klar, da8 das fiktive Zahlen seien. Aber immer- 
hin sei die Frage behandelt warden, und es habe sich heraus- 
gestellt, daß man Unterlagen über Lieferungen im Betrage von 
etwa 75 Millionen Reichsmark in der Hand habe. Die Unter- 
lagen seien dem Leiter der Verwaltungs- und Verwertungs-G.M. 
b.H. zur Verfügung gestellt worden. Der gegenwürtige Zustand 
sei dadurch gekennzeichnet, da8 es gelungen sei, 5,5 Millio- 
nen Heichsmark als erste Quotenzahlung für diesen Anspruch 
zu erhalten, vas natürlich gánzlich unbefriedigend sei. Er 
würde es sehr begrüßen, wenn Präsident Kehrl in dieser Frage 
nochmals auf die HTO. einwirken wollte. Es müsse móglich 
sein, einen wesentlich hóheren Betrag als den bisher einge- 
zahiten freizubekommen, auch wieder nur als Abfindungssume. 
Über Summen von 500 oder 300 Millionen Reichsmark wolle man 
ernstlich nicht mehr diskutieren, wohl aber kinnte man sich 
auf den Vorschlag einigen, dap 18 bezw. 28 Millionen Reichs- 
mark gezahlt würden. Hier würde sich leicht eine Verhandlungs- 
basis ergeben. Im übrigen zügere die H.T.O. ja deshalb so 
sehr mit der Auszahlung, weil sie sich hinter schwebenden Reg? 
gressen verstecke. Sie gebe zwar zu, dap Geld erhalten zu 
haben, befürchte aber angeblich Geldregressansprüche Dritter, 
für die sie eines Tages geradestehen müsse. 


Präsident Kehr 1 meint, daß sich gegenüber der 
letzten Besprechung die Lage vielleicht insoweit geändert 
habe, als das Generalgouvernement über ein Guthaben in Berlin 
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verfüge und deshalb diese Auszahlung nicht so dringend be- 
nótige. Insofern halte er auch eine Eilbedürftigkeit nicht 
für gegeben. Natürlich wáre es erwünscht, wenn dieser Fra- 
genkomplex tiberhaupt einmal bereinigt werden kónnte. Im 
Rahmen einer Gesamtbereinigung ließe sich vielleicht eine 
Abfindungssumme feststellen. Man kónnte vielleicht davon 
ausgehen, daß zur Abgeltung aller Ansprüche für im Zuge des 
| Vierjahresplans oder anderweitig vom Generalgouvem ement 
| ausgeführte Waren, Maschinen, Güter, deren Menge unbekannt 
Ki sei, ein Pauschale gezahlt werde. Mit Berechnungen komme 
| man den Dingen nicht náher. Es kónne ja auch streitig sein, 
ob diese Waren überhaupt bezahlt werden sollten. Man habe 
| z.B. aus Frankreich auf diesem Wege sehr beträchtliche Men- 
L 4 gen exportiert, und durch diesen Export sei das deutsch- 
französische Clearing in keiner Weise belastet worden. Die 
grundsätzliche Frage, ob ein Anspruch des Generalgouvernements 
| bestehe, sollte man jedenfalls nicht zu sehr vertiefen, son- 





dern man sollte sich auf den Standpunkt stellen: Der General- 
gouverneur erkläre sich bereit, den Anspruch nicht geltend 

zu machen, wenn das Pauschale gezahlt werde. Bei größeren 
Beträgen würde wahrscheinlich die Rechtsfrage wieder eine 
besondere Bedeutung erlangen, was aber nicht interessant 
genug sei. Außerdem werde das Generalgouvernement so viel 
Geld vom Reichsfinanzminister erhalten und erhalten müssen, 
daß dieser kleine Betrag wohl kaum eine Rolle spielen werde. 


Präsident Plodeck bittet Präsident Kehrl, im 
Sinne der bisher geführten Verhandlungen eine gewisse Ein- 


wirkung auf die H.T.O. für Zahlung einer Abfindungssumme 
zu nehmen. 


| 
| 
| 


Präsident Kehr 1 gibt der Erwartung Ausdruck, 
daß man mit dem Heichsfinanzministerium wahrscheinlich ver- 
hältnismäßig schnell einig werden würde. Mit Winkler werde 
aber eine Einizung kaum möglich sein, wenn auf anderen Ge- 
bieten 
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"A bieten noch Differenzen beständen. 


Abteilungsprásident Plodeck nimmt dann zu den 
Entschadigungsfragen Stellung. Dieses Problem gründe sich 
| = auf die Verordnung vom 7. September 1940, in der das Reich 
Wu statuiert habe, da8 alle in den Ostgebieten und im Altreicn 
mH. liegenden Vermigenswerte des Generalgouvernements der Be- 

: schlagnahme unterlágen. In diese Vermógenswerte fielen auch 
süntliche Forderungen von Angehórigen des Generalgouverne- 
ments außerhalb des Gebietes, sodaß jetzt das Reich in den 
Ustgebieten und im Altreich auf alle diejenigen DARBCHERL, 
die nach dem Generalgouvernement tendiert seien, die Hand- 
gelegt habe und sie für das Generalgouvernement verloren 
gegangen seien. Infolgedessen habe sich die Notwendigkeit 

ei ergeben, zu prüfen, welcher Weg angesichts des so plötzlich 
! eingetretenen Verlustes für das Generalgouvernement taktisch 
einzuschlagen ware. Man habe den Fragenkomplex in Berlin ein- 
| gehend durchgesprochen und habe den Interessenten gesagt, 
ENK daß man im Begriffe sei, an Hand sehr eingehender Erhebungen 
| eine Hechnung darüber aufzustellen, inwieweit durch diese 
| Verordnung Vermögensverluste für das Yeneralgouvernement 
| eingetreten seien. Diese Vermógensverluste bezifferten sich 
nach einer Aufstellung der Finanzabteilung auf rund 2,5 Mil- 
| 
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| Ae*e&bankdirigent Dr. Paersch weist darauf hin, 
| daß bei den Schuldverhältnissen die Forderungen nur per Saldo 
| angesetzt seien. im übrigen müsse die starke Bevölkerungs- 
bewegung berücksichtigt werden. Man habe sich bemüht, die 
Unterlagen so umfassend wie móglich zu beschaffen. Das habe 
man vor allem im Sektor der Banken nachprüfen künnen. Hier 
habe man schon vorher Feststellungen darüber getroffen, daB 
per Saldo 750 Millionen zu fordern seien. Diese Feststellung 
habe die allgemeine Erhebung bestütigt. Bei den Schuldver- 
háltnissen beliefen sich die Forderungen aus den Ostgebieten 
auf eine Milliarde. Davon entfielen auf die Banken 78 Millio- 





nen, 


daa: ed. curn n ^ nz Lens dee [ AL Lame Dae | cà — u es — — — 8 
— —— —— nn — 
- 





—— — 





e 29 « 





nen, auf die Versicherungsgesellschaften 91 Millionen. 

groGe Privatfirmen 58 Millionen, sonstige 45 Millionen. Unter 
den Vermógenswerten befánden sich Beteiligungen am Grundbe- 
sitz; denn die Banken hätten lediglich ihre Grundstücke außer- 
halb des Generalgouvernements gehabt. 
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Präsident Kehr 1 ist der Auffassung, daß Forde- 
rungen für Grundbesitz, den Banken etwa in den eingeglieder- 
ten Ostgebieten gehabt hätten, nicht anerkannt werden würden. 
Dadurch würde sich selbstverständlich der Betrag sehr erheb- 
lich reduzieren. Man gehe grundsätzlich von der Auffassung 
aus, daß das, was in dem Gebiete liege und ihm diene, ihm 
gehöre. Wenn aber eine Bank aus Warschau eine Filiale in 
Graudenz gehabt habe, dann könne sich auf diese Tatsache 
kein Anspruch des Generalgouvernements stützen. 
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Abteilungspräsident Pl ode ck bemerkt, daß für 
alle Sektoren hinsichtlich der durchschnittenen Vermö ens- 
werte bereits eine Einigung erzielt worden sei. Nun Erhalte 
die Verordnung vom 19. September 1940 einen § 9, indessen 
J Abs. 5 die Entschádigungsfrage berührt sei. Es heiße dort, 
| daß für die auf diese Weise eintretenden Vermógensverluste 
eine Entschädigung gewährt werden könne. Darüber würden vom 
Heich noch die erforderlichen Durchführungsbestimmungen er- 
lassen werden. Die Bestimmung des Abs. 5 des $ 9 sei bewußt 
in dieser etwas lockeren Form gegeben worden, bis heute seien 
auch die Durchfiihrungsbestimmungen nicht erlassen worden. Bei 
den zrürterungen mit der H.T.O. habe man auch betont, daß es 
für das Generalgouvernement wichtig sei, in diesen Dingen klar 
zu sehen. Man habe sich nun überlegt, ob nicht der Herr Gene- 
ralgouverneur einen persönlichen Brief an den Herrn Reichs- 
marschall richten und ihm ganz kurz die Lage schildern solle, 
um so darzulegen, in welcher Form das Generalgouvernement 
zunächst vermögensrechtlich benachteiligt sei. In einer Anlage 
zu diesem Briefe könnten dann die Verhältnisse im einzelnen 
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klargelegt werden. Dieses Schreiben sei von Dr. Paersch aus- 
gearbeitet, werde noch endgültig formuliert und dann dem 
Herrn Generalgouverneur zur Unterschrift vorgelegt werden. 
Dieses Schreiben würde dann an Staatssekretar Neumann gehen, 
der es zunächst an Winkler weitergeben müßte, und Winkler 
müßte sich dann bereit erklären, die Vorschläge in concrete 
zu unterstützen. Nach einer Besprechung zwischen den Staats- 
sskretären Körner und Neumann müßte dann die Sache an die 
Stelle gebracht werden, die letzten Endes die Entscheidung 
habe. Der Reichsfinanzminister zeige eine verhältnismäßig 
wohlwollende Haltung, sodaß angenommen werden könne, daß 

auf diese Weise das Entschädigungsproblem in irgendeiner 
Form eine für den Herrn Generalgouverneur gerade noch trag- 
bare Erledigung finden könnte. Die Summe von 2,5 Milliemem 
werde natürlich im Zuge der taktischen Handhabung der Dinge, 
vom Standpunkt des Generalgouvernements aus gesehen, kaum 
das letzte Wort sein. 





Präsident Kehr 1 gibt seiner Auffassung dahin 
Ausdruck, die Tatsache, daß alles polnische Privateigentum 
infolge der Übernahme in Treuhandbetriebe oder Treuhand- 
stellen als erloschen angesehen werde, habe zu dem Problem 
geführt, was mit den gegenseitigen Forderungen und Schulden 
geschieht. An der Lösung dieses Problemes in möglichst be- 
schleunigter Form habe das Reichswirtschaftsministerium ein 
ganz entscheidendes Interesse, weil die ganze Germanisierung 
dadurch aufgehalten werde, daß man vok allen Betrieben, die 
drüben lägen, die eigentlichen Werte nicht ermitteln könne 
und Forderungen und Schulden nach dem Generalgouvernement 
hier eine Rolle spielten. Nicht nur die H.T.O., sondern 
auch der Herr Reichsmarschall wünschten dieses Problem sehr 
schnell geregelt zu sehen, weil sie nur dann freie Hand hät- 
ten. Winkler habe den allein möglichen Vorschlag gemacht, 
daß alle Forderungen und Schulden zwischen Treuahandbetrie- 
ben als erloschen angesehen werden sollten. Für die Treu- 
handbetriebe in den Ostgebieten würde sich aus einer solchen 
Handhabung kein Nachteil ergeben, denn der Käufer würde 
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weder Aktiven noch Passiven iibernehmen. Der dem Herrn General- 
gouverneur gemachte Vorschlag sei dahin gegangen, zu erkla- 
ren: eine individuelle Auseinanderrechnung kónne nicht statt- 
finden, sondern man müsse davon ausgehen, daB individuelle 
Forderungen und Schuldverhältnisse aufgehoben würden. Hier 

* könne also nur eine Pauschalregelung eintreten. Nach dem 
von Winkler gemachten Vorschlag solle von der Annahme ausze- 
gangen werden, da8 sich Forderungen und Schulden gegenseitig 
aufheben; die H.T.O. werde die bei ihr entstehenden Forde- 
rungen befriedigen, und das gleiche müsse von Seiten des 
Generalgouvernements geschehen. Dieser Vorschlágen sei ent- 
gegengehalten worden, da8 die Forderungen des Generalgouver- 
nements gegenüber den eingegliederten Ostgebieten viel grós- 
ser seien als die Schulden. Diese Auffassung habe Winkler 
bestritten. Er, Prësident Kehrl, habe den Vermittlungsvor- 
schlag gemacht, der von beiden Seiten formal stillschweigend 
anerkannt worden sei. Jetzt solle jeder eine Bestandsaufí- 
nahme machen. Ergebe sich, da8 ein nennenswerter Saldo nicht 
bestehe, dann mügte über seine Abgeltung geredet werden. Das 
würde aber an der Tatsache der Aufhebung der Schulden und 
Forderungen nichts ändern. Nun werde von Seiten des General- 
gouvernements eine Summe von 2,5 Milliarden genannt und gei- 
tend gemacht, daß sich nach dieser Aufstellung eine erheb- 


| 
| 


liche Verringerung der Schulden ergeben würde. Es werde also 
behauptet, daß eine bisher noch unbekannte Summe dem Gene- 
ralgouvernement zugute komme, und man erkläre: wenn die 
Summe x gezahlt werde, sei man einverstanden. Was und in 
welchem Umfange etwas dafür gezahlt worden ist, müßte noch 
besonders zusammengestellt werden, was naturgemäß verhält- 
nismäßig lange Zeit dauern könnte. Wenn man auf dem Stand- 
punkt stehe, man wolle erst wissen, was man bezahlt erhalte, 
dann würde bei den Reichsbehörden der unerfreuliche Eindruck 
entstehen, man wolle die Regelung hinauszögern, um möglichst 
viel Geld herauszuschlagen. Das sei keine gesunde Dasis. 
Er würde Wert darauf legen, beim Generalgouvernement die 

g Bereitwilligkeit zu finden, nach einem Pauschale zu berech- 

1 nen. 
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nen und Forderungen und Schulden als erloschen zu betrach- 
ten, vorbehaltlich des Anspruchs, der sich aus dem saldo 
ergebe. Der Reichsfinanzminister stehe auf dem Standpunkt, 
daß privatrechtliche Schuldverpflichtungen nicht zu den 
hervorstechenden Motiven gehörten, nach denen der Herr Reichs- 
marschall seine Entscheidungen treffe. Vielleicht müßte zu- 
nächst der Weg Segangen werden, die von Seiten des General- 
gouvernements gemachte Aufstellung mit Winkler zu besprechen, 
um zu sehen, was daran streitig sei und was nicht, und dann 
gemeinsam mit Winkler zum Reichsfinanzminister zu gehen, um 
ihm zu sagen: Unserer Ansicht nach haben wir 1,2 Milliarde 

zu fordern, sind Sie bereit, uns 600 Millionen gutzuschrei- 
ben ? Erhalten kónne man diese Summe sowieso nicht ganz, da 
sie nicht transferiert werden könne. Wenn das Generalgou- 
vernement wirklich 600 Millionen zu erhalten hätte, dann 
würde ihm vielleicht eine Kriegkontribution von 600 Millionen 
auferlegt werden. Jede Zahlung, die vom Reichsfinanzminister 


gutwillig an das Generalgouvernement geleistet werde, sei 
bar verdientes Geld. 


Staatssekretär Dr. Bühl e r betont, daß auf Seiten 
des Generalgouvernements ein Interesse daran bestehe, für 
seine Wirtschaft diese Klarstellung herbeizuführen. Weiter 
könne der Regierung des Generalgouvernements nicht entgegen- 
gehalten werden, sie habe erstmals einen solchen Weg beschrit- 
ten. Man sei schon einmal den Weg gegangen, die Auseinander- 
setzung auf die lange Bank zu schieben, nämlich beim Vier- 
jahresplan. Man hätte sich Schon zu der Zeit, als General- 
major Bührmann noch tätig war, einschalten sollen. Später 
habe sich herausgestellt, daß überhaupt keine Unterlagen vor- 
handen seien. Die letzte Entscheidung werde wohl beim Herrn 
Generalgouverneur liegen, dem ja auch der Weg zum Führer of- 
fen stehe. Ob er den Weg über den Herrn Reichsmarschall ein- 
Schlagen werde, sei noch ungewiB. 


Präsident 
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Präsident Kehrl will seine Ausführungen auch unter 
dem Gesichtspunkt gewertet wissen, daß versumt werde, eine 
für das Generalgouvernement nicht günstige Stimmung zu schaf- 
fen. Da die Gutwilligkeit des Reichsfinanzministers die Vor- 
aussetzung für eine günstige Regelung sei, mügte alles EE- 
schehen, um möglichst schnell zu Ergebnissen zu gelangen, 
weil das wahrscheinlich die Höhe der Summe, die in Frage 
komme, günstig beeinflussen könnte. 


Bankdirigent Dr. Paersch weist darauf hin, 
daß man von Seiten des Generalgouvernements der Gesetz- 
Eebung des Reiches wie bisher, so auch jetzt vorbehaltios 
zustimme. Als man damals das Guthaben des Reichsfinanzmini- 
steriums übernommen habe, habe man als Bedingung die Unter- 
stützung der Ansprüche des Generalgouvernements gesetzt, 
und man habe auch eine Zusage in dieser Beziehung erhalten. 
Nur wegen des Betrages der Entschädigung sei seine Einigkeit 
zu erzielen gewesen. Man müsse bedenken, daß die Rückwirkun- 
gen auf die Wirtschaft ganz erheblich seien und daß die 
Kriegsverluste hier zum ersten Mal zum Ausdruck kämen. Die 
Frage der Entschädigung habe schon von vorneherein in den 
Verhandlungen mit der H.T.O. eine gewisse Rolle gespielt. 
Winkler habe eingesehen, daß ohne eine Entschädigung die 
Mitwirkung des Herrn Generalgouverneurs schwer zu erreichen 
sein werde. 


Präsident Kehr li gibt zu bedenken, daß sich die 
Verhältnisse inzwischen verändert hätten. Winkler habe deicnhs- 
minister Lammers und der Heichskanzlei von den Dingen Hittei- 
lung gemacht. Es sei zu befürchten, daß der Führer dem Ge- 
danken einer Entschiidigung der Polen wahrscheinlich völlig 
ablehnend gegenüberstehen würde. Winkler habe auch daran 
gedacht, daß die dort evakuierten oder vertriebenen Polen 
etwa so entschädigt werden würden, wie die Auslandsdeutschen 
im Versailler Vertrag entschüdigt worden seien, die man auf 
eine Entschädigung durch das Reich hingewiesen habe. Er 
schlage daher vor, daß die besprechung nicht unter dem Motto 
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der Entschädigung geführt würde, sondern daß einfach ein 
Ausgleich gezahlt werde. Dabei könne die Frage ganz offen 
bleiben, aus welchen Gründen und in welcher Form diese 
Zahlung erfolge, damit nicht die grundsätzliche Frage der 
Entschädigung an sich angeschnitten und von Winkler einge- 
wendet werden kónne, er komme mit seiner Entschädigung wieder 
nicht zu einem Ergebnis. Es würde sich hier praktisch um 
eine pauschale Auseinandersetzung zwischen zwei Gebieten han- 
deln, die ganz unabhängig davon gewährt werden müßte. Die 


eigentliche Frage der kntschádigung würde auf beiden Seiten 
immer noch offen bleiben. 


Was die auszusiedelnden Polen angehe, so sei diese Frage 
auch schon dadurch angeschnitten worden, dag die Polizei an 
die H.T.0. herangetreten sei und von ihr verlangt habe, sie 
solle jeden Auszusiedelnden mit 40 Zloty ausstatten. Dazu 
sei Winkler an sich geneigt gewesen, er habe sich auch die 
Genehmigung des Reichsfinanzministers einholen wollen. Es 
bedürfe dazu garkeiner Gesetzgebung, keiner Verwaltungsmaß- 
nahme oder einer ähnlichen Voraussetzung, abgesehen von der 
Zustimmung des Reichsfinanzministers zur Zahlung durch Wink- 
ler. Der Reichsfinanzminister sei der Meinung, daß eine Ent- 
schädigung gegeben werden solle, er stimme auch der grund- 
sátzlichen Auffassung Winklers zu. 


Abteilungsprisident Plodeck hält es angesichts 
der Tatsache, dap beim Herrn Reichsmarschall die wohlwollende 
Einstellung nicht mehr bestehe, für praktisch nicht richtig, 
den Veg zu gehen, den man vorhin in Aussicht genommen habe. 


Präsident Kehrl gibt zu, daß die Einstellung sicher 
nicht wohlwollend geblieben sei. Aber das habe auch mit die- 
ser Frage nichts zu tun gehabt. Wenn man sage, daB ein Aus- 
gleich für die dem Gebiet entstehenden Schäden gewährt werde, 
dann sei die Frage des Einzelausgleichs nicht geklärt. Man 
sollte zunächst mit Winkler verhandeln, um zu sehen, inwie- 


weit vorbehaltlich einer vom Keichsfinanzminister zu ertei- 
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lenden Genehmigung die Frage des Ausgleichs einer Lósung 
entgegengeführt werden könnte. Man würde dann an den Reichs- 
finanzminister persönlich herantreten müssen. Bei diesen 
Verhandlungea dürfe nur nicht das Wort "Entschädigung" fal- 
len, es dürfe nicht davon gesprochen werden, daß die Zah- 
lungen, die an das Generalgouvernement erfolgen sollten, 
eine Entschádigung im Sinne der Anordnung darstellten. Gehe 
man auf das politische Problem der Entschädigung ein, dann 
werde sich der Reichsfinanzminister auf seine Unzuständig- 
keit berufen. Schiießlich müsse man auch bedenken, daß das 
Reich keine Verordnung zum Schaden der innerhalb innerhalb 
seiner Grenzen wohnenden Bevölkerung erlassen werde. 


Abteilungsprüsident Plodeck weist darauf hin, 
daß sämtliche Gläubiger, die im Generalgouvernement ihren 
Wohnsitz hätten, ihre Rechte im Reich verlieren wiirden. 
Präsident Kehrl wendet ein, dap diesen Gläubigern anderer- 
seits auch der Verlust ihrer Schulden angeboten werde. Es 
handle sich nicht so sehr um das Gebiet, sondern darum, daß 
das Eigentum der Polen entschádigungslos aufgehoben werde. 
Nur die Auseinandersetzung von Gebiet zu Gebiet brauche nicht 
unter allen Umständen davon berührt zu werden. Eine Pauschal- 
regelung könnte unbeschadet der Eentschädigungsfrage kommen. 
Entschädigt könne deshalb nicht werden, weil man nicht trans- 
ferieren könne, man könne auch die Gläubiger nicht mit Gut- 
haben in Berlin entschüdigen. 





Bankdirigent Dr. Paersch ist der Auffassung, 
daß es sich auch vor allem um eine technische Frage handle. 
Die 2,5 Milliarden würden ja vom Generalgouvernement nicht 
gefordert, sondern man lege in erster Linie Wert darauf, voin 
Reich Sachleistungen zu erhalten in Form der Institute, die 
man im Generalgouvernement habe. Das habe mit Transferierung 
nichts zu tun. Im übrigen handle es sich um eine politische 
Frage. Ob diese Forderungen glatt abgeschrieben werden müß- 

ten 
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ten oder welchen Weg man sonst wühle, - die ganze Finanzie- 
rung werde erleichtert, wenn Klarheit geschaffen und auch 
auf eine gewisse Entwicklung der Wirtschaft Rücksicht ge- 
nommen werde. 


Präsident Kehr 1 ist der Auffassung, daß es sich 
bei der Entschädigung jeweils nur um einen kleinen Prozent- 
satz handeln könnte. Sollte eine Entschädigung endgültig 
gewährt werden, so werde sie sich in Größenordnungen ähnlich 
denjenigen des Versailler Vertrages mit 5 % oder noch gerin- 
geren Summen bewegen. 


Bankdirigent Dr. Pae rs ch hebt das Interesse 
des Generalgouvernements hervor, die Dinge in erster Linie 
rechtlich klargestellt zu sehen, damit der Zustand der Un- 
sicherheit beseitigt werde. 


Präsident Kehr] bittet nochmals, seinen Vorschlag 
für eine Einigung anzunehmen und Forderungen und Schulden 
auf beiden Seiten zu streichen. Die Frage der Pauschal- 
entschädigung bleibe offen. Dieser Weg biete den Vorteil, 
daß man reine Bilanzen habe. Im übrigen müsse mit Sicherheit 
angenommen werden, daß einer wirklich nennenswerten Entschä- 
digung von Seiten des Reiches entschieden widersprochen werde. 
Es sei untragbar, daß die Gläubiger im Generalgouvernement 
mit 40 % und die im Reich mit 5 % entschädigt würden. Wenn 
man von Seiten des Generalgouvernements erklären könne; Wir 
werden den Ausgleich, den wir im Interesse der Gesamtwirt- 
schaft haben müssen, nicht zur rechtlichen Entschädigung be- 
nutzen, sondern in anderer Weise einsetzen, - werde man ihn 
leichter erhalten, als wenn man den Ausgleich für die Ent- 
schädigung beanspruche, weil dann nämlich der Reichsfinanz- 
minister erst die Entschädigungsfrage geklärt wissen wolle. 


Abteilungsprásident Dr. Emmerich regt an, 
hinsichtlich des Einsatzes der Mittel für einen solchen 
Sanierungsfonds bestimmte Richtlinien aufzustellen. 


Abteilungsprüsident 
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Abteilungspräsident Tetzner hebt hervor, daß 
es sich hier um/reine Finanzfrage handle. Wolle man einer 
Entschüdigung geben, so werde man die Interessen beider 
Teile nie auf einen Nenner bringen künnen. Man werde viel- 
mehr eine gemeinsame Entschädigungskasse errichten und 
einen gleichmäßigen Satz zugrunde legen müssen. Infolge- 
dessen brauche man eine gleichmäßige Entschádigungssumme, 
zu der alle diejenigen beitragen müßten, die die Schulden 
hátten. 


Präsident Kehrl sieht den Sachverhalt anders 
an. Man habe mit dem Reich praktisch keine Schulden und 
Forderungen Geschädigter laufen, sondern 28 handle sich nur 
um enteignete Polen. Die Treuhandbetriebe stritten nur unter 
sich über ihre Forderungen gegenüber Polen und Volksdeut- 
schen. Im Reiche entstehe nur die Frage, ob der Pole ledig- 
lich für sein Gesamtvermigen entschädigt werde. Vom Reich 
aus gesehen liege es also anders, weil ja nicht alle Polen 
ihres Besitztums beraubt worden seien. 


Bankdirigent Dr. Paersch gibt seinem Befremden 
darüber Ausdruck, daß neuerdings die Entschädigungsfrage 
auf Schwierigkeiten stoBe. Wenn das aber der Fall sei - und 
man werde versuchen, das festzustellen, - dann könnte man 
vielleicht einen anderen Weg gehen, indem man denjenigen, 
die große Verluste gehabt hätten, eine Entschädigung in Ge- 
stalt einer Unterstützung gewühre. 


Abschließend sagt Präsident Kehrlzu, daß er noch- 
mals mit Winkler und mit dem Reichsfinanzminister sprechen 
werde, um diese Frage einer Gesamtlösung zuzuführen. 
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4. Entschädigung der ausgesiedelten Polen. 


Präsident Kehrl ist der Auffassung, dap die 
Frage des Zehrgeldes wohl durch die Gewührung einer Summe 
von 40 Zloty an die Ausgesiedàlten entschieden sei. Diese 
Summe würde such für jeden ohne Rücksicht auf sein Besitztum 
gezahlt werden. Die Frage, ob die Ausgesiedelten auch sonst 
noch entschädigt werden sollten, hange mit dem allgemeinen 
Entschädigungsproblem zusammen und werde daher nicht vor 
einer allgemeinen Regelung geklärt werden können. Man stehe 
also vor der Tatsache, daß das Generalgouvernement Staats- 
bürger erhalte, die im Besitz von je 40 Zloty seien, sonst 
aber über irdische Güter nicht verfügten. 


Unterstsatssekretir Kund t hält es für geboten, 
dab dem Generalgouvernement angesichts der Fürsorgeaufgaben 


in Gestalt vcn Barackenbauten usw. eine Entschádigung ge- 
wahrt werde. 


Präsident Kenhr1l wirft die Frage auf, ob sich 
dieses Problem nicht vielleicht mit jener Pauschalregelung 
verknüpfen lasse, sodaß schon rein psychologisch und recht- 
lich infolge der Bereitwilligkeit des Reichsfinanzministers, 
einen allgemeinen Ausgleich zu geben, dieses Moment ver- 
stärkt werde. Der einzelne Pole würde dann garnichts zu er- 
halten brauchen, vom Generalgouvernement würde auf die ihm 
in gewisser Hóhe entstehenden Kosten hingewiesen und auf 
die Tatsache, daß infolge einer Anordnung des Reiches ihm 
erhóhte Lasten aufgebürdet werden. 


Staatssekretür Dr. Bühler hat zwar die Tatsache, 
daß die Ausgesiedelten überhaupt nicht entschádigt werden 


sollten, als unangenehm empfunden, bekennt sich aber anderer- 


seits als Anhänger der Nichtgewährung einer Entschädigung 


umsomehr, als aus der ganzen Maßnahme dem Generalgouvernement 
ohnehin große Unkosten erwüchsen. 


Unter- 
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Unterstaatssekretir Kundt hebt nochmais hervor, 
daß den Ausgesiedelten Wohnungen gegeben werden müßten, 
daß man ihnen Arbeit vermitteln und auch in anderer Weise 
für sie sorgen müsse. Das Generalgouvernement sei an diesen 
Dingen ganz besonders interessiert. Die Wehrmacht nehme 
sämtliche Möglichkeiten für die Unterbringung der Ausgesie- 
delten fort. 


Präsident Kehrl gibt zu bedenken, dap die Polen, 
die nach dem Generalgouvernement ausgesiedelt wiirden, an 
Sich schon enteignet seien. Die Tatsache, dap sie jetzt 
ihren Standort wechselten, habe mit der Frage einer even- 
tuellen Entschädigung und der Zurverfügungstellung von Mit- 
teln für diesen Zweck nichts zu tun. 


Abteilungsprisident Plodeck betont, daß die 
Frage der Evakuierten eine politische Angelegenheit sei. 
Von Seiten des Generalgouvernements bestehe keing Interesse 
daran, auch auf diesem Sektor die Dinge einer befriedigenden 
Regelung zuzuführen. Bisher habe wohl auch die einheitliche 
Auffassung bestanden, daß eine Entschädigung vom Reich ge- 
währt werden solle. Es frage sich Jetzt nur, ob man dieses 
Problem an das andere Ausgleichsproblem anhingen oder es 
zum Gegenstance eines besonderen Petitums machen solle. 


Präsident Kenhr1 meint, daß man doch nicht die- 
Jenigen, die, weil sie migliebig seien, ausgesiedelt würden, 
besser behandeln dürfe als diejenigen, die dort blieben. Den 
Lastenausgleich mügte man mit dem anderen Lastenausgleich 
verbinden, weil man dann schon wieder eine Möglichkeit der 
Regelung habe. im Prinzip handle es sich überhaupt garnicht 
um eine Entschädigung. 


Abteilungsprüsident Dr. Emmeric h hält es für 
richtig, daß nicht nur über eine bestimute Summe, sondern 
gleichzeitig über die Bereitstellung von Mengen an Material, 
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Eisen, Holz, Zement und anderen Baustoffen gesprochen werde, 

damit für die Ausgesiedelten Unterkunft gefunden werde. Fer- 

ner müsse für die Umschulung dieser Leute etwas getan werden. 
Auch für kinderreiche Familien müsse eine entsprechende Für- 

Sorge eintreten. 


— nb. Ns bb] Mor n | 


Abteilungsprüsident We sterkanm p hält eben- 
falls eine Unterbringung der Ausgesiedelten für unmöglich, 
wenn nicht die nötigen Mengen Holz für Barackenbau usw. zur 
Verfügung gestellt würden. Für die dringendsten Fälle bedürfe 
es zunächst nur einfachster Barackenbauten. Man habe versucht, 
Baracken in Auftrag zu geben, aber immer werde auf den Holz- 
mangel hingewiesen, Zunächst müsse vor allem für die Aufnahme 
der Leute und ihre notdürftige Unterkunft gesorgt werden, 
wobei auf Krüppel, schwangere Frauen und Kranke Rücksicht 
genommen werden müßte, Gebraucht würden etwa 80 bis 100 Ba- 
racken für je 300 Menschen, dazu das notwendige Material an 
primitiven Einrichtungsgegenstünden wie Tischen, Bänken usw. 
Wenn das Holz nicht beschafft werden könne, werde man den 
ins Generalgouvernement kommenden Leuten keine auch nur eini- 


germaSenxaugkxuur hinreichende Betreuung zuteil werden lassen 
können. 





Präsident Kehrl ist der Auffassung, dap das Holz 
wohl zu beschaffen wäre, wenn es nicht in zu großen Mengen 
verlangt werde. Mit dem Problem hänge auch das andere Problem 
zusammen, daß die deutschen Siedler aus dem Osten Jetzt zur 
Frühjahrsbestellung Eingang in das Gebiet finden sollten, das 


die Polen verlassen müßten, und daß unter Umständen ein Teil 
der Ernte verpaßt werde. 





Apteilungsprisident Westerk am p halt es für 
notwendig, daß über eine Anzahl dringender Maßnahmen noch 
gesprochen werde. 





Abschließend ersucht Staatssekretär Dr. Bühle r 
Abteilungspräsident Dr. Emmerich, eine Zusammenstellung der 
erforderlichen Materialien beizubringen. 
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2. Befriedigung von Ansprüchen Reichsdeutscher 
und Neutraler gegenüber dem Vermögen des 
früheren polnischen Staates. 


Abteilungsprüsident Plodeck geht von dem 
Standpunkt aus, daß Forderungen gegenüber dem polnischen 
Staat grundsützlich abgelehnt werden. Nun liege das Problem 
natürlich ganz anders, wenn Forderungen Reichsdeutscher 
oder Neutraler an den Vermógenskomplex des früheren pol- 
nischen Staates geltend gemacht würden. Er teile durchaus 
die Auffassung des Ministerialdirektors Bergemann, dap man 
nicht darum herum komme, bei Auftreten von reichsdeutschen 
Forderungen gegenüber dem Vermógen des früheren polnischen 
Staates in irgendeiner Form eine Abgeltung vorzunehmen. 

Das Heichsministerium der Justiz habe kürzlich einen Rund- 
erlaß hinausgehen lassen, in welchem die Dinge vom Gerichts- 
punkt der Ansprüche Neutraler besprochen worden seien. Da 
habe man sinngemäß den Rat gegeben, es nicht zu einer klage- 
weisen Austragung der Angelegenheit kommen zu lassen, son- 
dern intern durch eine Art von Schiedsgerichtsverfahren im 
eigenen Hause eine gewisse Befriedigung solcher Ansprüche 
herbeizuführen, und zwar unter Wahrung des Rechtsstand- 
punktes der an sich grundsützlichen Ablennung. Vom Reiche 
werde der Fingerzeig gegeben, diese Dinge im Wege der Ein- 
schaltung einer gewissen Ausnahmebehandlung zu regeln. Für 
das Generalgouvernement kónne man wohl auch garnicht anders 
vorgehen. Die Grundeinstellung des Reichsministeriums sei 
auch dahin gegangen, daß Klarheit darüber geschaffen werde, 
ob solche reichsdeutschen Firmen etwas erhalten sollten oder 
nicht. Nach seiner Ansicht mügten sie etwas erhalten. Er 
habe sich mit Finanzprásident Spindler in Verbindung gesetzt, 
und erst vor drei Tagen sei die Entscheidung beim 0.K.W. ge- 
fallen. Wenn etwas geschehen könnte, dann auf dem Wege, daß 
die Hüstungsinspektion in Krakau vom O.K.W. eine entsprechen- 
de Verständigung erhalte, die den Wünschen des Reichswirt- 
schafts- 
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schaftsministeriums entgegenkomme. Es sei also die Frage, 
ob bei Forderungen von reichsdeutschen Firmen die Verwal- 
tungen der Rüstungsbetriebe geneigt seien, in irgendwelcher 
Form etwas zu geben. Natürlich habe eine klare Herausstel- 
lung des Problems im Sinne eines Nachgebens das eine gegen 
sich, daß das unter Umständen eine politische Vorbelastung 
des Problems im Hinblick auf das neutraie Ausland bedeuten 
würde. | 


Präsident Kehr |] bemerkt, daß er mit dem Problem 
noch nicht befaßt worden sei und deshalb auch noch keine 
endgültige Stellung nehmen könne. 


Präsident Senkowski ist der Auffassung K B 
ve pt ich- 
man keinen Unterschied zwischen den einzelnen Schul ungen g 
des polnischen Staates machen künre. Denn schließlich seien < 
das doch alles Forderungen gegen den polnischen Staat, auf 
deren Höhe des garnicht ankomme. 





Präsident Kehr 1l hält eine nochmalige Klärung der 
Frage für notwendig. Es handle sich doch dardum, daß reichs- 
deutsche Firmen Forderungen an Betriebe im Generalgouverne- 
ment haben. Die Zahlungen an Altreichsdeutsche seien nach 
Ansicht des Keichswirtschaftsministeriums von Ministerialrat 
Plodeck mit Recht nicht zugelassen worden. Nun könnten sich 
unter diesen allgemein bezeichneten Betrieben auch Staats- 
betriebe befinden , für die die Sache anders liege als für 
die übrigen Betriebe. ka frage sich, ob Ubereinstimmung dar- 
über bestehe, daß Treuhandbetriebe, die früher nicht Staats- 
betriebe gewesen seien, an Altreichsdeutsche automatisch be- 
zahlen müßten. 





Regierungsrat H e y s e kennzeichnet die Auffassung 
des keichswirtschaftsministeriums dahin, daß, wenn diese 
Werke in privatrechtlicher Form geführt worden seien, bezahlt 
werden müsse, daß aber, wenn es sich um ehemals fiskalische 


Betriebe 
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Betriebe handle, Bezahlung nicht verlangt werden könne. 


Präsident Senkowski weist darauf hin, daß 
Eisenbahn, Post und Monopolbetriebe noch nicht zu den Staats- 
betrieben gehört hätten und daher die Forderungen bezahlt 
werden müßten. Ziäärssiit 


Bankdirigent Dr. Paersch wirft die Frage auf, 
ob man nicht die Verordnung betreffend Reichsdeutsche und 
Volksdeutsche, die durch den Krieg Schaden erlitten haben 
oder Kriegsschäden ersetzt bekommen können, sinngemäß auf 
Gas vorliegende Problem anwenden könnte. 


6. Ausgleich von Schulden und Forderungen 
zwischen Generalgouvernement und Reich 


(Altreich und eingegliederte Ostgebiete). 


Abteilungspräsident Plodeck weist auf die 
interessante Tatsache hin, daß jetzt sämtliche Forderungen 
und Schulden im Reich und im Generalgouvernement im Rahmen 
des Schuldenausgleichs gestrichen werden Sollten, Die Rege- 
lung des Schuldenproblems künne sich aber sehr günstig ent- 
wickeln. Nach seiner Überzeugung künne die Anordnung an die 
Betriebe ergehen, daß auch die deutschen Forderungen in den 
Ostgebieten befriedigt werden. Dabei mügten volksdeutsche 
Forderungen wie reichsdeutsche Forderungen behandelt werden. 


Die Volksdeutschen müßten sich gegebenenfalls als solche aus- 
weisen. 


Präsident Kehrl bittet, ihm eine Zusammenstel- 
lung der in Höhe von 2,5 Milliarden geltend gemachten For- 
derung des Generalgouvernements zu übermitteln. Er glaubt, 
abschließend die Feststellung treffen zu dürfen, daß alle 
reichsdeutschen Forderungen bezahlt würden, sodaß eigentlich 
nur diejenigen nichts erhielten, die Forderungen an den pol- 


nischen Staat hätten. 
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Auf Anregung des Präsidenten Kehr 1 wird dann 
noch zu der Frage des 


Außenhandels des Generalgouvernements 


Stellung genommen. 


Präsident Kehrl weist auf gewisse Bestrebungen 
des Generalgouvernements hin, einen gewissen Augenhandel 
nach anderen Lándern zu betreiben, der sich nur in kleinem 
Rahmen bewegen könnte. Er gehe zunächst nach der Tschecho- 
slowakei und nach Ungarn, und zwar sozusagen im Wege eines 
legalisierten Grenzschmuggels. Dann hätten Verhandlungen 
mit einzelnen anderen Ländern stattgefunden, die nicht sehr 
gut verlaufen seien. Bestrebungen nach einer Ausdehnung die- 
ses Außenhandels könnten vom Reichswirtschaftsministerium 
absolut nicht gutgeheißen werden. Er habe den Gesandten a.D. 
Rümelin gebeten, ihm eine Liste der für den Außenhandel in 
Betracht kommenden Waren zu übersenden. In dieser Liste seien 
die merkwürdigsten Dinge aufgeführt worden, so z.B. Waggons, 
Lokomotiven, Motoren und ähnliche Güter, an denen man in 
Deutschland so knapp sei, daß man selbstverständlich einen 
Außenhandel des Generalgouvernements mit diesen Dingen unter 
keinen Umständen dulden könne, weil sie vom Reich selbst be- 
zogen werden sollten. Eigentlich dir fte praktisch ein Außen- 
handel vom Generalgouvernement überhaupt nicht stattfinden, 
es sei denn, daß es sich um absolute Ausnahmefälle handle. 
Es kämen hier als Waren, für die das Ausland aufnahmefähig 
sei, Güter in Betracht, die das Reich in erster Linie bean- 
spruchen müsse. Die Bemühungen um einen solchen Außenhandel 
des Generalgouvernements stünden nicht im richtigen Ver- 
hältnis zu den sehr geringen Möglichkeiten. 








Staatssekretär Dr. Bühler gibt zu, daß selbstver- 
stándlich das Generalgouvernement keinen breiten Außenhandel 
treiben könne, Im übrigen habe man die bescheidenen Möglich- 
keiten, die zu Gebote ständen, ausnutzen wollen. Es handle 


sich 
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sich nur um ganz wenige Ausfuhrobjekte, vor allem um Salz. 


Präsident Kehr 1 will die Ausfuhr von Salz, über 
das man in Deutschland zur Genüge verfüge, nicht beanstanden. 
Die Ausfuhr aller anderen Industriegüter müsse aber prak- 
tisch beanstandet werden, weil man ja in Deutschland nur 
solche Industriewerke laufen lasse, die für die Kriegswirt- 
schaft von Wichtigkeit seien. Daher seien alle Produkte 
dieser Werke selbstverständlic für den Export ungeeignet. 
Es könne sich vielleicht um Waren minder wichtiger Art wie 
Federn, Bürsten usw. handeln,doch frage es sich, ob es sich 
lohne, angesichts der Geringfügigkeit dieser Ausfuhr Annexe 
zu den deutschen Handelsverträgen zu machen. 


Staatssekretär Dr. Bühler bemerkt, daß er über 
die Einzelheiten dieser Verhandlungen nicht orientiert sei. 


Präsident Kehr 1 befürchtet aus einer gewissen 
Aktivität des Generalgouvernements auf diesem Gebiet eine 
Konkurrenz für das Reich. In Finnland sei übrigens den Händ- 
lern von maßgebender Stelle nahegelegt woyden, sich erst mit 
den Berliner Stellen in Verbindung zu setzen. Für das Reichs- 
wirtschaftsministerium sei es immerhin etwas peinlich, wenn 
Rückfragen gestellt werden müßten. 








Präsident Senkowski bestreitet, daß von 
Seiten der Monopolverwaltung des Generalgouvernements dem 
Reich hinsichtlich der Ausfuhr von Salz Konkurrenz gemacht 
werde. Denn das Reich liefere das Salz viel billiger als 
die Monopolverwaltung. 


Präsident Kehr 1 will auch nur grundsätzlich zu 
der Frage Stellung genommen haben. Jedenfalls gehe es nicht 
an, daß dem Reich angesichts der doch immerhin geringfügigen 
Sache Schwierigkeiten erwüchsen. Es dürfe auch nicht die 
Hoffnung erweckt werden, als könne es vom Reich zugelassen 

werden, 
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werden, dap Waggons ausgeführt würden, damit man Schotter 


hereinbekomme. Sowohl das Otto-Programm wie die Todt'schen 
Unternehmungen seien insofern auch nur privater Natur, und 


private Kompensationsgeschäfte könne man nicht gutheißen, 
weil dafe meist die törichtesten Dinge ausgehandelt würden. 


Regierungsrat H eys e betont, daß alle Materialien, 
die ins Generalgouvernement gebracht würden, über das Zentral. 
clearing gehen mügten. Das einzelne Kompensationsgescháft 
störe die Bezugsmöglichkeiten des Heiches. 


Präsident Senkowski erklärt, daß ihm von 
Exportangeboten nichts bekannt geworden sei. Man habe seiner- 
zeit einen Vorstoß unternommen, weil man nicht Export-, 
sondern Importwünsche habe, insbesondere im Hinblick auf 
die Hohstoffversorgung. Ministerialdirigent Bergemann habe 
ihm gegenüber geäußert, daß direktge Kompensationsgeschafte 
zur Beschaffung notwendiger Rohstoffe zulässig seien. Weiter 
habe ihm Ministerialrat Heinrath erklärt, er könne grund- 
sätzlich keine Rohtabakdevisen in Aussicht nehmen, solange 
nicht von Seiten des Generalgouvemements durch zusätzlichen 
Export etwas gezahlt würde. 


Präsident Kehr 1 hält es theoretisch für möglich, 
daß vom Generalgouvernement ein Export getätigt werden könne, 
der an sich unschädlich sei. Die Möglichkeiten seien aber 
ganz gering. Staatssekretär Reinhard habe auch noch keine 
Veranlassung gehabt, sich mit der Wirtschaft des General- 
gouvernements zu befassen, und deshalb auch nur ganz allge- 
mein zu der Frage Stellung genommen. 


Dem Hinweise des Präsidenten Senkowski gegen- 
über, daß nach Ministerialdirigent Bergemann solche Kom- 
pensationsgeschäfte nicht genehmigungspflichtig seien, be- 
tont Regierungsrat H ey se, daß lediglich gesagt worden 

sei, 
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sei, das mneichswirtschaftsministerium würde einer Liste 
zustimmen, die ihm vorgelegt werde und auf Grund deren man 
prüfen könne, ob die Ausfuhr des Generalgouvernements das 
Reich auf den Märkten schádige. 


Präsident Senkowski berichtet, daß die Mono- 
polverwaltung seit dem Sommer v.J. aus den verschiedendsten 
Ländern, so aus Schweden, Finnland, aus der Schweiz und den 
Südoststaaten, Anfragen und Aufforderungen erhalte, für Ex- 
portzwecke Salzproben zu schicken. Man könne solche Anfragen 
und Anforderungen doch nicht von vornherein zurückweisen. 
Offerieren könne er natürlich nur auf Grund seiner Geste- 
hungskosten. 


Präsident Kehr 1 betont nochmals ausdrücklich, 
daß das Heichswirtschaftsministerium überhaupt einen Export 
des Generalgouvernements für irgendeine Ware nach irgend- 
einem Lande ohne seine Zustimmung nicht gutheißen könne. 
Ein eigener Exporthandel kónne und dürfe nicht stattfinden. 
ES sei auch von dem Einvernehmen mit dem Reichswirtschafts- 
ministerium ausgegangen worden, und das schliege aus, dag 
von Seiten der Monopolverwaltung des Generalgouvernements 
Salzofferten abgegeben würden, ohne vorher abzustimmen, ob, 
in welchen Mengen und nach welchen Ländern Salz geschickt 
werden solle. Man kónne die Dinge nur auf Grund einer Liste 
regeln und feststellen, ob gegen die Ausfuhr irgendeiner 
Ware Bedenken bestehen. Dann sei immer noch die Frage zu 
kláren, nach welchen Lündern und zu welchem Preise expor- 
tiert werde. 


Präsident Senkowski beruft sich darauf, 
daß der Herr Generalgouverneur ihm persönlich den Auftrag 
erteilt habe, auf die Forcierung des Salzexports Wert zu 
legen. 


Präsident 
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Präsident Kehr 1 will das Problem auch nicht 
auf die Salzausfuhr abgestellt wissen. Grundsätzlich müsse 
aber davon ausgegangen werden, daß ein Außenhandel des 
Generalgouvernements ohne Verständigung im einzelnen nicht 
möglich sei. 


Staatssekretär Dr. Bühler stimmt im allgemeinen 
den Ausführungen des Präsidenten Kehrl Zu, will allerdings 
die Konsequenz daraus Eezogen wissen, daß die Interessen 


des Generalgouvernements bei der Außenhandelsregelung ent- 
Sprechend vertreten werden. 


Die Sitzung wird hierauf geschlossen. 


(Schluß der Sitzung 194? Uhr) 
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Dienstag, den 25. Februar 1941. 


Beginn der Sitzung: 1510 Uhr. 


Unterstaatssekretär Kundt führt einleitend aus, daß 
sich der Herr Generalgouverneur mit seiner Regierung und 
somit die gesamte Zivilverwaltung des Generalgouvernements 
durchaus der Aufgabe bewußt seien, die ihnen für die Dauer 
des Krieges gegenüber der Wehrkraft des Reiches in dem Ent- 
scheidungskamp? zufalle. Bei der Behandlung des vorliegenden 
Ihemas müsse man davon ausgehen, daß es sich beim General- 
gouvernement nicht um ein Land handle, für das im Frieden 
eine Ordnung getroffen werde und das bei dieser Ordnung über 
Rohstoffe, Materialien und Quartiere friedensmäßiger Art ver- 
füge, die es für die Kriegführung zur Verfügung stellen kön- 
ne, sondern indiesem Lande habe man eine Ordnung erst ein- 
führen müssen. Man habe im früheren Polen Kultur-, Wirt- 
schaits- und Besitzverhältnisse vorgeiunden, die mit denen 
eines deutschen Kultur- und Reichsgebietes im engeren Sinne 
garnicht zu vergleichen seien. Was an Bedenken oder Darle- 
gungen im nahmen der Beratungen vorgebracht werde, dürfe 

nicht so gewertet werden, als richte es sich gegen irgend- 
| jemand, etwa gegen die Wehrmacht, sondern es gründe sich 
immer auf die Aufgaben, die der Führer dem Generalgouverneur 
j gestellt habe, Z.B. nach jeder Möglichkeit ohne Zufuhr von 
í 
| 





Rohstoffen, ohne Ernährungszuschuß, und zwar mit einem ganz 
geringen Menschenmaterial an Verwaltungsbeanten auszukommen, 
darüberhinaus sogar auf manchen Gebieten wie z.B. in dem Sek- 
tor "Holz" Lieferungen an das Reich zu tätigen. 
Die vom Führer der Regierung des Generalgouvernements 
und der Wehrmacht erteilten Befehle mügten nun so ausgeführt 
werden, daß beide Teile ihrer Pflicht als Befehlserhalter 
entsprechen könnten. Daher müsse man auf die Verhältnisse 
Rücksicht 
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Rücksicht nehmen, die man hier vorfinde, und dürfe sich 
nicht nach idealen Verhältnissen richten, wie man sie viel- 
leicht in einem Lande finde, das erstmalig besetzt werde. 

in allen grundsätzlichen Fragen, die hier zu disku- 
tieren, die vielleicht manchmal nicht gerade aktuell seien, 
sondern später gelöst werden könnten, sei bisher eigentlich 
über mangelnde Zusammenarbeit zwischen Militär- und Zivil- 
verwaltung keine Klage zu führen. Wenn z.B. ein Truppen- 
teil glaube, im Generalgouvernement ohne weiteres so vor- 
gehen zu können, wie im Reich, so werde in solchen Fällen 
der Weg der Belehrung zumeist Erfolg haben. Daher werde es 
auch gelingen, auf allen in Betracht kommenden Gebieten jene 
Normen zu schaffen oder jene Regelungen zu treffen, die im 
Hinblick auf das generelle Verhältnis zwischen Wehrmacht 
und Verwaltung und die besonderen Aufgaben der nächsten 
Monate erforderlich sein. 

in der Aussprache in Berlin sei vereinbart wa den, 
$ 5 und einige andere Bestimmungen des Reichsleistungs- 


gesetzes zur Grundlage einer entsprechenden Regelung im 
Generalgouvernement zu machen. 


Oberstleutnant von Steinwehr nimmt zunächst zu der Be- 
Stimmung des $ 5 des Heichsleistungsgesetzes Stellung. Diese 
Sestimmung, so führt er aus, sehe die Möglichkeit vor, zwangs 
weise Militarpersonen in Quartieren unterzubringen. Zu be- 
rücksichtigen sei allgemein, daó das ganze Heiohsleistungs- 
gesetz speziell auf deutsche Verhältnisse zugeschnitten sei. 
$ 5 enthalte so viele Einschränkungen, daß er in dieser Fas- 
sung wohl kaum im Generalgouvernement werde Anwendung finden 
können. Allerdings könnten diese Einschränkungen weit und 
eng ausgelegt werden. Im letzteren Falle wäre die Anwendung 
des $ 5 verhältnismäßig leicht, nicht aber dann, wenn man 
diese Bestimmung weit auslege. Man habe auch schon in eini- 
gen Fällen, besonders im Zusammenhang mit dem Vormarsch im 
Westen, von diesen Einschränkungen fast keinen Gebrauch ge- 
macht. 


Der 
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Der Entwurf des MIG bringe im wesentlichen mit Aus- 
nahme der Einschrünkungen das, was $ 5 vorsehe. Die Schwie- 
rigkeit liege aber darin, daß man z.B. bei der Zurverfügung- 
stellung der von den militärischen Dienststellen für notwen- 
dig erachteten Einrichtungsgegenständeg - Mobiliar, Haus- 
wäsche, Geschirr, Geräten usw. - auf ganz verschiedene Beur- 
teilungen stoßen werde. Hier liege auch zumeist die Quelle 
von Fehlern, Mißverständnissen und Reibungen: der eine halte 
etwas für notwendig, was ein anderer für überflüssig halte. 
Zu solchen lii8verstündnissen und Reibungen bestehe umsomehr 
Anlad, als ja der Lebensstandard vor allem der polnischen 
Landbevilkerung wesentlich niedriger sei als derjenige der 
Bevölkerung Deutschlands. Er selber finde zur Zeit auch noch 
keine befriedigende Fassung der Sestinumung, mit der man er- 
reichen könnte, daß einerseits der Truppe das zugeteili wer- 
de, was sie unbedingt notwendig brauche, andererseits aber 
auch von der Bevölkerung nicht Unmizlimes verlangt oder bei 
lüngerer Belegung eines Quartiers der Lebensstandart dieser 
Bevölkerung so weit herab gedrückt werde, daß die Arbeits- 
fähigkeit darunter leide. 

Was Einzelheiten wie z.B. die Beleuchtung angehe, so 
könne er die Verhältnisse im Generalgouvernement nicht beur- 
teilen, er nehme aber an, daß im allgemeinen der polnische 
Bauer nur über höchst spärliche Beleuchtungsmöglichkeiten 
verfüge. 

5s werde nun schwierig sein, eine Formulierung zu fin- 
den, die allen Möglichkei ten gerecht werde, sie auch er- 
schöpfen lasse, ohne daß ein zuviel an Leistung gefordert 
werde. Im Reiche sei die Formulierung einer solchen Bestim- 
mung vielleicht einfacher gewesen, weil man sich auf ge- 
wisse Vorgänge habe stützen können. So sei man auch in der 
Lage gewesen, vorzuschreiben, was dem einzelnen Offizier, 
Unteroffizier oder Mann an Einrid tungsgegenständen gewährt 
werden könne. Wenn man die Bestimmungen des Reichsleistungs- 
gesetzes allgemein auch für das Generalgouvernement zu Grunde 

lege, 
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lege, werde man aber immerhin noch am besten vorwärtskommen. 


Unterstaatssekretür Kundt geht zunächst mf die quartie 
leistung ein und betont, daß zur Zeit im Generalgouvernement 
überhaupt kein Üperflu8 an Wohnraum bestehe. Nicht nur die 
Jüdische, sondern auch die polnische Bevölkerung sei bereits 
hinsichtlich ihres Wohnraumes aufs äußerste zusammenge- 
drängt; zuweilen seien 20 Personen in einem Zimmer unter- 
gebracht. Es werde also nicht mehr viele Möglichkeiten auf 
diesem Gebiete geben, es sei denn, daß man die Bevölkerung 
aus den Wohnungen überhaupt entferne und ohne Behausung 
lasse. In einzelnen Gegenden mögen die Verhältnisse besser 
sein; aber im allgemeinen habe man doch die größten Schwie- 
rigıeiten gehabt, das Personal der Verwaltung einigermaßen 
anstandig unterzubringen. Deshalb habe man sich auch bereits 
im Herbst vorigen Jahres genótigt gesehen, eine Verordnung 
zu erlassen, nach welcher bei jedem Kreishauptmann, Stadt- 
hauptmann und Stadtkommissar ein Wohnungsamt errichtet wer- 
den müsse, das allein über die Dinge zu entscheiden habe, 
die in $ 5 des Reichsleistungsgesetzes aufgeführt seien. 

Er nehme nun allerdings an, daß von der inanspruchnahme 
zur Quartierleistung die Dienstgebäude bezw. Dienstr&ume 
aller Dienststellen, also auch der polnischen, die der Re- 
gierung des Generalgouvernements unterständen, ausgenommen 
seien. Es dürfe z.B, nicht vorkommen, daß, wie in einzelnen 
Fällen geschehen, ein Iruppenteil die polnische Belesschaft 
eines Postamtes aus dem Gebäude entferne, was ja letzten 
Endes einen geregelten Postbetrieb unmöglich machen würde. - 
Auch das deutsche Personal der Zivi lverwaltung sei vielfach 
auf ganz bescheidene Unterkunftsmöglichkei ten angewiesen. 

Um hier einen Ausgleich zu schaffen, greife das Wohnungsamt 
heute schon mit Zwangsmaßnahmen ein; wohnungen mit mehreren 
Zimmern würden registriert und gegebenenfalls für die Unter- 
bringung weiterer Personen herangezogen. Solche Maßnahmen 

könnten auch nur als durchaus gerechtfertigt angesehen wer- 
den; denn man könne z.B. nicht verantworten, daß Beamte der 
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Eisenbahn angesichts ihren schweren Dienstes über keine 
genügenden Schlaf- und Waschgelegenheiten verfügten. 

In diesem Zusammenhange müsse auch die Frage geprüft 
werden, welche Wirtschaftsräume das Generalgouvernement 
brauche, um seine Aufgaben auf wirtschaftlichen Gebieten 
wie denen der Landwir;schaft und Industrie erfüllen zu kön- 
nen. Hier spielten die Monopolbetriebe eine wid» tige Rolle, 
weil sie gewissermaßen das Rückgrat der gesamten Finmz- 
gebarung des Generalgouvernements darstellen. Eine Inan- 
Spruchnahme von Tabakfabriken oder großen Lägern der Mono- 
polverwaltung durch die Wehrmacht würde zur Folge haben, 
daß die Einnahmen der Monopolbetriebe zurückgingen und die 
dem Reichsfinanzminister gegenüber eingegangenen Verpflich- 
tungen vom Generalgouvernement nicht erfüllt werden können. 
Ahnliches gelte für Betriebe der Industrie und Landwirt- 
schaft. 


Ministerialrat Dr. Pabst will vorweg eine grundsátz- 
liche Frage geklürt wissen. Zweifellos habe die Wehrmacht 


den Zauptbedarf an solchen Unterkünften aller Art. Aber 
ebenso wie im Reich würden wohl auch im Generalgouvemement 
andere Dienststellen Bedarf an Unterkünften haben, so die 
behórden der allgemeinen Verwaltung, die Polizei, die Forma- 
tionen des Arbeitsdienstes, der Organisation Todt usw. Aus 
dieser Erkenntnis heraus habe man auch das Wehrleistungs- 
gesetz, das ursprünglich für den Einmarsch in Usterreich ge- 
schaffen worden sei, zu einem Reichsleistungsgesetz ausge- 
baut. Dieses Gesetz solle zunáchst und vornehmlich den Be- 
dürfnissen der Wehrmacht und der Landesverteidigung im en- 
geren Sinne dienen. In den Vorverhandlungen über dieses Ge- 
setz sei insbesondere von Seiten der Wirtschaft mit Recht 
daraufhingewiesen worden, daß noch andere Ansprüche auf al- 
len Gebieten in Frage kümen und man daher mit der endgül- 
tigen Regelung noch warten sollte. Der erste Entwurf habe 
aber in wenigen Nachtstunden aufgestellt werden müssen, und 
so 
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so sei eine Berücksichtigung dieser Belange damals noch 
nicht möglich gewesen. Ein besonderes wirtschaftliches 
Leistungsgesetz habe man nicht schaffen wollen, ausgehend 
von der Erwägung, daß im Führerstaat alle Materien, die 
einer einheitlichen Regelung bedürften,auch einheitlich 
geregelt werden müßten. 

Deshalb werfe er die Frage auf, ob die Verhandlungen 
nur unter dem Gesichtspunkt der Bedürfnisse der Wehrmacht 
geführt oder ob auch gleichzeitig die übri gen Bedürfnisse 
mit berücksichtigt und, wenn möglich, mit den-selben For- 
mulierungen erfaßt werden sollten. Die Notwendigkeit dafür 
erblicke er gerade in dem Hinweis des Unterstaatssekretärs 
darauf, daß die Organe der Verwaltung des Generalgouverne- 
ments im weitesten Sinne ebenso wie gewisse wirtschaftliche 
Einrichtungen, die zur Zeit über Räume verfügten und sie 
auch weiterhin brauchten, irgendeine Berücksichtigung finden 
müßten. Wenn man alle diese Belange nach Möglichkeit ein- 
heitlich und nach praktischen Gesichtspunkten regeln wolle, 
dann könne es nur von Vorteil sein, wenn die Ansprüche der 
verschiedenen Bedarfsträger gewissermaßen durch eine Schleuse 
geleitet würden. Deshalb sehe auch die Bestimmung des $ 22 
des Reichsleistungsgesetzes vor, daß die Anforderung der 
Leistung durch bestimmte Stellen gehen solle. Die Richtigkeit 
dieser Bestimmung habe auch die Wehrmacht anerkannt. Die 
deutsche Wehrmacht sei schon vor Inkrafttreten des Wehrlei- 
stungsgesetzes von 1938 ein so gewaltiger Apparat gewesen, 
daß, wenn keine solche Schleuse vorhanden wäre, die Inter- 
essen der einzelnen Wehrmachtsteile gegeneinander gestanden 
hätten. 

Die beste Schleuse, durch die man diese Unterkunfts- 
und anderen Bedürfnisse leiten könne, sei auch nach Auffas- 
sung der Wehrmacht diejenige örtliche Stelle, die mit ihrem 
Bezirk aufs engste verwachsen sei, ihn genau kenne und im 
übrigen auch der ganzen Frage objektiv gegenüberstehe. Des- 
halb würden im Reich die Dinge durch die untere Verwaltungs- 
behörde geleitet, die dann die Verantwortung übernehme. Sie 
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habe Kenntnis davon, ob von einem Wehrmachtsteil dieses oder 
jenes Gebäude beschlagnahmt worden sei, sodaß es einer an- 
deren Formation nicht gegeben werden könne, weil sonst an- 
dere Wehrmachtsinteressen berührt würden. Er sehe deshalb 
in den Wohnungsämtern des Generalgouvernements eine durch- 
aus zweckmäßige Einrichtung, weil sie praktisch die einzel- 
nen Belange zu prüfen hätten und bei Inanspruchnahme be- 
sonders von Unterkünften entgegenstehende Interessen berück- 
Sichtigen kónnten. Man werde allerdings diese Belange nicht 
kasuistisch in einer Anweisung aufführung können, Ææ gesehen 
vielleicht von der Frage der Dienstwohnungen. Im Reich seien f 
die Dienstwohnungen grundsätzlich von der Einquartierung frei 
gestellt, wenn auch manche Dienstwohnung sehr geráumig und 
für eine Einquartierung durchaus geeignet würen. Anderer- 
seits gäbe es Räune, die Bus dienstlichen Gründen durchaus 
ungeeignet für eine e£4 Belegung seien, wie z.B. die Räume 
der Sisenbahnverwaltung oder Diens twohnungen in einem Bahn- 
hofsgebáude, weil durch eine Einquartierung der in erster 
Linie der Landesverteidigung dienende Zisenbahndienst er- 
heblich gestört werden könnte. 

Man müsse sich nach alledem grundsätzlich über die 
Frage einig werden, ob man nicht vielleicht alle Bedürf- 
nisse, auch die der zivilen Stellen, schon mit in dieser 
Regelung berücksichtige und ob man den verschiedensten In- 
teressen, ohne sie kasuistisch anzuführen,dadırch Rechnung 
trage, daB man wie im Altreich eine Schleuse einbaue, durch 
die abgesehen von besonders dringenden Fällen Anme lc ungen 
und Beanspruchungen von Wuartierleistungen geleitet werden 
müßten. Durch diese Stelle müßten dann nach einer gewissen 
Rangordnung alle Belange geprüft werden. 


Unterstaatssekretür Kundt weist daraufhin, dap Dieust- 
wohnungen ähnlicher Art, wie man sie im Reich sehr zahlreich 
vorfinde, im Generalgouvernement abgesehen von einzelnen 
Ausnahmen überhaupt nicht vorhanden seien. Im übrigen kenne 
man den Segriff der Wohnkultur in Polen jedenfalls auf dem 
Lande so gut wie gar nicht. Es gebe vielleicht noch einige 
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Wohnungen in den Städten, in die mm Personen hineinlegen 
könnte. Solche Maßnahmen zu ergreifen, sei Sache des Woh- 
nungsamtes. 

Im Generalgouvernement sei eine Gesetzgebung geschaffen 
worden, die lediglich den Zweck verfolge, alles das, was 
die Zivilverwaltung für ihre Tätigkeit notwendig brauche, 
gesetzlich zu regeln. Es bestehe die Möglichkeit der Ent- 
eignung und der Beschlagnahme. Anfangs habe man sogar zum 
Zwecke der Einrichtung von Diensträumen Möbelstücke und son- 
stige Wohnungseinrid) tungsgegenstände aus Privatwohnungen 
hinausschaffen können. Man habe auch ganze Stragenzüge von 
den Einwohnern evakuiert, um den notwendigen Wohnraum zu 
schaffen. Bisher sei man eigentlich ohne Inanspruchnahme 
dieser gesetzlichen Regelung ausgekommen; denn im allgemei- 
nen hátten die Kasernen des Generalgouvernements fiir die 
Unterbringung ausgereicht. Jetzt aber stehe man vor der 
Frage, was angesichts des Hereinstrümens einer erhöhten 
Iruppenzahl geschehen solle. 

Der kreishauptmann habe auf dem Gebiet der Wohnungs- 
fürsorge ziemlich weitgehende Befugnisse. Nach der Wohnungs- 
verordnung dürfe z.B. ohne seine Genehmigung über Bäume über- 
haupt nicht verfügt werden. Der Kreishauptmann bezw. Stadt- 
komnissar sei auch zumeist in der Lage gewesen, den Anfor- 
deringen der Ortskommandanten auf Zurverfügungstellung von 
wuartieren zu genügen. Heute sei aber die Situation auf die- 
sem Gebiet wesentlich schwieriger geworden. Dasselbe gelte 
übrigens auch für die Ernährungsfrage, die jetzt im General- 
gouvernement total geregelt sei. Der Kreishauptmann oder 
Kreislandwirt dürfe heute nicht mehr zulassen, daß sich 
irgendein Wilitärorgan etwa Butter aus einem Molkereibet rieb 
oder Hafer verschaffe, wobei allerdings nicht ausgeschlos- 
sen sei, daß unter Zustimmung seiner vorgesetzten Dienst- 
behörde gewisse Vereinbarungen über vorläufige Zurverfügung- 
stellung von Lebensmitteln usw. getroffen würden. Es frage 
sich nun, wie die Wehrmacht im Raima der der Zivilverwal- 
tung gegebenen Vollmachten zu ihrem Rechte komme. 


Oberlandes;erichts- 
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Oberlandesgerichtsrat Dr. Weh weist auf die zahlreicha 
Bewirtschaftungsvorschriften hin, die der Zivilverwaltung 
des Generalgouvernements die Miglichkeit geben, sich gewisse 
Versorgungsmittel zu verschaffen. Nach ihrer neuen demnächst 
in Kraft tretenden Fassung könne z.B. die Verordnung über 
zwangsweise Bewirtschaftung von Wohnräumen auch auf Nutz- 
räume erstreckt werden. Damit sei die Gewähr geboten, sänt- 
liche in $ 5 des Reichsleistungsgesetzes aufgeführten Räume 
und Plätze zu bewirtschaften. - Die Verordnung über die Er- 
nährung und Landwirtschaft unterwerfe die gesamten land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse der einheitlichen Bewirtschaf- 
tung durch die Regierung des Generalgouvernements. Auch be- 
stehe nach der Straßenverkehrsordnung ein Zugriffsrecht 
auf Laudfahrzeuge und Tiere. Ferner seien alle Rohstoffe 
erfaßt worden: Kohle, Eisen und Stahl, Metalle, Gold und 
Edelmetalle seien einheitlich bewirtschaftet. Das gleiche 
gelte für Spinnstoffe und Leder, sowie für die gesamte Kraft- | 
fahrwirtschaft hinsichtlich des Treibstoffes, des Mineral- 
öles, der Reifen usw. Danach habe also die Zivilverwaltung 
praktisch die Miglichkeit,alles zu erfassen, und insofern 
sei eigentlich das Reichsleistungsgesetz im Generalgouverne- 
ment bereits im wesentlichen verwirklicht. 


Hauptmann Dr. Hermann gibt gegenüber der Anregung des 
Unterstaatssekretärs Kundt, gewisse Ausnahmen von der Reichs- 
leistungspflidit z.B. bei den staatlichen Gebäwien des Gene- 
ralgouvernements zu machen, zu bedenken, daß bezüglich des 
großen Sektors der Schulen bereits ein gewisses Einvernehmen 
zwischen der Regierung des Generalgouvernements und dem MIG 
erzielt worden sei. Der Herr Generalgouverneur vertrete 
ebenfalls die Auffassung, da8, wenn notwendig, auch der 
Schulbetrieb hinter den Interessen der Wehrmacht zurückzu- 
treten habe und wie im Reich notfalls Schulen zu Einquartie- 
rungszwecken verwendet werden müßten. Auch in Hinsicht auf 
die Freistellung von Wohnungen, "29 stantliche Beante und 
Angestellte innehätten, sollte man/élastischenVorschri ften 
des $ 5 des aeichsleistungsgesetzes Platz greifen lassen 

und 
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und nicht eine allgemeine Ausnahme statuieren. Wenn 9 5 
sage, daß jeweils dem Wohnungsbedürfnis des Inhabers einer 
Wohnung Rechnung zu tragen sei, so sei das eine durchaus 
glückliche Formulierung, mit der man einen gerechten Aus- 
gleich der beiderseitigen Interessen herbeiführen könne. 

Es sei durchaus denkbar, daß der eine oder andere Beamte 
bei der ersten Verteilung der Wohnungen eine viel bessere 
Unterkunft gefunden habe als ein vielleicht über ihm stehen- 
der hóherer Beamter. 

Was die Monopolbetriebe angehe, so miisse selbstver- 
standlich die Wilitärverwaltung dem Gesichtspunkt Rechnung 
tragen, daß die Einkünfte des Generalgouvernements im we- 
sentlichen auf den Einnahmen der konopolverwaltung berukken 
und daher diesen Monopolbetrieben unter allen Umständen 
weitestés zutgegenkommen gezeigt werden müsse. Aber auch 
hier habe sich mitunter gezeigt, daß der eine oder andere 
onopolbetrieb ohne Schaden für sich dennoch einen Teil 
seiner Ráume für die Wehrmacht habe abgebeh kónnen. Er denke 
beispielsweise an die Halle in Lublin, von der die eine 
Hälfte für einen Kraftfahrpark, die andere für den Monopol- 
betrieb in Anspruch genommen werde. 


Landesbauernführer Körner weist darauf hin, daß die 
Abteilung Ernáhrung und Landwirtschaft im Auftrag des Herrn 
Generalgouverneurs die Fürsorge für die Ernährung der Ar- 
beiter in staatlichen und lebenswichtigen Betrie ben des 
Generalgouvernements übernommen habe. Im Zuge dieser Rege- 
lung sei denn auch die Bewirtschaftung der Lebensmittel auf 
allen Gebieten in Angriff genommen worden. Man habe aller- 
dings zu gewissen scharfen iiaünahmen greifen müssen. So habe 
man den Dörfern Auflagen gemacht, habe das voraussic htliche 
Aufbringungssoll berechnet, habe auf Grund eines Karten- 
systems Lebensmittel für die Bevölkerung festzesetzt usw. 
Man habe die Bewirtschaftung allerdings nicht lückenlos 
durchführen können, sondern sei gezwungen gewesen, manche 
Dinge freizulassen. Weiter habe man, ohne zu wissen, wie 
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hoch der Jahresertrag wäre, mit der Wehrmacht e ine Verein- 
barung getroffen, nach welcher sie bestimmte Teile des Auf- 
bringungssolls erhalte. So seien auch schon größere Mengen 
an Droigetreide, Hafer, Kartoffeln, Zucker, Gemüse usw. 

an die Wehrmacht geliefert und ferner auch 87 500 Pferde 
zur Verfügung gestellt worden. 

Den Wehrmachtsstellen sei es grundsätzlich untersagt, 
sich draußen im Lande irgendwie selbst zu versorgen. Die 
Versorgungslage des Generalgouvernements lasse ja auch nur 
eine genau festgelegte Inanspruchnahme von Erzeugnissen der 
Ernáhrung und Landwirtschaft einschlieBlich Schlachtvieh, 
Stroh, Brotgetreide zu. Die “einung gehe dahin, daß zwar 
bestimmte Mengen und Arten von Erzeugnissen bareitgestellt 
werden, aber jede weitere Inanspruchnahme von landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen durch einzelne Formationen grund- 
sátzlich untersagt wird. An dieser Auffassung müsse auch 
festgehalten werden. Soweit in dringenden Ausnahmefällen 
Nahrungs- und Futtermittel von der Wehrmacht in Ansprüch 
genommen werden mußten, habe man der Wehrmacht in Gestalt 
von Vorschüssen geholfen,und die Wehrmacht habe andererseits 
wieder für die Rüstungsbetriebe das gleiche getan. Wenn hier 
und da Einzelabrufungen bei Betrieben der Ernährung und 
Landwirtschaft erfolgen mußten, so svi ein besonderer Lei- 
Stungsbescheid gegeben worden. Jedenfalls werde mehr und 
mehr darauf hingearbeitet, daß eigenmächtige Ankiufe sei- 
tens der Wehrmacht unterbunden würden. Auch bestehe ein 
sehr enges Einvernehmen mit dem MIG zu dem Zwecke, Diszi- 
plinlosigkeiten bei Truppenteilen, die neu ins Generalgou- 
vernement kämen und die hiesigen Verhältnisse nicht kennten, 
zu verhüten, Auf Anordnung des Generalgouverneurs habe er 
nochmals einen Befehl an alle landwirtschaftlichen Betriebe 
hinausgehen lassen, der auch den {ruppenfeilen zur Kenutnis 
gegeben war den sei. Dieser Weg müsse auch Zukunft weiter 
beschritten werden. Jas Reichsleistungsgesetz sehe übrigens 
eine ähnliche Regelung vor. Bis zur neuen Erne müsse sich 
die Wehrmacht unter Umständen auf dem Nachschubwege ver- 

sorgen. 
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sorgen. 

Man habe mit verschiedenen Einheiten im Lande wegen 
der Unterbringung von Truppenteilen auf großen Gütern Ab- 
machungen getroffen. Gerade in diesen Tagen sei ein Vertreter 
des MIG bei der zuständigen Dienststelle der Abteilung Er- 
nahrung und Landwirtschaft gewesen, um eine einheitliche 
Zusammenfassung dieser verschiedenen Abmachungen in die 
Wege zu leiten. Die 2 700 großen Güter des Generalgouverne- 
ments teilten sich in 2 Gruppen: die eine Gruppe bestene 
aus TOO Gütern, die beschlagnahmt oder eingezogen oder staat- 
liche Betriebe seien und vom Staate selbst bewirtschaftet 
würden. Die anderen 2 000 groBen Güter würden zwar von Polen 
bewirtschaftet, unterstünden aber dem Weisungsrecht der Ab- 
teilung Ernährung und Landwirtsmaft. Darüber, welche Lei- 
stungen diese Güter in der aurverfügungstellung von Wohnungen 
und Ställen zu erfüllen hätten, könnte mit dem MIG im Rahmen 
der bisherigen Regelung durchaus ein Abkommen abgeschlossen 
werden. Vor allemdürfe es nicht vorkommen, daß das Milch- 
vieh aus den Ställen entfernt wird, und im übrigen müsse al- 
les geschehen, um eine Behinderung des Betriebes in der 
Durchführung seiner Aufgaben unbedingt zu vermeiden. 

Auch bei der Inang ruchnahue von Räumen der ernährungs- 
wirtschaftlichen Betriebe wie Molkereien, Zuckerfabriken, 
Brennereien usw. miisse Vorsicht walten. Das gelte insbeson- 
dere für die groBen Speicher. Es bestehe die Gefahr, dap 
die großen Speicher, die die Abteilung Ernährung und Land- 
wirtschaft für die Versorgung der Städte gebaut bezw. herge- 
richtet habe, in einer Zeit, in der sie vor der Ernte leer 
ständen, von der Wehrmacht in Anspruch genommen würden. Hier 
müßte für jeden Einzelfall eine genaue Abmachung darüber ge- 
troffen werden, wann ein solcher Speicher freizugeben sei 
bezw. nicht für militärische Zwecke in Benutzung genommen 
werden dürfe. Ferner dürfen Getreidespeicher nicht als Pferde 
ställe verwendet werden. 


Unterstaatssekretär 
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Unterstaatssexretir Kundt glaubt, danach feststellen 
zu können, daß auf dem Sektor Ernährung und Landwirtschaft 
die notwendige Regelung eigentlich schon getroffen und abge- 
sehen von Ausnahmen grundsätzlich alles in Ordnung sei. 

Das Verfahren des unmittelbaren Ubereinkommens zwischen 
Abteilung Ernährung und Landwirtschaft und dem MIG habe 
sich durchaus bewührt und kónne weiter alles Grundlage die- 
nen. 


Ministerialdirigent Dr. Emmerich betont, daß die 
Abteilung Wirtschaft für ihren Sektor zentrale Anordnungen 
ähnlich denjenigen, wie sie von der Abteilung Ernährung 
und Landwirtschaft herausgegeben worden seien, nur in ge- 
ringem Umfang getroffen habe. Hinsichtlich der gewerblichen 
Räume, soweit sie nicht der Rüstungsinspektion unterständen, 
seien von Fall zu Fall örtliche Regelung Ohne Eingreifen 
der Zentralinstanz möglich gewesen. 

Von Wichtigkeit seien die Fragen der bewirtschafteten 
Waren und der Stromentnahme. Die Knappheit an bewirtschaf- 
teten Waren sei im Generalgouvernement so groß, daß sie in 
der Regel an Truppenteile nicht verabfolgt werden könnten. 
Lediglich ausnahmsweise habe man sich einmal - beispiels- 
weise auf dem Gebiet der Lederwirtschaft - im Einvernehmen 
mit der Zentralstelle in Berlin veranlaßt gesehen, fiir 
Befriedigung von Wehrmachtsbedürfnissen an Reparaturen ein 
gewisses Kontingent zur Veriügurg zu stellen. Das sei dann 
mit Berlin verrechnet worden, indem man Lieferungen, die 
sonst an das Reich gegangen wären, eingespart oder vom Heich 
diese Dinge wieder vergütet erhalten habe. In dieser Weise 
seien Abreden durchaus möglich. Es wäre so durchzuführen, 
daß die einzelnen Bewirtschaftungsstellen ein Kontingent 
zur Verfügung stellen und über die regionale Verteilung 
eine Kontingentsvereinbarung getroffen wird. 

Für Mineralöl sei mit dem Reichswirtschaftuministerium 
eine zentrale Regelung durchgeführt worden, und zwar, da 
das Generalgouvernement ein liineralWerzeugendes Land sei, 
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zunáchst unter dem Gesichtspunkt: es habe keinen Sinn, 

das hier raffinierte Ül ins Reich zu transportieren, um 

es dann wieder nach dem ücneralgouvernement zu bringen. 

vas gueneralgouvernement sei aber angesichts der starken 
Iruppenbelegung schon ein Zuschußgebiet geworden, und die 
hiesige Produktion gehe nur zu einem sehr geringen Teil, 
hauptsüchlich in Gestalt von Dieselól, ins Reich, das 
Heich schiebe schon für die Bedürfnisse des Marktes in grös- 
serem Umfanze nach. | 

5 Was die Stromentnahme  angehe, so seien bisher auch 
nur Örtliche Regelungen auf Grund von Abreden mit den ein- 
zelnen Elektrizitätswerken z.B. über die Legung von An- 
schlußleitungen erfolgt. In einem Falle habe im Zusammen- 
hang mit der Errichtung eines Truppenübungsplatzes hin- 
sichtlich eines Verbindungsstückes der Landleitung ohne 
Schwierigkeit mit der Wehrmacht ein Übereinkommen getroffen 
werden können. Man werde jedoch in den nächsten Monaten 
vor solchen Schwierigkeiten in der Kohlenzufuhr stehen, 

dab kaum irgendwelche Zugeständnisse gemacht werden könn- 
ten, wenn die Wehrmacht nicht auch gleichzeitig ein ent- 
sprechendes Kontingent zur Verfügung stelle. Er habe keinen 
Zweifel darüber gelassen, daß irgendwelche Lagervorräte 

an Kohlen nicht mehr vorhanden seien. Andererseits sei die 
Möglichkeit des Aufenthalts der Truppen im Raume des Gene- 
ralgouvernements davon abhängig, dá8 Gas, Wasser und elek- 
trischer Strom geliefert werden könnten. Soweit die Wehr- 
macht hier Anforderungen an die Wirtschaft stelle, müsse 
sie auch Vorsorge treffen, daß der Transport der Kohle 
durchgeführt werde. 


Finanzpräsident Spindler regt an, über die einzelnen 
Betriebe, die von der Inanspruchnahme auf Grund des Reichs- 
leistungsgesetzes ausgenommen werden sollten, eine Liste 
aufzustellen, über deren Inhalt Vereinbarungen getroffen 
werden müßten. Mit der Wehrmacht seien bereits einzelne 
Vereinbarungen getroffen worden. Man müsse nun mit der 

Nöglichkeit 
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Möglichkeit rechnen, daß angesichts der zunehmenden Belegung 
des Generalgouvernements mit Truppen weitergehende Ansprüche 
gestellt würden, und müsse daher die &onopolbetriebe vor 
einer Stillegung schützen. Hier kämen vor allem die Betriebe 
des Tabak- und Branntweinmonopols wie des Salzmonopols in 
Frage. Neben den eigentlichen Monopolbetrieben müßten auch 
noch die Hilfsbetriebe geschützt werden: die Tabakbetriebe 
könnten nicht arbeiten, wenn ihnen nicht das notwendige 
Zigarettenpapier zur Verfügung stehe. Ebenso müsse z.B. 

die Glashüttenindustrie im Interesse des Bra ntweinmonopols 
aufrechterhalten werden. 


Regierungsrat Schulze (Monopolverwaltung) fügt ergänzend 


hinzu, daß bis jetzt die ionopolverwaltung eine allgemeine 
Verhandlung mit der Wehrmacht über den Schutz ihrer Betriebe 


noch nicht gepflogen habe. Man habe sich vielmehr nur in 
einzelnen Fällen, in denen die Wehrmacht Betriebe der Mono- 
polverwaltung zum Teil jedenfalls für ihre Zwecke in Anspruch 


nehmen wollte, mit den Dienststellen der Wehrmacht in Ver- 
bindung gesetzt. Mit dieser Fühlungnahme habe man bisher die 
besten Erfahrungen gemacht, und es sei eigentlich in allen 
Fallen geglückt, die Lelange der Wehrmacht und der Monopol- 
verwaltung aufeinander abzustimmen. Beispielsweise habe man 
von der Gesamtfläche des zentralen Rohtabaklagers in Radom 
der Wehrmacht 60 $ zur Verfügung gestellt, wührend sich die 
“onopolverwaltung mit 40 % begniige. bie wonopolverwaltung 
werde voraussichtlich aus der nächsten Ernte etwa 5 bis 
T Millionen kg hochwertigen Tabaks, der im veneralgouv ernemen: 
gebaut werde, ans Heich liefern können. Mit der beginnenden 
srnte müßten die Lacerriume und Fabrikationsanlagen aufnahme- 
fähig sein. Die Räume würden dann bis zum letzten uadrat- 
meter benötigt. Auf dem Gebiete der industriellen Erzeugung 
der Monopolverwaltung liege die Situation noch etwas schwie- 
riger, weil für diese Produktion zahlreiche Hilfsstoffe er- 
forderlich seien, die zum Teil wieder in industriellen Be- 
trieben des Generalgouvernemen ts hergestellt würden. Wenn 
die 
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die vier Tabakfabriken des veneralgouvernements stillgelegt 
werden müßten, dann würde das einen táglichen Brutto- 
Einnahmeausfall von 1,2 bis 1,5 Millionen bedeuten. Daher 
mügte auf dem Wege von vonderverhandlungen mit den Dienst- 
stellen der Wehrmacht erreicht werden, daß diese Betriebe 
und die erforderlichen Hilfsbetriebe wenigstens einiger- 
nafen vom unmittelbaren Zugriff der Wehrmacht verschont 
blieben, wenigstens in der Form, daß nicht etwa plötzlich 
von heute auf morgen irgendeine militärische Stelle den Be- 
trieb stillege und über den Haufen werfe. Jedenfalls müßten 
sich solche Maßnahmen in geordneteren Bahnen bewegm. In 
dieses Gebiet gehöre ja auch das Problem der Kohlenversor- 
gurg. bs wäre nur zu begrüßen, wenn es móglich wire, im 
Einvernehmen mit der Wehrmacht hier gewisse Vorteile zu er- 
reichen. 


Dr. Ebel weist darauf hin, daß die bigenerzeugung 
des Generalgouvernements an Mineralöl nicht ausreiche, um 
den Gesamtbedarf, namentlich den Bedarf der Wehrmacht zu 
decken. Daher sei eine Vereinbarung getroffen worden, nach 
welcher sich die Wehrmacht im großen und ganzen im Wege 
des Nachschubes versorge. Im Erdölgebiet seien von der 
Wehrmacht Nachschubläger eingerichtet worden, die vom Reich 
aus verwaltet würden. Aus diesen Nachschublägern würden dann 
die einzelnen Formationen versorgt. Die Wonopolsetriebs- 
geselischaft, damit das Mineralölmonopol, übernehme aber 
einen Teil der Versorgung der Wehrmacht in eigene Regie, 
und zwar den Teil, der nicht durch geschlossene Zinheiten 
versorgt werden künne. Mit dem Heich bezw. dem Oberkommando 
der Wehrmacht sei eine Vereinbarung getroffen worden, nach 
welcher durch die Monopolvertriebsgesellschaft Einzelforma- 
tionen oder Linzelfahrzeuge an Tankstellen versorgt werden. 
Das Verfahren habe sich durchaus bewührt. Die lionopolverwal- 
tung erhalte einen Zuschuß aus dem Reich durch die Reichs- 
stelle für Mineralöl auf dem Wege über das Reichswirtschafts- 
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ministerium, damit der Gesamtbedarf gedeckt werden könne. 

In der 3edarfsdeckung habe sich etwa die keihenfolz 
ergeben, daß zunächst der Zivilbedarf, dann der Bedarf des 
Straßenbaues und der Hüstungsindustrie gedeckt werden müsse. 
Was dann noch übrig bleibe, könne an die Wehrmacht gegeben 
werden. Die Deckung des Zivilbedarfs sei in den Monaten 
August/September vorigen Jahres sehr gering gewesen, weil 
damals das Generalgouvernement stark mit neuen Truppen be- 
legt worden sei, die sich nicht ausreichend hätten versorgen 
können. Die Truppe habe die Läger, die die Monopol- 
verwaltung im ganzen Generalgouvernement verteilt unter- 
halte, - es handle sich um zehn grüßere Verkaufsläger, - 
einfach leer gekauft. Damals sei z.B. die Stadt Krakau ohne 
jegliches Benzin gewesen. Dazu seien noch Transportschwie- 
rigxeiten getreten. Diese sehr unangenehme Situation habe 
allerdings nur etwa 8 Tage gedauert. 

Zweckmäßigerweise könnte man es vielleicht in Zukunft 
bei der grundsätzlichen aegelung belassen, nach welcher zu- 


nächst der Zivilbedarf, dann der Hüstungsbedarf und der Be- 
darf des Straßenbauwesens gedeckt werden und der Rest der 
Wehrmacht verbleiben könne. Über die Menge, die monatlich 
an die Wehrmacht abgegeben werden könne, habe man mit Major 
Schwemmers eine Übereinkunft getroffen. 


Unterstaatssekretär Kundt hebt hervor, daß unter "Zivil- 
bedarf" der Bedarf der zivilen Dienststellen für die ver- 
hältnismäßiz geringe Zahl von Dienstwagen zu verstehen se. 
Auf einen Bedarf der Zivilbevölkerung werde überhaupt nicht 
Ricksicht genommen. 


Dr. zbel fügt seinen Darlegungen noch ergänzend hinzu, 
daß die Erzeugung an Benzin und Vergaserkraftstoff im Gene- 
ralgouvernement etwa 3 OOO t im Monat betrage. Im April v.d. 
seien der Wehrmacht 525 t geliefert worden. Auf Wunsch des 
Oberkommandos der Wehrmacht sei dann vom 1. Mai ab die Ver- 
sorgung des Abschnittes Mitte und Süd übernommen worden. zs 
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seien im Mai 1 255 t Vergaserkraftstoff geliefert worden, 
im Juni 1 900 t, im Juli. 3 000 t, im August 1 288 t, im 
September 1 785 t, im Oktober 300 t und im November rund 
600 t. Im Oktober sei die Neuregelung in Kraft getreten, 
nach welcher sich die Wehrmacht im Wege des Nachschubes 
selbst zu versorgen habe. Auch in Zukunft werde es wohl 
kaum anders möglich sein, als daß die Wehrmacht den Kraft- 
stoff aus dem Reich geliefert erhalte. Ob die Wengen spä- 
ter über das Monopol geleitet werden sollten, bedürfe noch 
besonderer Erwägungen. Wichtig sei aber, daß die Einzel- 
lager der Monopolverwaltung im Generalgouvernement möglichst 
nicht so stark von der Wehrmacht aufgesucht werden. Man 
habe eine Lagerkapazität von 4 2 200 t, was etwa dem 
Bedarf eines halben Monats entspreche. Mehr kónne dort 
nicht gelagert werden, man müsse vielmehr laufend nach- 
schieben. Eine motorisierte Truppe würde ein solches Lager 
mit einem Schlage leertanken. Vom Militärbefehlshaber seien 
deshalb besondere Befehle herausgegeben worden, nach denen 
sich die Truppe im wesentlichen im Wege des Nachschubes 

zu versorgen habe. Die Begrenzung der Standläger für die 
Deckung des Zivilbedarís, des Bedarfs des Straßenbaues und 
der Küstungsindustrie müsse wohl auch in Zukunft aufrecht- 
erhalten bleiben. 





Hauptmann Dr. Hermann ist der Auffassung, daß man 
im Generalgouvernement im gegenwärtigen Zeitpunkt und noch 
in allernächster Zeit nicht mit statischen Verhältnissen 
zu rechnen haben werde. Militärisch betrachtet seien die 
Verhaltnisse vielmenr durchaus dynamisch. Er würde auch 
empfehlen, bei den Erórterungen die Frage auszuscheiden, 
wie etwa die náchste Ernte untergebracht werde. Diese Frage 
könne ruhig für einige Monate zurückgestellt werden, bis 
man wieder klar übersehen kónne, wie sich die Gesamtsitua- 
tion weiter entwickle. 


Oberlandforstmeister 
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Oberlandforstmeister Dr. Eißfeldt führt aus, daß in 
der Forst- und Holzwirtschaft die wesentlichen Grundlagen 
vorhanden seien, die im Hinblick auf das zur beratung ste- 
hende Thema eigentlich noch grógere Móglichkeiten bóten, 
als sie das Reichsleistungsgesetz selbst vorsehe. Die Forst- 
verwaltung sei auf Grund der erlassenen Verordnungen nicht 
nur imstande, das gesamte Holz zu erfassen, zu verteilen 
und den Markt zwangsweise zu regeln, sondern sie könne auch 
den Waldbesitzern bestimnte Auflagen über die Höhe des Ein- 
schlages machen, Gespanne in Anspruch nehmen, Sägewerka 
Anweisungen für den Einschnitt geben usw. Im Jahre 1940 
habe die Forstverwaltung der Wehrmacht im Wege der Verein- 
barung von Fall zu Fall große Mengen Holz gegeben. Von 
2,9 Millionen Festmetern Stammholz sei etwa die Hälfte 
an die Wehrmacht unmittelbar geliefert wor den, von der 
anderen Hälfte seien große Mengen ins Reich gegangen. Ein 
Teil sei für das Otto-Program zur Verfügung gestellt wor- 
den, der Rest diene der deutschen Kriegswirtschaft im Gene- 
ralgouvernement. Der polnischen Zivilbevilkerung sei nur 
in einigen ganz dringenden Füllen etwas gegeben warden. 

Nun werde aber der Bedarf der Wehrmacht in diesem Jahre im 
Generalgouvernement wahrscheinlich so groß werden, daß er 
aus dem waldarmen Generalgouvernement nicht mehr werde 
gedeckt werden künnen. Deshalb mügte eine Vereinbarung 
getroffen werden, nach welcher sich das Generalgouvernement 
bereit finde, aus den Beständen seine: Wälder gewisse Men- 
gen zu liefern. Das ieich müßte dann andererseits weitere 
Zufuhren vorbereiten, wobei dann allerdings wieder die 
Transportfrage eine wesentliche Rolle spielen werde. Im 
Interesse einer georäneten Wirtschaft bitte er dafür zu sor- 
gen, daß die Wehrmacht nicht unmittelbar in die Bestände der 
Sägewerke eingreife und binnen wenigen Stunden auf diese 
Weise ganze Sägewerke ihres Inhalts beraube. Es würde sich 
empfehlen, den neu ins Generalgouvernement hereinkommenden 
iruppen eine Anweisung zu geben und sie über die Sachlage 
genau ins Bild zu setzen. 

Die Frage der Holzbeschaffung sei nicht so sehr eine 

Frage 
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Frage der Produktion, auch nicht der Bearbeitung, - denn 
die Kapazität der Sügewerke im Generalgouvernement »eeieh 
reiche bei weitem aus -, sondern es handle sich da vor- 
nehmlich um ein Transportproblem. Für den Transport kämen 
lediglich Pferdefuhrwerke und die sogenannten Pan jewagen 
in Betracht. Deshalb dürfe auch nicht in die Beförderungs- 
mittel der deutschen wie polnischen Forstbeamten von Seiten 
der Wehrmacht eingegriffen werden. 


Präsident Gerteis nimmt an, daß ebenso wie im Reich 
die Heichsbahn auch im Generalgouvemement die Ostbahn 
von der Leistungspflicht ausgenommen werde. Die Ostbahn 
arbeite unter den-selben Bedingungen wie die Reichsbahn. 
Wenn die militärischen Transporte durchgeführt werden 
sollten, dann müsse die Ostbahn mit ihrem ganzen Zubehör 
völlig intakt bleiben, ihre Leistungsfähigkeit müsse sogar 
noch gesteigert werden. Eine Abgabe von Triebstoff, Kohle, 
Stroh oder Wasser sei unmöglich. Auch sei es ausgeschlossen, 
dab das Fernmeldenetz benutzt, daß Werkstätten oder Werk- 
stättenteile anderen Stellen zur Verfügung gestellt werden, 
da sie heute noch nicht dem Bedürfnis entsprächen. Ebenso- 
wenig komme eine Kraftwagenabgabe in Frage. Im Gegenteil, 
die Ostbahn müsse ihren Kraftwagenpark noch erheblich ver- 
stárken, um den Transportanforderungen genügen zu künnen. 

Ausgeschlossen sei aber weiter auch die Abgabe von 
Dienstgebäuden und Diensträumen, die sämtlih zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes notwendig seien. Die deutschen 
bisenbahner seien zumeist schon recht schlecht unterge- 
bracht. Zudem müsse man bedenken, dap die deutschen wie 
polnischen Eisenbahner bei ihrem angestrengten Dienst, 
besonders dann, wenn es sich um Nachtdienst handle, eine 
einigermaßen ruhige Unterkunft unbedingt notwendig haben. 


Oberstleutnant 
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Oberstleutnant von Steinwehr sieht den Zweck der Aus- 
Sprache darin, dap die gegenseitigen Interessen abgewogen 


und auf eine vernünftige Basis gebracht werden können. Daß 
die Verháltnisse im Generalgouvernement besonders schwierig 


lagen, sei wohl allgemeine Meinung. Er müsse nun aber ganz 
grundsätzlich für die Leistungen an die Wehrmacht einen Un- 
terschied herausstellen. Bei Leistungen für die Wehrmamt 
müsse man diejenigen Leistungen unterscheiden, die allein 

das Land selbst geben kónne, und die Leistungen, die das Land 
sowohl wie aber auch Nachbarländer gewähren könnten. Die Lei- 
Stung, die nur das Land geben könne, sei in erster Linie die 
Quartierleistung. Sie sei mit dem Grund und Boden des Landes 
fest verbunden und daher nicht transportabel. Alle übrigen 
Leistungen in Gestalt von Verpflegung, Gewührung von Betriebs 
stoffen, von Kohle zu Heizungs- oder Feurungs- oder Eisen- 
bahnzwecken brauchten cht, aus dem Lande genommen zu werden. 
Ursprünglich seindte‘ ; der deutschen Wehrmacht 
überhaupt nicht in staatlichen Gebäuden und Kasernen unter- 
gebracht worden, sondern in Bürgerquartieren. Die Quartier- 
leistungspflicht des Staatsbürgers sei damals genau so eine 
Pflicht gewesen wie die Pflicht zur Straßenreinigung, zum 
Inordnunghalten von Grundstücken usw. Er wünsche Klärung der 
Frage, ob die Truppenteile, abgesehen von Offizieren oer 
höheren Stäben, im Generalgouvernement grundsätzlich in Ka- 
sernen oder Bürgerquartieren untergebracht seien. 






Hauptmann Dr. Hermann zlaubt nicht, daß zur Zeit eine 
Übersicht darüber gegeben werden könnte, weil die Verhält- 
nisse im Generalgouvernement zu variabel seien. Angesichts 
der gegenwärtigen Belegung des Generalgouvernements könnte 
man wohl nur von einer überwiegenden Unterbringung in Ba- 
racken sprechen. 


Unterstaatssekretär Kundt stellt fest, daß im Distrikt 
Krakau die Unterbringung von Truppenteilen in Baracken sehr 
selten sei. Baracken gebe es nur bei den Iruppenübungsplátzen. 
im übrigen würden Kasernen, Schulen und sonstige Gebäude her- 


angezogen, 
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angezogen, auch Privatháuser. 


Oberstleutnant von Steinwehr weist darauf hin, daß im 
Reiche die Truppe im allgemeinen in reichseigenen oder ge- 
mieteten Räumen untergebracht sei, zumeist allerdings in 
Kasernen und Baracken. Ein Eingriff in die Privatsphäre ge- 
höre im Deutschen Reich zu Ausnahmen; siexfäus solche Ein- 
griffe fänden da statt, wo Iruppenansammulungen in einer 
Gegend seien, die über das normale Maß hinausgehen, wie 
Z.B. im Fall von lanóvern oder beim Aufmarsch im Westen. 

Im Generalgouvernement müsse man doch wohl zwischen der 
normalen Truppenbelegung und den Fällen unterscheiden, in 
denen die Truppen, was auch möglich sein könne, zum Zwecke 
der Abhaltung von Manövern in bestimmten Gegenden konzen- 
triert würden und dann von einer übermäßigen Belegung der 
Gegend im Verhältnis zur normalen Belegung gesprochen wer- 
den müsse. Weiter kämen vor allem die Fälle in Betracht, 
in denen angesichts einer politischen Lage ein Zustrom von 
Truppen stattfinde, der weit über den Rahmen der im General- 
gouvernement sonst befindlichen Truppen eine Iruppenansann- 
lung entstehen lasse. Für solche Fälle müßten Besti mmungdn 
vorhanden sein, die weitergingen als die normalen Friedens- 
bestimmungen. Die Truppe, die mit so und so viel tausend 
Mann stándig im Generalgouvernement liege, sei zur Zeit in 
Kasernen und Schulen bezw. Baracken untergebracht. Wenn nun 
Manöver abgehalten würden, müßten zusätzliche Quartiere ge- 
schaffen werden. Es künne aber auch sein, daß über das nor- 
male Gap hinaus eine starke Delegung des Generalgouvernement: 
eintrete. Für diese Fälle müßten mehr Möglichkeiten gegeben 
sein. Wenn z.B. für die Lagerung von Getreide oder Tabak be- 
nutzte Räume leer stünden, die im Falle der Ernte sofort zur 
Verfügung stehen müßten, dann sei es sehr wohl denkbar, dag 
solche Räume vorübergehend, vielleicht für die Dauer von 
14 Tagen, für militürische Zwecke in Anspruch genommen wiir- 
den, wobei natürlich Schädigungen nach Wöglicdhkeit zu ver- 
meiden wären. Daure aber eine solche Inanspruch.ahme länger 
als 
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als 14 Tage, dann entständen überhaupt erst die großen 
Schwierigkeiten. Im übrigen könne man davon ausgeher, daß 
eine Anzahl von Landesprodukten wie labak, Sprit und Salz 
von der Monopolverwaltung erfaßt seien und die übrigen Lan- 
desprodukte bedeutend straffer als im Deutschen Reich von 
den Behörden des Generalgouvernements verwaltet würden. Da- 
nach dürfe sich also die militürische Stelle mit ihren Forde- 
rungen nicht an den einzelnen Produzenten wenden, sondern 
müsse die staatliche oder berufliche oder fachamtliche Stelle $ 
zu iate ziehen. Naturgemäß werde das Verfahren etwas schwer- 
fällig sein; man könne aber den ochwierigkeiten vielleicnt 
begegnen, wenn man die Ansprüche der militürischen Stelle 
mit der Leistungsfähigkeit des Produzenten in Einklang bringe 


Unterstaatssekretär Kundt weist darmf hin, daß bis 
zum Herbst vergangenen Jahres die Verhültnisse hinsichtlich 
der Truppenbelegung des Generalgouvernements einigermaßen 
normal gewesen seien. Im Herbst sei dann die Überbelegung 
gekommen, und zu dieser Zeit hätten bereivs die letzten 
Unterbringungsmöglichkeiten, über die die Zivilverwaltung 
noch verfügte oder neu verfügen konnte, ausgeschöpft werden 
müssen. Wenn nun in absehbarer Zeit noch mehr Iruppen unter- 
gebracht werden sollten, dann werde man wohl oder übel an 
den Bau von Baracken herangehen müssen. Schließlich werie 
aber auch der Bau von Baracken nicht ausreichen, und dann 
werde man eben wie im Weltkrieg dazu übergehen müssen, die 
Truppe wieder in vermehrten Umfange in Zelten unterzubringen. 

Aus der bisherigen Aussprache ergebe sich, daß es wohl 
zunächst am zweckmäßigsten wäre, wenn die Beauftragten des 
MIG mit den Leitern der für diese Fragen in Betracht kommen- 


den Abteilungen ständig in Berührung träten. Er wolle dann 
dem Herrn Generalgouverneur vorschlagen, daß Jeder Abtei- 


lungsleiter bei seiner Abteilung einen Verbindungsmann habe, 
der alle Wehrmachtsangelegenheiten im Einvernehmen mit der 
zuständigen Militürdienststelle bearbeite. Ebenso müßte bei 
der Regierung des Generalgouvernements eine entsprechende 
Stelle 
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Stelle eingerichtet werden. In so außerordentlichen Zeiten 
wie den gegenwärtigen brauche man auf beiden Seiten einen 
beweglichen Apparat, der schnellstens die Fälle regeln und 
dann gemeinsame Weisungen, soweit es sich um grundsätzliche 
Dinge handle, den Unterorganen erteilen könne. Die Monopol- 
bezw. Finanzabteilung müsse mit dem Generalquartiermeister 
beim OKW Vereinbarungen dariiber treffen, welche Dinge frei- 
gehalten werden mügten. In dem Zusammenhang möchte er auch 
vorschlagen, dafür zu sorgen, daß die Diens tstelle des Ober 
leutnants von Tschammer und Osten in ihrer zahlenmäßig/Be- 
setzung etwas besser ausgebaut werde. Weiter müsse geprüft 
werden, ob nicht die Möglichkeit der Binrichtung einer Flug- 
verbindung zwischen Spala und Krakau bestehe. 

Eine Unterbringungsmiglichkeit bóten auch die Kirchen. 
In jeder größeren Stadt könnte Jedenfalls eine Kirche für 
einen solchen Zweck zur Verfügung gestellt werden. Wenn 
auch die Kirchen nicht gerade als Pferdeställe benutzt zu 
werden brauchten, so eigfneten sie sich doch für ge wisse 
Lagerzwecke durchaus. Man brauche natürlich auch einer 
Gemeinde nicht die einzige Kirche zu nehmen, im übrigen sei 
es aber nicht einzusehen, weshalb man vor den Kirchen halt- 
machen sollte, deren es in manchen Orten sehr viele gebe. 
Man habe ja auch vor den Priesterseminaren nicht halt- 
gemacht.-Die Freihaltung von Lagerräumen für Tabak sei be- 
sonders wichtig, da gerade auch im Interesse der Wehrmacht 
die Tabakproduktion und die Herstellung von Zigaretten un- 
bedingt in vollem Umfang aufrechterhalten werden müsse. 
Ebenso müßten vom Standpunkt der Ernährungswirtschaft aus 
Getreidespeicher und ähnliche Lagerräume nach Möglichkeit 
von einer belegung freigehalten werden. 


Hauptmann Dr. Hermann wirft die Frage auf, ob es 
psychologisch der Bevölkerung gegenüber nicht richtiger 
ware, die Kirchen zur Einlagerung von Getreide, nih t 
aber von Fleisch, Munition, Kraftfahrzeugen usw. zu be- 
nutzen. 


Unter- 

















Unterstaatssekretür Kundt gibt zu bedenken, daß eine 
einwandfreie Lagerung von Getreide ungleich mehr Fürsorge 
erheische, als etwa die Aufstellung von Kraftfahrzeugbe- 

Standteilen usw. Außerdem sei es psychologisch ganz gleich- 
gültig, ob man die Kirchen für diesen der jenen Zweck ver- 
wende, Abgesehen vielleicht davon, daß man das Unterstellen 
Pferden in Kirchen nach Möglichkeit vermeide. 









Oberstle utnant von Steinwehr weist darauf hin, dag in 
Kriegszeiten Kirchen immer z.B. zur Unterbringung von Ver- 


wundeten, Kranken usw. benutzt worden seien. Für die Ein- 
lagerung von Getreide eigneten sich Kirchen besonders gut, 
da sie das Umschaufeln des Getreides gestatteten. Als bei 
den Verhandlungen in Berlin von einer seite Bedenken gegen 
die Heranziehung von Kirchen geltend gemacht worden seien, 
sei mit Recht darauf hingewiesen worden, es sei nicht ein- 
zusehen, warum Gottes Segen, das Brot, nicht im Gotteshaus 


gelagert werden solle. Das psychologische Moment kónne hier 
nicht ausschlaggebend sein, und angesichts der Raumnot, die 


zur Zeit im Generalgouvernenent herrsche, brauche auch das 
religióse Gefühl durch solche Maßnahme nicht verletzt zu 
werden. Die altehrwürdige Garnisonkirche in Berlin sei von 
den Franzosen jahrelang als Pferdestall benutzt worden. 














Landesbauernführer Körner hält] für durchaus möglich , 
eine entsprechende Aktion schon jetzt einzuleiten. Er sei 
bereit, die Kirchen, die für einen solchen Zweck gegebenen- 
falls in Betracht kämen, besichtigen zu lassen, auch den 
Kreishauptleuten, die für die Durchführung einer solchen 
Aufgabe zuständig wären, Fachleute zur Verfügung zu stellen. 
Auf diese Weise könnte dann festgestellt werden, wieviel 
Lagerraum man in den Kirchen schaffen könnte. Zu bedenken 
sei allerdings, daß im Generalgouvemenent die Kirchen im 
allgemeinen nicht so groß seien wie im Beich. Auch seien 
sie vielfach aus Holz gebaut und eigneten sich darum viel- 
leicht doch besser zur Unterbringung von Pferden oder etwa 








Konserven. 
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Konserven. 


Unterstaatssexretár Kundt hält es für richtig, daß 
mit dem MIG von den zustündigen Abteilungsleitern in jedem 
einzelnen Fall über die Zurverfügungstellung von Lagerhäu- 
sern usw. Vereinbarungen getroffen werden, die dann Jeweils 
in Form von Befehlen oder Erlassen hinausgehen könnten. Unte 
Umständen müßten auch solche Vereinbarungen zwischen dem 
Herrn Generalgouverneur und General von Gienanth getroffen 
werden. 


Hauptmann Dr. Hermann betont, daß genau wie der Unter- 
Staatssekretär auch der Chef des Generalstabs einzelne Sach- 
bearbeiter bei sich habe. Ein einzelner Offizier könne 
selbstverstündlich nicht alle Spezialfragen bearbeiten, 
und Befehle erteilen könne der Referent, der zur Regierung 
des Generalgouvernements komme,auch nicht. Da die Oberfeld- 
kommandanten Offiziere im Range eines Divisionskommandeurs 
seien, könne der Befehl immer nur vom Chef des Stabes aus- 
gehen. Der Oberfeldkommandant unterstehe zwar dem MIG, es 
gehe aber nicht an, dap der einzelne Abteilungsleiter irgend-! 
welche Befehle an den Oberfeldkommandanten ertei le, sondern 
das sei Sache des Chefs des Stabes. 


! 


Überstleutnant von Tschammer und Osten hebt hervor, 
daß seine Dienststelle bisher die Verbindung von dem Herrn 
Generalgouverneur zum MIG aufs beste aufrechterhalten habe 
und dag es in dieser Zusammenarbeit niemals auch nur zur 
kleinsten Keibung gekommen sei. Im übrigen müsse er darauf 
hinweisen, dap die Aufgaben eines Verbindungsoffiziers be- 
grenzt seien, ihm also keine größeren Vollmac ten gegeben 
werden könnten. 


Intendanturrat Dr. Töpfer (OKW) ist der Auffassung, 
daß man in der Beratung zu konkreteren Ergebnissen kommen 
müsse. Wenn man von der Truppe aus das Interesse habe, eine 
Regelung hier vorzufinden, die allgemein für sämtliche 

Truppen- 





Iruppenteile im Generalgouvernement gelte, dann werde es 
Sich vielleicht empfehlen, jedem Truppenteil, der sich im 
Generalsouvernement befinde oder künftig einmal für kürzere 
oder lüngere Zeit ins Generalgouvernement komme, eine ge- 
druckte Anweisung zu übergeben, nach der er sich richten 
könne. Er wisse dann, was er in Anspruch nehmen könne und 
was jedem einzelnen Offizier, Beamten, Unteroffizier oder 
Mann zustehe. Weiter frage sich, welche Vergütungen und auf 
welchem Wege sie gezahlt, weiter, welche Listen aufgestellt 
werden müßten. Alles das, was an sich zu einer wartier- 
regelung gehöre, sei bis Jetzt immer noch nicht vollständig 
geregelt. Zwar existierten gie Stimmungen des Militärbefehls 
habers, die aber doch nur einem Teil der Iruppe bekannt 
seien, auch nicht regelmäßig angewendet würden, so daß 

sich vorläufig immer noch ein weder für das OKW noch fir 
das Generalgouvernement wünschenswerter Zustand ergebe. 
Line solche Regelung könnte besser in einem kleineren Kreise 
besprochen werden. Dort könnte man versuchen, die im Laufe 
der Beratung aufgetauchten Fragen in eine gewisse Fassung 
zu bringen und diese dann als Grundlage für eine Regelung 
der Inanspruchnahme von wuartierleistungen zu nehmen. 


Unterstaatssekretär Kundt hält die Ausarbeitung eines 
lierkblattes für wichtig, in welchem alles enthalten sei, 
was an Hegelungen im Generalgouvernement bestehe und von 
Seiten der Truppe zu beachten sei. Der Kreis für diese Be- 
ratungen könne allerdings wohl kaum enger gezogen werden. 
lian brauche eine populäre Zusammenfassung der Bestimmungen 
über Ernährung usw., darüber, wie im Generalgouvernement 
die Besatzungsfrage geregelt ist, was der Soldat erhalten 
kann, was er nicht beanspruchen darf usw. Es werde wohl 
nicht anders möglich sein, als daß sich jede Truppe an den 
Crtskommandanten wende, der entsprechende Anweisungen dar- 
Uber vom MIG habe und haben muß. Im übrigen dürfe die ein- 
zige Stelle, an die man sich wenden könne, nur der Kreis- 
hauptmann sein. 


Hauptmann 
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Hauptmann Dr. Hermann schlägt vor, dag eine Zusammen- 
fassung sämtlicher grundlegenden Anweisungen, die im Be- 
reich des WMilitärbefehlshabers im Generalgouvernement er- 
gangen sind, militärischerseits gedruckt wird und dann an 
sämtliche militärischen Einheiten zur Verteilung gelangt. 
Es handle sich nur um die Anordnungen, die auf Grund der 
Vereinbarung mit den einzelnen Abteilungen ergangen seien. 
Es könnten zwei Hefte herausgegeben werden, von denen das 
eine geheim, das andere Offertlich sei und jedem Feldwebel 
in die Hand gegeben werde. 


Unterstaatssekretär Kundt macht demgegenüber den Ein- 
wand, daß die Kreishauptmänner vielfach die ergangenen Be- 


fehle nicht kennten. Ihnen sei nicht bekannt, welche Be- 
fehle der Oberfeldkommandant erhalten habe. Zivilverwaltung 
und Militärverwaltung müßten genauestens über die Dinge 
unterrichtet sein, die beide anginger. 


Hauptmann Dr. Hermann weist darauf hin, daß für die 
Quartiergestellung die Verordnung über das Wohnungswesen 
ergangen sei. Man habe seinerzeit von Seiten des MIG ledig- 
lich darauf hingewiesen, daß die Ortskommandanturen im 
Beirat des Wohnungsamtes durch einen Vertreter vertreten 
sein müßten. 


Unterstaatssekretär Kundt gibt zu bedenken, daß durch 
eine spätere Verordnung die Vollmacht der Kreishauptmänner 
wieder aufgehoben worden sei. Insofern könne also jeder Orts- 
kommandant jetzt wieder tun, was in seinem Belieben stehe. 


Intendanturrat Dr. Frey sieht den Zweck der Beratung 
darin, daß einheitliche Richtlinien aufgestellt werden. 
Naturgemäß werde in absehbarer Zeit das militärische Inter- 
esse doch immerhin wieder die erste Rolle spielen müssen. 
Die Anoränungen, die ihm vorlägen, könnten selbstverständ- 
lich nicht ohne weiteres eingehalten werden. Wenn in Aus- 
nahmefällen ein besonderes Beschlagnahmerecht notwendig 

sei, 
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sei, dann werde es dem lilitürbefehlshaber vorbehalten 
bleiben müssen. 


Unterstaatssekretür Kundt will ebenfalls gewisse 
Richt- und Grundlinien aufgestellt sehen. Wenn die Wehr- 
macht die Absicht habe, irgendwelche Schritte zu unter- 
nehmen, dann kónne sie letzten Endes von der Zivilverwal- 
tung daran nicht gehindert werden. Aber die Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Verwaltungen müsse so eng sein, daß 
es zu solchen Schritten der Militürverwaltung rur komme, 
wenn außerordentliche Verteidigungsfälle eintrüten, bei 
denen es ganz selbstverständlich sei, daß die Wehrmacht 
freie Hand haben müsse. 


Ministerialrat Dr. Pabst ist der Auffassung, daß die 
besprechung insofern schon ein sehr wesentliches Ergebnis 
gezeitigt habe, als festgestellt warden sei, daß gerade 
angesichts der besonders gelagerten Verhältnisse im General- 
gouvernement ein ganz besonderer Nachdruck auf die Zusammen- 
arbeit zwischen Militär- und Zivildienststellen gelegt wer- 
den müsse. Dies gelte insbesonderefür die Verbindung zwi- 
schen MIG und Generalgouvernement. Er habe den Eindruck 
gewonnen, das abgesehen von den Einzelbestimmungen doch auch 
der gleiche Nachdruck auf eine Organisation der Zusammen- 
arbeit zwischen den Kreishauptleuten und den militärischen 
Stellen des Kreises gelegt werden müsse. Wenn in den Dienst- 
vorschriften peinlichst auf eine engste Zusammenarbeit ge- 
sehen werde, dann lasse sich vieles überbrücken und erledi- 
gen, was man in die einzelnen Bestimmungen nicht hinein- 
bringen könne. 


Unterstaatssekretär Kundt stellt fest, daß nach der 
Struktur der Wehrmachtsseite dem Verbindungsoffizier nicht 
jene Entscheidungsgewalt gegeben werden könne, die der Un- 
terstaatssekretär habe. Deshalb müsse also zunächst die Ge- 
staltung der Dienststelle des Verbindungsoffiziers so er- 

weitert 
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weitert werden, daß sie den Ansprüchen der nächsten Zeit 
gerecht werden könne. Ferner müsse mit den Vertretern des 
MIG, die gewisse Entscheidungsbefugnisse hätten, ein per- 
sönlicher und stärkerer Kontakt hergestellt werden als bis- 
her. Wenn von Seiten der 4ivilverwaltung dem MIG eine Ver- 
ordnung zur Stellungnahme zugesendet werde, so müsse dar- 
über eine Besprechung vereinbart werden. Streiten kónne 
nan darüber, ob diese oder jene Frage durch Erlaß geregelt 
werden müsse. So sei z.B. zur Wohnungsverordnung ein Erlaß 
ergangen, in welchem verschiedene Punkte sehr genau ge- 
regelt worden seien, und zwar im Einvernehmen mit Overst- 
leutnant von Tschammer und Osten und Oberstleutnant von 
Kriegsheim. Solche Vereinbarungen wiirden fiir mancne anderen 
Verordnungen ebenfalls notwendig sein, wie z.B. fiir die Ver- 
ordnungen über die Gespannstellung und die Stromversorgung. 
Die Fortsetzung der Beratung werde so erfolgen müssen, 
dab man zu den einzelnen Punkten bereits konkrete Fassun- 
gen formuliere, soweit diese Formulierung móglich sei. Uber 
den ersten Teil des zur wuartierfrage gemach ten Vorschlages 
werde man sich leicht einigen, wenn hier die Zivildienst- 
stellen eingeschaltet würden und die in der Deratung geltend 
gemachten Gesichtspunkte Berücksichtigung fänden. Die zu- 
ständigen Abteilungen könnten dann, eventuell auf Zeit, 
konkrete Vereinbarungen treffen. Zu demselben Ergebnis werde 
man bei vielen anderen Punkten kommen. Auch werde man sich 
häufiger vor die Frage gestellt sehen, ob ein Erlaß, der den 
unteren Organen zur Kenntnis komme, auch der Bevölkerung 
bekannt gegeben werden müsse. Doch sei er grundsätzlich da- 
für, eine solche Bekanntgabe nach Möglichkeit zu vermeiden. 


Intendanturrat Dr. Frey hat das Interesse, an der Rege- 
lung der wuartierfrage beteiligt zu werden, weil er die 
quariierregelung schon für das Altreich maßgeblich mit bear- 
beite und vor allem für alle anderen Gebiete als Sachbear- 
beiter verantwortlich tätig sei. Es müsse dafür Vorsorge 
getroffen werden, daß die Truppenteile, die aus Frankreich; 

Holland, 





Holland, Belgien und Deutschland kommen und an gewisse 
feste Normen gewöhnt sind, auch im Generalgouvernement 
eine entsprechende Regelung vorfänden. 


Im weiteren Verlauf der Beratung wird dann noch kurz 
zur Frage der 


Gespannleistungen 
Stellung genommen. 


Hauptmann Dr. Hermann ist der Auffassung, daß man in 
dieser Frage zwischen normalen und etwaigen außergewöhn- 
lichen Verhältnissen unterscheiden müsse. Für den Normal- 
fall sei gegen die Regelung, daß die Gespanngestellung beim 
Kreishauptmann anzufordern sei, nichts einzuwenden. Für 
außergewöhnliche Verhältnisse sei es aber wohl denkbar, 
daß andere Forderungen vorübergehend gegenüber den Forde- 
rungen der Wehrmacht zurücktreten müßten. 


Oberstleutnant von Steinwehr gibt einen kurzen Über- 
blick über die Geschichte der Vorspannleistung. Er erinnert 
daran, daß ursprünglich auch für die gesamte Artillerie 
ebenso wie für die Bagagewagen Vorspann geleistet werden 
mußte. Neuerdings sei die Vorspannleistung stark in den 
Hintergrund gerückt. Man habe jetzt die sogenannt Trans- 
portregimenter und -kolonnen, die im Kriege den Wehrmachts- 
bedürfnissen hinsichtlich der Heranschaffung von allen 
möglichen Gütern genügen sollten. Diese Transportregimenter 
würden nicht etwa durch Einzelbeorderung, sondern durch 
die dV zusammengestellt. Es handle sich hier also um die 
Zwischenschaltung eines Organs zwischen dën einzelnen Lei- 
stungspflichtigen und die Wehrmachtsdienststellen. Er habe 
af Grund seiner Praxis immer die Einschaltung einer Zivil- 
dienststelle als Beschränkung der Belange und Forderungen 
der Wenrmacht betrachtet. 


Unterstaatssekretär 
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Unterstaatssekretür Kundt weist in diesem Zusammenhang 
auf die starken Belastungen hin, die dem Generalgouvernement 
aus der Durchführung des Otto-Programms und anderer wichti- 
ger Aufgaben zur Zeit erwüchsen. Die so überaus wichtige 
Holzabfuhr werde kaum möglich sein, wenn zur gleichen Zeit 
etwa noch die Truppe das Verlangen stelle, dap ihr für den 
Abtransport gewisser Güter Bauernfuhrwerke gestellt würden. 
Zudem bestehe der Befehl des Reiches, daß das Generalgou- 
vernement für seine Ernährung selber aufkommen müsse. Soll- 
ten solche Heichsbefenle befolgt werden, dann müsse in al- 
len diesen Fragen der Kreishauptmann die Entscheidung haben. 
Die Verantwortung trage er, nicht aber der Iruppenoffizier, 
wenn es sich darum handle, daß gewisse kriegswichtige Güter 
auf anderem Wege als dem der Eisenbahn abgefahren werden 
müsten. Der Kreishauptmann könne allein übersehen, was an 
Fuhrwerken gestellt werden könne. Daher bedürfe es eines 
Übereinkommens, daß solchen Anforderungen nur in außergewöhn- 
lichen Fällen genügt werden könne. Der Truppe ständen ja 
auch die Lastwagen zur Verfügung, deren sich die Zivilver- 
waltung im allgemeinen nicht bedienen könne. 





Die Besprechung wendet sich dann der Frage der Bezah- 
Jung der Quartierleistung zu. 


Oberstleutnant von Steinwehr weist darauf hin, daß die 
Vergütung der yuartierleistung im Interesse der Angehörigen 
der Wehrmacht liege. Die Bereitwilliskeit, ein gutes Quartier 
zur Verfügung zu stellen, hänge doch im allgemeinen von der 
binstellung des Quartiergebers ab. Auch das einfachste Quar- 
tier könne wohnlich gemacht werden und umgekehrt. Die Auf- 
wenaungen, die hier in Frage kämen, schlügen nicht all zu 
hoch zu Suche, während andererseits die Beschaffung schlech- 
ter quartiere absolut nicht im Interesse der Wehrmacht liege. 
Von diesem Standpunkt aus habe man auch die Sätze im Deut- 
schen Heich festgesetzt. Wenn die Wehrmacht in die Privat- 
sphüre eingreifen müsse, dann müsse sie auch voraussetzen, 
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daß die Quartiergeber eine natürlich den örtlichen Ver- 
hältnissen angemessene Entschädigung erhalten. Jedenfalls 
dürfe der Quartiergeber nicht unter der Quartierlast zu- 
samnenbrechen, wie es zuweilen bei Hotels der Fall gewesen 
sei, denen man pro Tag eine Vergütung von insgesamt 30.-RM 
gegeben habe. Jedenfalls lege die Wehrmacht groBes Gewicht 
darauf, daß dort, wo es berechtigt sei, Einquartierungs- 
gelder bezahlt würden. 


intendanturrat Dr. Frey hebt hervor, daß auch in Bel- 
gien, Frankreich, Norwegen angemessene Vergütungen gezahlt 
werden. Wenn man eine unentgeltliche wuartierleistung von 
den Feindstaaten nicht verlange, dann dürfte man sie auch 
nicht vom Generalgouvernement verlangen. Ob diese Aufwen- 
dungen von der Wehrmacht oder vom Generalgouvernement ge- 
tragen würden, sei eine andere Frage, die noch der Regelung 
bedürfte. Jedenfalls müsse die Vorfrage geklärt werden, 
nach welchen Kichtlinien und nach welchen Sätzen die Vergü- 





tung bemessen werden solle. Von der Beantwortung der Frage, 
ob das Generalgouvernement oder das Deutsche Reich zahle, 
hange natiirlich auch das Verfahren ab. Gehe man davon aus, 
daß das Generalgouvernenent die Zahlung leiste, dann brauche 
man sich nur auf eine Verfügung des Inhalts zu beschrünken, 
dab eine Vergütung für die Quartierleistung gezahlt werde. 
Übernehme die Wehrmacht die Zahlung, dann mügten die ge- 
nauen Sätze festgelegt werden. Auf diese Weise könne man 
allerdings zu verschiedenen Regelungen kommen. Wenn man in 
srwagung ziehe, den Juden und vielleicht auch den Polen 
keine Vergütung zu zahlen, so müsse man andererseits beden- 
ken, daß auch wiederum ein Interesse daran bestehe, die 
Quartiergebefreudigkeit zu erhöhen. 


Oberregierungsrat Bursche wirft die Frage auf, 
` ob es nicht möglich sei, über diesen Punkt eine Einigung 
herbeizuführen, gleichgültig, wer im Endergebnis die Auf- 

wendungen für die Vergütung trage. Das einfachste und bei 
der 
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der Lage im Generalgouvernement zweckmäßigste Verfahren 
werde sein, daß die Wehrmacht Bescheinigungen ausstelle 


und diese dann durch die Organe des Generalgouvernements 
eingelöst würden. 


Unterstaatssekretär Kundt und ein Vertreter der 
Finanzabteilung können vorläufig nicht ihre Zustimmung 
dazu geben, daß die Zahlung einer solchen Vergütung vom 
Generalgouvernement übernommen wird. Auch das hierfür vor- 
geschlagene Verfahren bedürfe noch eingehender Prüfung. 
Diese Vergütungen könnten sich unter Umständen auf eine 
Summe von 80 Millionen Zloty belaufen. 


Oberregierungsrat Bursche meint, daß man nach den 
Erfahrungen des letzten Jahres auf eine durchschnittliche 
Monatssumme von höchstens 5 Millionen Zloty, insgesamt also 
auf eine Summe von 36 Millionen Zloty kommen würde. Schulen 
oder Säle seien in diese Summe nicht einbegriffen. Für sie 
würden aber ebenfalls Vergütungen gezahlt. 


Unterstaatssekretär Kundt trifft danach die Feststel- 
lung, daß über Fragen, die auf dem Gebiete des wirtschaft- 
lichen Sektors lägen - z.B. Ernährungs- unà Forstwirtschaft- 
die jeweils notwendigen Vereinbarungen zwischenden Abtei- 
lungsleitern und dem MIG getroffen würden. Was bisher fest- 
gelegt sei, werde von jedem Abteilungsleiter in verständ- 
licher Form und kurzer Fassung niedergelegt, damit es der 
Truppe in die Hand gegeben werden könne. 


Hauptmann Dr. Hermann hält es für zweckmäßig, daß die 
getroffenen Anordnungen dem Unterstaatssekretär zugeleitet 
werden, damit dieser sich selber davon überzeugen könne, 
daß die von dem MIG getroffenen Anordnungen mit den Verein- 
barungen übereins timmten. 


Unterstaatssekretär 
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Unterstaatssekretür Kundt schlägt vor, daß von Seiten 
der Zivilverwaltung eine kurze Zusammenstellung gemacht 
und in soundsoviel Exemplaren jedem Kreishauptmann und 
Stadthauptmann gegeben wird. Eine solche Zusammenfassung 
sei für die Organe der Zivilverwaltung von größter Wich- 
tigkeit. Im übrigen müsse dafür gesorgt werden, daß eine 
Fühlungnahme zwischen den Kreishauptmánnern und den Ober- 
feldkommandanten bezw. Truppenkommandeuren bestehe. 










Die Beratungen werden hierauf abgebrochen unà ihre 
Fortsetzung auf Mittwoch, den 26. Februar 1941 vertagt. 


Schluß der Sitzung 184*? Uhr. 


Mittwoch, den 26. Februar 1941. 


Fortsetzung der Beratung über die 
uwendung von Bestimmungen des Reichsleistungszesetzes 


im Generalgouvernement. 


beginn der Sitzung: 10!? Uhr. 


Unterstaatssekretär Kundt teilt zunächst mit, daß die 
Frage der Höhe der Quartierleistungszahlung in einer Bespre- 
chung mit Staatssekretür Dr. Bühler geklart worden sei. Da- 
nach solle die Zahlung durch das Generalgouvernement erfol- 
gen. Was an Vereinbarungen zwischen Generalgouvernement und 
Reichsfinanzministerium noch notwendig sei, werde noch for- 
muliert werden. Besprochen werden müsse noch das Verfahren, 
da$ zur Zahlung führe, - das sogenannte Quartierscheinver- 
fahren -, ferner die Zahlungssätze und die Frage, was aus 
einer Zahlung von vornherein ausfallen könne. Darüber wären 
dann allenfalls Anweisungen zu geben. Für das Zahlungsver- 
fahren liege ein Vorschlag des MIG vor. 


intendanturrat Dr. Töpfer führt aus, daß das Prinzip 
sich im wesentlichen darauf stützen werde, dap man von einem 
bestimmten Zeitpunkt ab die Quartiervergütung nicht mehr bar 
bezahle, 
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bezahle, sondern nur 3 uartierscheine nach einem noch fest- 
zulegenden Muster ausgebe. Er schlage vor, das Musterform- 
lar des Heichsleistungsgesetzes zu Grunde zu legen, viel- 
leicht etwas auf den Einzelfall abgestellt. Die Quartier- 
bescheinigung werde ausgestellt, wenn der Truppenteil bezw. 
der einzelne Soldat das Quartier aufgebe, oder in gewissen 
Zeitabständen: monatlich, vierteljährlich, nach dem Bedürf- 
nis. Im Heiche habe man die monatliche Abrechnung gehabt. 
Man könnte also grundsätzlich davon ausgehen, daß der Schein 
&llmonatlich oder bei Aufgabe des Quartiers ausgestellt wer- 
de. Er habe ein Muster des Quartierscheins in diesem Sinne 
aufgestellt. Von diesem Quartierschein müßten zwei Ausfer- 
tigungen hergestellt werden, von denen die eine dem Bürger- 
meister oder Kreishauptmann übergeben werde, während die 
zweite beim Truppenteil bleibe. Das weitere Verfahren inter- 
essiere dann die Wehrmacht insoweit nicht. 

Festgelegt werden müsse noch die Höhe der Vergütungs- 
sätze, die verschieden seien, je nachdem es sich um gewöhn- 
liche Quartiere oder um Hotels handle. Man werde sich an die 
Regelung des Reichsleistungsgesetzes anlehnen können, müsse 
sich aber darüber klar sein, in welcher Höhe man diese Ver- 


gütungssätze übernehme, ob sie bei Reichsdeutschen, Volks- 
deutschen, Polen und Juden gleich sein sollten, oder ob man 


nicht gewisse Stufen vorsehe. Die Quartierleistungssütze des 
Heichsleistungs;esetzes und der Durchführungsbestimmungen 
seien auf die Wohnkultur in Deutschland abgestellt. Sie seien 
im Reich auch deshalb verhältnismäßig hoch, weil vielfach 
Hotels in Anspruch genommen würden und man in diesen Fällen 
nicht nur eine angemessene, sondern volle Vergütung geben 
wolle. Man werde also überlegen müssen, in welchem Prozent- 
verhältnis man diese Sätze im Generalgouvernement einführe. 
lian könnte vielleicht den Reichs- und Volksdeutschen im Gene- 
ralgouvernement 75 % der Sätze in Deutschland geben, den Po- 
len 50 %, den Juden 40 %, vielleicht aber auch gar nichts. 
Was im einzelnen zur Quartierleistung gehüre - Unter- 
kunft 
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kunft für Personen, Stallungen, Bäume für Tiere und hefürde- 
rungsmittel, Stroh, Geschirr und Geräte -, ob Beleuchtung 
und Heizung gewührt werden müßten, diese Frage müsse noch 
geklärt werden. Weiter werde man auch den Quartiergeberkreis 
etwas umreißen müssen, wobei auch von der Regelung des 
Reichsleistungsgesetzes ausgegangen werden könne, und zwar 
in dem Sinne, daß auch Schulen, öffentliche Gebäude, Indu- 
strie- oder Monopolbetriebe in Anspruch genommen werden könn- 
ten. Ob in einzelnen Füllen größere Unternehmungen in An- 
spruch genommen werden müßten, werde man der Entscheidung 
des Milit&rbefehlshabers überlassen. Weiter müsse die vuar- 
tiergebühr als solche wohl kurz in Betracht gezogen werden, 
wobei man auch wieder von den deutschen Sätzen au sgehen 
kónne. Ebenso müsse man zu den Fragen Stellung nehmen, ob 
ein Truppenteil ein Quartier unmittelbar anfordern könne 
oder sich deshalb an den Kreishauptmann zu wenden habe, was 
von militärischer Seite hinsichtlich der Bele gung bean- 
Sprucht werden könne usw. Schwierigkeiten bereite die Frage, 
wie weit zivile Dienststellen in diesem Rahmen Ansprüche 
stellen könnten. Die Wehrmacht habe das verstündliche Inter- 
esse, nicht etwa schlechter gestellt zu werden, soweit die 
Wehrmacht niedrigere Vergütungssütze zahle und der Zivil- 
sektor höhere, und daraus eine sewisse Wehrmachtfeindlichkeit 
entstehen könnte. Aber dieses Moment werde im Generalgouver- 
nement nicht so schwerwiegend sein wie etwa in Belgien und 
Frankreich. 

Dann werde man weiter die Frage behandeln miissen, wie 
weit bei Beschädigungen von Einric tungen des Quartiers Ent- 
Schädigung zu gewähren sei. Man habe sich in den besetzten 
Gebieten mf den Standpunkt gestellt, daß solche Entschädi- 
gungen zu den Quartierleistungen gehörten. Ob solche Grund- 
sätze auch im Generalgouvem ement angewendet werden könnten, 
sei zweifelhaft. Man werde wohl den Militárbefehlshaber im 
Generalgouvernement als letzte Instanz dort einsetzen müssen. 
Er könne auch konkrete Vereinbarungen über gewisse Objekte 

treffen, 
































treffen, z.B. darüber, ob ein bestimmtes Quartier in Anspruci 
genommen werden dürfe oder nicht. 


Ministerialrat Dr. Pabst hált die Klärung einiger 
Punkte in den Vorschlägen des intendanturrats Dr. Töpfer 
für notwendig. Im Vordergrunde der Beratung stehe die Frage 
der Quartiergestellung und ihres Unfanges, weiter die Fra- 
gen der Preisgestaltung und der Entschädigung. - Terminolo- 
&isch habe man im Keichsleistungsgesetz immer zwischen Be- 
schlagnahme und Inanspruchnahme unterschieden. Weil die Be- 
stimmung gerade von der Wehrmacht angewendet werden solle 
und weil die anderen Berliner Ressorts diese Begriffe häufig 
verwechselten, schlage er vor, sich bei der schriftlichen 
Niederlegung von Anweisungen daran zu halten, damit überall 
das gleiche unter diesen Begriffen verstanden werde. Unter 
Beschlagnahme verstehe man Sicherstellung ohne sofortige 
Benutzung für den Fall, daß etwas später gebraucht werde, 
unter Inanspruchnahme die tatsächliche Benutzung. 





Intendanturrat Dr. Töpfer hält es für genügend, wenn 
man einfach von Inanspruchnahme spreche. Wo der Begriff der 
Beschlagnahme auftauche, könnte dazu eine Erläuterung gege- 


ben werden, oder man müßte einfach von Sicherstellung spre- 
chen. 


Ministerialrat Dr. Pabst weist demgegenüber nochmals 
darauf hin, daß diese Begriffe häufig verwechselt werden. 
Deshalb empfehle es sich, mit Begriffen zu arbeiten, die 
bei der Wehrmacht eingespielt seien. 





Hauptman Dr. Hermann will nur vermieden wissen, daß 
eine Verwirrung der Begriffe durch eine neue Definition ent- 
steht. Generalgouvernement und Militärbefehlshaber seien 
sich über den Begriff der Beschlagnahme einig. Die Gefahr 
liege darin, daß Truppenteile ins Generalgouvernement kämen 
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und von anderen Begriffen ausgingen. Am mißlichsten sei es 
gewöhnlich damn, wenn z.B. für die spätere Einrichtung von 


Lazaretten im voraus größere Obgekte sichergestellt werden 
sollten. 


Intendanturrat Dr. lüpfer bemerkt, daß der Militär- 
befehlshaber den Auftrag erhalten habe, mit der Regierung 
des Generalgouvernements zu verhandeln und die Interessen 
der Wehrmacht im einzelnen zu vertreten. Er befürchte im 
übrigen keine großen Schwierigkeiten. Verwirrung habe es 
auch in Deutschland gegeben, wo mit dem Begriff der Beschlag- 
nahme vielfach falsch umgegangen worden sei. Man werde immer 
den tatsächlichen Willen zu Grunde legen müssen. 


Oberlandesgerichtsrat Dr. Weh empfiehlt, nicht von 
Beschlagnahme zu sprechen. Das decke sich übrigens auch mit 
der Terminologie in der Verordnung des Generalgouvernements 
über die Wohnungszwangsbewirtschaftung, in der ausdrücklich 
gesagt sei, daß die Wohnungszwangswirtschaft durch Maßnahmen 


auf Grund der Beschlagnahmeverordnung nicht durchkreuzt wer- 
den dürfe. | 


Ministerialrat Dr. Pabst hält es für zweckmäßig, an- 
läßlich der Tatsache, daß unter "Beschlagnahme" im General- 
&ouvernement offenbar etwas weitergehendes verstanden werde, 
den Ausdruck "Inanspruchnahme" zu verwenden. Sicherstellung 
und Beschlagnahme seien terminologisch auch nicht dasselbe. 
Man sollte daher den Begriff der Beschlagnahme nach Möglich- 
keit vermeiden und von Sicherstellung sprechen. 


Unterstaatssekretär Kundt weist darauf hin, daß in dem 
Augenblick, in welchem die Beschlagnahme ausgesprochen werde e 
die Verwaltung auf die Treuhandstelle übergehe und diese dann 
auch der Geldempfünger sei. 


Intendanturrat 
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Intendanturrat Dr. Töpfer betont, daß in den grund- 
legenden Anweisungen des Militürbefehlshabers sich auch 
ein Abschnitt über das Beschlagnahmerecht finde. Danach 
seien Beschlagnahmen grundsätzlich verboten. Diese Bestim- 
mung verfolge den Zweck, wilden Deschlagnahmen seitens der 
TIruppenkommandeure entgegenzutreten, weil die Belange der 
Zivilverwaltung nicht verletzt werden dürften. Weiter heiße 
es in diesen Bestimmungen: Das Recht zur Beschlagnahme stehe 
nach dem Erlaß über die Überleitung der Verwaltung im Gene- 
ralgouvernement vom 19. Oktober 1939 in Verbindung mit dem 
Erlaß des Oberkommandos der Wehrmacht nur dem Chef der ober- 
Sten Kommandobehürde des Heeres Zu, die ihrerseits das Be- 
schlagnahmerecht auch weiter übertragen könne. Der Militär- 
befehlshaber werde aber, wenn ihm dieses Beschla gnahmerech t 
übertragen werde, bei einer Weiterübertragung dieses Rechtes 
die größte Vorsicht walten lassen, weil das Interesse be- 
stehe, keinerlei Reibungsflächen auftreten zu lassen, diese 
Möglichkeit aber erheblich vergPóBert würde, wenn das Be- 
schlagnahmerecht einer größeren Anzahl nachgeordneter Stel- 
den gegeben würde. 


Oberlandrat Westerkamp gibt zu bedenken, dap es sich 
ja vorläufig nur um die Terminologie handle. 


Unterstaatssekretür Kundt meint, es müsse praktisch 
nóglich sein, dap ein Regimentskommandeur beim Kreishmpt- 
mann die Inanspruchnahme von Vorrüten verlange, nicht aber 
die Beschlagnahme. Für alles andere beständen bereits Be- 
Stimmungen. Auch in der Seschlagnahmeverordnung des General- 
gouvernements sei darauf schon Bezug genommen. Nach $ 11 
dieser Verordnung seien die vom Oberbefehlshaber Ost oder in 
seinem Auftrag künftig angeordneten Beschlagnahmen den Be- 
schränkungen dieser Verordnung nicht unterworfen, wenn sie 
im Interesse der Reichsverteidigung und der Verstürkung der 
Rüstung liegen. Die Beschlagnahmen seien dem Leiter der Ab- 
teilung Treuhanästelle im Generalgouvernement anzuzeigen, 

und 





— — — | 





SSS n — — — — —— — _ 











> 42 « 


und dieser sei berechtigt, die militürischen Maßnahmen 
auf ihre Zweckbestimmung im Sinne des Abs. 1 nachzupriifen. 


Ministerialrat Dr. Pabst schlagt vor, statt des Satzes: 
"Zu den vom Generalgouvernement zu erfüllenden Quartierlei- 
stungen gehiren folgende Leistungen" - die Ausdrucksweise 
des Reichsleistungsgesetzes zu wählen, die vielleicht be- 
wust etwas ungenau gefaßt sei: "Zur Unterbringung sind Räume 
und Plátze zur Verfügung zu stellen". 





Oberlandesgerichtsrat Dr. Weh hebt hervor, daß die 
Wohnungsverordnung des Generalgouvernements vom 22. Septem- 
ber 1940 an sich noch in Kraft sei. Es sei aber vorgesehen, 
daß am 3. März 1941 der Entwurf einer neuen Veroränung, die 
die erste Verordnung weitgehend bereichern solle, dem Herrn 
Generalgouverneur vorgelegt werde. Entscheidend sei aber, 
daß zur zwangsweisen Bewirtschaftung von Wohnungen, Wohn- 
räumen und sonstigen Nutzräumen der Kreishauptmann bezw. 
Stadthauptmann zuständig sei. Er könne zu diesem Zweck ein 
Wohnungsant einrichten. Das Wohnungsant sei befugt, sümt- 
liche verfügbaren Wohnungen und Nutzräume in Anspruch zu 
nehmen. Davon könne man ausgehen, und es bedürfe daher keiner 
Verordnung zur Inanspruchnahme von Wohnungen. Infolgedessen 
handle es sich für das Generalgouvernement nur darum, einen 
rla an die Kreishauptmünner darüber herauszugeben, wie 
sie hinsichtlich des Bedarfs der Wehrmacht vorgehen sollten, 
was die Wehrmacht verlangen dürfe und in welcher Form diesem 
Bedarf entsprochen werden könne. 


Unterstaatssekretär Kundt zitiert die maßgebende Be- 
stimmung aus der Wohnungsverordnung und nimmt dabei insbe- 
sondere auf den Passus Bezug, der von der Binrichtung eines 
Beirats, der dem Kreishauptmann zur Seite zu stellen ist, 
spricht. Die Errichtung eines Wohnungsamtes sei nur fakul- 
tativer Art. Deshalb müsse die Frage geprüft werden, wie es 
mit der Inanspruchnahme von Unterkünften für die Wehrmacht 

in 








in Gebieten gehalten werden solle, in denen der Kreishaupt- 
mann kein Wohnungsamt habe errichten können, weil ihm das 
dafür notwendige Personal fehle. Auch seien die Fälle gar 
nicht geregelt, in ienen lediglich der polnische Bürger- 
meister oder Wojd die Verwaltung habe. Hier müsse eben der 


polnische Bürgermeister oder Wojd dem Kreishauptmann Meldung 
machen. 


Im weiteren Verlauf der Beratung wird dann zu den 
einzelnen quartierleistungen otellung genommen. 


Formulierung eines Entwurfs über quartier- 
leistungen im Generalgouvernement. 


Nach lüngerer Beratung wird zunüchst folgender Leit- 
satz angenommen: 
1. Zur Unterbringung sind Räume und Plätze zur Verfügung 
zu stellen. | 
Die Unterkunft kann bestehen in: 
a) Unterkunft für Personen 
b) Stallungen und gedeckten Rüumen für Tiere 
und Beförderungsmittel, Waffen und Gerät 
c) notwendigen Werkstätten, Diensträumen, 
Plätzen und Lagerräumen 
unter Mitbenutzung vorhandener Einrichtungen, wie 
insbesondere Beleuchtung, Beheizung, Geräten, Haus- 
wäsche, Wasserversar gung und Geschirr. 


Auf Vorschlag des Intendanturrats Dr. Töpfer wird sodann 
folgender Leitsatz angenommen: 


Die 
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2. Die Anforderung ist zu richten an den Kreishaupt- 
mann (Stadthauptmann) oder Stadtkommissar. In besonderen 
Fällen kann die Leistung beim Wojd, in besonders dringen- 
den Ausnahmefállen beim Schulzen oder beim Leistungs- 
pflichtigen direkt erfolgen. In diesen Fällen ist die 
Meldung über die erfolgte Inanspruchnahme im Wege über 
die nächste Ortskommandantur an den zuständigen Kreishaupt 
mann (Stadthauptmann) zu erstatten. 


Heichsbahnrat Theobald wiederholt den Antrag des Prä- 
sidenten Gerteis, Gebäude, Werkstatträume, Lagerräume, Güter- 
hallen usw. der Ostbahn von der Inanspruchnahme auszuschlies- 
sen. Die Ostbahn müsse ihre ganze Kraft im Ernstfall der 
Wehrmacht zur Verfügung stellen und ungestürt arbeiten kün- 
nen. Daher mügten auch die deutschen und sogar die poini- 
schen Bediensteten ungestört arbeiten können. Sie hätten 
ausnahmslos einen sehr langen und unregelmäßigen Dienst, 
der in besonders dringenden Fällen verlängert werden könne. 
Diese Menschen müßten auch Gelegenheit zum Schlafen haben. 
Es sei ihnen zu gönnen, wenn die wenigen beengten Räume von 
militärischer Belegung frei blieben. Er verkenne nicht, daß 
die Wehrmacht, da sie sich von der Eisenbahn aus entwickeln 
werde, leicht geneigt sei, auch kisenbahnerwohnungen in An- 
spruch zu nehmen. Die Behausungen auch der deutschen Eisen- 
bahner seien behelfsmäßig mit sten” manchmal auch nur 
einer Kiste ausgestaitet. Sie ve nur über kümmer- 
liches Kochgerät, wenn sie nicht gemeinsam in einer Kantine 
äßen. Besonders wichtig sei der ungestörte Betrieb der Bahn- 
höfe, Werkstätten und des Fernmeldenetzes. Auch die Kraft- 
wagen der Ustbahn müßten von einer Inanspruchnahme völlig 
freigelassen werden, da sie im Ernstfall im Interesse der 
Wehrmacht eingesetzt werden müßten. Die Ostbahn sei ein 
Sondervermögen, und deshalb gingen finmzielle Vereinbarun- 
gen zwischen Generalgouvernement, Reichsfinanzministerium 
und Wehrmacht die Ostbahn nichts an. - Dienstwohnungen im 
deutschen Sinne gebe es bei der Ostbahn nicht. Die polni- 
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schen Bediensteten seien zumeist in kleinen Wohnungen zu- 
sammengepfercht. Die deutschen Beamten hätten auf den Bahn- 
höfen keine Dienstwohnungen vorgefunden, sondern lebten in 
der Regel entweder in ihren Dienstrüumen oder zu zwei oder 
drei Mann in einer Wohnung, die für den Bahnhofsvorsteher 
vorgesehen war. Von Seiten der Verwaltung der Ostbd&in sei 
der Wohnungsverordnung nur unter der Voraussetzung zuge- 
stimnt worden, daß bahneigene Häuser nicht zwangsbewirt- 
schaftet und in Anspruch genommen werden dürften. Auch müsse 
es ausgeschlossen sein, daó der Kreishauptmann in die Be- 
lange der Ostbahn hineinrede. 


4u den von dem Vorredner geltend gemachten Bedenken 
wird im einzelnen Stellung genommen, und man einigt sich 
schlieBlich auf folgenden Satz; 


2. Der Inanspruchnahme im Sinne des Punktes 1 unter- 
liegen nicht 
a) diejenigen Gebäude und Gebäudeteile, die zu 
einem Öffentlichen Dienst oder Gebrauch ver- 
wendet werden mit Ausnahme der Schulen 
b) Ostbahn, Deutsche Post Osten, Gemeinde- 
unternehmungen 
c) die Unterkünfte der Reichsdeutschen und 
Personen, die im öffentlichen Dienst stehen. 
Bei besonderem Unterkunftsmangel ist jedoch der 
Kreishauptmann im Einvernehmen mit dem Ortskommandanten, 
allenfalls mit dem Oberfeldkommandanten berechtigt, 
auch Einquartierungen bei Reichsdeutschen und Pers nen 
des Öffentlichen Dienstes vorzunehmen, wobei besondere 
Rücksicht auf jene Bedienstete zu nehmen ist, die durex 
wegen Nachtdienstes oder besonders schweren Dienstes 
einer entsprechenden Ruhe bedürfen. 
Ausnahmen von Punkt 2a werden zwischen dem MIG 


und der Regierung des Generalgouvernements fallweise 
vereinbart, 








Hs 


Weiter wird folgender Leitsatz angenommen: 

Soweit nach Maßgabe besonderer Bestimuungen für 
Inanspruchnahme im Sinne des Punktes 1 Vergütung ge- 
zahlt wird, zahlt sie nicht mehr die Wehrmacht, son- 
dern die Regierung des Generalgouvernements. 


Endlich werden noch folgende Sätze angenommen: 

Für Sach- und Personenscháden, die infolge von Lei- 
stungen im Sinne des Punktes 1 ohne grobes Verschulden 
des Geschädi gten entstehen, und für die ein Ersatz von 
einer anderen Stelle nicht zu erlangen ist, kann eine 
angemessene Entschüdigung gewährt werden. 

Der Stadtkommissar, Dürgermeister oder Wojd hat 
den Antrag auf Entschädigung mit seiner Stellungnahme 
dem Kreishauptmann (Stadthauptmann) zur Entscheidung 
vorzulegen, der über diesen Antrag entscheidet. 

Die Entschädigung wird durch die Regierung des 
General gouvernements geleistet. 


Bei Beendigung der Inanspruchnahme von Leistungen 
im Sinne des Punktes 1, bei längerer Inanspruchnahme 
nach Ablauf jedes Monats, hat die Dienststelle des 
Quartiernehmers eine Quartierbescheinigung laut Anlage 
auszustellen. Der Quartiergeber hat die Bescheinigung 
unverzüglich dem Stadtkommissar, Bürgermeister oder 
Wojd einzureichen, der sie dem Kreishauptmann (Stadt- 
| h auptmann) vorzulegen hat. 





Der Kreishauptmann (Stadthauptmann) setzt die 
Vergütung fest und überweist die erforderlichen Mittel 
an den Stadtkomuissar, Bürgermeister oder Wojd zur 
Auszahlung gegen Quittung an den wuartiergeber. 
Soweit Vergütungen für Leistungen festzusetzen 
sind, die nicht durch Tarifsätze geregelt sind, hat 
| der Kreishauptmann (Stadthauptmann) die Genehmigung des 
| Distriktschefs (Abteilung Finanzen) einzuholen. 
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Intendanturrat Dr. Töpfer legt hierauf das Muster einer 
«uartierbescheinigung 


(Mittagspause) 
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In der Nachmittagssitzung wird zunächst die Fassung 
der Leitsätze für einen Erlaß über die wartierleistung 
einer nochmaligen Prüfung unterzogen und dann nach einigen 
redaktionellen Änderungen und Paraphierung der einzelnen 
Bestimmungen dem Erlaß die gesetzmäßige Form gegeben. 


Das von Intendanturrat Dr. Töpfer vorgelegte Muster 
einer 





Quartierbescheinizung 


wird ebenfalls weg mit einigen unwesentlichen Änderungen 
übernommen. 


im weiteren Verlaufe der Beratungen wird sodann zur 
Frage der 


Vergütungssätze 


Stellung genommen. 


Überregierungsrat von Streit schlägt vor, einfach die 
einschlägigen Bestimmungen des ieichsleistungsgesetzes zu 
übernehmen, wobei man lediglich von zwei Ortsklassen auszu- 
gehen brauchte, den Ortsklassen für Krakau und Warschau und 
für das übrige Gebiet.iian könnte deme Sätze von 24 bezw. 

21 Reichsmark zu Grunde legen, die dann für das Generalgou- 
vernement prozentual zu kürzen würen. 





in einer lüngeren Aussprache wird die Frage der 


Gestellung von Fuhrwerken 
im kahmen der Quartierleistung erörtert. 


Unterstaatssekretär Kundt schlägt vor, in einem Erlaß 
zu bestimmen, daß der Kreishauptmann nach Maßgabe der Dring- 
lichkeitsstufe und unter Berücksichtigung der Notwendi gkeit 
der Feldbestellung Anordnungen der Wehrmacht zu erfüllen 
verpflichtet ist, wobei für Ausnahmen von der Regierung be- 
sondere Bestimmungen erlassen werden müßten. Als Dringlich- 
keitsstufen seien Otto-Programı und Holzabfuhr anzusehen. 
Als dritte Dringlichkeitsstufe würde gegebenenfalls die Feld- 
bestellung in Frage kommen. Über diese Dinge müsse sich jeder 

Kreis- 
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Kreishauptmann selbstündig ein Bild machen. Seine Aufgabe 
sei es, die divergierenden Interessen des Straßenbauwesens, 
der Forstverwaltung und der Landwirtschaft auszugleichen. 
Jedenfalls müsse den Kreishauptmännern ein allgemeines Wei- 
sungsrecht gegeben werden. Hinsichtlich der Vergütung sol- 


cher Leistungen könnte man die Sätze der Forstverwaltung 
zu Grunde legen. 


Oberregierungsrat Wessel weist darauf hin, daß es ein- 
heiZliche Verkehrspreise im Generalgouvernement noch nicht 
gebe. Über die Fest setzung solcher Preise berate zur Zeit 
ein Ausschuß. Die Vorarbeiten für eine allgemeine Verkehrs- 
preisveroränung würden vidleicht erst in 5 Monaten abge- 
schlossen sein. 


“inisterialrat Dr. Pabst schlägt vor, in einer zusätz- 
lichen Bestimmung zu sagen: Bis zum Erlaß einer anderweiti- 
gen Regelung bestimmt der &reishauptmann die angemessene 
Vergütung. 


Mit Unterstaatssekretür Kundt ist auch Oberregierungsrat 
Von Streit der Auffassung, daB mm auch bei inanspruchnahme 
von Fuhrwerken durch die Wehrmacht die Sätze der Forstverwal- 
tung für das Genera. gouvernement übernehmen sollte. 


Hauptmann Dr. Hermann gibt zu bedenken, daß die Forst- 
verwaltung Kilometersätze zu Grunde lege. Eine solche Rege- 
lung sei für die Wehrmacht unmöglich; sie könne nur mit 
Tagessützen oder Halbtagssätzan arbeiten. Über die Zahlung 
einer solchen Vergütung sei bisher noch keine Vereinbarung 
&etroffen worden; man habe sich nur darauf & einigt, daß 
die Zahlung für die Unterkunftsgewiihmng durch den Kreishaupt- 
mann erfolge. 


Oberstleutnant von Steinwehr geht davonaus, daß die 
Wehrmacht dem Kreishauptmann die nötigen Unterlagen gebe. 


Solche 
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Solche Unterlagen in der Form, wie sie die Forstverwalturg 


zur Verfügung habe, seien für die Wehrmacht sehr schwer zu 
beschaffen. 


Ministerialrat Dr. Pabst bemerkt, daß man nach dem 
Keichsleistungsgesetz nur einen tarif für Kraftfahrzeuge 
kenne. Die Vergütung für vespanne, vor allem Doppelgespanne 
Schwanke im Reich zwischen 24 und 12 Reichsmark. 





Unterstaatssekretür Kundt halt es für zweckmäßig, für 
das ganze veneral gouvernement eine gleichmäßige Regelung ein- 


treten zu lassen. Es frage sich nur, welche Sätze angemessen 
seien. 


Ein Vertreter der Forstverwaltung teilt mit, daß von 
ihr für ein Doppelgespann 20 bis 24 Zloty je Tag gezahlt 
würden. Von der Wehrmacht würden beispielsweise auf den 
Übungsplätzen Beträge bis zu 40 Zloty gezahlt, die aber 
wohl viei zu hoch seien. 


Oberregierungsrat von Streit hält eine Vergütung von 
24 Zloty je Tag für ein Doppelgespann für angemessen. 


Hauptmann Dr. Hermann erklárt, dap die Wehrmacht die 
von der Zivilverwaltung für angemessengehaltenen Sätze über- 
nehmen würde. Die Hegierung des Generalgouvernements kinnte 
j& einen Vorschlag iiber die Höhe der Sätze machen. Diesen 
Vorschlag würde er dann den Iruppenübungsplützen zuleiten, 
die dana dazu Stellung nehmen könnten. 


Oberregierungsrat Von Streit schlägt vor, an Vergütung 
für einen Einspänner 16 Zloty und für einen Zweispänner 
24 Zloty zu zahlen, und zwar als lagessatz mit Wagen und 
Fahrer. Im übrigen müßte wohl noch von Seiten des MIG gesagt 
werden, was er in einer Solchen Verordnung geregelt haben 


wolle. 
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wolle. Eine Beschränkung der Regelung lediglich auf die 
Sätze, dürfte nicht genügen. 


Hauptmann Dr. Hermann glaubt nicht, daß weitere Rege- 
lungen zu treffen sind, wenn in der Verordnung zum Ausdruck 
gebracht werde, daß die Anforderungen an die Kreishaupt- 
männer zu richten seien. 


Oberregierungsrat von Streit will unter anderem fest- 
gestellt sehen, welche Ansprüche z.5. hinsichtlich der Füt- 
terung der Pfsrde gestellt würden. Es werde doch vielfach 
dem Gespannhalter nicht móglich sein, das notwendige Futter 
für mehrere Tage mitzubringen. Was die Wehrmacht geregeit 
haben wolle, müsse im Einvernehmen mit dem Straßenverkehrs- 
amt in einer Verordnung bestimmt werden. Im übrigen sei 
doch wohl davon auszugehen, daB die Vergütung in diesem 
Falle die Wehrmacht zahle. 


Oberrezgierum srat Wessel halt es für notwendig, daß 
über die Gespannleistung eine besondere neue Verordnung 
herausgegeben wird, da man, wie er meint, mit den bisheri- 
gen Vorschriften doch nicht weiter komme. 


Unterstaatssekretär Kundt ist jedoch der Auffassung, 
daß es nur einer besonderen Bestimmung insofern bedürfe, 
als Ausnahmen von der Verordnung bei lnanspruchnahme von 
Fahrzeugen durch Wehrmacht in einem besonderen Erlaß ge- 
regelt würden. Für die Wehrmacht müßte eine besondere Preis- 
vorschrift gegeben werden. 


Oberlandesgerimtsrat Dr. Weh gibt zu bedenken, daß 
man dann hinsichtlich der Wohnungsfürsorge den gleichen Weg 
beschreiten müßte. Er wolle vermieden sehen, daß immer wie- 
der neue Bestimmungen herausgegeben würden. 





Hauptmann 
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Hauptmann Dr. Hermann macht den Vorschlag, daß der 
Leiter der Abteilung Straßenverkehr einen Entwurf vorlegen 
möge, in welchem enthalten seien: 1) die besonderen Sätze, 
die von der Wehrmacht zu zahlen wären, und deren Höhe die 
Regierung des Generalgouvernements viel besser bemessen 
könne als das MIG; 2) die Beantwortung der Frage, welche 
Regelung hinsichtlich der Fahrzeuge zu gelten hätte, wobei 
die Wehrmacht von der Berechnung nach Kilometern ausgehen 
würde. 3) Sei es von der Wehrmacht darauf abgestellt worden, 
daß, wenn Kraftfahrzeuge längere Zeit in Anspruch genommen 
würden, auch der Betriebsstoff geliefert werde. 4) Müßte 
bestimmt werden, daß der Rechtsweg ausgeschlossen wird. 
Sonderbefehle müßten vorbehalten bleiben. 


Oberregierungsrat Wessel hält eine Bestimmung für 
zweckmäßig, nach welcher in besonderen Fällen der Kreishaupt - 
mann die Vergütung und Entschädigung nach billigem Ermessen 
festsetzen könne und darüber endgültig entscheide. Eine 
solche Vorschrift könnte in die Form eines Erlasses gekleidet t 
werden, und man würde dann Feststellungen darüber treffen 
können, wie sich ein solches Verfahren allmählich in der 
Praxis bewähre. 


Unterstaatssekretär Kundt schließt sich diesem Vor- 
schlage an. 


Im weiteren Verlauf der Beratung wird dann nochmals 
zur Frage der 


Vergütung der 4uartierleistung 


Stellung genommen . 


Oberregierungsrat von Streit ist der Auffassung, daß 
bei jeder Staffelung gewisse Ungerechtigkeiten Platz grif- 
fen. Je weniger gestaffelt werde, um so geringer sei die 
Ungerechtigkeit. Im Generalgouvernement habe mm keine Riick- 
sicht auf irgendwelche besonderen Volksgenossen zu nehmen, 


da 
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da man ja hier nur der polnischen Bevölkerung gegenüberstehe. 
Auch für die Reichsdeutschen würde eine solche Regelung, 
wie er sie vorgeschlagen habe, keine großen Nachteile mit 
sich bringen. Er sei also für die Einführung eines einheit- 
lichen Satzes mit einem 50 %igen Zuschlag für Krakau und 
Warschau. Zu Grunde legen könne man den niedrigsten Satz 
der Ortsklasse D, der dann nicht mehr gekürzt werde. Das 
würde für Mannschaften die Zahlung eines Betrages von 

0,30 WM oder 60 Gr. polnischer Wähmng oder 18 Zloty monat- 
lich bedeuten und würde sich selbstverständlich nur auf 
Bürgerquartiere beziehen, da bei Unterbringung von Mann- 
schaften z.B. in Scheunen andere Sätze in Frage kämen. Kra- 
kau und Warschau würden dann in die Sonderklasse kommen. 


Ministerialrat Dr. Pabst will für Biirgerquartiere 
grundsätzlich die Ortsklasse D maßgebend sein lassen und 
für Krakau und Warschau einen Zuschlag von einem Drittel 
gewähren. Das würde also grundsätzlich bedeuten: 24 RM 
oder 48 Zloty je Monat für Stabsoffiziere, 16,50 RM oder 
23 Zloty für die übrigen Offiziere, wobei Heizung extra 
zu berechnen wäre. Neben den Bürgerquartieren und den Käu- 
men, die normalerweise gewerbsmäßig vermie tet würden, spiel- 
ten auch noch die nicht Brwerbszwecken dienenden Räume und 
Gebäude der Öffentlichen Hand eine gewisse Rolle.-In einem 
Erlaß sei eine Hegelung dahin getroffen, daß dem quartier- 
geber nur die nackten Auslagen gezahlt würden. 





intendanturrat Dr. Töpfer wirft die Frage auf, ob es 


gerechtfertigt sei, grundsätzlich die im Reichsgebiet gel- 
tenden Sätze aufs Generalgouvernement zu übertragen, in dem 


doch nicht eine ähnliche Wohnkultur zu finden sei, wie im 
Reich. Dieses Bedenken müsse auch besonders gegenüber den 
Hotels geltend gemacht werden. 

— — 


Ministerialrat Dr. Pabst hält eine Sonderregelung 
gegenüber den Hotels für praktisch schwer durchführbar und 


meint daher, daß man von einer solchen Sonderregelung ab- 
sehen sollte. 
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Intendanturrat Dr. Töpfer gibt der Befür chtung Aus- 
druck, das, wenn die Zimmerpreise im Generalgouvernement 
nicht normalisiert seien, den Hotelunternehmungen u.U. 
mehr gezahlt werde als im Reich. 


Üperregierungsrat von Streit glaubt, dap man diesem 
bedenken dadureh Rechnung tragen könne, wenn man als zu- 
lássigen Hichstbetrag für ein Einzelzimmer 8 Zloty fest- 
setze. Die Ortslage drücke sich bei Hotels im Zimmerpreise 
aus; in Tarnow werde mm nicht den Zimmerpreis zahlen, den 
man in Warschau zahlen müsse. 


Winisterialrat Dr. Past weist darauf hin, daß man 
gerade bei den besseren Hotels im Reiche gewisse Rücksicht 
darauf genommen habe, daß die besseren Zimmereinrichtungen 
in Hotels durch Wehrmachtsangehörige stärker ab genutzt 
würden und daß z.B. Wäsche heute kaum renovierbar sei. 





intendanturrat Dr. Töpfer ist jedoch der Auffassung , 
daß man solche wirtschaftlichen Fragen hier nicht entschei- 
den könne. Im Heichsfinanzministerium sei man davon ausge- 
gangen, dai im Generalgouvernement nur ein gewisser Bruch- 
teil der in Deutschländ geltenden Sätze gezahlt werde. 


Gegenüber dem Vorschlage des Oberregierungsrats 
von Streit, den Hotels in Krakau, Warschau, Lublin, Radom 
und vielleicht Tarnow den vollen Preis zuzubilligen und den 
anderen 60 % der Sätze zu geben, macht Intendanturrat Dr.Frey 
geltend, das doch das Generalgouvernement auch ein unmittel- 
bares Interesse daran habe, die Beherbergungswirtschaft auf 
eine höhere Stufe zu bringen. 








Die Beratungen werden darauf geschlossen. 


Schluß der Sitzung: 20'? Uhr 





> Exemplare gelertigt für 


a) Kanzlei des GenGouv, 
b Staatssekretär Ur. Bühler 
rrasident Dr. iummerich. 


C 


Krakau, 28.Juli "I ug 


` 


Dienstag, den 22. Juli 1941 
im groBen Saale des Hegierungsgebüudes. 


Deratungsgegenstáünde;: 


1. Ernährungs- und Bestellungsplan für das Jahr 
1941/42, 


2. Kohlenversorgung des Generalgouvernements. 


Je Versorgung der Landwirtschaft mit Industrie- 
erzeugnissen. 


4. Währungsfragen. 
>. Schleichhandelsbekämpfung. 


6. Sonstige aktuelle Fragen auf dem Gebiet der 
bewirtschafteten Güter. J 





Beginn der Sitzung: 102° Uhr 


= SSS SSS SSS SSS sss Zz 


Generalgouverneur Reichsminister Dr. Frank: 

Weine Herren! Ich habe die heutige Sitzung einberufen, 

um mit Ihnen die brennenden Wirtschaftsprobleme des Gene- 
ralgouvernements einer eingehenden brórterung zu unter- 
ziehen. Ich nehme an, daß Ihnen die lagesordnung zuge- 
stellt worden ist. Daraus haben Sie entnommen, daß wir uns 
heute mit Beratungen beschäftigen werden, die den ärnäh- 
rungs- und Sestellungsplan für das Jahr 1941/42, die Kohlen- 
versorgung des Generalgouvernements, die Versorgung der 
Landwirtschaft mit Industrieerzeugnissen, Währungsfragen, 
Schleichhandelsbekämpfung und alle sonstigen aktuellen Fra- 
gen der Wirtschaft betreffen. Es ist um so wichtiger, daß 
wir uns über alle Fragen, die uns auf diesem Lebensgebiet 


bewegen, restlos aussprechen, weil wir ja in dieser Voll- 
zähligkeit nicht immer und so leicht zusammenkommen können. 
vas srgebnis unserer Besprechung soll sein, daß ich eine 
Normierung für den aufzustellenden Gesamtwirtschaftsplan 
erhalte. 


Die heutige Sitzung steht unter einem günstigen Stern, weil 
Sich auf Grund des Erlasses des Führers, der vor wenigen 
lagen ergangen ist, das Generalgouvernement um ein sehr be- 
achtliches Stück vergrößern wird. Das Gesamtgebiet des frü- 
heren Österreichischen Galizien wird mit dem veneralgouver- 
nement vereinigt. Das bedeutet zunächst, daß wir damit das 
entscheidende Verbindungsstück zwischen dem Reich und Rumä- 
nien in die Verwaltung bekommen, bedeutet aber wirtschafts- 
politisch, abgesehen von diesem ungeheuer wichtigen Ver- 
kehrsgesichtspunkt der tragenden Mittelstellung zwischen 
“eich und Außland,vor allem die endgültige Lósungsmógli-d- 
keit einer autarken selostbewirtschaftung des Generalgou- 
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vernements in allen Sektoren. Wenn Sie bedenken, daß dieses 
Gebiet von Galizien, das nunmehr zu uns kommt, eins der 
irucntbarsten Gebiete ganz Europas ist, daß in diesem Ge- 
biet neben reicnen Ülquellen und Kaligruben ungehobene Bo- 
denschatze in Gestalt von starken Zinklügern usw. in reiche 
Fülle vorhanden sind, da8 nach durchaus auch von mir als 
Bealpolitiker anerkannten professoralen Gutachten mit der 
höchsten Wahrscheinlichkeit zu rechnen ist, daß wir wert- 
vollste Kohle in ausreichender Menge in diesem Gebiet fin- 
den werden, so können Sie ermessen, daß durch diese hervor- 
ragende, unsere Leistung anerkennende Verfügung des Führers 
der Entwicklung ein Schlußstein eingefügt ist. 


Wir werden die Verwaltung des gali£ischen Raumes zunächst 
in voller Einheit übernehmen; das Gebiet wird von Lemberg 
aus einheitlich verwaltet. Ich habe Gouverneur Dr. Lasch 
beauftragt, als Chef der Verwaltung in diesem Gebiet seinen 
rjatz zu nehmen. Wie wir später die Distriktseinteilung in 
diesem neuen Raum gestalten werden, kann ich heute noch 
nicht sagea. Selbstverständlich wird mit der Einführung 
der Verwaltungsgrundlagen, der Währungs- und Wirtschafts- 
grundsätze in diesem Raum so vorgegangen, daß sowohl der 
vesantnutzen des Reiches wie der Einzelnutzen des General- 
gouvernements und der Spezialnutzen der neu eingereihten 
Gebiete gleichzeitig gewahrt werden. Für jeden einzelnen 
von ihnen, meine Herren, wo er auch stehen möge, ob in der 
allgemeinen Verwaltung, ob in der rolizei oder irgendeinem 
anderen bereich, bedeutet diese Veriügung des Führers eine 
Anerxennung. Ich möchte nicht verfehlen, Ihnen das im aus- 
drücklichen Auftrag des Führers zu sagen. 


Es ist vorbehalten, dai allenfalls noch weitere Zonen zum 
veneralgouvernement kommen kónnen. Darüber brauche ich jetzt 
nicht zu sprechen. Das kann plötzlich geschehen, und Sie 
werden rechtzeitig davon Kenntnis erhalten. Zunächst aber 
möchte ich heute bitten, daß wir uns, getreu der sachlichen 
und jeder Phrase abholden Methode der Arbeit in diesem Raum 








auf die Erörterung dessen beschränken, was wir jetzt an 
festen Erfahrungen gesammelt haben, Erfahrungen, für die 
wir won Seiten der Regierung, für die aber auch die Devóol- 
kerung dieses Gebietes schwere Opfer gebracht haben. 


| Für mich liegt eine gewisse Genugtuung darin, daß mir der 
Führer zum ersten Mal, und zwar einen Tag vor dem Einmarsch, 
als ich bei ihm in der Reichskanzlei weilte, auch eine An- 


erkennung für die Arbeit der polnischen Arbeiter und Bauern 
in diesem Gebiet mit auf den Weg gab. Das ist um so beacht- 


licher, als uns allen, Wie Sie wissen, 1959 ein wesentlich 
anderes Bild vor Augen stand.|Der große weltmachtbereich 
des Deutschen Reiches kann nur unter steter Festhaltung 

der nationalsozialistischen weltpolitischen Zielsicherheit, 
aber doch auch nur unter elastischer Ausnutzung der jeweils 
sich in irgendeinem Teil dieses Weltreiches ergebenden 


volks- und wirtschaftspolitischen Wöglichkeiten gpstaltet 
werden. 
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Wenn wir jetzt einen Ernährungs- und Aufbauplan aufstellen, 
dann ist es klar, da gewisse Fragen, mit denen wir uns in 
den fast zwei Jahren ununterbrochen herumzuschlagen hatten, 
uns nicht mehr in diesem Maße beschäftigen werden. Ich glau- 
be, daß jetzt auch eine Entlastung in den Verhältnissen von 
Warschau und der anderen großen Städte eintreten wird. Ich 
nehme ferner an, daß in absehbarer Zeit die gesamten Fragen 
der Preisentwicklung usw. einer Lösung entgegengehen werden, 
die uns wieder einen stabilen Boden schaffen. 


Tam Ver dies 


Der Führer hat mir in einer Besprechung, die ich drei Tage 
vor dem Einmarsch bei ihm in der Reichskanzlei pflegen konn- 
te, unter anderem auch gesagt, daß die Juden als erste aus 
dem Generalgouvernement abziehen werden. Ich werde in den 
nächsten Tagen schon den Befehl zur Vorbereitung der Aus- 
rüumung des Warschauer Ghettos geben. Wir müssen unter al- 
len Umständen so schnell wie möglich dafür sorgen, daß wir 
die Juden aus dem Generalgouvernement entfernen. Denn nach 
einem eigenen Worte des Führers wird das Generalgouvernement 
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künftig kein Endaufnahmeplatz mehr sein, sondern aus- 
schließlich Durchgangslager werden. Mit dem fortschrei- 
tenden Sieg unser herrlichen Wehrmacht im Osten in einer 
Zeit großartiger Tapferkeit und hervorragendster Bewährung 
deutschen Soldatentums verbindet sich für uns, die wir 

die Ehre haben, vom Führer so ausgezeichnet zu sein, daß 
wir nunmehr die Brücke zwischen dem gigantischen Ostraun, 
der sich auftut, und dem Æ schlossenen heich unseres Vol- 
kes darstellen, die hohe Pflicht, nur an dieses Aufgaben- 
werk zu denken. | 


Ich persönlich glaube, daß die schwerste Zeit für das Gene- 
ralgouvernement hinter uns liegt. Ich móchte das nun nicht 
etwa mit irgendeinem leichten szek Einlullenlassen der 
Probleme verbunden wissen, glaube aber doch ganz real 
ihnen für die heutige Debatte einen wohlbegründeten Opti- 
mismus mit auf den Weg geben zu können. Dieses Land der 
Polen wird uns niemand wieder abnehmen. Wir werden hier 
allen Deutschen auf dem Fundament, das wir errichtet haben, 
einen Aufbau ermöglichen, der ein strahlendes Werk dar- 
stellen wird. Ich freue mich schon üarauf, daß wir die 
deutschen Siedler wieder nach Galizien zurückrufen, daß 
wir den Ausbau der Weichsel mit ganz anderen Perspektiven 
in Angriff nehmen können; ich freue mich auf den Plan und 
die Verwirklichung des Planes einer schiffbaren Verbindung 
zwischen Weichsel, San und Dnjestr, mit deren Hilfe sich 
dann überall gigantische Verkehrswege erschließen werden. 
Das Generalgouvernement wird nach Ost und West, nach Süd 







und Nord ein ausgeglichenes Gebilde sein. 





Besonders erfreulich aber ist, daß der Führer in seiner 
Verordnung dem Generalgouvernement sein totales Vertrauen 
auch dadurch zum Ausdruck bringt, daß keine der neu ge- 
schaffenen Ostzustündigkeiten in unserem Raum zu gelten 
haben. Zuständig sind allein in diesem Gebiet der General- 
gouverneur und seine Regierung, wobei der Generalgouver- 
neur wieder nur ausschließlich dem Führer Adolf Hitler un- 









terstent. Das bedeutet für ums aber auch eine Steigerung 
der Verantwortung. Die Fortsetzung der klaren autoritären 
und einheitiichen Führung dieses Gebietes wird uns jedoch 
die Wirtschaftsprobleme, mit denen wir uns heute zu be- 
schäftigen haben, in einem ganz anderen Maße lösen lassen. 
Auch für das neue Gebiet bin ich allein der Beauftragte 
des Reichsmarschalls Göring, wie ich ebenso als Reichsver- 
teidigungskommissar der einzige Inhaber der Vollmachten und 
der Verwirklicher der Verbindung zwischen Wehrmacht und 
Generalgouvernement bin. Amtlich ist mir mitgeteilt worden, 
daß auf Grund einer Verfügung des Oberkommandos der Wehr- 
nacht auch der Wilitärbefehlshaber im Generalgouvernement 
I a yt ty 1360 erstrecken wird. So sind denn alle Vor- 
aussetzungen geschaffen, die uns in wenigen Tagen die Auf- 
nahme der Arbeit in Lemberg ermóglichen werden. 


Ich móchte Ihnen aber in diesem Zusammenhang das eine sa- 
gen; Sie kennen mich - ich erwarte völlige Disziplin von 
allen Ihren Dienststellen; denn dassSie die selber haben, 
weiß ich. Ich wünsche nicht, daß in diesem Gebiet nun alle 
Sehnsüchte, die man seit vielen Monaten gesammelt hat, 

sich austoben dürfen, sondern mit wohlgemessener, dem Gene- 
ralgouvernement entsprechender Präzision muß drüben die 
Arbeit aufgenommen werden. 


ich kann jetzt nicht über die Fülle der volkspolitischen 
Probleme sprechen, die uns in diesem neuen Raum begegnen 
werden; das wird in der nächsten Regierungssitzung ge- 
schehen. hur soviel will ich sagen: von uns wird nicht mehr 
und nicht weniger verlangt, als daß wir das Steuer der West- 
ukrainer, die heute noch von Lemberg nach Kiew schauen, um 


180° drehen und sagen: Ihr Lemberger, Ihr von Tarnopol und 
3tanislau, für such ist dieser Traum ausgetrüumt; Kiew wird 
nicht Eure Hauptstadt, Eure Hauptstadt ist Krakau, Eure 
übernüchste und ganz große ist Berlin. Aus dieser Verbin- 
dungsnühe geographischer Art erwachsen viele Probleme, das 














werden wir auch wirtschaftspolitisch spüren. Hier muß mit 
einem ganz groBen psychologischen Takt vorgegangen werden, 
um so mehr, als im kommenden Reichskommissariat Ukraine 
selbstverstandlich der ukrainische Gedanke, ja sogar der 
ukrainische Staatsgedanke wesentlich im Vordergrund stehen 
wird. 


Das ist nur einer der wesentlichen Ausschnitte aus der 
Fülle der rrobleme, die uns erwarten, die mich aber veran- 
lassen, auch hier gleich klare Verhältnisse zu schaffen. 
Zunächst sind Sie alle, meine Herren, in dem neuen Gebiet 
nicht zuständig. Ich habe einen Verwaltungsrat mit besonde- 
ren Vollmachten geschaffen, dem Staatssekretär Dr. Bühler, 
S5-Übergruppenführer Krüger und Gouverneur Dr. Lesch ange- 
hören. Alles, was das neue Gebiet betrifft, ist auch von 
Ihnen, meine Herren, mit diesem Verwalturgsrat vorher zu 
besprechen. Das wird nur eine kurze Zeit dauern. Sie sel- 
ber haben, wie ich weiß, das größte Verständnis für die 
Notwendigkeit der Zusammenfassung aller dieser Bereiche. 
nine ungeheure Arbeit liegt auf diesen Wannem ebenso 

wie auch auf Ihnen, 


Über der heutigen Tagung liegt wahrhaft ein guter Stern, 
und ich hoffe, daß uns ihre Ergebnisse befriedigen werden. 
ich mócnte keine Frage unerórtert lassen. Was immer Sie be- 
wegt, und mógen Sie es für noch so fernliegend halten, das 
bringen Sie heute zu dem Thema zur Sprache. 


Ich erteile als erstem Redner das Wort dem geschäftsführ en- 
Gen Hauptabteilungsleiter Parteigenossen iaumann zum 
Thema: 

urnahnrungs- und Destellungsplan für das Jahr 

1941/42. 








- Geschäftsführender Leiter der 
Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft 
Naumann: 
— ad 


Vor einigen Monaten hat Abteilungsprásident LBF Korner 

in einer äegierungssitzung den Aufbauplan der Ernährungs- 
und Landwirtschaft im Generalgouvernement vcrgetragen und 
eine klare Marschroute für die "rbciten der Hmptabteilung 
Ernährung und Landwirtschaft geschaffen. Die Richtlinien 
des Aufbauplanes werden nunmehr mit Unterstützung des Herrn 
Seneralgouverneurs und der Hauptabteilungen sowie der Amter 
des Generalgouvernements durchgeführt werden müssen, damit 
das GG so schnell als möglich in die Lage gesetzt wird, die 
schwierigen Ernährungsprobleme dieses Raumes zu meistern, 


In Aufbauplan stellt LBF Körner fest, daß es möglich ist, 
nach jahrelangen Anstrengungen in diesem Lande so viel 
Nahrungsmittel zu schaffen, daß eine mtarke Wirtschafts- 
lage auf dem Gebiet Ernährung entsteht, 
Der Aufbauplan legt Nahziele und Fernziele eindeutig fest. 
Meine Ausführungen heute sollen sich in der Hauptsache mit 
den Nahzielen befassen. | 

T Die Arbeiten und Aufgaben der Hauptabt. E.u.L. für das 
Wirtschaftsjahr 1941/42 werden bestimmt 
1.) durch den Ernährungsplan und 
2.) durch den Bestellungsplan. 
In Durchführung dieser beiden Pläne ergibt sich eine Reihe 
von Voraussetzungen und Notwendigkeiten, die nur mit Hilfe 
der gesamten Regierung und der beteiligten Hauptabteilungen 
gemeistert werden können, 
Ich wende mich zunächst dem Zrnz 
Dieser Plan trägt noch die Merkmale der ungeheuren Belastung, 
die das Gebiet des GGs durch den größten, Aufmarsch der 
Weltgeschichte durchgestanden hat. Er mußte unmittelbar 
nach dem Abmarsch der deutschen Truppen aufgestellt werden, 
so daß sich die Größe der wirtschaftlichen Schäden noch nicht 
voll übersehen lá8t,]Allein auf legalem Wege mußten der 
Jehrmacht durch die Hauptabt. E.u.L. riesige Mengen an Nan- 
rungsmitteln zur Verfligung gestellt werden. Zum Verstündnis 
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der Grüße der Lieferungen seien nur einige Zahlen 
genannt, Es wurden u.a. 
40.000 to Haver, 
116.000 to Kartoffeln, 
65 Mill. Stiick Bier, 
338.000 hl Bier, 
4.000 to Zucker, 
8.800 to Fleisch 
zur Verfügung gestellt. 
Daneben sind in großem Umfang auf illegalem Wege von der 
“ehrmacht Nahrungsmittel aufgekauft worden, deren Umfang 
auch durch annähernie Schätzung niemals festzustellen 
sein wird,,Obwohl gerade diese illegalen Aufkäufe die 
Moral der polnischen Bevölkerung erheblich in der Ablie- 
ferungswillirkeit verschlechtert haben, ist festzustellen, 
daß die von der Hauptabt. Ets Do eingeleiteten und an- 
gelaufenen Erfassungsmaßnahmen nicht entscheidend unter- 
brochen worden sind, und daB die laufenden Verbesserungen 
in der Erzeugung und “rfassung auch eine laufend steigende 
Verbesserung in der Gesamtversorgung ermöglichen werden. 
Im großen und ganzen muß das bisherige System der Erfassung 
und Verteilung der Lebensmittel an bestimmte versorgungs- 
berechtigte Gruppen weiterhin durchgeführt werden, Die 
“rfahrungen des vergangenen Jahres lassen keine wesentlichen 
Anderungen notwendig erscheinen. Dagegen ist eine betriicht- 
liche Erweiterung in der Zahl der Versorgungsberechtigten 
vorgesehen. Nach meiner Kenntnis wird die Brotgetreideernte 
in diesem Jahre ca. 20% höher liegen als die Ernte des 
vergangenen Jahres. Wenn sie ohne große Schäden herein- 
gebracht werden kann, und wenn keine erneute Belastung des 
Gebletes durch starke Truppenbelegungen erfolgt, dann wird 
bei dem Hauptnahrungsmittel zu Begin des Winter 41/42 mit 
einer Erhöhung der Brotrationen gerechnet werden können, 
Darüber hinaus wird das Gebiet hoffentlich eine gewisse 
Entlastung durch Abschiebung von Juden und anieren asozialen 
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Elementen nach dem Osten erfahren. Wanschenswert wäre 
eine Rückgliederung der ehemaligen Ostpolnischen Gebiete 
in das GG., um damit eine bedeutende Erleichterung der 
srnährungslage des gesamten Raumes mit sich zu bringen, 
Voraussetzung für eine Verbesserung der Versor;ung ist 
1.) daß keine Lieferungen an die Wehrmacht und an das 
Reich mehr erfolgen, da durch die erheblichen Vor- 
griffe während der Aufmarschzeit sonst eine Ver- 
besserung der Versorgungslage nicht möglich ist. 

2.) Eine erhebliche Verbesserung und Angleichung der 
Preise, insbesondere eine weitgehende Schließung 
der Preisschere zwischen landwirtschaftlichen 
Produkten und landwirtschaftlichen Bedarfsgegen- 
stinden, | 

2.) Ein reibungsloses Funktionieren des gesamten Er- 
fassunzsapparates, insbesondere hier wieder des 
Pramienscheinriicklieferungssystems. 

4. Eine weitgehende Verbesserung der Sransportlage 
und großzügige Beschaffung von Lastkraftwagen und 
dem dazugehörigen Treibstoff. 

Die &rfahrungen bei der Durchfüh des Ernährungs- 

planes 1940 41 haben gezeigt, daß die Übernahme des 

deutschen J„ebensmittelmarkensystems mit einer totalen 


Versorgung der einzelnen Verbrauchergruppen in diesen 





kaum vorläufig noch nicht möglich ist. Dieser Grund- 
satz muß auch für das neue Versorgungsjahr 1941/42 
bestehen bleiben. im Jahre 1940/41 wurden ca. >,2 Mill. 
Menschen mit Lebensmittelkarten ausgestattet und belie- 
fert. Diese Zahl wird im kommenden Jahr etwas ansteigen, 
da die Erfahrung gezeigt hat, daß es in manchen Gebieten 
notwendig ist, größere Verbrauchergruppen zu erfassen. 
Dem Wunsche der Riistungsinspektionen und anderer Dienst- 
stellen des GGs entsprechend wird nach der Ernte geprüft 
werden, ob die Angehörigen der mit A- und B-Sätzen 





— d: 


EM iw ës, à oam A. gf ft m 


- Zl 


as ALL A ROB oe wt ime De, Qoa eeu Dm pr Tem cm — 


^ Ws 


belieferten Arbeiter und Angestellten mit in die 
Zusatzverpflegung hereingenommen werden können. Mein 
Bestreben wird sein, dies unter allen Umständen durch- 
zuführen. 

Bei der Betrachtung der festgelegten Rationssütze darf 
nicht etwa eine schematische Kalorienberechnung auf 
Grund der festgesetzten Mengen durchgeführt werden, da 
es bei den bestehenden Produktionsverhiltnissen und der 
geringen Anzahl deutscher Mitarbeiter in diesem Raum 
nicht möglich ist, alle Lebensmittel so zu bewirtschaften 
wie im Reich. Die erhebliche Ausdehnung des Anbaues an 
Gemüse im Frühjahr 1941 wird bestimmt eine bedeutende 
“rleichterung der Versorgungslage bis in die Herbst- 

und Wintermonate hinein mit sich bringen, 

Eine der größten Sorgen ist die Erfassung der für eine 
geregelte Versorgung benötigten Brot- und Futtergetreide- 
menzen. Die Hauptabt. E.u.L. hat ein Kontingent von 
600.000 to Brotgetreide auf die vier Distrikte umgelezt. 
Falls es gelingt, diese 600.000 to zu erfassen, wird es 
sich ermözlichen lassen, mit Beginn des Winters die 
jetzt gültigen Rationssätze etwas zu erhöhen und die 
Ausmahlunz wieder auf 75 bis 80% zurückzuschrauben. Als 
eine der Voraussetzungen für das Gelingen einer ausrei- 
chenden Brotgetreideerfassung sieht die Hauptabt. E.u.L. 
nach wie vor eine “rhöhuns des Getreidepreises an und 
zwar auf die im Aufbauplan geforderten 90% des Getreide- 
preises der angrenzenden deutschen Ostgebiete. In den 
gestern stattgefundenen Verhandlungen unter Leitung des 
Herrn Staatssekretärs sind dazu Vorschläge gemacht worden, 
die von den unsrigen erheblich abweichen. Es ist gestern 
Jedoch eindeutig von allen Beteiligten die Notwendigkeit 


der Produktionssteigerung und einer ausreichenden Erfassung 
anerkannt worden. Herr Staatssekretär Dr. Bühler erteilte 


den Auftrag, nach Wegen zu suchen, die dieses Ziel 
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erreichen lassen, ohne daß eine zusaätzliche Belastung 
des Verbrauchers eintritt. Ich werde in den nächsten 
Tagen meine neuen Vorschläge unterbreiten. 

Weitere Voraussetzung ist das Zurverfügungstellen 

von preisgünstigen und qualitativ zuten Austausch- 
artikeln, sowie die Vermehrung der den einzelnen 
Kreishauptmannschaften zugeteilten Sonderdienstmänner 
und bei Bedarf der Einsatz von Polizeiorganen. 

Die Bestände zur Versorgung der polnischen Bevölkerung 
mit Brot aus alter Ernte reichen im GG bis zum 15.8.41. 
Es muß deshalb sofort mit Beginn der Ernte in großem 
Umfange der Abdrusch einsetzen. Seit vielen Wochen 

ist infolge der schwierigen Transportlage die Anlieferung 
von Kohle für Drusch- und andere wichtige Zwecke der 
Ernährungs. und Landwirtschaft völlig unzureichend. 


Ich komme damit auf die Versorgung der Landwirtschaft 


und der be- und verarbeiteaden Betriebe im allgemeinen 


zu sprechen. Die Zauptabt. E.ueLe hatte für die Zeit 
vom 1.4.41 bis zum 21.5.42 den Kohlenbedarf bei der 
Hauptabt. Wirtschaft 

mit 1,5 Mill. to Konle 
angemeldet und dabei als Katastrophengrenze den Bedarf 
mit 1 Millionen Tonnen beziffert. Bis Ende Juni 1941 
konnten für die gesamte Ernährungs- und Landwirtschaft 
infolge transport- und anderer Schwierigkeiten . 

nur 50.000 to 

geliefert werden. 































Um genügend Kohle für die dringend notwendige Drusch- 
aktion und ancere wichtige Ma@ nahmen heranzubekommen, 
hat dankenswerterweise Herr Gouverneur Dr. Lasch mit d em 
Kohlenbeauftragten der Hauptabt. Wirtschaft in den 
letzten Wochen eingehende Besprechungen mit den zustän- 
digen Stellen im Reich gehabt, die es hoffentlich er- 
möglichen, den notwendigsten Bedarf für die Druschakti on 
zur Verfügung. zu stellen. Besonders wichtig ist weiter 








die sofortige Bevorratung der 17 Zuckerfabriken 
des GGs mit Kohle in einen Umfang von 


156.000 to. 
Diese Bevorratung muß bis Mitte September beendet 
sein, da die Zuckerfabriken zum groben Teil nur an 
Kleinbahnen liegen, die währenä der Anfang Oktober ein- 
setztenden Kampagne ausschließlich mit Zuckerrüben- 
transporten ausgelastet sind. 
Des weiteren müssen dringend Betriebskohlen für Marme- 
; ladenfabriken, Mühlen, Molkereien, Brauereien und 
andere be- und verarbeitende Betriebe zur Verfüsung 
D stehen, damit eine geordnete Vorratswirtschaft durch- 
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EI geführt werden kann. 
) Mit diesen Ausführungen mócnte ich das wichtige Gebiet 


| der Brot- und vetreideversorgung verlassen und mich 
der Kartoffelwirtschaft zuwenden. 

[| Im vergangenen Jahr ist es unser Destreben gewesen, der 
städtischen Bevölkerung möglichst viel Kartoffeln 
zuzzteilen. Die “interkartoffelversorgung der großen 
städte konnte im allgemeinen auch wie geplant durch- 
geführt werden. Durch den großen Aufmarsch und das 
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Versagen des Nachschubs an Kartoffeln für die Truppen 
| sind jedoch im Frühjahr 1941 außerordentliche 3pan- 





nungen aufgetreten, so daß von einer normalen Versor- 
gung der stidtischen Bevilkerung mit Kartoffeln nicht 
mehr geredet werden konnte, Sonderzuteilungen von 
Hafer, Zucker, Ol und Fleisch haben das Schlimmste 
verhindert. Damit ist der Auftrag des Herrn General- 
couverneurs an Landesbauernführer Körner, eine 
Katastrophe während des Truppenaufmarsches zu verhin- 

| jaern, erfüllt worden,|In diesem Jahr plant die Hauptabt. 
[ Zoe He Ate a pro Kopf der städtischen Bevölkerung eine 
Zuteilung von 2 dz Speisekartoffeln vorzunehmen, wobei 
die Versorgungsberechtigten mit 6 Mill. eingesetzt werde 








Es miissen nach diesem Plan 1,2 Mill.to Speisekare 
toffeln erfaßt werden. Darüber hinaus sollen die 
Verarbeitungsbetriebe, insbesondere Brennereien und 
Stärkefabriken, voli arbeiten. Der bedarf hierfür 

wird mit 350.000 to zeschätzt. Die Verteilun; in den 
großen Städten muß entsprechend den diesj-hrigen 
Srfahrungen auf Lebensmittelkarten erfolgen, Erheb- 
liche Mengen von Kartoffeln werden in Mieten anf den 
gróberen landwirtschaftlichen Betrieben oder in den 
Gemeinden zur Deckung des Frühjahrsbedarfs 1942 
sichergestellt werden. Die Ernte läßt sich heute 

noch nicht vollständiz übersehen, da das polnische 
Saatgut sehr abgebaut ist und die beabsichtigte Menge 
deutschen Saatgutes infolge des Aufmarsches nicht rest- 
los herangeschafft werden konnte. Trotzdem glaube ich, 
den vorgesehenen Plan verwirklichen zu kónnen, 

Auf dem Gebiet der Zuckerwirtschaft ist die Lage giin- 
Stiger. Wahrend im vergangenen Jahr 42.700 ha Zucker- 
rüben angebaut wurden und die Gesamterzeugung 

97.000 to betrug, sind 1941 52.000 ha Zuckerrüben an- 
gebaut. Es ist mit einer Steigerung der Zuckerproduktion 
von 20) zu rechnen, vorausgesetzt, daß es gelingt,den 
Zuckerfabriken die oben erwühnten benötigten Kohlen- 
mengen vor Beginn der Kampagne voll zur Verfügung zu 
stellen. Schon in diesem Jahr konnten aus den Zucker- 
beständen zur Schließung der Versorgungslücke bei 


































Kartoffeln grüßere sonderzuteilungen vorgenommen werden. 
Nachdem sich überblicken läßt, welche Zuckermencen tat- 
sächlich produziert werden können, ist mit einer Er- 
höhung der Hationssütze an die Bevölkerunz zu rechnen. 
Auch die sierwirtschaft zeigt trotz des Wehrmachts- 
aufmarsches eine gewisse Verbesserung gegeniiber dem 
vergangenen Jahr. Wir haben zurzeit bereits größere 
Mengen an Eiern in den Vorratskammern als im vergangenen 
Jahr um diese Zeit. 
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Die durchgeführte Vorratsbildung ermöglicht eine 
Versorgung der im deutschen Interesse arbeitenden 
Polen in erhöhten Umfange. Auch wird es möglich sd n, 
für die nichtdeutschen Normalverbraucher mehr Eier 
zuzzteilen als im vergangenen Jahr. 

Im Versorgungsjahr 1940/41 wurden aus der Ernte an 
vifriichten und durch die *rfassung von Butter und 
Schlachtfetten insgesamt 5.800 to Ole und Fette er- 
fabt. Diese Mange wurde an die Reichs- und Volksdeut- 
schen sowie an die Versorgungsberechtigten zu den 
A-Satzen und B-Sätzen ausgegeben. In den letzten 
vochen wurden auch - wie bereits erwähut - 


an nichtdeutsche Normalverbraucher in den Großstädten 
Sonderzuteilungen an Ülen und Fetten durchgeführt. 
Durch die von der Hauptabteilung Ernährung und Land- 
wirtschaft durchgeführte Steigerung der Anbaufliche 
von Ulfriichten und durch eine bessere Erfassung der 


Molkereierzeugnisse werden im kommenden Versorgungs- 
jahr 

8.600 to Öle und Fette 
schätzungsweise zur Verfügung stehen. Sobald die Raps- 
ernte voll zu übersehen ist, wird zu entscheiden sein, 
ob nur die Versorgungsberechtigten mit Zusatzkarten 
etwas mehr Fett erhalten oder ob monatlich eine Sonder- 
zuteilung an die zesamte Bevölkerung erfolgen soll, 
Der Anbau von Olsaaten wird durch besondere Propaganda 
gegenüber dem diesjährigen Anbau nochmals verdoppd ft. 
Mit einer wirklichen Verbesserung des Trinkmilchmarktes 
kann nur an einzelnen Stellen gerechnet werden. Hine 
grobzugige Verbesserung des Molkereiwesens ist im Auf- 
bauplan vorgesehen. Vorliitufig sind aber die Material- 
beschaffungsschwierigkeiten derartig groß, daß mit 
einem flotten Fortgang dieser Arbeiten schwerlich zu 
rechnen ist. 
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Die Fischwirtschaft ist für die gesamte Versorgungswirt- 
schaft nicht von erheblicher Bedeutung. Die Hauptabt. 
L.u.L. wird sich laufend bemühen, größere Zuteilungen 
an Seefischen aus dem Reich zu bekommen, um diese in 
erster Linie an die Rüstungsarbeiter zu verteilen. Auch 
wird, wie im vergangenen Jahr,eine geringe Ausfuhr an 
E i Speise- und Satzkarpfen regen Austausch von Seefischen 
aus den angrenzenden Reichsteilen durchgeführt werden, 
damit Zuteilungen an Seefischen an die städtische Be- 
= völkerung vorgenommen werden können. 
Wenn auch noch keine genaueren Unterlagen über die Wehr- 
machtseingriffe und die noch vorhandenen Viehbestände 
vorliegen, so lassen sich ungefähre Schätzungen für die 
Vieh- und Fleischbestände machen. Die wöchentliche 
Erfassung wird mit 6.000 Stück Rinder, 

5.500 Stück Kälber und 
$ 2.000 Stück Schweinen, 


das sind insgesamt 
930 to Fleisch 


angenommen. Anhand ‚der Verbrauchergruppenstürken und der 
in-Versorgungsplan 1940/41 vorgesehenen Sätze werden 
rund 920 to Fleisch | 

wöchentlich benötigt. Vorlaufiz werden daher die Fleisch- 
rationen nicht erhöhrt werden können. Es hat sich aber 
herausgestellt, daß die von der Hauptabt. E.u.L. aufge- 
stellte srfassungsorganisation der Kreisviehschlacht- 
märkte die srfassung in starkem Maße in die Hand bekommt. 
Die Srfassungszahlen haben laufend zuzenommen. Bei an- 
haltender Entwicklung wird der Frage der Erhöhung der 
Fleischrationen für bestimmte Verbrauchergruppen näher- 
getreten werden können, 

Nährend im vergangenen Jahr nur ca 15.000 to Bravgerste 
den Brauereien zur Verfürung gestellte werden konnte, 

aus denen 750.000 hi Bier hergestellt wurden, sollen 
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im kommenden Jahr 25.000 to Braugerste fiir die Brauerei- 
en sichergestellt werden, damit 1,1 Mill. hl. Bier 
produziert werden kann. Die Bierversorgung erfährt 

damit eine beachtliche Verbesserung. 


Obst und Gemüse lassen sich im GG außerordentlich schwer 
durch eine Marktordnung regeln. In erster Linie hat 

die Sauptabt. E.u.L. einer Steigerung der Erzeugung 

ihr Augenmerk zugewendet. Auch im Reich sind gerade 

auf diesem Gebiet wahrerd der letzten 8 Jahre große 
Schwierigkeiten bei einer Hegelun; aufgetaucht, da es 
sich beim Gemüse um eine leicht verderbliche und schlecht 
zu transportierende Ware handelt, die in vielen Sorten 
täglich anfällt. Die Anbauflächen haben sich fast ver- 
doppelt, so daß auch hier eine erhebliche Mehrproduktion 
für die verbrauchende Bevölkerung zur Verfügung stehen 
wird. Durch erhöhte Sonderzuckerzuteilunzen ist der 
polnischen Bevölkerung die Möglichkeit gegeben worden, 
die Gemüsd- und Otstkonservierung im eigenen Haushalt 

in diesem Sommer aktiv zu betreiben. Nach den großen 
Schüden des Winters 1939/40 ist mit einem groBen Obst- 
anfall noch nicht zu rechnen. Südfrüchte werden in klei- 
nerem Umfang ins GG eingeführt und dienen zur Verbes- 
serung der Versorgung der Deutschen. 


Für die Erfassung von Getreide, Hülsenfrüchten und allen 
übrigen bewirtschafteten Nahrungsmitteln und Rohstoffen 
für die verarbeitende Industrie werden, vie im vergangenen 
Jahr, durch Prämienscheinverfahren Bedarfsgegenstände 
der polnischen Landwirtschaft zur Verfügung gestellt. 
Ein großer Teil dieser Austauschartikel wie Zucker, Ül, 
Ölkuchen, wird im eigenen Sektor erzeugt und steht des- 
halb 100%ig zur Verfügung. Einen großen Teil hat die 
Rauptabt. Wirtschaft der Hauptabt. E.u.L. fest zugesagt, 
Ebenfalls wird die Monopolverwaltung ausreichende Mengen 
Trinkbranntwein und Petroleum für die Austauschaktion 
zur Verfügung stellen. 





indem ich der Hauptabteilung Wirtschaft und der 
lonopolverwaltung für die im vergangenen Jahr im 
Interesse der Erfassung geleisteten Mitarbeit herz- 
lichen Dank sage, hoffe ich, daß auch in diesem Jahr 


die Belieferung der Erfassungsstellen noch besser 


vonstatten geht, da sich der Apparat ein;elaufen hat. 


Jedoch möchte der Preis für rückgelieferte Waren 


noch mehr dem Preis für landwirtschaftliche Artikel 
angegleichen werden. Es werden an Spinnstoffmengen 

im Werte von 45 Mill. Zloty benótigt, an Eisenwaren 
Mengen im Werte von 19 Mill.Zl., Petroleum 5.500 to, 
Trinkbranntwein 3.010.000 Liter, Lederwaren im Werte 
von 21. Mill. Zl.. Aus dem eigenen Sektor werden 

für die Austauschaktion 29.000 to Zucker, 500 to Öl, 
6.000 to Ülkuchen benötigt. Im Interesse des Ansehens 
derdeutschen Verwaltung ist es unbedingt notwendig, 
daß die eben erwähnten Mengen im Laufe des Jahres 

zur Verfügung gestellt werden, damit die umfangreichere 
srfassung an Nahrungsmittelmengen eine bessere Ver- 
sorgung der gesamten verbrauchenden Bevölkerung im 
kommenden Jahr ermöglicht, 


Der Distrikt Lublin, das Hauptproduktionsgebiet des Gs, 
ist in verkehrsmäßiger Hinsicht am wenigsten erschlos- 


sen. Besonders die fruchtbaren südöstlichen Kreise 
Hrubieszow und Zamosz sind verkehrsmäßig außerordentlich 
schlecht entwickelt. Unter unendlichen Schwierigkeiten 
sind im vergangenen Jahr die erfaßten Mengen transpor- 
tiert worden. Ein erheblicher Teil konnte wegen der 
Transportschwierigkeiten nicht erfaßt werden. Im 
Interesse eines reibungsloseren Abtransports und einer 

. besseren Erfassungsmöglichkeit ist es dringend notwendig, 
daß der Bau von Straßen und Eisenbahnlinien im Distrikt 
Lublin bevorzugt vorangetrieben wird, damit dieser 
landwirtschaftlich wertvollste Distrikt verkehrsmäßizg 
schnell erschlossen wird. Besonders dringlich ist der 
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Aus bau der Strecke Jaroslau, Rawa-Ruska, Sokal, 
noch vor Beginn der Kartoffelernte. Dort müssen 

nur 5 km der auf russischem Gebiet liegenden Strecke 
in Ordnung gebracht werden. 


Neben der Durchführung des Ernáhrungsplans 1941/42 
ist es notwendig, daß die Hauptabt. E.u.L. in beson- 


derem Maße ihre Aufmerksamkeit der Durchführung der 
Herbstbestellung 1941 widmet. Der Stand der Feldfrüchte 
in diesem Jahr läßt erkennen, daß der Einsatz aller 
Mitarbeiter der Hauptabt. E.u.L. nicht ohne 4rfolg 
geblieben ist. Wahrend im vergangenen Jahr noch ein 
deutlicher Unterschied zwischen dem Stand der TFeldfrüchte 
der deutschen Ostgebiete und denen des GGs festzustellen 
war, konnte dieser Unterschied in diesem Jahr schon 
weitgehend ausgeglichen werden. Die Durchführunz der 


Herbstbestellung 1941 stößt aus verschiedenen Gründen 

auf zroße Schwierigkeiten: 

1.) Durch die große Entnahme von Gespannvieh für Wehr- 
macht und Organisation Todt, insbesondere aus den 
Ostkreisesn des GGS, ergeben sich Schwierigkeiten, 
iie notwendigen Ernte- und Bestellungsarbeiten 
rechtzeitig durchzuführen. Es wird zwar versucht, 
durch Einfuhr von deutschen Zugmaschinen gewisse 
Erleichterungen zu schaffen. Bei dem Stand der 
Produktion an solchen Maschinen ist hier keine 
durch;reifende Hilfe zu erwarten. Die Entlastung 
mug deshalb anderweitig erfolgen. Während Ernte 
und Herbstbestellung müssen Anforderungen von 
Gespannen durch Forstinspektionen, Strabenbauver- 
waltungen und andere Stellen unterbleiben. Außerdem 
darf keine weitere Entnahme von Arbeitspferden 
durch Wehrmacht oder OT durchgeführt werden. 

2.) Das ungünstige Preisverhältnis von landwirtschaft- 

lichen Bedarfsgegenständen zu landwirtschaftlichen 
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Produkten hat insbesondere bei den größeren 
landwirtschaftlichen Betrieben eine immer 
schlechter werdende Zahlungsmöglichkeit herbei- 
geführt. Die großen Betriebe kommen in diesem 
Herbst in Schwierigkeiteiten, die von der deut- 
schen Verwaltung ihnen zur Verfügung gestellten 
Mengen an Kunstdünger und anderen 3etriebsmitteln, 
die für die Erstellung der nächstjährigen Ernte 
dringend erforderlich sind, zu bezahlen, Diese 
Tatsache läßt sich schon in diesem Jahr bei dem 
Z.T. unterschiedlichen Stand der Feldfrüchte 

auf den Liegenschaftspetrieben und den om polni- 
schen Privatbesitz befindlichen Betrieben fest- 
stellen. Bei den Liegenschaftsverwaltungs-Betrieben 
können dank der großen Gelämittel, die der Herr 
Generalzouverneur als verlorene Zuschüsse zur 
srleichterung von rascherer Produktionssteigerung 
zur Verfügung gestellt hat, große Fortschritte 
festgestellt werden, währenä die polnischen Privat- 
betriebe, die nur auf die Erlöse aus ihren Verkäufen 
angewiesen sind, in große Schwierigkeiten bei der 
Bezailung von Produktionsmitteln kommen. Da ciese 
polnischen Privatbetriebe besser überwacht werden 
können und nicht in der Lage sind, zu Schleichhan- 
delsoreisen Produkte zu verkaufen, ergibt sich 
auch aus dieser Tatsache die Notwendigkeit, die 
Preisschere zwischen Industrie- und Agrarprodukten 
sofort zu schließen. Nur die kleinen Panjebetriebe, 
die schwer kontrollierbar sind, verfügen noch 
durch Schleichhandelsverkäufe über grüßere Geld- 
mittel, 

Durch eingehende Bodenuntersuchungen und durch 

den Stand der säureempfindlichen Pflanzen ist 
eindeutig festgestellt, daß fast der gesamte Acıer- 
boden des GGs dringend einer ausreichenden Kalk- 


£runddüngung bedarf. Die Landwirtschaft des GGs 
müßte, un baldigst diesen unerwünschten Zustand 
zu beseitigen, pro Jahr 

zunächst mindestens 150.000 to Düngekalk 
zur Verfügung haben. Leider ist die Produktionsfihig- 
fähigkeit der Kalkindustrie im GG außerordentliche 
gering. Auch auf Einfuhren aus dem Reich ist in 
großem Umfang nicht zu rechnen, obwohl sich die 
Hauptabt. E.u.L. bemüht, gewisse Mengen hereinzu- 
bekommen. Im vergangenen Jahr konnten deshalb nur 

15.000 to 

insgesamt zur Verfügung gestellt werden. Durch die 
schlechte Belieferung der wenigen vorhandenen Kalk- 
werke des GGs mit Kohle ist damit zu rechnen, daß die 
im vergangenen Jahr erreichten Kalkmengen in diesem 
Jahr nicht einmal zur Verfügung gestellt werden 


können, Es kommt hinzu, daß die Kalkwerke des GGs 


bessere Qualitäten liefern müssen, was ohne tech- 
nische Verbesserungen dieser Werke nicht mözlich 


ist. Ich michte deshalb die Hauptabteilung Wirtschaft 
bitten, ihr Augenmerk ganz besonders auf die rasche 
Entwicklung der Kalkwerke zu richten und bemüht zu 
sein, diese Werke ausreichend mit Kohlen zu 
beliefern, 


Zu jeder Produktionssteigerung gehórt eine ausrei- 
chende Stickstoffdüngung. Während z.B. in Deutsch- 
land pro ha 22 kg Stickstoff aufgewendet werden, 
konnte bisher im GG der Landwirtschaft nur der 

10. Teil je ha gegeben werden. Diese Stickstofflie- 
ferung betrug insgesamt für die Landwirtschaft des 


GGS i 
16.500 to Reinstickstoff. 


Hier :ónnte das vorhandene Stickstofiwerk Moscice 
bei Tarnow in großem Umfange mehr Stickstoff pro- 
duzieren, wenn genügend Kohle für dieses Werk heran- 
geschafft werden könnte. Im Augenblick läuft dieses 
jerk nur mit etwa 1/4 seiner Kapazität: statt 





100 to Reinstickstoff werden pro Arbeitstag nur 

25 to hergestellt. Es mu8 deshalb auch hier versucht 
werden, beschleunigt das Stickstoffwerk mit Betriebs- 
mitteln zu beliefern, damit für das Frühjanr 1942 
einigermaßen ausreichend Stickstoffdünger der Land- 
wirtschaft zur Verfügung gestellt werden x e Wir 
haben darüber hinaus vom Stickstoffsyndikat des 
Reiches 8.000 to Reinstickstoff angefordert. Das 
Stickstoffsyndikat hat uns jedoch nur 5.000 to zuge- 





sagt. Ich werde bei den weiteren Verhandlungen die 
Unterstützung des Herrn Generalrouverneurs in Anspuc 
nehmen. Die Anlieferung von Kalidünger aus Deutschland 
ist eine reine Transportfrage. Ich glaube, dai auf 
diesm Gebiet nennenswerte Schwierigkeiten nicht ein- 
treten werden.- Schwieriger ist die Beschaffung des 
notwendigen Phosphorsauredünzers. Rohphosphate, die 

in der Lysa Gora im Distrikt “adom gefunden werden, 
harren hier noch ihrer Erschließung. 


Das im Distrikt Radom gelegene Superphosphat-Werk 

liegt zurzeit wegen Kohlenmangels still. Im Hinblick 
auf den auch im Reich bestehenden Mangel an Phosphor- 
dünger muß alles daran gesetzt werden, auch dieses Werk 
schnellstens zu voller Produktion zu bringen. Wir haben 
vom Reich 100.000 to Thomasmehl gefordert, bisher 
jedoch keine bindenden Zusagen erhalten, Auch in dieser 
Beziehung werden die Verhandlungen mit Nachdruck fort- 
gesetzt. Bisher sind vom Reich 22.000 to Thomasmehl 
zugesagt. | 


Die ungeregelten Wasserverhältnisse in vielen Gebieten 
des GGs lassen hohe Ernten nicht zu. Es muß deshalb 
Aufgabe der Hauptabt. E.u.L. sein, beschleunigt durch 
ihre Abteilung Wasserwirtschaft diese Verhältnisse 

zu bessern. Aufgrund des vor einigen Monaten vorgeleg- 





ten Zehnjahresplanes zur Verbesserung der Wasserver- 
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hältnisse im GG ist es deshalb nötig, die großen 
Geldmittel für die Durchführung dieser wichtigen 
Arbeiten zur Verfügung zu stellen. Bisher sind im 
Zuge des im Jahre 1940 genehmigten Vierjahresplanes 
Geldmittel geflossen, Ich bitte deshalb, Herr 
Generalzouverneur, die im Interesse der Produktions- 
steigerung dringend notwendigen Mehraufwendungen für 
die Bai enverbesserungen der Hauptabt. E.u.L. gench- 
migen zu wollen. 

Bisher sind im Zuge des im Jahre 1940 gendimizten 
Vierjahresplans erhebliche Mittel aufgewendet worden. 
In Hinblick auf die dringende Notwendigkeit, den 
“asserhaushäl t des Bodens schnellstens im Interesse 
der Produktionssteigerungen in Ordnung zu bringen, 
wurde von der Hauptabteilung Ernährung und Landwir t- 
schaft ein Betrag von 110 Mill. Zloty für dieses 
Jahr angefordert. Herr Staatssekretär Dr. Bühler 

hat mir in diesen Tagen dazu bereits seine Unter- 
st.tzung zugesichert. 


Durch zroße Aufträge von Dránagerthren könnte hier 
wieder ein Zweig der Wirtschaft, die Ziegelei- 
Industrie, zur Blüte gebracht werden. Auch hier ist 
es leider infolge Kohlenmangel nicht möglich gewesen, 
die benütigten Drunagerohre in ausreichender Menge 
zur Verfügung zu stellen. Da aber drainierte Flächen 
pro ha Mehrernten von 20 bis 25% geben, darf die 
Bedeutung gerade dieser Maßnahme nicht unterschätzt 
werden. Es muß auch hier versucht werden, den Kohlen- 
bedarf der Ziegeleien für Drainagerohrherstellung zu 
decken, 

Die 4“ichtlinien, nach denen seit Beginn der deutschen 
Verwaltung und seit Inangriffnahme der Erzeugungs- 
schlacht im GG verfahren worden ist, brauchen mam 
für dieses Jahr nicht geändert zu werden. Mit dem 
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Herbst 1941 wird eine Vermehrung des Ülfruchtanbaus 
um 100% zur Mehrproduktion von Fetten angeordnet. 
Die Brotgetreidefläche darf auf keinen Fall verrin- 
gert werden. Dagegen mu durch richtige Sortenwahl 
und weitgehende Bodenbearbeitung sowie hochwertiges 
Saatgut der Ertrag pro Flücheneinheit weiter zehoben 
werden. Alles Saatgut wird in den Kreiszenossen- 
schaften und den Saatzutbetrieben gegen Schneeschimmel- 
befall und andere Schmarotzer und durch Beizen immun 
gemacht werden. Die Saatzutstelle hat in erheblich 
größerem Umfang als im vergangenen Jahre wertvolles 
deutsches Saatgut, insbesondere Hochzuchten und Eliten 
aus dem Reich einführen können, Dieses Saatgut wird 
ausschließlich zur Vermehrung im Generalzouvernement 
angebaut. Während in der polnischen Zeit im gesamten 
Gebiet des Generalzouvernements auf nur 723 ha Vermeh- 
rungsanbau betrieben wurde, sind es in diesem Jahre 
beinahe 60.000 ha. Außerdem werden gut stehende Fläche 
als Saatgut auf dem Halm anerkarnt. Im vergangenen Jahr 
sind mf diese Weise 76.000 ha, in diesem Jahr 
140.000 ha als Saatgut anerkannt worden. 
Zur Verbesserung der Futtergrundlage der landwi rt- 
schaftlichen Betriebemuß dem Winterzwischenfruchtbau 
mehr Bedeutung beigemessen werden. Sweit Saatgut 
zur Verfügung gestellt werden kann, wird Landberger 
Gemenge und Roggen Wicia-Vilosa-Gemisch in größerem 
Umfang als bisher angebaut werden. Die Betriebe sind 
angehalten, für die kommenden Jahre Saatzut im eigenen 
Setrieb zu erzeugen, um für die nächsten Jahre unab- 
hängiger zu werden. 

("Die Hauptabteilung E.u.L. wird bemüht sein, trotz 
der aufgezeigten Schwierigkeiten die Herbstbestellung 
1941 weitgehend zu verbessern. Die Parole lautet: 

"Ertragssteigerung auf allen Gebieten der 
Landwirtschaft," 





Groß sind dafür die Möglichkeiten , wenn die gesamte 
heziemng mithilft, die Schwierigkeiten aus dem 
ege zu räumen. Das GG ist ein Land ohne Rohstoffe. 
Nur Boden, menschliche Arbeitskräfte und, wenn auch 
geringes Anlagekapital, sind vorhanden. Deshalb muß 
dieses Land ein blühender Agrarstaat werden. Alle 
Maßnahmen der gesamten Regierung müssen sich nach 
dieser latsache ausrichten, 

Id bitte deshalb Sie, Herr General;ouverneur, zu 
dem vorgelegten Versorgungsplan ihre Zustimmung zu 
erteilen und die anderen Hauptabteilungen anweisen 


zu wollen, ihre Arbeiten auf die “rfordernisse der 


Landwirtschaft weitgehendst auszurichten, | 





ver Herr Generalgouverneur erteilt sodann Prüsident 
Dr. Emmerich das Wort. 


Jer Ablauf des Wirtschaftslebens im gewerblichen Sektor, 

so führt Dr. Emmerich aus, sei im wesentlichen von der 
sicherung der Ernährung für die Arbeiter und ihre Familien 
bestimmt; denn die Produktionsleistungen der Arbeiten wür- 
agen nachlassen, wenn die Ernährung nicht sichergestellt 
sei. Die gewerbliche Wirtschaft leiste sich daher selbst 
den größten Dienst, wenn sie die Abteilung srndhrung und 
Landwirtschaft in die Lage setze, die Ernte zu erfassen. 
Die Hauptabteilung Wirtschaft habe sich schon im vergange- 
nen Jahr der Ernteerfassung mit besonderem Eifer ge widmet, 
und habe die Vorbereitungen für die diesjährige Aktion nach 
den gesammelten Erfahrungen noch verfeinert. Zwei Sachbear- 
beiter der Hauptabteilung hätten sich seit Wochen lediglich 
mit der Vorbereitung der Aktion befaßt, um bei der großen 
Verknappung an gewerblichen srzeugnissen verschiedenster 
Art die nötigen Wengen für die Prämienscheinaktion in dieser 
Jahr bereitzustellen. 


Präsident Dr. Emmerich gibt von einem Schreiben an die 
Kreis- und Stadthauptmänner der vier Distrikte Kenntnis, 

in denen diese auf die geplanten Maßnahmen hingewiesen wer- 
den, die die Abteilung Wirtschaft auf gewerblichem Sektor 
zu einer möglichst durchschlagenden krfassung der Ernte 
vorbereitet hat. 


Präsident Dr. Emmerich weist auf einen Tisch mit verschie- 
denen Textilmustern hin, über deren vorhandene Mengen der 
stellv. Leiter für Textilwaren Dr. Krause Auskunft gibt. 
hach seinen Ausführungen seien Textilwaren im Einstandswert 
von 25 Millionen Zloty für die rrümienscheinaktion bereit- 
gestellt worden. Auch das Reich habe Beutewaren aus dem 
ulsab zur Verfügung gestellt. Dr. Krause macht Ausführungen 
über die bereits vorhandenen Mengen und Sorten der Texti- 
iien. (s. Anlage I) 





Auf eine Frage des Herrn veneralzouverneurs, wie die Vertei- 
lung dieser Waren gedacht sei, erklärt Dr. Krause, daß die 
Textilwaren von den Grossisten an die amtlich zugelassenen 
Verteilungsstellen abgegeben würden. Der Bauer erhalte bei 
der Ablieferung seiner Ernte das Geld und seine Primien- 
scheine zum Einkauf der ihm zustehenden Textilien. 


Präsident Dr. Emmerich erläutert anschließend das Prämien- 
Scheinsysten, das in verschiedene Aktionen aufgeteilt sei: 
1. Prümienscheinaktion A. We 
"Getreide, Hiilsenfriichte, Buchweizen und Hirse" 
gegen die Abgabe dieser Produkte werden bereitgestellt: 
a) Spinnstoffwaren - für 20 % des Wertes der abgelieferten 
Menge - dazu für 1 dz: 
b) 1/2 1 Trinkbranntwein 
823. 3 l Petroleum 
2. Främienscheinaktion K. 
"Kartoffeln" 
Gegen die Ablieferung von Kartoffeln werden berai tgestellt: 
bisenwaren - für 20 % des Wertes der abgelieferten Menge 
nach Wabgabe der anliegenden Liste der prämienschein- 
pilicntigen Waren vom 25. Juni 1941. 
rramienscheinaktion Fl. u. H. 
"Flachs und Hanf" 
gegen die Ablieferung werden bereitgestellt: 


Spinnstofiwaren - für 25 % des Wertes der abgelieferten 


4. rramienscheinaktion V. 
"Schlachtvieh" 
Së werden bereitgestellt; 
a) Schuhe mit Leder - oder Gummisohlen bezw.Heperaturleder- 
tur rd. 25 % des Wertes des abgelieferten Schlachtviehs. 
b) Als Sonderregelung für den Distrikt Krakau mit Ausnahme 
des Kreises Miechow, und zwar auf Grund besonderer Agrar 


struktur, zusätzlich Eisenwaren für 10 » des Wertes des 
ern CA 
abgelieferten Schlachtviehs. 





>. sramienscheinaktion M., 


"Milch und Butter" 


Für 5 kg der von der Molkerei abgelieferten Butter erhält 
dieselbe zur Weitergabe an die Wilchablieferer; 
> kg Kraftfutter 


im Wege der /errechnung ohne Prämienschein. 


Als Sonderregelung für die Kreise des Distrikts Krakau mit 
Ausnahme des Kreises Miechow stehen Spinnstoffwaren für 20 $ 


des Wertes der abgelieferten liilch bezw. Buttermenge zur Ver- 
Tugung. 
o. £rámienscheinaktion (ohne Kennbuchstabe) für die sriassung 
von varten- und waldbeeren, Kern- und Steinobst usw. 
1) für Gartenbeeren (Johannis- otachel- und ardbeeren, 
aimbeeren und Brombeeren) 
bereitgestellt werden: 
a) 1 ke Gummisohlenplatten bezw. Absätze - 
fur netto 100 kg Gartenbeeren 
Ferner für je 10 kg: 


0) 1 Päckchen Zigaretten & 20 St. 


C) 1/2 KS Salz 
für Yaldbeeren - (Heidel-, zreisel-, Himbeeren und Brom- 
beeren, Pilze - Eicheln - Roükastanien- 
daceoutten - ayoereschen, Heil-, Duft-, 
Gewürz- und Teekräuter) 
bereitgestellit werden für je 10 Ke: 
8) 1 Pückchen Zigaretten & 20 St. 
b) 1/2 kg Salz 
für getrocknete Kräuter werden doppelte Wengen ausgefolgt 
5) für alles andere Obst: 


a) je 10 kg - 20 St. Zigaretten 
e b) 1/2 kg Salz 


I» Lriassungsaktion Wolle (nicht zeren rramienabschnitt 


53 werden ausgegeben und zwar auf Grund einer Verrechnug 
zwischen Landwirtschaftlicher Zentralstelle und Textilhandels- 
gesellschaft Krakau; 


Spinnstoffwaren - für rund 60 ^» des Wertes der abgelieferten 
aolle B 
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Auberdem erhalten Schafhalter mit weniger als 50 Scharen 


&ieich nach der Schur 25 % der Schweißwolle auf Wunsch zu- 
Satzlich zurück. 


6. Außer vorstehenden Aktionen laufen noch weitere Eriassungs- 
mabnanmen der Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft, 
und zwar: 

1. Främienscheinaktion Ü (Ulfriichte: Raps, Mohn, Senf und 
Lein) 

e. brfassungsaktion für Zuckerriiben 

>. e für Eier 

4. " für Honig 


Die zur Verteilung gelangenden Prämien stammen aus der 
Landwirtschaftlichen Produktion. 


9. Für die Erfassung besonderer noch festzulegender landwirt- 
schaltlicher Erzeugnisse steht ein groBer Posten: 
Haushaltsseife á 250 g und 
Pakete Waschpulver & 250 g 


zur Verfügung. Lieferbar in drei Raten ab 1.9.1941. 


Jer herr Generalgouverneur erklärt abschließend zu diesem 
Punkt der Tagesordnung, daß man dem in engsten Denehmen aller 
oeteiligten Stellen ausgearbeiteten Plan die Zustimmung ertei- 
len könne. Er hoffe, daß ihm ein voller irfolg beschieden sei. 
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Kohlenversorgung des Generalgouvernements. 


Präsident Dr. Emmerich geht von der Tatsache aus, dab sich 
die Zwangslage des Generalgouvernements am 22. Juni 1941, 


zu Deginn des mussenfeldzuges, geändert habe und sofort 


ochritte zu einer Verbesserung der Kohlenlage unternommen 
worden seien. Gouverneur Dr. Lasch habe in Berlin die Zu- 
sage bekommen, daß das tägliche Kohlenkontingent aus dem 
neich auf etwa 19 000 t erhöht werden solle. Das sei ein 


erireuliches srgebnis, bringe aber für die vesamtsituation 


keine Lisung, die fiir das veneralgouvernement erträglich 
sel. Man könne über keinerlei Vorratshaltung verfügen.Durch 
die großen iruppentransporte und die notwendigen Russen- 
Züre seien die Streckén des ceneralgouvernements sehr 
blockiert. 


Der Herr veneralzouverneur stellt dazu fest, dal demnach 


irgendeiner Dienststelle des veneralcouvernements keine 
Schuld beigemessen werden könne. -- 


Nach den Ausführungen von Präsident Dr. smmerich ist nun 
ein Weg zu finden, um die Abhüngigkeit vom Reich in der 

Kohlenfrage zu iiberwinden. Dié &ohle läge vor der Grenze 
des veneralgouvernements, und man habe überlegt, 


sie mit Feldbahnen, Seilbahnen usw. 


ob man 

ins Generalgouvernement 
transportieren könne. Diese Lösungen beanspruchten aber 
eine zu lange Zeit,und könnten für diesen Winter 
folg versprechen. Durch eine direkte Mengen- und Transport- 
oewirtschaftung der Grenzgruben (im wesentlichen des sogen. 
Krakauer und des Dombrowaer Reviers) durch das Generalgou- 
vernement sei eine weitgehende Verbesserung der Versorgung 
auf dem Kohlensektor zu erreichen. 


keinen Er- 


Joer die “irtschaftslage auf dem Kohlensektor macht dann 
vr. Jehne von der Bewirtschaftungsstelle für Kohle im GG. 
längere AuSIührungen. 

















im Kohlenwirtschaftsjahr 1940/41 seien von der Dienststelle 
fur den Vierjahresplan insgesamt 6 222 000 t angefordert 
worden, von denen tatsächlich 5 1/2 Millionen t geliefert 
worden seien, Da von dieser Menge der Bedarf der Ostbahn 
in Höhe von 1,5 bis 1,8 Millionen t abgesetzt werden mußte, 
seien dem Generalgouvernement kontingentmágig 3,7- bis 

4 Millionen t zur Verfügung gestanden. Die zugeteilten len- 
gen seien aber zu gering gewesen, sodaß sich längere oder 
kürzere Betriebsstillegungen bei der zweitwichtigen In- 
dustrie nicht hätten vermeiden lassen. Der Bedarf bei der 
kriegs- und lebenswichtigen Industrie an Kohle nabe sich 
nunmehr noch erhöht. 


Für das Kohlenwirtschaftsjahr 1941/42 seien bei der Reichs- 
stelle für Kohle insgesamt 6 240 000 t angefordert worden, 
eine Zu- oder Absage habe man bisher noch nicht erhalten. 

im ersten Vierteljahr seien Jedoch statt der angeforderten 

1 545 000 t nur 577 210 t geliefert worden, sodaß sich eine 
Fehlmenge von 962 730 t ergebe. Für den Monat Juli habe sich 
die Lage etwas gebessert, und man kénne mit einer wenge von 
240 000 t rechnen. Um den lebenswicntigsten Bedarf zu decken, 
seien monatlich aber mindestens 270 000 t erforderlich. 
Dieses Nachhinken in der Lieferung habe die verschiedensten 
Ursachen, z.B. in den Iransportsperren, dagenverknappung 
usw. Durch Verhandlung mit der Reichsstelle für Kohle hab e 
Sich keine Besserung erreichen lassen. 


Was die Beförderung der Kohle auf der Weichsel anlange, so 
seien in diesem Jahr bessere Lrgebnisse erzielt worden. Dies 
sei durch eine Vermehrung der ochlepper und den Einsatz 
weiterer Galeeren móglich gewesen. Die Weichselschiffahrt 
werde überwiegend für die Versorgung der Stadt Krakau ein- 
gesetzt, im Monat Juli werde fast ausschließlich Urusch- 
kohle herangeschafft. 
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Die Versorgungsbetriebe (Elektrizitäs-, Gas- und Wasser- 
werke) verfügten über einen Vorrat von mindestens 2 bis 5 
wochen, die kriegs- und lebenswichtigen Industriebetriebe 
über einen solchen von 8 bis 14 Tagen. Im Hinblick auf die 
Dringlichkeit der Hruschkohlenanlieferung und die Bevorra- 
tung der Zuckerfabriken sei die Sörnährungswirtschaft beson- 
ders berücksichtigt worden. Ab 21.7. liege die tägliche 
Jurcuschnittsmenge bei 5 000 t, sodaß zu den bereits vor- 
handenen 40 000 t noch etwa 50-bis 60 UO t herangeführt 
werden kónnten. Die zweitwichtige Industrie kónne weiterhin 
nicht versorgt werden. Für die lebenswichtigen gewerblichen 
Betriebe (Bäcker und Schlächter) und öffentlichen Eirrich- 
tungen, könne eine Devorratung für den Winter noch nicht 
vorgenommen werden, Der lagesbedarf werde in allgemeinen 
gedeckt. 





Winisterialdirigent Dr. Emmerich betont, daß man 

für die Frage, wie die Kohlenversorgung des General- 
gouvernements gebessert werden könnte, vor allem von 
verkehrsmäßigen Überlegungen ausgegangen sei. Man 
ware entsprechend der Transportlage der Ostbahn auch 
in Zukunft in der Lage,wesentlich mehr Kohlen zu be- 
fordern, als wenn das Generalgouvernement, wie es im 
Reich der Fall sei, in die allgemeine Waggonrepartie- 
rung hineinfiele. Da ein Teil der Gruben ohnehin mit 
seinem Absatz fast restlos auf das Generalgouvernement 
angewiesen sei, könne man sich leicht vor Augen füh- 
ren, wie ein rendelzugverkehr von diesen Gruben in 


das Generalgouvernement und vom Generalgouvernement 


zu bewerkstelligen wäre, ohne daß dadurch die allge- 
meine daggonbewirtschaftung des Reiches berührt zu 
werden brauche. Diese Frag seins elbstverständlich mit 
den zuständigen Stellen des Reiches abzustimmen, zu 
ihnen könne hier im einzelnen nicht Stellung genommen 
werden. Leider sei die Grenzziehung sehr ungünstig 
und stehe einer vernünftigen Entwicklung entgegen. 
Onne an dieser Grenzziehung etwas zu ändern, könne le- 
diglich auf dem Wege bestimmter Abreden über die Be- 
triebsmodalitäten zwischen Ostbahn und Reichsbahn ein 
wrenzverkehr durchgeführt werden, bei dem die Aussicht 
bestehe, die Halden im Krakauer und Dombrowaer Gebiet 
zu erfassen, an deren käumung die Gruben das größte 
Interesse hätten, womit dann auch das Generalgouverne- 
ment das Reich weitgehend der Fürsorge für die Kohlen- 
wirtschaft im aume des Generalgouvernements entlasten 
könnte. Diese Fragen würden wieter verfolgt. Hier ge- 
nüge es wohl anzudeuten, daß man eine Lösung auf die- 
sem Gebiete anstrebe und auch einen Ausweg sehe, der 
das Generalgouvernement vor einer absoluten Katastrophe 
auf dem Gebiete der Kohlenversorgung bewahre. 















Präsident Senkowsky nimmt vom Standpunkte der ionopolver- 
waltung zur Kohlenfrage Stellung und führt aus, daß es 
nicht gelungen sei, eine ausreichende Kohlenversorzung für 
die labakfabriken sicherzustellen. Dieser Umstand berge 

die Gefahr in sich, daß ein großer Teil der Tabakernte ver- 
loren gehe. Der Bedarf an Kohle für die Irocknung der Tabak- 
ernte, die im August beginne und sich bis Ende September 
hinziehe, sei im Verhältnis nicht sehr groß, müsse aber un- 
ter allen Umständen noch bis Anfang August zur Verfügung 
gestellt werden, um auf die fast 14 000 Pflanzungen in den 
beiden Distrikten Krakau und Lublin verteilt werden zu kön- 
nen, wenn nicht ein feil der Ernte überhaupt vernichtet wer- 
den und ein weiterer Teil großen Schaden erleiden solle. 

Der Bedarf an Kohle für die Tabakernte betrage insgesant 

42 O00 t. Er sei rechtzeitig angemeldet worden, die maßge- 
benden Stellen hätten aber erklärt, daß bei der derzeitigen 
&ohlenlage für diesen Teil der Ernte keine Kohle zur Verfü- 
gung gestellt werden könne. Auch im Dranntweinmonopol stehe 
man vor einer äußerst schwierigen Situation. Man habe sich 
seinerzeit mit der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft 
rechtzeitig in Verbindung gesetzt und bei ihr das größte 
Entgegenkommen gefunden. Die von der Monopolverwaltung an- 
getorderte kenge von Kartoffeln zur Erzeugung von 24 Millio- 
nen Liter Sprit sei zur Verfügung gestellt worden. Im Laufe 
des Herbstes und Winters habe sich dann aber gezeigt, daß 
eine ausreichende Belieferung der 297 landwirtschaftlichen 
Drennereien nicht möglich sei, sodaß ein großer Teil der 
brennereien schon vor Fertigstellung der Ware ihren Betrieb 
habe einstellen müssen. Daraus sei der Monopolverwaltung 

ein Zinnahmeausfall von 100 Millionen Zloty entstanden. 





Der Gesamtbedarf der Monopolverwaltung sei glücklicherweise 
in den Sommermonaten größer als in den Wintermonaten, was 
an sich schon für die Versorgung eine irleichterung dar- 
stelle. Den größten Bedarf habe die Verwaltung von August 
bis November, er steige von 27 000 t auf 51 O00 t, sinke 





dann wieder ab, um wihrend der eigentlichen Wintermonate 
auf 20 500 t konstant zu bleiben. Der Gesamtbedarf der 
“onopolverwaltung an Kohle betrage im Jahre 264 000 t. 
Beim Tabakmonopol führe die Deschaífung des Verpackungs- 
material, das von der Papierindustrie geliefert werde zu 
größten Schwierigkeiten, weil die Fapierfabriken des Gene- 
ralgouvernement, die fiir die Monopolverwaltung arbeiteten, 
keine Kohle für diesen Zweck zugewiesen erhielten und ihren 
Betrieb einstellen müßten. Für den Bezug aus dem Reich sei 
aa man auf Verhandlungen mit den aeichstellen angewiesen, 
die aber für das Generalgouvernement keine Rohstoffe frei- 
geben wollten. 


Die lionopolverwaltung habe infolge der Waggonsperre mancher- 
lei Schwierigkeiten gehabt, wenngleich anerkannt werden mus, 
daß von Seiten der Generaldirektion der Ustbahn der Monopol- 
verwaltung gegenüber immer das móglichste in der Zurverfü- 
&ungstellung von Waggons getan werde. ienn infolge der ver- 
schiedenen Waggonsperre Salzmangel aufgetreten sei, so sei 
das zum Teil darmf zurückzuführen, daß sich die Wehrmacht 
bei den örtlichen Salzlägern eingedeckt habe, ohne sich 
zentral beliefern zu lassen. Gewiß stelle man der Monopol- 
verwaltung im allgemeinen ausreichenden Transportraum zur 
Verfügung. Wenn aber eine Verknappung an Waggons eintritt, 
dann bleibe die wonopolverwaltung sofort unberücksichtigt, 
weil sie weder bei der Kohlenversorgung noch beim Trans- 
port in der ersten Stufe stehe. Mit Rücksicht auf das be- 
sondere staatsfinanzielle Interesse der “onopolverwaltung 
bitte er den Generalgouverneur, dafür zu sorgen, daß die 
“onopolverwaltung im Hinblick auf Kohlenve rsorgung und Wag- 
gongestellung in/erste Klasse einbegriffen werde. 


Finanzpräsident Spinäler fügt ergänzend hinzu, daß die 

bisher vorliegenden Anmeldungen für den Haushalt 1941/42 
die Finanzverwaltung zu einer erheblichen Steigerung der 
Ausgaben zwängen. Den Haushalt annähernä im Gleichgewicht 
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zu halten, sei nur möglich, wenn es gelinge, die Einnahmen 
auf der Monopolseite zu steigern. Man habe im letzten Jahr 
aus Lonopolabgaben 480 Millionen éloty erzielt und müsse in 
diesem Jahre auf eine Einnahme von weiter über 600 Millio- 
nen Zloty kommen. 

Gouverneur Dr. Lasch kann nach seinen Eriahrungen erklären, 
daß von Seiten der Abteilung Wirtschaft und insbesondere 
der Kohlenbewirtschaftungsstelle alles getan worden sei, 

um die Kohlenfrage einer günstigen Lösung entgegenzuführ en. 
Zu den von Dr. Emmerich angedeuteten Schwierigkeiten komme 
noch hinzu, daß im westlichen Kohlengebie t des Reiches an- 
gesichts der dauernden Fliegerangriffe und des Abzuges von 
Arbeitskrüften zur Wehrmacht das Kohlenproblem nicht nur 
ein Iransportproblem, sondern auch ein Mengenproblem æ wor- 
den sei, zumal der Nordwesten und der Süden Europas vom 
Auhrgebiet beliefert werden müßten. So komme es, daß das 
oberschlesische Gebiet nicht nur für den Osten, sondern 
weitgehend für den Westen eingespannt werden müsse. Die 
Kohle komme nach dem Generalgouvernement auf dem Schienen- 
und dem StraBenwege. Alle Stellen des Generalgouvernements, 
insbesondere die Distrikte und Kreise müßten die mit der 
Kohlenversorgung befaäten Stellen des Generalgouvernements 
in ihrem Bestreben unterstützen, auf allen möglichen Wegen 
Kohle heranzubringen. Er rege deshalb an, die Kreishaupt- 
leute im südwestlichen Teil und im südlichen Teil des gene- 
ralgouvernements anzuweisen, dag sie mit Unterstützung der 
Landwirtschaft auch für einen iransport der Kohle mit Panje- 
wagen sorgten. Auch müßten Maßnahmen getroffen werden, damit 
die Elektrizitätswirtschaft durch den Ausbau der Kraftwerke 
So schnell wie möglich in Gang gebracht werde. Auch müsse 
Scfort mit dem Bau von Galeeren begonnen werden. 


Gouverneur Zoerner regt an, für die lrocknung des Tabaks 


lorf zu verwenden. 
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Präsident Senkowsky bemerkt, daß die Monopolverwaltung die 
Verwendung von Torf in Aussicht genommen habe. lan habe 
aber leider feststellen müssen, daß das angesichts der 
schlechten Verkehrsverhältnisse im Distrikt Lublin wahr- 
scheinlich nicht móglich sein werde. Auch müsse bedacht 
werden, da3 wegen des gerir eren Gewichts von Torf für- - 
seinen Transport eine größere Anzahl von Waggons beansprucht 
werde, als dies bei der Kohle der Fell sei. 


Generalleutnant Schindler Spricht den beteiligten Stellen 
seinen Dank fiir die Unterstiitzung aus, die er bei der De- 
förderung von Kohle stets bei ihnen gefunden habe. Über die 
Verteilung der Kohle habe er sich stets mit Ministerial- 
dirigent Dr. Emmerich einigen können. 


Auch er sei der Au. “fassung, daß das Kohlenproblem in erster 
Linie ein Transportproblem sei. Auch die Hüstungsbetriebe 
hatten immer unter Kohlenmangel leiden müssen, abgesehen 
von der Zeit, da sie noch die polnischen Reserven zur Ver- 
fügung gehabt hätten. Diese Reserve sei aber so klein ge- 
worden, dai sie im Rüstungssektor nur noch für 8 - 10 Tage 
ausreiche. Er rechne damit, daß, wenn bis zum Winter eine 
Sevorratung nicht gelinge, verschiedene Werke stillgelegi 
werden müßten. | 


Für den Transport der Kohle müßten mehr als bisher Last- 
kraitwagen in Anspruch genommen werden. Eine große 4anl von 
Lastkraftwagen liege still, insbesondere auch im Reich, 

die Wagen seien aufgebockt und die Reifen he runtergenommen. 
wenn es gelingen sollte, einen Teil von diesen Lastkraft- 
wagen nach dem Generalzouvernement zu bringen, werde sich 
auch die Frage der Beschaffung von Gummi lösen lassen. 


Angesichts der kohlenknappheit müßte mehr als bisher das 
srdsas in den Dienst der Betriebe gestellt werden. Wenn auch 
in einigen Gegenden der Druck des srdgases nur noch 45 bzw. 
45 Atmosphären betrage, so seien doch immer noch große Re- 


serven an Erdgas vorhanden, die auf ungefähr 75 Millionen dm 
geschätzt werden könnten. 





rrasident Dr. ämmerich weist darauf hin, daß man bei der 
schwierigen Lage auf dem Kohlensektor gezwungen sei, die 
Drinclichkeitsskala zu verfeinern. Es bestehe keine Zweifel, 
dab in dieser Skala die Druschkohle den Vorrang habe. Ange- 
sichts der bestehenden Situation mis se er aber auf die ein- 
zelnen Stellen,besonders auf die Abteilung Ernährung und 
Landwirtschaft einen gewissen Druck ausüben und Sie bitten, 
ihren Haushalt noch einmal genau zu überprüfen. Die Erfah- 
rung lehre, daß die Stellen draußen im Lande an ihre Zen- 
trale Zahlen meldeten, in denen noch große Reserven enthal- 
ten seien. Die allerschärfsten Maßstäbe seien bei der Ver- 
teilung anzulegen. Was die Kohle für die Tabakkulturen be- 
treffe, so seien die hierfür benötigten Mengen in seinen 
Jispositionen vorgesehen und würden Anfang August geliefert 
werden können. Es werde also für die labakernte keine Ge- 


fahr bestehen. Er müsse aber vor allen Dingen alle Kohlen- 
verteilungsstellen bitten, im Lande noch einmal aueh auf 
den Ernst der Kohlendituation hinzuweisen und dafür Vorsorge 


zu treiien, daß die Kohle auch dem Verwendungszweck zuge- 
führt würde, für den sie ausgegeben werde. Auch die Haupt- 
abteilung Ernährung und Landwirtschaft müsse mit dem ihr 
zugeteilten Kontingent auf das sparsamste haushalten, ein 
versprechen für Zusatzlieferungen könne er nicht übernehmen. 


Auch das Heranziehen von Lastkraftuazen zur Kohlenbefürde- 
rung sei von der Abteilung Wirtschaft durchgeprüft worden. 
Leider aber seien die hierfür zur Verfügung gestellt Treib- 
Stoffe sehr gering. Er habe nur ausnahmsweise immer von Fall 
zu Fall größere Mengen von Ireiostof: erhalten können. Die 
Lastkraftwagen, die im Heich aufgebockt seien und eventuell 
für einen Linsatz im Generalgouvernement zur verfügung ge- 
stellt werden könnten, seien zum großen Teil Diesel-Kraft- 
wagen. Die Anforderungen an Diesel-Kraftstoff stiegen im 
veneralgouvernement aber beständig und könnten sald nicht 
menr beiriedigt werden. Die Inbetriebnahme solcher dagen 
müsse also erst mit den zuständigen Stellen für Treibstoff- 
zuteilung abgestimmt werden. 














Auch in Bezug auf das Erdgas werde schnellstens an die 
Ausarbeitung eines Planes herangegangen, um einen Austausch 
zwischen Erdgas und Elektrizität im west- und ostgalizi- 
schen Revier durchzuführen. Ostgalizien brauche Strom unà 
könne diesen Strom von unserem srdsas-Krafitwerk leschirika 
bekommen, und dafür würden wir ais Ustgalizien Erdsas be- 
ziehen. Leider würde die Verwirklichurg dieser P1 







ane eine 

gewisse Zeit beanspruchen, da erst eine dohrleitung fertig- 
&estellt werden müsse. Zu diesem 4weck müßten aus dem Reich 
die noch fehlenden Rohre beschafft werden. 












Mittagspause 





Generalleutnant Schindler (Riistungsinspektion) behandelt 
in längeren Ausführungen die Versorgung des poinischen 
Küstungsarbeiters. Ihm unterständen 86 O00 Arbeiter, die 
inre Arbeit zuíriedenstellend verrichteten. Seine Versor- 
&ung sei aber nicht ausreichend, sodas zwangsläufig mit 
einem Rückgang seiner Arbeitsleistung gerechnet werden müsse. 
ver Gesvudheitszustand der polnischen Arbeiter sei sehr 
Schlecht, und man müsse daher an eine sofortige Hebung seiner 
Versorgung, vor allem auf dem srnährungsgebiet, denken. 
penso notwendig sei die Versorgung mit lextilien, da die 
meisten Arbeiter nurmehr das besäßen, was sie am Leibe trü- 
gen. Jie Verpflegungssütze seien in solcher Höhe einzurich- 
ten, daß es den Kistungsarbeitern besser ginge als den 
anderen, da sonstdie Belegschaft der Betriebe ihre Arbeits- 
stätte nach und nach verlassen würde. Heute wären sie bei- 
nahe zum Betteln gezwungen, und es ergiibe sich auch die tat- 
sache, daß sie durch Kauf und Verkauf im Schwarzhandel mehr 
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verdienen künnten als bei ihrer Arbeit in der Fabrik. Die 
bisner teilweise durchgeführte Werkverpflegung sei eine 
halbe Lösung, da die Arbeiter das Essen zum Teil ihren hun- 
gernden Angehórigen aufsparten. Daher müsse man aceh an eine 
ausreichende Versorgung der Familien der Arbeiter denken. 

Da die Hiistungsproduktion noch gewaltig gesteigert werden 
müßte, sei für diesen ganzen Komplex eine vordringliche 
Losung notwendig, und Generalleutnant Schindler ersuch¢ 
daher den Herrn Generalgouverneur und die Kegierung, sich 
dieser Frage anzunehmen, 


4u diesen Ausfiihrungen des Generalleutnants Schindler nimmt 


br habe im Oktober 1929 in einer Sitzung, an der sämtliche 
Vertreter der Ristungsindustrie teilgenommen hätten, von 
Reichsmarschäll Göring den Auftrag erhalten, aus dem General- 
gouvernement die letzten Werte herauszuholen, alle Rohstoffe 
nach dem Reich schaffen zu lassen und das polnische Volk 
seinem Schicksal zu überlassen. Ungeheuere Werte seien da- 
durch der hiesigen Wirtschaft verloren gegangen, und es sei 
hieran die gewaltige Leistung zu ermessen, die der deutsche 
Aufbauwille in diesem Lande vollbracht habe. Mit keinem Wort 
sei davon die Rede gewesen, daß in diesem Gebiet Wehrindu- 


sirien errichtet werden sollten. Dieser Umschwung sei erst 
mit Beginn des Feldzuges im Westen erfolgt. Aufträge seien 


vom ieica nach dem Generalgouvernement gelegt worden, Be- 
fehle zu ihrer Ausführung ergangen, und auch Geld sei zur 
Verfügung gestellt worden. Lebensmittel und bekleidung seien 
aber ausgeblieben. Auf die verschiedensten Hinweise von Sei- 
ten des Generalgouvernements habe man im Reich einfach die 
Acnseln gezuekt. Wenn die Wehrmacht also darauf bestehe, 

daß hier ihre Betriebe in Gang gehalten würden, dann müsse 
sie auch für die zusätzliche Versorgung ihrer Arbeiter mit 
den notwendigen Lebensmitteln und Textilien oorge tragen. 
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Die Wehrmachtsinäustrie in diesem Gebiet sei eine reichs- 

| eigene und reichsbestimmte Industrie, und man künne daher 

| nicht rorderungen an das Generalgouvernanent stellen, die 
seine Kräfte übersteigen. Das veneralgouvernement habe ge- 
tan, was es konnte. Er müsse daher den Appell des Generals 

| Schinåler, für die Arbeiter der Rüstungsindustrie zusütz- 

| liche Lebensmittel und Textilien zur Verfügung zu stellen, 
zurückweisen. Das Reich dürfe nicht nur Aufträge an die 
küstungsindustrie im Generalgouvernmat geben, Sondern müsse 
auch die notwendigen Voraussetzungen für die praktische Durch 
führung dieser Aufträge schaffen. Der Führer habe ihm damals 


ausdrücklich erklärt, daß das Reich in jeder Weise helfen 
werde. 


wer Herr Generalgouverneur streift dabei auch die Tatsache, 
dab die Versorgungs- und Ernáhrungslage des ueneralgouverne- 
ments durch die Vorbereitung des Krieges mit Sowjet-Rußland 
zusätzlich außerordentlich schwer belastet worden sei, und 
daß die zrnte des Jahres 1940 weit unter dem Durchschnitt 
dieses Landes gestanden habe. Solange also die Unmöglichkeit 
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einer ausreichenden Versorgung in diesem Lande bestehe, müsse 

fur eine zusätzliche Hilfe an die für die deutsche Rus tung 

tatigen Arbeiter das Heich einspringen. Die Regierung des 
\Generalgouvernements habe das menschenmögliche getan. | 


veneralleutnant Schindler räumt ein, daß von Seiten des 
veneralgouvernements die größtmöglichen Anstrengungen für 
eine ausreichende Versorgung gemacht worden seien. Da aber 
die maßgeblichen Stellen im Reich sich zu einer Unterstützung 
nicht imstande sähen, müsse er doch die Priifugg des ganzen 
Problems im Generalgouvernement selbst anregen. Vielleicht 
sei es möglich, in Besprechungen im kleinen Kreis einen gang- 
baren Ausweg zu finden. 
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bankdirigent Dr. Paersch führt aus, daß die starke Bele- 
&ung des Gebietes des General gouvernements mit Iruppen 
auch Ausstrahlungen auf die Wahrungslage mit sich gebracht 
habe. Es sei nötig gewesen, den veldbedarf für die Löhnung 
der Truppe sicherzustellen. Daneben habe die Truppe ihren 
Nahrungsmittelbedarf aus dem Lande genommen und in starkem 
Unfange die ohnehin cusammengeschmolzenen Vorräte an ge- 
werolichen Erzeugnissen und srzeugnissen der Landwirtschaft 
in Anspruch genommen. “eiter sei wahrscheinlich von russi- 
Scher Seite eine intensive, durch bezahlte Agenten ausge- 
übte sfopagandatätigkeit entwickelt Worden, um über die an- 
ziehenden Preise das Vertrauen in die Währung systematisch 
zu untergra en. Bereits im November vorige Jahres seien 
Gerüchte aufgetaucht, daß im General gouvernement die Ein- 
führung einer Ostmark bevorstehe, Segen die der Zloty im 
Verhältnis von 1 : 4 umgetauscht werden solle. Es sei da- 
mals gelungen, diesen werüchten in geeigneter Weise ent- 
Segenzutreten und sie zu zerstreuen. Mitte April d.J. seien 
diese Gerüchte wieder vermehrt aufgetaucht, nunmehr beglei- 
tet von der Sehauptung, daß das Austauschverhältnis von 
Ustmark zum Zloty nicht mehr 1 : 4, sondern 1 : 6 bis 

1 : 20 werden solle. 


Diese Propaganda einerseits und die sich aus der sprung- 
haften Steigerung der Preise für Nahrungsmittel ergebende 
Beunruhiguns der Jevülkerung andererseits hátten eine zu- 
nehmen de Unsicherheit auf dem Gebiet der iührung geschaffen, 
die ihren Höhepunkt etwa Aniang des Monats Juni erreicht 
habe, Es sei aber gelungen, durch eine überlegte, im Zeit- 
punkt langezurückgehaltene Bekanntgabe der „missionsbank 
diese Gerüchte weitgehend zu zerstreuen. Die Unruhe sei 

im wesentlichen beseitigt und, wo sie sich noch vereinzelt 
finde, im abxlingen. 
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Auf dem Gebiete der Wahrung bestehe aber immer noch der 
Tatbestand, dag die Zurückgewinnung des vollen Vertrauens 
zu ihr entscheidend von der Lósung der Grundprobleme der 
hiesigen Wirtschaft auf dem Gebiete der Preise und der Er- 
nahrung abhinge. Die Note der inissionsbank verkörpere nur 
einen Bezugsschein, einen Anspruch auf die Warenmerge. Es 
müsse nun die nótige Warenmenge zu den móglichen Preisen 
Vorhanden sein, um den in der ólotynote verkürperten Be- 
zugsanspruch auch einlösen zu können. Diese Einlösungs- 
möglichkeit habe sich in den letzten Monaten in zunehmenden 
Umfange verringert. Darum sei es notwendig, auf diesem Ge- 
biet zunächst das Verhältnis zwischen Ware einerseits und 
veldumlauf andererseits wieder zu verbessern. Soweit auf 
dem Gebiete des Geldumlaufs mit den der Notenbank zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln Fortschritte hätten erzielt wer- 
den können, seien diese Fortschrifte erreicht worden. Der 
veldumlauf sei inzwischen schon um etwa 100 Millionen áloty 
zurückgeführt. Weitere Rückführungen seien zu erwarten. 
Die Giroeinlagen seien im Zusammenhange hiermit über die 
bisherige Grenze von 1 Milliarde hinaus auf 1,5 Milliarde 
gestiegen. 


Diese labnahmen bedürften natürlich noch der Ergünzung 

auf Gebieten, die die “missionsbank selber nicht in der 
Hand habe. Hier handle es Sich zunichst einmal um die 
Sinfuhr von Waren. Gesamtwirtschaftlich sei es erwiinscht, 
die Zinfuhr von Waren aller Art in das Gebiet jetzt nach 
Möglichkeit zu begünstigen. Daneben sei eine Verbesserung 
des Geldausgleichs zwischen Stadf und Land von bedeutung. 
dier zeigten sich erhebliche Schwierigkeiten, es zeige sich 
auch, daß die Rückführung des Geldunlaufs gerade in diesen 
Punkt noch dringend meek der Verbesserung bedürfe. Erfah- 
rungsgemaB verwende der Landwirt, wenn er seine srzeusnisse 
in die Stadt bringe, den Erlös dafür, die für seine Familie 
und für die Wirtschaft benötigten Bedarfsartikel zu er- 
stehen. Auf diese Weise fließe das Geld über die Bankver- 
bindung der Hündler, die diese waren verkaufen, wieder in 








den Geldumlauf zuriick. Dieser natürliche Geldausgleich 
zwischen Stadt und Land sei gegenwärtig gestört, und zwar 
einmal auf Grund der latsache, da8 es die starke Delegung 
des Gebietes mit Iruppen dem ländlichen Lrzeuger ermög- 
licnt habe, seine srzeugnisse bereits bei sich auf dem 
Lande zu lohnenden Preisen abzusetzen. Die sonst normaler- 
weise für den Landwirt gegebene Notwendigkeit, sich aus 
Gründen der Dargelübeschaffung einen beschleunigten Waren- 
absatz zu suchen, werde hierdurch beeinträchtigt. Hinzu 
komme, daß der Landwirt, wenn er sich in die Stadt begebe, 
um seine Ware abzusetzen, in den veschaften nichts zu kau- 
fen finde: in manchen Teilen des Landes fehle es nicht nur 
an wonopolerzeugnissen wie z.8. Salz, sondern auch an Pe- 
troleun, Streichhölzern, Zigaretten, gewerblichen Artikeln, 
lellern und Kichengeräten usw. Soweit es sich um die Mono- 
polerzeugnisse handle, komme in erster Linie das Problem 
der Verteilung in Betracht. Die Verkehrsschwierigkeiten 
hatten hier erschwerend und hemmend gewirkt. Soweit es 

Sich um die anderen gewerblichen Erzeugnisse handle, liege 
ein echtes Räumen der Lüger vor, das nur ersetzt werden kön- 
ne entweder durch die Einfuhr aus dem Heich oder durch eine 
srzeugung im Gebiet. Die Einfuhr sei durch die large an- 
dauernde Verkehrssperre erschwert worden, ferner durch 

die auch im Reich langsam zunehmende Schwierigkeit, der- 
artige Erzeugnisse Überhaupt abzugeben. Die irzeugung im 
Lande sei bisher durch die katastrophale Kohlenlage un- 
möglich gemacht worden und werde erst langsam mit zunehmen- 
der Verbesserung der Kohlenbelieferung größer werden. Dazu 
komme, daß das veld, das auf dem Lande noch vorhanden sei, 
erst allmählich abgezogen werden könne, 


Nun sei aber auch für die 4urückgewinnung der vollen Kauf- 


kraft des Geldes noch ein psychologisches Moment von großer 
Bedeutung. Das Gebiet habe im Anfang vorigen Jahres vor 
einer sehr ähnlichen Situation gestanden. Nur habe damals 
ein Unterschied insoweit bestanden, als das Gebiet trotz 
aller Auskaufbewegungen und ihrer Ausstrahlungen um die 





Jahreswende 1939/40 noch immer iiber ganz beträcht- 
liche Warenlager, vor allem an gewerblichen Erzeug- 
nissen, verfügt habe. Hierin sei eine Anderung ein- 
getreten, und das sähen die Menschen, die gerade 

vom Lande hereinkiimen, und zögen daraus ihre Schlüsse. 


Als weiteres beachtliches psychologisches Moment kiime 
hinzu, daß zwar die Regierung den Willen habe, diese 
Stabilität des Zloty mit allen Kräften und allen 
Mitteln zurückzugewinnen, und hier auch nach mensch- 
lichem Ermessen allmählich Fortschritte machen werde, 
daß aber die “egierung nicht an allen Stellen in 
richtiger Weise unterstützt werde. Ihm sei berichtet 
worden, daß in Gaststätten und Kasinos, in denen 
Angehörige der Verwaltung verkehrten, auch iiber die 
Jahrungs*rage gesprochen werde. Die Erörterung solle 
sich nicht immer mit der nötigen Zurückhaltung voll- 
ziehen, es solle vorkommen, daß man seiner pessini- 
Stischen Auffassung auch vor dem Dienstpersonal und 
vor jüngeren Kollegen Ausdruck gebe. Bei allem Ver- 
standnis hierfür sei zu berücksichtigen, daß gerade 
auf diesem Gebiet die Haltung alles sei. Das volle 
Vertrauen in die Jährung könne nur zurückgewonner wer- 
den, wenn bei allen Beteiligten auch nach dieser Rich- 
tung hin die eindige Überzeugung, auch notfalls 
Öffentlich, zum Ausdruck gebracht werde. 


Was die Kaufkraft der Währung selbst angehe, so seien 
es vor allem die Preise und die waren, die die Kauf- 
kraft der Währung darstellten. Die Preisbildung und 
die Rückführung der Preise seien Gadurch zu einem 
wahrhaft zentralen wirtschaftlichen Problem geworden, 
da das Ausmaß der lreisstcigerung in den letzten Mona- 
ten dasjenige der Preissteigerung um die Jahreswende 
1959/40 ganz erheblich übersteige, Zudem hätten sich 
auch die Preisvorstellungen geändert. Zu Beginn des 
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vorigen Jahres habe die Vorstellung noch die 
Erinnerung an das verhältnismäßig niedrige Preis- 
niveau der Vorkriegszeit gehabt. Die Entwicklung 

des vergangenen Jahres habe diese Vorstellungen 

nicht bestätigt. Die Änderung in den Preisvor- 
stellungen habe dazu geführt, daß gerade die 
Nahrungsmittel produzierende ländliche Bevölkerung 
naturgenäs den Wunsch habe, für ihre Erzeugnisse 

die verhältnismäßig hohen Preise auch möglichst 

lange beizubehalten. Weiter habe die ländliche 
Bevölkerung gerade angesichts der Nahrunssmittel- 
schwieriskeiten, die in zunehmendem Unfange einge- 
treten seien, die “rfahrung gemacht, daß es für sie 
sehr wertvoll sei, die Nahrunssmittel, in deren 
Besitz sie seien, möglichst lange festzuhalten. 
Daraus ergäben sich nun sehr ernste Schwierigkeiten, 
gegenüber dem Bestreben, mit “rfolzg die Preise, deren 
Rückführung gesantwirtschaftlich im Hinblick auf die 
“ährung, auf die Löhne und den uncestirten Fortgang 
der Produktion, wie im Hinblick auf die erfolgreiche 
Erfassun; der neuen Ernte unbedingt nötig sei, zu 
senken. Die aul diesem Gebiet zu überwindenden 
Schwierigkeiten seien auch mit Rücksicht darauf be- 
sonders bedeutsam, daß “ake Verkehrslage, wenn sie 
inzwischen auch etwas freier geworden sei, aver noch 
gewisse Reste von früher her bestünden, die erst 

in der Verteilung der Ware aufgeholt werden müßten, 
besser. So habe sich gegenwärtig der Zustand 
ergeben, daß in den Betrieben die Sorge um die Nahm ng 
die Leute veranlasse, ihren Platz zu verlassen, Daher 
sei es unbedingt notwendig, daß im Zusammenhans mit 
der 2rfassung der neuen Ernte auch die ochwierigkeit en 
in der Grnährungslage, die den Untergrund für die 
Preissteigerung bildeten, so weit als móglich gemildert 
würden. Es bestehe ja auch die Absicht, die Zuteilung 





an die einheimische Bevölkerung zu verstärken. Er 

bitte dringend, diese Zusage vor allem für Brot und 
Kartoffeln einzulösen. Die geringe Zuteilung an diesen 
beiden Grundnahrungsmitteln sei die wesentliche Ursache 
für die eintretende starke Preissteigerung, 


Der Zloty sei in seinem Bestand von außen her nicht 
bedroht, sondern nur im Hinblick auf seine Km kraft. 

5r werde stabil bleiben, wenn es gelinge, in den Zloty 
mehr Kaufkraft hineinzulegen, Dafür sei eine Zurück- 
führung der hohen Preise am freien Markt, ferner eine 
Verstärkung der Zuteilung von Nahrungsmitteln und eine 
Verbesserung des Vorhandenseins von gewerblichen Erzeug- 
nissen erforderlich, 


Das Generalsouvernement verfüge über ein Guthaben im 
Reich in Höhe von 800 Will. Zloty. Diese Summe sei die 
Unterlage für die ausgegebenen Noten. Das bedeute: der 
Notenumlauf habe seinen Gegenwert in dem Guthaben im 
Reich. Die Notendeckung als Hauptmoment des Guthabens 
setze voraus, daß ein entsprechender Rückstrom an Noten 
einsetze, Deshalb habe er es auch als gesamtwirtschaftlich 
für wichti; erklärt, die Einfuhr von Waren in das General- 
gouvernement mit allen Mitteln zu fördern, weil auf diese 
Neise die umfangreichen Notenrückströme zur Notenbank 
einsetzten und über die Passivität des Verrechnun;sver- 
enrs das Guthaben der Notenbank zum Schwinden gebracht 
werde. Wenn das Reich Waren in das Generalrouvernement 
nicht hineinlasse, könne natürlich der Weg der Einfuhr 
von waren in dieser Weise nicht beschritten, das Guthaben 
aber auch nicht verwendet werden. Das sei nur móglich, 
wenn die Noten zur Emissionsbank zurückgelanzten, 


Der Herr Generalrouverneur gibt seinem Befremden darüber 
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Ausdruck, daß dann eigentlich in dem Bestehen eines Gut- 
habens für das Generalsouvernement kein Vorteil liege. 





Wenn auch der Reichsbankprüsident dem Generalgouver- 
nement die Anregung gebe, nach Moglichkeit im Reich 
einzukaufen, so wiirden doch andererseits diese Einkäufe 
fast ganz unmóglich gemacht. 


Aui eine “rare des Herrn Generalgzouverneurs, ob das 


Gufhaben nicht im Wege des Llearing zu verwerten sei, 
erwidert Bankdirirent Dr. Parsch, daß es nur in dem 
Unfang verwertet werden kónne, wie die Noten zurück- 
strümten. Der gegebene “eg sei also der, die Wareneinfuhr 
aus dem Reich zu erhöhen. Das bringe den Verrechnungs- 
verkehr zur Passivität und zwinge die Notenbank, dieses 
Guthaben zum Ausgleich einzusetzen. Dadurch entstehe 
weder für das Reich noch für das Generalzouvernement 
eine Belastung, Das Generalsouvernement habe nur Inter- 
esse daran, die “arenmangellage nach Möglichkeit 

durch Einfuhr zu beheben, 


Die “rare des Herrn Generalgouverneurs, ob das General- 


gouvernement Z.B., in Ungarn kaufen kónne und s-ich solche 
Käufe über das Klearing verrechnen lieBen, wird von 


Bankdirigent Dr. Paersch bejaht. Gesandter a.D. 

Dr. Rimelin bestitizt, daß zahlreiche Kaufe in Ungarn 
gemacht würden. Auch sei das Reich bereit, dem General- 
gouvernement bei dieser Einfuhrsteigerung zu helfen. 


Bankdirigent Dr. Paersch bemerkt weiter, daß mit den 
einzelnen Ländern Abkommen getroffen worden seien, die 
das Reich genehmist habe, nach welchen das ceneral;ou- 


vernement an diese Länder auch gewisse Warenmengen 
schicken könne. Von Ungarn erhalte man ZeBe Wein und 
Gemüse, von den Balkanländern Tabak. Alle diese Zahlun- 
gen zingen selbstverständlich über das Klearing in 
Berlin aus dem Guthaben, 


Präsident venkowsky betont, daß von Seiten der Monopole 


verwaltung mehr Tabak an das Reich geliefert werde, als 





es aus dem Orient erhalte. Das Reich sei bestrebt, 
seinen Ausfall an .berseetabak, insbesondere amerika- 
nischen Tabaken, aus dem Monoroltabak des Generalrou- 
vernements zu ersetzen. Von der Tabakseite her sei 
also bestimmt keine sntlastung zu erwarten, und auch 
für das nächste Jahr könne auf eine besserung dieser 
Verhältnisse nicht gerechnet werden, 


dinisterinidirigent Dr. Emmerich bemerkt, daß es ze- 


legentlich móglich sei, über die Wengen hinaus, die 
man mit einzelnen Lindern, beispielsweise mit Ungarn, 
handelspolitisch vereinbart habe, auf besonderen Antrag 


Zusatzmengen zu erhalten, so z.B. 160.000 m Kunstseiden- 
krepp. Das bedeute einen Verzicht des Reiches auf die 
betreffende Menge. Sd bstverständlich sei das Reich 

auch daran interessiert, seine Läger aufzufüllen. Nur 

im Wege von Verhandlungen könne das erreicht werden. 

Für die Miglichkeit, durch Wareneinfuhren in verstarktem 
Umfange eine Entlastung des hiesigen Marktes herbeizu- 
führen, verweise er als Beispiel auf die Einküufe von 
Textilwaren im Reich. Das Generalsouvernement habe 

ein bestimmtes festes Kontingent in Litzmannstadt., In 
langen Verhandlungen mit Präsident Kehrl habe man 
darüber hinaus grüßere Mengen von Textilwaren zucestanden 
erhalten. Nur stellten sich jetzt dem Einkauf dieser 
Mengen Schwierigkeiten in den weg. Das Kaufsystem im 
Reich sei sehr schwierig, weil es sich auf der Kleider- 
karte aufbaue. Wie der Einzelne 150 Punkte auf seiner 
Kleiderkarte habe, so erhalte auch der Großhändler eine 
entsprechende Vielzahl von Punkten, Dem Generalrouverue- 
ment seien aufgrund lanzwierizer Verhandlungen 130 mill. 
Punkte für den Einkauf im Reich zur Verfügung gestellt 
worden. Als aber diese Punktschecks im Reiche von den 
Beauftragten der Abteilung Wirtschaft eingehandelt werden 





sollten, hätten sie überall vor verschlossenen Türen 
gestanden, Es sei nachher gelungen, im Wege des freien 
Verkehrs 5 mill. Punkte zu sichern, Dazu habe es erst 
einer neuen Rücksprache mit Präsident Kehrl bedurft, 
sich bereit erklärt habe, ein Machtwort zu sprechen 
anstelle dieses freien Einkaufs jetzt das Diktat 
Reichswirtschaftsministeriums zu setzen. 


Der Herr Generalzouverneur gibt seinem 3efremden darüber 
Ausdruck, daß das Generalgouvernement je nach dem Nutzen, 
den das Reich habe, einmal als Inland und dann wieder 
als Ausland angesehen werde. 

Diese kurzsichtige Politik entspreche nicht mehr 

der gegenwärtigen Machtposition des Großdeutschen 
Reiches. Deutschland sei heute kein einheitsmäßig mehr 
recierbarer Nationalstaat, sondern ein Weltreish, cas 
nach völlig anderen Grundsätzen regiert werden müsse. 


im Interesse des Großdeutschen Reiches müßten sich 
auch die Berliner Zentralstellen dazu verstehea, dem 


Generalsouvernement ein gewisses eigenwirtschaftliches 
Leben zu ermöglichen. 


Gouverneur Zörner erinnert daran, daß er im vorigen 

Jahre schon über die Wshrungsfrage gesprochen und seinen 
entzezengesetzten Standpunkt zur künstlichen Hochhaltung 
des Zloty zum Ausdruck gebracht habe. Das Generalgouver- 
nement sei doch z.T. Rechtsnachfolrer Polens und habe 

als solcher den Krieg verloren, gleichwohl aber scine 
Zlotywährung gehalten. Dieses sei zum ersten Mal in 

der Geschichte geschehen. Ob es móglich sein vird, 

auf dem Wege einer Zurückführung der Preise das Ver- 
trauen in den Zloty wieder herzustellen, bezweifele er. 
Nenn die Ernte die in sie gesetzten Erwartungen erfülle, 
dann Konten wohl die Preise auf dem landwirtschaftlichen 
Sektor auf den alten Stand zurückgeführt werden. Seit 

der größte Teil der Wehrmacht das Gebiet des General- 
gouvernements verlassen habe, seien ja auch die Schleich- 





handelspreise wesentlich zurückgeg sangen., Auf dem 
gewerblichen Sektor jedoch halte er eine Zurückführung 
der Freise im Hinblick auf die geringe Produktion und 
die geringe Einfuhr für ausgeschlossen. Angesichts 

der Tatsache, daß jetzt das große Gebiet Galizien 

mit seiner Rubelwährung zum General;ouvernement ge- 
schlagen werde, müsse man sich überlegen, ob jetzt 
nicht nochmals im Benehmen mit den Reichsstellen die 
Frage der Zlotywährung einer eingehenden Prüfung unter- 
zogen werden könnte, Der Zloty werde durch die Koppelung 
mit der Reichsmark künstlich gehalten, und dieser 
4ustand habe die gewaltigen Unterschiede zwischen 
Löhnen und Preisen der Erzeugnisse zur Folge. Das 
Vertrauen, das Dr. Paersch fiir die Jährung verlange, 
lasse sich nun einmal in Geldsachen nicht kommandieren, 
br habe festgestellt, daß auch in reichsdeutschen Krei- 
sen das Vertrauen zum Zloty immer mehr im Schwinden 
sei. 


(ee err General-ouverneur wendet sich mit untschieden- 
heit gegen jeglichen Versuch, am Bestande der Währung 
zu rütteln,und spricht in diesem Zusammenhang Dr. Paersch 
und seinen Mitarbeitern den Dank dafür aus, daß es ihnen 
gelungen sei, den Zloty zu halten. Im Interesse der 
Aufrechterhaltung der Währung wirdees nicht einmal 
möglich sein, die Löhne zu steigern. Er sei entgegen 


der Auffassung des Gouverneurs Zömer der Meinung, daß 
das Vertrauen zum Zloty eigentlich noch niemals irgendwie 
in Zweifel gezogen worden sei. Die Währungen der ganzen 
“elt würden, abgesehen vielleicht von denjenigen in 
Amerika und der Schweiz, nicht vom GOldvorrat, sondern 

| von der Autorität einer machtvollen Regierung gehalten, | 














Schleichhandelsbekämpfung 


Oberregierungsrat Dr. Schulte-Wissermann geht in seinem 
Referat auf die Preisbildung und ihre Entwicklung in den 
letzten Monaten ein. Besonders erfreulich seien die Ausfüh- 
rungen des Herrn Generalgouverneurs, daß die schlimmste Zeit 
für das Generalgouvernement überwunden sei; denn die Anspan- 
nung auf dem Gebiete der Preise sei bald unerträglich ge- 
worden. Nicht nur die Lebenshaltung für die städtische pe- 
völkerung, sondern auch die Preise für Roh- und Halbfabri- 









kate wiesen eine ungeheure Steigerung auf. In der letzten 
Zeit bürgere sich eine Unterscheidung in der rreisentwick- 
lung auf dem amtlichen und üem nichtamtlichen Sektor ein. 
Im amtlichen Sektor seien die Preise für diejenigen Güter 
enthalten, die in irgendeiner Form in die amtlichen Bewirt- 
schaftungskandle geleitet würden, der nichtamtliche Sextor 
beinhalte etwa die freigehandelten oder gar im Schleich- 
handel vertriebenen Waren. Die Preissteigerungen im amtliche 
Sektor seien erträglich, besonders da im uebiet des heutigen 
Generalgouvernements auch früher schon starke ’reisschwan- 
kungen vorgekommen seien. Bis zu einer Ausschaltung derarti- 
ger Schwankungen müsse am Wirtschaftsleben des Generalgou- 
vernements noch sehr gearbeitet werden. Je mehr Waren dem 
amtlichen Sektor zur Verteilung zur Verfügung gestellt wer- 
den könnten, desto geringer werde die Preissteigerung auf 
[em nichtautlichen Sektor sein. | 
QOberregierun;srat Dr. Schulte-Wissermann lest an Hand eines 
praktischen Beispiels dar, wie auch im amtlichen Sektor nich 
unbeträchtliche rreissteigerungen auftreten können. ver srun 
liege darin, daß Sr8r das Generalgouvernement nicht ein Er- 
zeugerland sei, sondern wie z.B. bei den Textilien auf die 
Einfuhr aus dem Reich angewiesen sei. Durch Zölle, Trans- 
portkosten, zinküuferprovisionen, Aufschläge durch den Im- 
porteur, den Groß- und Kleinhändler werde eine Ware, die auc 
dem Reich herangeholt werde, vieliach um 100 % verteuert. 





Dadurch ergebe sich der große Unterschied zwischen Reichs- 
und Generalgouvernementspreisen. Um die Verteuerung einer 
ware durch den Zoll auszuschalten,müsse beim Zoll ein Aus- 
nanmeantrag eingebracht werden. Bei der heutigen Warenver- 
knappung habe der Importeur aber an einem móglichst billige: 
Einkauf kein Interesse. Eine Vereinfachung des bisherigen 
umstandlichen Einfuhrsystems, eine eventuelle Aufhebung 
der Zölle könnten diesen Unterschied zwischen Gouvernements- 
und Keichspreisen beseitigen. 


Nach Ansicht von Dr. Schulte-Wissermann könnten ohne Bin- 
greifen der Öffentlichen Hand die Preise im amtlichen Sek- 
tor nicht wesentlich gesenkt werden, eine Steigerung dürfe 
aber aicn unter keinen Umständen eintreten. Ein Fallen der 
Preise im nichtamtlichen Sektor hänge von der Ausweitung 
der Umsätze im amtlichen Sektor ab. 


Finanzprésident Spindler erklärt sich bereit, die Textil- 
zölle ganz aufzuheben, obwohl sie nach seiner Ansicht keine 
grose Rolle spielten. Die wenigen Einfuhrfirmen erhielten 

schon seit längerem auf Antrag Zollfreiheit. Er beabsichtiz 


wm 


dem Herrn Generalgouverneur in den nächsten Tagen einen 


neuen 4olltarif vorzulegen. 


Auch Präsident Dr. Emmerich erklärt sich für die zollfreie 
Linführung von Textilien, da bei dem heutigen Wangel im 
eigenen Land auf einen Schutzzoll verzichtet werden könne 
und aul der andera Seite die jetzt bestehenden hohen Zölle 
zwischen dem Reich und dem Generalgouvernement als dem Nebei 
land des Heiches nicht aufrechterhalten werden könnten. Der 
40llausschu8 des Wirtschaftsrates unter Leitung von Prüside 
Senkowsky habe sich bereits zu einer Senkung entschlossen, 
die durchschnittlich auf 20 bis 25 % der polnischen Sätze 
betrage.: 
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Auf eine Frage des Herrn seneralzouverneurs an den ge- 
scháitsführenden Hauptabteilungsleiter haumann, ob für die 
Versorgung der SevOlkerung genügend Brot und Kartoffeln 
Vorhanden seien, erklürt dieser, daß dies davon abhängig se 
ob man den Bauern Produktionsmittel zu vernünftigen Preisen 
zur Verfügung stellen könne. Wenn also nach den Ausführun- 
sen Von Dr. Schulte-Wissermann die Preise im antlichen Sek- 
tor nicht gesenkt werden könnten, so sei die Frage zu prüfei 
ob durch eine Staatssubvention eine Verbilligung der Be- 
triebsmittel erreicht werden könne. Durch Maschinen und neu- 
Zeitliche Geräte ließen sich höhere örnieerträge erzielen. 
vadurch könnten dem amtlichen Sektor mehr Waren zur Vertei- 
lung zugeführt werden, sodaß die ochleichhandelsprei se von 
selbst absänken. Die entscheidende Frage sei also, mit alle: 
witteln die Erzeugung so zu steigern, daß man genug Lebens- 
mittel für die gesamtbevülkerung zur Verfügung habe. Die 
Landwirtschaft des weneralgouvernements dürfe daher zur 
ADgaboe von waren und zur Ausfuhr ins meich nicht herange- 
zogen werden. 


Wer Herr Generalgouverneur bemerkt hierzu, daB das nicht 
der Fall sein werde. Auf seine Frage nach der Brotration 
weist Dr. Naumann darauf hin, da die heutige Ration von 
1050 5 ab 15. Oktober 1941 vergrößert werden solle. Man 

musse erst den Erfolg der srnteerfassungsaktion abwarten. 


Weiter plane er, pro Kopf der Bevölkerung einen Doppelzent- 
ner Kartoffeln bereitzustellen. . 


— 





Der Herr Generalsouverneur sieht eine erste Voraussetzung 
T'geet 


darin, daß Brotpreis und kartoffelpreis, gemessen an 

der Lohnhöhe, erschwinzlich seien und unter allen Um- 
Standen auch die Mengenzuweisung für die Angehörigen 

der Arbeiter erhöht wird, 
Geschäftsführender Hauptabteilungsleiter Naumann hat ` 
gegen Staatssubventionen zur Verbilligung der Produktions- 
mittel und der steigerung der Erzeugung das Bedenken, 

daß die Finanzverwaltung dagegen Einspruch erheben würde, 
Wolle man die Preise für künstlichen Dünger, Kali usw. 

mit Hilfe solcher Subventionen nerabsetzen, dann würde 

das Millionenbetrize erfordern, die die Finanzen des 
veneralcouvernements vielleicht nicht zu tragen imstande 
wären, 

Finanzpräsident Spindler kann noch keine endgültige Stel- 
lung zu solchen Staatssubventionen einnehmen. 

Der Herr Generalrouverneur will vor allem die Frage beant- 
wortet wissen, ob man der Landwirtschaft dadurch helfen 
könne, daß man, da sich die Preise aus eigenwirtschaftlichen 
sesetzen heraus nicht sehr senken würden, eine künstliche 
Preissenkung mit Staatsmitteln vornehmen könne, 
Finanzpräsident Spindler erwidert, daß man mit solchen Staat: 
zuschüssen eigentlich immer schlechte srfahrungen gemacht 
hatte. 

Der Herr Generalrouverneur ist dem cegenüber der Auffassung, 
daS das Deutsche Reich mit einer solchen Zuschugvirtschaft 
durchaus gute "rfahruncen gemacht habe. Die große Kunst- 
dünger-Finanzierung des Reiches sei geradezu ein Vorbild 
für eine solche 3ubventionspolitik gewesen. 
Finanzprüsidoent opindler weist darauf hin, daß der Land- 
wirtschaft im allgemeinen schon erhebliche Beträge von 
insgesamt 150 mill. Zl. zur Verfügung gestellt worden 
scien. Mit solchen opezialfragen sei die Finanzverwaltung 
allerdings noch nicht befaßt worden. Auch müsse bedacht 





werden, daß man für die uiegenschaftsverwaltung, die ja 

in gewisser eise die Grundlage der Landwirtschaft darstelle, 
große Aufwendungen gemacht habe, 

Gescháftsführender Hauptabteilungsleiter Naumann zibt 

zu bedenken, daß man gerade mit der Liegenschaftsverwal- 
tung auf diesem Gebiet die besten Ssrfahrungen gemacht 

habe. Hier handele es sich um Schulbeispiele, die zeig- 
ten, auf welchem Wege man zu größeren Srträgen in der Land- 
wirtschaft kommen könne. Da die Betriebe der Liegenschafts- 
verwaltung voll in der Hand der Abteilung srnährun- und 
Landwirtschaft Standen, sei dort immer restlos abgeliefert 
worden. 


Der Herr Seneralcouverneur beauftragt die beteiligten 
Abteilungen, diese Frage einer nochmaligen genauen Prüfung 
zu unterziehen, - Er wirft dann die Frage auf, ob das 
Generalgouvernement mit dem Reich eine Art dandelsvertrag 
habe und ob nicht zwecimäßirerweise ailes, was Eegenwärtig 
von interesse sei, vertraglich festgelegt werden könnte, 
Ministerialdirigent Dr. Emmerich weist darauf hin, daß ein 


Handelsvertrag Jeweils nur der Rahmen für den Verkehr 
zwischen befreundeten Nationen sei, Es komme nur in der 
heutigen Zeit darauf an, einen solchen dandelsvertrag nit 
praktischem Inhalt zu erfüllen, Dieser praktische Inhalt 
bestehe in 4icferverpflichtungen oder in "Kontingenten", 
Jas Bestreben müsse sein, in den einzelnen gebieten Kontin- 
gente auszuhandeln. Diese Aontingente habe man beispiels- 
weise auf der Textilrebiet als einer der wichtigsten Import- 
gebiete, nur daß das Reich infolge Transportschwierigkeit en 
‚und Stillezung einzelner Fabriken manchmal mit seinen 
Lieferungen in Rückstand zerate. Line Böswillizkeit habe 
man dem Reich auf diesem Gebiet nicht nachweisen kónnen, 
wenn dieser Rickstand von Seiten des ;eneralgouvernements 
an-emahnt worden sei. Yan erhalte jeden Monat 40 to Rein- 
baumwolle, die für iic Deimischung gebraucht wurden, eine 





ware, die im Reich äußerst begehrt sei. Vern die 
Abteilun. irtschaft anzemahnt habe, seien die Lieferun- 
gen im Rahmen des Möglichen auf Detreiben des Prisi- 
denten Kehrl immer erfullt worden. Daher werde man 

durch den Abschluß eines feierlichen Vertrages auch weiter 
keine großen praktischen Erfolge erzielen, 

Ahnlich wie auf den fextilgebiet sei es auch auf dem 
z@biete des sisens, für das heute in Heich eine zewisse 
sentralbewirtschaftung bestehe, Dai etwa die für die 
Betreuung des Eisens zuständige Stelle im neichswirt- 
Scnaftsministerium bei zusatzlichen Anforderungen wis- 
sen möchte, wofür das Eisen verwendet werden soll, könne 
man im Zeitalter der an-espanntesten Ariegswirtschaft 
dem Reich nicht verübeln. ile die Dinge lägen, werde 

man sich weiter damit abfinden müssen, daß eine Handels- 
politik von der Hand in den Mund getrieben und jeden 
Monat erneut die Situation uberpriift wird. Praktisch 

Sei es zwischen dem Reich und allen anderen Ländern 

heut genau so, Auch Ungarn oder Schweden oder ein Land, 
welches handelspolitisch interessiert sei, erhalte vom 
nelch keine bindende Zusicherung für den Rest des Jahres, 
Sondern in den handelspolitischen Anordnungen, die stän- 
dig ergingen, werde die Situation von Monat zu Monat 

neu überprüft und von Monat zu Monat an den Kontingenten 
irgendetwas geändert. 


to 


Ver Herr Generalrouverneur gibt der Auffassung Ausdruck, 
"um we ee l i - | 
daß das Reich allmählich zu einer stabileren Wirtschafts- 
beziehung mit dem veneralgouvernement kommen müsse; 


anderenfalls sei es ganz unmöglich, einen Zrnáhrungs- 
ocer Industrieplan für ein ganzes Jahr aulzustellen, 
oder Zollpolitik fiir längere Zeit zu treiben, 

Gouverneur Dr. Lasch glaubt, daß man, wenn solche Grund- 
sätze aufgestellt würden, erheblich weiter kommen würde, 
Andererseits müßte Zucegeben werden, daß ‘die ochwierig- 
keiten gegenüber dem eich in erster Linie darauf beruh- 
ten, daß die Austauschobjekte nicht vorhanden wären, 
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Der Herr Goneralr;ouverneur erinnert in diesem 
—— nn —— GüÓ——— ene» 


Zusammenhanz daran, daß dem Generalgouvernement zugesagt 


worden sei, die 40.000 to Kartoffeln, die das General- 
Spuvernement abgegeben habe, würden ihm aus Ostpren&en 
geliefert werden, Infolge Schwierigkeiten, 


die in 
*rankreich aufgetroten seien, seien dann die Kartoffeln 


nach :;rankreich geschickt worden. 


Vor solchen Situationen 
habe man auch öfter hinsichtlich der Xohle gestanden. 


Für das Generalzouvernement bestimmte Kohlenzüge seien 
Ohne weiteres umdiririert worden. 


einmal dahin koumen, daß die 


Ls müsse endlich 
letzten Reste jener 
desraldierenden Behandlung vom Herbst 1939 


beseitigt 
wurden, 


Jenn sich das veneralzouvernement bemiihe, einen 
“irtschafts- und 5rnczhrungcsrlan auizustellen, dann 
müsse das Reich andererseits die Beziehungen zum General- 
couvernement, soweit das angesichts der Krie 


gslage 
nóglich sei, 


so festlegen, daß das gcneralgouvernemont 
wenigstens über die Situationen in den nächsten Monaten 
sinigermaßĝen Gewißheit habe. Auf dieser Grundlage müsse 
demnächst nit neichswirtschaftsminister Funk und 
Fräsident Kehrl verhandelt werden,| 


Kelchsbahnoberrat Fischer berichtet, dag 
— — — M 

lage der Ostbahn zurzeit günstig sei. 

lich an der deutsch 


die Transport- 
4S beständen ledig- 
-russischen Interessengrenze einige 
Schwierigkeiten, die darin lägen, daß die Nachschub- 
züge für die Wehrmacht von der Feldeisenbahndirektion 
nicht so abgenommen worden seien, 


wie es eigentlich 
hätte geschehen müs 


sen. Andererseits seien Jedoch die 
Verkehrsbeziehungen Zwischen Reich und Generalrouvernemont 
SO gunstig, daß sämtliche Sperren jetzt aufgehoben worden 
seien, - Die schlechte Belieferung des veneralzouver- 
nements mit Kohle beruhe nicht auf der Iransportlage, 
sondern sei lediglich au? die Zuteilung durch die 
Heichsstelle für Kohle und die Zuteilung des Haupt- 


wazenamtes zurückzuführen. Leider veriüge die Ostbann 











nicht iiber einen eigenen Wagenpark, sondern habe mit 

der Reichsbahn eine Güterwagengemeinschaft, Sie sei 
deshalb in ihren Dispositionen von der Zentralstelle 

in Berlin abhängig. Wenn auch zurzeit im Generalsouver- 
nement wie im Reich Güterwagen gebaut würden, so sei 
ihre Zahl doch viel zu gering, als daß damit eine 
Besserung der allgemeinen Situation herbeigeführt werden 
könnte. Die für das veneralzouvernement lebenswichtizen 
Waggons für den Sohlenbezug aus Oberschlesien aus dem 
allremcinen Betrieb herauszuhalten, sei leider nicht 
möglich, da der gesamte Guterwagenpark der Reichsbahn 
einheitlich vom Hauptwagenamt verwaltet werde. Er habe 
kürzlich mit Dr. Goebel eingehend die se Fragen erörtert, 
Er halte es aber für ganz ausgeschlossen, daß das Reichs- 
verkehrsministerium Kontingente zur Verfügung stelle; 
denn die Lage auf dem Bedarfsmarkt Schwanke von Tag 

zu Tag. 


Der Herr Generalrouverneur ist der Meinung, daß doch 
nen Me mn en 


wohl mit 1.000 Waggons mehr die Konlenmisere beseitigt 
werden kónnte. Diese Zahl von Waggons dürfte bei den 
“underttausenden von Wagen eigentlich keine Rolle spie- 
len. Die Berliner Zentralen müßten allmählich zu der 
Auffassung gebracht werden, daß sie es nicht mehr mit 
einem einheitlichen /lerteilungs»lan zu tun hätten, son- 
dern die Tatsache berücksichtigen müßten, daß das Reich 
um wichtige Gebiete zewachsen sei. 

heichsbahnoberrat Fischer bemerkt, daß die Zentralbewirt- 
schaftung der Kohlenwagengestellung leider den Verkehr 
von Pendelzügsen zwischen dem ceneralgouvernement und 

den jenseits der Grenze liegenden Bezirken nicht zu- 
lasse. Zuständig für diese Wrage sei die Generalbetriebs- 
leitung Emmrich. Die Kinstellung der Berliner Stellen 

zum Generalgouvernement habe man an folgendem Beispiel 
feststellen können: die Ostbahn habe auf zewisse Mengen 





Dienst kohle verzichtet in der Absicht, daß diese 
Verzichtm: ngen dem Sektor Privatkohle zur Verf ugung 


gestellt würden. Das sei auch zugesagt worden, und nur 


unter dieser Bedingung habe man sich mit einer Verrin- 
gerung der Menge an Dienstkohle abgefunden. Diese 
Dienstkohlenmengen seien aber einfach den Dezirken 
Jànzi; und Ostpreußen zuzelührt worden mit dem ríolg, 
daß die Ostbahn wenirzer Kohlen erhalten, sich aber die 
Wengen an Privatkohle auch nicht vergrößert hätten, 


Uberforstrat Burg nimmt sodann zu einigen "ragen der 
Forst- und Holzwirtschaft Stellung. Das General gouver- 
nement sei ein dolzzuschu8land, könne also seinen 
Bedarf aus eigener Froduktion nicht decken. Wenn dieser 
Bedarf im abgelaufenen Jahr Zell. gedeckt worden sel, so 
deswegen, daß man in die Substanz eingegriffen hätte 
und nicht nur den Zuwachs, sondern auch den Vorrat 
herangezoren habe. In diesem Jahre seien die Verhält- 
nisse besonders Schwierig, weil es angesichts der ge- 
waltiren armachtsanforderunzen notw: endiz gewesen sei, 
die gesamten privaten Anlorderunzren abzustoppen. Man 
habe die oautatickeit und die R lieferung aller privaten 
stellen mit Holz verboten. Insgesamt seien an Standholz 
fm MON, von denen die Wehrmacht 
| DeZugsscheine erhalten habe. Der Rest 

cheine fiir 1/2 mill. fm sei an die öffent- 
lichen Meiste in der Hauptsache auch wieder an Wehr- 
machtsbetriebe, gegangen. 50 bleibe denn elcentlich 
für die Zwecke des veneralsouvernements nichts übrig. 
Jie gesamte verfügbare dolzmenge sei bereits in der 
Vorm von Bezursscheinen herausgegeben worden. Vielleicht 
werde ein Teil der bezugsscheine durch die Wehrmacht 
nicht in Anspruch scnommen werden, sie würden am 
l. Oktober 1941 wieder zurückfliegen, zegenwürtig zeige 
sich ein besonders trübes Bild, weil man noch nicht wis se, 





inwieweit diese Bezugsscheine wieder an die Forstver- 
waltung zurückkämen. 

Besondere Schwierigkeiten biete auch für die Forstver- 
waltung die Iransportlase. Von dem gesamten kinschlag 
sei in 6 Monaten nur ein Drittel eingebracht. Eine 
weitere Verstärkung des dolzschlages hätte jeden Sinn 
verloren, weil das Holz nicht befördert werden könne, 
Die Wehrmacht habe im vorigen Jahr 100.000 Pferde, 

in diesem Jahre wieder 30.000 Pferde eingezoren. Was an 
Pferdematerial übriggeblieben sei, sei unterernährt und 


für die Holzabfuhr minder brauchbar. Außerdem würden 
ja auch die Pferde für die Durchführung des Utto-Prosramms 
sehr stark in Anspruch genommen., Die vesamtversorgung 


aus eigener Produktion sei daher zu einem Transport- 
problem geworden, Man habe versucht, auf dem Wege der 
Motorisierung das Pferd so weit als möglich aus dem 
Betrieb zu ziehen und zu ersetzen. Aber auch dieser Plan 
scheitere wieder an dem Mangel an Betriebsstoff, Der 
monatliche Bedarf z.B. für den Distrikt Krakau würde 

für die vorhandenen motorisierten Fahrzeuge 14.000 1 
Dieselöl betragen, zugewiesen seien der "orstverwaltung 
aber nur 2.000 Liter. Notorfahrzeuge, die mit Benzin 
betrieben würden, stiinden der Forstverwaltung nur in sehr 
bescheidenen Maße zur Verfügung, deszl. Hoizgeneratoren. 
Nach Einverleibung der neuen Ustgebiete in das General- 
Epuvornement würde sich die Holzlage allerdings wesent- 
lich bessern, vorausgesetzt, daß die <ransportschwierier- 
keiten behoben würden, 








Präsident Dr. Frauendorfer behandelt die Entwicklung des 
Arbeitseinsatzes von der sozialpolitischen Seite aus. Heute 
bestehe zwischen den Lebenshaltungskosten und den Löhnen 
ein derartiger Unterschied, daß die Arbeiter kei? Interesse 
an der Gewinnung ihres Lohnes bekundeten. Trotzdem seien 

in den letzten 6 Monaten über 1 Million Menschen in Arbeit 
gebracht worden. bei weiter andauernden Preisen in der 
jetzigen Höhe werde es aber unmöglich, die bisher bestehen- 
den Vorkriegslihne beizubehäl ten. Die arbeitende bev ülke- 
rung leide schwerste Not, auch die Versorgung mit Textilien 
sei durchaus unzureichend. Dieser hotlage müßte besonders 
necnhung getragen werden, da sich sonst die Betriebe leeren 
würden. Diese Situation würde nicht immer klar erkannt. 
Seine Abteilung habe zum Beispiel im Reich 100 000 Arbeits- 
anzüge zum Preise von 20.-Z1. pro Stück zur Verteilung unter 
die Arbeiter besorgen kónnen. Die .extilnandelsgesellscnaft 
habe jedoch diese Anzüge beschlagnahmt mit der Degründung, 
fur die Einfuhr von Textilien allein zuständig zu sein, und 
der Erfolg sei eine 50 %ige Verteuerung der Anzüge, die nach 
seiner Leinunj; über seine Abteilung den Arbeitern hätten 
zugeführt werden sollen. 


rrasident Dr. Emmerich erklürt auf eine Frage des Herrn 
veneralgouverneurs, daß im Generalgouvernement infolge des 
Fenlens eines konsollidierten GroBhandels sich die Notwendig- 
keit ergeben habe, eine zentrale binxaulsgesellschaft, eben 
die Textilnandelsgesellschaft m.b.H. zu errichten, die iu 
Interesse einer gerechten Verteilung der vorhandenen Textià- 
waren allein zuständig sei. Diese Bewirtschaitungsstelle habe 
natürlich gewisse Unkosten; dazu kämen weitere Unkosten, die 
aus einer Krecitaufnahme von 25 Millionen Zloty bei einer 
Frivatbank erwiichsen. 


yer Herr Generalgouverneur beauftrast Präsident Dr. smmerich, 
die ganze Sachlage mit einigen Herren der Hegierung genau Zu 
prüfen, denn es sei nicht angiingizg, daß neben den bestehenden 
unvermeidlichen Verteuerungen noch weitere durch staatliche 
Stellen hinzukämen. 
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Oberrerzier srat Dr. schulte-Wissermann außert sich in 
D ung oy hs town SSermann 


seiner Eigenschaft als Beauftragter fiir die rreisbildung 
zu den Maßnahmen für die Bekämpfung des Schleichhandels. Es 
sei klar, daß die Bekämpfung des Schleichthandels mit der 
Versorgungslage zusammenhänge. Je ausreichender die Versor- 
gung aul gesetzlichem Wege sei, desto weniger wirke sich der 
Schleichhandel aus und umgekehrt. Der ochleichnandel mache 
sich also immer nur auf Grund einer wangellage bemerkbar. 
Diese Erscheinung trete natürlich besonders stark in den 
Großstädten wie Krakau und Warschau auf. Bei seinen Überle- 
gungen zur Dekämpfung des Schleichhandels trüten drei Fragen 
in den Vordergrund, und zwar: 1. was soll kontrolliert werden 
de wo soll kontrolliert werden, 5. wann soll kontrolliert 
werden. 

wach eingehenden Beratungen mit der Hauptabteilung 
srnährung und Landwirtschaft und dem Befehlshaber der Ord- 
nungspolizei und seinen Dienststellen habe er sich dafür ent- 
schieden, im wesentlichen nur Getreide mit seinen krzeug- 
nissen und Vieh zu kontrollieren. Bei Kartoffeln, Obst und 
Gemüse eriibrige sich eine Kontrolle, da hier die Versorgung 
doch einigermaßen ausreichend sei und weil sich ein Teil 
dieser Erzeugnisse für eine Sewirtschaftung nicht eignete. 
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ei der Frage, wo die Kontrollen eingerichtet werden 
sollten, sei auch zu prüfen, wie die einzelnen Verkehrs- 
wege behandelt werden müßten. Bei den Vorarbeiten habe man 
zwischen den Landstraßenkontrollen, den sisenbahnkontrollen, 
den Schiffahrtskontrollen usw. zu unterscheiden. Man denke 
nicht daran, dieses Kontrollsystem nun etwa lediglich 

vom grünen Tisch her aufzuziehen. Der Plan, der in den 
nächsten lagen zur Genehmigung vorgelegt werden solle, 
zerfalle in 2 Teile: einen allgemeinen Teil mit gewissen 
Grundsätzen und einen besonderen Teil, der von und in 

den Distrikten aufgestellt werden sollte unà selbstver- 
ständlich alles berücksichtige, was die Distrikte bzw. 

die Areishauptmannschaften und die Beauftragten des 
Distriktchefs für Warschau und Krakau an Srfahrungen ge- 
sammelt hätten, Man sei bei den Richtlinien davon ausge- 
gangen, daß diejenigen Personen, die wirklich gréblich 
gegen die Bewirtschaltungs- und Preisvorschriften verstießen, 
auch energisch zur Verantwortung gezogen würden, Man habe 
deshalb Verhandlungen mit der Abteilung Justiz geführt 

und werde ähnlich, wie es für Warschau bereits erreicht 
sei, wohl auch für das ganze Generalzouvernement erreichen 
können, dai die Justiz im Vege von Sondereinrichtungen 

eine schnelle Aburteilun; der in Frage kommenden Personen 
mit schweren Strafen festsetzt, die dann wirlich ab- 
schreckend wirkten, Die Erfahrung habe gelehrt, daß eine 
Person, die ein Viertel- oder ein halbes Jahr nach Begehung 
der straibaren Handlung der Strafe zugeführt wird, bei 
weitem nicht so abgeschreckt werde, daß die Strafe auch 

in der Öffentlichkeit nicht eine solche abschreckende 
lirkuns habe, wie wenn die Strafe unmittelbar der straf- 
baren Handlung auf dem Fuße folge. 

Die Frage, ob durch eine zeitliche Zusammendrängung der 
Waßnahmen Personal gespart werde, glaube man insofern 


bejahen zu können, als man die Kontrollen tunlichst nur 





in den Herbstmonaten d.J. durchführen solle. Selbst- 
verständlich käme es darauf an, daß die Hau ptabteilung 
srnährung und Landwirtschaft bzw. ihre Organe in der 
in Frage kommenden Zeit nun auch wirklich große Teile 
der kontrollierten Erzeugnisse erfaßt haben. So sei 
wohl ein Plan entstanden, der nicht nur durchführbar 
sein, sondern auch Erfolg haben werde. Gewiß sei man 


nicht so optimistisch, anzunehmen, daß damit der Schleich- 
handel restlos beseitigt werde, immerhin aber hoffe man, 
den Schleichhandel damit weiter zuruckzudrinsen und die 
Forderung zu erfüllen, daß der amtliche Sektor zugunsten 


des nichtamtlichen Sektors immer weiter vergrößert werde. 
Voraussetzung sei allerdings, daß sich alle anderen 
Dienststellen, die irgendwie mit diesem Problem in 
4usammenhan:; kämen, auf die Maßnahmen, die der Plan 
voraussehe, einstellten. Der Befehlshaber der Ordnungs- 
polizei wie überhaupt sämtliche Dienststellen der Polizei 
hätten stets das größte Verständnis für diese Maßnahmen 
gezelgt, und deshalb sei wohl auch anzunehmen, daß dieses 
Verständnis in Zukunft herrschen werde. Abgesehen davon 
müßten auch die im Generalgouvernement lebenden Deutschen 
selber sich zu den Maßnahmen des Staates positiv ein- 
stellen und vor allem Disziplin wahren. In den letzten 
“ochen und Monaten seien bei der Dienststelle der Preis- 
überwachung überaus zahlreiche Einzelfälle gemeldet worden. 
zr bitte den Herrn Generalgouverneur, die Frage der 
Jisziplin der Deutschen auf diesem Gebiet in irgendeiner 
Form zu behandeln, sei es durch Herausgabe eines entspre- 
chenden Erlasses oder in einer anderen Form. Den Deutschen 
misse zum Bewußtsein gebracht werden, daß sie auch in 
ihrem Privatleben im Generalzouvernement vor allen anderen 
die Verpflichtung haben, die Maßnahmen des Staates zu 
unterstützen. Er bitte den Herrn Generalgouverneur: 





— 


l.) den Plan der Abteilung Preisüberwachung 
zu genehmigen, 

2.) die Dienststellen des Generalsouvernements 
anzuweisen, sich positiv zu den MaBnahmen 
des Planes einzustellen und ihre eigenen 
Anforderungen an die Polizei weitgehend zurück- 
zustollen, da nur dann die Polizei in der Lage 
ist, eine entsprechend große Zahl von Beamten 
zur Verfürung zu Stellen, 

5.) die Deutschen des veneralgouvernements zu einer 
positiven Einstellung zu diesem Plan anzuhalten, 


Jer Herr Generalzouverneur ist der Auffassung, daß man 
nn ee Me 


durch eine „esserung der allgemeinen Lebenssituation des 
zebietes den Schleichhandel am zweckmäßigsten bekämpfen 
könne. Die anderen Mittel wären mehr voriibergehender 
Natur. Man müsse eben auch mit der Kaufpsychose der 
Besucher und Besucherinnen aus dem Heich rechnen, Er 
erkläre sich jedoch bereit, einen entsprechenden Erlag 
heraus zugeben. f 


Reichsbahnoberrat Fischer gibt seinem Befemden darüber 
Ausdruck, dai die Ostbahn als Hauptträger des Verkehrs 
im General;ouvernoment zu diesen Plan nicht gehört worden 
sei. In langen Verhandlungen, teilweise unter Vorsitz 
les Staatssekretirs, seien mit dem Defehlshaber der 
Vrdnungspolizei, den Vertretern des Preiskommissars, 
der 55 usw. Richtlinien aufgestellt worden, die auch 
heute noch hinsichtlich der Schleichhandelsbekämpfung, 
insbesondere dei Benutzung des Transportwesens der Eisen- 
bahn, in Geltung seien. Er bitte, bevor der Plan vorge- 
legt werde, ilın noch der Verwaltung der Ostbahn zuzu- 
leiten. Sollte der Plan mit irgenäwelchen Eingriffen in 
den Lisenbahnbetrieb oder -verkehr verbunden sein, so 
müßten von Seiten der Ostbahn alle Stellen, insbesondere 
auch die militirischen, die hier das größte Interesse 

iran hätten, dai die Züge planmäßig liefen, um Unter- 

5 gebeten werden. 
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Oberrecierungsrat Dr. Schulte-Vissermann bemerkt 


demgegenüber, daß die Verhandlungen mit der Ostbahn 


zunächst hätten zurückgestellt werden können, weil 


der Plan keine Änderung der bisher geltenien Bestin- 
mungen nach dieser Richtung vorsehe. oelbstverstiündlich 


werde er es nicht unterlassen, jede interessierte Stelle 
noch zu hören. 


Ministerialrat Plodeck gibt einen Überblick über den 
derzeitigen Stand des 


"Treuhandwesens," 


— — ——— 
Die Aufstellung einer Jahresrechnung fiir 1940 und die 


Aufstellung einer dalbjahresbilanz für 1941 habe einen 


klaren Einblick in die kommissarische Verwaltung der 


Unternehmungen ermöglicht. Aufgrund eines Berichtes 


habe man Zahlunzsüberweisunge zum Zwecke der Entschul- 


dung der kommissarisch verwalteten Unternehmungen in 
rund 1.500 Fällen hinausgehen lassen. Es habe sich 
erwiesen, daß die Vorkriegsverschuldung der komm 
verwalteten 


issarisch 
Unternehmungen bis zu 85% werde abgedeckt 


werden können. Man glaube, daß diese Vorkriegsentschuldung 


bis zum l. Oktober d.J. durehgeführt werden könne, 


weiter habe man versucht, , sich einen Überblick über das 


Arbeiten auf Gewinn der zkommissarisch verwalteten Unter- 
Rcamungen zu verschaffen, Dabei habe man festgestellt, 

daß im Distrikt Krakau von >00 grüßeren Unternehmungen 
255 Betriebe mit Gewinn arbeiteten, Ferner habe man im 
Jahre 1940 eine Stichprobe für die anderen Distrikte 

Jarschau, Radom und Lublin gemacht und festgestellt, 

von 250 namhaften Betrieben 180 mit Gewinn gearbeitet 
hätten. 


daß 


Das Gesamtergebnis könne wohl als durchaus befrie- 
digend angesehen werden. Damit sei auch gleichzeitig die 


wirtschaftliche Verflechtung befriedigend gelöst, da in 


den Entschuldungsplan auch die Abdeckung der Schulden 














gegenüber Reichs- und Volksdeutschen einbezogen sei. 

Das ieichsvirtschaftsministerium habe großen Wert dar- 
auf gelegt, daß die Schulden der kommissarisch verwal- 
teten Unternehmungen an das Reich bzw. an Reichs- und 
Volxsdeut sche abgedeckt werden michten. Vas sei nicht 
geschehen. Ss seien Jahlungsanweisunren herausgegeben 
worden, die den Gesamtbetrag dieser Verschuldung inner- 
halb kürzester Frist abdecken, 

“as die wirtschaftliche Verflechtung mit anderen Staaten 
ansehe, so habe man sich bisher darauf beschränkt, den 
Status festzustellen, der sich aus der Verschuldung des 
Generalzouvernements gegenüber den anderen Staaten er- 
geben habe. Dabei habe sich ergeben, daß eine namhafte 
Verschuldung nur hinsichtlich der Schweiz, England und 
Holland bestehe. Die Höhe der Verschuldung gerenüber der 
ochweiz und England sei mit 20 Millionen, diejenize bei 
Holland mit rund 15 Millionen anzusetzen. Selbstverständ- 
lich könne die Abdeckung dieser Verpflichtungen während 
des ärieses nicht anlaufen, jedoch sei Vorsorge getroffen, 
daß bei Eintritt normaler Verhältnisse eine Regelung 
stattfinden werde. Bei den "eindstaaten erübrige sich 
zurzeit eine Untersuchung. Man habe auch insoweit den 
notwendigen Einblick in fremde Beteiligungen und glaube, 
daß man zum gegebenen 4eitpumkt ihnen zusammen die Arbeit 
erfolgreich abschließen könne, 

Nach einer ihm gewordenen Mitteilung entspreche es dem 
„unsche des Herrn Generalrouverneurs, daß die Verwaltung 
des beschlagnahmten und herrenlosen Vermögens mit Riick- 
sicht auf die Kriegsteilnehmer im wesentlichen zurück- 
gestellt werden möchte. Die Verwaltung solcher Objekte 
biete zurzeit ziemlich große Möglichkeiten, und das Inter- 
esse des Reiches an diesen Objekten sei, soweit Reichs- 
deutsche und auch Volksdeutsche in "rage kamen, ziemlich 


erheblich. Man miisse sich daher in irgendeiner Form darüber 


(emm e 








klar werden, ob für bestimmte Objekte Verpachtungs- oder 
Verkaufsméslichkeiten aktiv ergriffen werden könnten. 
Namhafte Unternehmungen des ieiches, die sehr Kapital- 
kräftiz seien, interessierten sich nach seinen Beobachtun- 
gen in zunehmendem Maße für gesunde, heraufgewirtschaftete 
Unternehmungen des Generalgouvernements. Man prüfe zur- 
zeit eine Reihe solcher Palle. Vor der „ntscheidung 
darüber, ob verkauft werden könne, würde also nach dem 
Erlaß des Herrn seneralgouverneurs von Fall Zu rall eine 
besondere 'enenmigun:; bei ihm einzuholen Sein. Diese 
Waßnahme werd natürlich durchzefiihrt werden. Es wiirde 
aber eine gewisse srleichterun; bedeuten, wenn für fälle 
wirtschaftlich nicht unbedingt führender Art der Abteilung 
iie Ermächtigung an die Hand gegeben würde, diese Objekte 
nach bestem Wissen zu bewerten. zewil müsse die Rücksicht 
auf die Ariegsteilnehmer in erster Linie stehen, es gebe 
aber Objekte, die für die Berücksichtigung der kriegsteil- 
nehmer nicht in Frage kommen sollten. Das gelte fiir hand- 
werkliche Kleinbetriebe, Kleinhandelsbetriebe, wie auch 
insbesondere für Grose Objekte. Auch für die Kleinstbe- 
triebe käme es nicht in Frage, weil sie mit den entspre- 
chenden gleichgelarerten polnischen Betrieben in zoniurrenz 
geraten würden. Andererseits werds das notwendige Kapital 
und der gesunde kapitalmäßize Untergrund, den man zum 
Aufbau einer Wirtschaft brauche, in der kegel bei den 
Ariegsteilnenmern kaum zu finden sein, 


Ver Herr Generalzouverneur betont, daß er seinen Erlaé 
auch nur in diesem Sinne ausgelegt wissen wolle, Eine 
andere Regelung halte er auch im Interesse der Äriegsteil- 
nehmer nicht für vorteilhaft. Im übrigen sei er der Auf- 
fassung, daß an die Stelle eines unverantwortlichen Treu- 
hinders ein Mannbder eine Firma gesetzt werde, die auch 


imstande seien, etwas für das Unternehmen aufzuwenden. 











Bei den Ariezsteilnehmern würde es 








um Dauernsiedler handeln, und die 
. sledlung stehe ja in keinem Zusamm 


LAd od 


eben erörterten Frage, 


sich hauptsächlich 


Frage der 


enaang mit 


bauern- 


ger 
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Von den Vistriktschefs, die vom Herrn vene ral zouverneur 
Zur Schilderung der Lage in ihren Distrikten aufgefordert 
werden, ergreift zunächst Gouverneur Dr. Wächter das Wort: 


Vie Lage des Distrikts Krakau entspreche ungefähr derjeni- 
Een des Gesamtgeneralgouvernenents. bie Vistriktsverwaltung 
könne Einfluß nehmen auf den Straßen- und wasserstraBen- 
verkehr. Auf der Weichsel seien zur Zeit 15 Dampfer und 

240 Galeeren in Detrieb, die die Stadt Krakau restlos ver- 
Sorgten und noch 25 % des Bedarfs des Distrikts herbei- 
Schaffen kónnten. In Krakau und Warschau seien 75 weitere 
Galeeren, in Oberschlesien 100 im Bau. Nach Fertigstellung 
dieser Neubauten kónnten die WasserstraZen zur deiürderung 
von Gütern noch stärker benutzt werden. 


im Auftrage des Herrn Generalgouverneurs habe er kürzlich 
an einer iirtschaftstagung in Kattowitz mit Vertretern des 
generalgouvernements und der oberschlesischen industrie 
teilgenommen. Dabei sei man zu dem Ergebnis sexommen, daß 
die oberschlesische Kohlenindustrie wohl in der Lage sei, 
den tüglichen bedarf des veneralgouvernanents zu Gecken. 
Offen sei lediglid) die iransportífrage. 


Ver Hinweis des Präsidenten Ur. Emmerich, daß bei der 
Prämienscheinaktion für den Distrikt Krakau eine Sonderrege- 
lung getroffen sei, habe seinen Grund darin, daß im Distrikt 
Krakau im wesentlichen Vieh produziert werde, während das 
Prämienscheinsystem auf getreide abgestellt sei. Ohne Sonder- 
regelung wiirde daher der Distrikt Krakau benachteiligt sein. 


gouverneur Fischer erklärt, daß die Lage im Distrikt Warschau 
in den vergangenen Wochen und Monaten bereits sehr schwierig 
&ewesen sei und nach seiner Befürchtung in den kommenden iio - 
naten sich noch verschlechtern werde, wenn die Frage der 
&ohlennerbeischaffung nicht einer befriedigenden Lósung zu- 
&eiührt werde. Ohne Kohle kónne Warschau diesem Winter nur 
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mit den allergrößten oorgen entgegensehen. 
DevOlkerung habe bereits mehr 
Hunger gelitten. Trotzdem 
ten. Es sei daher notwendig, 

etwas entgegenzukommen und al 


bie Warschauer 
als die der anderen Städte 
habe sie sich sehr ruhig verhal- 


dieser haltung psychologisch 
les zu vermeiden, was die Be- 
völkerung als unnötige Terrorma 


Önahme empfinden Könnte, Er 
denke dabei 


vor allem an Maßnahmen auf kulturellem ebiet; 


SO Sei Z.B. heute noch die Aufführung der Werke Chopins ver- 


boten. 


sr hoffe, daß die wabnahmen zur 
handels die 


Dekämpfung des Schleich- 
smal etwas durchschlagender eingesetzt würden. 


Der Herr Generalgouverneur orünet an, daß das Verbot der 


J Aufführung Chopin'scher werke aufgehoben wird. j 





Gouverneur Dr. Lasch erklärt, daß das Loùn- und rreissystem 
im Distrikt Radom ebenfalls unbefriedigend sei. Im Vorder- 
&runde müßten die Fragen der Kohlenbeschaffung und der Ernte- 
erfassungsaktion stehen. In seinem Distrikt sei alles ge- 
schehen, um diese beiden Hauptprobleme zu meistern. 





weiter rege er die Prüfung der Frage an, ob die Textil- 
handelsgesellschaft ihre Monopolstellung für den vroBeinkauf 
von Textilien beibehalten Bette, oder ob man im Generalgou- 
vernement weitere GroGhandelsfirmen zulassen solle. 


Dazu weist Präsident Dr. amnerich dara f hin, daß die sogen. 


"binsatzfirmen" aus dem Reich, die eine Art von Landhandel 


darstellten, dafür vorgesehen seien. Aber auch diese seien 


bei der jetzigen Notlage schon aus kapitalmäßigen Gründen 
nicht in der lage, Großeinkäufe zu machen. Wenn man für eine 
GroGaktion wie z.B. die “srnteerfassung Waren in Höhe von 

25 Millionen 4loty zur Verfügung stellen müsse, 
man dazu eine vroBhandelsgesellschaft, 


So brauche 
die solche Jarenmengen 


















auf Vorrat einkaufen künne. Weiter habe die Textilhandels- 
gesellschaft die Aufgabe, die eingekauften Textilmengen 
so zu vertsilen, daß gute und schlechte Qualitäten, die dar- 


in enthalten seien, prozentual in die einzelnen Distrikte 
gelangten. | 


Auf eine Frage des Herrn Generalgouverneurs berichtet 
Prüsident Dr. Emmerich, daß vor allem Großfirmen aus Litz- 


mannstadt im Generalgouvernement Niederlassungen hätten. 
Was die Finanzierung betreffe, so sei das günstigste Ange- 
bot für die Aufnahme eines Kreits mabgebend gewesen. 


Dankdirigent Dr. Paersch bemerkt hierzu, daß die Textil- 
handelsgesellschaft auch von der tmissionsbank den erforder- 
lichen Kredit hätte erhalten können, wenn ihr daran etwas 
gelegen gewesen wäre. 


Der Herr Generalgouverneur schneidet die Frage an, ob im 
Rahmen der iextilbewirtschaftung einer Abteilung die Berech- 
ticung zugebilligt werden kónne, unter Ausschaltung der Tex- 
tilhandelsgesellschaft Waren aus dem Reich einzuführen und 
direkt an ihre Verbrauchergruppe zu verteilen. 





Präsident Dr. Emmerich erklärt sich hiermit einverstanden, 


wenn eine solche Aktion mit seinem Einvernehmen durchge- 
führt wird. 


Gesandter Dr. Riimelin kommt auf die Tatsache zu sprechen, 
daB bei der Versorgung der Arbeiter mit Lebensmitteln und 
lextilien die Preisfrage eine große Kolle spielt. Man müsse 
daher dafür Sorge tragen, Sekleidungsstiicke so billig wie 
möglich abzugeben. Bevorzugt müsse man dabei die Rüstungs- 
arbeiter behandeln, - | 
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Gouverneur Zoerner ist wie Gouverneur Fischer der Auffas- 
Sung, das der psychologisch richtige Zeitpunkt für einige 
Lockerungen in der Behandlung der Polen gegeben sei, da ihr 
Verhalten in den letzten Monaten sehr loyal sei. 


Beziiglich der srnteerfassung habe er einige Bedenken wegen 
der mengenmäßigen Erreichung des gesteckten Zieles, da man 
schon im worigen Jahr das beabsichtigte Kontingent nicht 
habe erfassen können und in diesem Jahr dieses Kontingent 
noch um 20 % erhöht worden sei. Vor allem müsse man den 
Bauern noch mehr deutsches Saatgut zur Verfügung stellen. 
ba die Preise hierfür aber sehr hoch seien, würde er eine 
finanzielle Unterstützung des landwirtschaftlichen Distrikts 
Lublin begrüßen. Zur vollständigen Durchdringung des Di- 
strikts müßte auch das Verkehrsnetz weiter ausgebaut werden; 
eine finanzielle Hilfe hierfür sei ebenfalls erforderlich. 


Das Froblem der Liegenschaftsgüter habe zwei Seiten. Ein 
Teil von ihnen arbeitete sehr &ut, wahrend der andere Teil 
durch zu schnellen Aufbau seine Lieferfristen nicht nach- 
kommen könne. Um die Verwalter der Liegenschaftsgüter bes- 


ser in der Hand zu haben, sei es unbedingt erforderlich, 
sie den Kreislandwirten zu unterstellen. 




















Der Herr Generalgouverneur schließt die Tagung mit 
folgenden Worten: 


"Meine Herren! 

Ich danke Ihnen allen für Ihre Teilnahme an dieser 
Tagung, besonders aber den beiden Lauptreferenten, 

dem geschifts fiihrenden dauptabteilungsleiter Naumann 
und dem Ministerialdirigenten Dr. Emmerich. - 

In dem neuen Gebiet, das in Gestalt Galiziens zu uns 
kommt, treffen sich die alten Zuständigkeiten des 
generalgouvernements wieder. Auch ich bin in dem neuen 
Gebiet selbstverständlich als General;ouverneur der 
bevollmáichtigte des Reichsmarschalls für die Angelezen- 





heiten des Vierjahresplanes in den UStgebieten. Kiinftighin 


wird ein Unterschied zwischen dem General souvernement 
einerseits und den neu besetzten Ostgebieten andererseits 
eintreten. Für uns aber ist die ganze Angelegenheit der 
ostpolitischen Regelung mit dem Augenblick erledigt, in 
dem wir aufgruni des Inkrafttretens des Erlasses des 
Führers auch zur formalen Inkorporierung Galiziens in 
das Generalgouvernement kommen werden. Aber in den dann 
von uns immer so zu bezeichnenden neu besetzten Ustze- 
bieten oder besetzten Ostgebieten ordnet auf Verfürung 
des Führers ausschließlich der Reichsmarschall als Be- 
auitragter des Vierjahresplanes alle Maßnahmen. Es ist 
so, dai dort drüben nicht etwa der neu ernannte Reichs- 
minister für die besetzten Ostrebiete, auch nicht der 
Heichskommissar irgendeiner zentralen Abteilung etwa im 
aelichsministerium für die Ostfragen, oder eine Abteilung 
Jirtschaft führt, sondern daß die gesamte Wirtschafts- 
kapazität der besetzten Ostzebiete ausschließlich von 
Berlin aus durch dauernde, nicht nur allgemcine, sondern 
auch konkrete Anweisungen des Reichsmarschalls direkt 
geregelt wird. Sie kinnen daraus entnehmen, wie wichtig 














es ist, daß wir in dem Gebiet Galizien unsere Ver- 


waltung genau so behalten wie bisher. 


Etwa Mitte September werde ich dieses Kollegium 
zusammenrufen,. 


wieder 


2a das Wort weiter nicht gewünscht wird, schließe 
ich die Tagung. 


Schluß der Tagung 199? 
EEE 





SPINNHNSTOPPVUVAREZNE 
für die hmte-/"rfas ungsaktion 1941. 


(inderungen in den Artikeln möglich), 
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Anlage I 


Zlotys 





3,000,000 





000,000 
200.000 
1,200,000 





2.750.000 


750.000 
120,000 
400.000 
450,000 
750.000 


125,000 


1,200,000 





290.000 
1.750.000 
200.000 
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IGIERUNG DES GENERALGOUVERNEMEITS Krakau, don 16.Juli 1941 
^A Hauptabteilung Wirtschaft Rie/ Beh/ Vp 
e Der Leiter - 





(lu oe n 
| die 
rren Chefs der Distrikte (Abteilung dirtschaft ) 


Krakau 
Varschau- 
Radom 
Lublin 


e Herren Kreishauptleute (Abteilung Jirtschaft) und 
e Herren Stadthauptleute (Abteilung Wirtschaft), 


trifft: Ernteerfassungsaltion , Belieferung der ländlichen Bevölkerung 
mit gewerblichen Erzeugnissen im Rahmen des Prämienschein- 


systems zum Zwecke der Ernteerfassung, 
TE 


In Verbindung mit der Ernteerfassungsaktion 1940/41 
ist zum ersten Mal das Pramienscheinsystem angewandt worden, 

Es beruht auf dem Gedanken, dass der Bauer lebensnotwendige und 
begehrte Waren auf dem Wege über den Prümiensohein bevorzugt 
zugeteilt erhält uad zwar als Belohnung für die Ablieferung 
Seiner Produkte. Es handelt Sich also nicht um eine Tauschaktion, 
sondern um cine auf Zloty lautende Bezugsberechtigung, die es 
dem Bauern ermöglicht, die Waren zu normalen Preisen einzukaufen, 
Das Gelingen der Ernteerfrssung ist die Voraussetzung für die 
Sicherung der Ernährung in den Städten und Industriozentren, 

Dic entscheidende Bedevtung der Aktion macht es allen beteilig- 
ten amtlichen und privaten Stellen zur Pflicht, sich für ihr 
volles Gel:.1ıgen in ellen Teilen mit grósstor Gewissenhaftigkeit 
cinzusetzen, 

Die diesjáühri;o Ernteerfassungsaktion, die auf den 
Erfahrungen de: vorjährigen, stark improvisierten Ernteerfassung 
aufbaut, soll auf dem sewerblichen Sektor im Verhältnis zum Vor- 
Jahr eine straffere Durchführung und Gliederung erfahren, Der 
Bauer muss einsehen, dass er seinen Bedarf während der Laufzeit 
der Aktion nur im Prumienscheinsystem zu normalen Preisen 
decken kann, sodass unbeschadet elnes etwa auszuübenden Zwanges 
ein natürlicher Anreiz fiir thn &£cgeben ist, seine Produkte bc: 
der für ihn zuständigen Erfassungsstelle abzuliefern, 











Die Ausstellung von Bezugséhoinoa odor gar die freie A 
von pramienscheinpflichtigon Waren an die bäuerliche Bevölkerung 
während der Laufzeit der Aktion zu unt erbleiben, da sonst der Wer 
des Prämienscheins und der Erfolg dex Pramienscheinaktion von vor 
herein in Frage gestellt wird, | 

Trotz der starken Anspannung auf dom Gcbiot der Versori 
mit gewerblichen Erzeugnissen sind für die Ernteerfassungsaktion ] 
diesem Jahre bedeutende ~agermengen curiicksestellt worden, und weil 
Mengen werden, als laufender Produktion und ^us sinfuhron, der Akt 
zugeleitet. Die Erfahrungen, die im vergangenen Jahr mit der regic 
verschiedenen Beanspruchung gemacht wurden, sind berücksichtigt wo 
Auch ist der Kreis der vrämi-nbegünstigten Landesprodukte weiter a 
Zogen worden, 

Ich werde dafiir Sorgen, dass durch Kontrollen, die vüh» 
der Anlaufzeit der Aktion Bemeinsam mit den Wirtschaftsabteilungen 
der Distriktchefs in allen Kreishauptmannschaften durchgeführt wor 
etwa auftretende Unzulänglichksiten Schnellstens behoben werden, 
Gleichzeitig bezweckt die Kontrolle, dic Scnaue Innehaltung der 
ergangenen Anweisungen durch die mit dea Verteilungsaufgaben beira 
Firmen Sicherzustellen, 

Die Einzelheiten der Aktion sind sus cen beigefügten 
Anlagen ersichtlich, 


£7. Dr. Emmeric h 


Boglaubigt: 
i? 
"Gë, 


Keg. Inspektor., 








| 
| 
| 
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I. Die Gliedcrung der Ernteerfassungsaktion 





Die Erntecrfassungsaktion gliedert sich in folgende Einzelaktionen: 


1.) Prümienschoinaktion A 
"Getreide, Hülsenfrüchte, Buchweizen und Hirse" 
Gegen die Abgabe dieser Produkte werden bereitgestellt: 


a) Spinnstoffwaren - für 20 % des Wertes der abgelieferten Menge - 


dzu für l dz: 
b) 1/2 1 Trinkbranntwein 
c) 1 1 Petroleum 


2.) Pramienscheinaktion K 
"Kartoffeln" 
Gegen die Ablieferung von Kartoffeln werden bereitgestellt: 
Eisenwaren - für 20.9 des Wertes dor abgelieferten Menge nach 
Massgabe der anliegenden Liste der prämienscheinpflichtigen Waren 
vom 25.Juni 1941. 


5.) Prämicnscheinnaktion Fl. u. H, 


"Flachs und Hanf" 
| Gegen die Ablieferung worden bereitgestellt: 
Spinnstoffwaren - für 25 % des Wertes der abgelieferten Menge, 


4.) Pfimienscheinaktion V 

"Schlachtvieh" 

Es werden bereitgestellt; 

a) Schuhe mit Leder - oder Gummisohlen bezw, Reparaturledor - 
für rd. 25 % des Vertes des abgelieferten Schlachtviehs. 

b) Als Sonderregelung für den Distrikt Krakau mit Ausnahme des 
Kreises Miechow, und zwar auf Grund besonderer Agrarstruktur, 
zusätzlich Eisenwaren für 10 % des Wertes des abgelieferten 


Schlachtvichs ı$nnoh-Nasasabe der anlisgenden-Liste e 
„| Primienscheinaktion M 
"Milch und Butter" 
Für 5 kg der von der Molkerei abgelicferten Butter erhält dic- 
selbe zur Weitergabe an die Milchabliefore:: 
3 ke Kraftfutter 
im Wege der Verrechnung ohne Prämienschcin. 


Als Sonderregelung für die Kreise des Distrikts Krakau mit Aus- 
nahme des Kreises Miechow stehen Spinnstoffwaren fiir 20 % des 
Wertes der abgelieferten Milch bezw, Buttermenge zur Verfiigung . 


l 
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6.) Prämienscheinaktion (ohne_Kennbuchstabe) für die Erfassung 


Von Garten- und Yaldbceren Korn- und Steinobst usw. » 


— — — 


1.) fiir Gartenbecren (Johannis- Stechel- und Erdbeeren, ` 
Himbeeren und Brombeeren) 


Bereitgestellt werden: 

a) l ke Gummisohlenpintten bezw, Absätze - 
für netto 100 kg Gartenbeeren " 
Ferner für je 10 ke: | 

b) 1 Päckchen Zigaretten A 20 Stiic] 

c) 1/2 kg Salz | 

2.) für Waldbeoren - (Heidel-, Preiscl-, Himbeeren und Brom- 

beoren, Pilze - Eichcln - Rosskastanien 


Hagecoutten - Ebereschen, Heil-, Duft-, 
Gewürz- und Teekräuter) 


Bereitgestellt werden für je 10 ke: 
| a) 1 Piickchen Zigaretten A 20 Stüc) 
b) 1/2 kg Salz | 
für getrocknete Kräuter werden doppelte Mengen ausgefolgt. 
3.) für alles andere Obst: 
a) je 10 kg - 20 Stüok Zigaretton 
b) 1/2 kg Salz 


1.) Erfassungsaktion Wolle (nicht gegen Pr'imienabschnitt) 


Es werden ausgegeben und zwar auf Grund einer Verrechnung 
zwischen Landwirtschaftlicher Zentralstelle und Textilhandels- 
gesellschaft Krakau; : 
Spinnstoffwaren - für rund 60 4 des Wertes der abgelieferten 
Volle 
Ausserdem erhalten Schafhalter mit weniger als 50 Schefen 
Eleich nach der Schur 25 4 der Schweisswolle auf Wunsch zu- 
sätzlich zurück. 


8.) Ausser vorstehcnden Aktionen laufen noch weitere Erfassungs- 
massnahmen der Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft 
und zwar; 
1.) Prämienscheinaktion H (Ülf-züchte: Raps ‚Mohn,Senf und Lein) 
2.) Erfassungsaktion für Zuckerrüben 
3.) 8 " Eier 
4.) " " Honig 
Die zur Verteilnne geinneenden T Zen? en stammen aus der 
landwirtschaftlichen Produktion und sind aus dem anliegenden Rund- 
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IE schreiben der Abteilung E.u.L., wie alles weitere, was dic 


i 


1 | Landwirtschaft angoht, ersichtlich. | 


IE 

+ 2.) Für die Erfassung besonderer noch festzulegender landwirt- 

| schaftlicher Erzeugnisse steht ein grosser Posten: 
Haushaltsseife a 250 g und 


2 
| Pakete Waschpulver d 250 g 
' zur Verfügung. Lieforbar in drei Raten ab 1.9.1941. 
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II, Das Prämicnscheinsystem und seino Durchführung 






Ur 
1.) Verkauf und Nachbezug primiensche apflichtiger Waren, ° 


Der Bauer liefert die Landesprodukte bei den ihm , 
kannten Erfassunesstellen der Landwirtschaftlichen Zentralstolie o 
Er erhält dafür eine Empfangsbescheinigung, die aus zwei Teilen b" 
steht, von denen der Teil 1) den Stammabschnitt und der Teil 2) a” 
eigentlichen Prémiensehoin darstellt. Nur gegen Hergabe des Primi 
scheinabschnittes darf dic prämienscheinpflichtige gewerbliche Wad 
verkauft werden, Der Verkäufer kann seinerseits neue Ware nur nagsi 
Massgabe des eigenen Prümienschoinanfalls nachbezichen, Zur Durch 
rung dieser Massnahme hat er die von ihm eingenommenen Prämiensch a 
abschnittc dem Grosshündlor einzurcichen, der seinerseits neue Wa e 
nur gegen Hergabe eines Sammelprämienscheins bekommt, den ihm der e 
Kreishauptmann mindestens einmal monatlich gegen Einrsíohung der 
sprechenden Menge von Prämicnscheinabschnitten ausstollt. Diese 
Sammelprämienscheine gehen bei Eisenwaren über dio für die Gross- 
händler bezw, Kreisgenossenschaften zuständige kaufmännische Zent KA 
€.h. dic Handelsgosellschaft Deutscher Kaufleute oder die Landwir 
schaftliche Zentralstelle, Der Weg für dis anderen Prämienscheinc s 
ist von den versehicdenen Bewirtschaftungsstellen besonders vorg 
schrieben, Dic Sammelprämienscheine werden bei den Bewirtschaftun 
stellen zentral erfasst, Dicse führen Prämienscheinkonten, welche N 
eine Übersicht und Überprüfung ermöglichen. P 


Von dem Grundsatz, dass pramienscheinpflichtige "38 
Waren nur gegen Prámionschcinabsomnitto ausgehändigt werden dürfc: 
kann bei Eisenwaren und gwar nur in einem Fallo abgewichen werden " 
Auf Wunsch dor Hauptabteilung E.u.L, ist zugestanden worden, dass 
dor Kréislandwirt in besonders dringenden Füllen Vorschussbesche 1 
zum Bezug von prémicnscheinpflichticen Eisonwarcn ausstollon kann 
Der Krcislandwirt ist für die spätere Beibringung der Prümicnscho: 
abschnitte in entsprechender Höhe der Vorschussbescheinigung veral 
wortlich, Der Kleinhändler kann nur auf Grund des nachgelieferten ° 
Prémienscheinabschnittes » nicht aber mit der Vorschussbescheinin 4 
dic ausgegebene Ware nachbezichen, 2 


EG 
2.) Der Sammelprämicnschein k: 


Die Ausstollung von Sammelprämienscheinen für dic v 
Grosshih dler durch die Kreis- (Stadt- )hauptleute, erweist Sich al: 
notwendig, da die Sichtung der einzelnen Pramienscheinabschnitte 
bei den obersten Verteilungsstellen nicht móglioh ist, 
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Um die Arbeit bei den Kreis-(Stadt-)hauptmannschaften zu erleichtern, 
sind die Grosshimdler angewiesen, die Scheine zu bündeln und cine ent- 
' sprechende Aufstellung beizufügen, 


n 

1^ Der Sammolprümienschein, für den ein Entwurf beigefügt 
wird, darf nur in einem Exemplar ausgogeben werden. Eine Durchschrift 
g bleibt bei den Akten des Kreis-(Stadt-)hauptmanns. 


M Aus Gründen der Einheitlichkeit und der Kontrollo werden 
ladie Herren Kreis- (Stadt- geg gebeten, den Sammelprämienschein 
ig selbst zu unterschreiben, 


h Die vom Grosshündler eingereichten und durch Sammelprämien- 
B schein quittierten Einzelprämiensbschnitte sind sofort durch Lochung 
a zu entwerten und nach Gattungen getrennt zwecks Kontrolle gebündelt 
T aufzubewahren. . 





3.) Form, Ausschen und Gebrauch der Prämienscheinc 
e Stammabschnitt und Prämienscheinabschnitt tragen das 
t Kennzeichen der jeweiligen Prämienaktion. Die einzelnen Aktionen 
r unterscheiden sich voneinander durch verschiedene Farbe der Prämien- 
c scheine, Jeder Prämienscheinabschnitt enthält deutlich sichtbar 
g die Bezeichnung der betreffenden Prämienware. 
Stammabschnitt und Pränienscheinabschnitt enthalten den 
o Namen dos jeweiligen Kreises und eine Nummer, angefangen bei der 
Nummer 000.001. Die Höhe der einzelneg Prämien ist auf dem Stamm- 
abschnitt und Prämionscheinnbschnitt in Zahlen u,Vorten in Zluangegeben, 

Der Stammabschnitt cuss vom Leiter der Erfassungs- und 
Abrechnungsstolle unterzeichnet sein. 

Dio Gültigkeit erstreckt sich im Gegensatz zur vergangenen 
Butcerfassungsaktion auf dio ganze Dauer der Aktion, sie ist aber 
8 auf dic einzelnen Kreise beschränkt. Dic Prümionscheine lauten auf 
d den Namen und sind nicht tibertragbar. 

Der Inhnber des Prdmicnscheins muss zwecks Einlösung des- 
sclben Stammabschnitt und Prämienscheinabschnitt in dem betreffenden, 
zum Verkauf von Prämienwaren,zugelassenen Einzelhandelsgeschäft vor- 
legen, damit die Übcreinstimmuhg der Zahlen mchgeprüft und’ Fälschun- 
gen festgestellt werden können, Beim Verkauf von Waren hat der Ver- 
küufor den Prämienscheinabschnitt abzutrennen und einzubchalten, 





| während der Stammabschnitt dem Käufer zurückzugeben ist. 











— 
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Pramienscheinabschnitte, die ohne Stamuschein vorgelegt 
werden oder die aus anderen Kreisen stammen, dürfen nicht eingelt 
werden, ! 
` Die Pflichten des Einzelhändlers und die Handhabung des 
Varengeschifts innerhalb des Prämienscheinsystems sind im übrige: 
durch den Verpflichtungsschein 1941/42, der als Anlage beigefügt 

'nlogC 24m einzelnen fostgologt,. Dieser Verpflichtungsschein ist von den 
für den Einzelhanáclsbetrieb verentwortlichen Persoren, zu unter: 
schreiben, sein Inhalt ist strengstens zu bofolgon. Dor Verpflic! 
schein verbloibt in ciner Ausfortigung beim Kleinhündler. In ein 
weiteren Ausfertigung wird ex dem Grosshändler übergeben, 


' 4.) Organisation Acr Waronverteilung 
n) Allgemeines, 
| Aus Gründen der Übersicht war cs erforderlich, eine degr 
Zahl von Firmen für dic Ernteerfassungsaktion auszuwählen und di: 
mit der Vertcilung der priumienscheinpflichtigon Waren zu betraue) 
Die für den Einzelverkauf in Frage kommenden Einzolhandelsgeschi: 
bestimmt der Kreis-(Stadt-)haupmann, Dio Herren Kreis-(Stadt-)haı 
leute werden gebeten, diese Bestimmung, soweit es noch nicht gosi 
sein sollte, sofort zu treffen, und zwar unter Anhörung des jowe: 
Kreisgrosshindlers. Die ausgewählten Firmen sind in geeigneter We 
ania sch durch Aushang bekannt zu geben. Diese Firmen selbst sind berecht: 
* ihre Zulassung durch einen Aushang nach Anlage 4 im Schaufenster 
kannt zu goben. 
Besonders Aufmerksnmkoit ist einer angemessenen Verteilur 
_ der prümionscheiapflichtigen Varon euf dic Einzelhändler des Kreij 
zuzuwenden, 
b) Dic Verteilung der Spinnstoffe. 
Dio V.rtoilung dor gegen Prämienschein zur Ausgabe kommer 
Spinnstoffo ist durch besondcro Anweisungon der Bewirtschaftungse 
für Spinnstoffe und Spinnstoffwaren an den beteiligten Handel ger 
pnlage? (/nlage 5), Spianstoffraren gelangen über die Kreisgrosshändlcr a 
Textileic^s^/"ndler zur Verteilung. 
c) Verteilung von Eisenwaren. 
Die Vertei "ng der gegen Ei Amiensrhrin zur Ausgabe gelanr 
„ninge 6 Fisonwaren i^t durch p^son?ésre Anweisung der Bewli.techaftungsste} 
für Eisen und Stahl geregelt. (Anlage 6). Dic Eisenwaren gelonger 
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zum Teil durch den Krcisgrosshändler, zum Teil durch den landwirt- 
schaftlichen Verteilungsapparat zur Ausgabe, Der Vertoilungsapparat 
ist insofern vereinheitlicht worden, als auch die Walzwerkserzeugnissc. 
soweit sic in dic Aktion einbezogen sind, nicht mehr unmittelbar 
durch die Verbandsgrosshändler, sondern auf dem Wego über die Kreis- 
grosshändler zur Verteilung gelangen. 

d) Verteilung der Schuhwaren, 

Gemcinsom mit der Hauptabteilung E.u.L. wurde cin Plan 
ausgearbeitet, um dem Bauern ab 1.8.1941 zunächst für die Dauer von 
3 Monaten im Wege des Prämienscheinsystems Schube und Leder zur 
Verfügung zu stellen. Die Prämie beträgt 25 % des Wortes des abge- 
lieferten Viehes, wobei 9/10 des Prämienbetrages zum Ankauf von 
Sehuhen, 1/10 zum Ankauf von Reparatürleder oder Schuhen berechtigt. 
Dig entsprechenden Prämienscheine werden auf Grund der Abrechnung 
Uber abgoliefertes Vich vom jeweiligen Marktleiter unterzeichnet. 

Der Verkauf der Schuhe jm Einzelhandel erfolgt durch die 
vom Kreishauptmann bercits eingesetzten Schuhgeschäfte, der Verkauf 
von Sohlen und Reparaturleder wird durch die Kreislederhündlor vorge- 
nommen. Die eingegangenen Prámienscheine sind von den Schuhgeschäften 
und Kreislederhindlern zwecks Nachlieferung an die Hauptabteilung 
E.u.L. Gruppe III einzusenden, die je nach der Menge der oingegangonon 
Prámienscheine durch Vereinbarung mit der Bewirtschaftungsstelle 
für Leder und Pelzc die weitere Verteilung auf die Distrikte regelt. 









e) Vertoilung von Gummisohlenplatton und Absätzen, 

Dic zur Vertcilung gestellten Gummisohlenplatten und Absätzc 
stollen ein Sonderkontingent dar, dessen Verteilung über die 
Distriktshändler bezw. Lederkontore durch die Kreisloderhändler 
vorgenommen wird. Als Prämienschein gilt für die Ausgabe der vorbe- 
zeichneten Warengattung ausnahmsweise ein Doppel dos Ablieforungs- 
Stammscheins in grüner Farbe, der als Beleg genau so weitere Ver- 
wendung findet, wie dic üblichen Prämisnabschnitte. 

Der Kreislederhändler übergibt die eingenommenen Ab- 

'  lieferungsbescheinigungen mit einer Zusammenstellung an den Haupt- 
verband der Gartenwirtschaft Krakau, Die Weitcre Warenzuteilung 
erfolgt von dort aus im Auftrage der Hauptabteilung E.u.L. je nach 
Eingang der Ablieforungsbescheinigungon, 





f) Haushaltsseife und Waschpulver, 

Die Seifenverteilung erfolgt durch dio Kreisgrosshi&ndl. 
bezw, durch die, für die Prümienscheinsktion eingesetzten Klein- 
handler. Vorschrifton übor die Abgabe dieser Waren innerhalb dos 
Prämienscheinsystems werden noch ergehen, 


g) Petroleum, 

Die Herren Krois-(Stadt-)hauptleute werden gebeten, da 
zu achten, dass die erforäcrlichen. Mengen Petroleum für die Ernt 
erfassung stets zur Verfügung stchen, damit nicht durch irgendwe 
Ausfälle der Wert der Petroleumprämie herabsinkt. 


h) Trinkbranntwcin, Zigaretten, Salz usw, 
Die Vertoilung dicser Artikel erfolgt nach Weisungen 
der Hauptabteilung E.u.L. Die Waren sind in der Aufstellung der 


, einzelnen Prämienscheinaktionen nur aus Gründen der vollständige 


Schilderung der Binzelaktionen aufgeführt, 








BEWIRTSCHAFTUNGSSTELLE 
für Kohle 


im Generolgouvernement Kraka, den 21.Juli 1941. 
Dr.J/He. 
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I. Bedarf. 
Von der damaligen Dienststelle für den Vierjahresplan 
wurden im Februar/Mürz 1940 auf Grund von Schätzungen 
anhand polnischer Unterlagen beim Reichskohlenkommissar 
für das Kohlenwirtschaftsjahr 1940/41 zur Deckung des 
Kohlenbedarfes des Generalgouvernements ohne Berücksich- 
tigung der Mengen der Ostbahn, jedoch einschliesslich des 
nach der damaligen Truppenbelegung zu erwartenden Bedarfes 
der Wehrmacht, angefordert: 


Krakauer und Dombrowaer Kohle 5,900.000 to 


Oberschlesische und Karwiner 
Gas-und Spezialkohle 260.000 H 5,860.000 to 


Oberschlesischer und Karwiner Koks 360.000 " 

6.220. 000 to 
Diese Mengen wurden zur Lieferung zugesagt. Die durch die 
Kriegsentwicklung bedingte Notwendigkeit, vom Reich aus 
allmählich immer weitere Teile Europas mit Kohle zu ver- 
sorgen, zwang den Reichskohlenkommissar, die dem General- 
gouvernement zustehenden Mengen aus dem Krakauer und Dom- 
browaer Revier auf  . s e e e e 5,500.000 to 
einschliesslich des Bedarfes der Ostbahn (1,5 bis 1,8 Mill.to) 
eu senken. Dem Generalgouvernement verblieb demnach kontin- 
gentsmässig eine Menge von 


5,7 bis 4 Millionen Tonnen 


Die vorgenommene Mengenkürzung bedeutet rechnungsmässig 

den Ausfall der gesamten Hausbrandversorgung für die polni- 
sche Bevölkerung (1,800.000 to), für welche in der angegebener 
Zahl eine Menge von 10 kg pro Kopf und Monat angesetzt ist. 





II. Tatsächliche Lieferungen im Kohlenwirtschaftsjahr 1940/41. 


| (Kohle und Koks aus allen Revieren ohne Eisenbahndienst- 
kohle und ohne Wehrmacht) 


i In dem Zeitraum vom 1. 4.bis 50.9.1940 2,510.000 to 
= " " " 1.10.48" 31.3.1941 1,287.500 " 
| 3,597.500 to 


Die sehr guten Lieferungen im ersten Halbjahr ergaben sich 
daraus, dass die vom Reichskohlenkommissar vorgesehenen Kon- 
tingente zunáchst noch nicht scharf beachtet wurden und die 
Reviere namentlich in der Zeit vom April bis Juni erhebliche 
Mengen darüber hinaus geliefert haben. Diese Mengen sind 
der Grundstock für eine Bevorratung gewesen, welche schon 
mit den dormalen Monatsmengen nicht mehr hätte durchgeführt 
werden können. Die in dieser Zeit hereingekommene Kohle hat 
in dem durch die Transportnotstände schwierigen Winterhalb- 
jahr allein ein Durchhalten der lebenswichtigen und kriegs- 
entscheidenden Betriebe ermöglicht. 

Ab Januar 1941 wurden die Verladungen durch Massnahmen der 
Bewirtschaftungsstelle für Kohle auf die wichtigsten Ver- 
brauchergruppen (Versorgungsbetriebe, kriegsentscheidende 
Industrie, sonstige lebenswichtige Betriebe, Ernahrungs- 
wirtschaft und Öffentliche Einrichtungen) konzentriert. 
Langere oder kürzere Betriebsstillegungen bei der meitwich- 
tigen Industrie liessen sich bei dieser Lage nicht vermeiden. 
Das vom Reich her vorgesehene Soll ist durch die guten 
Lieferungen des ersten Halbjahres trotz der starken Rück- 
gange im zweiten Halbjahr knapp erreicht worden. Der be- 
kannte Notstand beweist, dass die zugeteilten liegen zu ge- 

| ring waren. Es ist nicht nur der Hausbrand mit wenigen Aus- 
| nahmen ausgefallen, sondern die Bedarfssteigerung bei der 

| kriegs-und lebenswichtigen Industrie brachte ach die zweit- 
wichtigen Betriebe zum Erliegen. 
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I. Bedarf. 
Bei der Reichsstelle fiir Kohle wurden angefordert: 


Krakauer und Dombrowaer Kohle 25,400.000 to 


Oberschlesische unà Karwiner 
Gas-und Spezialkohle 360.000 " 5,760.000 to 


Oberschlesischer und Karwiner Koks 480.000 " 


6,240.000 to 


in dieser Anforderung ist wiederum die Ostbahn nicht 
enthalten. Ausserdem wurde diesmal der Bedarf der Wehr- 
macht nicht mit he reingenommen. 


Die Reichsstelle für Kohle hat diese Anforderung zur 
Kenntnis genommen, ohne bisher eine Zusage oder Absage 
zu geben. Eine derartige Stellungnahme ist in Anbetracht 
der gespannten Transportlage zunáchst nicht vorgesehen. 


Tatsächliche Lieferungen für die Zeit vom 1.4.bis 0.6.1941 


Die Bahnlieferungen des Krakauer und Dombrowaer Reviers 
verteilen sich in diesem Zeitraum auf die einzelnen Ver- 
brauchergruppen wie folgt: 


Elektrizitätswerke 129.381 to 


Rüstungsbetriebe, | 
sonst.kriegsentscheidende und 
lebenswichtige Betriebe 95.201 


Ernährungswirtschaft 51.467 
Verkehr und Strassenbau 17.475 
sonstige Industrie 8.257 
Lieferungen an die Distriktsstelleng, 435 


392.896 to 





Ubertrag 392.896 to 


(Die Lieferungen an die Distriktsstellen 
erfolgten aus Transportgründen an diese 
Sammeladresse. Die Kohle diente der Auf- 
rechterhaitung der öffentlichen Einrich- 
tungen, lebenswichtigen Gewerbe und ein- 
zelner wichtiger Zulieferungsindustrien in 
den Distrikten) 


Hierzu kommen folgende Mengen an Gas-und 
Spezialkohle und Koks aus Oberschlesien | 
und Karwin 150.375 * 


Auf dem Wasserwege wurden in dem gleichen 
Zeitraum verladen rund 57.000 * 


Die Gesamtmenge in der Zeit vom 1.4.-50.6.40: 600.271 to 
dem gegenüber steht ein Soll von : 1,540.000 " 
es verbleibt also eine Fehlmenge von: 939.729 to 
In dem gleichen Zeitraum des Vorjahres wurden 

insgesamt in das Generalgouverneaent 1,294.000 to 
ohne Wassermengen verladen. 


Die normalen Monatsmengen belaufen sich nach der Bedarís- 
anfaderung auf 520.000 to 
Wenn hiervon der Hausbrand für die polnische 

Bevölkerung einschliesslich der von der Ernäh- 
rungswirtschaft als Hausbrand gewünschten Men- 

ge mit | 150.000 " 


in Abzug kommt, verbleibt als 
Durchschnitts-Monats-Soll 310.000 to 


Im ersten Vierteljahr sind stattdessen insgesamt nur 200.000 to 
im Monatsdurchschnitt eingegangen. Für den Monat Juli sind 

bei Beibehaltung der augenblicklichen Verladungen etwa 

240.000 to günstigstenfalls zu erwarten. 


Um den dringendsten Bedarf der wichtigsten Verbrauchergruppen 
unter Ausserachtlassung der zweitwichtigen Industrie und des 
Hausbrandes der polnischen Bevölkerung zu decken, ist in den 
kommenden Monaten laufend eine Menge von mindestens 

220.000 bis 270.000 to notwendig. 
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I. Seit Beginn der Transportsperren (Oktober 1940) hat die 
Bewirtschaftungsstelle für Kohle und vor allem die Re- 
gierung selbst, in laufenden Verhandlungen und Fernschrei- 
ben, bei der Reichsstelle für Kohle die Notlage des General- 
gouvernements dargestellt. In Anbetracht der Versorgungs- 
schwierigkeiten in den gesamten Ostgebieten des Reiches ist 
es bedauerlicherweétse nicht möglich gewesen, mehr zu er- 
reichen. Auch die Verhandlungen mit der Generaldirektion der 
Ostbahn, dem Reichsverkehrsministerium, der Generalbetriebs- 
leitung Ost und der Reichsbahndirektion Oppeln ergaben keine 
Erleichterungeh. Alle Versuche, dem Generalgouvernemert 
durch Sondermassnahmen zusätzliche Verladungen zu verschaffen 
(Pendelzug Krakauer Revier - Krakau, Bereitstellung von 
Wagen der Ostbahn usw.) scheiterten an den vom Heichsver- 
kehrsministerium zur Aufrechterhaltung einer flüssigen Be- 
triebslage in den Revieren getroffenen Anordnungen. 


Die Weichselschiffahrt wurde in diesem Jahre früher als 
sonst üblich aufgenommen und hat bisher bessere Ergebnisse 
als in allen Vorjahren erzielt. Dies ist durch eine Ver- 
mehrung der Schlepper und den Einsatz weiterer Galeeren 
möglich gewesen. Weitere Mehrleistungen dir fen wegen des 
Mangels an zusátzlichen Schleppern und Galeerenraum nicht 
móglich sein. Die Weichselschiffahrt wird überwiegend für 
die Vewsorgung der Stadt Krakau eingesetzt, um bei der Ee: 
ringen Tragfähigkeit der Galeeren (50 to) durch möglichst 
schnellen Umlauf grosse lengen transportieren zu kÜnnen. 
Im Monat Juli wird die Weichselschiffahrt fast ausschliess- 
lich für die Heranschaffung von Druschkohle eingesetzt. 


Soweit die Treibstofflage es zugelassen hat, haben sich 
einzelne Verbraucher in den reviernahegelegenen Orten ihren 


Kohlenbedarf mit Lastkraftwagen herangeschafft. 








II. Der augenblickliche Versorgungsstand gestaltet sich wie folgt: 


Die Versorgungsbetriebe (Elt-,Gas-und Wasserwerke) sind auf 
mindestens 2-3 Wochen bevorratet. 


Die kriegs-und lebenswichtigen Industriebetriebe sind durch- 
schnittlich auf 8-14 Tage versorgt. 


Die Ernährungswirtschaft ist im Monat Juli in Andetracht der 
Dringlichkeit der Druschkohlenanlieferung und der Bevorratung 
der Zuckerfabriken bevorzugt beliefert worden. Die Mengen- 
steigerungen sind ihr fast fast ausschliesslich zugefallen. 
Bis zum 17.7. wurden für die Ernährungswirtschaft einschließ- 
lich der Wassermengen 39.627 to verladen, 
gegenüber einer Menge von 50.363 to 

im ganzen vorhergegangenen Vérteljahr. 

Ab 21.7. liegt die tägliche Durchschnittsmenge für die Er- 
nährungswirtschaft bei 5.000 to, sodass bis Ende dieses Monats 
noch etwa 50.000 bis 60.000 to herausgebracht werden können. 
Hierfür ist allerdings Voraussetzung, dass Ansprüche anderer 
Verbrauchergruppen gegenüber dem augenblicklichen Verladean- 
teil nicht erhóht werden. 


Die zweitwichtige Industrie wird weiterhin micht versorgt 
werden können. 


Fur die lebenswichtigen gewerblichen Betriebe (Bicker und 
Schlächter) und öffentlichen Einrichtungen (Krankenhäuser, 
Entlausungsanstalten usw) kann mit der Bevorratung für den 
Winter noch nicht eingesetzt werden. Der Tagesbedarf wird 

im Allgemeinen gedeckt. Das gleiche gilt für die Versorgung 
der deutschen Dienststellen und der reichs-und volksdeutschen 
Bevölkerung. 


Seit dem 21.7. werden täglich etwa 9.000 to Kohle und Koks 
für die Wirtschaft des Generalzouvernements verladen. Wie 
bereits erwähnt, erh3&lt hiervon der Ernáhrungssektor etwa 
5.000 to täglich. Diese 9.000 to können nicht ausreichen um 
den Bedarf des Generalgouvernements sicherzustellen. 





Die für die Ernührungswirtschaft bereitgestellten Mengen 
entsprechen noch nicht den Wünschen der Haupt abteilung 
Ernährung und Landwirtschaft. Sie werden mindestens in dieser 
Hóhe auf absehbare Zeit beibehalten werden müssen. 


Die für die Elt-und Gaswerke erforderlichen Mengen von z.Zt. 
täglich 2 - 2.500.to müssen mit dem kommenden Winter auf minde- 
stens 5-3.500 to täglich erhöht werden. 


Ebenfalls steigt in den Wintermonaten der Bedarf der kriegs- 
und lebenswichtigen Betriebe von z.Zt. etwa 1.000 to täglich 
auf 2.000 to. 


Für die dy@tschen Dienststellen, öffentlichen Einrichtungen 
und für die Versorgung der reichs-und volksdeutschen Bevöl- 
kerung sind selbst bei knappester Berechnung in den Winter- 
monaten täglich etwa 1.000 to erforderlich. 


Der dringendste Tagesbedarf für die soeben angeführten Ver- 
brauchergruppen kann mit rund 

11.000 bis 12.000 to 
angenommen werden. 


Da eine Winterbevorratung für diese Verbraucher durchwegs 
fehlt, könnte mit diesen Mengen gerade der laufende Tages- 
bedarf gedeckt werden. Vorratsansammlungen zur Überbrückung 
von Transportstockungen usw. wären damit nicht möglich. Bei 

der Tagesmenge von 12000 to müssten sämtliche industriellen 
Betriebe, soweit sie nicht kriegs und lebenswichtig sind, still 
gelegt werden. Es ist durchaus anzunehmen, dass auch kriegs- 
entscheidende Industriebetriebe der Gefahr der Stillegung ams - 
gesetzt sind. Eine Hausbrandversorgung der polnischen Bevél- 
kerung müsste wiederum restlos ausfallen. 
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Beginn der Sitzung: 119? Uhr. 


c——À—  À— war ca, — 


Staatssekretär Dr. Bühler eröffnet die Sitzung mit 
dem Hinweis, dap der Herr Generalgouverneur ihn mit seiner 
Vertretung beauftragt habe. 
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| Der Ausbau des Dunajec wie überhaupt der Wasserkräfte 
| des Generalgouvernements sei eine der grundlegenden Auf- 
gaben der deutschen Verwaltung im Generalgouvernement über- 
haupt. Die Erschließung der Wasserkrüfte werde ihre Ener- 
gien in die verschiedensten wirtschaftlichen Sektoren aus- 
strahlen und in ihrem Endergebnis sowohl landwirtschaftlich, 
wie auch allgemein gewerblich der Wirtschaft des Reiches 
großen Nutzen bringen. Auch das Kohlenproblem wie die Ab- 
hangigmachung der Wirtschaft von Kohlentransporten usw. 
wirden von einem Ausbau dieser Krifte profitieren. Ange- 
Sichts des Umstandes, dap die deutsche Herrschaft in die- 
sem Gebiet nie mehr aufgegeben werde, kónne kein Zweifel 
darüber bestehen, daß diese großen Projekte in Angriff ge- 
nommen werden mügten und auch die gesamte Finanzkraft des | 
Generalgouvernements in den Dienst dieser Planung zu stel- | 
len sei. 

Staatssekretär Dr. Bühler begrüßt darauf den Regie- 
rungsbaumeister Münch als Gast des Reiches. 


Präsident Bauder führt aus, daß auf Grund einer Ver- 
einbarung zwischen Generalgouvernement und Reichsverkehrs- 
ministerium vom August v.d. der Weichselausbau als Map. 
nahme des Reiches und des Generalgouvernements festgelegt 
worden sei. In Verfolg dieser Vereinbarung habe auch ein 
Generalplan über die Herstellung von Talsperren aufgestellt 
werden müssen, weil die Errichtung dieser Talsperren einen 
wesentlichen Bestandteil für die Erhaltung der notwendigen 
Wassermenge darstellten. Auf Grund einer Vereinbarung zwi- 
schen Kegierungsbaumeister München und der Abteilung Wasser- 
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bau sei nun ein Generalplan über die Errichtung von Tal- 
sperren im gesamten Gebiet des Generalgouvernements auf- 
gestellt worden. Dieser Plan sei aus geographischen Grün- 
den auch auf das Gebiet der Slowakei bezogen. Darüber habe | 
man bereits Vorbesprechungen gepflogen. 















Oberbaurat Treplin stellt fest, daß es sich bei der 
Inangriffnahme dieses Generalplans für den Bau von Tal- 
sperren um eine einmalige Aufgabe handle. Man müsse be- 
denken, daß die Weichsel von allen Strömen Deutschlands 
der unausgeglichenste sei. Das Verhältnis von Niedrig- 
wasser zu Hochwasser sei bei der Weichsel am größten. Die 
Mittel zur Beseitigung dieses Zustandes müßten ganz außer- 
gewöhnlich sein. Bei der Aufstellung dieses Generalplans 
hätten auch gleichzeitig die Wasserkräfte weitgehend Be- 
rücksichtigung gefunden, und so seien auch an die Planung 
groBe Anforderungen gestellt. Nach Mitteilung der Haupt- 
abteilung Wirtschaft gebe es Qa überhaupt keine obere 
Grenze fiir die Zurverfiigungstellung von Wasserkräften, 
die in diesem Plan mitberücksichtigt werden müßten. Bei 
der näheren räumlichen Untersuchung darüber, wo man den 
Generalplan ansetzen solle, habe sich gezeigt, daß das 
obere Weichselgebiet zunächst in Angriff genommen werden 
müßte, da von der Hohen Tatra und den Beskiden die Hoch- 
wässer kämen und dort auch die großen Gefälle zur Verfügung 
ständen. 

(An Hand einer Karte erläutert Oberbaurat Treplin 

den Umfang der Hochwasserschäden). 

Er habe Regierungsbaumeister Münch beauftragt, zu- 
nächst einen Generalplan für das obere Weichselgebiet auf- 
zustellen. Hier habe sich die Notwendigkeit ergeben, ein 
Projekt für das Dunajec-Gebiet zu bearbeiten, für das be- 
reits eine Talsperre bei Roschno bestehe. Ein gewisser 
Festpunkt für die Planung sei also bereits gegeben. Auch 
geographisch und meteorologisch müsse diese Planung als 
richtig anerkannt werden, da die größten Niederschläge zu- 
meist aus Nordwesten kämen. 
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Die Polen hätten den Bau einer Reihe von Talsperren 
vorgesehen, ohne einen zusammenhängenden Plan aufzustellen. 
Sie hátten lediglich geographisch die Frage untersucht, ob 
und wo eine Talsperre vorteilhaft zu bauen sei, ohne zu be- 
denken, daß Hochwasserschutz, Niedrigwassepanreicherung und 
Krafterzeugung gleichzeitig berücksichtigt werden müssen. 
Man sei sich darüber klar gewesen, daß diese verschiedenen 
Belange nicht unmittelbar parallel liefen. Wührend der Be- 
arbeitung dieses Planes habe sich nun herausgestellt, daß 
man an der Grenze des Generalgouvernements nicht stehen 
bleiben dürfe, sondern auch Gebiete außerhalb der Grenzen, 
vor allem in der Slowakei, in Betracht ziehen müsse. 
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Regierungsbaumeister Münch erláutert num an Hand von 
Karten den Generalplan und gibt ein eingehendes Bild über 
die durch den Bau der Talsperren zu gewinnenden Energien. 

(Siehe Anlage) 


Professor Buch, Generalreferent beim Generalinspekteur 
Heichsminister Dr. Todt, führtaus, dap das vorgelegte Pro- 
jekt vom Standpunkt der Stromversorgung aus als den Inter- 
essen der Wirtschaft entsprechend angesehen werden könne, 

In erster Linie handle es sich darum, für das Land eine 
möslichst totale Ausnutzung der Wasserkrüfte zu ermöglichen. 
Es gelte, dem Bedarf, der voraussichtlich in den nächsten 
Jahren von zur Zeit etwa 700 Millionen KW-Stunden auf etwa 
1,5 Milliarde KW-Stunden ansteigen werde, Rechnung zu tra- 
gen. Das sei nur durch eine totale Ausnutzung des Wassers 
möglich. Von Bedeutung sei vor allem, daß die Sommerlast 
hier im Lande etwa 3/4 der Winterlast ausmache, also im 
Winter mehr Wasserkraft zur Verfügung stehen müsse als im 
Sommer. Zudem müßten möglichst große Stauräume geschaffen 
werden, mit denen man in der lage sei, über die Deckung 

des eigentlichen Bedarfs hinaus noch Spitzenenergien zur 
Verfügung zu stellen. Das schwierigste Problem sei, wie man 
diese Spitzenkraft in vollem Umfange decken könne. Angesichts 
der Bewirtschaftung der Kohlenvorräte werde das Reich mehr | 
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und mehr genitigt sein, Spitzenenergie in größtem Umfange 
zu erzielen. Das Land, das in der Lage sei, diese Spitzen- 
energie über die Deckung seines eigenen Bedarfes hinaus, 
bereitzustellen, sei das Generalgouvernement. Man werde 
also,über die Deckung des eigenen Bedarfes hinaus, ver- 
Suchen müssen, Spitzenstrom in der Richtung von Süden nach 
Norden zu transportieren und zu exportieren, sodaß man da- 
mit auch eine weitere große Einnahmequelle für das General- . 
Eouvernement erhalte. 

Ver Kernpunkt der Ausnutzung der Wasserkräfte sei der, 
daß die Kohle ersetzt werden solle. ks gebe im Generalgou- 
vernement eine Reihe von Kraftwerken, die auf Kohlenbasis 
arbeiteten, zu denen also die Kohle transportiert werden 
müsse. Die Kraftwerke des Generalgouvernements arbeiteten 
im Verhältnis zu den modernen Kraftwerken des Reiches un- 
wirtschaftlich. 

Er halte es für am zweckmäßigsten, zunächst den Kraft- 
ausbau von der Sperre Jasocki nach Hoschno voranzutreiben. 
Vor allem sei hier die inanspruchnahme eines móglichst 
gleichmágigen Wasserkraftstromes als abeeiut Ablösung für 
die Kohle anzustreben, Je mehr das Generalgouvernement in 
der Lage sei, sich von den Kohletransporten zu befreien, 
desto günstiger würden die Verhältnisse. 


Geschäftsführender Hauptabteilungsleiter Naumann er- 
klärt, daß die Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft 
zum ersten Male von diesem Projekt höre. Angesichts der un- 
geheuren Bedeutung, die eine geregelte Wasserwirtschaft für 
die Landwirtschaft des Generalgouvernements habe, sei eine 
Stellungnahme zu diesem großen Projekt im Augenblick noch 
nicht möglich. Die Hauptabteilung werde aber, wenn sie die 
náheren Einzelheiten des Planes erfahre, unverzüglich ihre 
Stellungnahme festlegen. 

Vom landwirtschaftlichen Standpunkte aus sei die Anlage 
von Talsperren im Hochgebirge sehr wichtig. Daß landwirt- 
schaftlich genutzte Fläche bei diesem Projekt kaum in An- 
spruch genommen werde, sei selbstverständlich für die Auf- 
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gabenstellung der Hauptabteilung von großer Wichtigkeit. 
Er bitte vor allem, auf die Schonung des Lachslaichgebiets 
bedacht zu sein. Schon bei Roschno habe man mit großen 
Geldmitteln versucht, die Fischtreppen einzubauen. Dort 
Soliten die Lachse durch die Mauer geschleust werden, um 
im Oberlauf des Dunajec laicher zu können. Nach den Fest- 
stellungen, die in Polen früher getroffen worden seien, 
könnten die Lachse unmöglich anderswo laichen; das sei le- 
diglich in der Gegend von Neumarkt und Neu-Sandez möglich. 


Es müsse also unbedingt dafür Sorge getragen werden, daß 
die Lachs@ischerei nicht empfindlich gestört werde. 


Auf eine Frage des Staatssekretärs Dr. Bühler erwidert 
Oberbaurat Daumgürtl, daß die Arbeiten an der Talsperre in 
Hoschno etwas hätten abgestoppt werden müssen, weil die 
Stellung von Arbeitskräften sehr schwierig geworden sei. 
Der Termin der Fertigstellung werde sich also um etwa sechs 
Wochen verschieben. Man werde vorl&ufig noch nicht den vol- 
len Strom geben können, weià man aggesichts der Schwierig- 
keiten der Materialbeschaffung den elektrischen Teil nicht 
in der geplanten Form habe fertigstellen kónnen. Wenn vor- 
läufig auch nur etwa 5 000 KW-stunden abgegeben werden könn- 
ten, so bedeute das doch eine Ersparnis von 52 Kohlezügen, 
die sonst hitten transportiert werden miissen. Er rechne da- 
mit, daß mit dem nächsten Jahr “oschno voll in Betrieb ge- 
nommen werden kónne, aber nur als Laufkraftwerk. Es könne 
dann 24 Stunden lang gleichmäßig Strom abgegeben werden. 





Kegierungsbaumeister Münch kann die Kosten des Gesant- 
ausbaus des Dunajec vorläufig nur rund schätzen. Er schätze 
die Kosten auf etwa 250 “Millionen Mark und rechne damit, 
daß die KW-Stunde im Ausbau 18 bis 20 Pfg Kapitaldienst er- 
fordern werde. Die Kü-Stunde werde etwa 1,5 Pfg kosten. tr 
kónne aber nur diese vorláufigen Zahlen geben, weil man 
noch nicht mit der Dimensionierung der Werke begonnen habe, 
Man wisse auch noch nicht genau, was die Arbeitsstunde ko- 
sten und was in einer Arbeitsstunde geleistet werde, 
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Oberbaurat Baumgärt] hat für Roschno im Zusammenhang 
mit Tschuw eine Berechnung über den Strompreis anfertigen 
lassen. Dabei sei man ungeführ auf die oben genannten Zah- 
len gekommen, nämlich auf 3,2 gr. je KW-Stunde, Vorausge- 
setzt, daß Hoschno als Spitzenwerk und Tschuw als Laufwerk 
ausgebaut werden. Was die Finanzierung von Roschno angele , 
So habe der Reichsverkehrsminister zunächst 15 Millionen RM 
zur Verfügung gestellt. Der übrige Teil der Finanzierung 
komme vom Generalgouvernement und sei in dem Vierjahresplan 
und im Zehnjahresplan enthalten. In dem Zehnjahresplan der 
Bauabteilung der landwirtschaftlichen Verwaltung seien die 


von Hegierungsbaumeister Münch erwähnten Talsperren im Ober- 


lauf der Nebenflüsse bereits enthalten, Hierfür seien für 


die späteren Jahre pauschal 400 Millionen in Jedem Jahr vor- 


gesehen, 


Nach einer ihm in Berlin gewordenen Mitteilung stehe 
die Herausgabe eines Erlasses bevor, nach welchem seine 
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Abteilung zu der Abteilung Bauwesen kommen solle, Die Schwie- 


rigkeiten, die bisher nach seiner Beurteilung einem erfolg- 
reichen Arbeiten auf diesem Sektor entgegengestanden hatten, 
würden damit ausgerüumt sein. Er würde es daher sehr be- 
sräßeny grüßt haben, wenn von dieser &anzen Planung auch 
die Wasserwirtschaftsstellen, die nach dem Vortrag von 
Ministerialrat Schröder im Januar eingerichtet worden seien, 
Kenntnis erhalten hitten. 

Das sei leider nicht der Fall gewesen und ér bedauere 


sehr, daß er bezw, seine Abteilung zu dieser Frage nicht 
gehort worden sei. 


Staatssekretär Dr. Bühler bemerkt, daß auch er jetzt 





erst davon höre, Immerhin sei er der Auffassung, daß die. 

Abteilung des Oberbaurats Baumgärtl mit großem Nutzen weiter 
an dieser Planung beteiligt werden könne, insbesondere, wenn 
in Kürze die zuständige Abteilung der Landwirtschaftsverwal- 
tung in die Hauptabteilung Bauwesen überführt werde, Es seien 
nur noch von Interesse, zu erfahren, inwieweit sich der Auf- 
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trag des Reichsministers Dr. Todt auch auf landwirt- 
schaftliche Meliorationen erstrecke. 

Oberbaurat Baumgirtl erklärt, daß die landwirtschaft- 
lichen Meliorationen weiter in seiner Abteilung bearbeitet 
werden sollten. 


Professor Buch kennt aus seiner Tütigkeit als General- 
referent die Gesichtspunkte, die den Generalinspekteur 
Dr. Todt bei Durchführung solcher Projekte leiten. Im Rei- 
che werde ein solcher Generalplan von einem Fachausschuß 


| 
| 
| 
| 
| 


hergestellt, der dem Generalinspekteur beigegeben sei. Dann 


würden die Arbeiten an beratende ingenieure vergeben. Da- 
bei werde dann zwischen Schiffahrts-, Landwirtschafts- und 
Strominteressen genau unterschieden. Die Strominteressen 
würden durch die Genossenschaften vertreten, die für die 
Versorgungsgebiete zuständig seien, im vorliegenden Falle 
durch die Ost-Energie-A.-G. und es würde auch die Ost- 
Energie die Ausfiihrung der Bauten fiir die Wasserkrafterzeu- 
&ung in der Hand haben. Für die Schiffahrtsinteressen sei 
die Abteilung Verkehrswirtschaft beim Generalinspekteur 
zustándig. Diese Aufgabe würde wahrscheinlich in der Hand 
der Abteilung Strombau liegen. Für die landwirtschaftlichen 
Meliorationen sei die von ihm geleitete wasserwirtschaft- 
liche Abteilung zustündig. 


Oberbaurat Baumgürtl sieht darin keinen Widerspruch 
zu seinen Darlegungen. Es handle sich nur darum, daß diese 
Abteilung Wasserwirtschaft für die Arbeiten und die behörd- 
liche Betreuung der lasserlüufe zweiten und dritten Ordnung 
nach dem deutschen Wassergesetz zuständig sei, während die 


Strombauverwaltung für die Wasserläufe erster Ordnung in 
Betracht komme. 
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Referent Dr. Zimmermann gibt der Befiirchtung Ausdruck, 
daß man unter Umständen bei Tschuw zu einer Fehlplanung 
komme. Er bitte daher, diese Arbeiten einzustellen, um fest- 
zustellen, ob sich dieses Projekt Tschuw überhaupt in den 
Gesamtplan des Generalgouvernements einfügen lasse, Daß man 
die 5 m Gefälle bei Tschuw nicht æ Ssnutze, sei stromwirt- 
schaftlich nicht zu vertreten. 


Oberbaurat Baumgürtl weist demgegenüber darauf hin, 
daß es sich bei Tschuw um eine Planung der wasserwirtschaft- 
lichen Abteilung der Hauptabteilung Erndhrung und Landwirt- 
Schaft handle. Er habe den Auftrag gegeben, diese Arbeiten 
weiterzuführen, und kónne sich auch darauf berufen, daB er 
im Frühjahr über die Absichten, die die Abteilung habe, dem 
Präsidenten Bauder Vortrag gehalten habe. Im übrigen seien 
eingehende Untersuchungen durchgeführt worden. Dafür, daß 
die 5 m Gefälle bei Tschuw nicht ausgenutzt würden, lägen 
triftige Gründe vor. Der Strom, der auf diese Weise gewonnen 
würde, würde unverhältnismäßig viel teurer werden. AuBerdem 
würde man bei dieser Planung ein großes landwirtschaftliches 
Gebiet für ein Minimum von Strom, den man mehr gewinnen kön- 
ne, verlieren. Zudem würde es erheblicher Ausgaben für den 
Straßenbau, der zur Umgehung notwendig ware, bedürfen. End- 
lich neige das dort bestehende Gebirge wie bei Roschno so 
zu Hutschungen, daß an dieser Stelle tatsachlich ein hoher 
Stau wirtschaftlich und praktisch nicht zu verantworten sei. 


Staatssekretär Dr. Bühler glaubt feststellen zu müs- 
sen, daß dieses Projekt offenbar ohne die notwendige Füh- 
lungnahme mit der Abteilung Bauwesen bezw. der Abteilung 
Wirtschaft aufgestellt worden sei. Es fehle also offensicht- 
lich an der Zusammenarbeit, Daraus ergebe sich auch die Be- 
rechtigung für die zentrale Steuerung der gesamten Wasser- 
bauwirtschaft. 








Regierungsbaumeister Münch hat von dem Projekt Tschuw 
nur insoweit gehört, als 5 m Gefälle verlorengingen. Wenn 
man heute einen Generalplan aufstelle, so müßten dabei 
alle Möglichkeiten berücksichtigt werden. Diese Forderung 
habe auch Dr. Todt den Ingenieuren gestellt. Eine ganz an- 
dere Frage sei die, ob man nachher die eine oder andere 
Stelle mit Rücksicht auf landwirtschaftliche Schädigungen 
liegen lasse oder später baue. Es dürfe aber nicht vorkommen 
daß ein Fluß ausgebaut werde, ohne daß man vorher grund- 
sätzlich untersucht habe, wie er ausgebaut werden könne. 

Es sei im vorliegenden Fall z.B. durchaus möglich, daß man 
anstelle von Tschuw einen weiter oben liegenden Punkt nehme 
und dort vielleicht zwei oder drei Werke erbaue. Jeden- 
falls müsse das Projekt Tschuw so rasch wie möglich darauf- 
hin untersucht werden, ob und wie es sich in den General- 
plan einfiige. 


Präsident Bauder betont, daß man angesichts der heu- 
tigen Lage sich jetzt auf ein Projekt konzentrierey, und 
die materielle, verkehrsmäßige und finanzielle Kraft darauf 
lenken müsse, damit ein Werk nach dem anderen fertiggestellt 
werden könne. Er bitte deshalb Regierungsbaumeister Münch, 


zu sagen, welchen Ausbau er von seinem Standpunkt aus für 
den notwendigsten halte, 





Gouverneur Dr. Wüchter hebt hervor, daß das Interesse 
des Distrikts Krakau ebenso sehr auf die otromgewinnung 
und die Verhütung der Hochwasserschüden wie auf die Er- 
leichterung des Schiffahrtsverkehrs und die Erhaltung die- 
ser weitaus schönsten Landschaft des Generalgouvernements 
gerichtet sei. Wie bei industriellen Bauen, so lasse sich 
auch bei Wasserbauten vielfach erst nach langen Jahren erst 
| feststellen, ob sie sich positiv oder negativ auswirkten. 

Die Hochwassergefahr im Gebiet der Weichsel sei in- 
| folge der starken Abholzungen der Forsten, die in den ver- 
gangenen Jahrzehnten vorgenommen worden seien, sehr stark 
vermehrt worden. Auf solche Dinge müsse bei der Planung 
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solcher Projekte in Zukunft größte Rücksicht genommen 
werden. Aufgefallen sei ihm, dag gerade im Dunajec Teile 
berücksichtigt werden sollten, die eine sehr 8leichmäßige 
Wasser führung aufwiesen, auch forstlich so begünstigt 
seien, daß durch Hochwasser kaum eine erhebliche Erhöhung 
des Wasserstandes eintreten könne. Große Beachtung müsse 
auch der Tatsache geschenkt werden, daß der Ausbau des 
Dunajec sehr starke schädliche Einwirkungen auf die Fisch- 
zucht haben könnte. Die Lachszucht habe eine besonders 
große Bedeutung für den Unterlauf der Weichsel, an dem 
Fischzucht in bedeutendem Umfange betrieben werde. Bei der 
Planung der Bauten in Jasocki bitte er zu bedenken, daß 

es sich um landschaftlich schöne Gebiete handle und in 
dieser Gegend das schünste Obst des ganzen Distrikts ge- 
erntet werde. Hier müsse also ein Ausgleich zwischen den 
Vorteilen der Energiewirtschaft und den Nachteilen, die 
sich unter Umstünden für die Landschaft ergüben, gefunden 
werden. Vor allem müsse man die landschaftliche Situation 
besonders berücksichtigen. Das Gebiet der Tatra sei land- 
schaftlich eines der schönsten europäischen Gebiete und 
werde sich bestimmt zu einem Fremdenverkehrsgebiet ersten 
Ranges in Europa entwickeln. Alle solche Gesichtspunkte 
müßten berücksichtigt werden, um so mehr, als man erst nach 
vielen Jahren oder Jahrzehnten die Auswirkung dieser gros- 
sen Planung werde beurteilen können. Bei so grundsätzli- 
chen einschneidenden Problemen müsse auch ein erstklassiger 
Biologe gehört werden. Ebenso bedürfe es der Mitarbeit 
eines für die landschaftliche Gestaltung zuständigen Fach- 
mannes. Man könne ihn vielleicht in der Person des Herrn 
Seifert finden, der sich beim Ausbau der keichsautobahnen 
große Verdienste um die landschaftliche Gestaltung erworben 
habe, 


Finanzpräsident Spindler erklärt: die Finanzverwal- 
tung habe sich von vornherein darauf eingestellt, daß, falls 
der Öffentliche Kredit des Generalgouvernements in Anspruch 
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genommen werden müsse, die Wasserwirtschaft mit allen 
ihren Bestandteilen eines der Hauptgebiete sei, für deren 
Betreuung Geld beschafft werden müsse. Wie sich die Durch- 
führung dieses Projekts finanziell gestalte, sei noch nicht 
zu übersehen; der Kreditgeber werde zum Teil die Ost- 
energie-A.-G., zum Teil der Staat sein müssen. Hinsichtlich 
der Aufnahmefähigkeit des Kredits trage er keine Bedenken. 


Oberbaurat Ireplin teilt mit, daß mit den Technikern 
der Slowakei, die ihre Pläne vorgelegt hütten, zwei Be- 
sprechungen stattgefumien haben. In der letzten Bespre- 
chung habe man die Bildung eines gemeinsamen technischen 
Ausschusses fiir erforderlich gehalten. Die weiteren Ver- 
einbarungen müßten dann mit Hilfe des Auswürtigen Amts 
in die Wege geleitet werden. 


Gesandter von Wiihlisch bemerkt, dap das Auswürtige 
Amt mit dieser Frage schon beschäftigt worden sei. Es 
seien auch schon mit der 3lowakgischen Gesandtschaft in. 
Berlin entsprechende Unterhaltungen gepflogen worden. 





Hegierungsbaumeister Münch nimmt zu der Frage des 
Baues von Fischtreppen Stellung. Nach seiner Kenntnis der 
Vinge hätten die Fischtreppen selten versagt. Im übrigen 
könnten Störungen der Fischerei dadurch verhindert werden, 
daß Fische in den Oberlauf dines Flusses eingesetzt wür- 
den. Man habe damit gute Ergebnisse erzielt und oft nach 
wuantität und wualität einen zwei-und dreifach höheren Er- 
trag erzielt. 

Es bestehe die Möglichkeit, die verschiedenen Fliisse 
gegen Hochwasser zu schützen. Das sei aber keine primäre 
Forderung, sondern diesem Bedürfnis könne jederzeit Rech- 
nung getragen werden. Die Frage sei, ob man alle Flüsse 
ausbauen und korrigieren oder irgendwo noch Wildbüche be- 
stehen lassen werde, In allen Fällen störe der Jetzt von 
ihm geplante Ausbau einen späteren Bau von Hochwasserschutz- 
becken nicht. Was die landwirtschaftlichen bezw. landschaft- 
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lichen Schädigungen angehe, so sei es seiner Ansicht nach 
besser, an einer Stelle einen großen Eingriff vorzunehmen 
als an mehreren Stellen solche Schäden herbeizuführen. 

Was die von Gouverneur Dr. Wächter geäußerte Befürch- 
tung einer Beeintráchtigung des Fremdenverkehrs angehe, 
so habe er festgestellt, dap gerade der Bau von Talsperren 
den Fremdenverkehr begiinstige. Im iibrigen werde ja oben 
im Gebirge der landschaftlichen Schönheit nichts genommen. 
Nur ein See werde im Winter abgelassen, im Sommer sei er 
wieder mit Wasser gefüllt. Landschaftliche Schönheit des 
Meerauges bei Zakopane werde durch das eine Haus, das sich 
der Landschaft architektonisch einfüge, keineswegs beein- 
trächtigt. Damit man wisse, wieviel Baumaterial gebraucht 
werde, werde schnellstens ein Vorprojekt vorgelegt werden 
müssen. bs zeige sich übrigens, daß die Werke 5, 6, 7 
und 8 unter sehr günstigen Umständen gebaut werden könnten, 
ohne daß weitere Bauten in Angriff genommen zu werden 
brauchten. Auch da werde man selbstverständlich wieder von 
der Möglichkeit der Beschaffung des Baumaterials abhängig 
sein. Im Interesse der Schiffahrt, des Hochwasserschutzes 
und der Kraftgewinnung müsse der Bau des Werkes Jasocki 
so rasch wie möglich in Angriff genommen werden. Eine 
genaue Übersicht über die Voraussetzungen für den Bau die- 
ses Werkes könne er aber erst geben, wenn der Plan voll- 
kommen durchstudiert sei. 


Referent Dr. Zimmermann weist auf den sozialen Ge- 
Sichtspunkt hin, da8 mit dem Bau der Sperre bei Jasocki 
10 000 Bergleute aus ihrem schweren Beruf genommen würden.- 
Er sei durchaus nicht der Meinung, daß die bei diesen Bau- 
ten entstehenden großen Wasserflächen abschreckend wirkten, 
sei im Gegenteil der Ansicht, daß sie einen Ansiehungs- 
punkt bildeten. - Für die 9átigk Bearbeitung der Frage 
der Erhaltung des Landschaftsbildes sollte eine Persönlich- 
keit aus dem Generalgouvernement betraut werden. Man sei 
wirklich nicht darauf angewiesen, Experten von auswürts 
heranzuziehen. 
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Gouverneur Dr. Wächter legt großen Wert darauf, daß 
bei diesen Bauten die landschaftliche und biologische Si- 
tuation entscheidend berücksichtigt werde. Vom Standpunkt 
der gesamten Wasserwirtschaft aus sei man heute nicht mehr 
gezwungen, sich auf den einen oder anderen Wasserlauf zu 
konzentrieren. Deutschland ständen jetzt die gigantischsten 
Wasserläufe Europas zur Verfügung. Er warne jedenfalls vor 
einer Übereilung, da man ja doch die Erfahrung gemacht 
habe, daß jedes großes technische Projekt in kurzer Zeit 
wieder überholt sei. Ihm liege vor allem daran, dap bei 
diesem Projekt, das zweifellos eines der schönsten land- 
schaftlichen Gebiete Europas betreffe, die von ihm geltend 
gemachten Gesichtspunkte berücksichtigt würden. 





Professor Buch gibt zu bedenken, daß es sich hier 
nicht um die Errichtung eines Staudammes, sondern eines 
brddammes handle, der mit der Natur gerade bei Jasocki 
ziemlich stark verschmelze. - In den neu erworbenen Ge- 
bieten kußlands habe man ungeahnte Ausschöpfungsmöglich- 
keiten in Gestalt von Flußkraftwerken, es gebe aber zur 
Zeit und jedenfalls in den nächsten 10 Jahren keine Mög- 
lichkeit, diese Wasserkräfte durch Leitungen zu transpor- 
tieren. Dieses F~oblem werde für die nächsten 10 Jahre 
als technisch unlösbar angesehen. Es sei auch nicht mög- 
lich, die Wasserkraft Norwegens nach Deutschland zu trans- 
portieren. 


Oberbaurat Baumgärtl wirft die Frage auf, ob bei die- 
ser r]anung schon untersucht worden sei, inwieweit etwa 
die Weichsel selber mit Flußkraftwerken ane BEER ‘werden 
könne, um das Wasser der Weichsel für diese Zwecke nutzbar 
zu machen. 


Oberbaurat Treplin erwidert, daß man beabsichtige, 
die Weichsel zu kanalisieren und mit Flugkraftwerken zu 
versehen, und zwar von Krakau bis zum Dunajecmündung. Wahr- 





Scheinlich werde es auch auf der Strecke von der Grenze 
des Generalgouvernements bis zum Meer möglich sein. 


Staatssekretür Dr. Bühler bittet um Auskunft, ob 
seitens des Reiches die Absicht bestehe, durch Bereit- 
stellung von Materialien, Lieferung von Maschinen und auch 
sonst diese Bauvorhaben zu unterstützen. 


Der Beauftragte des Reichsministers für Waffen und 
Munition Kobold bemerkt, daß sich das Heich bezw. General- 
inspekteur Jr. Todt damit einverstanden erklart habe, die- 
sen Engerieplan gegeniiber dem jetzigen Stand in der Dring- 
lichkeitseinstufung weitervorzurücken. Ein sọ großes Pro- 
jekt müsse selbstverständlich in den Gesamtrahmen des euro- 
päischen Haumes eingebaut werden. In diesem Zusammenhange 
werde dann auch die Dringlichkeit für die Maschinenbeschaf- 
fung und dgl. gewührleistet sein. 


Auch Professor Buch ist der Überzeugung, dap für die- 
ses Projekt beim Generalinspekteur Dr. Todt das groBte In- 
teresse vorliegen werde, Das Iransportproblem spiele keine 
Holle, da die Aufschüttung des Erddammes aus der eigenen 
Baugrube erfolge. 


Präsident Dr. Emmerich meint, daß das Projekt des 
Duna jecausbaues in dem größeren Gesamtrahmen der Möglich- 
keiten des Generalgouvernements auch vom Standpunkt der 
industriellen Standorte absolut den Vorrang beanspruchen 
könne. Wenn man hier im Westen des Generalgouvernements die 
Energie erzeuge und damit bis zu einem gewissen Grade an 
die polnische Planung der großen Süd-Nord-Linie anknüp fe, 
habe man damit viel bessere Möglichkeiten, als wenn man 
einen Teil der Energiekraft dem San und seinem Ausbau zu- 
wenden wollte. Hier im Westen liege der wee Schwerpunkt 
der Industrie des Generalgouvernements. Es bestehe die 
Möglichkeit, das Industriegebiet auf kürzestem Wege mit 
Energie zu versorgen, eventuell auch Energie nach Ost- 
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preußen abzugeben. Unter den gegebenen Möglichkeiten 
verdiene der Ausbau des Dunajec vom industriellen Stand- 
punkt ganz eindeutig den Vorzug. Unter wasservirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten lagen die Dinge genau so. Vom Stand- 
punkt der Regulierung der Weichsel aber xomme es darauf 

an, zunächst einmal den unregulierten Nebenfluß der Weich- 
sel auszubauen, 


Staatssekretär Dr. Bühler stellt abschließend fest, 
daß es sich hier um ein in seiner Bedeutung ganz gewal- 
tiges Projekt handle, fiir dessen Durchführung man alle 
Kráite einsetzen müsse, Er danke den derren, die sich an 
dieser Arbeit beteiligten, namens des Herrn Generalgou- 
verneurs und könne feststellen, daß der Herr Generalgouver- 
neur selber an diesen Dingen persönlich das größte Inter- 
esse nehme. Daß der gesamte Ausbau grundsätzlich in An- 
&riff genommen werden müsse, darüber könne kein Zweifel 
sein, Die heutige Sitzung habe ergeben, daß die Vorarbei- 
ten im technischen Sektor soweit fortgeschritten seien, 
dag mit dem Bau nunmehr begonnen werden könne. Präsident 
Bauder müsse nunmehr die erforderlichen Schritte unter- 
nehmen, damit | 

1. die landwirtschaftlichen Interessen am Ausbau 
dieser Wasserkrüfte gewahrt werden, 

2. die Fischerei und insbesondere die krnaltung 
der lachszucht gewührleistet werde, 

5. eine Persönlichkeit gefunden werde, die vom 
Standpunkte des Naturschutzes aus Gem Herrn 
Generalgouverneur ein Gutachten erstattet. 

Weiter mügten sofort Schritte urternommen werden, damit 


das Material und die sonstigen eriorderlichen Einrichtungen | 


im Reich beschafft würden. Er ermächtige Präsident Bauder, 
solche Schritte sofort zu unterpehmen. 
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preuBen abzugeben. Unter den gezebenen Möglichkeiten 
verdiene der Ausbau des Dunajec vom industriellen Stand- 
punkt ganz eindeutig den Vorzug. Unter wasserwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten lagen die Dinge genau so. Vom Stand- 
punkt der Regulierung der deichsel aber Zomme es darauf 


an, zunächst einmal den unregulierten Nebenfluß der Weich- 
sel auszubauen. 


Staatssekretär Dr. Bühler stellt abschließend fest, 
daß es sich hier um ein in seiner Bedeutung ganz gewal- 
tiges Projekt handle, für dessen Durchführung man alle 
Kräfte einsetzen müsse. Er danke den Herren, die sich an 
dieser Arbeit beteiligten, namens des Herrn Generalgou- 
verneurs und könne feststellen, daß der Herr Generalgouver- 
neur selber an diesen Dingen persönlich das größte Inter- 
esse nehme. Daß der gesamte Ausbau grundsätzlich in An- 
griff genommen werden müsse, dariiber könne kein Zweifel 
sein. Die heutige Sitzung habe ergeben, daß die Vorarbei- 
ten im technischen Sektor soweit fortgeschritten seien, 
da8 mit dem Bau nunmehr begonnen werden könne. Präsident 
Bauder müsse nunmehr die erforderlichen Schritte unter- 
nehmen, damit 

1. die landwirtschaftlichen Interessen am Ausbau 
dieser Wasserkräfte gewahrt werden, 

2. die Fischerei und insbesondere die Erhaltung 
der Lachszucht gewührleistet werde, 

5. eine Persönlichkeit gefunden werde, die vom 
Standpunkte des Naturschutzes aus dem Herrn 
Generalgouverneur ein Gutachten erstattet. 

Weiter müßten sofort Schritte unternommen werden, damit 

das Material und die sonstigen erforderlichen Einrichtungen 
im Heich beschafft würden. Er ermächtige Präsident Bauder, 
solche Schritte sofort zu unternehmen. 
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Prasident Bauder regt an, das Projekt, das ja fiir das 
Gesamtgebiet des Generalgouvernements, insbesondere aber 
auch für den Distrikt Krakau von entscheidender Bedeutung 
sei, in einer Besprechung mit den interessierten Abtei- 
lungen einer Priifung zu unterziehen. Jede Abteilung miisse 
Gelegenheit haben, ihren Standpunkt in positivem oder nega- 
tivem Sinne darzulegen. 





Auf den Hinweis des Oberbaurats Ba ärtl, daß die 
Abteilung Forsten bereits eine Stelle für Naturschutz habe, 
ordnet Staatssekretär Dr. Bühler an, daß auch diese Stelle 
beteiligt werde. Ebenso müsse Gouverneur Dr. Wächter an 
den Besprechungen teilnehmen. Die Stellungnahme der ein- 
zelnen Abteilungen solle, wenn irgend möglich, am 10. De- 
zember d.J. vorliegen. 

Weiter verfügt Staatssekretär Dr. Bühler, daß das Pro- 
jekt Tschuw nur weiter verfolgt werde, wenn Präsident Bau- 
der seine Zustimmung dazu gebe, - Oberbaurat Baumgärtl wird 
angewiesen, sich sofort mit der Hauptabteilung Bauwesen in 
Verbindung zu setzen. 





(Schluß der Sitzung: 1399 Upr. ) 
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Protokoll 


über die Regierungssitzung am Dienstag, den 25. März 1941 


im großen Sitzungssaal des Keg ierungsgebaudes, 
Beginn: 10°, Uhr 


SSE ens IV a vor. 





Generalgouverneur Reichsminister Dr. Frank eróffnet 
die Sitzug : 

Wir versammeln uns heute zur zweiten Regierungssitzung im 
Jahre 1941 in einem, wie wir alle wissen, großartigen geschicht- 
lichen Augenblick. Ich möchte Ihnen im Auftrage des Führers, der 
mich am 17. März zu einer fast 2stündigen völlig persönlichen 
Aussprache empfangen hat, aie Grüße des Führers übermitteln. Der 
Führer läßt Ihnen durch mich seine Anerkennung aussprechen für 
die - so formulierte das der Führer - "hervorragende und vorbild- 
liche Arbeitsleistung des Aufbaues und Ausbaues der deutschen 
Macht hier im Generalgouvernement". Ich freue mich, ihnen diese 
Anerkennung des Führers übermitteln zu können und möchte auch 
meinerseits als oberster Repräsentant des Führers hier im General- 
gouvernement Ihnen meine Anerkennung aussprechen. 

In Übereinstimmung mit dem Führer halte ich es für einen 
hervorragenden Gewinn, daß es hier im Generalgouvernement möglich 
war, die ideale Form der einheitlichen Geschlossenheit der Ver- 
waltung eines Gebietes durcnzuführen. Der Grundsatz von der Ein- 
heit der Verwaltung unter dem verantwortlichen politischen Füh- 
rer ist hier im Generalgouvernement Tatsache geworden. Sie kennen 
den Inhalt der hierauf bezüglichen Verordnungen und haben an deren 
Schaffung mitgearbeitet. Die dritte Verordnung fügt nunmehr den 
Schlußstein in das Gebäude einer einheitlichen Regierung dieses 
Gebietes. ich brauche Ihnen nicht zu sagen, wie sehr diese Arbeit 
vorbildliche Bedeutung haben wird für die im Reich nach dem Krieg 

kommende Verwaltungsreform. Ich betrachte die Frage des Ausbaues 
der staatlichen Verwaltungsorganisation des Generalgouvernements 

| mit der dritten Verordnung im allgemeinen Sektor fiir beendet. Was 

noch geschehen wird und noch geschehen soll, ist die klare Um- 
schreibung der Stellung der Polizei im Generalgouvernement in 
ihrem Verháltnis zu den Dienststellen des Generalgouvernements. 


Auch 
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Auch im Heich ist das Problem der Linfügung der Polizei in den 
Gesamtaufbau des Reiches in vollem Flug. 


Der Ernst der Lage im Generalgouvernement, der gekennzeichne:Bg 


ist durch die Notwendigkeit, dem Führer hier im Osten ein starkes 
Bollwerk der deutschen Führung sicherzustellen in dem bevor- 
stehenden großen Schlußangriff auf England, bringt für jeden von 
Ihnen ein ungeheures, überhaupt nicht vorausschaubares und be- 
rechenbares Maß von Verantwortung mit sich. Gemäß den mir am 
17. März übertragenen Vollmachten unterstehen sämtliche Dienst- 
stellen des Generalgouvernements abgesehen von den Dienststellen 
der Wehrmacht ausschließlich dem Befehl des Generalgouverneurs. 
Es gibt nur diese zwei Machtpositionen: Wehrmacht und veneral- 
gouvernement. Liwas drittes gibt es nicht. Ich verbiete daher 
mit sofortiger Wirkung die Befolgung irgendwelcher Anoränungen 
einer anderen Stelle, ganz gleich woher sie kommen. Ich werde 
diesbezüglich noch außerordentliche Bestimmungen auf Befehl des 
Führers erlassen. 

ich brauche Ihnen, meine Herren, die Sie den Osten kennen 
und über die Grenzen des Generalgouvernementshinaus nach Osten 
schauen, nichtg zu sagen, daß es Pflicht des Führers ist, an 
alle Möglichkeiten zu denken. Wir müssen den Angriff gegen Eng- 
land mit absolutestem Rückenschutz durchführen können. Zu diesen 
Zweck müssen vorsorgliche Maßnahmen getroffen werden. Die Bedeu- 
tung dieser Maßnahmen wird dadurch unterstrichen, daß der oberste 
Befehlshaber der deutschen Wehrmacht, unser Führer Adolf Hitler, 








Wehrmacht zum Generalgouverneur entsandt hat. Ich begrüße in 
unserer Mitte den Hauptmann Dissel als Vertreter des Oberbefehls- 
habers der deutscheh Streitkräfte. Er stellt die unmittel bare 
Verbindung mit dem Führer und Generalfeldmarschall Keitel dar. 

Wir haben in den nächsten Wochen ein Übermaß an Arbeit zu 
leisten. Ich kann michauf Grund der Kenntnis, die ich von Ihnen 
habe, darauf verlassen, daß von jetzt ab der bedingungsloseste 
binsatz in diesem Sinne stattfindet. Das Generalgouvernement 
kann stolz darauf sein, dap der Führer ihm diese Aufgabe gestellt 
hat und auch unter schwierigsten Verhältnissen beläßt. 

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. Die Sachbear- 

beiter 
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beiter werden uns die wesentlichen Faktoren aus ihren Arbeits- 
gebieten vortragen und es wird sich die Möglichkeit ergeben, im 
Anschluß daran noch einzelne andere wichtige Gesichtspunkte zu 
erörtern. 

Als ersten Redner erteile ich das Wort dem Herrn Präsiden- 
ten der Hauptabteilung Finanzen zu seinem Vortrag über den Etat 
des Generalgouvernements. 


Finanzpräsident Spindler weist im Eingang seiner 
Ausführungen darauf hin, daß der Etat infolge der schwierigen 
Umstände erst sehr spät fertig-gestellt werden konnte. Die Ab- 
teilung Finanzen werde sich bemühen, im nächsten Jahr den Haus- 
haltplan rechtzeitig fertigzustellen. 

Durch die Verordnung des Herrn Generalgouverneurs sei der 
Haushalt festgesetzt auf etwas über 1 Milliarde Zloty in Ausgaben 
und etwas weniger als 1 Milliarde Zloty in Einnahmen. Das Defi- 
zit belaufe sich auf 50 Millionen Zloty, in Wirklichkeit sei es 

jedoch etwas höher - etwa 70 Millionen - » weil Einnahmen des 
außerordentlichen Haushaltes als Zuschuß zum ordentlichen Haus- 
halt verwendet wurden. Es könne jedoch auch ein Defizit in Höhe 
von 70 Millionen keineswegs als bedrückend empfunden werden. Al- 
len Dienststellen des Generalgouvernements gebühre der Dank der 
Finanzverwaltung für das Verstündnis, das den Belangen der Finanz- 
verwaltung entgegengebracht wurde. Was von Seiten der Finmz- 
abteilung geschehen konnte, um den Ausgabenwünschen oer verschie- 
denen Vienststellen entgegenzukommen, sei geschehen. 

Die Finanzverwaltung des Generalgouvernements künne für sich 
in Anspruch nehmen, daß die Erwartungen, die an sie gestellt wur- 
den,erfüllt worden sind. Es sei ihr gelungen in eineinhalb Jahren 
die Verwaltung auf finanziellem Gebiet ohne Hilfe des Reiches auf- 
zubauen. Was das Reich an baren Zahlungen an das veneralgouverne- 
ment geleistet habe, sei außerordentlich gering. Es seien ledig- 
lich in Aussicht gestellt Zuschüsse zu den Kosten der Weichsel- 
regulierung und der Meliorationen und auf Grund längerer Verhand- 
lungen habe sich das Reich auch bereit erklärt, einen Weil der 
im Generalgouvernement stationierten Polizeibataillone auf seine 
Kosten zu übernehmen. 
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Was die Ausgabenseite des Etats anlange, so kónne der Finanz- 
verwaltung keinesfalls der Vorwurf gemacht werden, dap sie auf 
personellem Gebiet Verschwendung getrieben habe. Die Personal- 
ausgaben beziffern sichuuf 32% der Gesamtausgaben; die übrigen 
Ausgaben seien sächlicher Art. 

Die Einnahmeseite habe im Laufe des Jahres eine recht er- 
freuliche Entwicklung aufgewiesen. Die wirtschaftliche Beruhi- 


gung habe zu einer Steigerung der wichtigsten Einnahmen beige- 
tragen. 





bezüglich des Stellenplanes haben unter der Leitung des 
Unterstaatssekretárs Kundt eine zroße Anzahl von Desprechungen 
stattgefunden. Von allen Dienststellen seien die Stellenplan- 
vorschläge eingegangen und nunmehr zum größten Teil durchge- 
sprochen. Nach Abschluß der Besprechungen - etwa in einer Woche - 
werde der Stellenplan in Berlin vorgelegt und dort mit tunlicher 


Beschleunigung im Laufe der Monate April und Mai seine Behand- 
lung erfahrm. 


Generalgouverneur Reichsminister Dr. Fr ank spricht 
der Abteilung Finanzen, insbesondere den mit der Erstellung des 
Haushaltplanes beschäftigten Herren - Finanzpräsident Spindler, 


Oberregierungsrat Freiherr von Streit und Regierungsoberinspektor 
Süßmann - Dank und Anerkennung aus. 


Punkt 2 der Tagesordnung: Umsiedlungsfragen. 
Der Höhere SS- und Polizeiführer, 9S-Obergruppenfiihrer 


Krüger teilt hierzu mit, dap die Umsiedlung von Polen und 
Juden ins Generalgouvernement zunächst unterbunden sei. Die Um- 
siedlung innerhalb des Generalgouvernements zum Zwecke der Frei- 


machung von 1iruppenübungsplützen nehme ihren Fortgang. 


Generalgouverneur Reichsminister Dr. Frank gibt be- 
kannt, daß ihm der Führer bei der Besprechung am 17. März mit- 
geteilt habe, dag künftig die Einsiedlung ins Generalgouvernement 
von den Móglichkeiten dieses Gebietes abhüngig gemacht werde. 
Weiterhin habe der Führer zugesagt, daß das Generalgouvernement 
in Anerkennung seiner Leistungen als erstes Gebiet judenfrei 


gemacht 
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gemacht werde. Im übrigen sei zu bedenken, daß die starke Inan- 
spruchnahme des Generalgouvernements beider Umsiedlung nicnt 
etwa auf bósem Willen der beteiligten Stellen beruhe, sondern 
aus der Notwendigkeit der Riickfiihrung deutscher Menschen aus dem 
Osten sich zwangsläufig ergeben habe. 


Punkt 3 der Tagesordnung: — — im 
neraigouvernement. 


Präsident Gerteis führt aus, daß die Ostbahn seit 
Wochen fast ausschlieBlich im Zeichen des Wehrmachtsverkehrs 
stehe. Die Situation sei deshalb besonders ungünstig, weil sich 
der Wehrmachtsverkehr vom linken Weichselufer vóllig auf das 
rechte verschoben und dadurch jeder noch so kleine Bahnhof auf 
diesen Strecken eine besondere Bedeutung bekommen habe. Die For- 
derungen der Wehrmacht seien von Woche zu Woche gestiegen und 
täglich kämen neue Anforderungen hinzu. Außerdem sei die Ostbahn 
mit den Transporten für den Ausbau der Straßen und der Eisen- 
bahnen belastet. Unter diesen Umständen sei es kein Wunder, daß 
sich gewisse Schwierigkeiten nicht vermeiden liegen. Die Ostbahn 
sei gezwungen, gewisse Güter nur noch nach ihrer Dringlichkeit 
zu befördern. Zur Zeit werde nur noch gefahren Kohle für Zwecke 
der Eisenbahn, für Zwecke der Wehrmacht und für Zwecke bestimm- 
ter Versorgungsbetriebe. Ferner werde transportiert Saatgut so- 
wie die Materialien für "Otto" und"Askania". Daneben laufen 
selbstverständlich die Transporte mit Lebensmitteln zur Versor- 
gung der Bevölkerung im Generalgouvernement. 

Der Lokomotivenbestand sei für den augenblicklichen Bedarf 
ausreichend. Hilfe aus dem Reich sei auf diesem Gebiet im Augen- 
blick nicht zu erwarten; müglih sei jedoch, dap in absehbarer 
Zeit wieder Maschinen aus dem Reich zur Verfügung gestellt wer- 
den könnten. Sehr schwierig sei die Waggonlage; sie habe zu um- 
fangreichen Einschränkungen des Güterverkehrs Anlaß gegeben. 

Zur Personaifrage sei zu bemerken, daß die Ostbahn als erste 
Verwaltung im Generaigouvernement am 1. April eine Dienstordnung 
für planmäßige polnische Eisenbahner erlassen werde. Diese Eisen- 
banner werden gewisse Rechte in Bezug auf Altersversorgung und 

Auf- 
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Aufstiegsmöglichkeiten haben. Dieser Schritt sei gerade jetzt 
bewußt getan worden, um das polnische Personal fester an die 
Ostbahn zu binden im Hinblick auf die bevorstehenden großen Auf- 
gaben. Die Ernährung des polnischen Personals sei dank der Be- 
mihungen der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft zufrieden- 
stellend. Es sei notwendig, daß dieser Ernährungsstand auch in 
schwierigsten Zeiten aufrechterhalten bleibe, weil sonst die Ar- 
beitsfahigkeit des polnischen kisenbahnpersonals nicht gewühr- 
leistet sei. In absehbarer Zeit sei übrigens eine Vermehrung der 
Zahl der deutschen Eisénbahner beabsichtigt. 

Der Haushalt der Ostbahn, der auf der Einnahmenseite rund 
200 Millionen Zloty aufweise, schlieBe mit einem Defizit von 
20- bis 40 Millionen ab. Die Hóhe der Einnahmen kónne als durch- 
aus erfreuliches Resultat bezeichnet werden. 

Der Personenverkehr werde in nächster Zeit erhebliche Ein- 
schránkungen erfahren. Auf den einzelnen Strecken werden nur noch 
zwei oder hóchstens drei Personenzugpaare verkehren kónnen. Un- 
ter diesen Umständen sei in Erwägung zu ziehen, ob nicht eine 
Verfügung dahingehend erlassen werden solle, daß nur den Polen 
die Denutzung der Ostbahn erlaubt sei, die wirklich im Interesse 
des Generalgouvernements eine Heise vorzunehmen haben. Sonst be- 
stehe die Gefahr, daß die wenigen Reisegelegenheiten von denen 
ausgenützt werden, die nicht reisen sollen. 

Es sei damit zu rechnen, dap die Einschränkungen, sowohl 
auf dem Gebiete des Personenverkehrs wie auch des Güterverkehrs, 
lange Zeit hindurch anhalten werden. Es bestehe keine Möglichkeit, 
während dieser Zeit eine Erleichterung zu schaffen. In den näch- 
sten Monaten seien die Transportverhältnisse entscheiden für die 
Kriegführung. Das gelte sowohl für die Ostbahn wie für die an- 
grenzenden Bezirke der Reichsbahn. 


Oberregierungsrat Wessel berichtet über die Lage 
auf dem Gebiete des Kraftfahrzeugverkehrs im Generalgouvernement. 
Die Lage auf diesem Verkehrssektor sei von Anfang an auSerordent- 
lich gespannt gewesen. Es existierten im Generalgouvernement ins- 
gesamt 1600 WNutzkraftfahrzeuge für Gütertransporte. Der Zustand 
dieser 
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dieser Fahrzeuge sei zum Teil sehr schlecht. Wenn man sich dar- 
auf beschränken würde, nur die Wagen fahren zu lassen, die als 
vollkommen verkehrssicher gelten, würden 30 % der Wagen ausfal- 
len. Es sei nun gelungen, 300 neue Wagen aus dem Reich einzu- 
führen. Ferner habe man durch Verhandlungen mit dem Reichs- 
verkehrsministerium erreicht, daß 12 000 Wagen, die ausliem Reich 
entliehen waren, weiterhin im Generalgouvernement verbleiben 
kónnen. 

bin Hauptteil des Verkehrs auf den polnischen StraBen werde 
von den Pan jewagen bewültigt. Auch hier werde man mit erheblichen 
Verminderungen rechnen müssen, da die Wehrmacht ungefähr 40 000 
Pferde für sich beanspruche. Allerdings sei zugesagt worden, daß 


die Anforderung erst nach Durchführung der notwendigsten Ernte- 
arbeiten erfolgen solle. 


Generalgouverneur Reichsminister Dr. Frank führt 
zum Verkehrsproblem abschließend folgendes as: 

Wir kónnen nach allem, was in den nachsten Monaten an Auf- 
gaben gestellt wird, mit irzendwie gearteten regelmäßigen Ver- 
kehrsmóglichkeiten für die nächste Zeit nicht mehr rechnen. Ich 
schlage daher vor - und bitte Sie, diesen Vorschlag so ernst 
wie möglich zu nehmen + ich könnte es j& auch anordnen - , daà 
die Frauen und Kinder der Beamten und Angestellten im Laufe der 
ersten Hälfte des April das Generalgouvernement verlassen. Ich 
darf Sie bitten, zu Elauben, dap ich diesen Vorschlag nicht unter- 
breiten würde, wenn mich nicht die Fürsorge für die Angehórigen 
und die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der Nervenruhe dazu 
veranlassen würde. Es gilt das insbesondere für die großen Städte 
des Generalgouvernements und es gilt nicht nur für die Beamten 
und Angestellten, sondern auch für die Frauen und Kinder der 
nichtbeamteten Deutschen. Ich wäre den Herren Distriktschefs 
und den Herren Präsidenten der Abteilungen dankbar, wenn sie da- 
für sorgen würden, daß innerhalb ihrer Dienstbereiche diese Mag- 
nahme so reibungslos und so wenig aufsehenerregend wie nur mög- 
lich, durchgeführt würde. ich habe Mittel zur Verfügung gestellt, 
über die die Herren Distriktschefs und Abteilungspräsidenten ver- 
fügen können, um alle möglichen Härten finmzieller Art für die 
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von dieser Maßnahme Betroffenen nach Möglichkeit auszuschalten. 
Herr Präsident Spindler hat Vollmacht, in diesen Fallen den Beam- 
ten das Reisegeld, die Kosten für die Beschafiung einer Ersatz- 
wohnung usw. zu erstatten. Ich darf Sie bitten, diesen meinen 
Vorschlag nunmehr zur Kenntnis genommen zu haben und unmittelbar 
in Ihren Dienststellen in die Tat umzusetzen. 

Auf dem Gebiete des Kraftfahrzeugverkehrs sind einschnei- 
dende Einsparungen notwendig. Ich würde Sie sehr bitten, dap 
jeder von Ihuen nach Möglichkeit bemüht ist, seinen großen Kraft- 
wagen in ein bescheideneres Fahrzeug umzutauschen. Gerade das 
Generalgouvernement, das selbst Benzin erzeugt, muß auf dem Ge- 
biete einer sparsamen Kraftstoffwirtschaft Vorbildlich sein. Bei 
einer sparsamen Bewirtschaftung wird es móglich sein, den im 
interesse der dienstlichen Bedürfnisse unbedingtem notwendigen 
Kraftfahrzeugverkehr aufrecht Zu erhalten. Ich werde auf diesem 
Gebiete vor keiner Maßnahme zurückscheuen und mich den Notwendig- 
keiten des Krieges beugen. 
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ADtelilun<sprasident Dr, trauendorfer weist darauf hin, daß 
sich zunüchst nicht um eine Frage der Arbeitsbescnafrung, son- 
dern lediglich der seschaffung der Arbeitskräfte handele, An die 
Arbeitseinsatzlaze im Seneralcouvernement seien steigende Anfor- 





lerunren jtellt worden, immerhin sei die Gesamtlage noch um 


einen guten feil besser als im Reich, Vier große Sektoren seien 
insbesondere m Aroeltskraften zu beliefern: l., die öffentlichen 

V al im Gent lgouvernement, insbesondere der StraBenbau, 

enrmachtsbauten mittelbarer und unmittelbarer Art im Gee 


nt, 2. die bandaroeiteraktion für das Reicn, 4, 
'ewerblichen und Riistungsarbeiter. 


er &Orner nabe den Wunsch, die Landarbciter- 
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r Jeutscniand absolut in den Vordergrund zu stellen und 
vor gewissen militärischen Bedürfnissen 
nzuräumen. .rotzdem sei es aber klar, daß diese vier Sektoren 
ralrouvernements aus auf einer Linie stän- 
und in gleichem Maße berücksichtigt werden 
lapel, was auch nur für kurze Zeit entge- 
Reiches zurückgestellt oder weniger geför- 
mnte als bisher, Auf sefehl des Reicnsmarschalls 
n Reichsgebiet die sogenannte Herabsetzungs- 
raen, die im vebiet des Generalgouvernements 
lleutnants Schindler stehe, Diese Kon- 
etern der beteiligten Dienststellen, 
Abteıluns Arbeit genóre ihr auch an. Es 
rum, Stzustellen, welche Arbeiter, insbesondere 
licnen betrieben noch herangezogen werden 
inten, .@ Setrieoe ganz oder teilweise stillgelegt werden 
nier oder im Reich einzusetzen seien. Die 
ing der Arbeitsdienststelle sei auf dem alten 
nd könne nicht erweitert werden, da von 
le keine Kräfte mehr zur Verfügung gestellt werden 
n, Bi? nei he Anza.l von Facnarbeitern werde laufend 
ın-smaßnahmen, die in Zusammenarbeit mit dem 


Luitwatte durchgeführt würden, werde laufend 
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csempi&nger sei im Ge- 


nunmehr auf 26 000 nerabgesunken. Die Zahl der 





zunzsempfänzer in Gestalt der zurückgebliebenen 
amilienan igen beiraze zur Zeit l8 000. Man müsse aber be- 
vlcen, dal sich diese verhältnismäßig gering erscheinde 
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Zahl zum feil aus der Tendenz der Polen erkläre, sich mit den 
Dienststellen der Abteilung Arbeit nicnt ins Benehmen zu setzen, 
weil sie die Gefahr der Verschickung ins Reich befürcnteten. 
Line große Schwierigkeit biete die Aufrechterhaltung der 
larife, Im großen und ganzen gelinge es selbsiverstándlicn, die 
Tarife zu halten, aber im Vernältnis zu den Mégbichkeiten des 
Reicnes und der dortigen Organisation in Gestalt der polizei- 
lichen Uberwachung seien die dem Generalgouvernemeni zur Verfü- 
gung stehenden Kittel recht gering. Es sei erstaunlich, festzu- 


stellen, wie unwesentlich diese Überschreitunzen der Grundsätze 
im veneralgouvernement- seien, insbesondere in Anpetracht der we- 
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sentlich überhöhten Levenshaltungskosten, die noch nicht einmal 
im Verhältnis zu dem stehen, was dem Arbeiter geboten werden kön- 
ne. Sine Senkung der Preise könnte nur durch eine Vermehrung der 
Güter, der aber natürliche Grenzen gesetzt seien, erzielt werden. 
lian werde aber nach wie vor in der Lage sein, allen Anforderungen 
aus dem Reiche Rechnung zu tragen. Ob es jedoch gelingen werde, 
noch 250 000 polniscne Landarbeiter neben den bereits im Reiche 
befindlichen 320 000 aufzubringen, sei fraglich. 

im veneralgouvernement seien heute gewerbliche Arbeits- 
kräfte nur dadurch zu gewinnen, daß man etwas mehr Lohn zahle 
als an anderen Stellen gezahlt werde. 


Wirtschaftslaze des Generalgouvernements -Konlensituation 

Ninisterialdirisent Dr, Emmerich führt aus, daß die indu- 
siriewirtschaft des Generalgouvernements gegenwärtig ein sehr 
unausgeglicnenes 5ilà zeige. Tendenzen des Aufscnwunges zeigten 
Sich auch noch neute unverkennbar durch eine ot ndige Steigerung 
der Rüstungsaultr&ge, ferner auch durch die lendenz des Reiches, 
aus dem zivilen Sektor in sehr erheblichem umfanze Aufträge in 
die Randgebiete, vor allen auch in das ueneralgouvernenent, zu 
- verlagern, Man könrte in den nächsten Monaten £22 einer zusätz- 
licnen Sescnäftjigung erheblichen umfanges sprechen, wenn nicht 
die Kohlensituation der Wirtscnaft die stärksten Beschränkungen 
1 auierlegen würdeg. Aut gewissen Sektoren der industriewirtschaft 
| sei es gerade Dei großen Werken, die sehr viel kohle gebraucnten, 
zu otilllegungen gekommen. Andererseits habe sich die mittlere 
industrie leidlicn durchgeholfen, wenn sie aucn gelegentlich ein- 
malg ausgesetzt habe, 


Auch 
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Àucn regional sei das Bild senr unausgeglicnen, in 
fschenstochau beispielsweise habe man immer wieder mit Erfolg 
versucht, sich durch Lastwazgen Kohle aus den nicht allzu weit 
entfernten Gruben zu holen, und es sei dann zum mindesten den 
nicht großen Kohleverbrauchern zeluhbn C $228 23 on lngang zu hal- 
ten. 

"as die industrieelle Situation angene, so gebe es doch 
wohl eine stärkere Arbeitslosigkeit, als sie nach den Angaben 
des Präsidenten Dr, Frauendorfer anzunehmen wäre. Daß man die 
richtige Zahl nicht erfassen könne, sei darin begründet, daß 
sich die Arbeiter nicht meldeten, aus der Befürchtung heraus, 
dann ins Reicn verscnickt zu werden. Wenn es nicht zelinge, ei- 
ne stammarbeiterscnaft in den Betrieben zu halten, werde die 
Jiedersnkurbelunz der Wirtscnart nach der Erleichterun: der Kon- 
lensituation senr schwer sein. Demnacn werde also eine Verschickun 
von Facharbeitern ins Reich nur in ganz begrenztem umfange stati- 
finden dürfen, 1n diesem Sinne sei eine Zusammenarbeit der Ab- 
veilunzen Wirtscnart und Arbeit geboten. 

in dem jetzt zu Ende gegancenen Kohlenwirtschaftsjahr sei 
aan von einer Schwierigkeit in die andere gekommen. Nachdem die 
Schaffuns von Vorräten sehr nachgelassen hatte, sei die Wenr- 
macntsbewesuns gekommen, anscnliegend der Anlauf des Utto-“ro- 
gramms und zusätzliche Anforderungen der Yenrmacht gegenüber dem 
konlenkontinzent des Generalgouvernements, Endlich seien noch 
die Witterungsstörungen dazugekommen, und es habe gewisser Ver- 
einbarungen bedurft, um überhaupt etwas von den Kohlenvorräten 
frei-zubekommen, 

Das kohlenproblem sei ein Mengen- und [ransportproblenm, 

Das Menzenprovlem habe solche Beschränkungen im Gefol:e gehabt, 
daß man an eine Hausbrandversorgung mit konle im abgelaufenen 
&onlewirtscha tsjahr nicht habe denken können. Es wäre aber an 
Sich möglich gewesen, mit den zugestandenen Konlemengen die Be- 
dürfnisse der Industriewirtschaft zu befriedigen, und wenn hier 
Störungen eingetreten seien, so seien sie auf der Iransportseite 
zu suchen, Die Abteilung Wirtschaft habe in encster Zusammenar- 
beit mit der Ostbahn das ihrige getan, um unter Ausnutzung aller 
“Möglichkeiten dieser Situation zu begegnen. Es habe sich einiger- 
maSen zwangsläufig ergeben, daß die Kohlenversorgung nach Katfleco- 
rien vorgenommen werden mußte, und zwar nach den Kategorien der 


Versorfungsbetriebe, 
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Versorgungsbetriebe, Xiistungsbetriebe und EZrnührunzsoetriebe, 
Als sich nun die Schwierigkeiten verschärften, habe es die 
Rüstungsinspektion selbst übernommen, die beschaftung für die 
ustungsbetriebe durchzuführen. Damit sei die Fürsorge der Wirt- 
Schaitsverwaltung im wesentlichen auf die Versorgung der Elek- 
trizitäts-, Kraft-, Wasserwerke beschränkt worden. Um wenigstens 





| 


im Interesse der öffentlichen Ordnung die Versorgung mit Strom 

| sicherzustellen, um Voraussetzungen für den normalen Weiterlauf 
| der Ernährungswirtschäft zu schaffen, habe man in ständiger Fün- 
lung mit der Weurmacht gestanden. Die Wehrmacht habe Ja das glei- 
che interesse daran, daß die VePsorgungsbetriebe weiterliefen; 
denn»die Truppe könne Sich nicnt in einem Raum bewegen, in wel- 
chem die Versorgungsbetriebe stillgelegt seien. Dieser Grundsatz 
sei auch von der Wehrmacht anerkannt worden. Es sei zu hofien, 
daß es in Auswirkung der zugesagten Zusammenarbeit gelingen wer- 
de, soviel Kohle zu ernalten, daß man vor dem Schlimmsten, nän- 
lich vor der Ausschaltung der Versorgungsbetriebe, bewahrt bleibe. 
Für die Transporte dieser kohle vedürfe es täglich 10 Züge, die 
eben in die Wenrmachtstransporte eingeschaltet werden müßten. 

in den le sen Wochen sei es der Rüstungsinspektion ge- 
lungen, sich eine ganz bescheidene Vorratsnaltung dadurch zu 
verschafien, daß einige Kohlenzüge gefahren worden seien. Das 
werde aber nur auf ganz kurze Zeiten möglich sein. Es werde sich 
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also fragen, op man auch auf dem Riistungssektor starke Einscnrün- 
Zungen vprzunenmen haben werde oder nicht. Grundsätzlich solle 


die Fertigung aufrechterhalten werden, die die sogenannten 
SS- und 5=Stofie betreffe. 
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Um die Konlensituation transportmiBig zu erleichtern, habe 
man alle Möglichkeiten in Betracht gezogen, so unter anderem auch 
die, die Weichsel als Verkehrsinstrument einzuschalten. Leider 
seien die Aussichten, die sich nier eröffneten, nicht allzu groß, 
An der oberen Weichsel habe man für die Kohlentransporte den 
vorhandenen Schiffsraum eingesetzt; zur verfügung ständen zwei 
Schleppdampfer, ein neuer Wotorschlepper; zwei Dampfer seien im 
Ausbau. An Laderaum stünden zur Zeit zur Verfügung 200 Galeeren 
von je 50 Tonnen Tragfähigkeit. im Bau befänden sich (5 weitere 
valeeren. in der polnischen Zeit seien 400 Galeeren verfü-bar 

i gewesen, Damals seien jährlich mit diesen kleinen Einheiten lo0éyy 
| | 960. Tonnen befördert worden, während man jetzt lediglich im Wege 
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einer rationellen Ausnutzung dieses Laderaumes und eines Dt 
um Zug-Verkehrs oestrebt sei, die Förderung auf 200 000 Tonnen 
à zu bringen. Die kohlensituation im Krakauer Bezirk könnte daher 
wes-ntlich erleicntert werden. im vergangenen Jahre seien 70 % 
der Befórderungsmen-en dieser Galeeren für Krakau in Anspruch 
genommen worden, Die sr umlaufszeit von Grube Zu Grube oetrage 
L bei einer Galeere 7 lage, bei einem Verkehr bis Sandomir el ‘tage. 
Auf der unteren Weicnsel stünden 6 Schleppdampfer, 10 

$ große Lastkähne, 4 große &0sTonnensGaleeren zur Verfügung, außer- 
dem 22 Passagierdampfer. Von diesen Schiffsgefäßen seien im ver- 
- £angenen Jahre 40 000 Tonnen Kies befördert worden, 4 000 Tonnen 
4uckerg Mehl, Papier und andere Güter. Alles in allem könne also 
die Teichsel nur eine ganz geringe Transportmäßige Entlastung 
bringen, immerhin würde sie dazu funren, iab man in der konlen- 
bewirtschaftung individuell vorgene, daß man Z.B. den Krakauer 
Sezirk als weniger gefährdet ansenen könnte als einen anderen. 
ss wäre nicht gerechtfertigt, bei diesem unterschiedlichen lrans- 
port eine einheitliche Norm für das ganze Generalgouvernement 
aufzustellen, uan könne nur für jeden einzelnen Bezirk ent- 
Sprechend den iransportmöglichkeiten die Einschränkunsen mehr 
oder weniger durchrreifend gestalten. 

Was die inergielage angene, SO sei man hier bis auf weite. 
res nece von der Kohle abhängig, da Wasserkräfte zur Zeit noch 
nicht zur Verfügung ständen. Man gehe auch hier individuelle vor 
und bemühe sich, angesichts der vorhandenen iransportmörlichkei- 
ten die notwendigen Vorkehrungen zu treffen. Er oemüne Sicn, ein 
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Ubereinkommen mit der Rüstunzsinspektion zu treffen. im Wege ge- 
wisser kleiner Sınschränkungen könnte man gevisse Maßnanmen durch- 
fünren. Man könnte daran denken, dıe Straßenveleuchtung einzu- 
| Schränken, dem einzelnen Verbraucner nur für eine vegmzie An- 
| zanl von Kilowattstunden den Normalpreis zu belassen, über eine 
| bestimmte Menge hinaus aber den dreifachen Preis zu erneven, - 
| aver alle diese Maßnahmen schlügen nicht so zu Buch wie eine 
| Einschränkung der Entnahme von Araftstrom. Über alle diese Fra- 
1 gen werde man sich in der nächsten seit mit der Rüstungsinspek- 
tion auseinandersetzen. 
‚insichtlich der lextiiversorgung sei man jetzt in ein noues 
Wirtscnaftsjanr eingetreten, Die MaGnanmen im Gebiete des Gene- 
| ralgouvernements würden nier aui das engste mit den lendenzen des 
i “irtschaftsministeriums in Einklang gebracnt. Bis zur itte des 
! vergangenen Janres nätten ledigiicn veı jüdischen 5etrieomerfaBte 
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schlecht sortierte Vorräte zur Vertiigumg gestanden. Darüber- 
hinaus seien bescheidene Mengen aus dem Reich und aus iomaschow 
importiert worden, die zwar in ihrer Auswahl für das General- 
gouvernement von einem gewissen dert gewesen seien, aber den Wah- 
ren-Hunger nicht hätten beseitigen können. Man sei jetzt mit dem 
Plan bescháftigt, alle Produktionskapazitaten des Generalgouv erne- 
ments auszunutzen, für dessen Jurenführung es aber einer Einfuhr 
von Rohstoffen aus dem Reich unbedingt bedürfe. Man erhalte jetzt 
ein bestimmtes Monatsquantum Baumwolle, auch wir denregelmäßiz 
andere Stoffe geliefert, sodaß man sich jetzt auf eine Wirtschaft 
für ein Jahr einrichten könne. Es sei zu hoffen, daß Ausfälle, 
die auf seiten der Kapazität eintráten, auf diese Weise wieder 
ausgeglichen werden könnten. Jie Waren würden zumeist im uene- 
ralgouvernement konfektioniert. vie eigene Erzeugung des General- 
gouvernements werde auf 50 Millionen Zloty für das Jahr 1941 ver- 
anschlagt. 

(as die Verteilungszrundsätze für diese Textilien angene, 
so habe man zunächst das Gutscheinsystem eingeführt. Aber schon 
in der zweiten Hilfte des vergangenen Jahres habe es sich als 
zweckmäßig erwiesen, den Bezug von Waren an bestimmte Leistungen 
der Bauern zu knüpfen und so der zrnáhrungswirtschaft eine Hilfs- 
stellung zu geben. Die Zuteilung erfolge nicht über den Handel, 
sondern direkt durch die Wirtschaftsstellen. Auch in diesem Jahre 
werde man die Lrnteerfassungsaktion wiederholen müssen, und man 
habe sich in jeder Weise darauf eingestellt. Auch hinsichtlich 
der zroauktion werde es in diesem Jahre besser gehen als bisher. 
Man werde nicht mehr zusammengexaufte Partien anbieten, sondern 
dasjenige fabrizieren lassen, was in erster Linie von der Land- 
wirtschait verlangt werde, also Hemden, Unterwüsche usw., je 
nach dem Grade der Dringlichkeit. vaneben habe man an Beutegut 
manches aus dem teich hereingenommen. So sei zu erwarten, daß 
man den Schwierigkeiten mf diesem Gebiet einigermaßen werde be- 
gegnen xónnen. 
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Ernä und Landwirtschaft 


Landesbauerniührer Körner macht zunächst davon 
Mitteilung, daß 5,2 Millionen Menschen im Generalgouvernement 
mit Lebensmittelkarten versorgt worden seien. Wenn auch die 
mationssátze im allgemeinen noch &ering seien, so sei doch an- 

dererseits vor allem für diejenigen, die für deutsche Inter- 
essen arbeiteten laufend die Ration erhöht worden. Auch habe man 
immer mehr Betriebe zu A- und D-Detrieben erklürt. Es gebe heute 
schon fast 1 Million Venschen im veneralgouvernement, die Schwer- 
und Schwerstarbeiterzulagen erhielten. Das gelte insbesondere 
für die Arbeiter des Utto-Programms, bei kisenbahn und Post, 
beim Straßenbau und in der Forstwirtschaft. Darüberhinaus habe 
man den Kustungsbetrieben und den A- und D-Detrieben in den letz- 
ten Wochen mehr Ware zugeteilt, ais im Lkrnáhrungsplan für 1940/41 
vorgesehen war. Insgesamt seien aus den erfaßten kiervorräten 
in dieser Zeit ca. 30 UUO Stück mehr an die Küstungs- und die 
A- und D-Betriebe ausgegeben worden. Desgleichen erhielten die 
poinischen Normalverbraucher die doppelte Ration. Auch die 
Fieischportionen seien erhünt worden, und zwar für die D-Detriebe 
auf 200 g wöchentlich. Wenn auch die Lebensmittelsitze verhilt- 
n)smäßig gering seien, so könnten Sie doch immer noch einen Ver- 
gleich mit den in verschiedenen Staaten suropas gegebenen Lebens- 
nıittelrationen AMAXAIAIAM aushalten, vor allem auch einen Ver- 
gleich mit den oützen, die dem deutschen Volk im Weltkriege ge- 
geben wurden. Schon heute gebe es etwa 1 Million sonderversorgte 
Polen im veneralgouvernement, die besser versorgt würden als die 
deutsche Bevölkerung in den Jahren 1916 bis 1919, Die rettratio- 
Len seien jetzt bei den A- und D-Betrieben auch wieder erhöht, 
den sisenbahnbediensteten seien neuerdings Fettzuteilungen gege- 
ben worden. Außerdem habe man sämtlichen Arbeitern der A- und B- 
Betriebe die Fettration um 20 g erhöht. Man sei zu diesen Maß- 
nahmen imstande &ewesen, weil man in den Lrfassungsapparat lau- 
fend Verbesserungen eingebaut habe und trotz der &roBen Schwierig- 
keiten in der 5rfassung laufend mehr Ware habe aufnehmen künnen. 

Leider habe man immer noch mit gen groBen ochwierigkeiten 
zu kämpfen, die die hohen ‘reise auf dem Gebiet der gewerblichen 
und industriellen “irtschaft, vor allem auch die hohen Schleich- 
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Schleichhandelspreise mit sich brächten. Diese Situation reize 
den Bauer, seine Produxt&f£ eben zu höheren Preisen im Schleich- 
handel abzusetzen. immerhin sei es gelungen, mit Hilfe der Di- 
strikte und der verwaltungsstellen der mittleren und unteren in- 
stanzen die srfassungsmethoden dauernd zu Verieinern, sodal wan 
neure scaon vielerorts ein Herabsinken des Schleichhandels auf 
10 oder ZU % feststellen könne. 

vie _vetreideversorgungslage der uesamtbevolxerung könne bis 
zur neuen zrnie durchgehalten werden. vas verdanke man in erster 
Linie dem Umstande, daß man im vergangenen Winter große Vorräte 
angelegt habe. Beim Getreide habe man etwas in die Vorräte ein- 
greiten müssen. Das sei auf die Kohlensituation im Januar zurück- 
zuführen, angesichts deren der Ausdgusch nur sehr unvollkommen 
gewesen sei. Jetzt werde aber restlos das Getreide ausgedroschen, 
so dab in absehbarer Zeit die gesamte Ernte werde abgeliefert 
werden können. Bei der Getreidesituation seit zu bedenken, daß 
man bei weitem nicht so viel uetreide aulgenommen habe, ais um- 
gelegt worden sei. Aber man müsse eben das unmögliche verlangen, 
un das mógliche zu erreichen. Die versorgungslage sei auf das 
mögliche kalkuliert, sodaß man den Anschluß an die neue urnte 
finden werde. Bis heute seien 430 OUO t Getreide abgeliefert 
worden, etwa die 5 1/2-fache Menge dessen, was man im vergan- 
Senen vanre aus dem neich als Zuschuß für das Generalgouverne- 
ment habe erhalten können. Manrechne mit einer vesamtabliefe- 
rung von etwa 550 QUO t Getreide. 

Die Tatsache der Erhöhung der Lebensmittelrationen fur 
einzelne Verbraucher zeige, daß die Lriassung laufend besser 
werde. Wan beurteile auch für die Zukunft, wenn nicht ganz be- 
sonaere Umstände eintráten, die Lage nicht als schlecht. Voraus- 
Setzung sei allerdings, daß der ins Generalgouvernement neu 
hereinkommenden Truppe ganz genaue und scharfe Anweisungen ge- 
geben werdep,schärfer jedenfalls als die vom ullitärbefehls- 
haber im Generalgouvernement gegebene Anordnung. in solchen An- 
ordnungen müßten Ausdrücke wie "grundsätzlich" oder " in der 
Hauptsache" unbedingt vermieden werden, da aus ihnen gerade ent- 
&egengesetzte Schlüsse gezogen würden. Er habe deshalb auch ein 
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neuen Plan dem MIG über Obetstleutnant von Tschammer und Usten 
zugeleitet, aer demnächst mit den mabgebenden Stellen besprochen 
werden solle. 

Eine weitere Schwierigkeit für die Versorgungslage des 
Generalgouvernements liege darin, dap die Gaststütten Jetzt in 
vermehrtem Umfange von Soidaten auigesucht würden. Daner sei 
geplant, ab 1. Mai eine einheitliche Gaststütten:arte einzuführen 
Vie Wehrmacht xónne dann den einzelnen "ormationen diese karten 


- . 9Soldater | 
für die Gaststitten zuteilen, wenn sim sicn/aui vienstreise oder 


Uriaub befinden. 

Jie zweite große Aufgabe, aie die Abteilun: Ernährung und 
Landwirtschaft/wió.. beschäftige, sei die Lrntebestellung für 
1941.Die Frühjanrsbestellung sei gut vorbereitet. Man hoffe, dag 
das &us dem Helch zugesagte Saatgut und die Düngemittel noch 
hereinkämen. Allerdings werde die Ustbahn bis gegen ande April 
noch mit Transporten belastet, die jetzt im interesse der Ver- 
sorgung der Städte vorverlegt werden müßten. kan wolle nämlich 
alle Distriktsstädte auf 3 bis 4 Monate bevorraten. Ungünstig 
werde sich tür die trunjahrsbestellung die Tatsache auswirken, 
daß jetzt wieder von der Wehrmacht 40 QUU rferde zu Transport- 
zwecken in Anspruch genommen werden sollten. Eine besondere 
ochwierigkeit bedeute auch die willkürliche Inanspruchnahme von 
Land seitens verschiedener Formationen. is müsse unter allen 
Umstanden vermieden werden, dau z.B. eine Formation ihre Baracken 
ausgerechnet in eine Gärtnerei hineinstelle. 

Für die Landwirtschaft wirke sich auch die Tatsache sehr 
ungünstig aus, daß von der Wehrmacht häufig Löhne von 9, 10, 12 
und sogar 20 Zloty je Tag gezahlt würden, während nach dem Tarif 
der Staatsarbeiter der Lohn nur 6,50 Zloty betrage. 
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Generalgouverneur Reichsminister Dr. F rank bezeichnet es 
als das wichtigste, die Lebensbedürfnisse der hier im interesse 
des Deutschen Heiches tätigen Menschen unter allen Umständen 
sicherzustellen. Die Leute, die hier im Dienste des Reiches und 
der Riis tungsindustrie arbeiten, müßten auch so Eestellt werden, 
daß sie ihre Arbeitskraft behalten. Zu der Anregung bezüglich 
kinführung einer Gaststättenkarte bemerkt der veneralgouverneur, 
daß er eine solche Anordnung gerne treffenw erde, jedoch nur dann, 
wenn die Wehrmacht damit einverstanden sei. 

srireulich sei die Feststellung, daß das Generalgouvernement 
das einzige unter den von den deutschen Truppen besetzten Gebie- 
ten sei, das keine Anforderungen auf Ernährung aus dem Reich 
stelle. Es sei dies das Verdienst der zielbewu&ten Arbeit der 
Abteilung Ernährung und Landwirtschaft. 


Punkt 4 der lagesordnung: Holzversor Silage im 
seneralgouvernement. 


Oberlandforstmeister Dr. £g igfeldt legt dar, dap 
die Walder des Generalgouvernements nicht ausreichten, um den 
Holzbedarf unter normalen Verhaltnissen zu decken. Seit der Be- 
seizung des Gebietes habe sich die Notwendigkeit ergeben, einen 
»inschlag vorzunehmen in einer Hóhe, die nur im HindDiilckaut die 
Ariegsi&ge zu verantworten sei. Durch diesen erhöhten hinschlag 
sei es bisher gelungen, den Holzbedarf im veneralgouvernem ent 
zu decken und im vorigen Jahr sogar noch mehrere willionen Fest- 
meter Holz dem Reich zur Verfügung zu stellen. 

Die Anforderungen, die in den letzten Wochen für kriegs- 
wichtige Zwecke gestellt Wurden, seien so &£roB, dais auch dieser 
starke AZehreinschlag nicht mehr voll ausreiche. 50 seien bei- 
spielsweise an Nadelstammholz für Dalken und Bretter in den letz- 
ten Wochen Anforderungen gestellt worden, die einem ganzen Jahres- 
einschlag entsprechen. Diese Menge werde aber nicht etwa im Laufe 
eines Jahres verlangt, sondern solle in wenigen Monaten geliefert 
werden. Hierzu müsse man bedenken, daß die Frage der Holzbeschaf- 
tung in erster Linie ein iransportproblem sei. Die Sägewerke 
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im Generalgouvernement besäßen eine hinreichende Kapazität, um 
in kurzer Zeit groBe engen Holz einschneiden zu kónnen; die 
Schwierigkeit liege jedoch in der Abfuhr des Holzes zum Sägewerk. 
Gegenüber dem Vorjahr haben sich die Verhältnisse bezüglich der 
Holzabfuhr wesentlich verschlechtert, insbesondere infolge der 
starken Verminderung der hierfür zur Verfügung stehenden Pferde- 
éespanne. Umso notwendiger sei es, daß alle beteiligten Stellen 
dieser Frage des Abtransportes von Holz die größte Aufmerksamkeit 
zw enden. Die Beschaffung des Holzes für kriegsentscheidende 
Zwecke sei deshalb so wichtig und müsse allem anderen voran- 
gehen, weil die wehrwichtigen Bauten wie Brücken, Unterkünfte 
usw. bei der gebotenen Eile nur in Holz ausgeführt werden können 
una von ihrer rechtzeitigen Fertigstellung der weitere Verlauf 
| der militärischen Jperationen abhängt. Deshalb müsse das Holz, 
Gas auf Vorrat liege und aus dem Wald herausgeholt werden könne, 
| restlos diesem Kriegsentscheidenden Bedarf zur Verfügung gestellt 
B werden. Alle anderen Arbeiten müßten eine wesentliche Zurück- 
$ setzung erfahren. Die Abteilung Far sten werde denjenigen Stellen, 
| denen weiterhin Holz zugeteilt werden müsse, nicht mehr den gan- 
| zen angeforderten Bedarf auf einmal geben, sondern die Zuteilung 
ratenweise vornehmen, je nachdem Holz vorhanden sei. Unter allen 
Umständen müsse von allen zivilen und militärischen Stellen von 
irgendwelchen wilden Seschlagnahmeaktionen Abstand &enommen wer- 


| 
P den. 
| Punkt 5 der lagesordánung;: Bauwirtschaft. 
T 
Präsident Bauder bezeichnet die Bauwirtschaft als 
LU ein rroblem der Arbeitskrüfte, der Baustoffe und aes Transportes. 
E 


| Während die Frage der Arbeitskrüfte una ger Baustoiie im allge- 

f meinen in Urdnung sei, mache die tran sportfrage erhebliche Sorge. 

i In den nachsten Monaten werden auf diesem Gebiete noch weitere 
auberordnetlich große Schwierigkeiten eintreten. Es werde nicht 

daran zu denken sein, das irgendwelche Transporte für nicht ab- 
Solut kriegsentscheidende Dinge mittels Lastwagen noch móglich 
sein werden. Hierauf müsse bei der Planung für 1941 heute schon 
Rücksicht genommen werden. Unter keinen Umständen dürfe mit irgend- 
welchen Neubauten, die noch nicht begonnen sind, jetzt begonnen 


werden. 
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werden. Die noch vorhandenen Móglichkeiten mügten dazu benützt 
werden, um begonnene Bauten soweit fertigzustellen, daß sie 
gegen Witterungseinflüsse auf lüngere Zeit geschützt sind. Innen- 
arbeiten aller Art seien als nicht lebensnotwendig zurückzu- 
stellen. Diese Maßnahme treffe auch den Wohnungsbau; es sei un- 
möglich, auf diesem Gebiet jetzt größere Arbeiten zu beginnen 
und durchzuführen. Es sei unzweckmäßig, im Hinblick mf die be- 
züglich des Wohnungswesens bestehende Not Hoffnungen zu erwecken, 
die unter dem Zwang der Verhältnisse nicht verwirklicht werden 
kónnen. , 

Der StraBenbau stehe seit dem Beginn seiner Tatigkeit ab- 
solut unter dem Einfluß der Anforderungen der Wehrmacht. Wenn 
es gelungen sei, die ungeheuren von der Wehrmacht verlangten Lei- 
stungen zu vollbringen, so sei das nur dem Umstand zu verdanken, 
dab die Abteilung Bauwesen von allen Dienststellen des General - 
gouvernements in vorbildlicher und rückhaltloser Weise unter- 
stützt worden sei. Heute gelte auch für den Straßenbau die For- 
derung, dai es keinen Zweck habe, irgendwelche neuen Pläne in 
Angriff zu nehmen, da sie ja doch nicht zu Ende gebracht werden 


kónnen. Es müüten zur Zeit die gesamten Bauten westlich Weichsel 
und San liegen bleiben; vielleicht werde es möglich sein, in der 
zweiten Hälfte des Jahres diese Bauten wieder fortzuführen. 

Abschließend mgrichtet Präsident Bauder an die Distrikts- 
chefg die Bitte, die Dienststellen seiner Abteilung in den näch- 
sten Wochen und Monaten bei der Durchführung ihrer schweren Ar- 
beiten nach Möglichkeit zu unterstützen. 


Generalgouverneur Reichsminister Dr. Fran k weist mit 
Nachdruck darauf hin, daß nicht daran gedacht werden könne, in den 
Kommenden Wochen einen Bau zu beginnen oder ein großes Bauwerk 
zu Ende zu führen, wenn nicht das Material in diesem Augenblick 
bereits restlos an Ort und Stelle vorhanden sei. Präsident Bauder 
habe Vollmacht erhalten, in allend iesen Fragen grundsätzlich 
allein und ausschließlich zu entscheiden. Was fertiggestellt wer- 
den könne ohne Inanspruchnahme von iransportmitteln für Bau- 
material usw. , solle selbstverständlich fertiggestellt werden. 
Die Distriktschefs und Abteilungspräsidenten seien dafür verant- 

wortlich 
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wortlich, daB in ihren Bereichen nach diesen Grundsätzen gear- 
beitet werde. 


Punkt 6 der Tagesordnung: Währungslage. 


Bankdirigent Dr. Paersch teilt mit, dag mf dem 
Gebiete der Wührung irgendwelche besonderen Ereignisse nicht 
eingetreten seien. Hinsichtlich der Wirtschaftsbeziehungen zum 
Heich sei das Generalgouvernement stark aktiv; die Zahlungs- 
bilanz weise mehr Zugänge als Belastungen auf. So erfreulich die- 
ses Ergebnis sei, so sei doch für die Notenbank eine gewisse 
Schwierigkeit aufgetaucht insofern, als die für den Iruppenbedarf 
- Soldzahlung usw. - erforderlichen Beträge im Kreditweg flüssig 
gemacht werden mußten, wodurch eine gewisse Steigerung des Note- 
unlaufes eingetreten sei. Bisher habe sich diese Steigerung in 
mügigen Grenzen gehalten, weil es moglich gewesen sei, durch ge- 
eignete Abschöpfungsmaßnahmen diese» Auswirkungen en tegenzutreten. 
Der Notenumlauf betrage zur Zeit 1,5 Milliarde Zloty gegenüber 
1,2 Milliarde am Ende des abgelaufenen Jahres. Mit der zunehmen- 
den Belegung des Raumes mit Truppen werde auch die Steigerung des 
Notenumlaufes sich weiter fortsetzen. Irgendwelche Gefahren- 
momente haben sich bisher hieraus nicht ergeben und sind auch 
für die nächste Zeit nicht zu besorgen. 

Das Vertrauen in die Zlotywährung sei unerschüttert. Die 
Nachfrage nach keichsmarkzahlungsmitteln sei verhältnismäßig 
gering; im Schwarzverkehr habe die Reichsmark ein ganz geringes 
Aufgeld. 

Im Zusamuenhang mit der Währungslage seien die möglichen 
Auswirkungen des Etats auf die Finanzlage ins Auge zu fassen. 
Irgendwelche ungünstigen Hückwirkungen auf diesem Gebiet seien 
bisher nicht zu verzeichnen. Der Bedarf des außerordentlichen 
Etats konnte im freien Geldmarkt untergebracht werden. Vor kurzem 
seien Gerüchte aufgetaucht, wonach beabsichtigt sei, im General- 
gouvernement eine neue Ostmark auszugeben, worauf der Umtausch 
der Zlotynoten im Verhältnis 1: 4 erfolgen solle. Es sei gelungen, 
diese Gerüchte, die gleichzeitig an mehreren Stellen au ftauchten,. 

und 
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und durch polnische Arbeiter auch im Reich verbreitet wurden, 
Zu zerstreuen. 

Ein weiterer 4usammenhang bestehe zwischen der Wáhrung und 
den Preisverhiltnissen und den sich daraus ergebenden Ausstrah- 
lungen. Bekanntlich sei die Spanne zwischen Löhnen und Preisen 
noch offen. Irgendwelche Besorgnisse fiir die Währung seien hier- 
aus im Hinblick auf das voll zurückgekehrte Vertrauen zur Wahrung 
Jedoch nicht abzuleiten. Es empfehle sich, die bisherige Rich- 
tung in der Lohnpolitik, wie sie seit dem Entstehen des General- 
gouvernements festgelegt worden Sei, möglichst unvermindert 
fortzusetzen. | 

im Gescháftsbetrieb der &missionsbank seien keine Schwierig- 
keiten aufgetreten. Ungeklärt sei lediglich die Frage der Besol- 
dung für das polnische Personal. Zur Zeit werde die Frage geprüf t, 
ob nicht auf dem Weg einer Sonderregelung diese Angelegenheit 
geordnet werden könnte, | 

Was das Bankgeschäft anlange, so sei ein langsames Ansteigen 
der Einlagebewegung zu verzeichnen. Die Einlagen hätten es er- 
móglicht, die Beträge des auge rordentlichen Haushalts zu finan- 
zieren. Die flüssigen Mittel der Kreditinstitute seien nicht 
voll ausgenützt. Die Wirtschaft laufe eben noch nicht so normal, 
daß Kreditgesuche in ausreichendem Umfang vorhanden seien. Fir 
die Einlagen - die überwiegend als tüglich fállig eingezahlt wer- 
den - sei eine besondere Rechtssicherheit dadurch vorgesehen, daß 
sie von den alten Einlagen getrennt gehalten werden. Die se Mag- 


nahme habe vertrauenstärkend gewirkt und den Sinlagenzuflus ver- 
bessert. 





bevi senlage 


Abteilungsprüsident Tetzner führt aus, daB die Devisen- 
lage insofern als günstig gekennzeichnet werden kónne, als allen 
berechtigten Forderungen bisher habe entsprochen werden können. 
Der Apparat der Devisenstelle und der Außenstellen sei den Bedürf- 
nissen soweit angepaßt worden, daß nach Möglichkeit jeder unmö- 
tige Schematismus vermieden werde. Einzelnen Firmen, insbesondere 
reichsdeutschen Einsatzfirmen seien sogar allgemeine Genehmi- 
gungen erteilt worden, die ihnen einen gewissen Spielraum in der 
Anwendung ihrer Konzessionen geben und sie in die Lage versetzen 
würden, für längere Zeit Dispositionen zu treffen. Bisher sei 

es so gewesen, daß eine Devisengenehmigung nur einen Monat Gel- 
tung haben konnte, weil man sonst nicht den nótigen Überblick am 
Schlusse des Monats hatte. Aus den erfolgten Überweisungen seien 
erst die Mengen gewonnen worden, die im Gebiet des Generalgouver- 
nements gefehlt hätten. So habe man eine Art Handelsbilanz sta- 
tistisch aufbauen kónnen. Die Genehmigung kónne mit Wirkung vom 
l. April auf 3 Monate erteilt werden. Im allgemeinen seien 
ochwierigkeiten bei der Erreichung einer Genehmigung nicht mehr 
zu erwarten. In enger Zusammenarbeit mit den Dewirtschaftungs- 
stellen sei vor kurzem ein Weg gefunden worden, der zwar etwas 
schwierig sei, weil die Devisengenehmigung nicht nur eine gewisse 
Zuteilung des Zahlungsmittels bewirke, sondern von den Bewirt- 
schaftungsstellen aus auch eine Zuteilung der Kennziffern statt- 
finden müsse. Aber auch auf diesem Sektor beständen zur Zeit 
keine Bedenken. Zur Zeit lägen die Dime so, daß das General- 


gouvernement vom Reiche kaufen könne, was es an Gütern abgeben 
kónne. 
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Sicherheitslage im Generalgouvernement. 


Ver Höhere SS- und Polizeifiihrer S5S-Obergruppenführer 
Krüger führt aus: Wenn es bisher gelungensei, im General- 
souvernement die Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung 
Zu gewáhrleisten, so sei das in erster Linie der Sicherheits- 
polizei zu verdanken. Der Einsatz, der von der Polizei gefordert 
worden sei, sei sehr &roB, und auch die Verluste im Einsatz 
seien noch verhältnismäßig gestiegen. Er hebe das hervor, weil 
vielleicht noch immer irrige Auffassungen gerade über die Tátig- 
keit der Sicherheitspolizei in diesem Raume beständen. Es handle 
Sich hier um einen Kampf, der die hichsten Anforderungen an die 
Manner der Polizei stelle. Nach wie vor müßten deshalb alle 
Sicherheitsorgane für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 
einstehen. Es sei unmöglich, in absehbarer Zeit irgendwelche 
Kompromisse zu schließen oder gar schwach zu werden. 

Die Kräfte, die sich gegen das deutsche Regime stellten, 
seien bekannt. Da sei vornehmlich die Intelligenz, die mit außer- 
ordentlichem Geschick arbeite. Sie wisse ganz genau, wie weit 
sie in ihren einzelnen Handlungen gehen könne. Daß diese Bewe- 
gung der Nationalpolen in Verbindung mit dem Ausland stehe und 
diese Verbindung BC: —— sei auch mit den schärfsten 
Sicherheitsmaßnahmen/zu umgehen. Gerade diese Kreise wüßten sich 
ein verhältnismäßig gutes Bild über die gesamten politischen und 
vor allem außenpolitischen Zusammenhänge zu verschaffen. Wenn 
Deutschland beispielsweise mit Erfolg irgendwo diplomatisch oder 
politisch arbeite, dann reagiere sofort diese Bewegung nach der 
negativen Seite. Wenn diese Kreise erführen, daß Deutschland mit 
mehr oder minder großem Erfolge etwa in Griechenland, Albanien 
oder Afrika arbeite, dann werde sich das sofort in einer leben- 
digeren Tätigkeit der Wid erstandsbewegung zeigen. Man dürfe sich 
nicht der Illusgon hingeben, daß der Pole schlafe, abgesenen da- 
von, daß er von Hause aus konspiriere; das lehre schon seine 
ganze Geschichte. Die polnische Widerstandsbewegung sei äußerst 
rege. Der Polizei sei es &elungen, gerade im Anfang dieses Jahres 
in die Widerstandsbewegung sehr scharf hineinzufassen. Da hätten 
sich neue, sehr interessante Wege gezeigt. Man habe bis zur Stunde 











die Móglichkeit, immer wieder die Vorgänge innerhalb der polni- 
schen Widerstandsbewegung zu überwachen. CAM: 

Wenn die polrische Widerstandsbewegung überhaupt positiv 
arbeiten kinne, dann nur deshalb, weil sie mit au berordent- 
licher Geschicklichkeit vorgehe und vor allem die Deutsche 
selbst ausnutze. Die Polizei sei &ezwungen, angesichts der ver- 
hältnismäßig geringen deutschen Kräfte sich sehr stark auf pol- 
nische Mitarbeiter zu stützen. Die Widerstandsbewegung ier 
bringe in ihren Geheimberichten, die die Polizei selbstver- 
ständlich besitze, zum Ausdruck, dap sie die größten Erfolge 
mit den polnischen Mitarbeitern der deutschen Behórden und 
Dienststellen erzisle. Die Widerstandsbewegung Sage ganz klar: 
Ihr habt Euch als Polen in der loyalsten Form zur Mitarbeit 
für die deutschen Behörden zur Verfügung zu stellen und habt 
buch vor allem durch Fleig und Ehrlichkeit zu bewähren; wenn 
Euch gesagt wird, Ihr sollt Euch in diesen Dienststellen loyal 
verhalten, dann geben wir Euch jede Vollmacht, durch Eure Unter- 
schrift zu bestätigen, daß Ihr bereit seid, für die Deutschen 
in diesem Sinne zu arbeiten. Hier sei also äußerste Vorsicht 
geboten. sr bitte vor allem die Verantwortlichen Mitarbeiter 
der Kegierung,darauf zu achten, daß nicht unvorsichtigerweise 
veheimbefehle, geheime Schriftstücke, Urkunden usw. liegen ge- 
lassen bezw. einem Polen anvertraut werden. Es könne sich auch 
um weibliche kräfte, zumeist Stenotypistinnen handeln, die Zu- 
gang zu irgendwelchen Fächern oder Schränken hätten und so in 
die Lage versetzt würden, der polnischen Widerstandsbewegung 
Material æ szuhändigen. Solche Vinge seien bereits vorgekommen. 

Alle Bewegungen im Generalgouvernement lösten auf der an- 
deren Seite eine ungeheure Spionage- und Agententütigkeit ms. 
Kein wittel werde unversucht gelassen, um zu erfıh ren, was sich 
im kaume des veneralgouvernements abspielt. Gerade im Hinblick 
auf diese neuen Aufgaben würden alle Dienststellen mehr oder we- 
niger irgendwie mit veheimsachen beschäftigt.Deshalb sei es drin- 
gend notwendig, daß über alle Dinge Stillschweigen bewahrt werde, 
und zwar nicht nur in den Vieusträumen und in der Zusammenarbeit 
mit den Polen, sondern auch außerhalb, Die Folen, ob Mann oder 
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Weib, suchten und fänden immer wieder Einlaß auch in sogen. 
deutsche Gaststätten. Sie versuchten auch, sich an Angehórige 
der Wehrmacht, der 55 und Polizei heranzumachen. Hier müsse 

der Deutsche, vielleicht gerade unter dem Einfluß des Alkohles 
stehe, sehr vorsichtig sein, besonders in Gaststütten mit pol- 
nischer Bedienung. Bekanntlich gehürten auch polnisehe Kellner 
der Widerstandsbewegung an, Es gebe kaum einen polnischen Offi- 
zier - und das sei eigentlich die stürkste Kategorie der Ange- 
horigen der Widerstandsbewegung -, der nicht Jeden Beruf wühlen 
würde, um nicht in irgendeiner Form mit den Deutschen Verbindung 
halten zu können. 

sr bitte auch, dafür zu sorgen, daß das polnische Personal 
einer eingehenden Prüfung unterzogen werde. Er habe sich seiner 
Zeit bereit erklärt, solche Prüfungen vornehmen zu lassen, um 
festzustellen, inwieweit diese Menschen geeignet seien, einen 
bestimmten Beruf zu ergreifen bezw. in eine deutsche Vienststelle 
aufgenommen zu werden. Dieser Frage müsse besondere Aufmerksam- 
keit zugewendet werden, weil sie für die zukünftige Arbeit von 
größter Wichtigkeit sei. 

Aui dem Gebiete der Bekämpfung des Verbrechertums und der 
Banden habe man außerordantliche Erfolge erzielt.Daß das Vor- 
handensein dieses Verbrechertums im Generalgouvernement eine 
selbstverstündlichkeit sei, zeige der Umstand, daß die polni- 
sche Polizei unter der früheren polnischen Regierung alles mög- 
liche versucht habe, um dieses Verbrechertums Herr zu werden. 
Dieses Verbrechertum stelle auch gegen-üEx-über den Bauern er? 
demxkunde eine Landplage dar. Es versuche, sich auf jede Weise 
Vorteile zu verschaffen, und die eingeschüchterte Bevölkerung 


wage es nicht, irgendeinen Angehörigen einer solchen Bande bei 
der rolizeistation anzuzeigen. 


Der Herr Generalgouverneur glaubt fest- 
Stellen zu müssen, das viele Behörden des Generalgouvernements 


in diesem Punkt vielleicht die alte deutsche Vertrauensselig- 
keit gegenüber dem hóflichen Auftreten des Eingeborenen zu sehr 
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zeigen. Es sei völlig undenkbar, daß eine absolute Abgeschlossen- 
heit der deutschen amtlichen Stellen in diesem Raum aufrecht- 
erhalten werden könne, wenn Polen und Polinnen jederzeit Zu- 
tritt zu den Räumendieser Dienststellen hätten. Nötigenfalls 
müßten eben Hilfskräfte aus dem Reich herangezogen werden. General- 
feldmarschall Keitel habe ihm zugesagt, daßer Uk-Stellungs- 
antragen aus dem eneral gouvernement, soweit sie genügend begrün- 
det seien, in jeder Form entsprechen werde. Aber auch abgesehen 
davon müsse gerade in den. kommenden Wochen alles das, was be- 
Sprochen werde und an Befehlen hinausgehe, unter die absoluteste 
Vertraulichkeit gesetzt werden. Deshalb dürften auch nicht über 
die Sitzung, die hier stattfinde, über den Kreis der Teilnehmer 
hinaus, irgendwelche Ausführungen nennenswerter Art gemacht werden. 
ts gebe unter den 10- oder 12 Millionen Polen selbstver- 
ständlich eine große Anzahl von menschen,denen das politische 
veschehen dieser Zeit m sich völlig gleichgültig sei, die in 
der Landwirtschaft oder in der Fabrik arbeiteten und keine Nei- 
&ung hátten, sich irgendwie politisch zu betatigen. Aber es sei 
immerhin wichtig, lestzustellen, daß der intelligente Pole am 
besten den Weg sehe, den ihm die Deutschen selbst eróffneten. 
Es sei absolut falsch, irgendwie über das rein amtlich notwendige 
hinaus auch nur den geringsten gesellschaftlichen Kontakt auf- 
zunehmen. Vor allem dürften auch die Beziehungen zu den Wojds 
amtlich nicht so gepflegt werden, daß der Wojd gewissermaßen in 
eine gesellschaftlich gehobene Kategorie komme. zr sei role und 
habe als solcher nur die Befehle entgegenzunehmen, er habe sich 
night in die absolut gehobene Zone des Führermaterials des Gene- 
ralgouvernments emporgehoben zu fühlen. Freilich könnte man sa- 
gen: gerade dadurch komme der Wojd bei den anderen Polen in Mig- 
kredit; aber die anderen seien nicht die dumpfe Masse, sondern 
würden sehr wohlweise von London her beraten, und sie seien die 
eigentlichen Führer der Widerstandsbewegung. Jedenfalls hatten sich 
in letzter Zeit Lreignisse abgespielt, die ganz offensichtlich 
zeigtep, daß diese Widerstandsbewegung von hoher Warte vom Aus- 
lande her unterstützt werde. Er bitte die Mitglieder der Regierung 
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und alie in Frage kommenden Dienststellen, den Anregungen des 
Hóheren SS- und Polizeiführers, der für die 3icherheit im Gene- 
ralgouvernement verantwortlich sei, die ernsteste Bead tung zu 
Schenken. Daher müsse jeder einzelne Abteilungsleiter in seinem 
Dienstbereich nachprüfen, was er tun könne, um alle diese Ge- 
fahrenmomente sofort auszuschalten. Man dürfe Sich nicht einfach 
darauf berufen, da8 in seinem Dienstbereich nichts passiert sei, 
daß dort alles gut gehe, daß die dort tätigen Polen höchst ver- 
trauenswürdige Menschen seien. Dieses Vertrmen sei durch nichts 
begründet, und er bitte deshalb, sobald als möglich das polni- 
sche Llement aus der Führungszone zu entfernen. 


Distrikt sverwaltung 


Gouverneur Dr. Fischer berichtet, daB sich die 
Arbeit im Distrikt Warschau nach den Weisungen der Regierung 
voliziehe. Die Lage im Distrikt sei,ernáhrungsmágig gesehen, 
gesichert. Im Laufe des vergangenen Winters seien groBe Lebens- 
m ittelvorräte gesammelt worden, uri mandürfe hoffen, damit den 
Anschluß an die neue Ernte zu beginnen. Die Wirtschaft in der 
Stadt Warschau, die ja fast ausschließlich, die Wirtschaft des 
Distrikts trage, sei an sich in einer günstigen Entwicklung. 
Hemmend wirkten natürlich die Schwierigkeiten auf dem Gebiete 
der Rohstoffe, der Transporte und Kohlenversorgung. Allerdings 
habe sich die Kohlenversor gung im Februar gegenüber dem Januar 
beträchtlich gebessert. Auch hier seien Vorräte angesammelt wor- 
den; so verfüge das ziektrizitütswerk über einen Vorrat für 32 
lage. Es seien ganz große Einschränkungen durchgeführt worden, 
und man erspare täglich gegenüber einem Normalverbrauch von un- 
getanr 1 Ou t etwa 270 t. 

Die Landarbeiteraktion zeige eine günstige Entwicklung. 

Was aber die gewerblichen Arbeiter angehe, so würden von der 
Reichsindustrie dauernd Anforderungen an Arbeitskräften gestellt, 
die man nach Möglichkeit zu befriedigen suche. Man habe aber in 
Warschau selbst einen großen Bedarf an Facharbeitern und könne 
eigentlich keine Kräfte mehr abgeben. Deshalb habe man auch eine 
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große Umschulungsaktion in Angriff &enomne und bilde geeignete 
Fachkräfte aus. 

Die Zusammenarbeit mit anderen Dienststellen, vor allem 
auch mit der Wehrmacht verlaufe reibungslos. Zur Zeit werde eine 
große Anzahl von Wartieren geschaffen, soweit dies überhaupt 
nur möglich sei. 

Auch die Ghettobildung in Warschau habe sich bis jetzt sehr 
gut bewährt. Zinsen und Abgaben würden regelmäßig bezahlt. Zur 
Zeit würden 25 O00 Juden in die Meliorationsarbeit gebracht, 
und täglich ungefähr 15 000 Juden in Betrieben beschäftigt. 

Der Distrikt Lublin habe 25 Ovo Juden für Meliorationsarbeiten 
angefordert. Wenn sich die Entwicklung weiter so voliziehe, brau- 
che man mit besonderen Schwierigkeiten im Ghetto nicht zu rech- 
nen, um sọ weniger, da die Versorgung auch Sichergestellt sei. 
Vie Seuchenlage habe sich gegenüber dem Vorjahr um 50 4 gebes- 
sert. Ls seien auch alle Vorkehrungen getroffen worden, daß Seu- 
chen größeren Ausmaßes nicht auftreten könnten. 

Bemerkenswert sei in der letzten Zeit das Auftreten der 
Widerstandsbewegung. Drei Terror& te seien zu verzeichnen: die 
srschießung eines Volksdeutschen in Warschau, die Verletzung 
eines Soldaten in Lowicz und eines Soldaten in Kielce. Er bitte 
den Herrn Generalgouverneur, mit alier denkbaren Schirfe gegen 
Solche Terrorakte vorgehen zu dürfen. Vor allem müßten auch die 
Strafmaßnahmen der Bevölkerung öffentlich bekanntgegeben werden. 
viese Methode wirke sehr abschreckend und werde gewisse Elemente 
dazu zwingen, von solchen verrorakten ab zusehen. 


wouverneur pr. Lasch hat Vorkommnisse von besonderer 
Bedeutung nicht zu melden. 


wouverneur Dr. Wächter gibt im Zusammenhang mit dem 
Hauptthema der iagung die erklärung ab, daß sich die Vistrikts- 
verwaltung Krakau in vollem Umfange auf die hier gestellten An- 
forderungen einstelle. vie wesentlichen Anforderungen könnten 
damit eriüllt werden. sr bitte nur die Abteilungsleiter, darauf 
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kücksicht zu nehmen, daß ein Ausgleich vielfach bei der Mittel- 
instanz notwendig sei, bei der praktisch die einzelnen vordrig - 
lichen Anforderungen ineinandergriffen. Weiter bitte er darum, 
für die so notwendigen Verbindungsmittel des Telefons und des 
lelegraphen zwischen Distrikt und Kreisen, insbesondere auch 
Kreishauptmannschaften, 2u sorgen. Weiter miisse eine gewisse 
Motorisierung im Interesse der mittleren und unteren Instanzen 
aufrechterhalten bleiben. Es gehe nicht an, daß in einem Gebiet, 
das ohnehin über eine geringe Verkehrsentwicklung veriüge, ange- 
Sichts der schlechten Straßenverhältnisse dem sreishauptmann die 
Möglichkeit genommen werde, zu Besuchen der unteren instanzen 
Sich des Kraftwagens zu bedienen. 

Die Lrnührungslage habe sich im allgemeinen gut entwickelt. 
Nur sei die Getreidesituation etwas angespannt. Erhebliche Hilfe 
habe die dankenswerte Unterstützung des Distrikts Lublin gebracht. 





Der Herr Gene ralgouverneur Stellt fest, 
daß es der Hegierung selbstverstündlich völlig fern liege, den 
unbedingt notwendigen Kraftfahrzeugverkehr zu beschränken. Es 
sei ganz klar, dag der Umstand, daß im Generalgouvernement die 
Verkehrslage wesentlich günstiger sei als im Reich, zu einer 
völlig anderen Auslegung der Notwendigkeit von Maßnahmen führen 
werde und auch schon geführt habe. 





Präsident Lauxman n betont, daß sich die Maßnahmen 
der Deutschen Post Osten in den letzten Monaten hauptsächlich 
auf den militärischen Sektor verlegt hätten. Die notwendigen 
Verbindungen würden in kurzer Zeit wieder hergestellt werden 
Können, wenn die notwendigen Kräfte in den nächsten Wochen frei 
würden. Was die Verbindungen zu den polnischen Polizeiposten an- 
gehe, so seien sie zu etwa 90 » hergestellt. Die restlichen etwa 
0 » seien nur schwer herzustellen, weil dafür Neubauten in großem 
Umfange erforderlich würen. 
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Gouverneur Zórner betont, da8 man im Distrikt 
Lublin im Zusammenha gmit der sich entwickelnden Lage den 
Wünschen der Wehrmacht witzehend nachgekommen sei. Die Juden- 
evakuierung habe auch in Lublin innerhalb dreier Tage durchge- 
führt werden müssen, und 10 000 Juden seien aus der Stadt Lublin 
ausgesiedelt worden. In die frei gemachten früheren Judenvier- 
tel würden Polen hineingesetzt, damit die Räume müßten aller- 
dings noch entgast und hergerichtet werden. Man habe aus sani- 
tären Gründen ein Interesse daran, daß die Polen, dig gegen das 
Fleckfieber nicht so immun seien wie die Juden iene im- 
fallen. Von der Stadt Warschau seien dankenswerterweise Ent- 
8asungstrupps zur Verfügung gestellt worden. Die freigemachten 
polnischen Viertel würden dann der Wehrmacht zur Verfügung ge- 
stellt. In den Kreisstädten gon besonderer Bedeutung seien eben- 
falls die Judenviertel freigemacht worden, und man sei im Be- 
griff, die ausgesiedelten Juden zu konzentrieren. Alles voll- 
ziehe sich mit größter Schnelligkeit nach einem bestimmten Plan. 

im Distrikt Lublin sei die Fersonalfrage immer am schwie- 
rigsten gewesen, weil man in diesem Distrikt erst sehr spät an 
den Aufbau habe herangehen können. So habe er z.B. die wichtige 
Stellung des Leiters der Abteilung Wirtschaft erst Anfang Marz 
1941 endgültig mit einer wirklich geeigneten Persünlichkeit be- 
setzen kónnen. Besondere. Lücken beständen immer noch bei dem 
Personal der mittleren Beamten, insbesondere der Inspektoren und 
Oberinspektoren. Über diese Schwierigkeiten hütten auch die 
Kreishauptmänner zu klagen. 

Was die Verwendung von Kraftfahrzeugen angehe, so sei im 
Distrikt Lublin eine entsprechende Kontrolle eingeführt. Für ` 
Reisen außerhalb des Distrikts habe er sich die Genehmigung vor- 
behalten, und es sei zu hoffen, daß sich gerade im Distrikt 
Lublin die Sparmaßnahmen leichter durchführen lassen würden. 
Auch die Rückbeförderung der Ehefrauen der Beamten und Ange- 
stellten stelle im Distrikt Lublin kein großes Problem dar. 
Angesid ts der Tat sache, daß es in Leblin nur geringe Wohnungs- 
möglichkeiten gebe, habe er von vornherein in dieser Deziehung 
Starke Einschränkungen vornehmen lassen. 
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Gewisse Schwierigkeiten biete immer noch die Frage der 
Devisenbeschaffung. Manche Antrage auf Beschaffung von Devisen 
liefen schon seit drei Monaten, und die Folge sei, daß Liefe- 
ranten, mit denen man bislang in Verbindung gestanden habe, 
keine Ware mehr liefern wollten. 

Über die Holztransporte habe er bereits mit Oberlandforst- 
meister Dr. Eißfeldt gesprochen. Einer der Umstände, weshalb das 
Holz so schlecht abgefahren werde, liege offenbar darin, dap die 
Forstverwaltung unter einem gewiasen 4wang nur niedrige Abfuhr- 
löhne zahle. Wenn ein Bauer mit seinem Gespann für den ganzen Tag 
nur einen Lohn von 4 Zloty erhaite, dann brauche man Sich nicht 
zu wundern, daß die Bauern nicht gewillt seien, das Holz as den 
Forsten abzufahren, sondern ihre Gespanne lieber der Wehrmacht 
bezw. der Verwaltung zur Verfügung stellten. 


Oberlendforstmeister Dr. EigfehBàdt gibt zu bedenken, 
daß die niedrigen Holzabfuhr- bezw. lageslóhne dadurch bedingt 
seien, daß die Holzpreise im Generalgouvernement außerordentlich 


niedrig gestellt sind. Die Far Stverwaltung des Generalgouverne- 
ments habe den größten Teil des Einschlages ins Reich liefern 
müssen. Das Preisgefälle müßte den Verháltnissen des Ostens an- 
geglichen werden. Zur Zeit eei es jedenfalls nicht miglich, die 
Abfuhr- und auch die Hmerlihne wesentlich zu erhóhen. 


ND a a 





Generalgouverneur Heichsminister Dr. Frank bezeichnet 
es in abschliegenden Ausführungen als erstmalig in der Verwal- 
tungsgeschichte, daß ohne Hücksicht auf allenfalls eintretende 
wichtige kreignisse die Geschlossenheit der Verwalturg erhal ten 
bleibt, und fährt fort: 

Ich mahhe daher noch einmal mit aller Schärfe auf das zu 
Anfang dieser Sitzung Gesagte aufmerksam. Das Generalgouvernement 
ist ein in sich geschlossener Bestandteil des grogdeutschen Mach t- 
bereiches. Es gibt hier nur zwei Zuständigkeiten; die der Wehr- 
macht und die des Generalgouverneurs. Ausnahmen hiervon gibt es 
nicht. Ich betone, daß es unter Umständen notwendig sein könnte, 
daß ich zum ersten Mal von den mir vom Führer gegebenen diszi- 
plináren Möglichkeiten mit aller Härte und Schärfe Gebrauch mache. 
Ich werde von keinen Beamten und Angestellten die geringste Wider- 
setzlichkeit dulden. Ich möchte Sie auch bitten, angesichts des 
Ernstes der kommenden Wochen alles Überflüssige und nicht unbe- 
dingt Notwendige zu unterlassen. Ich wünsche keine langen Berichte 
über irgendwelche belanglosen Vetailprobleme. 

Von unserer Lage hängt ein gror Teil des Schicksals der 
kommenden Wochen ab. Die Harte des Schicksals liegt jetzt über 
uns. Wir sind alle Soldaten und wissen, was das heiß. Wir sind 
alle erfüllt von dem vedanken der Größe dieser 4eit und stehen 
bedingungslos zu jedem Einsatz bereit. Das konnte ich auch dem 
Führer melden und ich hoffe, daß ich in absehbarer Zeit ihm eine 
weltere entsprechende Meldung machen xann. Was uns auch die Zu- 
kunft bringen wird, eines steht fest; unsere Aufgaben werden nicht 
kleiner, sondern &róBer werden. Ich hoffe, daß es der Geschlossen- 
heit dieses Gebietes und seiner vorbildlichen Verwaltungs- und 
Führungsmethode gelingen wird, diese Schwierigkeiten zu meistem e 

Ich schliege damit die Sitzung. 


Schluß der Sitzung: 1313 Uhr. 


— — 
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Beginn der Sitzung 1199 unr 


Der Herr Generalgouverneur eröffnet die Sitzung mit 

folgender Ansprache: 

Meine Herren! ich habe Sie heute zusammengebeten, um 

mit Ihnen nochmals über gewisse Maßnahmen ins klare zu 
kommen, die zu treffen sind und die wir gemeinschaftlich 
erórtern wolien. Die bisherigen Regierungssitzungen haben 
darunter gelitten, daß ein zu großes Gremium an ihnen teil- 
genommen hat und es daher nicht gut möglich gewesen ist, 
über Jinge zu Sprechen, die vielleicht streng vertraulichen 
Charakter haben. ich möchte mich nun in regelmäßigen Ab- 
ständen in der nächsten Zeit mit Ihnen immer wieder aus- 
sprechen. ich erwarte, daß ich Ihnen bei dieser Gelegen- 
heit alles sagen kann, was mich betrifft, daß aber dann 
auch sofort hier imemediat die Möglichkeit besteht, etwaige 
zwischen den einzelnen Abteilungen aufsteigende Schwierig- 
keiten durch eine gemeinschaftliche Aussprache aus der Welt 
zu schaffen. 

“ir kommen jetzt in sehr wichtige Wochen und Monate., 
bs wird notwendig sein, daB sich auch die Form des gegen- 
seitigen susammenarbeitens nicht in der Art des bürokrati- 
schen Verkehrs und Sriefwechsels xizk vollzieht, sondern 
dab man über Linge, die uns alle berühren, gemeinschaftliche 
Aussprache halt. 

ich wünsche nicht, dab jetzt etwa schon in großem Um- 
fange Vorbereitungen zur Übernahme weiterer Gebiete getrof- 
fén werden. ich spüre eine Art Unruhe in den Bereichen auf- 
steigen. Man befleiBigt sich einer gewissen betonten inter- 
essiertheit an Östlichen Ländereien. Man bemüht Bibliotheken 
und Archive wegen Herausgabe von statistischem, geo-graphi- 
schem waterial usw. ian sucht leider auch da und dort Kon- 
Last mit den angeblich alles beherrschenden Berliner Zen- 
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tralen. Seien Sie überzeugt: wir haben das nicht nótig. 
Seien Sie vollkommen beruhigt. Was alles auch gescnehen 

und eintreten wird, wird so rechtzeitig kundgetan, daß 

ich nichts zu versäumen gedenke. Ich wäre Ihnen daher dank- 
oar, wenn Sie auf Anforderung Ihrer Berliner 4entralstellen, 
Statistiken über diese Gebiete zu geben oder irgendwie vor- 
zusorgen, dab der Einbruch der Berliner Zentralstellen allen- 
falls in neue Gebiete möglichst im engsten &ontakt mit der 
wenrmacht geschehen <önnte, mir persönlich immer die Ent- 
Scheidung vorbehalten, ob Sie solche Ersuchen beantworten 
sollen oder nicht. Ich kann nicht Gulden, daß etwa durch 
kegierungshandlungen, und seien sie noch so diskret, der 
sindruck entsteht, als ob wir in voller Vorbereitung krie- 
gerischer Ereignisse ständen. Ich sage das vor allem des- 
halo, um keine Unruhe aufkommen zu lassen, die zweifellos 
eintreten würde, wenn der eine oder andere enttäuscht hier 
zurückzubleiben hätte und die anderen Zugvögel den Bereich 
verließen. 

Lin zweites aber ist sehr viel wichtiger: durch diese 
Pseudoarbeit im luftleeren Raum darf die echte und praxti- 
sche tagesnützliche Arbeit in unserem Generalgouvernement 
nicht leiden. Es darf mir also nicht einer sagen; ich komme 
nicht dazu, die kleinen Fragen der Verxehrsangelegenheiten 
da und dort z u entscheiden, denn meine Gedanken richten 
sich jetzt nach Kiew, ich muß die Transportlinien da und 
dorthin studieren. Ich bitte also, die kälteste Ruhe zu 


bewahren. Freilich, es gibt viele Umstände, die gegen un- 
sere Arbeit in unserem Gebiet sprechen. Man sieht, daß 


transporte hereinkommen, man sieht an allgemeinen Vorgängen, 
daß sich irgendetwas tut. Aber es tut sich nur etwas, weil 
der Führer die äußerste Defensivbereitschaft hier in Ostraum 
gewahrt schen will. Also jeder Einzelne von Ihnen muß dafür 
sorgen, daß keine Unruhe in unseren Bereich kommt. 
kun zu den zinzelfragen, die uns im wesentlichen zu 

beschäftigen haben! Was irgendwie militärisch zu geschehen 
hat, geht uns gar nichts an. Das wird vom Fihrer bestimmt, 
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er bestimmt den Zeitpunkt und auch die Art und Weise der 
geschehnisse. Nicht einmal die unmittelbarsten militärischen 
Mitarbeiter des Führers wissen ganz genau Bescheid. Bescheid 
weil nur der Führer. Wenn Ihnen irgendeiner etwas mgt, dann 
seien Sie skeptisch. Es gibt natürlich einige technische 
Bereiche, die es noch am ehesten wissen könnten: Waggon- 
gestellungen, Straßenfertigungstermine sind wichtige In- 
dizien. Gleichwohl wird Ihnen niemand sagen können, wie 
lange die Truppenbelegung des Generalgouvernement in Höchst- 
stärke dauert - ein ungemein wichtiges Datum für unsere 
Krnährungs- und Währungslage. Man kann Ihnen sagen, es 
dauere 3 Monate, 8 Wochen, andere sagen: vielleicht be- 
gnügt sich der Führer mit Jugoslawien. Kurz und gut, wir 
tappen vollkommen ins Unsichere hinein, wie übrigens auch 
der entscheidende Feldherr. Auch der Führer muß seine Ent- 


scheidung erst im allerletzten Augenblick treffen. Er weiß 


vielleicht 46 Stunden vorher noch nicht, was er anordnen 
will. Entscheidend ist jedenfalls, daß der Apparat steht 
und daß alles getan wird, was nur möglich und denkbar ist. 
in diesem Zusammenhang kann ich unserer Freude dar- 
über Ausdruc« geben, daß wir hier Herrn Oberstleutnant 
Fischer als Vertreter der Wehrmacht begrüßen können. Er 
ist mir persönlich als Verbindungsoffizier zur obersten 
4entrale der Kriegführung Leigegeben und hat vom Chef des 
OKW. den besonderen Auftrag erhalten, die Verbindung zum 
veneralgouverneur in allen Punkten, die für uns wid tig 
sind, aufrecht zu erhalten. Trotz mancher Schwierigkeiten 
und über diese Schwierigkeiten hinweg muß alles geschehen, 
um die Dinge so zu gestalten, dap wir möglichst gut dabei 
fahren. Wir wissen, dal es aus dem beben der Truppe heraus 
allerdings zu manchen Uberschneidungen kommt, dap z.B. 
eine Truppe der anderen die Gespanne wegnimmt. Es ist Klar, 
daß wir hier eine übergeordnete Instanz brauchen. Sie soll 
Oberstleutnant Fischer sein, der sich zur Veriügung halt, 
un solene Unstimmigkeiten zwischen den einzelnen Teilen der 
Wehrmacht auszugleichen. 





wë, e Pere te or ep T 


ich habe Sie, meine Herren, zu mir gebeten, um mit 
ihnen einige ganz konkrete, mir besonders wichtig erschei- 
nende Fragen zu besprechen. Dabei will ich aber betonen, 
dab ich Sie auch künftig berufen werde, wenn ich einen sol- 
chen konkreten Anlaß nicht habe. ich nehme an, daß sich 
bei Desprechung dieser Punkte die Möglichkeit für die we- 
sentlich an den technischen Vorbereitungen beteiligten Her- 
ren ergibt, zu den anderen Fragen Stellung zu nehmen. 


Von besorderer Wicatigxeit sind die Fragen aer srnah- 


rung und der wahrung. Damit hängt dann auch die dritte 
Frage der vespanndienste und Lespannleistung bezw. der 
iransportlare im Generalgouvernement zusammen. 


Landesbauernführer Körner nimmt zur Srnihrungsfrgze 
Stellung. ser habe vor einigen lagen Gelegenheit gehabt, 
dem Herrn Generalgouverneur einen Bericht über die Lage zu 
geben, wie sie sich neuerdings angesichts der Iruppenbele- 
Sung gestaltet habe. 

Die kriassung von Lebensmitteln sei durch die Kriegs- 
psychose auf allen Sektoren sehr stark in Mitleidenschaft 
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gezogen worden. in den Sauernddriern seien die Bauern im 
Degrifi, Getreide zu vergraben, schwarz zu schlachten und 


das Fleisch fur Kriegszeiten aufzuheben. Diese Erscheinung 
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zeige sich aul allen Gebieten, für die eine Pflichtablie- 


ferung ausgeschrieben sei. Bei Getreide habe sich das be- 
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sonders in dem für die restliche Versorgungszeit so außer- 
ordentlich bedeutungsvollen Distrikt Lublin gezeigt. Lublin 
hätte nach einer neuen Festsetzung vom Februar 1940 noch 

166 O00 t Getreide zu liefern, habe aber in den letzten 
lagen mit etwa 50- bis 40 000 t zurückgehalten. Der dortige 
Abtellungssieiter für Ernährung und Landwirtschaft sei aller- 
dings nach wie vor der Auffassung, daß er davon noch einen 
Weil erhalten werde. Aber er, Landesbauernführer Kórner, 
habe bei seinen Neuplanungen für den Rest des Getreide- 
versorgungsj&hres einkalkuliert, daß die Wengen nicht auf- 





kommen werden, die man in Lublin noch fiir ablieferungs- 
möglich halte. Man werde aber deshalb noch nicht in große 


Schwierigkeiten kommen, weil er die Versorgung aus der 
alten srnte so langfristig festgelegt habe, daß eine an- 
gemessene Überschneidung mit der neuen Ernte möglich sei. 


Irotzdem werde es recht schwierig werden, am 15. August 

den Anschluß an die neue Ernte zu finden. Verhältnismäßiz 
günstig lagen die Vinge beim Hafer. wan habe auch der Wehr- 
macht das Angebot gemacht, Hafer gegen Brotgetreide einzu- 
tauschen. Die Wehrmacht habe jedoch von Berlin wohl die 
Weisung bekommen, diesen Tausch nicht vorzunehmen, weil 

im Deutschen Reich das Getreide auch knapp sei. Auch der 
sintausch von Futtergetreide gegen Brotgetreide werde unter 
diesen Umständen wohl nicht möglich sein. Daher werde man 
dazu übergehen müssen, insbesondere für das Gebiet des Ge- 
birges, wo die Menschen Hafer als Brotgetreide benutzt 
hätten, Hafer anstelle des Brotgetreides auszugeben. 

vie Versorgung sei so gesteuert worden, daß bis zum 
10. August in allen Orten, die brotgetreideunterschug hät- 
ten, aie nötigen Mengen eingelagert würden. Bis 20. Mai 
lägen die Lengen für das kommende Vierteljahr an den Ver- 
braucherplätzen, sodaß transportmäßig die Eisenbahn nicht 
belastet zu werden brauchte. 

Bei den ^&artoffeln habe sich gezeigt, daß die Trans- 
portschwieriskeiten in diesem Frühjahr durch die Ostbahn 
überwunden werden konnten und daher die Kartoffelversorgung 
in den Städten als normal anzsehen ist. Angesichts der 
starken lehrnachtsbelegung hätten sich allerdings auch bei 
der sartoifel gewisse knappheitserscheinungen gezeigt; doch 
sei es zu keiner Katastrophe gexommen. In Ziechenau seien 
Verhandlungen mit dem Reichsernihrungsministerium über dort 
lagernde kartoffelmengen geführt worden, die nach Warschau 
transportiert werden sollten. Alles in allem sei zu hof fen, 


dab man auch hinsichtlich der »artoffel den Anschluß an 
die neue Ernte finde. 





Was die Fleischversorgung angehe, so hätten die Ab- 
lieferunsen von Schweinen undAalbern nachgelassen. Man habe 
aber noch die Verräte aus dem Winter und hoffe, zu einem 
gewissen Ausgleich zu kommen, Im übrigen werde durch die 
sinführung der Laststättenkarte der Fleischkonsum im ganzen 
zurückgehen. Wie vaststättenkarte könne leider aus tecnni- 
schen uründen erst am 1. Juni eingeführt werden. Die Karte 
gelte nur für die Verabreichung von Fleisch und Fett in den 
vastwirtschaiten. Man habe für diese sarte ein denkbar ein- 
faches system gefunden. ks sei gelungen, die Errichtung 
einer Umtauschstelie für den Eintausch von normalen Fleisch- 
zarten gegen Gaststättenkarten zu vermeiden. Die Fleisch- 
ration, die in Deutschland ab 1. Juni von 500 auf 400 g 
herabgesetzt werde, werde im veneralgouvernement von 750 
auf 500 g erhöht. Jas bedeute aber praktisch eine Kürzung 
un 300 bis 400 g, weil viele Keichsdeutsche neben der 
Fleischkartenration noch laufend 300 bis 400 g in der Gast- 
wirtschaft verzehrt hätten. Begründet werde diese Maßnahme 
damit, daß es im Generalgouvernement nur wenig Fische gebe 
und nicht die Ausweichmöglichkeit in den Speisen bestehe 
wie im gelon, 

in den Monaten März und April habe man ein hervorra- 
gendes Anlaufen der zierablieferungsaktion beobachtet. Au 
1. Mai verfüge man über einen Vorrat von 45 Millionen 
s„iern, 10 sillionen S+ück seien exportiert worden, andere 
“engen habe man herausgegeben und dann noch 10 Millionen 
konserviert. Leider lasse sicn das si von der iruppe sehr 
gut wegorganisieren. ilan habe festgestellt, daß einzelne 
Iruppeneinheiten an ihren Sammelplätzen ein Schild mit der 
Aufschrift "Hier Liersammelstelle" aufgehängt hätten, Die 
bauern hätten denn auch Bier an diese Stellen abgeliefert, 
umso mehr, da ihnen von der Truppe vielfach 1 Kg Zucker 
für 1 kg vier gegeben worden sei. Es sei das móglichste ge- 
schehen, um eine Aufklärung über diese Dinge in die Truppe 
hineinzubringen. lian habe dabei auch die Unterstützung des 
“ilitärbefehlshabers im Generalgouvernement gefunden. Es 
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seien Plakate gedruckt worden, in denen darauf hingewiesen 
werde, dab gewisse Betriebe in den Ernihrungsplan des 
veneralgouvernements einbezogen seien, der auch für die 
Wehrmacht seine Bedeutung habe. Erst gestern sei von opala 
aus ein Flugblatt mit einem Befehl an die iruppe hinaus- 
gegangen, in welchem jeder einzelne Soldat darüber aufge- 
klärt werde, welche destimmungen auf dem Gebiete der Wirt- 
schaft im Generalgouvernement maßgebend seien. Vielfach 
seien ja auch die Übergriffe der Truppe auf die völlige 
Unkenntnis der Verhältnisse im veneralgouvernement zuriick- 
zuführen. 4s sei zu hoffen, daß mit einer schnell eriolgen- 
den klaren Ausrichtung der iruppe die Übergriffe auf das 
i&indestmad beschränkt werden können. im übrigen habe sich 
ader die Abteilung Ernährung und Landwirtschaft noch etwas 
Vorräte angelegt und glaube, die schwierige Situation über- 
winden und eine Kürzung der Vorhandenen Kationen vermeiden 
zu Können. 

robe Schwierigkeiten biete nach wie vor die Frage 
der wespanngestellung. Von drei verschiedenen Seiten kämen 
Anforderungen nach Gespannen, die sämtlich gleich notwen- 
dig und wichtig seiens nämlich von Seiten des Straßenbaus, 
von Seiten der Wehrmacht und der forstwirtschaft, die fast 
ausschließlich Wehrmachtsleistungen zu erfüllen habe. Er 
habe gewiß nicht die Aufgabe, die polnischen Bauern in 
Schutz zu nehmen, müsse aber betonen, daß die polnischen 
rlerde nicht geeignet seien, auf die Dauer große Gespann- 
leistungen zu vollbringen. Sie seien viel zu ieinxnochig 
und auch nicht genügend gefüttert. Zugleich solle nun aber 
von den Sauern die Frühjahrsbestellung in Angriff genommen 
werden. vie Frühjahrsbestellung leide ganz besonders unter 
dem schlechten Wetter, das die Aussaat sehr oehindere. sr 


hoffe aber, daß trotz aller Schwierigkeiten die Frühjahrs- 


aussaat snde dieser Woche im ganzen “eneralsouvernement be- 
endet sein werde. Dazu trete dann noch die nartoifel- und 
kübenbestellung. Trotz des schlechten Wetters würden wahr- 
Scheinlich bis zum 15. oder 20. Wai die Früßahrsarbeiten 











eriedigt sein. 


Jie großen Schwierigkeiten bei der Pferdegestellung 
hätten zu der Anordnung des Veneralgouverneurs geführt, 
dab mit den areishauptleuten über die sinteilung der Ge- 
spanne Vereinbarungen getroffen werden sollten. Er sei über- 
zeugt, dai die areishauptleute ihr móglichstes täten, aber 
die Anforderungen seien im ganzen zu groß. Jedenfalls müsse 
aber von den anderen Stellen auf die Notwendigxeit der Früh- 
„ahrsbestellung und der Ernte sowie der üerbstbestellung 
Rücksicht genommen werden. | | s 

Der Stand der Herbstsaaten, sei an sich befriedizend 
und jedenfalls wesentlich besser als im vergangenen Jahre. 
wan habe iest;estellt, das die Anbaufläche um 4 % bei Brot- 
getreide erhöht worden sei, und hoffe, auf Grund des Saaten- 
Standes, dab in Srotgetreide ein gutes Ernteergebnis zu 
verzeichnen sein werde. Daß die Somnersaaten, wenn sie Ende 
April oder Anfang Mai in die Hynde kämen, keinen vollen Er- 
trag bringen werden, sei eine allgemeine Erscheinung. Das 
gelte besonders auch für Hafer. In OstpreuBen sei bis zum 
29. April noch nicht ein einziger Ac«er mit Hafer besät wor- 
den. Für die europäische Ernährungslage werde die Ernte 
nicht übermäßig günstig sein. Deutschlands Getreidevorräte 
seien sehr zurückgegangen. Am 1. August werde man nur noch 
15 » der Vorräte haben, die zu Beginn des Krieges vorhanden 
gewesen seien, weil verschiedene Länder mit dem deutschen 
vetreideüberschuß hätten versorgt werden müssen. Die Bestel- 
lung in Südosteuropa sei auch nicht so gut gewesen, wie man 
es erwartet hatte. Die beste Frühjahrbestellung sei in diesem 
Jahr in der Ukraine gemacht worden, weil der März hervor- 
raszendes Wetter gebracht hätte. 
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Zum Kapitel 
otraBenbauwesen 

hat Präsident Sauder nichts wesentlich neues zu berichten. 
Doch führt auch er Klage über die unhaltbaren Zustände mf 
dem uebiete der uespannzestellung. Die klare Verordnung des 
Generalgouverneurs gebe den Kreishauptleuten die Möglichkeit, 
über die uespanngestellung zu verfügen. Die Kreishauptleute 
seien auch bemüht, nach Möglichkeit sich an die Bestimmun- 
gen zu halten. latsächlich sei es aber nur so, daß Fahr- 
zeuge oit tur einen bestimmten Zweck in Anspruch genommen 
und auch von den kreishauptleuten zur Verfügung gestellt, 
dann aber unterwegs von irgendeiner Truppe angehalten und 
mitgenomuen würden. Jie Wehrmacht leide selber unter diesen 
Zuständen, weise aber darauf hin, daß sie vielfach nicht 
anders handeln könne, Auch beim StraBenbauwesen handle es 
sich zumeist um Aufgaben, die für die kriegsvorbereitung 
und für die Wehrmacht von größter Bedeutung seier.. Liner 
Jesorganisation auf dem Gebiete der Gespanngeste.lung müsse 
auf jede Weise ent:;egenzetreten werden; denn schlieJslich 
gebiete dies ja auch das Interesse der Wehrmacht selber. 


Landesbauernführer Körner bezeichnet es als einen 
besonders großen Übelstand, daß einzelne Truppenteile die 
Gespanne mit Geschirr, Wagen und auch dem Kutscher nehmen 
und dann mit den Pferden abriicken. 


Der nerr Generalzsouverneur wirft die Frage auf, ob 
nicht vom Reich Pferde geliefert werden könnten. Vielleicrt 
könnte die Wehrmacht auch aus den anderen Gebieten Pferde- 
material nachschieben. In Ländern wie Nordfrankrich, Belgien, 
Dänemark müßten doch noch Bestände an Pferden vorhanden 
sein. 


Uberlandforstmeister Dr. si8feldt berichtet über die 
Forstwirtschaft. 
4unachst führt auch er seschwerde über die “iderstände, die 
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einer geordneten Lespanngestellung im Wege ständen. 

Der sinschnitt stehe an sich sehr gut. 75 - bis 80 % des 
Holzes liege am Boden, sehr viel mehr, als im äeich ein- 
geschlagen worden sei. Die Sägewerke ständen auch mit einer 
solchen Kapazität zur Verfügung, dab sie in kurzer Zeit 
große Mengen schneiden könnten. Die Schwierigkeiten aber 
lagen in der Holzabfuhr. Durch die starke Seanspruchung 
von Gespannen seitens der Wehrmacht, für die Frühjahrs- 
bestellung und den Straßenbau befinde sich die HKolzabiuhr 
in einem absoluten Inspaß. Falls nicht irgendwelche Sofort- 
maßnahmen getroffen würden, werde eine völlige Verstopfung 
eintreten. Um dieser Schwieri;keit Herr zu werden, werdé 
es sich empfehlen, daß mm bei der Inanspruchnahme von 
vespannleistungen eine ganz scharf Differenzierung ein- 
treten lasse. Dei zutem Wetter könnte für die Frühjahrs- 
bestellung, bei schlechtem Wetter könnten Steine gefahren 
werden. Nur auf dem Were einer solchen Differenzierung 
werde man wirxlich zu einer volien Ausmutzung der Gespanne 
kommen. sine zweite Möglichkeit läge darin, daß seitens 
der Wehrmacht der Forstverwaltung Transportmittel in Ge- 
stalt von Zugmaschinen zur Veriiigung gestellt würden. 


ver kerr ugeneral:;ouverneur faBt das orjebnis der bis- 
heftigen Besprechung dahin zusammen, daß die ZLrnáihrungslage 
des veneralgouvernements an sich gehalten werden könne, 
unter der Voraussetzung, daß sich die Wehrmacht an die 
besprochenen Vereinbarungen halte und für entsprechende 
Aufklärung auch des letzten Mannes sorge. In der Frage der 
vespannleistung müßten sich die beteilisten Instanzen unter 
Führung des Unterstaatssekretürs miteinander in Verbindung 
setzen und unmittelbar örtliche Feststellungen treffen. 


Präsident Gerteis gibt sodann einen Bericht über die 
gegenwärtige sage der 
Ustbahn e 
wit der Ausweitung des deutschen lachtbereiches sei die 


Anspannung der Deutschen Reichsbahn unendlich gewachsen. 
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Wenn auch im westen eine namhafte Beute an Lokomotiven ge- 
macht worden sei, so reiche sie doch immer noch nicht aus, 
um den Osten und Südosten entsprechend versorgen zu können. 
Die Lokomotivenfrage sei heute für die mögliche Leistung 
überhaupt maßgebend. Was im letzten Monat geleistet worden 
sei, stelle die größte Leistung dar, die jemals vollbracht 
wurde. Von dieser Leistung entfielen 27 % auf den reinen 
wehrmachtsverkehr. Das sei mehr, als beispielsweise der ge- 
sante Aulmarsch im Jahre 1959 eriordert habe. Dabei werde 
diese Leistung vollbracht, während der Aegelfahrplan und 
der Wirtschaftsverkehr noch aufrecht erhalten werden könnten. 


bine Folge der Lokomotivmangellage sei eine Kontingen- 
tierung auch der Wagengestellung. So würden beispielsweise 
Kohlenwagen nur noch 16 000 gestellt gegenüber 25 000 im 
letzten Sommer und 19-bis 20 O00 im letzten Winter. Wenn 
der eigentliche Großwehrmachtsverkehr eintrete, dann werde 
aer Höchstleistungsfahrplan in Kraft gesetzt, was zur Folge 
habe, dab die Wagengestellungszahlen noch erheblich weiter 
zurückgingen. Unter diesen Umständen könne man überhaupt nur 
noch mit der Hälfte des Kohlenverkehrs rechna. Ebenso sei 
auch der wirtschaftsverkehr sehr stark gedrosselt,vor allem 
bei der Schwerindustrie. Hier räche sich die Poli pik vor dem 
šxriege. lieben einer militürischen Kriegführung xxx auch die 
volle Aufrechterhaltung der Industrie eine Selbstverständ- 
lichkeit. Sie könne aber nur leben und arbeiten, wenn ihr mit 
Hilfe der sisenbahn die nótigen Transporte sicherzestellt 
würden. 

im Generalgouvernement und für die Ustbahn ergeben 
Sich besondere Schwierigkeiten, weil hier der größte Teil£ 
des Verkehrs nach dem Osten gehe und im Generalgouvernement 
die Güter entladen werden müßten. Eine Verbesserung der 
Loxomotivenlage sei zur Zeit nicht möglich, so-lange der 
öffentliche Verkehr tn Deutschland nicht weiter eingeschränkt 
werden könne, was von allen Stellen, auch den militärischen, 
mit xucksicht auf die Kriegsindustrie noch abgelehnt werde. 
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srnanrung und sandwirtschaft 100 000 t Getreide, Zucker und 
^artoifeln aus dem Lubliner Gebiet nach dem Versorgungsbe- 
zirken Warschau, Krakau und Hadom abzufahren. Anfangs sei 

es auch noch möglich gewesen, Wagenziige aus dem Reich besor- 
ders nach dem Lubliner Bezirk durchzuführen. Angesichts der 
jetzigen Lage sei das aber nicht mehr möglich. Er nehme je- 
doch an, dab in einigen Wochen diese Abfuhrbereiten Vorräte 
abgefahren werden könnten. 

Die nolzabfuhr, insbesondere auch die Abfuhr des Gru- 
benholzes gehe einigermaßen befriedigend vor sich. Auch sei 
die Ustbahn bemüht, die Bedürfnisse der Monopolverwal tung 
nach Wagengestellung, soweit möglich, zu befriedigen. Dar- 
iberhinaus sei für den öffentlichen Verkehr noch eine Mini- 
mum an Wasenraum vorhanden. 

Am 2. Mai müsse ein Fahrplanwechsel stattfinden, weil 
die neuen webiete erschlossen werden müßten und auch eine 
Verkehrsverla;erung im Laufe des letzten halben Jahres einge- 
treten sei. Jer Fahrplan bringe neben einer Reihe von theo- 
retischen Verbesserungen auch einige praktische Vergünsti- 
gungen. 30 werde ein Schnellzug nach München mit Schlaf- 
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eintreife. Außerdem gebe es einen Zug von Wien-Bodenbac 
nach ärynica. Die beiden Berliner Ziive, die bisher nach 
2599 Uhr kurz hintereinander von Berlin abgefahren seien, 
wurden jetzt in srüßeren Abständen fahren: ein sug ver- 
lasse Derlin um 1849 Var und sei um 620 Uhr in Krakau. 
terner werde es eine Verbindung von Wien über Warschau nach 
šőnigsberg geben. Auch im Innern habe man für bessere An- 
schiusse zu sorgen versucht. Insgesamt dürfe nicht mehr 

an Zuskilometern im deiseverkehr gefahren werden,als in 

der letzten Zeit überhaupt schon habe gefahren werden können. 
Selbstverständlich müsse der Reiseverkehr gegenüber dem 
Wehrmachtsverkehr und dem vordringlichen Güterverkehr zu- 
rüczstehen. Zum Teil werdem jetzt in vielen Gegenden des 


Heiches, besonders aber im Osten, weniger gefahren, als 


wahrend des Hichstleistungsfahrplanes. 
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Man versuche zwar, der Dinge Herr zu werden und arbeite 
selbstverständlich mit allen zur Verfügung stehenden Loko- 
motiven, werde aber nicht darum herum kommen Können, eine 
gewisse Sperrung mancher Dinge eintreten zu lassen. So sei 
zur seit eine ganze Anzahl von Gütern gesperrt. Für die Be- 
fürderung von Wehrmachtskohle werde nur noch ein 4ug Gefahren; 
die Beförderung von Privatkohle ist fast ganz eingestellt. 
Auch Otto-frogramm, Straßenbau, Askania müßten große sin- 
Sschränkungen erfahren. Ebenso sei auf dem Vienstkohlensextor 
die Zufuhr stark eingeschrinkt. Selbst die Wehrmacht habe 
ihren Jachschub in den letzten tagen um etwa 50 % verringert, 
nur um den Anforderungen gerecht zu werden, die hinsicht- d 
lich der lruppenbewegung schon vorhanden seien. Vor 14 Tagen 
etwa sei der Verkehr vom Reich nach Kußland vor allem hin- 
sichtlich der Kohle völlig eingestellt gewesen. Lr sei jetzt 
wieder voll angelaufen, weil die Russen binspruch dagegen 
erhoben hätten. Andererseits zeiref sich auch die Wirkung 

des Aantel-Vertrages. 















infolse der Otto-Bauten, die kriegsmágig am 15. April 





aogeschlossen seien, habe sich auch eine Leistungssteirerung 





im Ustbahnnetz ergeben. Seit einigen Wochen seim statt bis- 
her taglich 5 000 Wagen etwa 6 O00 und mehr Wagen aus dem 
kei ch gekommen und hätten ohne wesentliche Schwierigkeiten 
übernommen werden können, so daß daneben Sogar noch eine 







Wagengestellung im Innern des veneralgouvernement von 5 000 





sagen und mehr möglich gewesen sei. Das bedeute insgesamt 
eine 25 %ige Steigerung gegenüber der Zeit vor Inangriff- 
nahme der Otto-Bauten. Da die Otto-Bauten mit derselben Tat- 
kraft weitergeführt würden, werde von Monat ZU Monat eine 
weitere Leistungssteigerung im Netz der Ostbenn notwendig 


sein. Es handle sich ja auch hier um reine Wehrmachtstrans- 
porte. 








in Öffentlichen Verkehr, der andere Bedingungen habe, 
wirkten sich die Leistungen nicht so aus wie bei der Wehr- 
macht. Trotz dieser grogen Zufuhren aus dem Reich sei es noch 






möglich gewesen, entsprechend einem Wunsche der Abteilung ir- 








Seit einigen Monaten seien im Generalzouvernement die 
gesamten Empfängerstellen von dem linken auf das rechte 
Weichselufer verlagert. Nahezu jeder Bahnhof rechts der 
heichsel werde gegenwärtig nicht von einer Stelle, sondern 
von zwei oder drei Stellen als Entiadestation in Anspruch 
genommen. Diese Bahnhöfe, die einem solchen Zwecke niemals 
gedient hätten, müßten nun behelfsnäßizg für diese Entlade- 
möglichkeit hergerichtet werden. 

ver aus Jeutschland einbrechende Verkehr bleibe zu 
o6 % im Generalgouverhement. 54% gingen aus dem Generalgou- 
vernement wieder hinaus. Der einbrechende Verkehr setze 
sich zusammen aus dem Verkehr für Otto-Programm und Eisen- 
bahn zu 4 %, in gleicher Höhe aus dem Verkehr für StraBenbau, 
sehrmacht zu 22 %, Bisenbahndienstkohle 12 %, Kohle für 
öffentlichen Verkehr 14 %. Für den gesamten öffentlichen 
Verkehr verblieben nur 6 % der eingehenden Sendungen. Auf 
den Hussenverxehr entfielen 12 %, auf den Verkehr nach Ost- 
preußen 5 7», nach dem Warthegau 8 %, nach Danzig-xsrx 5 4. 
hier handle es sica in der Hauptsache um Kohlentransporte. 
Iu übrigen mache die gesamte Aohlenbeférderung nur 3 % 
aus. 

Was die Wagengestellung angehe, so betrügen die For- 
derungen etwas über 4 000 KR lagen. Hier sei mit einem Aus- 
fall von 22 % zu rechnen. Wan könne durchschnittlich mit 
> 000 Wagen am Tage rechnen. Die Wehrmacht behalte für den 
inneren Verkehr 745 Wagen. Für Stückgut, das zum großen 
leil aw Wehrmachteinzelsendungen bestehe, seien 104 Wagen 
in Anspruch genommen, für sartoffeln 62, für Getreide und 
enl jetzt nur noch 102. Fir Grubenholz würden heute noch 
146 Wagen gestellt. Otto-Progranm -Eisenbahn erhalte 550 
Wagen. Jer Aussenverkehr beanspruche täglich über 300 Wagen. 

«as das rersonal angehe, so könne in allerletzter Zeit 
mit einem Zuwachs von 3 000 deutschen kisenbahnern gerech- 
net werden. Die Hälfte davon werde die Reichsbahnverwaltung 
aus ihren geringen Beständen noch stellen. Diese deutschen 
iHeichsbahner seien dazu bestimmt, links der Weichsel die Zahl 








der deutschen Lisenbahner zu vermehren, vor allem auf den 
Bahnhöfen, die militärisch von besonderer Wichtigkeit seien. 
Weiter würden von Gor Wenrmacht zur Zeit im Heeresdienst 
stehende deutsche Ameeeiser der Ostbahn zur freien Verwen- 
dung überlassen werden. Sie sollten vornehmlich dazu die- 
nen, gewisse Strecken nach dem Osten mit deutschem Personal 
zu besetzen, damit es bei Komplikationen eingreifen könne 
und der Betrieb, falls die polnischen Bediensteten weg- 
liefen, nicht stillgelegt zu werden brauche. 

Die Bauten der Ostbahn würden weitergeführt, es werde 
den ganzen Sommer über gearbeitet werden, damit ein end- 
gültiger winterfester Zustand hergestellt werden könne. 





Die Errichtung der gesamten Hochbauten, der Werkstätten- 
gebäude usw. machedie Zufuhr von 25 Millionen Ziegeisteinen 
notwendig. Daneben müsse eine große Wenge Bettungsmaterial 
herantransportiert werden. 

Die srnährungsla;e der Belegschaft der Ustbahn sei 
jetzt befriedigend, abgesehen davon, dab vielleicht ein- 
mal bei einzelnen Stellen ein Mangel eintrete. sr könne 
mit besonderer Freude feststellen, dai die Zusage der Ab- 
teilung Ernährung und sandwirtschaft vollauf eingehalten 
worden sei. - Die Zusammenarbeit mit der “ehrmacht sei 
gut. Die Ustbahn habe ihre eigene Wehrmachtdienststelle. 
Der gesante Verkehr mit der Wehrmacht vollziehe sich im 


übrigen über die Irmsportkommandanturen . 











Präsident Lauxmann berichtet über die gegenwärtige 
Lage bei der 
Deutschen Post Osten. 
br teilt mit, da& die Neubauten für die Telefon- und Tele- 
graphenanlasen im großen und ganzen fertiggestellt seien. 
Leider müsse festgestellt werden, daß von Seiten des Mili- 


tars oft zu große Anforderungen in Bezug auf die Benutzung 
von ielefonaniagen usw. gestellt würden. Im übrigen sei man 


bestrebt, das Telefonnetz auch weiterhin auszubauen und vor 
allem auch den Polizeistellen den Anschluß an das Fernsprech- 
netz zu geben. 


Unterstaatssekretär Kundt weist darauf hin, daß unter 
der Bezeichnung "Allitárgespráche" oft lange Unterhaltungen 
an Fernsprecher geführt würden, die eigentlich keinen mili- 
tärischen Charakter haben. Militärische Gespräche hätten 
den Vorrang auch vor Staatsgesprächen. 


Frusident Lauxmann sieht ein Mittel zur Beseitigung 
dieses Übelstandes darin, daß ein Offizier mit der Abhörung 
solcher Lespräche betraut werde. 


ver Herr Generalzouverneur führt Beschwerde darüber, 
dab er, wenn er mit der sanzlei des Führers sprechen wolle, 
oft stundenlang warten müsse. Der Truppe müsse klargemacht 
werden, daß im Generalgouvernement keine Militärverwaltung 
bestehe. Der Führer habe bestimmt, daß die Behörden des 
veneral<ouvernements die kriegswichtigsten Angelegenheiten 
so wie bisher weiter zu führen hätten. 


rrasident Lauxmann teilt weiter mit, daß man zur Zeit 
bemüht sei, Anlagen der Post, an denen Sabotageakte verübt 
werden könnten, allmählich von Polen zu säubern. Leider 
seien besonders technische Kräfte aus dem Reich nur noch 
zu einem ganz geringen leil zu erhalten. - Die Anforderungen 
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die zur Zeit an die Postverwaltun; im Feldpostverxehr ge- 
stellt würden, seien außerordentlich groß. Deshalb habe sich 
auch Cie Wehrmacht bereit erklärt, Soldaten für die Bewäl- 
tigung der Arbeit zur Verfügung zu stellen. Leider'sei ihre 
4ahl aber auch zu gering. So sei es denn oft kaum möglich, 
aui den zisenbahnstationen die Feläpostsäcke auszuladen. 

Er habe sich wegen dieses Mißstandes schon mit Präsident 
verteis in Verbindung gesetzt. Die Reichsbahnbeamten, die 
von Anfang an im Generalgouvernement tatig gewesen seien, 
arbeiteten mit den Beamten der Post gut zusammen, was man 
von den zisenbahnbeamten, die neuerdings ins veneralgouver- 
nement abgeordnet worden seien, leider nicht sagen könne. 
infolgedessen komme es immer noch zu Keibereien. - Sehr zu 
beklagen sei die auch bei der Deutschen Post Osten herr- 
schende saumknappheit. Am schwierigsten lägen die Verhält- 
nisse in Radom. Dort habe er vom Stadthauptmann ein Ge- 
bäude zugewiesen Arhalten, das ihm jedoch eine Wehrmachts- 
dienststelle wieder weggenommen habe. Man werde zur Besei- 
tigung dieses Kaummansels dazu übergehen müssen, in ver- 
mehrtem Umfanse Baracken zu bauen. 


Winisterialdirigent Dr. Emmerich berichtet über die 

Lage der 
airtschaft des Generalgouvernements. 

vie Lage auf dem Gebiet der gewerblichen aanzelware - 
textilien, Leder usw. - werde nicht wesentlich durch die 
Wehrmacht beeinflußt, weil die Wehrmacht keine Möglichkeit 
habe, solche Waren aufzukaufen. Einmal sei überhaupt nur 
wenig Ware vorhanden, und zum anderen gäben die Händler an 
die Wehrmacht ohne Bezugschein nichts ab, weil sie sonst 
keine neue Ware erhielten. Die Truppenteile seien auch dar- 
uoer bereits aufgeklärt worden. Soweit es sich um isen 


handle, sei die Abteilung Wirtschaft durchaus bereit, der 
Wenrmacht in kleinem Umfange zu helfen. 





im Vordergrunde stehe nach wie vor die &ohienírage. 
in den letzten Wochen sei die Kohle noch verhältnismäßig 
gut hereingekommen, und so habe man an den Stellen, für 
die sich eine besondere Notwendigkeit ergeben habe, gewisse 
Lager halten können. Diese Lagerhaltung gene aber im Durch- 
schnitt nicht über 5 bis 5 Wochen hinaus. Bei der Kohlen- 
versorgung habe man vor allem an die Versorgungsbetriebe, 
die „lektrizitäts-, Gas- und Wasserwerke zu denken, ferner 
an Gen mustunsssektor und endlich an den Sektor der son- 
stigen Industrie. lun seien für den Transport der Kohle 
Sperren eingetreten. Man versuche deshalb, mit Wehrmachts- 
fahrzeucen zu helfen. Im allgemeinen sei aber die Lage auf 
diesem uebiet recht ungünstig. In Krakau seien die Verhält- 
nisse besser, weil man dort den Wasserweg zur Verfügung 
habe. in Lublin seien die Schwierigkeiten wesentlich größer. 
in Warschau hänge die Belieferung von dem Zustand der 
Strecke Ischenstochau-Warschau ab. Für den Versorgungs- 
verkehr komme es vor allem darauf an, daß man mit den Lager- 


beständen für die Zeit durchhalte, in der der dilfsfanrplan 


laufe. Wie lange das dauere, sei ungewi8. lan müsse viel- 
leicht damit rechnen, daß die verstärkte Sperre ein Viertel- 
jahr anhaite. wan könne die Vorräte, die man für einen 
solchen Zeitraum brauche, unter Inganghaltun; der Industrie 
heute nicht aufstapeln, werde also unter Umständen genötigt 
sein, in den Maße, wie ernsthafte Iransportschwierigkeiten 
einträten, eine Abschaltung der Industrie vorzunehmen. 
oelbstverstzndlich dürfe die Kiistunzsindustrie nur im 
cubersten Falle abgeschaltet werden. Auch schon in der Ver- 
sangenheit habe man es so gehandhabt, daß Textilbetriebe 
stillgelegt worden seien. Das Problem liege jetzt in der 
wleichzeiti,;xkeit der Auimarschleistung und der KHüstungs- 
steigerung. Die Anforderungen, die von der küs tungsinspek- 
tion beispielsweise an die Kraftstromentnahme gestellt wür- 
den, würden im Laufe des Sommers und Herbstes noch auber- 
ordentlich ansteigen. -Man überlege zusammen mit der Rüstungs- 





inspektion, wie weit diese zusätzlichen Anforderungen 
übernaupt noch übernommen werden künnten. Ob und in welchem 
mabe man diesen Anforderungen nachkommen könne und ob even- 
tuell abgesch&aàtet werden müsse, sei eine Frage der zukünf- 
tigen Entwicklung. 

im übrigen sei die Lage bei der Industrie sehr unaus- 
geglichen in regionaler und fachlicher Hinsicht. Vor allen 
Dingen seien die Betriebe getroffen, die sehr kohlen- 
intensiv seien. Die Zellstoffwerke in Tomaszow brauchten 


> 000 t Kohle im Monat, und es sei vollkommen auszeschlos- 
sen, diese Wengen aufzubringen. Der Betrieb sei auch seit 
einiger Zeit stillgelegt worden. Andererseits hätten sich 
kleinere Betriebe mit einem geringeren Kohlenbedarf noch 


einigermaßen durchhelfen können. Die Tschenstochauer Be- 
triebe hätten sich die Kohle mit dem &raftwagen geholt und 
so dafür gesorgt, daß der Betrieb leistungsfähig bleibe. 

im übrigen habe man versucht, alle diejenigen Betriebe in 
vang zu halten, die eine besondere Dringlichkeit aufwiesm. 
Das Stickstoffprogramm könne wohl als gesichert angesehen 
werden. Man habe in dieser Hinsicht jedenfalls das Mögliche 
getan, könne aber zur Zeit nur von einem lage zum andern 
disponieren. 


Jer Herr Generalgouverneur weist darauf hin, dai sich 
die Faille mehrten, in denen «"enrmacntsangehórige für den 
sinkaut von Stoffen Bbezugscheine beantragten. Diese kinnten 
ihnen aber nicht gegeben werden. às sei schon verschiedent- 
lich zu unliebsamen Auftritten gekommen. So habe z.B. ein 
Offizier mit einer Anzeige wegen Sabotage der Wehrmacht 
gearoht. veshalb sei es zweckmäßig, ein Übereinkommen in 
dieser Frage zu treffen. Wenn Uffiziere etwa genötigt seien, 
sich im Generalsouvernement zu equipieren, dann müßte eben 
der Stoff von der Wehrmacht beschafft werden. Im übrigen 
mußte die Wehrmacht davon in Kenntnis gesetzt werden, das 
das Land bereits ausgebeutet worden sei. Es wäre deshalb 


= ~e —— ° qam Eug — EL XX E owe. ‚ps EPE e te ~ 








* pm $ D - ei e "oa = "a (7 ca] MÉ m, ae ao z= 
OO ER SIR LEE CAE —— PI TA YT SE SE WRAL ese Y 7 ATR See OS "E, » 












- - i 9 X À cie — -— mme — 
p —— 


— —f rn — — — WI? — 





— pm, mg 
— - E — — - - — — — — — 





20 


notwendig, daß eine entsprechende Vereinbarung zwischen 
der zuständigen Stelle der Abteilung Wirtschaft und der 
“ehrmacht getroffen würde. 

ver Herr Generalgouverneur gibt dann den inhalt eines 
Srieies des Ke ichswirtschaftsministeriums, Abteilung Berg- 
oau, bexannt, in dem die Situation auf dem vebiete der Koh- 
lenlieferung infolge einer vermehrten Wagengestellwe für 
die nächste Zeit ziemlich günstig beurteilt werde. In dem 
Oriel sei u.a. gesagt, daß sich für das Generalgouvernement 
die KO lichkeit bieten werde, den Lrágasversorgungsgebieten 
Kohle zuzuteilen. 


Winisterialdirigent Dr. Emmerich weist in diesem Zu- 
Sammenhang darauf hin, daß die Lrdvastrage unter bergbau- 
lichen vesichtspunkten zu ernsten desorgnissen Anlaß gebe. 
ver Vrucx des Lrdgases sei in wenigen Monaten wesentlich 
heruntergegan;en. | 

Auf eine Frage des Herrn veneralgouverneurs bemerkt 
Ainisterialdirigent Dr. uunerich, dai man die yituation 
aui dem uebiete der sohlenversorgung zunüchst/senr ernst 
angesehen habe. Gleichwohl sei man bestrebt gewesen, jede 
wÖglichkeit für die 2escnaiiunó5 von Kohlen auszunutzen. So- 
bald es gelungen sel, kleinere Mengen Kohle zu erhalten, 
seien stillgelegte Betriebe wieder angelaufen. Er habe diese 
destrebungen auch von dem vesichtspunkt aus seiördert, daß 
eine solche “iederbeschäftigung der betriebe dazu beitrage, 
die Arbeiterschaft an sie zu binden und zu verhindern, daß 
die Arbeiter ins Reich abtransportiert werden. 


Abteillunsspräsident Dr. Frauendori£er betont, daß die 
wurchlührung der großen izrogramme ungeheure Anforderungen 
an die Arbeltergestellung stelle. Dazu träten dann noch 
die neuen Aufgaben. Man habe deshalb auch 12 QOO Mann in 
baukompanien zusammengefaßt, die mit der iruppe an die Grenze 
gehen sollten. Darüberhinaus stánden noch weitere 10 000 








21 


wann zur Verfügung. 
ver Herr Generalgouverneur getest gibt zu bedenker , 
daß es sich weniger um den gegenwärtigen Status handle 
als vielmehr um die Situation, wie sie etwa in 6 Wochen sein 
werde. Wan müsse unbedingt über eine Arbeiterreserve ver- 
lügen und daher bei Abtransporten polnischer Arbeiter ins 
Heich größte Vorsicht walten lassen. 


aur 
s»aihrunps- und rzreisfrage 

himmt Bankdirigent Dr. Paersch das Wort. Er führt aus, 
Gas die Wihrungslase durch einen ganstigen Stand des Außen- 
wertes der Wihrung gekennzeichnet sei. Das Reich sei dem 
weneralsouvernement gegenüber in starkem Maße verpflichtet. 
Wieser Tatbestand sei auf die starke Iruppenbelesung des 
vebietes und die damit zusammenhángende Notwendigkeit zu- 
rückzuführen, für die veldversorgung der Truppe die nöti- 
sen Beträge zu überweisen. Mit zunehmender iruppenzahl 
hatten sich die Uberweisungen im sogen. Kapitalverkehr 
erhöht. Soweit das Generalgouvernement noch in der Lage 
gewesen sei, über die Transportmittel, insbesondere die 
Ustbahn, die benötigte Einfuhr an Waren hereinzubringen, 
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seien dafür auch erhebliche vegenzahlungen an das Reich 


a”? 


zu leisten gewesen, die diesem &apitalverkenr entgegen- 


gestanden und ihn bis zu einem zewissen Grade ausgeglichen 
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hätten. Anfänglich sei es so gewesen, daß die Einzahlungen 
für die Überweisungen ans Reich zu einem teil die Auszah- 
lungen für dedürfnisse der Wehrmacht ausglichen. Mit zu- 
nehmender Verschärfung der Iransportlage, insbesondere dem 
zunehmenden Rückgang der Transporte der Eisenbahn angesichts 
der mangelnden Kohle,habe sich dieses Verhältnis verschlech - 
tert. 


um nun die Geldbedürínisse der Wearmacht in vollem (me 
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lange befriedigen zu xonnen, habe die kmissionsbank im 
“ege des nredits diese Lücke schließen mussen. Das habe 


zur Folge gehabt, daß sich der Aotenumlauf anfänglich lang- 








san, in letzter Zeit im ousammenhang mit den eben ance- 


fuhnrten Jatbeständen stark erhöht nade. wenn man den 1.Juli 
1940, nachden der Umtausch aer alten Noten der Bank Polski 
praxtisch beendet war, als kormalstand annehme, dann be- 
trage die Steigerung seit Jenem Zelipunkt bis zur Gegen- 
wart 62 %.Diese Steigerung sei auserordentlich hoch und be- 
deute eine ernste velahrdung für die wonrung. 

Line weitere Möglichkeit der dährungsbeeinflussung 


bestehe theoretisch auf dem Gebiet der Entwicklung der h 


sigen Finanzen. Sie sei aber bisher vermieden worden, Di 
Finanzen seien in Urünung.-Line weitere weiährdung der 


„ahrung liege in der Kaufkraft der rreise des Inlames. 


vas Verhältnis zwischen Währung und reisen, wie es inde 


1959 bestanden habe, sei entscheidend dadure geändert war - 


den, das die Wehrmacht nach der zroberung des Gebietes das 
interesse hatte, dieses Gebiet im weitmoglichsten Umfange 
auszuveuten. Monate lane seien Nahrungsmittel und 
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»erzeucgnisse aufgekauft und ins ieich geschafft worden. 


Wie Wirkung sei natursemal das Verschwinden der Vorräte 


wle ein starkes Austelgen der Preise. Durch Bin- 


iunrung der rreiskontrolle Belang es zwar, den ürgsten Aus- 


wirkungen dieser arscneinun;-en entgegenzutreten, e 


sel 


wi 


S 
aber doch eine ernste »eunruhigun: der Währung geblieben. 
GE Hab Schwieriszeiten sei es dann gelungen, diese 


Unter 


seunrunizung der Währung. im Frühling 1940 aus der Welt zu 


US 
Schailen und seit dieser Zeit die unerläßlichen Voraus- 
seizungen für die Fortentwicklung der Wirtschaft und die 
Stabilität der “ährung zu sichem. Sie* habe bisher ange- 
halten. Für die Zukunft lasse sich nach dieser Hichtung hin 
anzesichts der cegenwuriigen Lage naturgemas eine Prognose 
nicht geben. 
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Als günstiger Faktor sei festzustellen, daß das Ver- 
rauen in die Währung bisher unvermindert bestehe. Wenn 
such beobachtet werde, daß die ıruppenteile sehr viel Geld 
abheben, daß viel Geld ausgegeben und viel gekauft werde, 
so könne man doch irgendwelche lühlbare kückwirkung auf das 
Vertrauen zur “ährung bisher nicht feststellm. Während 
die 2inlagenbewerzung bei den nreditinstituten im August 1940 





Sorort einen huckschlag erfahren habe, als die Möglichkeit 
iriegerischer Auseinandersetzungen an der Ustgrenze auf- 
tauchte, sei eine solche srscheinung jetzt nicht zu beob- 
achten. Die Ursachen dürften einmal in der Tatsache liegen, 
da; die Aussichten der deutschen Waffen nunmehr über Jede 
Jisiussion erhaben seien, zum anderen darin, daß das Kredit- 
ovWerbe So ilüssiz sei, daß irgendwelche Deiürchtungen hin- 
sichtlich der Sinlagen nicht beständen. 

Anders liege es allerdings mit der Auswirkung auf die 
sTelse,. vie wintermonate bis zum Anfall der neuen urate 
und der jeder Ernte zunächst vorausgehendef vermehrte Be- 
Gari an Gartenerzeugnissen und Gemüse böten ernährungsmäßig 
immer die größten Schwierigkeiten. Deshalb Zeige auch das 
Lreisniveau um die Zeit des 0oecinnenden Frünjahrs gewisse 
Steigerungstendenzen. Weiter werue aieser Faktor aber noch 
dadurch beeindruckt, das mit der starken iruppenbeliegung 
elne neue aachirage aufgetreten sei. Dazu trete noch der 
vnStand, daß die einheimische Bevölkerung angesichts der 
unzureichenden srnährung sehr stark darauf angewiesen sei, 
sich Nahrungsmittel im schleichhandel zu kaufen. Seit der 
Zeit, in der die oroben iruppenmengen ins veneralsouvernement 
gekommen seien, habe sich die Freissteigerungstendenz fort- 
Seselzt verstärkt, und in der letzten Woche sei die Lendenz 
Sturmisch geworden. Die vrsacnen fur diese Lntwicklung lägen 
erstens in der Nachfrage seitens der zahlreichen Iruppen, 
die besonders um Warschau herum sich befänden, zweitens in 
dem Umstande, daß seit 12. April auf der Ustbahn eine Keise- 
Sperre fir Einheimische eingeführt sei und somit die irans- 
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portiunktion der Ostbahn weitgehend ausgefallen sei, drit- 
tens in der Kontrolle, die auf den örtlichen Dahnstrecken, 
2.8. QER Warschauer Vorortstrecken erfolge. Gouverneur 

Ur. sischer habe dankenswerterweise verfügt, daß solche 
„ontrollen des Zugangsverxehrs nicht mehr erfolgen soll- 
ten, weil die Sicherung einer einigermaßen zureichenden 
Versorgung der willionenstadt immerhin ein dringendes und 
sachlich anzuerkennendes Problem sei. Diese Verfügung 
scneine allerdings praktisch nicht völlig durchgeführt zu 
weraen. ihm sei berichtet worden, das wiederum Kontrollen 
Stattcefunden haben sollen. Wenn die Ostbahn inre Transport- 
funktionen nur sehr unvollxommen handhaben xónne, dann 

sei eben die susatzversorgung auf den einzigen Weg der zu- 
fuhr mit dem Panjewagen angewiesen. 

Das iniolse dieser Umstände eingetretene Anziehen der 
reise habe vom Standpunkt der Währung aus beachtenswerte 
Auswirkungen. Wenn das Anziehen der Preise eine gewisse 
wangellase erkennen lasse, dann werde in einer Stadt wie 
“arschau leicht eine Panik ausgelöst, weil die Menschen 
das Bestreben hätten, sich einigermaßen vorsorglich ein- 
zudecken. sine solche ranikstimmung habe ebenfalls zusätz- 
liche rreiserhóhungen zur Folge und sei geeignet, über den 
orilichen Bezirk hinaus auch auf das Land überzugreifen. 
Angesicnts der zentralen und beherrschenden Dedeutung von 
Warschau fiir das veneralgouvernement bedürfe diese möglich- 
keit em ster Beachtung. Zum andern sei ein solches Ansteigen 
ager «reise im Hinblick darauf unerwünscht, daß sich der 
Slick auf die Gebiete richte, die vor dem Kriege die Versor- 
Sung sarscnaus vorgenommen hätten. Die srenzziehung zwischen 
Kelch und General gouvernement habe Warschau von seinen al- 
ten Versorgungsstätten, Wartheland und 4iechenau, abge- 
Schnitten. Warschau werde Jetzt vor allem von Lublin ver- 


sorgt. Da diese Versorgung nicht ausreiche, versuche man, 


in Litzmannstadt und Ziechenau Ware zu kaufen. Dort müsse 
aber in keichsmark bezahlt werden. vie Folge sei, daß ver- 
sucht werde, deichsmark schwarz anzukaufen. Das habe zur 
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Folge, daß der Kurs der Reichsmark im Schwarzhandel eine 
oteigerung uu etwa 10 Groschen erfahren habe. 

vie Frage, wie die Zukunft der Währung des General- 
gouvernements zu beurteilen sei, könne dahin beantwortet 
werden, daß die gegenwärtigen Verhältnisse noch eine Weile 
getragen werden könnten, unter der Voraussetzung, daß die 
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starke Belegung des Generalgouvernements mit truppen nicht 
mehr allzu lange aufrechterhalten bleibe, wofür allerdings 
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leider keine Gewähr bestehe. Eine zweite Voraussetzung sei, 
dab die Währungssfrage nicht Gegenstand von srörterungen 
oder Diskussionen sei. Er werde sich bemühen, alles zu 


tun, um diese Lrscnhneinung zu verhindern. 
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Aul eine Frage des Herrn veneralgouverneurs erwidert 
Danxdirigent Dr. Paersch, daß das Vertrauen zur Wahrung 
nach wie vor bestehe und daß die Wehrmacht über die im 
veneralgouvernement geltenden Vevisenbestimmungen infor- 
miert sei. 


SS-Übergruppenführer Krüger hebt hervor, daß die 
rolizei vor etwa 3/4 Jahren den Auitrag erhalten habe, 
mehr als bisher eine wirksame Bekämpfung des Schleich- 
handels durchzuführen. Es sei zutreffend, daß Kontrollen 
sowohl auf den Zufahrtsstraßen wie auf den Bahnhöfen 
durchgeführt würden. Er habe seinerzeit im Einvernehmen 
mit Legndesbauernführer Körner dafür gesorgt, daß die Aktion 
zur Ablieferung der Kontingente auf dem Lande durchgefünrt 
werde. Zum andern habe man versucht, dagegen zu wirxen, 


daß aus Überschußgebieten wie Lublin nicht alle möglichen 


waren aui dem schleichhandelsweze nach Warschau gebracht 

würden. Nach einer Vereinbarung mit der Ostbahn sei den 

Folizeiorganen die Befugnis gegeben worden, die Bahnhöfe 

zu kontrollieren, zum Teil auch in den Zügen Kontrollen 

vorzunehmen, um Schleichhandelswaren zu eriassen. Auf diesem 

Wege habe man eine große Menge Waren beschlagnahmen können, 
ud er sei bereit, in der nächsten Sitzung einen Überblick 





über die Waren zu geben, die im Laufe eines Monats beschlag- 
nahnt wurden. Wenn aber die Auffassung vertreten werde, daß 
es zur Zeit untunlich sei, den Schleichhandel zu bekämpfen, 
dann habe er von seinem Standpunkt aus nichts dagegen ein- 
zuwenden. sr könne nur dankbar sein für jeden Polizeibeamten, 
den er für eine andere Aufgabe einsetzen könne. Daß sich 

der polnische Polizeibeamte u.U. angesichts seiner schlech- 
ten Bezahlung am Schleichhandel beteilige, könne er bestä- 


tigm, wenn solche Vorkommnisse auch nicht verallgemeinert 
werden dürften. 


Landssbauernführer Körner geht auf die Anordnung der 
Ostbahn ein, nach welcher keine Schleichhändler mehr die 
Züge benutzen dürften. Zunächst habe man die Linie von 
Lublin nach Warschau einer besonderen Hegelung unterworfen. 
Dankdirigent Dr. Paersch habe gebeten, daß mit der Einfüh- 
rung dieses neuen Rechts gleichzeitig eine besonders scharfe 
kontrolle an den Eingängen der Städte vorgenommen werden 
möchte, insbesondere bei Warschau. Er, Landesbauernfiihrer 
Körner, habe die Abteilung .irnührung und Landwirtschaft in 
Warschau angewiesen, d&s zu beachten, gieichzeitig aber ge- 
beten, den Bogen nicht zu überspannen. is komme nicht dar- 
aui an, schon jetzt den letzten Schleichhändler zu fassen, 


sondern das misse im Laufe einer allmählichen sntwicklung 
geschehen. sr müsse af: die größten bedencen dagegen er- 
heben, daß etwa generell die Schleichhandelsbekämpfung auf- 
gegeben werden sollte, Andererseits müsse man aber in Rück- 
sicht ziehen, daß die Leben:mittelmengen für RRR RR ter- 
oraucher nicht ausreichen. ‚eshalt habe man auch eine be- 


stimmte Zahl von Lebensmittelprodukten aus der Wirtschaft 
herausgelassen, so Kartoffeln, Gemüse, Geflügel, um den 
rolen eine zusätzliche Verpflegung zu ermöglichen. Daher 
müßte es bei diesen Lebensmittelprodukten so gehandhab t 
werden, daß man die Zufuhren nicht etwa durch eine Kon- 
trolle verringere. Daß die bewirtschafteten Lebensmittel 
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weiterhin einer scharfen Kontrolle unterliegen und der 
Schleichhandel in ihnen scharf bekämpft werden müsse, sei 
im Interesse der Erfassung der Ware auf dem Lande eine 
Selbstverständlichkeit. . 


Präsident Gerteis ist der Auffassung, daß die von 
der Ustoahn getroffenen Maßnahmen vielleicht etwas falsch 
verstanden worden seien. Er habe sich, als er erfahren habe, 
dab zu einem gewissen Zeitpunkt der Höchstleistung eine 
weitere kinschränkung des Fersonenverkehrs stattfirden 
solle, an Unterstaatssekretär Kundt gewendet und ihn ge- 
beten, Vorsorge zu treffen, dap wenigstens diejenigen Polen 
die Züge benutzen dürften, die im deutschen Interesse füh- 
ren. inzwischen sei aber der Höchstleistungsfahrplan nicht 
eingstreten, sodaß diese sinschrinkungsmainahme vielleicht 
etwas verirüht gekommen sei. Praktisch habe sie sich so 
ausgewirkt, Gab mit Ausnahme eines verhältnismäßig kleinen 
kreises um Warschau, Krakau und Radom herum die Personen- 
züge heute außerordentlich schwach besetzt seien und in- 
folgedessen die zinnahmen der Ostbahn stark zurückgingen. 
Nach oberilächlicher Schätzung handle es sich um einen 
täglichen Ausfall von etwa 500 000 Zloty. 

ur habe weiter eine Umfrage darüber angestellt, wie 
sich der Verkehr abwickle, ob und wie die Bevélkerum zu 
ihrem Zulassungsschein komme. Er habe erfahren, daß es 
für Leute, die reisen müßten, außerordentlich schwierig 
sei, diesen Schein zu erhalten, da sie ihn beim &reishaupt- 
mann beantragen müßten. Eine Unzahl von Menschen belagere 
die Bahnhöfe auf dem Lande und bitte dringend aus irgend- 
einem mehr oder minder stichhaltigen Grunde um die Zulas- 
sung. &5 sei teilweise so geholfen worden, daß der Bahn- 
hofsvorsteher selber die Notwendigkeit der Reise geprüft 
und von sich aus die Zustimmung gegeben habe. Inzwischen 
habe sich schon ein gewisser Handel mit solchen Scheinen 
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bemerkbar gemacht. Er gebe zu bedenken, ob es nicht móglich 
sei, für den Reiseverkehr wieder einige Lrleichterungen 
einzuführen. Selbstverstündlich habe er nicht beabsichtigt, 
mit diesem Reiseverbot die Währung in Gefahr zu bringen. 


ber Herr Generalgouverneur ordnet an, daß sofort 
Maßnahmen für eine Anderung dieses Zustandes getroffen 
werden. 


Zur Frage der Unterkunft der truppen bemerkt Abtei- 
lungsprüsident Westerkamp, daß im allzemeinen die Verhält- 
nisse besser seien, als man ursprünglich angenommen habe. 


Präsident Watzke betont, daß man eigentlich überall 
ausreichende Ausweichmöglichkeiten für den Schulbetrieb 
gefunden habe. Das Schuljahr dauere noch 7 - 8 Wochen und 
es wurde sich empfehlen, jetzt keine grundlegenden Ande- 
rungen mehr vorzunehmen, da sonst auch die Lücke bis zum 
beginn des neuen Schuljahres zu groß werden würde. Besonders 
bedrohlich sei die iatsache, daß die Fachschulen fast sänt- 
lich von deutscheh Iruppen besetzt seien. Dadurch werde die 
Heranbildung des Nachwuchses gez5hrdet.| 


Abteilungspräsident Ohlenbusch nimmt kurz zur Frage 


des Verhältnisses von ropaganda zur Iruppe Stellung und 


teilt mit, daß sich, soweit er es übersehen könne, die 
propagandistische Tätigkeit vor allem auf die kulturpoli- 
tische Setreuung der Deutschen und der im veneralzouverne- 
ment sich aulhaltenden Angehörigen der Wehrmacht gerichtet 
habe. Die Deutschen und die Angehörigen der Wehmacht seien 
mit Schriften, sowie mit Film-, Theater- und lusikauffüh- 
rungen bedacht worden. Angesichts der starken iruppenbele- 
gung des Generalgouvernements werde man für die nächsten 
Monate an eine Ausweitung dieser Veranstaltungen denken 
müssen, und er sei bemüht, geeignete Kräfte aus dem Heich 
heranzuziehen. In Krakau sei eine Art Vergnügungsparx unter 





der Bezeichnung "Zur alten Kasematte" eröffnet worden. An 
der Eröffnungsfeier hätten Vertreter der Wehrmacht, der 
Polizei und SS teilgenommen. Es sei beabsichtigt, auch in 
den kleineren Städten mindestens ein Bierzelt mit einer 
kleinen Musikkapelle nach bayerischer Art zu errichten.- 
sine Beeinflussung der polnischen Beamten werde nur in 
engster Zusammenarbeit der Abteilung Propaganda mit den 
anderen Abteilungen möglich sein. Dafür sei nun der rropa- 
gandaring gegründet worden. ver zuständige Referent habe 
bei den Abteilungen festzustellen, was an Flanungen vor- 
liege und wie z.B. Gesetze unter der Bevölkerung verbrei- 
tet werden künnten. Für sehr geeignet halte er auch die 
Lautsprecherpropaganda. Mehr als bisher müsse auch der Film 
in die Propaganda eingeschaltet werden, auch müßten Flug- 
blätter und bcbilderte Broschüren an die Schüler verteilt 
werden, die sie dann ihren Eltern bringen könnten. 


Auf eine Anregung des Landesbauernführers Körner, 
die "Soldatenzeitung" besonders für die Aufklärung über die 
Ordnung und Regelung der Dinge im Generalgouvernement ein- 
zusetzen, bemerkt Abteilungspräsident Ohlenbusch, daß die 
soldatenzeitung in eigener Regie von der Wehrmacht heraus- 
gegeben werde und er kein Mittel habe, auf ihre vestaltung 
einzuwirken, da sie von gm Angehörigen der rropa;anda- 
“ompanie redi;iert werde. Pressepolitisch habe er jedenfalls 
auf diese Zeitung keinen Einfluß und bitte daher Landes- 
bauernführer Körner, sich deshalb direkt mit den maBeeben- 
den militärischen Instanzen in Verbindung zu setzen. 


Auf eine Frage des Herrn Generalgouverneurs erwidert 
Staatssekretär Dr. Bühler, daß die UK-Stellunzen von Beam- 
ten und Angestellten reibungslos vor sich gingen, insbeson- 
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dere/ bet dem in Krakau für diese Frage ein eigenes Wehrmachts- 


kommando errichtet worden sei. sin Abzug von Beamten aus 
dem Heich, der nicht die Billiruns der Regierung finden 
wurde, sei schon seit geraumer Zeit nicht mear erfolgt. 
Selbstverständlich leide man darunter, daß das zur Verfügung 
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stehende Material quantitativ nicht hinreiche und auch nicht 
über die Friedensqualität verfüge. 

vegenuber dem Hinweis des Herrn veneralgouverneurs, 
daB es unbedingt notwendig sei, eine Verwaltungsschule für 
die Beamten, auch für die polnischen Beamten zu schaffen, 
bemerkt Staatssekretär Dr. Bühler, daß jetzt schon auch die 
mit Spezialaufgaben betrauten sinzelabteilungen dazu iiber- 
singen, dem Personal eine spezielle Schulung zu geben, | Im 
übrigen seien keine besonderen Unstände zu beobachten, aus 
denen irgendeine Beunruhigung &escniossen werden könnte. 
Die Durchführung der Maßnahme zur 4uriickfiihrung der Frauen 
und ninder ins Reich sei einigermaßen. schwierig gewesen 
und sei noch nicht restlos abgeschlossen; aber auch diese 
Prage werde wohl in etwa 14 lagen erledigt sein. 


vie Frage des Herrn weneralsouverneurs, ob schon in 


der nächsten Zeit eine größere Unruhe eintreten werde, wird 
von Uberstleutnant Fischer verneint. Ar habe keine beson- 
deren Nachrichten und informationen, glaube aber nicht, daß 
vor 4 dochen irgendetwas zu gewärtigen sei. Was die Ver- 
smenrssperre angehe, so sei der iruppensachverstündige der 
Auffassung, das eine Lockerung nicht angebracht sei. Da- 
gegen, dab die noch verkehrenden Züge auch von Polen benutzt 
würden, sei an sich nichts einzuwenden. 


Abteilunsspräsident Westerkamp hält es für richtig, 
es hinsichtlich einer Lockerung der Verkehrssperre bei den 
bestehenden Bestimmungen zu belassen und nur durch interne 
Anweisungen, vielleicht auf dem Umwege über die Bahnhofs- 
vorsteher, für eine entsprechende Regelung zu sorgen. 


*rasident Gerteis will jedoch diese Regelung nach wie vor 
den areishauptleuten überlassen wissen, da sie die Zulassungs- 
scheine ausstellten. 
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ver Herr generalgouverneur hält es gleichwohl für 
angebracht, in dringenden Fällen den Lisenbahndienststellen 
die srmachtisung zu geben, unter der Voraussetzung, daß 


die Genehmigung formell beim äreishauptmann eingeholt werde. 


Wie Sitzung wird hierauf geschlossen. 





Gefertigt in 5 Exemplaren: 


: Exempl. für StS. Dr. Bühler 
Í.d.A. Kanzlei d.GG. 
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Hegierungssitzung 


im groBen Sitzungssaal des Regierungsgebäudes, 
Dienstag, 20. Mai 1941. sl 





Beginn der Sitzung: 1199 Uhr. 


Staatssekretür Dr. Bühler: Herr Generalgouverneur, 
meine Herren! Die letzte Sitzung der Hegierung des Gene- 
ralgouvernements hat am 25. März d.J. stattgefunden. Sie 
haben mich beauftragt, für heute eine neue Sitzung anzube- 
raumen. Anlaß zu dieser Sitzung bietet zunächst einmal die 
allgemeine Kriegslage mit ihren besonderen Ausstrahlungen 
auf das Gebiet des Generalgouvernements. Wir stehen heute 
Vor einer ühnlichen Situation wie vor 6 Wochen. Die Ereig- 
nisse, die damals vor der Tür standen, haben sich jedoch 


infolge des jugoslawisch-griechischen Feldzuges um 6 Wochen 
verschoben. 


Vor wenigen Tagen ist innerhalb der nationalsoziali- 
Stischen Bewegung ein Ereignis eingetreten, das geeignet 
war, allen guten Nationalsozialisten das Blut in den Adern 
erstarren zu lassen. Sie, Herr Generalgouverneur, haben 
aus berufenstem Munde Erklärungen über den Fall Heß ent- 
Eegengenommen, und ich darf die Bitte an Sie namens der 
Regierung übermitteln, eine Ausrich tung in dieser Frage 
vorzunehmen. 

Als dritter Punkt der Tagesordnung steht der Arbeits- 
und Ernährungsplan der Hauptabteilung Ernährung und Land- 
wirtschaft zur Debatte. Ich hoffe, daß bei Durchführung die- 
ses Planes die endgültigen politischen Linien der Agrar- 
reform im Generalgouvernement festgelegt werden, und dag 
das Ergebnis dieses Planes uns künftig von allen Ernährungs- 
Schwierigkeiten befreien wird. 
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Generalgouverneur Dr. Frank: Meine Herren! bine Ausrich- 
tung wird wohl nicht nötig sein. Ich nehme an, daß Sie sich 
alle das, was zum Fall Heß zu denken ist, selber gedacht 
haben. Ich móchte Ihr Ersuchen, Herr Staatssekretür, dahin 
auslegen, daß damit nicht irgendwie beabsichtigt ist, eine 
Korrektur an der Stimmung vornehmen zu wollen. Ich nehme an, 
daß Ihre Bitte um Ausrichtung so zu verstehen ist, daß Sie 
das eine oder andere, was allenfalls von allgemeinem Inter- 
esse ist, hören wollen. Es wäre sehr traurig, wenn eine Aus- 
richtung notwendig wäre. 

Ich möchte zu dem so weltbewegend aufgezogenen Fall 
Heß ganz kurz nur sagen, daß er eigentlich überwunden ist. 
Ich muß gestehen, daß das Ereignis, dassein Mann aus irgend- 
welchen psychologischen Zuständen heraus über Bord geht, ein 
Mann, der als Idealist vielleicht durch ein persönliches 
Opfer in den Ablauf des Schicksals eingreifen und die Frie- 
denssituation zwischen Deutschland und England herbeiführen 
zu können glaubte, - daß dieses Ereignis wohl etwas unge- 
wöhnlich ist, da es sich um den Stellvertreter des Führers 
in eigenster Person handelt. Aber dieses Ereignis ändert an 
der Kriegslage nichts. Denn die Kriegslage und die allgemein 
politische Lage der Welt wird nicht dadurch entschieden, 
ob ein Mann mehr oder weniger da bleibt, der nicht unbedingt 
selber die Führung hat. Die Entscheidung hängt lediglich da- 
von ab, ob ein ganzes Volk entschlossen ist, dem ihm vom 
Schicksal gegebenen Führer bis in den Tod zu folgen und je- 
des Opfer zu bringen. Durch den Fall Heß im buchstäblichen 
Sinn des Wortes - er ist gefallen - ist aber diese grund- 
sätzliche und allein weltgeschicht lich entscheidende Situa- 
tion in keiner Weise tangiert. Ich glaube vielmehr, daß sich 
angesichts des Schmerzes, den jeder deutsche Volksgenosse 
über dieses Verhalten eines der prominentesten und bevor- 
zugtesten Mitglieder der NSDAP spürt, das deutsche Volk noch 
inniger unc noch herzlicher und noch bereiter um seinen Füh- 
rer scharen wird. Ich meine, daß dieser Fall Heß, der einige 
Tage hindurch in der Welt Aufsehen erregt hat, für die ge- 
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samten Heichslande in keiner Weise mehr sich irgendwie 
nennenswert wird auswirken können. 

Für die Regierung des Generalgouvernements und für die 
Lage im Generalgouvernanent spielt dieser Fall Heß nur in- 
sofern eine Rolle, als allenfalls in der fremdsprachigen 
Bevölkerung dieses Gebietes unter dem Einfluß der Flüster- 
propaganda oder anderen illegalen Einwirkungen eine Stim- 
mung hervorgerufen werden kónnte, die etwa dem Wunschbild 
der englischen Propaganda entsprüche, nach welchem das Ver- 
lassen des Führers durch seinen Stellvertreter eine Schwä- 
chung der nationalsozialistischen Reichsgestaltung und der 
Kriegspolitik Deutschlands darstellt. Inwieweit dadurch die 
sogen. Widerstandsbewegung oder andere antideutsche Orga- 
nisationen der Polacken einen Auftrieb erfahren haben, diese 
Frage wird von den zustündigen Sicherheitsinstanzen des 
Gener&lgouvernements mit Nachdruck geprüft werden. Sie kön- 
nen überzeugt sein, daß aus dieser subversiven Ausbeutungs- 
welle des Falles Heß eine irgendwie geartete Gefahr für die 
Führung dieses Gebietes im deutschen Sinne nicht im ent- 


ferntesten entsteht. Im übrigen ist das Flugzeug von Heß 
leider nicht im Generalgouvernement, sondern in Schottland 
niege gegangen. Für uns ist es daher aus rein geographi- 
schen/gar nicht möglich, uns weiter mit diesem Fall zu be- 


schäftigen. Was der Fall Heß für mich als Parteigenossen 
bedeutet, habe ich gestern im Rahmen einer Parteibespre- 
Chung gesagt. Es ist ein Fall, der im wesentlich uns Par- 
teigenossen angeht und der das Schicksal des Führers eben 
in so monumentaler Weise herausstellt, weil er immerhin doch 
zeigt, von welchen gigantischen einmaligen Spannungen ein 
Schicksal umgeben und durchtost ist, das so wie das Schick- 
sal des Führers bestimmt ist, eine neue Welt zu formen. Ne- 
ben den gigantischen Siegestriumphem Adolf Hitlers tritt 
das Empfinden, daß dieser Mann bestimmt zu sein scheint, 
die schmerzlichsten Enttäuschungen einem Märtyrer gleich 

in einemkaum jemals in der weltgeschichte erlebten Ausmaß 
ertragen zu müssen. Zwischen Beglückung und Triumph einer- 
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seits und Schmerz und abgrundtiefer Enttäuschung anderer- 
seits spielt sich eben jenes Leben ab, das so wie das Leben 
Adolf Hitlers bestimmt ist, das göttliche Werk der Schöp- 
fung dieser Welt menschlich zu vollenden. 

Als ich den Führer am Dienstag letzter Wache auf dem 
berghof erlebte, als er mir den Brief von Rudolf Heß zum 
Lesen gab und mich um meine Meinung fragte, da mußte ich 
mich an viele schwere Stunden erinnern, die ich persónlich 
mit diesem Mann schon durchgemacht habe. Das reicht weit 
zurück in die Jahre .1920 und 1921, als die ersten schweren 
Kämpfe in der Bewegung schon spürbar waren. Das ging dann 
über die Fälle Stennes, Gregor Strasser, Röhm bis in diese 
Zeit. Aus welchen Gründen Heß immer gehandelt, aus welchen 
Strömungen heraus er immer den Führer verlassen hat, es 
ist und bleibt ein Übergang zum Feinde gegen den ausdrück- 
lichen Befehl des obersten Kriegsherrn und ist als solcher 
auch zu werten. Was für den kleinen Soldaten gilt, der auch 
nicht seinem Idealismus und seinen persönlichen Neigungen 
huldigen darf, das gilt in besonderer Form für die verant- 
wortlichen Manner des Reiches. Je näher sie dem Führer 
stehen, desto gewaltiger ist ihre Verautwortung, vor allen 
Dingen auch die Verantwortung, Vorbild zu sein. 

Deshalb ist es für uns im Generalgouvernement eine 
besonders große Freude, daß wir jedenfalls dem Führer aus 
vollem Herzen auch von Regierungs- und Staatsseite das Ge- 
lóbnis der Treue und der sbsolut klaren Zielsicherheit un- 
seres Verhaltens ablegen kónnen. Wir kónnen daher zum Fall 
Heß abschließend sagen: möge es der letzte Fall eines Pro- 
minenten des Heiches und der Bewegung gewesen sein. Wir 
wünschen es dem Führer; denn von seiner Kraft, seiner Ener- 
gie, seiner Glaubensstürke hängt unser aller Schicksal ab. 
Was waren wir ohne den Führer! 

Es kann nicht jeder sein eigenes Schicksal dem des 
Führers entgegenstellen, er darf nicht seinen eigenen Nei- 
gungen nachgehen und seinem eigenen Ideenflug nachziehen 
wollen. im Krieg ist man Soldat und gehorcht, ganz gleich, 





wo man steht. Wer das nicht kann, den soll verdienterma&en 
die Strafe für den Ungehorsam treffen. Heß ist gestraft. 
Der Führer hat ihn mit Schimpf und Schande aller seiner 
Amter enthoben. Die Position des Stellvertreters des Führers 
ist gestrichen, ein Nachfolger nicht ernannt. Der Name Heß 
wird in der Geschichte der Partei getilgt. Alles, was nach 
ihm benannt war, wird umbenannt; alle Stellen, die an ihn 
erinnern, werden ausgelöscht. Das ist eine ernste Mahnung, 
daß der Führer entschlossen ist, mit der äußersten Energie 
die Autorität des Reiches und die Geschlossenheit der Füh- 
rung sicherzustellen. Ich kann Ihnen nur sagen, daß der 
Führer hárter und siegessicherer denn je ist, dap er das, 
was für ihn menschlich ein schrecklicher Fall war, über- 
wunden hat und dap er wieder in vollem frischem Arbeiten 
steht, um den neuen schweren Aufgaben zu entsprecha, die 
ihm das Sohicksal gestellt hat. 

Ich glaube, daß bei uns im Generalgouvernement die- 
selbe Methode einzuschlagen ist. Auch wir haben alle mit- 
einander einen schweren Schlag erlitten,weniger wegen des 
Verlustes von Heß als wegen des Mitgefühls mit unserem lie- 
ben Führer. Das war ja der eigentliche Schmerz, dap sich 
jeder sagte: dem Führer bleibt doch, weiß Gott, nichts er- 
spart. In diesem Mitgefühl ist sich heute das große, weite 
herrliche deutsche Volk einig. Aus diesem Schlag, den wir 
alle verspürt haben, kehren wir wieder unseren Blick zur 
Arbeit und setzen diese Arbeit entschlossener und hürter 
denn je fort. Ich bitte Sie sehr, meine Herren, dafür zu 
sorgen, daß diese Debat£en über den Fall nunmehr endgültig 
abgeschlossen werden. Bis weitere Weisungen des Führers 
oder weitere Publikationen kommen, wünsche ich nicht, dap 
auch im kleinsten Kreis über diesen Fall weiter gesprochen 
wird. Was erledigt ist, ist erledigt. Der Name darf auch 
nicht einmal mehr im kritischen Sinne weiter gepflegt wer- 
den. Ich möchte Sie sehr bitten, ein Beispiel von Disziplin 
zu geben und nicht immer weiter zu fragen, zu forschen und 
zu wühlen. Denn wenn man über einen solchen Fall überhaupt 
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reden kann, dann kónnte man bis ans Ende seines Lebens 
weiter sprechen und würde ihn doch nicht verstehen kónnen. 
Daher ist es besser, wenn man erst gar nicht damit anfängt. 

Ich möchte Sie also sehr bitten, daß Sie in diesem 
Sinne Ihren untergeordneten Dienststellen gegenüber auf- 
treten und überall durchblicken lassen, daß auch im engsten 
kleinen Zirkel der Fall Heß nicht mehr erörtert werden soll. 
Für die Partei habe ich ein ausgeprägtes Verbot in dieser 
Richtung erlassen. Ich stelle fest, daß der Fall Heß nicht 
zu einer Schwüchung der Partei und der Dewegung, sondern zu 
einer Stärkung der Position der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei geführt bat, ` 

Die Position des Stellvertreters des Führers, die nun- 
mehr weggefallen ist, war bei uns durch den Pg. Schalk als 
Beauftragten des Stellvertreters des Führers vertreten. 
Seine Vollmacht in diesem Hinblick ist selbstverstandlich 
auch erloschen. Aber Parteigenosse Schalk, der mein per- 
sónliches vollstes Vertrauen und das Vertrauen des Führers 
genießt, ist von mir als stellvertretender Leiter des 
Arbeitsbereichs Generalgouvernement der NSDAP mit meinen 
Vertretungsvollmachten für die Führung der Partei im Gene- 
ralgouvernement betraut und wird in dieser Eigenschaft auch 
einen uns allen wertvollen Verbindungsmann zur Parteikanzlei 
der NSDAP abgeben. 

Die Struktur der Partei hat nach der Erklärung des 
Führers eine grundsätzliche Änderung erfahren, da nunmehr 
die Reichs- und Gauleiter unmittelbar unter dem Führer 
stenen. Der bisherige Stellvertreter des Führers war par- 
teiorganisatorisch der dienstliche Vorgesetzte der Reichs- 
und Gauleiter. Nunmehr ist die ausschlieBliche Unterstel- 
lung der Reichs- und Gauleiter unter den Führer verfügt 
worden. Die Parteikanzlei ist nicht die Fortsetzerin des 
Stabes Heß. Die Aufgabe der Parteikanzlei liegt ausschlieB- 
lich in der Informationdes Führers und der Vermittlung des 
Verkehrs zwischen den einzelnen Dienststellen. In diesem 
Sinne hat mir auch Reichsleiter Bormann gestern einen Brief 
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geschrieben, in dem er mich ersucht, das Vertrauen in ihn 
zu setzen, daß er gewillt sei, die Interessen der Reichs- 


und Gauleiter zu vertreten, und daß er im übrigen die Ar- 
beit der Reichs- und Gauleiter in vollem Umfange als dem 
Führer unmittelbar unterstehend ansieht. Welche Auswirkun- 
gen das für uns hier hat, ist für die Regierung des Gene- 
ralgouvernements an sich nicht von unmittelbarer Bedeutung. 
Eins muß ich aber sagen: die Arbeit der NSDAP im General- 
gouvernement zeigt angesichts des Wirkens des Reichsleiters 
Bormann die Entwicklung einer stetigen Fórderung. Die Ten- 
denz zur Einheit der Bewegung, wie sie doch immerhin als 
einer der Vorteile des Stabes Heß, der der Geschichte an- 
gehört, zu verspüren war, hat sich im Generalgouvernement 
als ein der Einheit der Verwaltung entsprechendes Prinzip 
durchaus bewührt. Zwischen dem Leiter des Arbeitsbereichs, 
dem Heichsleiter, und dem Führer steht nunmehr niemand. 
Wir sind also auch auf dem Gebiete der Partei dem Führer 
ausschlieBlich und unmittelbar unterstellt, sodaß eine 
völlige Gleichstellung der Partei und des Staates hinsicht- 
lich der Stellung zum Führer gegeben ist. 

vie Strukturwandlung, die sich weiterhin daraus er- 
gibt, daß nunmehr die Reichsleiter auch selbst wieder die 
Vertretung der Partei gegenüber den Reichsministerien un- 
mittelbar durchführen, wird für die Hegierungsstellen des 
Generalgouvernements zur Folge haben, daß auch ein direk- 
ter Verkehr mit den einzelnen Reichsleiterdienststellen 
möglich ist. Ich würde trotzdem bitten, meine Herren, daB 
Sie sich bei solchen unmittelbaren Verhandlungen mit den 
ieichsleitungsdienststellen des Parteigenossen Schalk auch 
in der Form bedienen, daß Sie ihn über solche Verhandlun- 
gen auf dem laufenden halten. Das liegt auch durchaus in 
ihrem eigenen Interesse. Die jeweilige Aufklärung des Pg. 
Schalk über die einzelnen Vorgänge in der Partei und in 
der Politik des Generalgouvernements ist unerläßlich not- 
wendig. Sie dient auch meiner Unterrichtung als Reicnsleiter 
der NSDAP über die parteipolitischen Vorgànge im General- 
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gouvernement. Weisungen im parteipolitischen Sinne kónnen 

| Sie künftig nur durch den Reichsleiter erhalten. Ich sel- 

I 7 ber kann Weisungen nur noch vom Führer bekommen. Ich bitte 
HE sie also, diesem für die Parteigeschichte sehr wichtigen 
Vorgang Ihre Aufmerksamkeit zu widmen, mir aber auch dabei 
zu helfen, dap entsprechend dem Ausbau der Einheit der Ver- 
waltung die Einheit der Parteiführung hier im Generalgou- 
vernement mit rücksichtsloser Härte hier durchgehalten wird. 

Für die Reichspolitik und für die Heichslage allge- 
mein wird in gleicher Weise verfügt, daß die Funktionen des 
bisherigen Stabes Heß zunächst einmal daraufhin untersucht 
J | werden, ob sie vom Führer selber noch übernommen werden 
| müssen oder an die einzelnen Reichsleiter abgegeben bezw. 
an die Ministerien geleitet werden können. Hier befinden 
wir uns im Zeitpunkt der Sichtung dieser verschiedenen 
Zuständigkeiten. Auch hier wird wohl einähnliches Prinzip 
Platz greifen. Auch im Reich muß eine möglichst einheit- 
liche Führung der parteipolitischen Willensrichtung gegen- 
über den Heichsdienststellen stattfinden, ánnlich, wie es 
bei uns der Fall ist. 

Für die Wehrmacht bedeutet der Fall Heß an sich nur 
die Feststellung, da8 eben der Tag des Sieges auch durch 
solche Ereignisse nicht hinausgerückt wird. Mögen die Geg- 
ner triumphieren und allenfalls da und dort noch glauben, 
mit einem Zerfall des Siegeswillens in der Wehrmacht rech- 
nen zu können, sie werden sich schwer täuschen. Die Wehr- 
nacht des Reiches weiß, welche Aufgaben ihr vom Führer ge- 
stellt sind, und wird diese Aufgaben auch in Zukunft in 
vorbildlicher Weise lösen. Die Wehrmacht gehórt zum Führer 
genau sowie die Partei. Sie sind seine beiden großen 
Schöpfungen, von seinem Geist durchdrungen. Wie der Führer 
Soldat, Politiker, Staatsmann, Gestalter, Volksführer und 
Weltanschauungsgriinder in einer Person ist, so sind auch 
Wehrmacht und rartei vom Führer wiederholt als das Funda- 


ment der beiden Säulen unseres Volksaufbaus bezeichnet wor- 
den. 
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Ich móchte für das Generalgouvernement die Feststel- 
lung treffen, daß durch alle diese Ereignisse eine irgend- 
wie geartete Hemmung unserer Arbeit nicht eingetreten ist. 
Ich habe Ihnen in der letzten Regierungssitzung bereits 
mitgeteilt, daß mir der Führer am 17. März d.J. die gesam- 
ten Vollmachten des Generalgouverneurs restlos bestatigt 
und außerdem ausdrücklich betont hat, daß ohne Rücksicht 
auf die allenfallsige militärische Entwicklung dieses Ge- 
bietes das Generalgouvernement als Führungszentrale auf- 
rechterhalten bleibt. Wir stehen ja in unserem Gebiet vor 
Schwierigkeiten, die wir alle heraufkommen sahen, die wir 
auch schon öfter nach allen Richtungen hin erörtert haben, 
Schwierigkeiten, zu deren Überwindung wir eine Fülle von 
Maßnahmen eingeleitet haben. Wir stehen ganz zweifellos 
vor einer Verstärkung des Interesses, welches das Deutsche 
Reich am Ustraum Europas nimmt. In welcher Weise das ge- 
schieht, ob friedlich oder mit andern Mitteln, ob es über- 
haupt geschieht und wann es geschieht, - alle diese Frggen 
entscheidet der Führer selber. Aber vorbereitende Maßnahmen 
insbesondere militürischer Art müssen für jeden Fal lder 
Entwicklung der Ostpolitik getroffen werden. Das bedeutet 
nun nicht, daß wir schon unmittelbar vor dem Krieg stehe. 
Es bedeutet aber auf jeden Fall, daß der Führer gewillt 
ist, dieses Gebiet niemandem auszuliefern. 

Wir werden in den nächsten Tagen das großartige Schau- 
spiel einer wesentlichen Verstärkung der im Lande befind- 
lichen Truppe erleben. Was wir bis jetzt im Lande haben, 
ist etwa ein Zehntel dessen, was noch kommen wird. Wenn 
Sie sich das vor Augen halten, so werden Sie begreifen, 
meine Herren, daß nunmehr die ernsteste intwicklungsstunde 
des Generalgouvernements unmittelbar bevorsteht. wenn sich 
irgendwann einmal die Autorität der Führung dieses Gebietes 
bewähren muß, dann in den kommenden Wochen. Ich kann nicht 
oft und nachdrücklich genug, ich muß nunmehr mit aller 
Scharfe den in diesem allenfallsigen Operationsgebiet ver- 
antwortlichen Chefs der Verwaltung heute schon ankündigen, 
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daß ich vom Führer unmittelbar mit allen Vollmachten des 
Kriegsrechtes betraut bin, daß ich damit Herr über Leben 
und Tod in diesem Gebiet zu sein mich anschicke. Und ich 
werde nicht dulden, daB in diese Vollmacht von irgend jeman- 
dem der geringste Zweifel oder irgendeine Spaltung hinein- 
getragen wird. Ich werde jeden Versuch, die klare Führung 
dieses Gebietes inskünftig zu verwirren, mit der unmittel- 
baren sofortigen Inhaftnahme des Verantwortlichen, ganz 
gleich, welchem Arbeitsbereich er angehórt, ahnden. Ich 
erkenne in diesem Gebiet nur eine Autorität an, die des 
Heiches, die auf dem vebiet des Militürs von den Wehrmacht- 
befehlshabern und auf sümtlichen übrigen Gebieten aus- 
schließlich durch den Generalgouverneur dargestellt wird. 

Ich werde zur Sicherstellung der Diszipliniertheit 
dieses Gebietes eine auSerordentliche Kommission einsetzen. 
Dariiber werden Sie in den náchsten Tagen Anweisungen er- 
halten. Sie werden diese Richtlinien an Ihre Dienststellen 
weitergeben. Sie werden von mir mit allen Vollmachten be- 
traut, soda8 die Regicrungsmitglieder in ihren Bereichen 
wie auch die Herren Gouverneure territorial die diszi- 
plinarischen Maßnahmen sofort zu ergreifen imstande sind. 
Durch eine besondere Verordnung wird ein augerordentliches 
Disziplinarrecht für die im Generalgouvernement beschäf- 
tigten Beamten und Angestellten geschaffen werden. Ich werde 
der Polizei bei einer etwa notwendig werdenden Bekämpfung 
eines Widerstandes die Weisung erteilen, in engster Zusam- 
menarbeit mit der Hauptabteilung "Innere Verwaltung" unbe- 
dingt dafür zu sorgen, dap die Sicherheit dieses Gebietes 
unter allen Umständen aufrecht erhalten wird. 

In den kommenden drei Monaten wird das Generalgouver- 
nement vielleicht in den Mittelpunkt größter weltgeschicht- 
licher Auseinandersetzungen gerückt. Hier kann man nicht 
über dies oder das debattierfen, was besser oder schlechter, 


was friedlicher oder unfriedlicher ist. Jetzt regiert viel- 
leicht Mars die Stunde. 
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Die Zusammenarbeit mit der Wehrmacht ist das gro&e 
Problem der Verwaltung dieses Gebietes. im allgemeinen bin 
ich zufrieden. Ich kann mir vorstellen, daß die Schwierig- 
keiten in den nächsten Wochen auf allen Gebieten steigen 
werden. ich will Ihnen, meine Herren, darum Gelegenheit 
geben, uns diese Schwierigkeiten feststellend oder voraus- 
schauend darzustellen. Aber es ist ganzlich belanglos, was 
nunmehr in den kommenden Monaten im einzelnen geschieht, 
wenn nur die Gesamtordnung in diesem Bereich aufrechterhal- 
ten wird und wenn klar und immer zielsicher der Befehls- 
apparat auch der politischen und staatlichen Führung dieses 
Dereiches intakt bleibt. Ichwill damit sagen: der einzige 
Zweck des Generalgouvernements in den kommenden Monaten 
ist die SicherBtellung der etwa notwendig werdenden krie- 
Eerischen Maßnahmen und ihre Durchführung, und zwar SO, 
wie das als eine Notwendigkeit den Wehrmachtplänen ent- 
strömt. Das Generalgouvernement ist jetzt eine Einrichtung 
des Krieges. Ich bitte Sie daher, meine Herren, sich in 
den nächsten Wochen und Monaten keine überflüssi gen Sorgen 
zu machen. Ich stelle fest, daß bis zum heutigen Tage die 
Aufbauarbeit des Generalgouvernements in der Hegierung, in 
den Distrikten, in Kreisen und Städten, in den einzelnen 
Behörden und Bereichen, in der Polizei und all'überall so 
vorbildlich und hervorragend ist, daß sie höchsten Lobes 
würdig ist. Sie wissen ja auch, dag der Führer wiederholt 
dieses Lob ausgesprochen hat. Erst unlängst wurde noch bei 
einer Besprechung der Srnahrungslage das Generalgouverne- 
ment als das einzige seit September 1939 deut sch gewordene 
Gebiet bezeichnet, das dem Deutschen Reich keinerlei Ernäh- 
rungsschwierigkeiten bereite, ja darüber hinaus noch æn die 
Wehrmacht abliefere,- ein großer Erfolg der Regierungs- 
arbeit, insbesondere auch unsere Parteigenossen Körner. 
Aber für alle anderen Gebiete gilt das gleiche; neue Ein- 
richtungen werden geschaffen, Straßen und Häuser geba t 


und auch in der Verwaltungsorganisation wird der Wille des 
Reiches machtvoll verwirklicht. Mit Schárfe und Gerechtig- 
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keit wurde das Schwert des Fiihrers geschwungen. Es wurden 
somit hier die Grundlagen einer ostpolitischen entwicklung 
aufgerichtet, wie sie in dieser Intensität und Klarheit 
noch niemals in der deutschen Geschichte vorhanden waren. 

Was in diesen 1 1/2 Jahren von allen Münnern des Gene- 
ralgouvernements einschlieBlich Polizei und SS geleistet 
wurde, ist ein Ruhmesblatt der deutschen kolonisatorischen 
Geschichte. Wir kónnen alle stolz darauf sein, auch stolz 
darauf, daß wir untereinander und miteinander eine mensch- 
liche Gemeinschaft, eine persónliche deutsche Kameradschafts- 
einheit geworden sind. Ich glaube Jedenfalls: wo immer Sie 
im Laufe Ihrer weiteren Lebensentwicklung hingestellt wer- 
den, Sie werden Ihren Dienst in der ersten Zeit des Gene- 
ralgouvernements als eine stolze Zmtkxümr Erinnerung für 
Ihr künftiges dienstliches und persónliches Leben mitnehmen. 

Von diesem Generalgouvernement der ersten Zeit, von 
dieser Arbeit heißt es jetzt Abschied nehmen. Wir kommen 
nunmehr in ein Zwischengelände, in welchem erneut nicht die 
Ordnung, nicht eine über den lag hinaus gehende Planung, 
sondern ausschlieBlich die Beherrschung der iagesnotwendig- 
keiten kriegerischer Art unsere Aufgabe ist. Wir werden 
Tausende von Polen und viele Zehntausende von Juden viel- 
leicht dem Hungertod anheimgestellt sehen. Wir werden die 
Straßen, die wir gebaut haben, vielleicht wieder zerstört 
sehen; wir werden die krnten, die wir uns gesicnert haben, 
wieder vergeudet sehen. Wir werden vieles von dem, was wir 
aufgebaut haben, nach Ablauf dieser é4wischenperiode nicht 
mehr wiederfinden. Aber das darf uns nicht daran hindern, 
unsere Pflicht weiter hart und entschlossen zu tun. Denn 
wenn diese operativen Maßnahmen auf allen Gebieten siche- 
rungsmäßig vorbereitet werden können, dann ist das mit ein 
großes Verdienst des Generalgouvernements und Ihrer Arbeit, 
meine Serren. 

is ist klar, daß dieser 4eitraum, der vor uns liegt, 
nicht mit normalen Erwügungen behandelt werden kann. Man 
kann hier nicht nach den &ethoden einer ausgerichteten, 
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sachlichen - ich móchte fast sagen: dem bürgerlichen Zeit- 
alter angehórenden Verwaltungspraktik abwägen. Es wäre eine 
Möglichkeit gewesen, die Frage der Durchhaltung der Führung 
dieses Gebietes auch so zu entscheiden, dap man gesagt 
hátte: wir sperren das Generalgouvernement zu, wir machen 
draußen ein Siegel hin, Bühler und Krüger machen an ihre 
Zimmer ein Schild: verreist. 

(Heiterkeit) 
Und Sie alle machen das auch so. Dann kommen einige wunder- 
volle pastwagen der Wehrmacht herangefahren, beziehen hier 
die Räume, und dann wird hier in den nächsten Monaten das 
Militär verwalten. Der Führer hat das aus begreiflichen 
Gründen abgelehnt. Wir bleiben also. Daraus dürfen Sie nun 
nicht den Schluß ziehen, daß man, weil wir in den nächsten 
Monaten als Verwaltungsbehörde bleiben, von uns die gleiche 
Verwaltungsverantwortung verlangt. Sie liegt nun nicht mehr 
im Planen, im Sichten, im Ordnen, im Aufbaum, sondern aus- 
schließlich in der Unterstützung des soldatischen Elements. 
An sich ist es eine Auszeichnung, dap wir das tun kónnen. 
Betrachten Sie es als eine solche. Machen Sie jetzt in den 
kommenden Monaten die Ohren steif, machen Sie vor vielem 
die Augen zu und reden Sie nicht in groBen,weiten Zusammen- 
hangen zuviel von Aufbauplanungen aller Art, es sei denn, 
daß wir damit wie bei den heutigen drei Punkten der Tages- 
ordnung ein weitschauendes Ziel verfolgen. 

Ich bitte Sie, Ihren Kompaß immer auf die Entwicklung 
der Heichspolitik hier im Ostraum eingestellt zu lassen. 
Das ist ja auch die Richtung, in der das Generalgouverne- 
ment liegt. Bleiben Sie auch geschlossen immer in Verbin- 
dung mit der Zentrale hier. Im übrigen müssen Sie mit den 
órtlichen Schwierigkeiten órtlich fertig werden. Die türmen 
sich, wie wir das heute noch aus den Berichten hören werden. 
Aber das ist erst ein kleiner Anfang. Es wird nicht men- 
schenmóglich sein, dieses Gebiet in den kommenden Monaten 
zu führen und dabei etwa anzunehmen, man kónnte Schüden in 
weitestem Umfange vermeiden. Meine Herren, Sie sind von die- 








e Us 





ser Verantwortung befreit. Wir machen heute gleichsam eine 
Schlußbilanz der bisherigen Entwicklumg . Dann kommt die 
Zwischenzeit, und dann machen wir - oder sagen wir: die- 
jenigen, die unsere Arbeit hier im Generalgouvernement fort- 
setzen, die Eröffnungsbilanz einer neuen großen ostpoli- 
tischen Form. Ich móchte das so drastisch, ja geradezu 
kaufmännisch auch aus dem Grunde feststellen, weil es ge- 
recht ist, zu sagen, dap für die jetzt eintretenden Schwie- 
rigkeiten die Regierung des Generalgouvernements keine 
Verantwortung trägt. Sie kommen aus Entwieklungslagen, die 
über und außerhalb des Verantwortungsbereiches der Regie- 
rungsstellen,des Generalgouvernementsliegen. Aber wir kön- 
nen doch auch heute schon sagen, daß uns die Verantwor- 
tung trotz der Schwierigkeiten, trotz der notvollsten Ent- 
wicklung auferlegt ist, klar, sachlich, beherrscht und ab- 
solut aktiv am Werke zu bleiben. Soll mir keiner kommen und 
sagen: jetzt ist die Zeit des friedlichen Beiseitetretens, 
des Daumendrehens, sondern Jetzt kommt gerade die Zeit 
einer anders gearteten Aktivitüt. Es ist ein eigenartiger 
Vorgang, aber was würe im Generalgouvernement nicht eigen- . 
artig gewesen? Was haben wir erlebt, was nicht vollkommen 
eigenartig war. Es ist sozusagen ein Appell zur Pflicht 
unter gleichzeitiger Freigabe der Pflic htwidrigkeit, ein 
Appell zur Geschlossenheit und gleichzeitig zur Ermóglichung 
einer Sonderlósung im Einzelfall. Sie kónnen sich nur sagen: 
hier sind wir ein Trupp geschlossener und entschlossener 
Mánner mit Sonderbefehl des Führers, wobei dieser Sonder- 
befehl wieder auf jeden einzelnen Angehörigen dieser Truppe 
übertragen wird. Daher wird es auch in den kommendem Wochen 
und Monaten nicht móglich sein, all' zu sehr dienstliche 
Versetzungen im Generalgouvernement vorzunehmen. Ich bitte 
Sie, die Beamten, wenn es irgend móglich ist, dort zu las- 
Sen, wo sie sind, und nur in dringendsten Ausnahme- und Not- 
fällen Versetzungenvorzunehmen. Weiter bitte ich Sie, dort, 
wo es nicht unbedingt erforderlich ist, gerade in den kom- 
menden Wochen und Monaten neue Beamte und Angestellte nicht 
Zu schulen. Nehmen Sie zum mindesten die jetzt aus dem Reich 
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noch allenfalls hereinstrümenden Beamten und Angestellten 
für die Zwecke des Generalgouvernements in solche Posi- 
tionenes, in denen sie nicht unmittelbar wirklichkeits- 
schaffende verantwortliche Aufgaben zu übernehmen haben. 
Seia Sie auch in den kommenden Wochen und Monaten nicht 
außergewöhnlich im - sagen wir einmal - juristischen Sinne 
empfindlich gegen Hóflichkeits- oder sonstige Verstöße. 
Ich möchte fast sagen: es würde sich in den kommenden Wo- 
chen und Monaten schlecht ausnehmen, wenn in dieser Be- 
ziehung Briefwechsel, Disziplinarverfahren oder derartiges 
an Überflüssigen,was mit 4eugenvernehmungen usw. verknüpft 
ware, durchgeführt würden. Vertagen Sie das alles ruhig 
bis auf den September. Wenn heute irgendwo im Generalgou- 
vernement jemand seinen Platz fähig ausfüllt, dann wird 
erst gewertet, ob er früher etwas pecciert oder sonst einen 
Verstoß begangen hat, wenn die sreignisse, vor denen wir 
stehen, vorüber sind. Es darf nicht sein, daß ein sonst 
tüchtiger und in seinem Bereich wertvoller Beamter oder 
Angestellter aus seiner Stellung herausgenommen wird, wenn 
nicht unbedingt lebensnotwendige Gründe dafür sprechen. 
Auch diese großen Scherereien mit Verhandlungen und Ver- 
nehmungen aller Art sollen unterbleiben. Scharf dagegen 
wird jetzt natürlich gegen Disziplinverstöße aller Art 
vorgegangen. Ich habe schon angekündigt, daß wir eine 
Sonderkammer bilden werden. Außerdem erhält jeder Behörden - 
chef die notwendigen Disziplinarmöglichkeiten an die Hand, 
um seine Autorität durchzusetzen. 

Über alle übrigen Fragen, die uns konkret beschäftigen, 
werde ich heute im Anschluß an die einzelnen Referate noch- 
mals kurz sprechen. Ich werde, wie iches immer getan häbe, 
die verantowrtlichen Herren der Regierung bitten, uns kurz 
über die wesentlichen Punkte, die sie beschäftigen, Auf- 
klärung zu geben. Dann werde ich die Herren Gouverneure, 
Sowbét sie hier anwesend sind, bitten, uns ihre Wünsche 
vorzutragen. Am Schlu8 der Sitzung werde ich dann meine 
zusammenfassenden Ausführungen ergänzen, die ich jetzt 
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nicht abschließe, sondern lediglich unterbreche. Der Aufruf 
der Herren erfolgt, wie ich besonders hervorheben michte, 
nicht nach einer Rangordnung, sondern nach praktischen Ge- 
sichtspunkten, so, wie mir die Herren ins Gesichtsfeld 
kommen. Ich bitte, daraus keine Schldkolgerungen auf Tisch- 
ordnungsfragen zu ziehen. 


Über die Arbeit der Hauptabteilung 
Finanzen 
berichtet Finanzprüsident Spindler. Er kann zunächst eine 
erfreuliche Steigerung der Einnahmen aus den Monopolen und 
direkten Steuern feststellen. Zur Zeit sei man in der Ab- 
teilung mit den Arbeiten für die Aufstd lung des Haushalts- 
plans für das am 1. April 1941 begonnene Hechnungsjahr be- 
schäftigt. Es sei möglich, daß die Entwicklung diese ganze 
Arbeit hinfällig mache. Man habe aber keine andere Grund- 
lage als die, zunächst im bisherigen Rahmen weiterzuarbei ten, 
und treffe deshalb auch die Vorbereitungen für den Haushalt 
1941. In diesem Zusammenhang richte er an die Hauptabtei- 
lungsleiter und Gouverneure die Bitte, die Abteilung Finan- 
zen in dem Bestreben zu unterstützen, daß man mit der Auf- 

stellung des Haushalts in diesem Jahre früher fertig werde 
als im vergangenen Jahre. Die Anmeldungen für den neuen 
Haushalt müßten anders als im vergangenen Jahre möglichst 
bald eingehen, damit im August oder September der fertige 
Haushaltsplan für 1941 dem Herrn Generalgouverneur vorge- 
legt werden könne. 

Unter Führung des Unterstaatssekretärs Kundt sei die 
Arbeit für den neuen Stellenplan in Angriff genommen worden. 
Dieser Plan berühre naturgemäß die Anmeldungen für den Haus- 
halt sehr stark. Man scheine allgemein von der Annahme aus- 
zugehen, daß alle Stellen auch schon für das Haushaltsjahr 
1941 angefordert werden müßten. Aber der Stellenplan stelle 
doch zum großen Teil ein Wunschbild für die Friedenszeit 
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dar. Bei den Anmeldungen fiir der Haushalt müsse man je- 
weils die Frage aufwerfen, ob die Stellen mch in diesem 
Jahr besetzt werden künnten. Man dürfe auf dem Umwege 

über den Stellenplan die Personalausgaben nicht zu stark 
steigern. Sonst würe man gehindert, andere Ausgaben zu 
bewilligen, die dringender seien und $n diesem Jahre ge- 
tatigt werden mügten. Also der Stellenplan kónne noch nicht 
die endgültige Grundlage für die Stellenanmeldung zum Haus- 
halt des Rechnungsjahres sein. 

Zur Zeit sei die Abteilung Finanzen sehr stark mit der 
Frage der Besoldung der polnischen Beamten bescháftigt. Der 
Herr Generalgouverneur habe seine Zustimmung dazu gegeben, 
daß an eine Aufbesserung der bezüge der polnischen Beamten 
herangegangen werde. Die polnische Beamtenschaft einschl. 
derjenigen der polnischen Polizei sei diejenige Arbeitnehmer. 
Eruppe, die weit hinter den Vorkriegsbezügen zurückgeblie- 
ben sei. In der ersten Verordnung vom November 1959 sei 
festgestellt worden, dag die polnischen Beamten zwar ihr 
Grundgehalt weiter bezögen, nicht aber die sehr erheblichen 
Zulagen erhielten. Das Gehalt der Beamten sei im Laufe der 
Zeit von 150.- auf 260.- Z1. im Monat gestiegen, aber diese 
Summe reiche für eine Familie mit 4 oder 5 Kindern nicht 
aus. Leider sei es nicht gelungen, das Preisniveau auf einer 
den Vorkriegsverhältnissen auch nur annähernd entsprechenden 
Höhe zu halten. Man müsse deshalb zu einer mäßigen Erhöhung 
der Bezüge kommen, schon um den Beamten zu zeigen, daß et- 
was für sie geschehe, und um ihre loyale Mitarbeit weiterhin 
zu sichern, 

Finanzpräsident Spindler richtet dann die Bitte an 
die Hauptabteilungsleiter und Gouverneure, bei Durchfüh- 
rung von Maßnahmen, die eine einigermaßen erhebliche finan- 
zielle Auswirkung hätten, sich mit der Abteilung Finanzen 
möglichst schon dann in Verbindung zu setzen, bevor die 
betreffende Maßnahme dı rchgeführt werde. 

bie Linnahmesteigerung werde auf 150 Millionen Zloty 
geschätzt. Diese Einnahma iagenvor allem bei den Wonopolen 
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und den Steuern. Man miisse allerdings auch mit groBen Aus- 
gaben rechne, . So seien z.B. von der Abteilung Ernährung 
und Landwirtschaft Anforderungen gekommen, die das gesamte 
Mehraufkommen aufzehren würden. 


e Der Herr Generalgouverneur hält es für selbstver- 
ständlich, daß auch in den kommenden Wochen und Monaten 
finanziell genau so sauber gewirtschaftet werden müsse 

wie bisher. lm übrigen müsse die Tatsache hervorgehoben 
werden, dai das Generalgouvernement als einziges neuerober- 
tes Gebiet imstande gewesen sei, einen geordneten Haushalts- 
plan aufzustellen. 


in Vertretung des Präsidenten Senkowski nimmt 

Regierungsrat Schulz zu einigen Fragen der 
Monopolverwaltung 

Stellung. Die Lage der Monopolverwaltung hänge, so führt 
er aus, sehr davon ab, ob und wie die Belieferung der Mono- 
polbetriebe mit Kohlen während der kommenden Monate sicher- 
gestellt werden könne. Von der Möglichkeit der Kohlen- 
belieferung hänge auch die Aufrechterhaltung der Hilfs- 
betriebe der Monopolverwaltung ab. Hier komme z.B. die 
Flaschenindustrie in Frage. - Für die finanzielle Entwick- 
lung der Monopolverwaltung sei es von Bedeutung, ob eine 
wesentliche Stockung in den Monopolbetrieben eintrete. 
Ebenso wichtig sei die Transportfrage. Wenn die Situation 
hinsichtlich der Waggongestellung so bleiben könnte wie 
sie zur Zeit sei, dann könnte eine einigermaßen gesicherte 
Weiterentwicklung gewährleistet werden. Jedoch müsse er- 
wartet werden, daß die demnächst kommenden Ereignisse viele 
Berechnungen über den Haufen werfen würden. Die Wehrmach t 
habe kürzlich das Anerbieten gemacht, die Produkte, die 
für ihren Bedarf geliefert werden sollten, mit eigenen Last- 
kraftwagen von den Fabriken abzuholen. Zusammenfassend kónne 
er sagen, daß, wenn die Kohlenversorgung einigermagen glatt 
von statten gehen würde, mit einer weiteren guten Entwick- 
lung gerechnet werden könne. 





Der Président der Hauptabteilung 
Wirtschaft 
kann berichten, daß eine der liefbohrungen im Erdölgebiet 
fündig geworden sei, und zwar überraschenderweise schon in 
einer Tiefe von 800 m, aus einem geologischen Horizont, der 
bisher von den Polen nicht als erdöltragenäü angesehen wr- 


den sei. Der Ausbr ıch der Ülmassen sei mit einem Druck von 
100 Atmospháren erfolgt. Das 01 sei von guter Qualität, 


habe einen Benzingehalt von 35 a, Die Produktion aus dieser 
Bohrung sei jetzt aufgenommen worden. 

Über das Gebiet der Kohlenversorgung sei leider nichts 
erfreuliches zu berichten. Schon verschiedentlich sei auch 
in Sitzungen des Wirtschaftsrats darauf hingewiesen worden, 
daß es sich bei dem Kohlenproblem nicht etwa um ein Mengen- 
problem handle, sondern, wie auch die Ausführungen des Gau- 
leiters Bracnt gezeigt hátten, um ein Transportproblem. Man 
habe schon früher mit einer fühlbaren Einschränkung der Koh- 
lenzufuhr rechnen müssen. Die Hinausschie bung des Termins 
für die Hereinnahme weiterer Truppenteile ins Generalgou- 
vernement habe zwar noch eine kurze Frist für die Kohlen- 
versorgung gelassen, die aber leider nur verhältnismäßig 
wenig habe ausgenutzt werden können. In der Zeit vom 1. 
bis 21. April habe der tägliche Verladedurchschnitt bei 
7 500 t Kohle gelegen. Dann sei eine Verladesperre für 
8 Tage eingetreten. Vom 28. bis zum 30. April habe es nur 
noch eine Verlademóglichkeit für 3 500 t Kohle gegeben. 

Dann sei vom 1. bis zum 10. Mai wiederum eine tagliche Ver- 
lacemüglichkeit von etwa 7 000 t vorhanden gewesen. Ent- 
scheidend für die Verladeziffer sei die Waggongestellung 

im oberschlesischen Bezirk. Je nachdem wie die Waggon- 
gestellung im oberschlesischen Gebiet zurückgehe, gehe auch 
die Quote im Generalgouvernement zurück. Überdies würde auch 
die Ostbahn gar nicht in der Lage sein, eine größere Anzahl 
von Zügen überhaupt zu übernehmen. Bei normalem Ablauf der 
Dinge werde man in den nüchsten Wochen nicht mehr als 3000 t 
Kohle täglich erhalten. Schon bei einer Lieferung von T7000 t 
täglich könne man nur ein eingeschränktes Programm durch- 
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führen. Damit sich die Wirtschaft des Generalgouvernements 
frei bewegen könne, brauchte sie mindestens 15 000 t. In 
diese Menge sei noch nicht das eingerechnet, was für eine 
normale Lagerhaltung vor allem im Interesse der Landwirt- 
schaft hereingenommen werden müßte. Was man in der Vergan- 
genheit an Kohlenmengen verloren habe, sei auch nicht mehr 
durch eine besondere Entwicklung der Dinge aufzuholen. Er 
habe gelegentlich der Anwesenheit des Ministerialdirektors 
Gramsch an die Vertreter der Ostbahn die Frage gerichtet, 
ob man einen Termin für die Wiederaufnahme der Kohlenlie- 
ferung angeben könne. Ein solcher Termin Babe nicht ange- 
geben werden können, und infolgedessen sei überhaupt für 
jegliche Planung der Wiederingangsetzung des industriellen 
Apparates eine Grundlage nicht gegeben. 

Aus diesen Gründen werde man dazu übergehen müssen, 
hinsichtlich der Kohlenbelieferung die Versorgungs- und 
Ernährungsbetriebe voranzustellen und alle anderen Betriebe 
zurücktreten zu lassen. Die Wehrmacht sei an der Aufrecht- 
erhaltung der Versorgungsbetriebe, soweit sie Gas, Wasser 
und Strom lieferten, genau so interessiert wie die Verwal- 
tung. Daher sei zu erwarten, dap in dem Trm sportprogramm 
der Wehrmacht die Aufrechterhaltung einer Tageslieferung 
von mindestens 3 000 t unter allen Umständen gewührleistet 
werde. Von diesen 3 000 t wären auch für Ernährungsbetriebe 
gewisse Mengen abzuzweigen. Insgesamt müßten danach taglich 
1 900 t für die Elektrizitätswerke, 550 t für Gas und Was- 
serwerke und 1 000 t für die Landwirtschaft gestellt werden. 
Diese Menge gehe aber schon um 500 t über das hinaus, was 
gegenwärtig geliefert werde. 

So sehr das Interesse am fiskalischen Ertrag der Mono- 
polverwaltung von Wichtigkeit sei und auch des Interesse 
der Wehrmacht daran bestehe, daß Tabak, Branntwein usw. 
geliefert werden künnten, so sei es doch nicht möglich, 
die Monopolbetriebe in der Dringlichkeitsskala nach oben 
zu bringen. Diese Lieferungen an die Monopolverwaltung dürf- 
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ten schlieBlich nicht zu Lasten der für die Ernáhrungs- 
betriebe vorgesehenen Quote &ehen. Ferner sei auch die Ver- 
sorgung der Bevilkerung mit Spinnstoffwaren wichtiger als 
die Versorgung der Bevölkerung und der Wehrmacht mit Brannt- 
wein. 

Bei der Kohlenbewirtschaftungsstelle sei jetzt ein 
Ausschuß gebildet worden, der aus Vertretern der beteilig- 
ten Ressorts - MIG, Rüstungsinspektion, Ostbahn, Abteilung 
Wirtschaft, Abteilung Ernährung und Landwirtschaft - be- 
stehe. Dieser Ausschuß werde nun je nach der Entwicklung 
der Versorgungslage darüber beraten, wo irgendwie einge- 
griffen werden könne, und die betreffenden Stellen würden 
dann die Meldungen an ihre Versorgungsbezirke weitergeben. 

Der industrielle Sektor sei leider angesichts der Ent- 
wicklung in einen großen Notstand gekommen, der bald zur 
völligen Stillegung der meisten Betriebe führen werde. Mit 
dieser Einschränkung der Industrie seien auch ernste Rück- 
wirkungen auf den Versorgungssektor verbunden. In den letz- 
ten Monaten habe man vor allem dafür gesorgt, daß die Rü- 
stungsbetriebe und sonstige Staatsbetriebe einigermaßen 
ausreichend mit Spinnstoffwaren für die Arbeiter versorgt 
würden. Das Ziel könne selbstverständlich nur sein, die- 
jenigen Menschen zu versorgen, die unmittelbar für die Wirt- 
schaft des Generalgouvernements arbeiteten. Mit dem Reichs- 
wirtschaftsministerium sei zu Beginn des Jahres ein Textil- 
plan aufgestellt worden, der eine verhältnismäßig gute Ver- 
sorgung gesichert hätte, wenn er durchgeführt worden wire. 
Dieser Textilplan habe eine Versorgung mit insgesamt 12000 t 
Spinnstoffwaren vorgesehen. Von diesen 12 000 t würden 50 % 
im Generalgouvernement mit aus dem Reich zur Verfügung ge- 
stellten Rohstoffen hergestellt. In den Monaten Februar und 
März seien je 40 t Rohbaumwolle geliefert worden. Außerdem 
habe das Reich eine monatliche Lieferung von fertigen Baum- 
wollwaren zugesagt. Von den restlichen 70 $ sollte Litzmann- 
stadt 40 % aufbringen. Da die beiden Spinnstoffwarenfabriken 
des Generalgouvernements zu Beginn des Jahres infolge Koh- 
lenmangels hätten stillgelegt werden müssen, so werde auch 
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Litzmannstadt die Produktion einzustellen gezwungen sein. 
ks sei im übrigen seitens des Leiters der Dewirtschaftungs- 
stelle für Spinnstoffwaren alles geschehen, um im Reich 
noch Gelegenheitskäufe tätigen zu können. So habe/beispiels- 
weise für 2 Millionen Mark für Afrika bestimmte Spinnstoff- 
waren im Elsaß kaufen können, reine Baumwolle mit einer 
Materialzusammensetzung, wie sie im Reich nicht mehr zu 
bekommen sei. Diese Ware werde im Generalgouvernement kon- 


fektioniert und wenn die Dessins auch einigermaßen wild 
seien, so stelle doch diese Lieferung eine große Hilfe dar. 
(Hedner zeigt einige grotesk gemusterte Hemden 
und Unterhosen, deren Anblick bei den Sitzungs- 
teilnehmern große Heiterkeit erregt). 
Die Preise seien verhältnismäßig niedrig und bewegten sich 
zwischen 2.50 Zloty und 7.15 Zloty. Diese Spinnstoffwaren 
würden bei der neuen Ernteerfassungsaktion eine wichtige 
Rolle spielen. 


Uber das Gebiet der 
Holzversorgung 

berichtet Oberlandforstmeister Dr. Eigfeldt. Er führt aus, 
daß die Holzversorgung verhältnismäßig gut gelaufen sei. 
Die für kriegswichtige Zwecke angeforderte Ware habe in 
vollem Umfang und einigermaßen fristgerecht geliefert wer- 
den können. In den letzten beiden Wochen seien aber so un- 
geheure Anforderungen gestellt worden, dap nunmehr iiber 
das gesamte bis zum Spütherbst noch anfallende Holz dispo- 
niert sei. 

ber Einschlag gehe auch weiter gut von statten. Der 
Umstand, daß in anderthalb Jahren etwa 25 000 polnische 
Waldarbeiter durch das Forstschutzkommando arbeitstechnisch 
geschult warden seien, habe eine günstige Wirkung £gehabt. 
Die Arbeiter seien über Instandhaltung von Gerüten unter- 
wiesen warden, ebenso über den Arbeitsgang, sie hätten sich 
durchaus anstellig gezeigt, und die Arbeitsleistung sei in- 
folgedessen bedeutend gestiegen. 
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GroBe Sorge bereite immer noch das FProblem der 
Holzabfuhr. Die Situation sei auch um deswilien nicht 
besser geworden, weil die Frühjahrsbestellung und die Ar- 
beiten für die Durchführung des Straßenbauprogramms sehr 
viele Gespanne in Anspruch genommen hätten. Jedoch sei zu 
hoffen, dap auf Grund der vielfachen Maßnahmen, die man 
eingeleitet habe, die Holzab fuhr besser werde. 

Was den Einschnitt angehe, so könne die Kapazität der 
Sügewerke angesichts der mangelnden Holzabfuhr nicht voll 
ausgenutzt werden. 

Man sei jetzt im Begriff, eine groBe Zahl von Forst- 
kulturen anzulegen. Man könne annehmen, daß etwa die Hälfte 
der diesjährigen Kahlschlagfläche wieder bepflanzt worden 
sei. Für diesen Zweck wiirden viele Millionen Pflanzen und 
mehrere tausend Zentner Samen benötigt. Man habe eine Samen- 
prüfungsanstalt eingerichtet, die dafür sorge, daß nur ras- 
sisch gute und einwandfreie Sorten geliefert werden. 

Auf dem Gebiete des Wegebaues sei nach Aufhören der 
Schneefälle manches geschehen. Man habe Inüppeldämme ange- 
legt, Brücken und Durchlässe ausgebaut usw. 

Die für die Gewinnung von Kolophonium und Terpentin 
wichtige Harznutzung werde mit &utem Erfolge weiter betrie- 
ben. Über die Hälfte des Bedarfs des Reiches an Harz habe 
man aus dem Generalgouvernement im vorigen Jahre an das 
Reich liefern können. In diesem Jahre werde die Harznutzung 
angesichts des starken Holzeinschlages etwas zurückgehen. 

Über die lorfnutzung sei eine besondere Verfügung er- 
lassen worden. Die Vorbereitungen für eine móglichst groBe 
Ausnutzung des Torfes im kommenden Jahre seien in Zusammen- 
arbeit mit den beteiligten Hauptabteilungen in Angriff ge- 
nommen. San hoffe, etwa 200 000 t Torf im Sommer bzw. Herbst 
zur Verfügung stellen zu können. 

Hedner berichtet dann weiter über die Tütigkeit der 

Forsteinrichtungsanstalt, 
deren Aufgabe es sei, Wirtschaftspline auf lange Sichtauf- 
zustellen. Die verloren Sesangenen polnischen Betriebspläne 
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seien gesammelt und daraus Auszuge in deutscher Sprache 
gemacht worden, sodaß man eine Grundlage fiir eine spatere 
Planung habe. 

Mit der Jagd sei es von je her sehr schlecht bestellt 
gewesen. Unter den beiden letzten strengen Wintern habe das 
Wild sehr stark gelitten. Von nachteiliger Wirkung sei auch 
der Umstand gewesen, daß die Iruppen ihre Übungen vielfach 
im Welde abhalten müßten. 

Oberlandforstmeister Dr. Eißfeldt schließt seine Aus- 
führungen mit dem Hinweis, daß die Zusammenarbeit mit den 
anderen Abteilungen und mit der Wehrmacht als sehr gut be- 
zeichnet werden könne. 





Der Präsident der Hauptabteilung 
Arbeit 

führt aus, daß den Anforderungen des Generalgouvernements 
und des Reiches nach Arbeitskräften bis jetzt von Seiten 
der Arbeitsverwaltung in vollem Umfange habe entsprochen 
werden können. Im einzelnen habe die Zahl der Vermittlungen 
Z.B. im April über 178 000 Arbeitskräfte betragen, dazu 
seien noch 32 000 gekommen, die ins Reich gekemm gegangen 
seien. Die Anforderungen von Landarbeitern für den Einsatz 
im Reich, die bestenfalls mit 120 000 genannt worden seien, 
seien für diese Saison mit 63 000 Arbeitskräften erfüllt 
worden, Welche Schwierigkeiten der Werbung einer größeren 
Anzahl von Arbeitskrüften entgegenständen,sei bekannt. 

Die Zahl der Arbeitssuchenden im Generalgouvernement 
belaufe sich auf rund 66 000, von denen aber nur ein ge- 
wisser Teil als einsatzfähig betrachtet werden könne. Die 
Zahl der Unterstützungsempfünger betrage 10 000. 

1m Zusammenarbeiten mit der Rüstungsinspektion sei es 
móglich gewesen, laufend größere Abteilungen von Facharbei- 
tern an die Riistungsbetriebe des Heiches abzugeben. Im übri- 
gen sei dafür, esorgt, daß eine ausreichende Arbeiterreserve 
für alle gtreize Falle im Generalgouvernement verbleibe. 


~ 





am pam ew Am r —— PA " 








- 25 - 


Wo Kollisionen zwischen Anforderungen fiir die Lieferung 
ans Reich und hiesigen Anforderungen auftrüten, werde auf 
Grund einer Ermächtigung des Herrn Generalgouverneurs die 
Vermittlung an das Reich gestoppt. 

Das Festhalten an den bisherigen Lóhnen bringe zu- 
nehmende Schwierigkeiten mit sich. Die Geldbewertung sinke 
in dem Maße, in dem die Móglichkeit, etwas für das Geld Su 
kaufen, abnehme und abgenommen habe, 


Bankdirigent Dr. Paersch spricht über die 
Wa slage im General ouvernement. 

Die Emissionsbank Sei, so führt er aus, in der letz- 
ten Zeit für die Zwecke der Geldversorgung der Wehrmacht 
in sehr starkem Umfange beschäftigt gewesen, Die herein- 
strömende Truppe habe zumeist die Landeswährung noch nicht 
bei sich gehabt. Die Geldsorten hätten deshalb ausgetauscht 
werden und die Truppe mit einer für ihre Bedürfnisse be- 
nötigten Stückelung versorgt werden müssen. Diese Tätigkeit 
habe sich reibungslos abgewickelt. Die Truppe habe sich im 
übrigen den Wünschen der Emissionsbank angepaßt und es sei 
in Zusammenarbeit mit dem Verbindungsoffizier, Uberstleut- 
nant von Tschammer und Osten, móglich gewesen, gewisse 
Schwierigkeiten mit Leichtigkeit zu beheben. 

Die Lage der Wahrung habe sich, was ihren Augenwert 
angehe, gegenüber der früheren Zeit nicht verändert. Die 
starke Belegung des Gebiets mit Iruppen habe eine starke 
Vermehrung der Überweisungen zur Folge. Diese Überweisungen 
bewirkten eine große Aktivität des Verrechnungsverkehrs. 
Sie stellten die Notenbank vor die Notwendigkeit, im Wege 
der Bevorschussung, da die Gegenüberweisungen ins Reich 
in ausreichendem Umfange fehlten, in Vorlage zu treten. 
Schwierigkeiten hütten sich nicht ergeben. Hinsichtlich der 
Auswirkungen sei allerdings festzustellen, daß der Noter- 
umlauf der Emissionsbank sich hierdurch langsam erhöht habe. 
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Soweit móglich, habe man versucht, durch geeignete Mag- 
nahmen dieser Erhöhung des Notenumlaufs entgegenzuwirken. 
Der Umlauf von Noten im Betrage von 1,5 Milliarde sel an 
sich bisher in keiner Weise bedrohlich. 

Die zweite Auswirkung der Währungsbewertung im Ver- 
hältnis zur Gesamtwirtschaft stehe noch zur Erörterung. 
Hier verdiene vor allem die Preisbewegung Aufmerksamkeit. 
Insgesamt seien bisher Schwierigkeiten nicht aufgetreten. 
Allerdings seien im Zusammenhang mit der sich in letzter 
Zeit stark zuspitzenden Versorgungslage in den größeren 
Städten, insbesondere in Warschau, gewisse Anspannungen 
eingetreten. Die Versorgungslage in Warschau habe sich im 
Verlaufe der letzten Monate sehr verschlechtert. Die Ur- 
sachen seien einmal jahreszeitlich bedingt. Der Mai sei 
immer der schwierigste Monat. Erst ab Juni pflegten die 
ersten landwirtschaftlichen Erzeugnisse,insbesondere an 
Gemüse usw. auf den Markt zu kommen. Eine weitere Ursache 
liege in der ab 12. April eingeführten Verkehrssperre für 
die Benutzung der Eisenbahn durch Einheimische. Endlich 
seien auch gewisse Requisitionen von bedeutung, die von 
militärischen Stellen durchgeführt worden seien. Diese Um- 
stánde hátten zur Folge gehabt, dap muf dem Gebiet der täg- 
lichen Bedarfsgüter vor allem in Warschau eine empfindliche 
Preissteigerung eingetreten sei. Diese Preissteigerung um- 
fasse im wesentlichen die Grundnahrungsmittel wie Brot und 
Kartoffeln. Von der Regierung des Generalgouvernements seien 
bereits entsprechende Maßnahmen getroffen, und auch der 
Landesbauernführer habe sich bereit erklärt, für Abhilfe zu 
sorgen. Wenn auch die großen Preissteigerungen selbstver- 
ständlich innerhalb der Bevölkerung nicht ohne Rückwirkung 
geblieben seien, so sei doch die Funktion der Währung als 
eines Tauschmittels dadurch nicht berührt. Als Wertmesser 
und Wertaufbewahrungsmittel würde sie allerdings berührt 
werden, wenn sich die Preissteigerung besonders auf dem Ge- 
biet der Grundnahrungsmittel weiter fortsetze. Erfreulicher- 
weise sei es in den letzten Tagen gelungen, hierin einen 
Stillstand zu erzielen. 





e 27 e 


Präsident Gerteis gibt einen Bericht über die Lage der 
Ostbahn. 

Er führt aus, dap in den letzten 2 1/2 Monaten die 
Hauptaufgabe der Ostbahn darin bestanden habe, die für die 
bevorratung der Wehrmacht notwandigen Transporte zu fahren. 
Daneben hátten die Baustoffe für die groBen Bauvorhaben im 
Generalgouvernement gefahren werden müssen, hauptsüchlichf 
also für den Straßenbau, für die Eisenbahn, für das Otto- 
rrogramm, für die chemischen Werke Askania usw. Diese Pe- 
riode sei nun abgeschlossen und die Bevorratung einiger- 
maßen gelungen. Darüberhinaus sei es noch möglich gewesen, 
kleinere Vorrüte für die Rüstungsbetriebe abzufahren. An- 
gesichts dieser außerordentlichen Anforderungen habe natur- 
gemäß der Personenverkehr zurückstehen müssen. Die Leistun- 
gen im Güterverkehr seien gegenüber der gleichen Periode 
des Vorjahres um mehr als das Doppelte angewachsen. 

Bevor die Truppenbewegung einsetzte, habe man große 
Räume von überflüssigen Wagen freimachen müssen. Diese 
Räume umfaßten nicht nur das Generalgouvernement, sondern 
sämtliche Ostdirektionen bis nach Stettin, Breslau, Frank- 
furt/Oder und Oppeln. Neben einer Sperre für die Aufnahme 
von Wagen habe auch eine Binnensperre im Generalgouverne- 
ment eintreten müssen. Zur Zeit würden nur noch Güterwagen 
für die Aufrechterhaltung des Lebens im Generalgouvernement 
und im interesse der Wehrmacht gestellt. Privatgut werde 
nur unter gewissen Voraussetzungen befördert. Auch unwich- 
tigere Lebensmittel seien von der Beförderung ausgeschlos- 
sen. Der Transport von Getreide umd sei weiter zugelassen 
worden, desgleichen derjenige von Speisesalz. AuBerdem 
werde man vielleicht noch kleinere Ausnahmen zulassen. 
Aufrechterhalten werde der gesamte Verkehr mit kuBland, 
der in den letzten zwei Monaten einen großen Auftrieb er- 
fahren habe. Auch die kteé Kohlenwagengestellung von Ober- 
Schlesien sei sehr stark gedrosselt worden. 
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Das Ziel der Räumung werde demnächst erreicht sein. 
ES sei zu erwarten, daß die Beste in kürzester Zeit abge- 
fahren würden. Am 22. Mai werde der Hóchstleistungsfahrplan 
in Kraft treten. Naturgemäß werde dann der Personenverkehr 
stark eingeschränkt werden. Eine Verbindung mit dem Reich 
werde jedoch in Gestalt von drei Ziigen nach Berlin und 
einem Nachtzug nach Wien bleiben, desgleichen ein Lilzug 
nach Lublin und ein Schnellzug nach Warschau. Ein direkter 
Verkehr nach Radom werde nicht mehr bestehen. Auf manchen 
Strecken werde es auch nicht móglich sein, den Berufsver- 
kehr voll aufrechtzuerhalten. man müsse mit Stockungen 
der Betriebe, auch der Rüstungsbetriebe, rechnen. Ver Gü- 
terverkehr werde mit einer Anzahl von Güterzügen, die über 
bestimmte Strecken geleitet würden, aufrechterhalten. Al- 
lerdings gingen 50 % der Lasten dieser Güterzüge wieder an 
die Wehrmacht, die ja bis auf weiteres der absolut wichtig- 
ste Verkehrsnutzer sein werde. 

Die Vorbereitungen für die Durchführung der Trans- 
porte seien getroffen. Das Reich habe 160 Güterzuglokomo- 


tiven zur Verfügung gestellt, von der Reichsbahnverwaltung 
seien der Wehrmacht 3 500 Eisenbahner zugeteilt. 


Präsident Bauder teilt mit, daß die unmittelbar mit 
den Kriegsvorbereitungen zusammenhängenden Bauten abge- 
schlossen seien. 

Seit No£vember v.J. seien 1 640 km Stragen mit einem 
Aufwand von 1,9 Millionen t Baumaterial instandgesetzt wor- 
den. Daneben seien 150 km neue Straßen gebaut worden. Ferner 
habe man 70 Brücken wieder hergestellt. Wenn die Situation 
So bleibe, wie sie sich heute übersehen lasse, so werde sich 
das, was im letzten Jahr und zu Beginn dieses Jahres ge- 
schaffen worden sei, halten lasse. Auf den vebieten des 
Wasser- und Hochbaues werde sich die Tätigkeit in den näch- 
sten Monaten auf die Planung beschränken müssen. 
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Prasident Lauxmann fiihrt aus, daß die gesamte Planung 
und der gesamte Aufbau der 


Deutschen Post Osten 


in den letzten Monaten ausschließlich auf die Bedürfnisse 
der Wehrmacht ausgerichtet gewesen seien. 

Durch Verhandlungen mit den Armeefeldpostmeistern habe 
man erreicht, daß nunmehr die gesamte Feldpost von den 
mobilen Feldpostümtern übernommen werde. Immerhin bleibe 
auch für die Postänter des Generalgouvernements, die die 
&esamte Beförderung durchzuführen hätten, sehr viel Arbeit 
übrig. Für die Bewältigung der Arbeiten im Interesse der 
Feldpost und der Dienstpost würden demnächst 250 Beante aus 
dem Reich ins Generalgouvernement kommen. 

Besonders groß sei die Beförderung von Paketen nach 
Warschau gewesen. Sie habe in der Weihnachtszeit 2 800 
bis 5 000 Pakete am Tage betragen. In der Hauptsache seien 
Lebensmittel versendet worden. Außerdem seien von Juden 
4 000 Pakete aus allen möglichen Gegenden nach dem Ghetto 
in Warschau geliefert worden. 

Von Wichtigkeit sei die Frage der Trennung der Dienst- 
post von der gewühnlichen Briefpost. Er bitte alle Behórden, 
insbesondere die Geheimsachen mit dem blauen Kreuz ver- 
sehen zu lassen. Eine Garantie für eine sichere Beförderung 
solcher Briefsachen könne nur übernommen werden, wenn sie 
einwandfrei bezeichnet seien. 

Für die Inganghaltung des Fernmeldewesens seien 600 km 
Kabel neu verlegt worden. Außerdem seien 14 Verstürkerümter 
gebaut worden. Die Fernmeldeümter bedürften dringend eines 
Schutzes gegen sabotage. Für diesen Schutz brauche er etwa 
150 Soldaten, die er mit Unterstützung des MIG zu erhalten 
hoffe.- Im letzten Jahre seien 18 000 Telegraphenstangen 
eingebaut worden, deren Lieferung durch die Abteilung For- 
sten reibungslos vor sich &egangen sei. Angesichts der Be- 
dürfnisse der Wehrmacht würden sich die Verhültnisse auf dem 
Gebiet des Fernsprechwesens in den náchsten Wochen etwas 
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verschlechtern. Mit der Wehrmacht sei aber eine Einigung 
darüber zustande gekommen, daß der notwendigste Verwaltungs- 
verkehr unter allen Umständen aufrechterhalten bleibe. In 
Fällen, in denen nur eine Leitung vorhanden sei, werde sie 
gemeinsam von Wehrmacht und Post betrieben. Er bitte aber 
gleichwohl, mehr als bisher vom Telegraphen Gebrauch zu 
machen. Das Telegraphen- und Fernschreibernetz sei wesent- 


lich ausgebaut worden. Während es auf dem Gebiet des Gene- 
ralgouvernements zur. polnischen Zeit nur 17 Fernschreiber- 


verbindungen gegeben habe, stánden jetzt schon 180 solcher 
Verbindungen zur Verfügung. 


Der Präsident der Hauptabteilung 
ernä und Landwirtschaft 
gibt einen eingehenden Bericht über die derzeitige Lage. 

Zu Beginn seiner Ausführungen nimmt der Landesbauern- 
führer zur Zinführung der Gaststättenkarte Stellung, von 
der ein Muster mit beigefügter Erläuterung den Sitzungs- 
teilnehmern überreicht wird. 

vie Frühjahrsbestellung sei, so führt Landesbauern- 
führer Kórner aus, mit Ausnahme der Hackfrucht- und Zucker- 
rubenbestellung fast beendet. infolge der Transportsperre 
werde in einigen Gebieten ein Mangel an Saatkartoffeln ein- 
treten. Im zroßen und ganzen werde aber Saatgut zur Verfü- 
gung gestellt werden können, sodaß eine restlose Bestellung 
der Fluren möglich sein werde. Angesichts der verspäteten 
Bestellung werde man wie im Reiche, so auch im Generalgou- 
vernement mit geringeren Ernteaussichten rechnen müssen. 
Man könne annehmen, daß die Ernte um etwa 14 Tage hinaus- 
geschoben werden müsse. Diesen Faktor habe man in den Er- 
náhrungsplan für 1940/41 eingestellt.Im übrigen sei die 
Versorgungs- und Ernährungslage infolge des Hereinstrómens 
großer Truppenmassen recht ernst geworden, vor allem in 
den groBen Verbrauchergebieten. Die starke Iruppenvermehrung 
wirke auch auf die Stimmung der Bauern ein, die aus Angst 
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vor einem Kriege begönnen, sich mit Nahrungsmitteln für 
die nächsten Monate einzudecken, und die deshalb ihrer 
Ablieferungspflicht nicht nachkämen. 

Die Abteilung Ernährung und Landwirtschaft habe ge- 
meinsam mit den zustündigen Wehrmachtsstellen die bekannten 
Flugblätter, Plakate und Befehle aushángen lassen. Das Er- 
gebnis der Rundreise des Unterstaatscekretürs Kundt und 
verschiedener Hauptabteilungsleiter der Regierung sei ge- 
wesen, daß sich jetzt alle militärischen Dienststellen 
bemühten, sich nunmehr eine Aufklürung über die wirklichen 
Verháltnisse auf dem Gebiet der Ernährungswirtschaft zu 
verschaffen. Im übrigen bate er den Höheren SS- unà Polizei- 
führer, dafür Sorge zu tragen, daß mit Hilfe der Polizei, 
die restlichen Kontingente an Lebensmitteln erfaßt würden. 
Eine neue Erfassungsaktion werde im Zusammenwirken mit der 
Abteilung Wirtschaft vorbereitet. Für sie müßten in noch 
größerem Umfange als bisher Tauschartikel in Gestalt von 
Textilien, Lederwaren, Monopolerzeugnissen usw. zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Die besonders schwierige Versorgungslage in Warschau 
sei auf die Kriegspsychose zurückzuführen. Die Menschen 
versorgten sich und ihre Familien zu jedem Preis mit Nah- 
rungsmitteln. Die schlechten Verkehrsverhältnisse trügen 
dazu bei, daß die Versorgung immer schlechter werde. Des- 
halb solle man nicht unbedingt dagegen einschreiten, wenn 
Postpakete in die gro&en Städte geschickt würden. In den 
nächsten drei Monaten komme es darauf an, daß überhaupt _ 
noch etwas an Nahrungsmitteln in die Stadt komme. Mit dem 
Höheren SS- und Polizeiführer habe man bereits wegen einer 
Lockerung der Kontrolle von Panjefuhrwerken gesprochen. 
Auch der Preisüberwachungskommissar werde in dieser Hinsicht 


in den nächsten Monaten etwas Nachsicht walten lassen müs- 
sen. 


Man werde in Warschau und in den anderen großen Ver- 
braucherzentren dem Gedanken der Massenspeisung nähertreten 
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müssen. Für diesen Zweck künnten bestimmte Mengen von 
Lebensmitteln zur Verfügung gestellt werden. Mit den Ein- 
richtungen der NSV in Warschau habe man gute Erfahrungen 
gemacht. Auch müsse dafür gesorgt werden, daß Lebensmittel- 
reserven geschaffen würden. Der Umstand, dap demnüchst für 
die Versorgung der Bevölkerung Gemüse in vermehrtem Um- 
fange zur Verfügung stehe, könne zur Entlastung der Versor- 
&ung beitragen, ebenso wie durch die Einführung der Gast- 
státtenkarte für Deutsche und Wehrmach tsangehörige in allen 
deutschen Lokalen eine Entlastung herbeigeführt werde. Von 
Seiten der Partei mügten die Deutschen darauf hingewiesen 
werden, daß sie den Besuch polnischer Restaurants zu ver- 
meiden hátten. In den polnischen Hestaurants dürften künf- 
tig grundsätzlich nur noch Bintopfgerichte verabreicht wer- 
den. Der Deutsche miis se angehalten werden, sich nicht etwa 
durch Zwang oder Drohungen Fleischspeisen verabreichen zu 
lassen. Er bitte die zustandigen Dienststellen, insbesondere 
die Kreis- und Stadthauptleute, ihm gegebenenfalls Vor- 
schläge für die Verbesserung dieser Versorgungsmethoden 

Su machen. Von den Distriktsverwaltungen, insbesondere der 
Distriktsverwaltung Lublin, miisse alles getan werden, um 
von den Bauern noch die restlichen Mengen an Getreide her- 
auszuholen. Von der Erfassung dieser Mengen hánge es ab, 

daß die Brotgetreideversorgung bis zum 15. August reiche. 

An Varrat habe man noch etwa 10 000 t Hafer und etwa 2 000 t 
Gerste. Von diesem Hafer würden die ersten 2 000 t nach 
Warschau geliefert werden, weil insbesondere die Verpfle- 
gung des Ghettos in letzter Zeit gewisse Mängel aufgewiesen 
habe. Er habe neben Hafer noch 2 000 t Zucker für das Ghetto 
zur Verfügung gestellt und werde aus den Reserven von Hafer, 
Gerste und Zucker der Stadt Warschau und anderen Städten 
noch bestimmte Rationen geben, weil die normale Beförderung 
von nichtbewirtschafteten Lebensmitteln durch die Eisen- 
bahn nicht mehr erfolgen könne. Beim Getreide sei jedenfalls 
die Lage rechnerisch und effektiv so, daß die Getreide- 
mengen bis zum 15. August an alle Verbraucherplätze trans- 
portiert würden. Die Getreidetransporte von Lublin seien 





auch in das rrogramm der Ostbahn hineingenommen. 

Die Vorräte an Fleisch und Viehprodukten werde man 
nur in Warschau zum geringen Teil in Anspruch nehmen. 
Übrigens seien die Viehablieferungen wieder im Anziehen 
begriffen, und auch die Ablieferung von Milch und Butter, 
die ebenfalls erheblich nachgelassen hatte, sei seit eini- 
gen Tagen wieder im Steigen, was auf die Futterlage und die 
Möglichkeit, Grünfutter zu geben, zurückzuführen sei. Die 
Bevorratung sei derart, da8 für die Rüstungsbetriebe und 
für die deutsche Bevölkerung auch während der opannungszeit 
die Belieferung werde durchgeführt werden können. Schwie- 
rigkeiten bereite allerdings immer noch die Versorgung 
mit Kartoffeln. Der Wehrmacht seien über das ihr zugestan- 
dene Kontingent hinaus 21 000 t im Vorschußwege gegeben 
worden. Die zuständigen Wehrmachtsstellen seien ersucht 
worden, für entsprechenden Nachschub zu sorgen, damit die 
Kartoffelmenge wieder an das Generalgouvernement zurück- 
gegeben werden kónne. Er habe alle seine Dienststellen an- 
gewiesen, bis auf weiteres keine Kartoffeln im Vorschuß- 
wege an die Wehrmacht zu verabfolgen. Wenn die Kartoffel- 
lage durch Einfuhr aus dem Reich nicht besser werden sollte, 
müsse er Reserven an Zucker, Eiern, Hafer und Gerste zur 
SchlieBung der Versorgungslücke in Anspruch nehmen. 

Für eine ausreichende Versorgung mit gutem Bier sei 
gesorgt. Angesichts der großen Truppenzahl werde allerdings 
eine gewisse Knappheit eintreten. Zur Stillegung von Brau- 
ereien werde nan nicht zu schreiten brauchen. Im übrigen 
werde für eine entsprechende Beschränkung des Bierkonsums 
gesorgt werden. 

Die Abteilung Ernährung und Landwirtschaft habe ihren 
Gesamtkohlenbedarf bei der Abteilung Wirtschaft angemeldet, 
und es werde die Frage erörtert werden, wie dieser Kohlen- 
bedarf gedeckt werden könne. Unbedingt notwendig sei die 
Bereitstellung von Druschkohle bei Beginn der neuen Ernte. 
Diese Forderung habe eine umso gróbere Berechtigung, als 
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man in diesem Jahre schon während der Ernte noch auf dem 
Felde werde dreschen müssen, um am 15. August das nötige 
Mehl zur Verfügung zu haben. 


SS-Übergruppenführer Krüger teilt mit, daß er im Ein- 
vernehmen mit den zuständigen Stellen in Lublin angeordnet 
habe, daß in den nächsten Wochen nochmals eine krfassungs- 
aktion durchgeführt werde. Für diese Aktion werde ein 
grober Teil von Polizeikräften zum Einsatz gebracht, und 
er verspreche sich davon einen guten Erfolg. 


- Mittagspause - 
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Abteilungspräsident Westerkamp führt aus, daß die 

Schlagfertigkeit der Abteilung 

Innere Verwaltung 
für die kriegswichtigen Aufgaben als gesichert gelten könne. 
Die Kreishauptleute seien sich klar, daß urwichtige Dinge 
Jetzt hinter Aufgaben zurückzutreten hätten, die für den 
Krieg von Bedeutung seien. 

Die Kreishauptleute und such die Distriktsbehörden 
ständen vor den bekannten Schwierigkeiten, die in der Per- 
sonallage der Verwaltung begründet seien. Es sei aber zwei- 
fellos, daß die Verwaltung diese Schwierigkeiten überwinden 
werde. Es habe sich auch gezeigt, daß manche Beamte, wenn 
man sie vor höhere Aufgaben stelle, Leistungen zu vollbrin- 
sen imstande seien, die man ihnen eigentlich sonst nie zu- 
getraut hätte. Gewisse Besorgnisse beständen allerdings 
hinsichtlich der nicht reichsdeutschen Mitarbeiter. Die 
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Verwaltung sei infolge der Entwicklung der Dinge leider auf 
die Bescháftigung von nichtevakuierten Deutschen angewiesen, 
wahrend die Regierung angesichts der Stellung der Sicher- 
heitspolizei zu dieser Frage eine Beschaftigung dieser Krei- 
se nicht wünsche. Ein weiteres Problem sei die Fürsorge für 
die nichtdeutschen Mitarbeiter, hinsichtlich deren zum Teil 
Zustände eingetreten seien, die im Interesse eines ordent- 
lichen Funktionierens der Verwaltung nicht beibehalten wer- 
den könnten. Hier müsse eine Zusatzliche Fürsorge für Er- 
náhrung und Bekleidung angestrebt werden. 

4um guten Funktionieren der Verwaltung gehóre das 


Funktionieren des Systems, das der Herr. Generalgouverneur 
seinerzeit durch eine Verordnung festgelegt habe, und zwar 
unter dem Stichwort: Einheit der Verwaltung. Übereinstimmend 
werde berichtet, daß diese Verordnung in den Außenstellen 
reinigend und belebend gewirkt habe. Es sei auch bereits 
eine Einheit des Arbeitens durch Herstellung eines engen 
Kontaktes und gegenseitige Ergünzung hergestellt worden. 
Entscheidend für die gute Arbeit in den Distriktsbehörden 
sei vor allem, daß die Fäden der Verwaltung wirklich beim 
Distriktschef zusammenliefen. Leider kitume komme es immer 
noch vor, dap irgendein Referent einer Abteilung der Di- 
strktsverwaltung sich unmittelbar an die entsprechende Ab- 
teilung bei der Regierung wende. So habe er z.B. kürzlich 
von einem Referenten einer Distriktsverwaltung die Anfrage 
erhalten, wie es mit dem Ukrainergruß zu halten sei. Solche 
Fragen könnten nur durch den zuständigen Abteilungsleiter 
oder den Amtschef beim Distrikt beantwortet werden. 

Wenn jetzt wieder eine neue Polizeiaktion im Interesse 
der Erfassung von Lebensmitteln bevorstehe, dann müsse dar- 
auf hingewiesen werden, daß die zuständigen Abteilungsleiter 
über solche Maßnahmen von der Polizei rechtzeitig verstän- 
digt werden müßten, Die Abteilungsleiter hätten dann die 
Möglichkeit, vor Beginn der Aktion die Kreishauptleute zu 
informieren. Diese Information könne nicht den Organen der 
Ordnungspolizei, sondern müsse denjenigen Stellen übertragen 
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werden, die eine solche Aktion anordneten. 

Gewiinscht werde auch eine einfachere und zweckmäßigere 
Regelung auf dem Gebiete des Arbeitseinsatzes. Man schlage 
vor, daß sich die Bex x “der Arbeitsänter mit denen der 
Kreishauptleute decken sollten. Nach seinen bisherigen Fest- 
stellungen scheine der Grund für dieses langsame Funktio- 
nieren auf dem Gebiete des Arbeitseinsatzes im Personal- 
mangel bei der Arbeitseinsatzverwaltung zu liegen. 

vie schon längst erwartete Durchführungsverordnung zur 
Kennkartenverordnung müßte demnächst erlassen werden. Diese 
Verordnung sehe vor, dap die Durchführung im einzelnen in 
der Hand der Abteilung Innere Verwaltung liege. Die Kenn- 
karte solle künftig auch die Unterlage für eine Kontrolle 
des Arbeitseinsatzes darstellen. 

In Vorbereitung sei ferner eine Neuordnung des Melde- 
Wesens. - Die Frage der Ortsbezeichnung und der Ortsnamen 
sei für Post- und Eisenbahn von besonderem Interesse. Dieser 
Fragenkomplex werde ebenfalls bearbeitet. Es bestehe inso- 
weit Klarheit darüber, als solche Ortsnamen nicht geündert 
werden sollten, die als im Brennpunkt des Verkehrs stehend, 
häufig genannt würden. Hier sollten ohne weiteres die für 
die deutsche Zunge nicht aussprechbaren Namen durch Anderung 
aussprechbar gemacht werden. Andererseits sollten einige 
Schon eingebürgerte und historisch begründete Berichtigungen 
vorgenommen werden. An einer befriedigenden Lósung dieser 
Frage habe auch die Wehrmacht ein starkes Interesse. 

In letzter Zeit mehrten sich die Anträge auf Gestellung 
von Sonderdienst, - ein 4eichen, wie unentbehrlich der Son- 
derdienst überall schon geworden sei. Leider hatten nicht 
alle Anforderungen erfüllt werden können. Ein Drittel der 
Sonderdienstmänner müsse nämlich wegen mangelnder Eignung 
für die allgemeinen Verwaltungsaufgaben ausgeschieden werden. 
Auch beherrschten viele Angehörige des Sonderdienstes nicht 
die deutsche Sprache. Eine Ergänzung dieser Kräfte werde mit 
Beschleunigung in die Wege geleitet, 





Der Leiter des 
Personalamts 

Dr. Gstöttenbauer berichtet, daß zur Zeit ein großer 
Mangel an Schreibkräften bestehe, Seit ungefähr drei oder 
vier Wochen seien Schreibkräfte überhaupt nicht mehr zu 
bekommen. Weiter zeige sich, daß viele der hier beschäf- 
tigten Schreibkräfte wieder aus dem Generalgouvernement 
abwandern wollten. Sie seien bereits in der Ostmark, im 
Sudetenland usw. beschäftigt worden und wünschten nun, 
nach Belgien, Frankreich, Griechenland oder anderen be- 
setzten Gebieten versetzt zu werden. Er weise in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß nur das Personalamt bezw. die 
Distriktschefs berechtigt seien, Kündigungen entgegenzu- 
nehmen. 

Auch bei den mittleren Beamten stehe man nach wie 
vor vor einer schwierigen Situation. Die Nachfragen bei 
den einzelnen Ministerien hätten ergeben, daß die Perso- 
nalreserve gleich null sei. Man sei nun bemüht, Angestellte 
für Verwaltun;saufgaben zu schulen. - An Referenten be- 
stehe ebenfalls ein großer Mangel, und man könne nicht 
mehr darauf rechnen, für ausfallende Kräfte Ersatz zu er- 
halten. - Von einer Beschäftigung der Ehefrauen von Bean- 
ten und Angestellten, die vor einiger Zeit veranlaßt wor- 
den seien, ins Reich zurückzukehren, würde er abraten. 


Landgerichtsrat Dr. Luxenberg bemerkt, daß er bereits 
mit Unterstaatssekretär Kundt eine Besprechung über die 
Frage der Beamtenschulung gehabt habe. Man sei in dieser 
Besprechung zu einer grundsätzlichen Einigung gekommen. 

In dieser Frage liege die größte Schwierigkeit wohl in dem 


Fehlen geeigneter Unterrichtungsräume und der Möglichkeit, 
eine entsprechende Zahl von Arbeitskräften für diese Schu- 


lung aus der Verwaltung herauszuziehen. Die Arbeit als sol- 
che befände sich erst im Anfangsstadium, und es werde sich 
jetzt darum handeln, sie entsprechend zu fördern. Ministe- 
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rialrat Singer vom BHeichsianenministerium habe ihm übrigens 
seine volle Unterstützung zugesagt. Diese Unterstützung 
solle sich allerdings nicht auf die Gestellung von Lehr- 
kräften erstrecken. Jedenfalls würde aber, wenn die Raum- 
frage geklärt sei, in etwa zwei Monaten mit der Schulung 
begonnen werden kónnen, wenn auch zunáchst in geringem Um- 
fang. Ob und inwieweit die Hegierung des Generalgouverne- 
ments das Recht der Prüfung dieser Angestellten und Ernen- 
nung von Beamten haben solle, sei eine zweite Frage, für 
die aber leicht eine Lósung gefunden werden würde. Die Aus- 
bildung müsse selbstverständlich grundsützlich derjenigen 
des Reiches entsprechen. Darüberhinaus müsse man aber den 
Beamten eine Ausbildung &eben, die den Ostproblemen ange- 
paßt sei. 


Der Herr Generalgouverneur gibt der Auffassung Aus- 
druck, daß zur Zeit eine endgültige Entscheidung über diese 


Frage noch nicht getroffen werden kónne, erkennt aber die 
Notwendigkeit einer solchen Arbeit an. 


Prüsident Watzke von der Hauptabteilung 
Wissenschaft und Unterricht 

führt aus, dag die Abteilung zur Zeit unter den denkbar 
schwierigsten Umstünden Su arbeiten genótigt sei. Von den 
Volksschulen seien 95 % von der Wehrmacht beschlagnahmt. 
Von den Fachschulen sei keine einzige mehr ohne Iruppen- 
belegung. Man habe Sich nun auch angesichts zahlreicher Er- 
Suchen der Kreishauptleute bemüht, einen Behelfsunterricht 
einzurichten, damit die Kinder nicht auf der Straße verwahr- 
losten. Dieser Behelfsunterricht werde auf dem Lande in 
Bauernhäusern, zum Teil in Scheunen erteilt. In den Städten 
sei der Unterricht so eingerichtet, daß in einer einzigen 
Schule von 8°° Uhr früh bis 899 gn. abends abwechselnd Unter- 
richt erteilt werde, und zwar jeweils ein Kurzunterricht zu 
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etwa 5 Stunden, sodaß also vier Schulen in einer einzigen 
Schule unterrichten würden. 

Ganz unerfreulich seien die Zustände bei den Fach- 
Schulen; an den gewerblichen Fachschulen sei die Wirtschaft 
und die Rüstungsinspektion interessiert, an den landwirt- 
schaftlichen Fachschulen vor allem die Hauptabteilung Er- 
nährung und Landwirtschaft. Man versuche nun überall, Aus- 
weichmöglichkeiten zu schaffen, um wenigstens einen theo- 
retischen gewerblichen Fachschulunterricht zu gewährleisten. 
Auf dem Lande habe man die Berufsschulen überall so aufge- 
stellt, daB um einen órtlichen Mittelpunkt herum, alle die- 
jenigen, die vier oder fünf Kilometer entfernt wohnen, zu 
Fuß zur Schule gelangen könnten. Darüberhinaus habe man 
den grogen Teil der vorhandenen Einrichtungen gleichzeitig 
für Ausbildungskurse der Luftwaffe und der Rüstungsinspek- 
tion zur Verfügung gestellt, ebenso die Lehrkräfte. 

Das deutsche Schulwesen sei vollständig aufrecht- 
erhalten, wenn auch nicht mehr die Räume zur Verfügung 
ständen, die man im Laufe der letzten 1 1/2 Jahre sicher- 


gestellt habe. Auch in den Heimen Rabka und Zakopane sei 
der Unterricht vollständig aufrechterhalten, ebenso der 


Unterricht der Oberschule in Tschenstochau. Die Oberschule 
in Warschau funktioniere ebenso wie die in Tomaschow-Petri- 
kau. Lediglich die Schule in Radom habe nicht volyzur Ent- 
faltung kommen kónnen, weil die Notwendigkeit, bauliche 
Anderungen vorzunehmen, dies verhindert habe. 

in einer besonders schlechten Lage befünden sich die 
landwirtschaftlichen Schulen. Von den landwirtschaftlichen 
Fachschulen sei nur eine Schule nicht vom Militär belegt und 
könne ihre Arbeit vollständig aufrechterhalten. Die Garten- 
bau- und Molkereischule sei ebenfalls in Betrieb. Die lanå- 
wirtschaftliche Schule im Distrikt Lublin stehe überhaupt 
nicht zur Verfügung, ebenso wenig die ukrainischen land- 
wirtschaftlichen Schulen. Hier habe man keine Ausweichmig- 
lichkeit schaffen können, weil alles restlos belegt sei. 
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Man sei mit der Aufgabe beschäftigt, für den September 
den Beginn des neuen Schuljahres sicherzustellen. Man werde 
vielleicht gezwungen sein, den Schluß des Schuljahres, der 
normalerweise am 30. Juni erfolgen sollte, etwas vorzuver- 
legen, sodaß vielleicht Mitte Juni der Schulbetrieb geschlos- 
sen werden würde. Jedenfalls sei man in Zusammenarbeit mit 
den Distriktschefs und den Kreishauptleuten bestrebt, den 
Schulbetrieb so lange wie möglich, wenn auch nur behelfs- 
mäßig aufrechtzuerhalten. 

Die anderen Arbeiten der Abteilung seien gemäß den 
Weisungen des Herrn Generalgouverneurs in voller Vorberei- 
tung. 
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Jber die 
Vesundheitslage im Generalgouvernement 

berichtet Obermedizinalrat Dr. Walbaum. Bei der Abteilung 
für Gesundheitswesen sei man Sich, so führt Dr. Walbaum 
aus, im Anfang des Winters darüber klar gewesen, daß die 
größte Gefahr im Auftreten des Fleckfiebers liegen würde, 
Bei einer Arbeitstagung mit den Sanitätsoffizieren der 
Wehrmacht sei von diesen ebenfalls der Meinung Ausdruck ge- 
geben worden, daß für den Winter die Gefahr am größten sei. 
Diese Erwartung habe sich glücklicherweise nicht bestätigt. 
In einer neuerlichen Tagung in Warschau sei dann hervor- 
gehoben worden, daß die Hauptgefahr in die Frühjahrsmonate 
falle. Sie hätten auch mit einem weiteren Ansteigen der 
Fleckfieberkurve begonnen. Zur Verbreitung der Seuche trage 
offenbar auch der Kohlenmangel erheblich bei, da die Ent- 
lausungsanstalten nicht richtig betrieben werden künnten. 
Die Fleckfiebergefahr sei auf dem Lande, wo die Juden nicht 
in Ghettos zusammengefaßt seien, besonders groß. Das Fleck- 
fieber sei gerade in den Monaten April und Mai stark ange- 
stiegen und habe ein weiteres Ansteigen durch das Hinzu- 
kommen des Militärs erfahren. So seien auch zum ersten Mal 
Fleckfieberfälle bei der Wehrmacht aufgetreten. Ein mehr 
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oder minder enger Kontaktder Wehrmacht mit der Bevölke- 
rung lasse sich eben nicht vermeiden. Gegeniiber dem Vorjahr 
müsse jedenfalls ein Ansteigen des Fleckfiebers festge- 
stellt werden, ohne daß man jedoch von einer ausgesproche- 
nen kpidemie zu sprechen brauche. Zur Zeit betrage der 
Fleckfieberstand 576 Fülle, wührend man in den vorangegan- 
genen Monaten 564, 373, 371, 286 und 200 Fülle habe fest- 
stellen künnen. Die letzten Meldungen zeigten allerdings, 
daß ein erneutes Ansteigen nicht mehr erfolgt sei. Eine 
große Gefahr für das Entstehen des Fleckfiebers bilde das 
Bettlerunwesen. Eine Bettlerin allein habe z.B. 20 Leute 


angesteckt und diese hiitten dann wieder das Fleckfieber 
auf 25 andere Menschen übertragen, sodag also durch diesen 
einzigen Fall 45 weitere Fleckfieberfälle entstanden seien. 
Deshalb müsse gegen das Bettlerunwesen mit den allerschärf- 
sten Mitteln eingegriffen werden. Weiter müßte von Seiten 
der Wehrmacht aufmerksam darauf gemacht werden, welche Ge- 
fahren in dem Verkehr mit der einheimischen Bevölkerung 


liegen. Pflicht der Wehrmacht sei es daher, jeglichen Ver- 
kehr der Soldaten mit der Bevölkerung zu unterbinden. 

An Huhrfüllen seien drei zu verzeichnen gewesen. Fälle 
von Typhus seien hundert gezählt worden. Das entspreche 
durchaus der normalen Lage. Auch Tollwutfälle seien nur 
in geringer Anzahl vorgekommen. 


Der Präsident der Hauptabteilung 
Justiz 

Ministerialrat Wille führt aus, daß die Arbeit bei den 
deutschen Justizbehörden in einem unerwarteten Maße ange- 
stiegen sei. Die Personalschwierigkeiten beständen wie über- 
all, so auch in der Justizverwaltung und wirkten sich ange- 
Sichts der verstärkten Arbeitslast an einzelnen Stellen sehr 
unangenehm aus. So seien zwei deutsche Justizbehörden tat- 
sächlich nicht mehr imstande gewesen, das ihnen gestellte 
Arbeitspensum zu erledigen. Diese Mi8stünde seien weniger 
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auf den Mangel an Heferenten, Kichtern und Staatsanwälten, 
als vielmehr des Büropersonals zurückzuführen. 

Seit Bestehen des Generalgouvernements sei erfreu- 
licherweise nur in zwei Strafanstalten eine Seuche zu 
verzeichnen gewesen, einmal im Mai v.J. in Radom, das an- 
dere Mal vor kurzem in einem Warschauer Gefängnis. Es habe 
sich beide Male um Fleckfieber gehandelt. Die Seuche sei 
inzwischen erloschen. 

Von der Abteilung Justiz sei dem Reich neuerdings 
ein Transport von arbeitsfähigen Gefangenen zur Verfügung 
gestellt worden. 


Der Befehlshaber der Sicherheitspolizei SS-®berfiihrer 
Dr. Schöngarth berichtet, daß nach neuerdings getroffenen 
Feststellungen, die Widerstandsbewegung seit einigen Wochen 
besonders lebhaft am Werke sei und Sabotageakte und Atten- 
tate verübte. Alle diese Attentate ließen eine gewisse Ste- 
tigkeit erkennen, die der Sicherheitspolizei Anlaß gebe, 


nach der Zentralstelle zu fahnden, von der aus diese Hand- 
lungen geleitet würden. Man habe auch festgestellt, daß 
insbesondere in Warschau eine Zentrale bestehe, die den 
Versuch mache, die im Raum des Generalgouvernements getrof- 
fenen Vorbereitungen systematisch zu stören. Auf Grund in- 
tensiver Beobachtungen aller dieser Kreise sei es gelungen, 
verschiedene Zentralstellen zu entdecken und auch zu zer- 
schlagen, 

Eë sei ein verhängnisvoller Irrtum, anzunehmen, daß 
ausschließlich ehemalige Offiziere, Beamte oder Personen, 
die eine gewisse Bildung genossen hätten, die Träger der 
Widerstandsbewegung seien. Hichtig sei, daß alle diese Men- 
schen selbstverständlich den Kopf der Bewegung darstellten. 
Aber das Gros der Leute, die die Attentate ausführten, setze 
sich ausschließlich aus Bauern und Arbeitern zusammen. Des 
weiteren habe die Leitung der Widerstandsbewegung die Polen 
angewiesen, nunmehr grundsätzlich von der Waffe Gebrauch zu 
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machen.Man habe weiter festgestellt, dap die Widerstands- 
bewegung erstaunlich gut orientiert sei iiber alles, was in 
diesem Raum und innerhalb der Verwaltungsstellen vor sich 
gehe. wan könne das nur darauf zurückführen, dap die Sorg- 
losigkeit der Deutscher allen polnischen Dediensteten gegen- 
über es ermógliche, dap Dinge an die Widerstandsbewegung 
herangetragen würden, die der Sicherheitspolizei die Arbeit 
so auBerordentlich erschwerten. Es werde eben leider in 
Gescháften, Gaststütten usw. mit einer Unachtsamkeit über 
Dinge gesprochen, die unbedingt geheim gehalten werden miig- 
ten. Er bitte deshalb die Abteilungsleiter, ihre Dienst- 
stellen anzuweisen, dag sie für gründliche Aufklürung der 
deutschen Angestellten und Beamten sorgen. lan dürfe ja 
nicht nur die Leute zur Widerstandsbewegung rechnen, die 
organisiert wáren, sondern die Sicherheitspolizei rechne 
zur Widerstandsbewegung im weiteren Sinne alle Polen. is 
gebe keinen Polen, der sich heute schon umgestellt habe 
und wirklich zu Gunsten der Regierung des Generalgouverne- 
ments arbeite. Die Sicherheitspolizei bediene sich zwar man- 
cher Polen als Mittel zum Zweck, aber nicht als eines Men- 
schen, der im deutschen Interesse arbeite. Die Leitung der 
Sicherheitspolizei werde mit Rücksicht auf die kommenden 
kreignisse nochmals ihren gesamten Apparat überprüfen. 


Gouverneur Dr. Wächter gibt einen kurzen Überblick über 
die Lage im Distrikt Krakau. Auch im Distrikt Krakau bestände 
ähnliche Schwierigkeiten, wie sie von den Abteilungsleitern 
hervorgehoben worden seien. Sie gründeten sich vor allem 
auf die Eigenschaft des Distrikts als eines Zuschußgebiets. 
Auch die ungünstige Transportlage der letzten Wochen habe 
zu manchen Miüstünden geführt. - Das Verhältnis zur Wehr- 
macht sei in jeder Beziehung ausgezeichnet. - In der Distrikt 
verwaltung mache sich das Bedürfnis nach einer endgültigen 
Regelung des Stellenplans stark bemerkbar. Dem Wegärängen 
von Beamten in andere Bereiche müßte durch den Hinweis auf 
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positive Einbaumóglichkeiten dieser Beamten in den Stellen- 
plan entgegengewirkt werden.- Die vom Herrn Generalgou- 
verneur Leute ausgegebene Parole werde gerade in der Mittel- 
verwaltung eine verständnisvolle Aufnahme finden, sei doch 
die Distriktsverwaltung in erster Linie auf die Tagesarbeit 
und die praktische Arbeit abgestellt. Wenn man im Herbst 
1939, als die gesamte Verwaltung auf die vordringliche 
Wehrmachtsarbeit eingestellt gewesen sei, der Schwierig- 
keiten Herr geworden sei, dann werde das jetzt umso mehr 
der Fall sein, wo man über einen eingespielten Verwaltungs- 
apparat und große in der Praxis gewonnene Erfahrungen ver- 
füge. Auch die neue Situation werde eine in jeder Weise 
bereite Verwaltung finden. 


Gouverneur Zoerner berichtet, dap auch die Konsoli- 
dierung der Verwaltung im Distrikt Lublin weitere Fort- 
schritte gemacht habe. Wenn auch der Distrikt Lublin erst 
spáter zu arbeiten begonnen und mit manchen Schwierigkeiten 
zu xümpfen gehabt habe, so seien doch heute schon die Per- 
sonalverhältnisse einigermaßen normal, wenn selbstverständ- 
lich auch gewisse Wünsche noch der Erfüllung harrten.- 

Die Durchführung der Einheit der Verwaltung sei auch für 
den Distrikt Lublin von Vorteil gewesen. In diesem Zusammen- 
hang weise er allerdings darauf hin, daß die Arbeitsänter 
den Kreishauptmannschaften nur angegliedert, nicht aber 
eingegliedert seien. Diese Eingliederung sei besonders we- 
gen der schwachen Personalbesetzung der Kreishauptmann- 
schaften von großer Wichtigumkeit. Daß den Arbeitsämtern 
daraus ein Schade erwachse, sei kaum anzunehmen.- Die 
Bewachung der Amtsgebäude, vor allem des Hauptgebäudes der 
Distriktsverwaltung, lasse sehr zu wünschen übrig. Wenn 
außer zwei lnnenposten die Bewachung lediglich in Händen 
von Sonderdienstleuten läge, die nur eine ungenügende 
Kontrolle auszuüben imstande seien, so sei damit die Si- 
cherheit absolut nicht gewährleistet. Er bitte daher die 
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Ordnungspolizei, für eine bewachung der einzelnen Dienst- 
gebaude Sorge zu tragen. Auch eine geringe Verstürkung des 
Sonderdienstes würde er dankbar begriiBen. 

Man habe früher immer geglaubt, daß die Kreisnaupt- 
leute von Polizeiaktionen zu spat Nachricht erhielten. Die- 
ser Mi8stand sei mittlerweile beseitigt worden, aber um 
80 bedauerlicher sei es, daà die Aktionen der Iruppenpolizei 
ohne Kenntnis der Kreishauptleute vor sich Singen und die 
Vorschriften über die Ablieferungspflicht nicht immer be- 
folgt würden. Die Verbindung mit Krakau zur Zentrale und 
zur Hegierung des Generalgouvernements sei zwar etwas bes- 
ser geworden, aber doch zeitweise immer noch stark gestört. 
Hier müsse auf die schwierige Lage des Distrikts Lublin 
Rücksicht genommen und für eine bessere Zugverbindung ge- 
sorgt werden. | 

Angesichts der Kohlenknappheit sei man jetzt im 
Distrikt Lublin bestrebt, den Torf mehr als bisher auszu- 
nutzen. Der neue Leiter der Abteilung Wirtschaft des 
Distrikts habe die Privatwirtschaft herangezogen, und man 
hoffe auf dem Wege der Torfgewinnung eine wesentliche Er- 
leichterung zu erreichen. 

Im Interesse des Straßenbaues werde die Errichtung 
einer Anzahl von Klinkerfabriken in Angriff genommen. Man 
wolle aber lediglich kleinere Unternehmungen schaffen, da- 
mit die Investierungskosten nicht zu groB würden. - 

Die Holzpreise seien seiner Meinung nach zu hoch. Die Lie- 
genschaftsverwaltung erhalte lediglich den Gegenwert für 
das Holz, während die holzverarbeitenden Betriebe teilweise 
große Summen verdienten. 

Von Wichtigkeit sei die Frage, ob die geplante Um- 
organisation der Zentral- bezw. Wirtschaftskammer trotz 
der kommenden Schwierigkeiten dur fortgesetzt werden Solle, 
oder ob es nicht vielmehr richtiger sei, den gegenwürtigen 
Zustand für die nächsten Monate zu belassen, zumal in per- 


soneller Beziehung diese Organisation im Distrikt noch nicht 
geschaffen sei. 
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Auf dem Gebiete der Ernährung und Landwirtschaft waren 
an und für sich im Distrikt Lublin gar keine Schwierigkei- 
ten aufgetreten, wenn nicht durch die gewaltigen Anforde- 
rungen der Wehrmacht alle Pläne der Abteilung Ernährung und 
Landwirtschaft im Distrikt über den Haufen geworfen worden 
wären. Durch die Ankäufe von militärischer Seite werde die 
Aufrechterhaltung des Ablieferungssolls ganz erheblich ge- 
Stort. Immerhin sei anzunehmen, dap mit Hilfe der Polizei- 
aktion aus den Überschußkreisen des Distrikts doch noch ein 
erhebliches Quantum von Nahrungsmitteln herausgeholt wer- 
den könne, da angesichts der Kriegspsychose offenbar noch 
größere Mengen von den Bauern Zurückgehalten würden. 

Die Wintersaat stehe im Distrikt Lublin ausgezeichnet. 


Die Frühjahrsbestellung sei allerdings um vier Wochen zu- 
rückgeblieben, sei aber wohl zu drei Viertel durchgeführt, 


sodaß trotz der Schwierigkeit der Pferdegestellung in Kürze 
die Bestellung im Distrikt Lublin restlos durchgeführt wer- 
den kónne. 

Das Verhältnis zur Wehrmacht sei trotz der außerordent- 
lich starken Belegung des Distrikts mit Truppen nach wie 
vor durchaus kameradschaftlich. Kleine Migverstündnisse 
seien mit beiderseitigem guten Willen leicht aus dem Wege 
zu räumen. Auf seinen Einspruch gegen die Benutzung der 
Chelmer Kathedrale als Sanitätsdepot sei sofort von dieser 
MaSnahme Abstand genommen worden. 


Generalleutnant Hiege nimmt kurz zu der Frage der 
bewachung der Lubliner Jienstgebäude Stellung und glaubt, 
die Sicherheit des Gouverneurs unbedingt gewährleisten zu 
können. Abgesehen davon, daß ständig ein Doppelposten dort 
aufgestellt sei, liege in unmittelbarer Nähe die Regiments- 
wache., Er sei gleichwohl bereit, eine Klingelleitung dorthin 
legen zu lassen. Eine besondere Wache zur Verfügung zu stei- 
len, sei unmöglich, weil er von den drei Bataillonen des 
Distrikts Lublin zwei Bataillone habe abgeben müssen, sodaß 
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für den ganzen Distrikt nur noch ein Bataillon zur Ver- 


fügung stehe. 


Unterstaatssekretür Kundt nimmt zu der Frage Stellung, 
wie neben der einheitlichen Führung der Verwaltung auch 
eine einheitliche Führung auf dem Sektor Wirtschaft allge- 
mein ermöglicht werden könne. bs müsse ein Weg gefunden 
werden, damit neben der behördlichen Verwaltung die Selbst- 
verwaltung der Wirtschaft, von Deutschen geleitet, nach 
den Gesichtspunkten der einzelnen Wirtschaftsabteilungen 
funktionieren könne. 

Durch verschiedene Verordnung Sei nunmehr die Ein- 
heit der Verwaltung auf allen Gebieten nach den Grundsätzen 
der Hegierung bis zu den untersten Stellen der Verwaltung 
eingeführt. Staatssekretär Dr. Bühler habe entsprechend 
seinen Vollmachten zu den einzelnen Verwaltungsanordnungen 
Richtlinien gegeben, sodaß nunmehr dieser Sektor als abge- 
schlossen zu betrachten sei. Sofern sich aus der Erfahrung 
heraus Änderungen als notwendig ergeben sollten, könnten 
Sie erst nach einiger Zeit berücksichtigt werden. Es sei 
aber wichtig, daß gerade in einem Zeitpunkt, in welchem die 
gesamte Polizei unter einheitlicher Führung ger nach mili- 
tanten Methoden der militärischen Aufgabe gegenüberstehe, 
die Entwicklung so weit abgeschlossen sei, daß diese ge- 
schlossene Verwaltung nunmehr den Anforderungen der nüch- 
sten Monate entsprechen kónne. Angesichts der großen Auf- 
gaben, vor denen man zur Zeit stehe, wünschten die im Gene- 
ralgouvernement tatigen Beamten und Angestellten ihre Arbeits 
leistung gesichert su wissen. Diese Sicherung könne in Form 
des Stellenplans herbeigeführt werden. Dieser Stellenplan, 
der für alle verwaltungsbezirke mit Ausnahme der Polizei 
gelte, sei im Entwurf fertiggestellt und werde in der über- 
nüchsten Woche in Berlin überreicht werden künnen. Es sei 
dafiir gesorgt, dap fiir Jeden Posten, der im Stellenplan auf- 
geführt sei, auch die entsprechende Arbeitsleistung nachge- 
wiesen werde. Das habe die weitere Folge, daß bei ausrei- 
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chendem Personal volle Klarheit dariiber bestehe, was jeder 
zu tun und zu lassen habe, damit kein unnótiger Papier- 
krieg zwischen zwei Jienststellen entstehe. Er könne in 
diesem Zusammenhang die verständnisvolle Mitarteit sänt- 
licher Hauptabteilungsleiter und der anderen Dienststellen 
hervorheben, die es ermögliche, im Keiche alles das zu 
vertreten, was der Stellenplan enthalte. 

Was das Verhältnis zwischen der Regierung bezw. der 
gesamten Verwaltung und der Wehrmacht angehe, so seien die 
personellen Beziehungen zwischen den Verantwortungstrügern 
der Verwaltung wie ihren Mitarbeitern und den Verantwor- 
tungstrügern der Wehrmacht, vor allem dem Militärbefehls- 
haber und den Truppenkommandeuren denkbar gat. Hier und da 
auftretenden Bestrebungen unorientierter Wehrmachtskrei se 
in die Sphäre der Verwaltungsmaßnahmen einzugreifen, habe 
man mit Hilfe des Militärbefehlshabers und seiner Organe 
entgegenwirken können. | 

Wenn man bedenke, welche hohen Anforderungen heute 
von der wehrmacht an die Kreishauptmänner und ihre Mit- 
arbeiter gesteàlt würden, so könne man nur feststellen, 
daß die Arbeitsleistung dieser Beamten vorbildlich sei, 
man könne auch das Vertrauen zu ihnen haben, daß sie noch 
höhere Leistungen vollführen würden. Diese vorbildliche 
Arbeit zeige sich auch auf dem Gebiet des neu eingerich- 
teten Luftschutzes. Hier hätten Innere Verwaltung, Werk- 
schutz, Hauptabteilung Wirtschaft, die zuständigen Organe 
des Militärbefehlshabers und auch die Küstungsinspektion 
in vollstem Einvernehmen gearbeitet, 


Dienstleister Schalk berichtet über die Gründung der 
Deutschen Gemeinschaft. 
Es sei notwendig geworden, so führt er aus, über die Er- 
fassung der Parteigenossen und der Angehörigen aller Par- 
teigliederungen hinaus einen politischen Verband zu er- 
richten, der der Partei die Gewähr gebe, daß alle im Gene- 
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ralgouvernement lebenden Deutschen organisch erfaßt und 
partei- und weltanschaulich geführt werden könnten. Nachdem 
die in der Volksdeutschen Gemeinschaft führend tätig ge- 
wesenen Mánner und Frauen am 20. April zu einem ganz ge- 
ringen Prozentsatz in die Partei aufgenommen worden seien, 
sei die Frage of fen geblieben, was mit dem übrigen Teil der 
Volksdeutschen, die der Volksdeutschen Gemeinschaft ange- 
hórten, geschehen solle. Die Fartei habe nun vor der Frage 
gestanden, diesen Menschen entweder den Eintritt in die 
“liederungen der Partei zu erm lichen oder aber einen 
großen neuen Verband zur Erfassung aller Reichs- und Volks- 
deutschen, die noch außerhalb der Partei ständen, zu grün- 
den. Der Herr Generalgouverneur habe sich in Verfolgung 
der bisherigen Linie entschlossen, eine Deutsche Gemein- 
Schaft im Generalgouvernement zu errichten. Diese Deutsche 
Gemeinschaft führe der Herr Generalgouverneur in seiner 
Eigenschaft als Reichsleiter und Leiter des Arbeitsbereichs 
der NSDAP. | 

Die Deutsche Gemeinschaft verfüge über keinen eigenen 
Führungsapparat, vielmehr liege die Führung in den Händen 
der Hoheitsträger der Partei, also der Blockleiter, Zellen- 
leiter, Standortführer und Distriktstandortführer. Die 
Deutsche Gemeinschaft 8liedere sich lediglich in Ortsver- 
bande. In Zusammenarbeit mit dem Reichsschatzmeister sei 
eine Beitragsordnung ausgearbeitet worden, die in nächster 
Zeit in Kraft gesetzt werde. 

Weiter habe sich mit der Bildung der Deutschen Gemein- 
schaft die Frage einer besonderen Erziehung der Deutschen 
Männer in wehrsportlicher Kichtung ergeben. Innerhalb der 
Deutschen Gemeinschaft würden sich Sogenannte Wehr- und 
Schützengemeinschaften aufstellen lassen. 

Wenn der nunmehr vollzogene Aufbau der Deutschen 
Gemeinschaft als endgültig angesehen werden könne, dann 
sei der Gesamtaufbau der Partei im Generalgouvernement vor- 
läufig abgeschlossen. Die Partei werde dann eine geschlos- 
sene Einheit verkörpern, der die Einheit der Verwaltung 
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&egenüber zu stellen ist. Die Parteigenossen als die Mit- 
glieder und Angehórigen des Führungsorgans des üeutschen 
Volkes würden disziplinarisch weiterhin in den Standorten 
geführt. Daneben gebe es nur eine einzige Organisation für 
alle Nichtparteigenossen, die Deutsche Gemeinschaft. 


ver Direktor des Instituts für deutsche Ostarbeit 
Dr. Coblitz weist im Hinblick auf die in Angriff zu neh- 
mende Beamtenschulung darauf hin, da für diese Schulung 
entsprechende Räume im institut für deutsche Ostarbeit zur 
Verfügung gestellt werden könnten. Er habe überdies vor 
einiger Zeit dem Prüsidenten Westerkamp einige Referenten 
und Mitarbeiter des Ostinstituts benannt, die über den 
Unterricht in Verwaltungsangelegenheiten hinaus allgemeine 
Themen vor den Beamten behandeln künnten. 


Lan desbauernführer Körner legt nunmehr den 
ufbauplan für die Ernä und Landwirtschaft 


im zeneralgouvernement 


Im Anschluß an die Ausführungen des Lanáesbauernführers 
behandelt Dr. Kuchenbäcker den 


Entwurf einer Vmlegungsordnung für das 
Generalgouvernement A 


Lr erläutert an Hand von Karten und zwei im Saal aufge- 
stellten Modellen Wesen, Zweck und Ziel der Umlegung . 


vor. 


Abteilungspräsident Dr. Emmerich gibt seiner Genug- 
tuung darüber Ausdruck, daß dieser Aufbauplan der Abteilung 
Ernährung und Landwirtschaft nunmehr vorgelegt worden sei. 
Dieser rlan enthalte in Seinem ersten Teil auch eine Gesamt- 
planung für die Wirtschaft des Generalgouvernements. Ein 





Aufbauplan auf dem gewerblichen Sektor miisse nun folgen. 
Einen solchen Plan aufzustellen, sei aber unverhültnis- 
mäßig schwieriger. Die Landwirtschaft gehe von dem vorhan- 
denen Boden als einer festen Größe aus, während der gewerb- 
liche Sektor von einer unbestimmten Zahl von Menschen aus- 
gehen müsse, die das Generalgouvernement aufzunehmen habe 
und die es gegebenenfalls vom Reich zugewiesen erhalte. Es 
sei nicht gewi8, ob man auf dem gewerblichen Sektor für 

eine Million Menschen mehr oder weniger Arbeit bereitstellen 
müsse. 

Naturgemäß habe die gewerbliche Wirtschaft das gróBte 
Interesse an dem von Landesbauernführer Körner aufgestellten 
Plan, das gleiche Interesse habe sie daran, daß dieser Plan 
in móglichst kurzer Zeit dirchgeführt werde. Die Probleme 
zeigten sich aber erst mit der Abstimmung dieses landwirt- 
schaftlichen Planes auf den Industrieplan bezw. weitere im 
Hahmen der Gesamtwirtschaft zu entwerfende Plüne. Das Tempo 
der Entwicklung ergebe sich für diesen Landwirtschaftsplan 
aus der gegenseitigen Rücksichtnahme und könne nicht ein- 
seitig von der Landwirtschaft bestimmt werden. 

Der Aufbauplan der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft 
gehe davon aus, daß die Kosten dieses Planes aus einer lau- 
fenden Selbstfinanzierung bestritten werden. D$eses sicher 
erstrebenswerte Ziel werde aber nur erreicht werden können, 
wenn der Agrarsektor im Generalgouvernement den gesamten 
gewerblichen Sektor mittragen könnte. Aus dieser Situation 
ergebe sich das Problem: welchen Charakter hat das General- 
gouvernement-, ist das Generalgouvernement ein Agrarstaat? 
Lr könne diese Frage nicht bejahen. Er stelle sich unter 
einem Agrarstaat ein einseitig orientiertes agrarische Ge- 
bilde vor, daß es ermögliche, allein aus der Agrarwirtschaft 
die Überschüsse herauszuwirtschaften, die den Außenhandel 
des Gebietes trügen. Selbst wenn nach Durchführung aller die- 
ser Pläne eine wesentliche Leistungssteigerung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung um etwa 50 % erreicht würde, so würde 
dieses Plus wahrscheinlich gleich wieder konsumiert werden, 
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wenn man nicht die unsichtbare Arbeitslosigkeit, die heute 
gerade im Agrarsektor angesichts der zahlreichen Menschen 
vorhanden sei, beseitige und nicht im übrigen durch eine 
Intensivierung des gewerblichen Sektors in viel groBerem 
Maße Menschen in Arbeit und Brot beg gebracht würden. Es 
laufe auf die Frage hinaus, womit das Generalgouvernement 
seine Handelsbilanz bestreiten bezw. wie die Zahlungsbilanz 
des Generalgouvernements aussehen solle. 

Nun könnte man auf die Wanderarbeiter und deren hück- 
überweisungen verweisen, die es ermöglichen würden, in der 
nandelsbilanz ein Passivsaldo aufzuwiegen. Dieser Posten 
der Zahlungsbilanz sei aber immer etwas unzuverlässig. Die 
Wanderarbeiter schickten nicht stets ihr Geld nach hause, 
sondern machten im teiche alle möglichen Anschaffungen, in 
Gestalt von Fahrrädern usw. Das habe die Bedeutung einer 
zusätzlichen Einfuhr. 

Dab dieser Aufbauplan dem gewerblichen Sektor starke 
Betätigungsmöglichkeit gebe, sei ohne weiteres anzuerkennen. 
Aber auch hier stehe man gleich wieder vor einer Frage, ob 
nämlich das Generalgouvernement etwa so organisiert werden 
solle, wie die südöstlichen Nachfolgestaaten ihre Wirt- 
schaftspolitik orientiert hätten, d.h., mehr oder weniger 
auf eine autarke Marktversorgung abgestellt. Würde man eine 
solche industrielle Autarkiepolitik für richtig halten, so 
würde man auf vielen Gebieten zu wesentlich höheren Geste- 
hungskosten kommen als im neich. Man würde also, wenn man 
so viel Menschen ins Generalgouvernement hineinbekáme, not- 
gedrungen eine industrielle Veredlungswirtschaft entwickeln. 
müssen. Dann kónne es sehr leicht eintreten, daB das in- 
dustrielle Stockwerk, welches auf dem agrarischen Erdgeschoß 
ruhe, in seinem Gesamtproduktionswert über dieses Erdgeschoß 
hinausrage. Es sei absolut unwahrscheinlich, daß die aus der 
hiesigen Agrarwirtschaft zu ziehenden Beträge die Industrie- 
wirtschaft des Generalgouvernements allein tragen könnten. 

Als weiteres Problem trete noch die Preisfrage auf. 
Nach den Berechnungen des Landesbauernführers solle das hie- 
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Sige Preisniveau bei 90 4 der Keichspreise liegen. Wenn 

das Gefälle der Preise vom Reich zum Generalgouvernement 
nur 10 % betrage, dann reiche das wohl nicht für die Er- 
reichung des Zieles aus, das dem Veneralgouvernement vom 


Reich gestellt sei, und nach welchem ein wesentlich stär- 
keres Gefälle von etwa 30 % vorhanden sein müßte. Dieses 


Gefälle, das ja auch ein Lohngefälle sein würde, solle ja 
gerade den Anreiz dafür bieten, daß sich die Wanderarbeiter 
um des höheren Betrages willen von Generalgouvernement ins 
Reich begäben. 

Es stehe nicht zur Diskussion, ob dem Agrarsektor bei 
der allgemeinen Reorganisation dieses Raumes ein Vorrang 
zugestanden werden solle. Bestimmend aber sei das Tempo. 
ber Plan werde wesentlich leichter durchführbar sein, wenn 
man an das Wort von der Kolonie anknüpfe. In einer Kolonie 
entwickelnten sich ja die produktiven Kräfte nicht aus einer 
selbstfinanzierung, sondern in aller Regel aus einer Kapital- 
einfuhr. Er sehe auch für die &roBenHeformaufgaben des Agrar- 
sektors durchaus die Möglichkeit eine Finanzierung von außen 
her heranzuziehen, die es ermógliche, im allgemeinen Preis- 
gefüge nach unten etwas beweglicher zu sein. Molkerei- und 
Mühlenbetriebe seien durchaus geeignet, Objekte für eine 
Kapitaleinfuhr, die das Charakteristikum jeder kolonialen 
Wirtschaft darstelle, zu sein. 

Bei dieser ersten Betrachtung des Aufbauplanes ergebe 
sich für ihn die Frage: kann nicht bei Agrarpreisen, die 
etwa 25 % unter den Preisen des Reiches liegen, eine Renta- 
bilität und eine gewisse Selbstfinanzierung erwirtschaftet 
werden? Bei einer Preisgestaltung,wie sie Landesbauernführer 
Körner im Auge habe, sehe er die Möglichkeit nicht, dem in- 
dustriellen Sektor die 4ielsetzung zu geben, die vom Reich 
zwangsläufig gestellt werden müsse. 
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Unterstaatssekretür Kundt wirft die Frage auf, wieviel 
deutsche Bauern angesiedelt werden mügten, um in fernerer 
Zeit die Mittel- und Großbauern nicht Polen werden zu lassen. 
Die Beantwortung dieser Frage habe zur Voraussetzung eine 
Untersuchung darüber, welche Kráfte man aus dem deutschen 
Volk herausholen kónne, um Zug um Zug und im Zusammenhang 
mit jeder dieser Aktionen eine Ustsiedlung zu errichten. 

Man dürfe sich der Befürchtung nicht verschließen, daß unter 
Umständen die Bodenreform für die polnische Bevölkerung ge- 
schaffen werde, über dem dann nur eine kleine Schicht von 
deutschen Großbauern stände. Wenn auch davon ausgegangen 
werde, daß nach der Umlegung der Boden Staatseigentum werde, 
so müsse doch immer bedacht werden, daß der role auf diesem 
Grund und Boden sitze, daß er seine Jahresrente zahle und 
schließlich im Grunde genommen doch polnischer Mittel- oder 
Großbauer sei. Weiter sei zu bedenken, daß gerade aus den 
Kreisen der polnischen Bauern die Aufrührer gegen die be- 
stehende Ordnung gekommen seien, wie z.B. auch ihre Haltung 
gegen Pilsudski gezeigt habe. Wenn man jetzt den Söhnen 
polnischer Bauern eine bessere landwirtschaftliche Schulung 
zuteil werden lasse, so züchte man vielleicht für spätere 
Zeiten eine Gefahr. 


Landesbauernführer Körner wendet sich zunächst gegen 
die Befürchtung, daß infolge der Umlegungsarbeiten die Er- 
träge zurückgehen und Ausfälle in der landwirtschaftlichen 
Erzeugung entstehen könnten. Nach den Ausführungen des 
Dr. Kuchenbäcker werde man sofort wasserwirtschaftliche 
Arbeiten in Angriff nehmen, man werde Kalkungen vornehmen 
und dafür sorgen, daß bereits in Gang befindliche Bestel- 
lungen von diesem Verfahren nicht erfaßt werden. Man erwarte 
schon für das erste Jahr nach der Umlegung entsprechend 
höhere Erträge. 

Gegenüber den von Unterstaatssekretär Kundt gehtend 
gemachten Bedenken weist Landesbauernführer Körner nochmals 
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darauf hin, daß der Boden, der zu Großbetrieben zusammen- 
gefaßt werde, Eigentum des Generalgouvernements werde und 
bleibe, und zwar so lange, bis Deutsche kämen, die diesen 
Boden zunächst zur Pacht und später als Eigentum erwürben. 
Insgesamt würden nur etwa 30 000 deutsche Höfe in 20 Jahren 
nach diesem Verfahren gebildet werden. Es sei durchaus mög- 
lich, aus der deutschen Landwirtschaft in den nächsten Jah- 
ren 50 O00 deutsche Familien herauszuholen, die im Osten 
begeistert arbeiten wollten. Die weitere Durchdringung des 
Raumes mit mittleren und kleineren Höfen in einer Größen- 
ordnung von etwa 75 ha sei der ferneren Zukunft vorbehalten. 
Den polnischen Bauern werde heute nicht mehr zu Eigentum 
gegeben als sie bereits gehabt hätten. Das könne höchstes 
einmal vorübergehend der Fall sein, bis man die großen Höfe 
errichtet habe. Bis zu dieser Zeit erhielten sie Parzellen 
des beschlagnahmten und enteigneten Besitzes noch zur Pacht. 
Daraus werde kein Erbhofbauernstand entstehen. Gerade durch 
diese aktive Bodenpolitik im Sinne des Deutschtums werde den 
Polen die Unterlage für eine Gegnerschaft gegen Deutsche ge- 
nommen. 


[ Der Herr Generalgouverneur faßt das Ergebnis der 

\ Regierungssitzung in folgenden Ausführungen zusammen: 
Ich kann Ihnen, Parteigenosse Körner, und Ihren Mitarbeitern 
den Dank der Regierung und meine persönliche Anerkennung 
für diese wirklich hervorragende Arbeit zum Ausdruck bringen, 
die Sie hier für eine große Aufbauplanung geleistet haben. 
Für mich ist es eine besonders, große Freude, einem bewähr- 
ten Parteigenossen wie dem Landesbauernführer Körner diese 
Anerkernung in einem Augenblick aussprechen zu können, in 
welchem wir uns darüber klar sind, daß mit dieser Planung 
ein Vorwärtsstoßen der deutschen Ostpolitik in die Tat um- 
gesetzt werden soll, wie es in dieser schönen, klaren und 
harmonischen Weise in keinem Bereich der deutschen Ostge- 
biete zur Zeit auch nur annähernd versucht werden kann. Daß 
die Schwierigkeiten, die gegen die Durchführung dieses Planes 
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sprechen, allen Ernstes erwogen werden müssen, ist schon 
deshalb selbstverstündlich, weil das der Methode des General- 
gouvernements entspricht, über alle Dinge eine sachliche, 
ernste, nicht aber nur vorgetäuschte Diskussion zu führen. 
Es entspricht auch der ungewöhnlichen Verantwortung, die 
mit der Inkraftsetzung eines solchen Planes nicht nur für 
das Generalgouvernement, sondern für die gesamte Ostraun- 
politik des Deutschen Reiches verbunden ist. 

Das Problem, ob Agrar- oder Industriestaat, kann in 
dieser Form hier nicht in die Debatte gezogen werden. Wie 
immer sich das Generalgouvernement als Nebenland des Deut- 
schen Reiches dem Umfang und der Zusammensetzung der Be- 
völkerung nach schließlich auch entwickeln wird, das eine 
steht fest: es ist unmöglich, daß von heute auf morgen die- 
ses als Heservatgebiet des polnischen Volkstums bezeichnete 
Nebenland in vollem Umfang in die allgemeine Strukturent- 
wicklung des Deutschen Reiches einbezogen wird. Wir kónnen 
nur dadurch, daß wir durch eigene Zollhoheit, durch eigene 
Wirtschafts- und Währungshoheit autark gestellt sind, ver- 
suchen, unter allen Umständen eine Entlastung für das Reich 
zu bringen und für diesen Zweck alle Kräfte nutzbar zu 
machen. 

Man fragt vielleicht: wozu braucht man in diesem arm- 
seligen Generalgouvernement noch gro8 Agrarpolitik zu trei- 
ben? Unsere Gedanken schweifen doch jetzt wer weiß wohin nach 
dem Osten, wo es drei Mal im Jahre eine Ernte gibt und wo 
die schwarze Erde ist. Meine Herren, Täuschen wir uns nicht: 
wir liegen hier in der Zone der deutschen Expansion, die ganz 
zweifellos früher oder später einmal die Heimstütte dieses 
deutschen Volksvorsprungs sein wird. Das Weichseltal, das 
Weichselland ist zwar zunächst noch staats- und os srechtlich 
Nebenland, wird aber bestimmt eines Tages nicht polnisches 
sondern deutsches Siedlungsland sein. 

Wenn nun gesagt wird, wir müssen Industriestaat oder 
Agrarstaat nebeneinander stellen, so interessiert mich die 
Strukturform dieser Entwicklung gar nicht, sondern es handelt 
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sich darum, ob man schon jetzt dem xeich gegenüber alle Maß- 
nahmen so treffen kann, dap dieser Entwicklung im Weichsel- 
raum Vorschub geleistet wird. Und diese Frage móchte ich be- 
jahen, wenn ich den Aufbauplan sehe, trotz aller bedenken, 
die vielleicht von der allgemeinen Wirtschaft aus geltend 
gemacht werden könnten. Ich glaube sicher, daß wir dazu 
kommen werden, dieses große Aufbauprogramm im wesentliche 
Umfang in die Tat umzusetzeh. Ich werde jedénfalls alles 
tun, um das zu ermóglichen. 

Die Erwägungen, die angestellt worden sind, sollen ja 
die Diskussion nicht abschlieBen. 5s waren ja sozusagen nur 
Einzelmotive, die im Rahmen der heutigen Sitzung anklingen 
sollten, man wollte eben ganz allgemein zeigen, daB jedes 
Argument für und wider geprüft werden muß. Ich beauftrage 
Sie daher, Herr Staatssekretär Bühler, den von dem Prási- 
denten der Abteilung Ernáhrung und Landwirtschaft aufge- 
stellten Plan amtlich zu übernehmen und mit den beteiligten 
Abteilungen eingehend die Möglichkeiten seiner Verwirklichung 
zu prüfen. Dann werden Sie mir in absehbarer Zeit eine grund- 
legende Verordnung vorlegen, mit der ich dann diesen Plan 
in Kraft setzen werde. 

Ich beabsichtige allerdings, im Zusammenhang mit die- 
sem Plan auch den dringenden Erfordernissen der Hauptabtei- 
lung Wirtschaft im Generalgouvernement zu entsprechen und 
alle Móglichkeiten offen zu halten, um im Rahmen der Be- 
ziehungen zwischen Heich und Generalgouvernement wie im 
Hahmen der gesamtwirtschaftpolitischen Entwicklung in dem 
von Adolf Hitler beherrschten Raum dem Generalgouvernement 
auch die wirtschaftliche Autarkie so sicher wie nur móglich 
aufzubauen. Wenn wir daran gehen, ein Weltreich aufzubauen, 
dann müssen wir auch den Mut zu unserer Gegenwart und das 
Vertrauen auf unsere Zukunft haben. Was wir hier aufbauen, 
ist doch keing polnische Siedlungs- und Heimstättenwerk, 
sondern ein grandioses, deutsch gedachtes und deutsch durch- 
drungenes Erfolgswerk. Wenn wir uns das zum Ziele setzen, 
dann werden wir die Schwierigkeiten, die mit dieser Aufgabe 
zusammenhángen, trotz ihrer GróBe genau so überwinden, wie 
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wir die gigantischen Schwierigkeiten, die sich bisher unserer 
Entwicklung im Deutschen Reich entgegengestellt haben, iiber- 
wunden haben. Entscheidend wird aber immer sein, wie wir uns 
darauf einrichten, dap das Generalgouvernement unbedingt 

zum Heich hin entwickelt werden muß. Seine Lebensform muß 
dem Reich so weit angepaßt werden, daß das notwendige Ge- 
fälle - sei es nun mit 10 oder 30 % anzusetzen - so lange 
aufrechterhalten bleibt, wie dieser Raum dem Generalgouver- 
nement als Arbeitskraftreservoir bestimmt bleibt. Trotzdem 
muß die Möglichkeit einer Entwicklung zu einer immer bes- 
seren Ausgestaltung des Verhältnisses san fetch und Gene- 
ralgouvernement gegeben sein. 

Wir wollen daher auch die Aufgabe der Regierung des 
Generalgouvernements nicht in der Aufrechterhaltung einer 
von augen tibernommenen Agrarstruktur oder Industriestruktur 
sehen, sondern lediglich in der Entwicklung der Gesamt- 
verhältnisse des Generalgouvernements auf diese neue nt- 
wicklungszone des Reiches. Als wir 1939 in dieses Land ka- 
men, war es für die reine Ausbeutung als Beuteobjekt bestimmt 
Man kann ruhig sagen: eine völlige wirtschafts- und agrar- 
politische Verwüstung dieses Gebietes sollte beabsichtigt 
sein. Es hat 1/4 Jahr oder 4 Monate Arbeit gekostet, bis 
gan in Berlin anordnete, dap wir das Steuer herumwarfen. 

Es war dann die Aufgabe, eine Erzeugungswirtschaft zur móg- 
lichsten Entlastung des Heiches aufzubauen. Und nun stehen 
wir vor der weiteren Aufgabe, einen neuen Wirtschaftsplan 
des Generalgouvernements aufzubauen. 

Wir sprechen hier von einem Zeitraum von zehn oder 
zwanzig Jahren. Vergessen Sie das nicht, meine Herren. Die 
ersten Auswirkungen dieses Plans, die überhaupt Probleme 
hervorrufen würden, werden frühestens in 2, 5, 4 Jahren 
deutlich spürbar sein. Aber bestimmt wird schon in 2 oder 
5 oder 4 Jahren die Entwicklung nach der Richtung gehen, 
wie ich es skizBiert habe, nicht aber wird eine Bückentwick- 
lung zu einer Lebensdomäne der Polen eintreten, an deren 
knde dann eine Art polnischen Heststaates stehen würde. 
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ich glaube Caher, daß wir gut tun, diesen Plan so 
ernst wie nur möglich zu nehmen. Den Herr Staatssekretär 
Dr. Bühler aber bitte ich, ohne Rücksicht auf die Zeit- 
láufte und die Lage, in der sich das Veneralgouvernement 
vorübergehend in den kommenden Wochen und Monaten befinden 
wird, diese Aufgabe mit aller Energie in Angriff zu nehmen. 

| In diesem Jahre sind uns nun schon drei große Planungen vor- 

gelegt worden, einmal der Haushalt des Generalgouvernements, 
eine hervorragende Leistung nach Gliederung und zahlen- 
mäßiger Prägnanz, zweitens der Stellenplan des Generalgou- 
vernements und drittens dieser &roBe Aufbauplan der Abtei- 
lung Lrndhrung und Landwirtschaft, der in seiner klaren, 
Sachlichen, niichternen Form den idealismus unseres national- 
sozialistischen Weltbildes in die Wirklichkeit des Krieges 
spannt. Ich bin glücklich über diese Vorlage. Ich übergebe 
sie Ihnen, Herr Staatssekretir. Verhandeln Sie, debattieren 
Sie darüber, lassen Sie jede Linwendung klar und sachlich 
prüfen, geben Sie allen Beteiligten jede Móglichkeit, hier 
mitzuwirken, letzten Endes auch Gen Heichsiustanzen, die an 
diesem Plan interessiert sind. Ich hoffe, daß wir etwa am 
1. Oktober d.J. imstande sein werden, diesen 4ehn jahresplan 
mit Wirkung vom 1. Januar 1942 in die lat umzusetzen. Für 
oie, Herr Prësident Dr. Emmerich, wird es sich empfehlen, 
daß Sie im engsten Anschluß an diese Arbeit gleichfalls eine 
Art Wirtschaftsplanung aufstellen. Auch werden dabei die 
großen Maßnahmen für den Weichselausbau zu berücksichtigen 
sein. Auch vom Standpunkt der Kaumordnung miissenSie, Herr 
Oberregierungsrat Dr. Schepers, einen Zusammenhang mit dieser 
Gesamtplanung finden, ebenso wie die Verkehrsverbindungen 
der Eisenbahn, der Straßen, ferner die Flughafenanlagen usw. 
mit in diesen Plan einbezogen werden müssen. 

ich darf am Schluß der Sitzung der Kegiérung und allen 
Herren, die heute hier erschienen, für das interesse, das 
sie bekundet haben, meinen herzlichen Dank sagen. ich ge- 
denke nicht, meine Herren, Sie in der nächsten Zeit in diesem 
&roBen Gremium wieder zusammenzurufen. behalte mir jedoch 
Vor, die Herren jeweils nach Bedürfnis einzeln zu empfangen. 





EM "Ze 


ich werde in den kommenden Wochen und Monaten das General- 
gouvernement nicht verlassen und bin deshalb jederzeit zu 
erreichen. Ich würde auch Sie bitten, sich im Generalgou- 
vernement aufzuhalten. Jedenfalls muß es mir möglich sein, 
nich jederzeit mit einem jeden von Ihnen in Verbindung zu 
setzen. Ich schließe die Regierungssitzung. 


Schluß der Sitzung: 19°° Uhr. 
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liesem Geist, auf der Grundlage des uns vom Führer vorgezeicane- 
T ten werzes une sy Anwendung der uns vou Führer übergebenen 
| Autorität, diesen Weg Tortzusetzen. 
D jns beschäftigen heute die im Jordergrunde unseres Inter- 
esses stehenden Fragen. Ich habe auf le ia esordnuns der 


tigen Sitzung folgende Punkte setzen lassen: 


| 
] 
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Ernahrungslage 
Finanzlage 
ngelegenheiten des Distrikts Galizien. 
Ich werde in einer vierten großen Gruppe verschiedenen Herren 
das Wort erteilen. 

Es obliegt mir aber vorerst noch, Ihnen zwei Dinge mit- 
zuteilen. Am 26.10.1941 feiert das Generalzouvernement sein 
zwei jJähriges Bestehen. Aus diesem Anlaß wird Cie Postverwal- 
tung ces Generalrouvernements eine Adolf-Hitler-Briefmarke 
herausbringen, zu der der Führer seine Genehmigung erteilt hat. 
Das Sntscheidende bei dieser Briefmarke, geradezu ein poli- 


tischer Durchbruch unserer Arbeit wird sein, daß die Briefmarke 


ale Aufschrift tragen wird: "Deutsches Reich - Generalzouver- 
nement.” Damit wird am 26. Oktober d.J. unsere zweijährige Ar- 
beit eine großartige Bestätizung durch den Führer erhalten. 
Aus dem chaotisch zerstörten Ariegsrebiet, 4: ien "besetzten 
polnischen Gebieten" ist auf dem schwierigen Wege über die Be- 
seitigung des Charakters einer militdrischen Besetzung durch 
Herstellung der Bezeichnung "Generalzouvernement" am 26. Oktober 
1959 das Gebiet des Generalzouvernements als Bestandteil des 
J)eutschen Reiches anerkannt. 

Dal.sich zunächst staats-, finanz-, wirtschafts-, polizei- 
rechtlich an dem gegenwärtigen Zustande nichts ändern wird, 
ist k Die dipen ee wird also nicht in der Form voll- 
zogen, cas nunmehr die glerungsfunktionen c 
nements auf die deutsche ER ce tie überz 
iS soll nur für alle Zukunft und für jedermann in der 
deutlich zum Ausdruck gebracht werden, daß das Generalzouver- 
nement genau so wie das Protektorat ein untrennbarer Bestandteil 
nicht nur des deutschen Machtbereiches sondern des Deutsc 
Reiches ist. Ich kann diese Festste.lunz nur mit innerer Genug- 
tuung treffen, Mein Ziel, diese Verbindunz zwischen Generalsou- 
vernement und der Deutschen Reich so innig wie nur möglich zu 
'estalten, ist damit auf dem Gebiete des Post einen wesentlichen 
Schritt weitergerückt. Sie werden dieser Tage im Verordnungs- 
blatt meine Verordnung lesen, die ich im engsten Zinvernehmen 
mit dem Reichspostminister erlassen habe. Danach wird schon 
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für das letzt laufende Reclnungsjahr die Deutsche Post Osten 
als lebenvermögen der Deutschen Reichspost verwaltet. Dies 
ancert nichts am bisherigen Zustand, bedeutet aber für das 
seneralgouvernement eine unmittelbare und sofort spürbare 


Entlastung., Denn das Defizit der Deutschen Post Osten hätte 
in diesem Jahre Gen Betrag von über 200 Mill. Zl. erreicht, 
das aus eigener Kraft zu decken dem Generalgouvernement nur 
unter unsagbarsten Schwshrigk keiten möglich wäre. Das Überein- 


kommen mit dem Reichspostminister tritt nach außer hin in 
keiner Weise in Lrscheinungs Fünrung, regierungsartige Betreu- 
ung, autoritäre Disziplinierung bleiben ebenso wie die Fest- 
tellung der Tarife usw. völlig in den Händen des Generalgouver- 
neurs, Im Anschluß an diese Entwicklung wird sich vielleicht 
au: anderen Gebieten eine ähnliche “ntwicklung anbahnen. Das 
eralzouvernement wird so immer mehr und mehr in das 2 
ochicksalsgefüge unseres herrlichen Großdeutschen Reiches hinein- 
Wacnsen. 
Nir haben - das ist der zweite Gesichtspunkt, auf den 
‚ch hinweisen will, - vor wenigen Wochen hier in Krakau den 
großen fag der NSDAP im Zeichen des einjährigen Bestehens des 
Arbeitsbereiches Generalgouvernement gefeiert, und zwar unter 
rezster Teilnahme der gesamten maßgeblichen Instanzen des Gene- 
alzouvernements; unter ausgezeichnetster Teilnahm des Führers 
debe 2 desheiches haben diese Festtage stattze- 
Charakter, den ich hier der Partei gegeber 
habe, auch vom Führer durchaus bestätigt. Wie im Staat gibt 
es auch hier in der Partei nur eine “utoritat. Vir können dem 
Führer dafür nur danken, daß er in seinem an mich aus Anlas die- 
farteitaces gerichteten Telegramm von dem für uns so wich- 
"Vorplatz" gesprochen hat, an dem wir s@@hen. 
meine Herren, die ARezierunzssitzungs sol. daher für Sie im 
Zeichen einer sieghaften Beglückung durch die auszeichnende 
Arbeit stehen, die wir hier zu leisten haben. Wer in dieser 
Arbeit im Dienste des Führers entschlossen weitermarschiert, 
ist auf dem rechten Wege, wer sich von ihr aus irgendwelchen 
unzeitgemäßen persönlichen oder sonstigen Gründen entfernt, 


wird in diese Arbeit nie mehr zurückkebren und sich des Ehren- 
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titels berauben, Mitgestalter im deutschen Osten zu sein. 

Wir stehen hier auf dem festen Grund der absoluten und rest- 
losen Getragenheit unserer Gemeinschaftsarbeit durch den 
Führer. Wir haben hier die oberste Autorität des Reiches 

zu gewährleisten. Der Führer hat durch die Eingliederung 
saliziens in das Generalgouvernement bestätigt, daß unsere 

Arbeit auch in diesem Hinblick seinen Beifall findet. Ich 

muchte Ihnen daher für die ommend en “onate raten, immer 
"leder zur Grüße dieser Zeit aufzublic 'ken,und Sie feierlich 
ermahnen, in dem vielleicht nunmehr begonnen habenden Schluß- 


abschnitt des grüßten Kriez aller Zeiten nicht in nervüse 


kleinliche Auseinandersetzereien persönlicher Art abzusinken, 


nicht irgendwie ciesen läche Lichen Föderalismus von Re:sort- 
zuständiskeiten in den RER treten zu lassen, vor allem 
aber Ihre Energiequellen bis aufs äußerste strömen zu lassen. 
Denn wir haben es ja hier in der Hand, diesem Gebiet mit seinen 
18 Hill. sinwohnern, mit seiner unzeheuren wirtschaftlichen 
und geonolitischen Bedeutung, "diesem Nebenland des Deutschen 
4ieiches in seinem Interesse einen Aufstieg zu ermöglichen, 
wenn er schon im ariege so gelungen ist, in 
Beispiel sein wird. Wir 
mit einer wahren genugtuung 
Olitiscnes Wirken in diesem Raum dazu geführt 
alle unsere Anstrengungen auf jenem Gebiete, daß dies 
iaAnspannen der gesamten Millionenbevilkerung dieses Raumes 
Streik, ohne Sabotage oder Unruhe irgendwelcher Art vor 
konnten. Das zeigt, daß wir auch hier auf dem 
lege sind 
onatc 
sndweichen leichten Augenblicken durchzogen sein, 
werden nunmehr in den unzeheuren Verantwortungsbereich 
rstor Frobleme eintreten, Probleme von einer unmittelbaren 
edronlichkeit, wie wir sie noch nie gespürt haben. Die Lage 
verdlisterf sich wie immer im Fortschreiten eines ärieges wirt- 
schaftiich, versorgungs- uad transportmaGig. Wir vernehmen die 
dem heich, die uns von einem m isenden bedürfnis- 
Reiches auf allen Gebieten in om tester oprache 


vernehmen die ROS aus den verschiedensten Zentren 
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des Reiches, die fast Hilferufen gleichen. Die Überschn idung 
dieser Bedürfnisanmeldungen auf den gebieten dey Ernährung, 
der Versorgung, der wirtschaf ‚tlichen Arbeit, der Beschaffung 
von Arbeitskräfter usw. wird uns als Regierung des General- 
gouvernements dazu zwingen, vom Reich klare Informationen 
zu erbitten. Ich habe daher für nächsten Dienstag eine 
vesamtbesprechung dieser Versorgungsbedürfnisse aus dem General- 
gouvernement angesetzt. Entweder wünscht man im Reich, dag 
das Generalgouvernement arbeitet, daß es küstungsleistungen, 
iransport- und Verkehrsleistungen aller Art vollführt, dann 

man nicht WE Aë, wünschen, daß wir die Hationer 

ie Bevölkerung noch mehr herabsetzen, dann darf man nicht 
gleichzeitig verlangen, dai wir außerdem noch von 
deren Vorhandensein man offenbar annimmt,’ die Bedürfnisse 
der wenrmacht, der Ariegsgefanzenen und der Verwundeten rest- 

Lande deckt. Eier wird ı zu einem vernünftigen 


Kommen mussen, LU nicht möglich ist, von 


eine Stimme zu vernehmen, sondern immer mindestens 


funi oder sechs Ressorts, untereinander völlig unverbun- 
n, ihre Becüffni in getrennter Aufstellung gleichzeitig 
siden, für jedes dieser Bedürfnisse den gleichen Vorrang 
Anspruch nehmend, wird es drin- 
refunrt 
ement kann und wired 
Verfügung halt es muB nur beansy 
ein Wirrwarr und kei isches Durcheinander 
Bedürfinisanmeldungen uad politischen ii gen herrscht, 
lese Bedürfnisse klar angemeld oma und 


iur alle Ressorts des Reiches vereinbart werden 


esonderer Freude, 
an an der heutige 
nimmt und heiße ihn herzlich willkommen. 
Wir treten i Le Tagesordnung un 
enstand: 


Ernanrun:-:slace des Ge oneralgouverneme nts. 





aftsführender Abte lungsleiter 


Naumann 


unrungen bei der Wirtschaftstagung am 22.7.41 
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;— lan für das Wirtschaftsjahr 1941/42 


angekündigt, daß genauere An aben über 
irtscha:itsjahr 1941/42 gemacht würden, 


ue "rnte besser ube laßt. 


‘Lerunrssitzune müt i nunmehr auf 
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Nur in Teilen von Lublin w 
Jistrikts Krakau und Galizien 
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560.000 to mo fen und 
100.000 to Gerste und 
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darschau ist am stärksten, Lublin kann wegen Verlade- 
colten auf er Ustbahn nicht bliefern. Bis zum 
in Lublin und Stadt Warschau auf der Ostbahn 
‚elleferungen, die erst nach Verhand- 
'ehoben worden ist. 
urchgeführ Probedrüschen hat es sich ergeben, daß 
einer etwa 15 r setreideernte zu rechnen ist. Die 
tabteilunz „rnährunz und Landwirtschaft mt sich deshalb 
entschlossen, den LHationssatz von 1.400 e ur d nichtdeutsche: 
ormalverbraucher ab l. October 1941 wieder einzuführen, der 
in den Großständten Warschau und Krakau be- 
ur Deckunz dieses Hationssatzes im gesamten GG 
sinschlu3 der weit besseren Versorgung infolge der 
| Hationssátze für Deutsche und A- und B-Karten- 


lnnaber ins; esant 
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Für die Nahnrmittelherstel lun; eine genügende Menge Getrei- 


hen. Die Belieferung der Brauereien mit Bram gerste 
statt mit 15.000 to mit 25.000 to erfolgen, Als Voraus 
der 5inhaltung der Rationssätze von 1.400 er ist eine 
restlose Abiiefcrung des Brotgetreidekontingents erforderlich. 
Die Pramienricklieferungea in der vorgesehenen Höhe müssen 
10098 - in Ordnung gehen. Sine weitere Voraussetzung ist 
ausreichendo —— > von Waggons zum Abtransport der 
mengen an cie großen Lager und Mühlen und die Bereit 


einer genügenden Anzahl von LKWs und Treibstoff 


e 


c 


treides von den Erfassungsstellen zu den Eisenbahnstationer 


urch oie gemeinsamen Bemühungen der Hauptabteilung Wirtschaft 

uni meiner Mitarbeiter ist es gelungen, Druschkohle in aus- 

reichender Menge zur Verfü ung zu stellen. Desgleichen muß (die 
‘ung von Getreide- und Mehlsacken zu normalen Preisen 


sein, 
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Die nachstwichtige Aufgabe ist die Versorgung der Bevöl- 
kerung mit Kartoffeln.für die kommenden Monate., i 
Hier haben die Feststellungen des Statistischen Landes- 
amtes der Jauptabteilunzs Ernährung und Landwirtschaft 
grobe Enttäuschung bereitet, Nach den statistischen An: 
des Jahres 1940 betrur der Kartoffelanbau im alten 
gouvernement ca. 900.000 ha. Auf dieser Zahl war auch im 
rnährungsplan die voraussichtliche Versorgung der Bevölkerun 
aufgebaut., Dic Bodenbenutzungserhebung des Staitstischen 
Landesamtes für 1941 hat ergeben, daß nur 602.000 ha Kar- 
toffeln angebaut sind. Dieser gewaltige Unterschied läßt sich 
nur so erklären, daß im vergangenen Jahr die Anbaustatistiken 
nicht in Ordnung waren; denn nach Kontrollen des Statistischm 
Amtes in verschiedenen Areisen konnten nennenswerte Beanstan- 


` 


dungen nicht festgestellt werden. Ein kleiner Teil des Rück- 


M 


gangs ist au s Fehlen von Saatzut im Frühjahr 1941, hervor- 


à 
gerufen durch die großen Truppenmengen, zurückzuführen, Dios: 


302,000 ha werden bei einer anzenommen&Durchschnittsernte 
von 100 dz/ha 


ergeben. 


' 
Jie Sauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft will 

dieser Ernte den nichtdeutscheu Normalverbrauchern 

150 kg Kartoffeln, den Juden lOO kg Kartoffeln und als Zulace 

für die A- und B-Karteninhaber 200 kg pro Kopf zuteilen. Mit 

der fur die Erzeuger veranschlagten Menge Speisekartoffeln 
werden ins;esamt 5,4 Mill. to Kartoffeln von der gesamten 
rnte, d.S. b. verbraucht. Auf die vier Distrikte sind 


inszesant 

1.140.000 to Kartoffeln 
für die Versorgung der städtischen Bevölkerung umgelect wor- 
den, Wenn die ärfassung dieser gewaltigen Mengen Kartoffeln 
gelingen soll, ist eine reibungslose Bewiltizung des Trans- 
zortproblems unbedingt notwendig, denn der größte Teil die- 
ser Mengen muß in 6 Wochen im Herbst d.J. erfaßt und trans- 


poortiert werden, 





"pr die 2erstellung des von der Mono) ‚verwaltung dringend 
benötigten Sprits sowie für andere technische und industrielle 
Zwecke sind 520.000 to Fabrikkartoffeln vorgesehen. Vorze- 
sehen ist die Steigerung der Spiritusmenge um 100%. Es sollen 


insgesamt 22 Kill. Liter Sprit für die Monopolverwaltung 
hergestellt werden. 


die allgemein bekannt, ist im Gegensatz zu vielen Gebieten 


des Altreiches die Versorgung des GGs mit frischem Massen- 


‚enüse in den letzten Monaten und auch bis inden Winter 
hinein vollständig mica. Mit dem großen Anfall von 
gemüse konnten große Mergen an Nährstoffen zusätzlich der 


gesamten poinischen Bevölkerung zur Verfügung gestellt wer- 


zur ET ONE ER. Bevölkerung 
gesamt 22.000 to hergestellt 
‘intermonaten 
ismittelkarten ausger 


nit Bier im GG wird erheblich besser als 
vergangenen Jahr, da statt 15.000 
rauereien zur Verfü;nng 
hl Bier hergestellt 'rden könneı 

versorgung ist vollstindis zes im Gegenteil könnte 
noch Hopien in erheblichem Umfanze ausreführt werden. Schwie- 
rigkeiten besichen hier in der Bes haffuns von Bierflaschen 
und Fässern. 


Bev lkerung mit Zucker zu den bisherigen 


xationssätzen kann mit den vorhandenen Vorriiten voll durch- 


eiuührt werden. Auch könnten die für Prämienzwecke gebrauchten 
sucker voll fugung gestellt werden. So- 
Je November überblir- 
Janre produziert 
erden kónsen, werde ich über evtl. Aaticnserhöhungen be- 
richten. Auch hier hat sich die Versorgung der Tabriken mit 
Betr@bskohle wesentlich gebessert. 
óucxerfabriken konnten bis zum 50.8.41 abgeliefert werden. 
Jer Transport cer großen Mengen Zuckerrüben auf der Ostbaha 
wird hoffentlich keine Schwierigkeiten bereiten, damit 
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lichst alle erzeugten Zuckerrüben auf cucker verarbeitet 
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Zur Deckung des wöchentlichen Re | Bevölkerung werden 
ca. 1.000 to Fleisch g | ie Erf g hat annähernd 
diesen Bedarf deck: conr 'enn auch in den letzt: ocnen 
ein erheblicher Rückz ang der Vieherfassung eingetreten ist 
und daher auf vorsorglich geschaffenen Reserven zurückgerriffen 
werden mubte. Der Rückganz d „rfassung läßt sich durch er- 
hebliche Vorgriffe während des AuImarsches des deutschen 
heeres erklären. Nach Lage der Dinge kann an eine ;rhóhung 

er Hationssátze nicht herang zangen werden, 
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aus. in einigen Jistrikten ist das umgelegte Kontingent 
bereits restlos orfüllt, und es werden über das Aufbrinzunsssoll 
hinaus weiter zu denselben Bedingungen 
warden insgesamt 
209 Mill, uek Hühnereier 
sriassun; ellen Peel Javon sind bis 
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höher als im G liegen, vorläufig beibehalten worden. ‚in 
Abbau dieser hohen kationssätze wird sich 
lassen, wenn es gelingen soll, den Distrikt 
4uschüsse aus dem G u erhähren,. Insbesondere 
Lc] felanbaues bereitet der Abteilung 
rnzhrung und Landwirtschaft große Sorge. Aus dem alten GG 
werden mindestens 50.000 to kartoffeln nach Lemberg und 
Jrohobitsch zeliefert werden müssen. Auch müssen zur jileder- 
»inführunrp des &artoffelanbaues im Frühjahr 1942 große Mengen 
Saatkartoffeln für Galizien bereitgestellt werden. 


Dle Erfassung an Brot etreide, die vorläufig noch nicht 
iriedenstellendist, wobei festgestellt werden mis, daß 

ukrainischen Genossenschaften hier rbei noch nicht ihre Daseins- 
berechti-un: nachgewiesen haben, nach 
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Vorratsbildung oder zur Verw ndung 


ernözlichen, 


In den letzten lagen ist die Wehrmacht mit konkreten Forderu 
aui Lieferung von Nahrungsmitteln aller Art an die dauptab- 
teilung E-nühruag und Landwi rtschaft h rangetreten. Die For- 
derungen sind im einzelnen folgende: 


Ab 14.911941 sollen sämtliche in den5 Di ikten untergebrach- 
ten Truppen, Verwundete unà Gefangene, mit dem notigen Fleisch 
aus dem GG versorgt werden. Im Augenblick werden 

220 Fleisch zur Verfügung zu stellen sein. 

| verden müssen, kënnte es nur au? kosten der 


7 


‚eilung der polnischen Verbraucher durchgeführt 
weiter fordert die Wehrmacht die Lieferung von 180.000 to 
sartoffeln vom 1.10.41 bis 1.5.42. Da eine Mehrerfassung von 
sartoffeln über dia vorgesehenen umgelegten “engen hinaus 


inht te) 4 ı jo T E ` dS 4) 
nicnt moglich ist, yw ale Durchführung 


Verbraucher 
rabrikkartoffeln 
nicht zur Verarb: itung z verfügung gestellt würden, was 
wieder das Fehlen von ausreichenden opritmengen für die General 
direktion der “onopole mit sich brächte, 
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eiter fordert die Jehrmacht 


22.000 to Stroh, 


22.000 to Heu und 
————— —— —  —————— — '/]"" — 
40.020 to Safer, 
Oae.. — — — 
Lieferuns von Heu ist umso Schwieriger, als 


ien der Kleie, hervorgerufen durch die höhere Ausmahlung 


— — 


Brotzetreides, Heu das einzigste Futtermittel ist, das 


für Araftfutter im Winter zur Verfügunz steht, 


Chef derdüstungsinspektion, Herr General Schindler, 


erhepilche Zrhöhunren Ger nationssatze für Kü=-Arbeiter 
EEE ee nee en KE d 


deren Fanilienanrzehürirze bei der Hau»tabteilun 5ürnaáhrunez 
— — — à Kb e — 
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wn e en em el 3 de u en De m 4 a — » Din E — Bo. d. A rs 
unc Landwirtschaft angemeldet. Falls die x: nrmacht auf Lie- 
nr 
i 


ferung der angeführten wengen Nahrungsmittel besteht, ist 
eine Erfüllung dieser “ünsche unmöglich, 


lle Versorgung der polnischen Vstbahnarbeiter, 
" ——ná——— — T diti 
jetzt laufend überiie Zusatzkarten I hinaus zusätzlich 


nicht mehr durchgeführt werden. 


In den nächsten Wochen muß die nerbstbest. llung durch- 

ze Uhrt werd: ile die Grundlage für di: endo zrnte 
bildet. I n die Verhältnisse bedinz stellen sich einer 
geordneten Durchfüh: e d Bestellung große Schwierigkeiten 
entgegen. Insbesondere ist die Versorgung mit Kunstdünzer 
und Kalk aus den non in meinen Ausführunzen am 22e(e4l 
dargelegten Griinde, insbesondere de erinryen Belieferung 


e —À s wm » e P La u e mé = 2 
der Werke mit Kohle unrenticer 
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Große Schwierigkeiten bereitet die Versorgung der im GG 
laufenden 800 fraktoren.mit dem benótigten Treibstoff. 
aAofifentlich g t lumer genügend Rohöl zur Ve riurung 
zu stellen, damit bei n Mangel an Pferden ordnunz 
bestellt werden kan voraussetgun; für die Durchfiil 
geordneten Bestellung i n Hr die sofortige Sen) 
mittelprei ‚a Freiserhöhungen für laniwirtschaft- 
— 
liche Frodukts bis auf gang geringe Getreidepreiserhö lungen 
nicat durchgeführt werden konnten, Aufgestollte Berechnunren 
‚che schreiendem Mißverhältnis die Produkti ns- 


zu den rreisen für landwirtschaftliche Frodukte 
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Der Herr Gene raleouverneur hält nach dem bisheriren orrebnis 
—Ó— M — ao chelen C 


g 
der Ernte und angesichts der "ahrungsmittellage im General- 
gouvernement die oglichcreit, uberschiis sige Nahrunzsmittel an 
das Reich abzuliefern, für auberordentlich beschränkt, und 

nicht infolge schlechte: 'illens oder einer Überversor- 
heimischen Bevölker nr, sondern mit Rücksicht 
vesamtlage des Gebietes, Man dürfe auch im Hi 
rikt Galizien nicht etwa glauben, daí 
es reichlich ı vorhanden ware. In diesem 
etwa 50.000 akm uniasse, habe man eine Bevölkerun ssdichte 
von etwa l00/3ka. Wenn Galizien auch zwolfellos cine gewisse 
darstelle, so werde doch zum mindesten 
innenden Versorgungsperiode die Ent] 


SO Spurbar werden, daB von den aeichtünern 


allzu viel ıdere Versorgungs bereiche abz )€ verden könngt 


— 


ohl werde dadurch die Pflicht des Geneva; ‚Ouvernemenis, 


Tr 


Gleichw 


usbeutung dieses (ebie' ls aufs äußer: u genen, 
beseitigt. Er mache es daher al en Dienststellen 
r üauptabteilungz Ernäh ms und Landwirtschaft, 

des Distrikts Galizien tà ; selen, zur Pflicht, der 

iches in jedem Fal zu werden. Es sei 

jin Durchhalten sehr schwierig, wenn, wie 
-utnant Schiniler hervorgehoben habe, die Arbeiter 
nrmacnt arbeitenden Betrieben zu 

Hunderten und Aberhunderten infolge absoluter Unterernihr: 
bei ihrer Arbeit zusammensrächen. Dar ber, was, inwelcher 

Leben Beding en und 
zu liefern habe, 
scheine man sich vorerst hei de eichsinstanzen aller Art nicht 
klar zu sein. Jeder fordere, jeder e warte, jeder vorpflichte, 
aber keiner habe mit dem anderen so viel Verbin 
sich über ein einheitlichen Frogramn im Reiche 
können. 

erneur spricht dem Geschiiftsfiihrend: 
TA? 

“auptabteilungslsiter Naumann für die von inm geleistete her- 


vorragende inen Dank aus und ribt der urwartung Ausdruck, 





man trotz aller Schwierigkeiten der weiteren Entwicklung 
iuhe entgegensehen künne. 
Zweiter Gegenstand der Tagesordnung: 
Finanz- und Wirtschaftslage des 
seneralzouvernements. 


Präsident Senkowsky kann von einer günstigen .ntwicklung 
der Zinnabmen der Finanzverwaltung in den letzten Monaten 
berichten. Mit Aücksicht auf die militärische Lage der Be- 
setzung des Generalgouvernements habe man eigentlich damit 
gerechnet, dab insbesondere beim Monopol infolge Verkehrs- 
schwierigkeiten usw. Einnahmeausfälle entstehen würden. Das 


"OSCnenene 


- 
— 
C+ 


sei erfreulicherweise nicht in besonderem Ausmaß 
Bei der ^ntwicklung der Zinnahmen in den letzten Monaten 
könne man die interessante Feststellung treffen, daß nunmehr 


auch die Einnahmen aus den Besitz- und Verkehrssteuern eine 


ganz erheblich steigernde Tendenz aufwiesen, Die Arbeit der 


Finanzverwaltun: habe voraussehen lassen, daß vorerst die 
Verbrauchssteuern und Wonopolertrage steigend seien und die 
Besitz- und Verkehrssteuern erst später folgen würden. Diese 
Voraussage habe sich auch erfüllt, 

Auf der Ausgabenseite sei durch die erzwungene Einschrän- 
kung der Bautätigkeit eine Erleichterung eingetreten, so dab 
man die Finanzlage als in jeder Hinsicht gesicaert bezeichnen 
könne. Das have sich bei der Eingliederung Galiziens sehr 
günstig ausgewirkt; denn die Finanzverwaltung sei in der Lage 
gewesen, für das erste Anlaufen der Verwaltungsarbeit von heute 
auf morgen 20.Will. Zloty zur Verfügung zu stellen, die im 
Haushalt nicht vorgesehen gewesen seien. 

Im Gebiet des eingegliederten Galiziens habe die Finanz- 
verwaltung - Steuer-, Zoll- d Monopolverwaltung - ihre 
lätizkeit aufgenommen, d die Einnahmen begónnen, wenn auch 
vorläufig in ganz bescheidenen Maße zu fließen. Die Monopol- 
verwaltung erblicke in dem neu hinzugekommenen Gebiet einen 
sehr wertvollen Zuwachs. Diese Beurteilung sei aber erst auf 
fange Sicht richtig. Der größte Teil der Monopolbetriebe sei 
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durch die Russen bei ihrem R: ckzug, Z.T. auch durch die Ariers- 
handlungen selbst, zerstört worden. Nach überschläglichen 
Serechnungen werde der notwendige Wiederaufbau einen Betrag 
von etwa 30. Mill. Zloty erfordern. infolgedessen sei in der 
nächsten Zeit in Gebiete Galiziens mit erheblichen Versorgungs- 
schwierigkeiten gerade hinsichtlich der “onopolbetriebe zu 


rechnen. Bei den 4abnahmen, die von å en einzelnen Verwaltungen 


getroffen würden, müsse Gieser Umstand von vornherein ent- 
sprechend berücksichtigt werden. 5S werde jedoch im Laufe des 
Winters möglich Sein, ausder Froduktionssteigerun; d es seneral- 
SPuvernements die Mangellage im Gebiet Galiziens auszugleichen., 
Lr danke der Sa ptabdteilung smährung und Landwirtschaft 
dafür, daß sie alles daran gesetzt habe und setze, un die Sprit- 


Versorgung sicherzustellen. Er habe bei der letzten Wirtschafts- 
besprechung an Ziffern die Nichtigkeit dieses Problems darge- 
tan. Wenn man von einer beabsichticten Steigerung der Sprit- 
erzeugnisse gesprochen habe, so sei doch bereits vor einem 
“anre vorgesehen worden, daß diese opritmenge für das General- 
Sspuvernement erzeugt werde. Die Kohlenlaze im vergangenen Herbst 
und der starke Bedarf der Landwirtschaft an Kartoffeln habe 
es mit sich gebracht, daß diese Spritmenze nur zu 50% habe er- 
reicht werden können. Diese iatsache allein habe für das General- 
Souvernement einen Einnahneausfall von O0 Mill. Zl.gebracht. 
Dieser Einnahmeausfall ürfe im nächsten bYennjahr nicht wieder 
eintreten. Die “artoffelerspyarnis sei im Verhältnis zu diesen 
Betrag außerordrktlich gering. Die volle enge müsse unbedingt 
gebrannt werden, weil zunächst nur wenig oprit aus Galizien 
herauszuholsn sein werde. In diesem Gebiet ständen fast gar 
keine Kartoffeln für Brenrzwecke zur Verfügung. Auf dis 
sinnahmesteigerung müsse man 2esnalb bedacht sein, weil die 
Ausczabenminderun,; nur vorübergehend sei und neue Aufgaben 
für die “onopolverwaltunz entstanden seien, deren Kosten von 
der Finanzverwal.unr; gedeckt werden müßten. 

Leider sei es noch nicht möglich gewesen, den Haushalt fur 
1941 zu erstellen, weil von den beteiligten Stellen einzelne? 
daushalte trotz Ablaufes des Termins noch nicht eingereicht 
selen. So lägen dic Haushalte für die Kr ishauptmannschaften und 
sur die Hauptabteilun Sauwesen noch nicht vor. 
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souverneur Dr. Lasch berichtet über dic latigkeit der 
Jistriktsverwaltung seit Übernahme der vollzi henden Gewalt 
durch den Jeneralgouverneur. Man h be in Galizien mit dem 
schwierigen politischen Problem de Jevolkerung zu tun, die 
U] rn, Polen und Juden “usSamnensetzt. Die Ukrainer, 
acichskormissariat Kiew kommend 
‚jährigen russischen derrschaft fast 
Intellisenzschicht beraubt worden. Was noch an ukraini- 
intellirzenz vorhanden sei, sitze ausschließlich in dem 
zum Generalzouvernement gekommenen Distrikt zalizien. Diese 
intelligenzschicht weise zwar blutmäßiz nach dem «sten, aber 
| ensweise nach '€ „ie Polen hätt 
polnischen Regierung Beamter 1 auch maß- 
schaftlichen Stellungen eingenommen., Sie seien 
nach der Be zung dieses Gebietes durch dia deutschen Tru 
aus ihren Stellungen verdrängt und durch Ukrainer ersetzt wor- 


` . e Aa n L A e 3 * ef p . 1 7 ^ 2 à , ` i WW , » X u e 
den. Man stehe jetzt vielfach vor der m Schwierigkeit, 


ro 
lese Ukrainer wıeger auswechseln Zu WUSSCH, veil Sie Lürer 


Art, ihrer Erziehung, ihrem Können und ihren charakterlichen 
J4E£enschaiten nach nicht in der Lage seien, die 


vr 


“orderungen zu erfüllen. Im in politischer Hinsicht den 


nern eine gewisse Minderwertigkeit gegenüber den gewandteren, 
Willigeren und ileiBigeren Polen nicht zum bewusßtsein kommen 
Zu lassen, habe sich die Astriktsverwaltung entschlossen, eine 
Reihe von Gewerbe - und “achschulen zu errichten, indenen 
“rainer für die Verwaltung, dic Landwirtschaft und sonstige 
Tätiskeitsgzebiete geschult würden. So denke man insbesondere 
daran, eine ukrainische Ver rwaltungsschule zu eröff nen, in der 
Schülern unter Mitwirku if des Beauftragten der 
gewisse politische Ausrich tung gegeben werden 
Sektor der Landwirtschaft wie d er Wirtschaft überhaupt 
man vor der gleichen situation; kaum ein Ukrainer sei 
einem irgendwie gearteten la idwirtschaftlichen oder 
aftlichen Betrieb zu führen. Man Sei deshalb 
wieder Polen einzustellen. 
der Landwirtschaft stehe man noch vor 


&roben schwieri,;*} Jas außerordentlich günstige Wetter 





’ 


T "rei Spo "gë VERS GE 7 `` — — CESS: UB SE P PPR OT, ` RR e QE» EEN BEN E A 


PauU mta Cr f on, m 
— M — —M 


20 


habe große Hoffnungen auf eine gute Ernte erwockt. Diese 
Hoffnungen seien aber zum großen Teil hinfällig geworden. 
Die allzemeinen transy rischwierirkeiten, ferner der Mangel 
an Arbeitskräften und geeignetem Arbeitsmaterial füräie 
Ssrnteerfassung, schließlich auch eine ungeheure und nicht 
vornergesehene “aturkatastrophe im südlichen Teil des 
Distrikts würden das Zrnteergebnis sehr erheblich herabminiern. 
Der Herr General; couverneur habe sich entschlos ssen, der Bevöl- 
kerung des von dieser “aturkatastrophe heim: gesuchten Teils 
des Distrikts Galizien eine einmalige Spende von 10 Mill. 
ubel 2 Nill. Zloty zur Linderung der ärgsten Not zu geben. 
Das in den 3 Flüssen dieses Teils von Galizien wiitende ioch- 
Wasser sei einfach unvorstellbar, es habe aus diesen Flüssen 
reilende Ströme gemacht, alle Brücken seien wesserissen, die 
Dörfer überflutet, die Nenschen hingen auf Bäumen und Dächern. 
Unter Führung von SS- unà Polizeiführer Katzmann und zeneral- 
winkler habe sich die Polizei ausgezeichnet bewährt und 
getan, un die erste Not zu Maga. Der Vberfelkommandant, 
al Rotkirch, habe deutsche, ungarische und slowakische Trup- 
pen eingesetzt. Leider seien zahlreiche Nenschenopfer zu be- 
klasen. Wenn die Ernte so erfaßt werden solle, wei es der 
derr Generalrouverneur erwarte, dann müsse unverzuslich zahl- 
reiches Personal zu de Kreisbauernführern adkoumandiert wer- 
den, um die Lrnteerfassung curcnzuiünren; denn es sei fast 
.8uspescnlossen, mit dem vorhandenen Personal auch nur annühernd 
das aufzubringen, was der Jistrikt Galizien selbst geben 
Sescheige denn daszu erfassen, was an Jberschiissen herausz 
werden könne, 


Geschaftsfihrender Lauptabteilungsleiter N haumann erklärt, 
daß alles verfü:zbare Personal aus den anderen Distrikten ab- 
gegeben worden sei. Man sei laufend bemüht, Personal zu er- 
halten, aber an-esichts des auch im Reiche bestehende n Manzels 
uni der Anspriiche, die Ja auch von den neuen Ustgebieten ge- 

und bevorzugt berücksichtigt wurden, sei es auBerordent- 
cüwierig, neue Mitarbeiter zu bekommen. Landesbauernführer 
habe nur l6 Mitarbeiter für seine éwecke in Anspruch 
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Ministerialdirigent Dr. Emmerich nimmt zu der Jirtschafts- 
lage des General; &ouvernements Stellung. Er geht dabei zunächst 
aui die Kohlenlage ein, die eine Mengen- und eine Transport- 
Seite habe. lienzenmügig sei zurzeit die Situation SO, daß 
dem Generalgouvernement tägliche Lieferungen von 10.000 to 
zugesagt und diese Lieferungen im wesentlichen nit Unterschrei- 
‚ungen bis zu 2.000 to auch getätigt seien. Es sei nicht müg- 
lich, mit diesen Mengen auck nur entfernt inen Ausgleich 
für die versáumte Bereitste llung einer Lagerhaltung zu finden, 
die infolge der militärischen Situation vor dem Aufmarsch im 
Vsten nicht habe geschaffen werden können. in neuerlichen Be- 
sprechungen mit Generaldirektor Pleiger habe er die Zusage er- 
halten, daß die Konlenmenge von 10.000 auf 12.000 to erhöht wer- 
de, allerdin-s mit der Auflage, daß dafür vom General gouvernemert 
9.000 Arbeiter zur Verfügung gestellt würden. wit der Urgani- 
sation der Zuführunr dieser Arbeiter sei bereits begonnen. 
Abgesandte des Reiches seien auch in Lemberg gewesen, nachd: 
sich herausgestellt habe, daß im alten weneralsouvernement 
Arbeitskräfte nicht freizustellen seien. Man habe zunüchst er- 
wogen, ireiwerdende Arbeiter von Steinbrichen und vom Straßenbau 


an das Reich abzugeben. Aber die “rganisation Todt habe alle 
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diese Arbeitskräfte nach dem "sten abgezogen, so daß hier 


eifektiv &rüfte nicht freizumachen seien und lediglich ukrai- 
nische Arbeitskrifte in Betracht gezogen werden könnten, die 
dann allerdings nach den ‚ugeständnissen des Generaldirektors 
Pleiger und des Reichsarbeitsministeriums nicht so behandelt wür 
den wie die Polen, sondern etwa so wie die kroatischen Arbeits- 
sraite. Diesen Arbeitern sollten hinsichtlich "rlaub und Rück- 
kohr in die Heimat alle Zugeständnisse gemacht werden, Wie sie 
den &roaten gemacht worden seien. 

Die zusätzlichen 2.000 to Kohle sollten nun aber erst 
geliefert werden, wenn die Arbeitskräfte auf dem Transport sad en. 
4S sei ihm leider nicht möglich gewesen, in Berlin eine Vorlie- 
ferung der Kohle durchzusetzen. Übe: diese mensenmaSize Be- 
trachtung hinaus und angesichts der latsache, dag auch in den 


xommenden Monater dem generalgouvernement nur ein kleines 
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Kontingent zur Verfügung stehe, müsse man starke Zweifel 

hegen, ob es möglich sein werde, diese Mengen ins General ə» 
s0uvernement zu bringen. Er habe schon seinerzeit in der letzten 
keglerungssitzung angedeutet, daß die "auptabteilunz Wirtscha? 
nach Mitteln und “egen suche, um in der sTansportsituation 
technische srleichterungen zu Schaffen, die das veneralrouver- 
nement etwas vor der Abhängigkeit von den Berliner 4entral- 
stellen lösten, die naturgemäß schwerfällig sein muste. Man 
nabe im vorigen Winter in dieser Hinsicht reiche srfahrungen 
sammeln können. Da damit gerechnet werden müsse, daß in den 
kommenden Monaten de: Nachschubbedarf für die kampfende Truppe 
einen großen Umfang annehnen werde, werde man in der UTinzliche 
keitsstufe der einzelnen -ransporte Hinsichtlich der Kohle 
wieder an die Grenze rücken, bei der ständig Ausfälle zu gewir- 
tigen seien. Das einzige Mittel, hier ein Optimum zu erreichen, 
Sc gegeben, wenn eine in Kattowitz itzende Befehlsstelle 
Jede sich bietende Möglichkeit ausnutze, noch einen Konlenzug 
einzulegen. Man habe einen Plan ausge rbeitet, nach welchem die 
ruben des oberschlesischen Reviers, die ohnehin für Liloferun- 
gen nach dem Generalzouvernement bestimmt Seien, d.h. in erster 
Linie das Krakauer Revier, in zweiter Linie die Ostwarts gelege- 


nen vrenzgruben des Dombrowaer Jebietes, in eine direkte Be- 


1 
wirtschaftun: durch das zeneralgouvernement genommen würden. 


Die Verhandlunzen in Berlin hatten dazu geführt, dass 
sich Generaldirektor Pleiger einverstanden erklirt habe, für dies 
Grenzgruben einen besonderen Beauftragten einzusetzen, der 
innerhalb des oberschlesisdien Steinkohlensyndikats als sein 
Bevolimáüchtiger tatig sei. Generaldirektor Pleiger habe ein- 
gesehen, daß sich aus einer solchen den örtlichen Verhältnissen 
angepassten Befehlsstelle Erleichterunren erga a könnten, die 
einen zusätzlächen Transport von Kohle ermöglichten. Ferner 
habe man eingehend mit dem Beauftragten für den Vierjahresplan 
über die Schaffung von Erleichterungen gesprochen. Zinisterial- 
direktor Lamm habe es übernommen, die Desprechungen mit den zu- 
ständigen Reichsressorts zu führen und etwa bestehende ressort- 
mäßige Widerstände nach Möglichkeit aus dem Wege zu räumen. 
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ebenso die von Gemüse und Obst. - In dem gewerblichen Wirt- 
Schaitssektor sei die Verknappungssituation allgemein be- 
kannt. Die Treibstofflage soi wieder sehr bedrängt, 
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Regierungssitzung 


Mittwoch, den 15. Uktober 1941 


im Palais Brühl zu Warschau. 


Gefertigt in 5 Exemplaren 
1. 2.d.À. der Kanzl.d.Gu. 
2. StS. Dr. Bühler 


4. Gouverneur Dr. Fischer 
-Narschau - 


8.11.41 
Sondermeyer Meurer 




















Beginn der Sitzung; 191? Unr. 


Der Herr Generalgouverneur eröffnet die Sitzung mit 
folgender Ansprache: 


keine Herren vom Distrikt wWarschau! Herr Gouverneur! 
Die Regierung des Generalgouvernements zusammen mit 
den Vertretern der Partei und den Verbindungsoffizieren 
der Wehrmacht zur Regierung des Generalgouvernements ist 
froh, einmal wieder am Dienstsitz des Distrikts narschau 
zu weilen. “ir sind gern Ihrer sinladung, mit der Regierung 
hierherzukommen, gefolgt. Ich danke ihnen, Herr Gouverneur, 
und Ihren uerren schon jetzt für die Aufnahme, die Sie uns 
bereitet haben. Wir wissen, welche ungeheuer schwierigen 
Aufgaben gerade dieser Distrikt zu erfüllen hat. Wir haben 
aber auch immer mit klarer sinsicht feststellen können, 
in welch’ sroßartiger Weise die Distriktverwaltung immer 
wieder mit ihren Aufgaben fertig geworden ist. Unsere Reise 
hier her soll in Zeichen der Anerkennung der bisherigen 
Arbeit dieses Distrikts, zum andern auch ein Ansporn sein, 
in diesem Sinne weiter Vertrauen zu haben zur zemeinschaits 
arbeit der Regierung und aller vienststellen. 


čs wird dann in die sachliche Beratung eingetreten. 


bs berichten: 
1. der Gouverneur des Distrikts Warschau 
sA-uruppenführer vr. Fischer über 
die allgemeine Lage im Distrikt Warschau; 
e. a) der Kommissar für den jüdischen wohnbezirk 
&echtsanwalt Auerswald über 
cie Juden im vistrikt Warschau, 

D) der Leiter der ‚[ransferstelle Warschau und Beauf- 
tragte der Bankaufsichtsstelle für die Aufsicht 
über die Öffentlichen und privaten Banken Bischoff 
über 

cen kirtschaftsverkehr mit dem jüdischen Wohn- 
bezirk in Warschau; 








5. der Vezernent für die Flnanzverwaltung der Stadt 
warschau Dürgermeister Dr. Fribolin über 


ochWierizkeiten der Städtischen Finanz- und 
—————————————————— É — 
#irtschaftspolitik in Warschau; 
4. der Leiter der Hauptgruppe Gewerbliche Wirtschaft 
in der Vistriktskammer Warschau, Handwerkskammer- 
direktor i. R. Dr. Krug über 


wirtschattsbedingungen und intwicklungs- 
möglichkeiten der gewerblichen Wirtschaft 


im Distrikt Warschau. 


(Uie Berichte sind dem Protokoll als Anlage beigefigt). 


ver nerr veneralsouverneur: Ich habe mit grober Aufmerk- 
Samkeit Ihnen, Herr wouverneur, und Gen Gerten deferenten 
selauscht. Wir alle kónnen innen und ihren Herren nur fü 
diesen sehr eindrucksvollen Einblick in die Arbeit und Nöte 
des Jistrikts Warschau danken. Ich ersuche aie erren ie- 
glerungsmitglieder, zu den ragen, die in den berichten 
angescnnitten worden sind, die S Ciiubenanne der Kegierunr 


oder ihre persönliche Stellungnahme kund zu tun. ich unter- 


orecne die sitzung jetzt, wir werden sie norgeng vormittag 


am gleichen Urt fortsetzen. 

Für heute nachmittag setze ich eine Sondersitzung in 
kleinerem Rahmen an, zu der ich eine uruppe derjenigen ier- 
ren hinzuziehen werde, die die vordringlicnsten heute er- 


Orterten rrobleme zu behandeln haben. 


| “a l SEM oe 
(cnius der oitzung: 13 Uhr). 








Fortsetzung der 


Hegierungssitzung 
am Donnerstag, dem 16. Oktober 1941. 


Beginn der Sitzung: 10'? Uhr. 


Zunächst referieren 


1) Amtschef Dr. Hummel 

2) Kreishauptmann Dr. Zimmermann 

3) SS- und Polizeiführer Wigand 
über ihre Arbeitsgebiete. 


(Die Berichte zu 1) und 3) sind dem Protokoll 
als Anlage beigefügt) 





1/M0/9 


Der Herr Gouverneur erteilt dann Kreishauptmann 
Zimmermann das Wort. 


Kreishauptmann Zimmermann weist daraufhin, dass er ganz 
kurzfristig den Auftrag bekommen habe, im Namen sämtlicher 
Kreishauptmänner zu sprechen, und dass daher sein Bericht 
nicht: erschöpfend sein könne. 


Die Lage der Kreise im Distrikt Warschau werde durch die 
Millionenstadt Warschau bestimmt, die ihr Dasein in sämtlie 
Kreise ausetrahle. Die kleinen Städte in der Umgebung che 
Warschaus stellten an sich wohl mit das Schlimmste dar, 
was das Generalgouvernement an schlechten Städte 

besitze. Jeder, der in diesen Städten geboren werde, 

ziehe nach Warschau, zurückbleiben würde nur das 
Proletariat. Aus diesem Grunde habe die deutsche Verwaltun; 
in diesen kleinen Städten einen erschütternden kulturellen 
Tiefstand vorgefunden. Man habe hier einen grundlegenden 
Wandel schaffen müssen. 


Nunmehr sei hier alles so ziemlich in Ordnung. Er habe in 
seinem Kreis das grosse Bauprogramm abschliessen können, 
und heute sei es so, dass jeder in diesen Städten tätige 
Deutsche in einem Rahmen arbeiten und wohnen könne, der 
dem deutschen Kulturstand entspreche. Leider seien aver 
diese deutschen Beamten und Angestellten nicht immer 

so geartet, dass sie von den ihnen gebotenen kulturellen 
Möglichkeiten den richtigen Gebrauch machten. Er müsse 
offen sagen, dass in diesen Städten deutsche Menschen ein- 
gesetzt seien, die nicht nur fachlich ungeeignet seien, 
sondern auch charakterliche Mängel besüssen. Diese 
Tatsache sei in den kleinen Städten stärker zu spüren 

als in Warschau. Das ganze Leben spiele sich zwischen 

der Dienststelle, dem Kasino und den Wohnungen ab. 
Irzendwelche Erholungsmöglichkeiten, wie sie die 

Grosstadt bietet, habe man nicht. Das Kino sei meistentei! 
schlecht, die Möglichkeiten, Truppen in den kleinen Städte 
zu stationieren, seien begrenzt. Die Menschen müssten sich 





Die Menschen miissten sich daher schneller zusammen- 
schliessen, Nur ein kleiner Teil bewahre die Haltung, 
die man von einem Deutschen verlangen müsse. Man müsse 
daher besonders darauf achten, dass nur die besten 

im Ostraum eingesetzt würden. Er wolle daher besondere 
die Ausführungen des Amtsschefs unterstreichen, der 
vor allen Dingen qualifizierte mittlere Beamte gefordert 
habe, Ihre Zahl müsse nicht gross sein. Wenn Jede 
Kreishauptmannschaft 2 qualifizierte mittlere Beamte 
erhalte, dann könnten die Aufgaben leicht gemeistert 
werden. Momentan sei es so, dass kaum ein Beamter oder 
Angestellter in der Lage sei, dem Kreishauptmann auf 
dem Gebiet der inneren Verwaltung und des Pinanzwesens 
die Verantwortung abzunehmen, der Kreishauptmann müsse 
Sich daher um alles kümmern. 


Gerade im Distrikt Warschau verbinde die Kreishauptmünner 
ein besonders gutes Vertrauensverhältnis mit der Distrikt- 
verwaltung.Stündig habe man den nótigen Rückhalt gefunden. 
Die wenigen fachlich geschulten Münner in den Kreisen 
seien stark überlastet, und es sei bei diesen unentbehr- 
lichen Kräften in der letzten Zeit eine gewisse Übermüdung 
eingetreten. Die Regierung müsse die Frage prüfen, wie 
sich diese katastrophalen Verhältnisse, die letzten 
Endes entscheidend seien für die Arbeit in den Kreisen, 
abändern liessen, Er sei sich darüber klar, dass das 
Altreich jedem Wunsche in dieser Richtung ablehnend 
gegenüber.stehe. Er sei selbst lüngere Zeit im Reich 
Landrat gewesen und kónne aus eigener Anschauung sagen, 
dass auch dort zu wenig Personal vorhanden sei. Da aber 
die Aufgaben des Generalgouvernements ebenso wichtig 

wie die des Reiches wären, müsste doch ermöglicht werden, 
dass noch manche gute Kraft aus dem Reich ins General- 
gouvernement abgegeben werde. Ausserdem sei nach seiner 
Anschauung der Versuch angebracht, evtl. Verwundte 
freizustellen, und in der Verwaltung des G.G. einzu- 
setzen. Dadurch werde nicht nur der Verwaltung genützt, so 
sondern auch manchem Verwundeten, der mit seelischen 


— ——————— — nn 





Belastungen zu kümpfen habe, ein neuer Lebenswille 
gegeben. 


Dieses alles sei aber nicht ausreichend; man müsse daher 
der Prüfung der Frage nähertreten, ob man nicht 

doch den Polen eine gróssere Arbeitslast zu eigenver- 
antwortlicher Bearbeitung übergeben solle. Die deutschen 
Menschen dürfe man nicht mit zuviel Kleinkram belasten, 
$o lange diese Mangellage auf dem Personalsektor andauere, 
bitte er den Herrn Gouverneur, móglichst wenig bis ins 
Einzelne regeln zu lassen,sondern den Kreishauptmünnern 
Leits&tze an die Hand zu geben, nach denen sie sich 

in der Verwaltungsarbeit ausrichten müssten. Seiner 
Ansicht kónne man den Kreishauptleuten schon ein gewisses 
Vertrauen nach dieser Richtung hin schenken. In der Prs- 
xis sei es so, dass es eine ganze Reihe von genau 
geregelten Gebieten gübe, deren Regelung bis ins Kleinste 
wohl vielleicht vom Standpunkt der Regierung wünschens- 
wert erscheine, bei denen aber von vornherein feststehe, 
dass die Regelung mit den zur Verfügung stehenden 
Kräften nicht durchgeführt werden könne. Dieser Zustand 
zwinge die Kreishauptleute, grundsätzlich nicht jede 
Verfügung der Regierung bis ins Kleinste als verbindlich 
anzusehen. Dadurch greife bei der Bevölkerung, die diese 
Anoränungen kennt, die Meinung Raum, dass es mit diesen 
Verordnungen doch nicht so ernst gemeint sei. Unter 
diesem Zustand leidet dann die Autorität der Verwaltung; 
mit der Autorität der unteren Dienststellen steht und 
fällt aber der ganze deutsche Herrschaftanspruch im 
Lande, denn letzten Endes sähe die Bevölkerung nur die 
Stellen, mit denen Sie in Berührung kommt. Stellen sie 
bei diesen Stellen eime Handlungsunfähigkeit fest, so 
verlieren sie den Glauben an die Macht Deutschlands. 

Er bitte darum,den Kreishauptleuten durch eine Rahmen- 
gesetzgebung die Möglichkeit zu geben, überall dort, wo 
es nóti ' einzugreifen, selbst wenn die bestehenden 
Gesetze ihnen dazu keine Mittel in die Hand gäben. Der 
Kreishauptmann müsste selbstständig handeln können. 


H H 
> 





Kreishauptmann Zimmermann streifté dann das Vernültnis 
der Kreishauptleute zur Exekutive: 


Man habe jetzt eine ganze Zeit mit dem Sonderdienst 
zusammengearbeitet und müsse als Ergebnis feststellen, dap 
er eine ausreichende Hilfe der Kreishauptleute darstelle, 
wenn seine Führer in Orünung seien, dass er aber versage, 
wenn die Führerschaft den an sie gestellten Anforderungen 
nicht gerecht werden könne. Die bisher eingesetzten 
SS-Pührer des Sonderdienstes seien jetzt zur Wehrmacht 
einberufen worden, und dieser Umstand habe sich in der 
Arbeit des Sonderdienstes schlagartig gezeigt. Die 
Kreishauptleute müssten daher die Bitte aussprechen, 

dass die Freistellung dieser Führer für ihre Zwecke 
wieder herbeigeführt werde. Der Sonderdienst sei für die 
Kreishauptleute das einzige Exekutivorgan und geradezu 
hervorragend geeignet, die Notwendigkeiten des tüglichen 
Lebens der Kreishauptmünner exekutiv zu übernehmen. 

Bei der Gendarmerie habe man die Erfahrung gemacht, dass 
das Leben über sie hinweg gehe, sie habe ihre fest 
umgrenzten Befehle, &uf die sie sich berufe/ stets. Wenn 
nun die Entwicklung weitergegangen und neue Notwendigkeit- 
en eingetreten seien, und diese in den Befehlen der 
Gendarmerie noch keinen Niederschlag gefunden hütten, 
kónne man mit der Hilfe der Gendarmerie nicht rechnen. 
Daher sei für die Kreishauptleute der Sonderdienst sehr 
wichtig. Gleichzeitig bitte er darum, dass das Weisungs- 
recht der Kreishauptmünner gegenüber der Gendarmerie immer 
wieder betont werde. Das sachliche Weisungsreoht liege 
zwar in den Händen der Kreishauptmänner, in der Praxis 
liefen aber die Dinge anders. 


Die Ernährung der Bevölkerung in den Kreisen sei ge- 
sichert. Die Menschen könnten sich in den ländlichen Be- 
zirken besser helfen als in den Städten. Die im Yorder- 
grund stehende Aufgabe der Kreishauptmänner sei die Ernte- 
erfassung, und hier könne er mit Stolz berichten, dass 





es gelungen sei, einen Satz aes Ablieferungssolle zu 
erreichen, den man nicht erwartet habe. Die Kontingente 
seien um en 100 € zu hoch berechnet, er hoffe aber, 
die umgelegte Menge zu erfassen. 


Sehr unangenehm wirke sich die ungeheure Preisschere aus. 
Die Landwirtschaft, die zur Aufrechterhaltung der 
Produktion ihre Maschinen in Oränung halten müsste, ( 
könne sich nicht die notwendigen Ersatzteile kaufen. Die 
Zuweisungen auf diesem Gebiet seien viel zu gering. Er 
spreche ganz offen aus, dass manchmal aus der Not heraus 
ein Auge zugedrückt würde, wenn man wisse, dass die Ware 
wenigstens in die richtigen Hände kcame. So habe man z.B. 
zugelassen, dassRüstungsbetriebe bei Bauern, die die 
ihnen auferlegten Kontingente abgeliefert hatten, kaufen 
konnten. 


Die Ernährung der industrigellen Arbeiterschaft sei 

ein vordringliches Problem. Man kónne die Erfahrung 
machen, dass die Arbeiter einige Tage den Betrieben 
fernblieben und im Schleichhandel tätig seien, Die Kreis- 
hauptmünner seien nicht in der Lage, diese Tatsache abzu- 
stoppen. Sie müssten daraufhinweisen, dass dieses Ver- 
lassen des Arbeitsplatzes ohne eine einigermassen aus- 
reichende Ernährung der Arbeiterschaft nicht abgestellt 
werden könne, Die unter diesen Umständen nötige zusätz- 
liche Beschaffung von Lebensmitteln, sei den Arbeitern 
bei den jetzt sprunghaft in die Höhe steigenden Preisen 
nicht mehr möglich, und man müsse daher für den kommenden 
Winter mit ernsten Schwierigkeiten rechnen. 


Gleichzeitig sei die Kohlenversorzung unzureichend. Bis 
jetzt seien nicht einmal die deutschen Dienststellen 
versorgt. Die Kreishauptleute wüssten nicht, nach welchen 
Gesichtspunkten die Kohlen verteilt werden, und er erbit- 
te genaue Richtlinien über die Verteilung der Kohlen. 





Sehr grosse Sorgen bereite den Kreishauptleuten das 
deutsche Schulwesen, da die Qualitát der hier angesetzten 
deutschen Lehrer teilweise unter aller Kritik sei. In 
diesen Schulen würden die polnischen Kinder viel besser 
unterrichtet als die deutschen. Aus Mangei an anderen 
geeigneten Kräften könne man auch Lehrer, die fehl am 
Platze seien, nicht ersetzen. Man müsse der Erziehung der 
Jugend eine besondere Fürsorge zu teil werden lassen, da 
die älteren Volksdeutschen in vielen oder den meisten 
Fállen nicht mehr erzogen wercen kónnten. Das Schüler- 
heim in Lowitsch zeige eine erfreuliche Entwicklung. 

Diese Erfahrung rege zur Prüfung der Frage an, ob man nicht 
die kleinen Landschulen sufheben und die Kinder in Schüler- 
heimen in der Kreisstadt unterrichten solle. 


Der Herr Gouverneur erteilt dann dem Geschäftsführenden 
Leiter der Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft 
Naumann das Wort. 


Der Geschäftsführende Leiter der Hauptabteilung Ernährung 
und Landwirtschaft Naumann nimmt Stellung zu den Wünschen, 
die in der Sitzung am Vortage von den einzelnen Herren 

in ihren Referaten vorgebracht wurden: 


Sehr schwierig sei die Lage auf dem Gebiet der Kartoffel- 
versorgung. Die Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft 
habe geplant, für die Versorgung der Stadt- und des 
Landkreises Warschau ca.60.000 To. Kartoffeln zu stellen, 
Durch Lieferungen, die sie an die Wehrmacht auszuführen 
habe, sei dieser Plan hinfällig geworden. 


Auf die Feststellung des Herrn Generalzouverneurs, dass 
die im Generalgouvernehent liegenden Soldaten aus den 
Beständen ces Generalgouvernements ernährt werden müssten, 
berichtet der geschäftsführende Leiter der Hauptabteilung 
Ernährung und Landwirtschaft Naumann, dass die Wehrmacht 





pro Woche ca. 400 ts. Fleisch erhalte, weiter für die 
Zeit vom 15. Okt. 1941 bis 1. Mai 1942 140.000 ts. 
Kartoffeln, 40.000 ts. Brotgetreide und 500 ts. Butter, 
grössere Mengen an Frisch- und Dauergemüse, 8.000 ts. 
Marmelade, 20 - 25.000 ts. Zucker bekomme. Die schwierige 
Lage in der Kartoffelversorgung lasse nur zu, dass die 
nichtdeutsche Normalverbraucherschaft für den Winter 
2 Str, Kartoffeln, die A.- und B.-Karten Inhaber je 
5 ztr. zusützlich zur Verfügung gestellt bekommen. 
Da nun die 60.000 ts. Kartoffeln - wie vorgesehen - 
nicht nach Warschau geliefert werden kónnten, habe sich 
die Hauptebteilung Ernührung und Landwirtschaft entschlos- 
sen, für den Distrikt Warschau keine Kartoffeln für die 
Spriterzeugung zur Verfügung zu stellen. Nur die für den 
menschlichen Genuss unbrauchbaren Kartoffeln würden dazu 
verwandt. Die Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft 
glaube, dass durch diese Massnahme eineBesserung für den 
Distrikt Warschau eirtrete. 


Wahrend in Deutschland auf das Hektar ein Ertrag von 

7,5, ts. umgelegt sei, habe man im Generalzouvernement 
diese Zahl auf 2,5 ts. festgesetzt. Daher müsse es miglich 
sein, die restlose Hereinbringung der Kontingente 
durchzusetzen. Gelünge dieses nicht, so kónnte die 
Hauptabteilung die eingegangenen Verpflichtungen nicht 
durchführen. Sie sei sich klar, dass bei auftretenden 


Schwierigkeiten dem Distrikt Warschau mit Sonderzuteilunger 
geholfen werden müsste. 


Der Geschäftsführende der Hauptabteilung Ernährung und 
Landwirtschaft Naumann geht dann auf die Judenrationen 
ein. Die verlangte Erhöhung der Brotrationen von 700 gr. 
auf 1.050 kg wöchentlich, zu deren Durchführung 10.000 te. 
Getreide benötigt würden, könne er vorläufig noch nicht 
zusagen. Dagegen könne er sich mit der geforderten 
Erhöhung der Zucker- und Marmeladerationen sowie der 


Eierzuteilung einverstanden erklären, Eine grössere 
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Versorgung des Ghettos mit Fleisch und Fett sei nicht 
durchführbar. - 


Mit Freuden kónne er feststellen, dass der Distrikt 
Warschau in der Gelreideerfassung an der Spitze marschiere. 
Am 13.0kt. 1941 seien schon 46 % abgeliefert gewesen. 

Die Hauptabteilung für Ernáhrung und Landwirtschaft 

hoffe, die 100 $ zu erreichen. Die Wehrmacht habe bei 
Erfassungsaktionen eine Verfügungstellung von Truppen 
zugesagt, und er ersuche bei Nichtausreichen der 

Polizei an die Wehrmacht über die Hauptabteilung 

Ernáhrung und Landwirtschaft heranzutreten. Die Frage der 
Preisschere in der Landwirtschaft sei eine grosse 

Sorge. Die Produktionskosten müssten so gestaltet werden, 
dass die Bauern zu den festgesetzten Preisen gewinnbrinzend 
abliefern könnten, Die Erzeugungssteigerung sei das 

A und O einer besseren Versorgung der polnischen Bevöl- 
kerung. 





Winisterialdirigent Jr. Emmerich führt aus, daß die 
im vistrixt und in der Stadt Warschau bestehenden besonde- 
ren Schwierigkeiten der Regierung wohl bekannt seien. Man 
sei deshalb auch bemüht, bei allen Maßnahmen der besonderen 
Lage der Stadt und des Distrikts Warschau Rechnung zu tra- 
gen. Leider wirkten viele ungünstige Umstände zusammen. Im 
Vordergrunde stehe das Verkehrsproblem, dann die latsache, 
daß die versorgungsdecke auf dem gewerblichen Sektor viel 
knapper sei als im Reich., Darüber hinaus habe das General- 
gouvernement die Hauptlast des Aufmarsches zum russischen 
Feldzug getragen. Als sich die Heere am 22. Juni gegen 
Usten in Bewegung gesetzt hätten, seien diese Schwierig- 
keiten nicht behoben worden, sondern das Generalgouverne- 
ment sei gewissermaßen in die rhase der Hinterfront ein- 
getreten. Aus dieser Tatsache hatten sich Lasten der ver- 
schiedensten Art ergeben. Imkommenden Winter werde man wie- 
der mit starken sinquartierungen zu rechnen haben, ebenso 
mit besonderen Verkehrsschwierigkeiten, da die großen Nach- 
schubwege durch das Generalgouvernement gingen. 

Jas Bild, das sich aus dieser Lage für die Wirtschaft 
des Generalgouvernemea ts ergebe, werde durch eine Doppel- 
gleisigxeit des gesamten Wirtschaftslebens gekennzeichnet. 
vie Wirtschaft zerfalle in zwei Sektoren: einen offiziellen, 
kontrollierten Sektor und einen nicht kontrollierten Sektor. 
im offizieälen Sektor habe man die kontrollierten Preise, 
die kontrollierte Warenzuteilung, im inoffiziellen Sektor 
dagegen eine entsprechende Unordnung. ïs sei schon gesagt 
worden, weshalb es im ueneralgouvernement nicht restlos ge- 
lingen könne, diesen zweiten Sektor einzufangen. Einmal 
arbeite die polnische Bevölkerung nicht mit, wie etwa die 
Bevölkerung des Heiches, sondern sie sei sich einig in dem 
Bestreben, Schleichhandel zu treiben. Ferner ständen der 
Verwaltung nicht die Machtmittel zur Verfügung, damit im 
wünschenswerten Maße der unkontrollierte Sektor der Wirt- 
schaft so eingefangen werde, daß durch Herüberziehen der 





entsprechenden Warenbewegung in den kontrollierten Sektor 
wenigstens das Existenzminimum der Menschen aus dem offi- 
ziellen Sektor gedeckt werde, was zunächst das Ziel sein 
müßte. 

Aus dieser Tatsache ergäben sich nun sehr bedenkliche 
Hückwirkungen. Der Lohn sei vielfach in einen offiziellen 
Geläsektor und in einen weiteren Sektor der Naturalleistun- 
gen auífgespalten. Wenn in einzelnen Betrieben dem Arbeiter 
eine Verpflegung gegeben werde, deren Kosten man nicht vom 
Lohn abziehe, so sei das eine Naturalleistung, und wenn 
darüber hinaus für die Angehörigen Lebensmittelzuweisungen 
erfolgten, so lägen darin weitere Naturalleistungen. Die 
Deputate stellten hier ein besonders schwieriges Kapitel 
dar. Wenn also z.B. die Ostbahn ihren Bediensteten Deputat- 
kohle gebe und die polnischen sisenbahner diese Kohle, dar- 
über hinaus vielleicht auch noch gestohlene Kohle auf dem 
Schwarzmarki verkauften, dann liege darin eine Möglichkeit, 
den zisenbahnern zusätzlichen Verdienst zu schaffen. Wo 


es nicht möglich sei, solche Naturalleistungen zu geben, 
damm träten Erscheinungen ein, wie sie sreishauptmann Zim- 
mermann gekennzeichnet habe, dag die Arbeitsdisziplin in 
den einzelnen Betrieben gestirt werde, dag die Arbeiter drei 
lage in der Woche dem Betriebe fern blieben, um sich auf 
dem Lande Lebensmittel zu besorgen oder Schleichhandels- 


geschäfte zu betreiben. Die Folge sei naturgemäß ein Zurück- 
gehen der industriellen Leistungen und die Unmöglichkeit, 
eine geordnete Kalkulation aufzustellen. Wenn es darauf an- 
komme, Öffentliche Aufträge aus dem Reich herein zu holen 
und dann hinsichtlich der vereinbarten Preise eine gemein- 
same Grundlage nicht gefunden werden könne, dann würden die- 
se Schwieriskeiten offenbar. 

Jagegen gebe es nun nicht das Mittel, etwa den offi- 
ziellen Sektor preiszugeben und die Dinge laufen zu lassen, 
wie das vielleicht in der liberalistischen Zeit der Fall ge- 
wesen wäre. Das Ziel könne nur sein, daß man immer wieder 





versuche, den offiziellen, kontrollierten Sektor der Wirt- 
schaft zu vergrößern und den anderen Sektor mit mehr oder 
weniger drastischen Maßnahmen einzuschränken. Hier etwa mit 
Lohnerhöhungen zu beginnen, wäre sinnlos, weil es die Ver- 
waltung gar nicht in der Hand hätte, den neuen höheren 
Stand der Löhne zu fixieren und die sinhaltung dieses Lohn- 
Standes anzuordnen., Schließlich mündeten ja alle diese 
Vinge beim Währungsproblem, und hier sei die Abhängigkeit 
vom Deich gegeben. MaSgebend müsse das Verhältnis von 1:2 
zwischen Reichsmark und Zloty bleiben. 

Sobald die Warenversorgung besser werde und die Kri- 
senverhältnisse aufhörten, werde es möglich sein, den un- 
kontrollierten Sektor der Wirtschaft einzufangen und durch 
eine reichere Versorgung den offiziellen Sektor zu den 
Preisen, die heute kontrolliert seien, wiederherzustellen. 
lian müsse diese Erscheinung eben als besondere Krisen- 
erscheinung werten, aus der man keine Konsequenzen unmittel- 
barer Art für eine Veränderung der Grundgesetze der Wirt- 
schait des Generalgouvernements ziehen könne. 

Jie Kohlenfrage sei nach wie vor im wesentlichen ein 
Iransportproblem. Die Wirtschaft des veneralzouvernements 
sei hinsichtlich der Kohlenzuteilung vom Reich, und zwar 
von Oberschlesien abhängig. In Oberschlesien funktionierten 
dle Dinge so, daß die verfügbare Kohlenmenge vom Reichs- 
kohlenkommissar gleichzeitig mit einer Waggonrepartierung 
aulgeteilt werde. Dem gesamtoberschlesischen Konlenrevier 
würden vom Waggonhauptamt der Reichsbahn bestimmte Mengen 
von Waggons zur Verfügung gestellt, daraus mügten sümtliche 
Lieferungen bestritten werden, die Oberschlesien zu leisten 
habe, einschlieBlich der Lieferungen an Italien. Das Gene- 
ralgouvernement kónne auf diesem wege nur dann mehr Kohle 
erhalten, wenn es in der Waggonrepartierung besser abschnei- 
de. An ständigen energischen bemühungen habe es nicht ge- 
fehlt. Nach einer vereinbarung mit dem Leiter der Reichs- 
kohlenstelle Generaldirektor Pleiger solle das Generalgou- 
vernement täglich 2 000 t Kohle mehr bekommen, wenn vom 





Generalgouvernement 6 O00 Arbeiter für den Kohlenberzbau 
zur Verfügung gestellt würden. Er habe dieses Geschäft 
sofort Sb geschlossen, ohne zu wissen, ob es ihm gelingen 
würde, die 6 O00 Arbeiter zu bescnaffen. Im alten General- 
čouvernement seien diese Arbeitskräfte nicht aufzutreiben 
Sewesen, und wenn sie tatsächlich ans Keich abgegeben wir - 
den, dann sei es nur durch einen vorgriff auf den Distrikt 
Galizien möglich. Imnerhin sei die Beschaffung dieser 

6 000 Arbeiter sichergestellt. Leider begegnet der Abtrans- 
port wieder größten Schwierigkeiten. In Stanislau hätten 
sich Läger dieser Arbeitswillicen gebildet, die mehrere 
lage lang nicht hitten abbefördert werden können. sobald 
die Arbeiter im Reich angelangt seien, trete die Verein- 
barung in Kraft. srireulicherweise habe man auf Grund die- 
ses Abkommens schon entsprechende Vorschüsse erhalten. Er 
habe jetzt eine Besprechung gehabt, in der die Verdopplung 
dieses Kompensationsverfahrens in Aussicht genommen wor- 
den sei. wemweitere 6 000 Arbeiter geliefert würden, dann 
bestehe die Aussicht weitere 2 000 t Kohle taglich zu er- 
halten. 

Jie Kohlentransportlarze sei während der Dauer des 
russischen Feldzugeggzänz außerordentlich ungünstig ge- 
wesen und habe den ganzen &ohlenwirtschaftsplan des General- 
ó0uvernements über den Haufen geworfen. Dieser Kohlenwirt- 
Schaftsplan laufe normalerweise so, dag im Frühjahr mit der 
Schaffung von Vorräten in erster Linie bei der Landwirt- 
Schaft begonnen werde. Man habe Vorräte an Drusch kohle so- 
wie für die Zuckerfabriken und die Brennereien gelagert . 
ss sei aber nicht gelungen, diese Vorratsmengen wührend der 
Vorbereitungen zu dem Ostfeldzug durchzubringen. Dadurch 
sei man jetzt auf der ganzen Linie in einen Rückstand ge- 
kommen. Erst Jetzt habe die Landwirtschaft ganz kurzfristig 
mit der &ohle beliefert werden können. Man trete in die 
Wintermonate ein, ohne für die Versorgungsbetriebe einen 
entsprechenden Vorrat beschafft zu haben. 





Die Kohlensituation sei seit Juli d.J. verhaltnis- 
mäßig flüssig gewesen: man habe im wesentlichen 10 000 t 
Kohle hereinbekommen. Bei der Verteilung dieser Kohle gene 
nan selbstverständlich vor einer Dringlichkeitsskala der 
Kontingeristräger aus. Man dividiere nicht etwas eine be- 
stimmte Zahl durch 4 und teile Jedem Distrikt ein Viertel 
zu; denn das wäre kein Verteilungsmaßstab. Bei der Normal- 
verteilung, wie sie gegenwärtig bei der Lieferung möglich 
sei, erhielten die Versorgungsbetriebe 260 000 t Kohle, 
&üstungsbetriebe 25 000 t, Kriegs- und lebenswichtige Be- 
triebe 57 OUO t, die Landwirtschaft 60 000 t. Die Land- 
wirtschaft habe efiektiv im september 96 O00 t erhalten. 
vie sonstige Industrie erhalte 5 0O00 t, die &leinindustrie, 
dandwerk, zivile Dienststellen, Hausbrand usw. 37,500 t. 
vie Zuteilung spalte sich in eine zentrale und eine regio- 
nale auf. In jedem Distrikt bestehe eine Kohlenverteilungs- 
stelle als Unterabteilung der Sewirtschaftungsstelle. Auf- 
gabe dieser Stelle ist es, die kleineren versorger, die 
nicht unmittelbar von der kegierung durch geschlossene 
Lüge versorgt werden müßten, wie die Elektrizitätswerke 
und Großverbraucher,regional bei der Zuteilung zu bedenken. 
Vals diese regionale Verteilung nun sehr leicht einen nest- 
posten lassen werde, für den nicht mehr sehr viel zur Ver- 
fügung stehe, ergebe sich aus der &anzen Natur dieses Zu- 
teilungswesens. Man könne aber den Sektor der &leinversor- 
gung nicht zu Lasten z.B. der Versorgung der diistungsbe- 
triebe vergrößern. Der letzte Restposten sei derjenige fir 
die rolen, Jedenfalls müßten die großen Llektrizitässwerke 
eine zentrale Zuteilung haben, ebenso alle diejenigen nerke, 
die auf geschlossene Züge angewiesen seien. Rein verkehrs- 
mäbig ergebe sich, daß eine um so größere Kohlenmenge trans- 
portiert werden könne, je mehr es gelinge, geschlossene 
Züge durchzubringen. Es halte naturgemäß den Verkehr sehr 
auf, wenn bunte Züge auigestellt würden, rangiert und etwa 
für fünf verschiedene implanger Wagen ausgesondert werden 
müßten. 





Kreishauptmann Zimmermann wünscht für den nestposten 
von 21, OOO t die Aufstellung eines Kegulativs. Den Kreis- 
hauptmannern müsse eventuell zahlenmäßig bekanntgegeben 
werden, mit welchen Wengen sie für Hausbrand, Bäckereien 
und andere betriebe rechnen können. Vielleicht könnte man 
erreichen, daß den Kreisen eine bestimmte Menge kohle zu- 
geteilt und dem Kreishauptmann die verteilung übertragen 
werde. 


“inisterialdirigent Dr. Emmerich bemerkt, daß für die- 
se Frage der kohlenbeauftragte beim Distrikt zuständig sei. 
im übrigen würden ja keine Schwierigkeiten auftreten, wenn 
tür diesen Restposten der sleinverteilung entsprechende 
wengen zur Veriügung ständen. Der mit der Verteilung Beauf- 
tragte befinde sich jetzt in einem Dilemma: er werde einer- 
seits gedrängt, für Dienstgebäude kohle zur verfügung zu 
stellen, andererseits kämen auch noch alle mözlichen ande- 
ren Stellen, die untlausungsanstalten, Krankenhäuser, Ho- 
tels usw, mit ihren Anforderungen. Daß da schließlich ir- 
gendeine Stelle ausfallen müsse, sei klar. 

sie hauptabteilung Wirtschaft lasse kein Mittel unver- 
sucht, um über die ofiizielk waseonrepartierung hinaus 
Kohle ins veueralgouvernement zu bringen., So habe man schwie- 
rige Verhandlungen nit dem KHeichsverkehrsministerium 697 
iuhrt, mit dem Ziele, ein Pendelzugsystem von der Kohlen- 

an Ger grenze zum veneralgouvernement einzurichten. 
sel man bestrebt, die geschlossenen Züge aus der 
meinen Wasgonrepartierung in die weiteren Distrikte 
ten und in einer ianzone gegebenenfalls die Versor- 
gung auch aui: einen Verkehr mit Lastkraftwagen abzustellen. 
Wan Könne zwar keine kraftwagen von den Gruben bis Warschau 
laufen lassen, aber ein solcher Verkehr sei nach Krakau 
und ausnahmsweise auch nach Warschau vertretbar. Wenn in 
dieser Nahzone die Versorgung auf andere Verkehrsmittel 


übertragen werde - Pendelzüge, Kraftwagen, ranjefuhrwerke -, 





dann würden diese Kohlenmengen und auch die entsprechenden 
Waggons für die Belieferung der Stadt Warschau frei. 

Jurcn eine ganz besonders starke delastung der Strecken 
mit hachschubtransporten sei in den vergangenen Wochen 


wieder eine Verkehrssperre ausgelóst worden. Sie sei für 


“arschau Ort und Übergang ausgesprochen. Er habe angeregt, 


dab bei Wiederholung jines solchen Falles infolge dieser 
Sperre nicht für Warschau-Stadt bestimmte Kohlenzüge um- 
disponiert, sondern die Kohlen in Brusko abgeladen würden. 
(enn im Winter ganz besondere Notstinde auitragen, ann 
werae man für nospitäler oder sonstige vordringliche Zwecke 
Von oruskxo aus die kohle schon irgendwie nach Warschau- 
Stadt hereinzunolen imstande sein. Die Entfernung dieser 
2U xm müsse überbrückt werden können,. vielleicht könnte 
auch aie elektrische Straßenbahn besondere Kohlenziige er- 
halten. Jetzt sei auch bei Brusko ein besonderes Kohlen- 
reservelager eingerichtet worden. Nun müßten alle Voraus- 
setzungen geschaffen werden, damit diese Kohlenreserve 

ur den gedaditen Zweck verfügbar sei. 

Jede Möglichkeit der Entlastung der iranszortwege 
müsse ausgenutzt werden. Zum Beispiel müsse darauf Bedacht 
Sscuommen werden, den Strom statt der Kohle zu transportie- 
ren. Die dauptabteilung Wirtschaft habe die wmergielage 
aes zereraljouvernements schon seit langen eingehend unter- 

>n Lassen., sine erste Autorität des Reiches habe dar- 
über ein Gutachten erstattet. In veriolg dieses uutacntens 
sel als untergesellschaft der Werke des weneralgouverne- 
ments die Ust-Energie-A.-G. gegründet worden. inre Aufgabe 
sei es in erster Linie, beschleunigt eine vernünftige Ver- 
oundwirtschaft im Generalgouvernement herzustellen. Im Zuge 
der Herstellung dieser Verbundwirtschaft sei ein 3ofortpro- 
sraım auigestellt worden. Dieses Sofortprogramm sehe im 
wesent!ichen drei Hocnspannungsleitungen vor. Man denke 
daran, dieses Sofortprogramm schon während des Krieges in 
Angrifi zu nehmen. Nur müsse man damit rechnen, daß infolge 
Von 4aterialschwierigkeiten vor allem auf dem Gebiet der 





Beschaffung von Stahl und Aluminium fiir die Leitungen die 
Entwicklung nicht SO schnell vor sich gehen werde, wie eg 
wünschenswert sei, Jedenfalls solle aber die Fundierung 


Auf die Talsperre in Hoschno dürften nicht all zu 
große Hoffnungen gesetzt werden. Sie iiefere 100 Millionen 
KW-Stunden. In einer Flanung für das Duna jec-Becken, die 
auf Veranlassung der Abteilung Dauwesen durchgeführt worden 
ist, habe sich gezeigt, daß insgesamt aus dem Dunajec 1,2 
Milliarde, also das zwölffache erzielt werden könne, Auch 
dieses Bauprojekt solle Schon während des Krieges in Angriff 
&enommen werden, Diese Arbeit setze ein enges Zusammenwir- 
ken mit Reichsminister Dr. Todt voraus. Die Verbindungen 
seien hergestellt und alle Voraussetzungen für den Beginn 
der Arbeiten geschaffen. 

Die Betriebsstofflage sei im ganzen großdeutschen 
Machtbereich außerordentlich angespannt. Von Berlin aus 
seien auch dem Generalgouvernement drastische Auflagen für 
die Vornahme von Sinsparungen gemacht worden. Es sei Klar, 
daß diese Linsparungen irgendwie zu Lasten auch durchaus 
kriegswichtiger Vorhaben &ingen, jeweils auch eine Ein- 
Schränkung der Produktion des Hüstungssektors zur Folge 
hätten. An.eine £rhöhunz der &ontingente könne aber nicht 
gedacht werden. Die £isenrepartierung, erfolge durchweg in 
Gestalt von Unterkontingenten, und zwar in der Form, daß 
der Landwirtschaft, der Ostbahn usw. für ihre Zwecke ein 
bestimmtes wuantum zur Verfügung &estellt werde, Diese Un- 
terkontingente deckten ungefähr 90 % der Gesamtzuteilung 
Von sisen. Aus den restlichen 10 $ mache man Sonderzutei- 
lungen. In der Zeit vom 1, April bis 30, September d,J. 
habe der Distrikt Warschau die größte Menge, nämlich 1 700 t, 
bekommen. In weitem Abstande folgten dann mit 800 t die 
Gaswerke, mit 500 t die Straßenbahnen, Flußschiffahrt mit 
150 t. 





Aut dem Gebiete dex Textilien stehe die Zuteilung 
weitgehend im Zeichen der Ernteerfassungsaktion. Dadurch, 
daß man die Abrede mit der Hauptabteilung Ernährung und 
Landwirtschaft zu treffen habe, könne man hoffen, in den 
Besitz der Lebensmittel zu gelangen. Der Bezirk Lublin 
schneide verhältnismäßig günstig ab. Im Distrikt warschau 
hätten die öffentlichen Bedarfsträger im Monat August für 
600 000 Zloty Textilien erhalten, die kleinen Handwerks- 
betriebe für 55 000 Zlotg. Dazu kämen weiter Sonderzutei- 
lungen an den Einzelhandel mit 750 000 Zloty, Zuteilung 
für die Ernteerfassung 1,1 willionen 4loty; ferner seien 
20 000 Bedarfsscheine ausgegeben worden, deren Schätzungs- 
wert etwa 600 O00 Zloty betrage. Es handle sich um eine 
Aognatszuteilung von insgesamt 2,2 Millionen Zloty. Für die 
srnteerfassung in Lublin seien im laufenden onat allein 
Textilien/von 2.8 Millionen Zloty zur Verfügung gestellt 
worden. 

Nach den Ausführungen des Kechtsanwalts Auerswald 


solle die Fleckfiebergefahr in den jüdischen Wohnbezirken 
des Distrikts größer sein als in der Stadt Warschau. Wenn 


das richtig sei, dann müßte ja das Fleckfieber in den 
übrigen Distrikten, in dener. es keine geschlossenen Ghettos 
gebe, viel stärker grassieren als in Warschau. Er halte 
das nicht für zutreffend. sr könne sich das nur so er- 
klären, daß die Leute, die das Gefühl hätten, daß sie 
erkrankt seien, am ersten ausbrächen und dannauf dem Lande 
die Seuche verbreiteten. 

vie von dem Leiter der Transferstelle KrWarschau 
geleistete Arbeit sei besonders anzuerkennen, wenn auch 
die srfolge nur begrenzt sein könnten. Was er, Ministerial- 
dirigent Dr. Emmerich, schon einmal im Januar gesagt habe, 
daß sich das Ghetto finanziell nicht tragen, nicht ohne 
Zuschüsse leben könne, wenn man sich zum Ziel setze, die 
Lebensfühigkeit der Judenschaft zu erhalten, sei inzwi- 
schen bestätigt worden. Jie gleiche Erfahrung habe man 





auch in Litzmannstadt gemacht. vin Bericht des Obersten 
Hecnnungshofes des Deutschen Reiches über eine Kontrolle 
der unverhältnismäßiz viel günstiger àáesenden Finanzla;e 
in Litzmannstadt zeige klar, daß sich das Ghetto ohne einen 
entsprechenden finanziellen Zuschuß nicht halten könne. Da- 
mit sei über die Rechtfertigung des Ghettos noch nichts 
gesagt. Ls sei eben ein vorübergehendes Konzentrations- 
laser bis zu dem Zeitpunkt, in welchem die Juden abge- 
schober werden könnten. 

Insgesamt gesehen habe das Generalgouvernement Aus- 
sicht, durch den Hinzutritt des Distrikts Galizien ein 
wesentlich besseres wirtschaftliches Gleichgewicht zu be- 
kommen. Die Arbeit in Galizien müsse aber zunächst eine 
Anlaufperiode durchmachan. Auch die Umstellung vom russi- 
schen djrtschaftssystem auf das deutsche erfordere ebenso 
wie die Regelung der Verkehrsverhältnisse noch Zeit. Für 
das kommende Jahr bestehe aber die Aussicht, daß Galizien 
einen wesentlichen Beitrag zur besseren versorgung des 
Generalgouvernements leisten werde. 

| Hauptabteilungspräsident Dr. Frauendorfer weist darauf 
hin, daß im Rahmen der 4ohnraumbewirtschaftung schon vor 
längerer Zeit die Miete auf 100 % der Friedensmiete fest- 
gelegt worden sei. Diese Maßnahme sei nicht als eine Er- 
höhung, sondern als eine obere Begrenzung , als ein Miet- 
preisstop gedacht. Daß er für viele Deutsche praktisch 
eine Erhöhung der Miete bedeutet habe, sei selbstverständ- 
lich. Andererseits habe man dem unerwünschten Zustand ein 
inde gemacht, daß sich die Deutschen zum großen Teil über- 
haupt ohne Bezahlung eine Wohnung angeeignet hatten und 
Z.B. Stenotypistinnen eine 4-Zimmerwohnung bewohnten. Die 
Lrnóhung der Miete auf 100 % müsse grundsätzlich als Richt- 
schnur gelten. Mit dieser Regelung könnten erhöhte Mieten 
auf das richtige Maß zurückgeschraubt werden. 
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Ss sei ihm &elungen, für die Deutschen auch auf dem 
Lande einigermaßen erträgliche Unterkünfte zu schaffen. 
wan habe zu diesem Zweck immerhin 15 865 Gebäude fertig- 
gebaut und dafür 22 Millionen Zloty aus der Sozialver- 
Sicherung aufgewendet. 

Mit secht sei festgestellt worden, daß die Neigung 
der polnischen Arbeiter, den Arbeitsplatz zu verlassen, 
use sich Lebensmittel und andere Dinge zu verschaffen, 
nach wie vor in großem Umfange herrsche. Die Gründe dafür 
seien bekannt, und es gebe auch kein Mittel, dem durch 
Vorschriften oder Sonstige Mittel entzegenzuwirken. Für 
die Abwanderung der deutschen Angestellten aus den öffent- 
lichen Verwaltungen gebe es allerdings ein Mittel in Ge- 
stalt der Verordnung über den Arbeitsp latzwechsel, nach 
welcher niemand ohne Zustimmung der Arbeitsbehörde seinen 
Arbeitsplatz wechseln diirfe. 

Daß der Einsatz im veneralgouvernement nicht mehr SO 
ideal sei wie am Anfang und man mit Verknappung auf dem 
Arbeitsmarkt stark rechnen müsse, sei bekanat. Aber man 
sei im Generalgouvernement immer noch besser daran als 
im Reich. In Berlin könnten z.B. die gesamten Winterkar- 
toffeln für die Bevölkerung nicht ausgeladen und trans- 
portiert werden, wenn nicht 400 Arbeiter aus dem General- 
5ouvernanent nach Berlin gebracht wir den. Diese 400 Ar- 
beiter seien von ihm bereitgestellt. Leider könnten sie von 
Lemberg vorläufig noch nicht nach Serlin transportiert 
werden. 

Vie Verfassung der Arbeiterschaft sei, absolut be- 
trachtet, nach wie vor Schlecht. Immerhin sei es gelungen, 
für die Kategorien, die durch seine Abteilung betreut wür- 
den - kistungsbetriebe und A- und B-Betriebe - in Zusammen- 
arbeit mit der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft und 
mit ihrer Unterstützung ein gewisses Niveau zu halten. Die 
Verpflegung der 80 000 Hüstungsarbeiter sei mit den zusätz- 
lich beschafften Mitteln ungefähr ausreichend. 





Le 
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Wit dem Reich sei ein Abkommen über die Lieferung von 
Kohlenarbeitern gegen Kohle getroffen worden. Man habe 
Schon über die Hälfte des verlangten ersten Kontingents 
von 6 O00 Hann stellen können. Hier handle es sich in 
erster Linie um Transportarbeiter und Dergarbeiter für 
den Westen. Man habe auch schon zusützliche Kohlenliefe- 
rungen erhalten. Zwischen den Löhnen und Preisen bestehe 
schon seit langer Zeit ein uniiberbriickbares dlbverhültnis. 
ss sei nicht möglich, von der Lohnseite her dieses Migver- 
hältnis zu korrigieren. Trotz des bestehenden grundsätz- 
lichen Lohnstops sei das System aber doch elastisch ge- 
nandhabt worden. Man habe die notwendigen Ausnahmen gemacht, 
im öffentlichen Sektor durch Gewährung vcn Sonderzulagen, 
und man habe auch auf den privaten Sektor die nötige Rück- 
sicht genommen. 

im Laufe der Tätigkeit der Hauptabteilung habe man 
dauernd mit zahlreichen Problemen zu kämpfen gehabt. Auch 
ergäben sich immer wieder neue Schwierigkeiten auf allen 
vebleten. Vom Standpunkt der Sozialpolitik könne man die 
Feststellun; treffen, daß es eigentlich schließlich nur 
ein einziges Grundproblem gebe: die Vepsorgung, insbesondere 
die Lebensmittelversorgung. Wenn diese Frage einigermagen 
gelóst werden kónne und die notwendigsten Aengen dafür zur 
Verfügung stünden, dann lósten sich damit alle anderen 
Fragen wie die des Arbeitswechsels, der Arbeitsmoral, der 
Iransportschwierigkeiten usw. 


Überrezierungsrat Dr. Schulte-Wissermann nimmt zu 
dem Problem der Freisbildung Stellung und bezieht sich 
dabei auf die von Bürgermeister Dr. Fribolin gegebene 
graphische Darstellung, aus der sich ergebe, daß sich die 
Verhältnisse vom Monat Februar bis zum Monat September d.J. 
verschlechtert hätten, einmal dadurch, daß die Preise im 
amtlichen Sextor hauptsächlich für Lebensmittel, dann aber 
auch die Preise im freien Handel erheblich gestiegen seien. 





Wenn auch die saichtigkeit der von Bürgermeister Dr. Fribo- 
lin gegebenen Zahlen nicht angezweifelt werden könnte, so 
seien aus ihnen doch verschiedene schlublolgerumgen zu 
ziehen. Bei dieser Aufstellung stehe dem Lohne des Arbeiters 
die Menge an Lebensmitteln gegenüber, die er mit seinem Loft 
ne kaufen könne. Hier herrsche eine starke Diskrepanz.kein 
theoretisch betrachtet gebe es die Möglichkeit, den Lohn 
anzuheben und so die Diskrepanz auszugleichen oder die rrei 
se zu senken. Er glaube, daß beide Wege nicht gangbar sei- 
en. Ss gehe nicht an, die Löhne anzuheben, denn mit dem An- 
heben der Löhne müßten sich auch wieder die Preise selbst 
im amtlichen Sektor steigern. Der Lohn sei ja einer der we- 
sentlichsten Faktoren für den Preis. Man würde also mit den 
Preisen hinter der Höhe der Schleichhandelspreise einher- 


laufen. Leider sei es auch ausgeschlossen, mit einem Schlag 


in kurzer Frist die Diskrepanz dadurch zu überwinden, daß 
die Preise gesenkt würden. Die reise im antlichen Sektor 
hätte man ja noch verhältnismäßig lange in der Hand. Hier 
lägen ja auch die geringeren Abweichungen. Die Preise im 
nichtamtlichen Sektor, im sogen.Freihandel, von dem der 
Schleichhandel einen erheblichen Teil ausmache, hätten ge- 
rade das Bild so ungünstig verändert. Wenn man an das 
Problem des Schleichhandels herangehen wolle, dann dürie 
man ihm geseniiber nicht zu Konzessionen bereit sein.viese 
Konzessionen würden nämlich in größtem Umiange ganz un- 
mittelbare nachteilize, vorteilige Folgen nur sehr wenige 
haben. Ein Vorteil würde es vielleicht sein, wenn man ge- 
wisse Erleichterungen durchführte, daß damit auch vorüber- 
gehende Preissenkungen oder reisstabilisierungen im Frei- 
handel einträten. Ein ungeheurer Nachteil würde sich aber 
ganz zweifellos dadurch einstellen, daß dann die Auigabe 
der Hauptabteilung „rnährung und Landwirtschaft, die we- 
sentlichsten Erzeugnisse möglichst 100 #ig, Soweit sie 
nicht in der Landwirtschaft selbst verbraucht würden, zu 
erfassen, unmöglich gemacht würde. Was im Laufe des Sommers 
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in den 4Onaten August und september zur Bekämpfung des 
Schleichhandels getan worden sei, sei die Ergänzung der 
der Abteilung srnahrung und Landwirtschaft gestellten 
Aufgabe, die Erzeugnisse der Landwirtschaft zu erfassen. 
In Ubereinstimmung mit der Hauptebteilung Ernährung und 
Landwirtschaft sei er der Auffassung, daß es bei alien 
Verschiedenheiten im einzelnen, die selbstverständlich in 
Betracht 5ezogen werden müßten, grundsätzlich nicht mög- 
lich sei, von der Schleichhandelsbekämpfung Abstand zu 
neumen, daß vielmehr diese Bekämpfung immer weiter inten- 
siviert und verfeinert werden müsse, um damit den amtlichen 
Sektor immer weiter zu vergrößern. Gerade die gegenwärtige 
4eit stelle diese Aufgabe ganz besonders; denn jedes Ver- 
Saumnis in diesem Herbst werde sich im Winter und im näch- 
sten Frühjahr nicht wieder aufholen Basen, han könne da- 
mit rechnen, Gap die Schleichhandelspreise im nachsten 
Frühjahr außerordentlich hoch sein würden. is müsse dann 
möglich sein, mit den amtlichen witteln jenen Teilen der 
Bevölkerung, die unbedingt für die Zwecke des Generalgou- 
vernements gebraucht würden, zu helfen. Deshalb werde man 
alle Versuche, die 3cnleichnandelsbekámpfung wieder ein- 
zuscnrünken, zumindesten mit größter Vorsicht beobachten 
missen und darauf prüfen missen, ob sie nicht geeignet 
seien, das srfassungsziel zu beeinträchtigen. 

Angesichts der Schwierigkeiten auf dem webiet der 
Kohlenversorgung und der Zuteilung von Arbeitskräften 
werde es notwendig sein, für alle wesentlichen Wirtschafts- 
gebiete Dringlichkeitsskalen auch für alle anderen uohstoffe 
aufzustellen, Man miisse auch fiir die Arbeitskrüfte eine 
Joereinstiiumung dieser Uringlichkeitsskalen herbeiführen. 
SS dürfe nicht so sein, daß einem Betriebe alle ailfsmittel, 
vielleicht auch alle Rohstoffe zur Verfügung ständen, ihm 
aber die kohle fehlé, weil ja dann die anderen Hilfsmittel, 
die Rohstoffe bzw. die Arbeitskräfte brach lügen. 

“as Gas Auseinanderklaffen der Preise auf dem Gebiet 
der zrn£hrung und Landwirtschaft und demjenigen der gewerb- 
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lichen Wirtschaft angehe, so sei es unmóglich, etwa den 
amtlichen Preis für Kartoffeln mit dem Schleichhandels- 
preis für Textilien oder den amtlichen Preis des Eisens 
mit dem nichtamtlichen Preis der Lebensmittel zu verglei- 
chen. Aber selbst wean man in dieser Weise vergleiche, 
ergebe sich zumindesten bei den amtlichen Preisen das Vor- 
handensein der Preisschere in eklatanter Form. Da die 
nichtamtlichen Preise von Tag zu Tag, audi von Ort zu Ort 
weichselten, seien absolut einheitliche Feststellungen 
über die amtlichen Preise kaum möglich. 

kan habe sich deshalb schon seit langer Zeit in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Dienststellen, haupt- 
sachlich mit der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft, 
bemüht, diesen Schwierigkeiten in etwa abzuhelfen. Wenn 
die Vorarbeiten noch nicht abgeschlossen seien, so wegen 
der ungeheuren Schwierigkeit der Materie, die sich ohne 
Anwendung von außergewöhnlichen Mitteln überhaupt nicht 
meistern lasse. Vor einiger Zeit habe der Herr General- 
gouverneur den Auftrag erteilt, zu prüfen, ob dieses so 
mißliche Problem durch den Einsatz von staatlichen Finanz- 
mitteln gelöst werden könne. Die Vorarbeiten seien soweit 
gediehen, daß auf einigen besonders wichtigen Gebieten der 
Landwirtschaft in absehbarer Zeit nicht unbeträchtliche 
Verbilligungen möglich sein würden. Allerdings ständen 
noch Prüfungen aus. Vor allem fehle es an einer genauen 
Übersicht über die Mittel, die für diesen Zweck erforderlict 
seien. Wan hoffe aber, schon in den nächsten lagen diese 
Übersicht zu gewinnen, und es werde dann möglich sein, 
einen Plan für diese Verbilligung im einzelnen vorzulegen. 

Jie Schwierigkeit des Mietproblems in Warschau sei 
besonders dadurch gegeben, daß die Verhältnisse in Warschau 
auberordentlich verschieden lägen. Man habe deshalb ver- 
sucht, durch statistische Feststellung ein Bild über diese 
vnterschiedlichkeit zu gewinnen. Bei der Größe der Stadt 
Warschau sei das keine einfache Aufgabe gewesen. In War- 
schau selbst sei nun von der Bewirtschaftungsseite her ein 
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wesentlicher Schritt insofern getan worden, als man die 
Deutschen, die ursprünglich weit über das Stadtgebiet 
verstreut wohnten, immer mehr in Miethausergruppen zu- 
sammenziene. Mit dieser Zusammenziehung werde die Möglich- 
keit einer Verbesserung der Lage gegeben. Die kommenden 
Untersuchungen würden zu konkreten srgebnissen auf dem 
Gebiet führen. 

ven rreisdienststellen sei ihre Arbeit oft dadurch 
erschwert, daB die an der Preisbildung beteiligten Dienst- 
stellen gegenüber den Problemen der Preisbildung und rreis- 
überwachung einer Art von Fataiismus begegneten. Sobald 
sich das rroblem des Preises gezeigt habe, hätten manche 
Dienststellen offenbar das Gefühl, daß man hier doch wohl 
nicht allzuviel erreichen kónne. Man habe sich zu Konzes- 
sionen da bereitgefunden, wo es nicht nötig gewesen wäre. 
ur richte deshalb den dringenden Appell an alle Dienst- 
stellen, bei allen Freisfragen nicht von vornherein zu 
resignieren. Jurch geschickte Zusammenarbeit der jeweils 
beteiligten Stellen werde es sehr oft möglich sein, den 
rreis auf einer geringeren Höhe zu halten und damit einer 
weitgehenden Verteuerung der Lebenshaltung wie der Kosten 
für die Fabrikation zu steuern. 





Der Leiter des Amtes für Raumordnung, Oberregierungsrat D 
Schepers erklürte, dass die Begründung für die vom 
Distrikt Warschau geforderte Gebietsvergrösserung 
stichhaltig sei. Die diesbezügliche Eingabe des 
Distriktes sei vom Ant für Raumordnung bereits geprüft 
und werde demnächst vom Amt für Raumordnung befürwertend 
vorgelegt werden, 


Hauptabteilungsleiter Präsident Hofrat Watzke üusserte 
eich über die Schulverhältnisse im gesamten Generalgou- 
vernement: 


Man habe im Generalgouvernement im Oktober 1939 nur einige 
wenige deutsche Privatschulen vorgefunden, und es seien 
in 1 ¥2 Jahren 300 deutsche Schulen aufgebaut worden. 
Für diese Schulen habe man Lehrkrüfte von iiberall her- 
holen müssen. Die Folge davon sei, dass die Lehrerschaft 
im Generalgouvernement heute ein buntes Bild zeige. 
Aus dem Reich seien nur 46 Lehrer für das Generalgouver- 
nement abgestellt worden. Aus diesem Grunde seien zahl- 
reiche volksdeutsche Lehrer, die zum Teil in polnischen 
Schülen angestellt waren, aufgenommen worden. Schulhelfer, 
die in einem Schnellehrgang ausgebildet worden seien, 
habe man zum gróssten Teil als ungeeignet wieder entlassen 
müssen. Die Hauptabteilung habe sich daher auf das grosse 
Gebiet der Laienkräfte beschränken müssen. All diese 
Gründe ergäben ein unsachliches Bild der Lehrerschaft. 
Dabei dürfe man aber nicht übersehen, dass von ganz weni- 
gen Ausnahmen abgesehen, hier sehr viel guter Wille 
und sicherlich auch sehr viel begabte Kräfte am Werke 
seien. Notwendig sei allerdings eine weitere regelmüssige 
Schulung dieser Kräfte. In Zakopane würden Schulhelfer 
ausgebildet, Ein schwieriges Problem sei die Frage der 
Laienlehrkrüfte. Zu ihrer Schulung stünden die besten 
Kräfte zur Verfügung. Richtig sei, dass heute Lehrer 
tätig seien, die selber erst viel lernen müssten. Die 
Hauptabteilung stehe aber auf dem Standpunkt, dass 


es besser sei, 





diese Lehrer lieber weiterzubilden als auf sie zu 
verzichten. 


Der grösste Teil der Schulen sei heute mit den nötigen 
Lehrern versorgt. Das Reich künne hier keine Unterstütung 
gewähren, man habe das Reichserziehungsministerium 
unzählige Male auf den vollen Ernst der deutschen 
Schulverhältnisse im Generalgouvernement aufmerksam 
gemacht, Zurzeit bereise eine Kommission den Distrikt, 
um sich selber von den Zuständen zu überzeugen. Im Reich 
fehlten heute ca. 16.000 Lehrer, 2/3 aller Kräfte dienten 
bei der Wehrmacht, Weiter habe das Reich zum Aufbau des 
Schulwesens in Elsass-Lothringen, in den Gauen Ober- und 
Niederschlesien, Wartheland und Danzig-Westpreussen 
Hunderte von Lehrkräften abgeben müssen, Er könne mitteilen 
dass die Schulverhältnisse der deutschen Schulen im General 
gouvernement um 100 % besser seien als die in den neuen 
Gauen des Reiches, 

das komme 
Ein Nachwuchs an Lehrkräften fehle fast vollständig, daher, 
dass die Bezahlung schlecht sei, Weiter würden die 
Lehrerberufe tagtäglich in Presse und Film herabgesetzt, 
Aufgabe der Partei sei es, hier eine Abänderung herbeizu- 
führen. Auch die vielfach gehegte Hoffnung, ausgediente 
Unteroffiziere für den Lehrereinsatz heranzuziehen, werde 
sich nicht erfüllen, 


Von den Lehrern, die die Hauptabteilung mit soviel 

Mühe geworben habe, seien im Verlauf des Herbstes bei der 
Aussiedlung der Gholmer- und Lubliner Deutschen 92 Lehrer 
abgerufen worden. Alle Vorstellungen der Hauptabteilung 
auf Zurückholung dieser Kräfte ins Generalgouvernement 


seien vergeblich gewesen. Weiter dürfe man nicht über- 
sehen, dass die Lehrer und Lehrinnen draussen in den 


Distrikten unter fast unwürdigen Verhütlnissen leben 
müssten. Man schäme sich als Deutscher, ihnen solche Lebens 





verhültnisse zuzumuten. In zahlreichen Füllen sei keine 

enständige Unterkunft vorhanden gewesen. Die Verpflegung 
sei mangelhaft; wührmnd der letzten Winters hätten nieh4 
nicht einmal Heizmaterialien zur Verfügung gestanden. 


Die Hauptabteilung Erziehung und Wissenschaft sehe sich 
vor 2 Móglichkeiten gestellt: Einmal müsse sie die 
Ausbildung der Lehrer selbst in die Hand. nehmen, da es 
eine Angelegenheit sei, die nicht von heute auf morgen 
durchzuführen sei, sondern zu deren Verwirklichung man 
4 = 5 Jahre benötige. Zum zweiten müssen die Schüler 
der vielen kleineren deutschen Schulen in Schülerheimen 
an grósseren Orten untergebracht werden. Seit Monaten 
arbeite man in dieser Beziehung mit der Partei zusammen. 


Er müsse anerkennend hervorheben, dass in Lowitsch eine 
vorbildliche Arbeit geleistet wórden sei. In Warschau 
bestünden zurzeit 2 grosse deutsche Schulen mit 1.200 
Kindern und 28 Lehrkräften, 1 Handwerkerschule mit 350, 

1 Haushaltungsschule mit 350, 1 gewerbliche Berufsschule 
mit 300, 1 Oberschule für Jungen mit 220 Schülern, 1 solche 
für Mädel mit 220 Schülerinnen. Den beiden Letzten seien 
Schülerheime angefügt. 


Aus diesen Angaben sei zu ersehen, dass kleine Mängel, die 
da und dort aufträten, gezenüber dem Zustand des deutschen 
Schulwesens im gesamten Distrikt Warschau nicht ins 
Gewicht fielen, Gerade in diesem Dietrikt sei vorbild- 
liche Arbeit geleistet worden. Der Hauptabteilung sei 
bekannt, dass noch 3 Orte ohne Lehrkräfte vorhanden seien, 


Der Leiter des Amtes für Gesetzgebung in der Regierung des 
General gouvernements Oberlandesgerichtsrat Dr. Weh 
erklärte, dass die Initiative für die zuerlassenden 
Verordnungen bei den Fachabteilungen liege. Vielleicht müsst 
man mehr die Stellunznahme der einzelnen Distrikte zu den 
Verordnungen heranziehen. Das sei schon bei einer ganzen 





Reihe von Vorlagen gemacht worden. Gerade in dieser Sitzung 
sei wieder eine neve Verordnung Wirklichkeit geworden 

und zwar die Verordnung hinsichtlich der Strafdrohung 

bei unbefugtem Verlassen des jüdischen Wohnbezirks. 

Seiner Ansicht nach, müsse eine Entlastung in der Richtung 
gehen, dase man eine Reihe von Verwaltungsaufgaben 

wieder den Polen selbst tibertrage, und in dieser Richtung 
kónne auch die gesunde Mittellósung der deutschen 
Gesetzgebung im Generalgouvernement gefunden werden. 


Der Leiter der Hauptabteilung Justiz Ministerialrat Wille 
Husserté sich zu der vom S8- und Polizeiführer angereg- 
ten Verschürfung der Strafgesetze. Er sei von Anfang an 
dafür gewesen, dass in den Verordnungen scharfe Straf- 
drohungen enthalten sein müssten. Auf dem gleichen Stand- 
punkt stehe er auch heute noch. Der Veroränung, die die 
Todesstrafe bei unberechtigtem Verlassen des Jüdischen 
Wohnbezirkes vorsehe, habe er zugestimmt, weil die 
Begründung durch die Hauptabteilung innere Verwaltung 
ausserordentlich eindrucksvoll sei. Im Generalgouvernement 
seien die bestehenden Strafärohungen sehr scharf. Auf 
vielen Gebieten seien sie weit hóher als im Reich, 

obwohl dort durch allgemein gehaltene Gesetze dem Richter 
auf strafrechtlichem Gebiet ein grosser Strafrahmen nach 
oben zur Verfügung steht. Aus dieser Sachlage könnten 
sich aber 2 Gefahrenpunkte ergeben, auf die er hinweisen 
wolle. Die allgemeine Erfahrung lehre, dass 


1.) durch Fortsetzung scharfer Strafdrohungen 
das Empfinden der Bevölkerung abgestumpft 
werde und 


2.) dass von diesen schweren Strafdrohungen 
beim Urteilsspruch kein Gebrauch gemacht 
werde, 


Im Vordergrund des Interesses stehe die Bekämpfung der 
Preistreiberei. Auf diesem Gebiet kónne man die augen- 
blickliche Lage nicht als schön bezeichnen. Im Januar 
1940 sei die Verordung über Preistreiberei, die schon 





Strafen vorsehe, geschaffen worden. Im April 1940 sei 

dann die Freisbildungsverordnung erlassen worden, die nach 
dem Vorbild des Reiches das Ordnungsstrafverfahren vor- 
sehe, Darüber hinaus sei im Mai dieses Jahres an die 
Hauptabteilung Justiz der Wunsch herangetragen worden, 
fliegende Gerichte zur Bekämpfung zur Verfügung zu 
stellen, Daraufhin habe die Hauptabteilung für besondere 
Aktionen, die vom Amt für Preisbildung geplant war, 
vorerst für 2 Distrikte solche Gerichte geschaffen. 


Die Erfahrungen hätten gezeigt, dass in den Stellen, die 
fachlich für die Preisbildungsfragen zuständig seien, 
Übereinstimmung darüber nicht bestehe, wie man eigentlich 
dem Schleichhandel zu Leibe gehen soll. Dr. Krug habe 
erklärt, dass Betriebe ihre Versorgung durch Schleich- 
handel sicherstellten. Eine wirksame Bekämpfung sei so 
lange nicht möglich, als die Übereinstimmung in den 
einzelnen Stellen nicht erzielt sei. Wenn die deutsche 
Verwaltung nicht in der Lage sei, den Schleichhandel 
wirkssm zu bekämpfen, dann würden auch weitere Straf- 
drohungen nichts nützen. Die Hauptabteilune Justiz 

sei bereit, die endlich festgelegte Politik zur Bekämpfung 
des Schleichhandels, zu unterstützen. 


Zu den Ausführungen des Kreishauptmann Zimmermann, betref- 
fend den Einsatz der Gendarmerie erklärte der SS- und 
Polizeiführer Wigand, dass die Anordnungen des Kommandeurs 
dér Ordnungspolizei an die Gendarmerie stets auf Weisung 
der einzelnen Dienststellen des Distriktes erfolgten. 

Den Kreishauptleuten müssten darüber hinaus die Móglich- 
keiten gegeben werden, der Gendarmerie unmittelbar 
Weisungen zu erteilen. 


Der Leiter der Abteilung Polizeiwesen in der Hauptabtei- 
lung innere Verwaltung Landrat Dr. Schönhals äussert 
sich über Polizeifragen, Organisatorisch sei die Verwaltung 


Polizei im Generalgouvernement in die innere Verwaltung 











eingegliedert. Hier liefen alle Füden auf polizeilichem 
Gebiet zusammen, Es sei nicht so, dass nur die Abteilun- 
gen der inneren Verwaltung mit polizeilichen Arbeits- 
gebieten zu tun hätten, auch von anderen Abteilungen 
ergingen Veroränungen, die polizeilichen Einschlag hätten. 
Zu den Ausführungen des Kreishauptmann Zimmermann über 
ein Weisungsrecht der Kreishauptleute gegenüber der 
Gendarmerie, müsse er erklären, dass hier alle offenste- 
henden Fragen in ein Polizeiverwaltungsgesetz, wie es 

im Reich bestünde, zusammengefasst werden müssten. Dabei 
müsse die Dreiteilung: Regierung, Oberste Polizeibehórde, 
Gouvern^ure verankert werden. 


Landrat Dr. Schönhals behandelt dann einige vordring- 
liche Fragen aus dem polizeilichen Sektor. Nach dem 
Inkrafttreten der Verordnung über das Entweichen aus 

dem Ghetto, werde es nótig sein, dass die Kreis- und 
Stadthauptleute ihre bisherigen Anordnungen nochmals 
genau überprüften und erforderlichenfalis nochmals 
bekanntmachen würden. - Die Luftsohutzmassnahmen blieben 
weiterhin inkraft. Auf diesem Gebiet würden in den 
nächsten Tagen noch Anordnungen ergehen. Die Haupt schwie- 
rigkeiten lügen hier im Strassenverkehr, z.B. in der 
Kontrolle der Kraftfahrzeuge und ihrer vorschriftmässigen 
Verdunklung. = 

In Vorbereitung sei eine neue Ordnung des Meldewesens 
der Auslünder. Die Kennkartenaktion sei gegenwärtig im 
Gange. 





Neben polnischen und ukrainischen Polizeikräften seien 
im Generalgouvernement viele Krüfte der deutschen Polizei 
eingesetzt. Der Verwaltung stehe für besondere Aufgaben 
der Sonderdienst zur Verfügung. Die vorhendenen Polizei- 
kräfte reichten den Kriegsverhältnissen entsprechend 

aus. Die Sicherheit sei gewährleistet, und es werde 

auch weiterhin alles getan werden, um diesen Zustand 
beizubehalten, 








Staatssekretär Dr. noepple machte dann einige zusammen- 
fassende Ausführungen. Vor einigen Wochen habe ihn der 
Herr Generalgouverneur &us dem ruhigen Bayern in sein 
arbeitsträchtiges Gebiet geholt, und er müsse Sagen, dass 
sehr viel Interessantes auf ihn eingestrómt sei. Die 
Warschauer Regierungssitzung bezwecke einen gegenseitigen 
direkten Meinungsaustausch, Die Regierungsmitglieder 
hütten ausserordentlich viele Anregungen erhalten, 

Die Urlaubsfrage werde von der Regierung in dem angereg- 
ten Sinne geregelt. Der Stellenplan für das General- 
gouvernement sei so ziemlich fertiggestellt. Der Grund- 
satz des Generalgouverneurs, die Aufgaben, die ihm 

der Führer übertragen habe, aus eigener Kraft zu lósen, 
sei durchgeführt. 


Im Verlaufe der Sitzung habe man gehört, dass der Nach- 
wuchs an Beamten,und nicht nur bei den Lehrern,sondern 
auch bei den Verwaltungsbeamten, sehr manzelhaft sei, 
Daher sei es selbstverstündlich, dass in dieser Richtung 
etwas geschehen müsste. Die Verwaltungsschulen seien 

im Aufbau begriffen, ganz besonders werde er sich der 
Lehrerfrage annehmen. Die Einrichtung von Internaten 
halte er für absolut richtig. Aus den Schülern dieser 
Heime lasse sich dann auch der Nachwuchs an Lehrkrüften 
rekrutieren. 


Ein wichtiges Problem sei der Wohnungsbau. Wenn der 
deutsche Beamte hier leben solle, müsste er selbstver- 
ständlich Verhältnisse vorfinden, die ähnlich denen des 
Reiches seien. Hier müsse alles getan werden, besonders 
nach Beendigung des Erieges, wenn die Rohstoffe in 
reichlicherem Masse zur Verfügung stünden. 


Die Regierungsmitglieder würden alles, was in dieser 
Sitzung an Anregungen aufgetaucht sei, eingehend beraten 
und das Versprechen abgeben, alles irgendwie Mögliche 
zur Ausführung zu brinzen. 





Der Leiter der Abteilung Bauwesen Prüsident Bauder 
erklärt, dass das Bauen im Generalgouvernement im 
Gegensatz zu der gegenwärtigen Lage im Reich absolut 

nur eine Verkehrsfrage sei. Die Baumaterialien und die 
Menschen seien vorhanden, die Kontingente stünden in 
einigermassen ausreichenden lengen zur Verfügung. Nach 
Lósung der Yerkehrsfrage seien die anderen mit dem 

Bauen zusammenhüngenden Fragen keine Probleme mehr. 

Auf dem Gebiet des Strassenbaues müssten die Arbeiten 
eingestellt werden, weil keine Waggons zu bekommen seien. 


Der Herr Generalzouverneur hält dann folgende Schluss- 
ansprache: | 


Herr Gouverneur, meine Herren! 


Ich möchte die Tagung schliessen und allen danken für 
die Teilnahme an den gestrigen und heutigen Besprechungen. 


Einen grossen Teil der gestern geäusserten Sorgen und 

Nöte des Gouverreurs habe ich gestern in einer Besprechung 
im kleineren Rahmen beseitigt. Ich glaube, dass der 
Distrikt Warschau mit dem Ergebnis dieser 2 Tage zufrieden 
sein kann. Es ist für uns alle eine Freude, dass der 

Herr Gouverneur gütigst zu lächeln geneigt ist, 
(Heiterkeit) 


Es kommt bei uns im Generalzouvernement darauf an, dass 
wir die eiskalte, klare Linie, die wir nunmehr das 

2. Jahr durchgehalten haben, nicht vergessen, und die 
da lautet, dass über dem sichérlich feststehenden 
Ergebnis unserer Verwaltungsarbeit die grosse Pflicht 
lag und liegt, in dem Gesamtgefüge der Kriegsnotwendig- 
keiten des Reiches unseren Platz ausgefüllt zu naben. 














Wenn im Reich die Gauleiter und Landrüte einerseits 
und die Reichsminister andererseits zu einer derertigen 
Sitzung wie hier zusammenkommen könnten, so würde man 
als deutscher Verwaltungsmann darauf stolz sein können. 
Im Reich besteht diese Möglichkeit aber leider nicht. 
Es ist das erste Mal in der Verwaltungsgeschichte 
überhaupt, dass der Chef eines Landes mit den Mitgliedern 
der Regierung in das Land reist, um dort Ergebnisse 
für eine fruchtbare weitere Zusammenarbeit zu sammeln. 
Wir im Generalgouvernement sind das Laboratorium für die 
Möglichkeiten einer Verwaltungsreform. Der ganze Aufbau 
der Verwaltung, den der Pührer selbst zu Beginn der Arbeit 
mit mir eingehend besprach, der Versuch, die Einheit 

der Verwaltung in dem einzigen möglichen Sinn, den wir 
hier durchgeführt haben, in die Tat umzusetzen und diese 
Einheit der Führung und organischen Wirksamkeit auch 

in der Partei durzusetzen, hat zukunftweisende Bedeutung 
für das Reich. Wirmerken das bei allen Verhandlungen, 

Wenn ein Mitglied der Regierung als einzig massgeblicher 
Repräsentant des Generalgouvernements bei Verhandlungen 
in Berlin eine ém)flürung herbeiführen will, so muss 

er mit 3, 4 oder 5 Reichsstellen gleichzeitig über die 
gleiche Materie verhandeln, da die Zuständigkeitsfülle 

des Reiches durch den Krieg nicht reduziert werden konnte, 
Diese auch durch die Notwendigkeiten erzwungene Einfach- 
haltung des Verwaltungsapparates des Generalgouvernements 
bringt die Móglichkeiten einer klaren Führung mitisich. 

Des weiteren bringt sie aber auch jene Schwierigkeiten 

mit sich, deren Zeugen gie ja selbst sind. Der Mangel 

an Menschen beginnt sich auch als die grosse Sorge 

der Reichsorganisation anzukündigen. Man best jetzt die 
£rosse Hoffnung, dass sich nach Kriegsende die leeren 
Plütze wieder füllen würden. Wir Deutschen waren ein 

Volk ohne Raum,-passen wir auf, dass wir nicht ein Raum 
ohne Volk werden. Auuh nach dem siegreichen Ende des 
Krieges wird das deutsche Reich eine grosse Wehrmacht unter 














halten müssen, Das Reich wird sich in seinem Gefüge 
elementaren Vereinfachungsnotwendigkeiten seiner Verwaltung, 
wie wir sie hier aus Not und Zwang durchgeführt und 
erprobt haben, nicht verschliessen kónnen. Jeder von 
Ihnen arbeitet in diesem Laboratorium. Wenn jetzt 
Reichsmarschall Hermann Góring feststellen kann, dass 

das Generalgouvernement das einzige der seit 1939 
besetzten Gebiete ist, in dem einigermassen Ordnung, 
Frieden und Arbeitsmóglichkeiten bestehen, eo ist das 

auch für Sie, meine Herren, eine grosse Anerkennung. 

Diese Anerkennung hat auch der Führer, als ich 2 Tage 

vor dem Einmarsch in Russland bei ihm in der Reichskanzlei 
weilte, in schönsten Worten ausgesprochen. 


Wir stehen nunmehr in dem vergrósserten Generalgouvernement 
vor der Notwendigkeit, mit den jetzt vorhandenen Krüften 
ebenso wie in Fortsetzung der bisher bewährten Methode, 
die Arbeit foxzusetzen. Es wird immer besser und nicht 
schlechter. Die Entwicklung der Ernährung, der Versorgung, 
der Preispolitik, das schwierige Ineinklangbringen von 
einzelnen Einstellunzen ist alles hinzunehmen als ganz 
kleiner Schatten, der über unserer Arbeit liegt. Ich 
wünschte, meine Herren, dass Sie Einblick hütten, in die 
teilweise doch durch den Krieg sehr erschwerte Gesamtlage 
unseres Reiches und Volkes. Sie wissen, dass gerade 

alle Probleme, wie wir $ie hier erórtern, wie Preistreibe- 
rei, Schleichhandel, Kriegsschiebertum im deutschen Reich 
leider in kaum zu verkennendem Umfang im stürksten 
Anstieg begriffen sind und eine ernste Sorge der Regierung 
darstellen. Angedeutet sei nur, dass man im Reich die 
fluktuierende Kaufkraft kaum eindámmen kann, dass es jdzt 
zu kaum mehr erträglichen Kaufmanieren kommt. Es wird 
nicht mehr gekauft, was man braucht, sondern alles, was 
man haben kann. Auah die Haltung des Preisgefüges bereitet 
der Reichsregierung grosse Sorgen. Sie wissen auch, dass 











die ausreichende Lebensmittelversorgung des Reiches 
besonders mit Fleisch und Fett ernste Sorgen in sich 
birgt. Hier miissen wir uns als Deutsche immer wieder 
sagen: Wenn Nöte durch den Krieg kommen, dann soll sie 
das deutsche Volk, weiss Gott, zuletzt spüren. Wenn 
Jemand hungert, dann das deutsche Volk zuletzt, wenn 
jemand Not und Elend hat, dann das deutsche Volk zuletzt, 
und wenn Währungen erschüttert sind, dann die Währung 
Deutschlands zuletzt. Das muss jetzt eine nützliche und 
nationalsozialistisch auch notwendige Erkenntnis sein, 
die uns durchziehen muss, Ich möchte einmal wissen, 
wenn eine polnische Besatzungsbehörde in Berlin sässe 
und dann ein Distrikt Mark Brandenburg unter polnischer 
Besatzungsherrschaft zusammenträte, ob man dann mitderart 
ruhiger Sachlichkeit objektiv über die Bedürfnisse in dem 
polnisch besetzten Distrikt Brandenburg verhandeln 
würde, wie wir das hier tun. Vergessen Sie nie, dass wir 
hier Todfeinde haben. Wir leben nicht in einer befriedeten 
Umwelt. Es handelt sich darum, wie lange halten die 
Energien des deutschen Volkes die Führung dieser 
Riesenräume so durch, dass sich aus einer natürlichen 
blutmässigen Quelle der unterworfenen Völker keinerlei 
Widerstand zu rühren vermag. Es ist klar, dass die 
deutsche Verwaltung immer wieder diese schwierige Linie 
des Ausgleichs zu finden hat, die das Gesamtinteresse 
des deutschen Volkes in erster Linie berücksichtigt 
aber auch die Bedürfnisse des Nebenlandes. Interessant 
für mich war, dass einer der Redner offen sagte, die 
Minderversorgung an Lebensmittel verhindert die Juden, 
Gewaltakte auszuführen. Es hat aber keinen Wert, wenn 
wir nur den Grundsatz haben, die Polen müssten verhungern. 
Das ist schön zu sagen, wenn man aber den Dinzen auf den 
Grund gehe, dann tauchten die Fragen auf, wieweit muss 
unsere Fürsorge gehen, dass sie für die 70.000 Eisenbah- 
ner der Ostbahnen und die Hundertausende von Arbeitern, 
die unseren Diensten stehen, erträglich ist. 
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Wir 4ationalsozialisten müssen in diesem Raum eine 
mustergültige Verwaltung mit grosser Elastizität 
aufbauen. Wir müssen in diesem Raum die restlose 
Durchsetzung der Führung erreichen und alles darauf 
vorbereiten, dass dieses Gebiet einmal in absehbaren 
Jahren ausschliesslich deutsches Siedlungsland wird, und 
dass dieses Gebiet ab sofort dem Reich möglichst geringe 
Schwierigkeiten macht. Wir müssen einsehen, dass wir 
ganz wenig Männer sind, die diese Riesenaufgabe zu 
erfüllen haben, 
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ich habe mich sehr über die Ausführungen des Kreis- 
hauptmanns Zimmermann gefreut, wenn er sagte: er brauche 
initiative,und müsse schauen, wie er durchkommen kónne. 
vas ist natürlich auch die typisch Östlich illegale Art, 
dab er uns sagt: was ergesan habe, sei ja eigentlich ge- 
gen das vesetz. Ich freue mich in gewissem Sinne darüber - 
bei mir klingt diese Freude vielleicht etwas eigenartig -, 
von ihm zu hören, daB ihm die Veroränungen zu sehr Fesseln 
anlegen, Ich weiß allerdings nicht, ob diese Skepsis viel- 
leicht nicht doch etwas zu weitgehend ist, wenn man bedenkty 
was dieser Kreishauptmann doch trotz dieser Erkenntnis al- 
les machen konnte. Würde im Deutschen Reich vielleicht ein 
Landrat auf den Gedankenkommen, ein ganzes Dorf plötzlich 
zu evakuieren’ - Stellen Sie sich das einmal vor. 

(Heiterkeit) 
Ich weiß doch nicht, ob diese maSnahme nicht zumindesten 
in dem Kreis gewisses Aufsehen erregen wiirde. 
(Erneute Heiterkeit) 

Und das erzählen Sie hier nicht irgendwie insgehcim einem 
interessierten Zuhörerkreis, sondern in Anwesenheit des 
höchsten Repräsentanten des Reiches und verschiedener 
Regierungsmitglieder und inrer Kameraden. Und dabei ist 
es nicht nur verwunderlich, daß Sie uns das erzählen, 
sondern daß wir es glatt hinnehmen. Nun, ich glaube, wir 
wollen uns beide alles verzeihen. Sie verzeihen uns die 
Verordnungsfesseln,und ich verzeihe ihnen die all zu zroß- 
zügig ausgelegte Freiheitszone, die Sie sich allmählich 
erarbeitet haben. 

is ist klar, daa das nicht nur für Sie, den Kreis- 
hauptmann, sondern eigentlich für alle maßgeblichen Männer 
des veneralzouvernements gilt. Das wissen wir nachgerade, 
daß wir nicht nach dem bürokratischen Schema von früher 
restlos einer Nachprüfung unterzogen werden könnten. Wenn 
man so wie wir vom Führer ein Stück erobertes Land bekommt 
| | und der Führer nur sagt: schau, was Ju daraus machen kannst, 
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irgendetwas mußt Du schon tun, damit ich keine Scherereien 
damit habe,- dann bekommt man die absoluteste General- 
volimacht. Sie müssen sich vorstellen, meine Herren, daß 
wir im Generalgouvernement heute Vollmac ten haben, wie sie 
außer uns vom Führer derzeit niemand erhalten hat. Allein 
in dieser Vollmachtenfülle, die wir besitzen, liegt eine 
ungeheure Linmaligkeit. Ich darf darauf hinweisen, daß die 
Konstruktion etwa der Verwaltung der übrigen besetzten 
Gebiete doch völlig anders ist und mit der unsrigen über- 
haupt nicht verglichen werden kann. Besonders der Vergleich 
mit den neuen Ustgebieten und ihrer völligen Aufteilung 
aller Zuständigkeiten in verschiedenste voneinander unab- 
hangige neichskommissariate sowie der Unterstellung unter 
den Reichsminister für die besetzten Ostgebiete zeigt, daß 
hier eine völlig anderartige Verwaltungsordnung im Erstehen 
ist. Daraus können Sie entneéima, daß es der Führer, schon 
was diese Vollmachten angeht, gut gemeint hat. 

Meine Herren, ich darf Ihnen zum Schluß sagen, daß 
ich mit Innen sehr zufrieden bin. Ich weiß, aus meinen 
alten Kampfgefährten, dem Parteigenossen Fischer, ist mitt- 
lerweile ein hochachtbarer Gouverneur und stolzer Mann 
geworden. Auch Sie selber haben ein Recht, auf das stolz 
zu sein, was Sie geleistet haben. Fast jeder Kreishaupt- 
mann hat aus einem dreckigen Kaff, das er übernommen hatte, 
allmählich eine anständige und ordentliche Jienststelle 
gemacht. Und ich weiß noch, dai es, als ich zum ersten Wal 
in diesen Saal hineintrat, hier noch hineinregnete und 
alles durchlichert war. Wenn man das Stadtbild von Warschau 
im Jahre 1959 mit dem heutigen vergleicht, so sieht man 
Gen gewaltigen Schritt der Arbeit vorwärts. Daher - das 
wollte ich eigentlich sagen - müssen wir Optimisten sein. 
Jenn schlimmer, als wir es gehabt haben, kann es bei uns 
überhaupt nicht kommen. Mit allen Dingen werden wir fertig, 
wenn wir zusammenstehen. Daher müssen wir uns auch mit die- 
sen persönlichen Dingen gar nicht weiter abgeben. Es ist yw 
selbstverständlich, dap sich dort, wo sich Männer wes 











in außerordentlich schwieriger isolierter Verwaltungs- 
position befinden, persónliche oder sonstige skeibungen 
ergeben. ss ist klar, daß auch geredet wird und Unzufrie- 
denheiten aufsteigen. Aber hier möchte ich fast nach dem 
Rezept des l'anatikers der Betreuung der Juden saren: je 
mehr man uns hier zu arbeiten aufgibt und unsere Ener- 
gien für die Arbeit in Anspruch nimmt, desto weniger kaum 
haben wir für dei Kampf des einen gegen den andern. Vas 
Sind Dinge, die unter der westlichen Kultur in Berlin ir- 
senawo in Erscheinung treten mógen, in unserem bereich, 

der bexanntlich immer noch als Heichsgebiet zuerst von 

der Sonne geküßt wird, sind wir - das können wir sagen - 
Wirkliche Kinder und Kiinder eines besseren veneralrouver- 
nements. Auch die Stimmung, die in der letzten Zeit in den 
Berichten aus dem Reich da und dort als etwas nervös ge- 
schildert wurde, war im veneralgouvernenent nie schlecht. 
Ver fanatische Glaube an die uns gestellte Aufgabe, die 
einen weltgeschichtlich einmaligen 3inn hat, dieses klare 
Wissen darum, dap das Generalgouvemement, das einmal in 
einem Winkel lag und als Abstellplatz für Abfallprodukte 
nenschlicher Art aus dem Reich, für Juden und skonstiges 
lichtscheues vesindel, bestiumt war, nunmehr die Brücke 
zwischen Ost und West innerhalb des deutschen Machtbereichs 
darstellt, - sie müssen uns auch eine große Genugtuung sein, 
in dieser größten Zeit der Weltgeschichte vom Führer auf- 
gerufen und auf einen der wichtigsten Punkte in der Linie 
der weltgeschichtlichen antwicklung dieser Zeit gestellt und 
worden sein. Das ist der stolzeste shrentitel, den wir uns 
erringen kónnen. 

Së ist schwer genug, nicht an der Front zu sein. Wir 
sind alle nur sozusagen zwangsweise durch Befehl von oben 
aus dem Soldatenstand gekommen und haben das Beamtenkleid 
angezogen. Um so mehr ist aber auch hier Jene Pflichtauf- 
fassung am Platze, die da sagt: der Führer wird schon wissen, 
warum er uns diese Aufgabe gestellt hat; und warum wir diese 
Aufgabe als eine große Aufgabe ansehen, wissen wir selber. 








18 Millionen eines fremden Volkes sind uns hier im General- 
gouvernement anvertraut. vas bedeutet für die wenigen - 
man möchte sagen - nach Hunderten zu zählenden deutschen 
Beanten einen ungeheuren Aufwand an Arbeit. Aus dem Bericht 
des 55- und und Polizeiführers konnten Sie z.B. auch ent- 
nehmen, daß ihm an einem der wichtigsten Punkte der Sicher- 
heitspolizei plötzlich die Leute ohne Stellung eines Er- 
satzes abgenommen werden mußten. Wir haben fürderhin im 
ganzen Generalgouvernement höchstens mit 9 Polizeibataillo- 
nen zu rechnen, mit knapp 4 OOO Mann Ordnungspolizei im 
ganzen veneralgouvernement. Schon aus dieser Tatsache kön- 
nen Sie entnehmm, wie notwendig es ist, daß diese Verwal- 
tung so wie bisher in absoluter Geschlossenheit und Einheit 
nur mit einem Defehlstrüger aufgebaut bleibt. Wir sind 
gleichsam ein Schiff mit einem Kommandanten, ausgeschickt 
von Führer,mit einer erlesenen Mannschaft einem neuen Lan- 
de entgegenzusteuern. Möge daher unsere Gemeinschafts- 
arbeit auf diesem Kriegsschiff im Dienste unseres Volkes 
gesegnet sein! 

Meine Herren, wenn Sie bedenken, was in diesem Saal 
einmal an Haß gegen Deutschland geschiirt, was in dem alten 
polnischen Außenministerium gegen uns gehetzt wurde, wenn 
Sie' daran enken, was durch die wahrhaft einzigartige Ge- 
stalt des Führers uns hier in diesem Saal ermöglicht ist, 
so muß alles Persönliche unä alles Ichbezogene schwinden 
gegenüber der gewaltigen Größe dieser Zeit. 

Ich freue mich, feststellen zu können, daß dieses 
Kriegskind, die Verwaltung des Generalgouvernements»diesen 
hohen veist besitzt, wie ich das auch in diesen beiden Ta- 
gen erneut sehen konnte. Ich wünsche Ihnen, Parteigenosse 
Fischer, und allen Ihren Mitarbeitern für die Zukunft das 
Beste. 


Gouverneur Dr. Fischer: 

Herr Generalgouverneur! Ich danke Ihnen auch im 
Namen aller meiner Mitarbeiter des vistrikts Warschau für 
die aufrichtenden Worte, die Sie unserer Arbeit gewidmet 
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haben. Ich kann Innen nur die Versicherung abgeben, daß 
wir unsere Aufgabe in Inrem Geiste sehen und bewältigen 
















werden. Ich möchte Ihnen, Herr Generalgouverneur, aber 
auch den herren der Regierung nochmals dafür danken, dab 
Sie unseren Nöten, die wir Ihnen so voller Sorgen vorge- 

| tragen haben, ein weitgehendes sntgegenkommen gezeigt ha- 
ben. ws ist uns, wie es eigentlich immer geschieht, wie- 
derum geholfen warden. Wir freuen uns, Herr Generalgou- 
verneur, auf die nächste >itzung und darauf, daß Sie mit 

| der Regierung wieder zu uns kommen werden. 

Wir grüßen den Führer. Unserem geliebten Führer ein 
dreifaches Sieg Heil! 


Schluß der Sitzung: 1302 Uhr. 


Regierungssitzung in Warschau 


om l4, 15, und 16, Oktober 1941. 





Herr Generalgouverneur | 


Es ist das zweite Mal, daß Sie mit den Mitgliedern Ihrer 
Regierung hier in Warschau eine Regierungssitzung abhalten, um 
sich mit den besonderen Probiemen Warschaus an Ort und Stelle zu 
beschäftigen, Ich darf Sie, Herr Generslgouverneur, und die Herren 
Ihrer Regierung zunächst herzlichst im Namen aller Deutschen Ware: 
schaus bogrüssen, insbesondere auch Sie Herr Stantssekretär or, 
Boepple,. der Sie zum ersten Mal in Warschau sind und Ihnen dan = 
kon, daß Sie uns durch diese Sitzung Gelegenheit geben, einige 
Fragen, die Warschau im besonderen berühren, mit der Regiorung 
zu besprechen, | 

Erschien die Lage Warschaus bei der ersten Regierungssitzung 
am 20.1.1941 als durchaus hoffnungsvoll, so brachten doch die | 
kormenden Mon: te durch Ereignisse, die ausserhalb unserer Macht= 
sphäre lagen, Schwierigkeiten für die Stadt Warschau und den 
Distrikt, die alle bisherigen tibertrafcn, Worschau wurde ein 
Hauptpunkt des militärischen áufmarsches und der Vorbereitung 
des Ostfeldzuges, Als Folge traten ungeheure Schwierigkeiten in 
der Versorgungslage der Stadt sowohl mit Lebensmitteln für die 

t Bevölkerung wie auch mit Kohlen und Rohstoffen für die Industrie 


ein, 
| Die Verkehrswege waren zu Zciten ausschliesslich, zu ande = 
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ren Uberwiegend für die militärischen Notwendigkeiten in Anspruch 


genommen, Diese Nóto Warschaus sind Ihnon, Herr Goneralgouverneur, 


e — — tr — — - 


und der Regierung ja hinreichend bokannt, Ich brauche deshalb 
nicht mehr darauf einzugehen, Ich darf jedoch, Ihnen Herr Ge = 
neralgouverneur, ganz besonders danken für das Verständnis und 
fur die Hilfe, die Sie in diesen Monaten den Distrikt stets 
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angedeihen liessen, Wir haben diese schwierigen Monate überwunden 
dank der unermüdlichen Arbeit aller deutschen Stellen, wobei uns 
allerdings auch die ruhige und besonnene Haltung der Bevölkerung, 
soweit es sich ‘um Aufrechterh11 tung der óffentlichen Ordnung und 

Ruhe handelt, entgegenkan, 

Auf einem Gebiet hat jedoch die Bevölkerung völlig versagt =- 
von ihrem Standpunkt aus sogar nicht ganz unbegreiflich - und das 
war in der Wahrung der Disziplin in allen Tragen der Wirtschaft, 
des Preisgefüges und der Arbeitsmorel, Wohl durch die allgemeine 
Not bestimmt haben sich immer mehr Polen auf den Schleichhandel 
verlegt und handeln bis zum heutigen Tag mit den möglichsten und 
unmöglichsten Dingen, um ihren Lebensunterhalt zu fristen, Arbei= 
ter verlassen ohne jeglichen Grund ihre Arbeitsstelle um auf das 
flache Land hinauszufahren und Lebensmittel dort aufzukaufen, am 
sie in Warschau zu Fantasiepreisen weiter zu verkaufen, Die Ge " 
schäfte weigern sich ganz Offen, deutsche Bedarfsscheine entge = 
genzunehmen, bieten &ber gleichzeitig den Küufern die gloiche | 
bewirtschaftete Ware zu irrsinnigen Preisen an, Das sind ausser a 
ordentlich bedenkliche Zeichen, weil sie zeigen, daß die Autori = 
tüt der deutschen Verwaltung gelitten hat, Es ist für die deut - 
sche Verwaltung bei dem Mangel an Exekutiv = Organen unmöglich, 
überall einzuschreiten; zum Teil fehlen auch geeignete Straf = 
drohungen, die abschreckend wirken, M.E., ist es bei Beginn die = 
ses Winters, der ftir Warschau nach allen vorliegenden Anzeichen 
wohl der Schwierigste werden wird, notwendig, zunächst einmal 
die volle Autorität der Verwaltung wieder herzusteilen, durch 
strengste Anwendung der Machtmittel und durch die Schaffung einer 
geeigneten Gesetzgebung, die es ermöglicht mit der allergrößten 
Scharfe gegen diese Wirtschafissaboteure vorzugehen, 

Für den Distrikt Warschau habe ich seit einiger Wochen mit 
einer wesentlich verschärften Behandlung dieser Elemente be = 
——— — — — - —--—-— 
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gonnen, Bei Boginn der Ernteerfnssungsaktior. stellte es sich her= 
cus, GAR viele Bauern nicht abliefern wollten, Ich habe deshrlb 
in éinigen der Kreise Zwangsarbeitslager errichtet, wofür wir die 
Einrichtungen der Wasserwirtschaftsstelle der Abtlg. Ernährung u, 
Landwirtschaft benutzen konnten, In diese Lager wird jeder Bauer, 
der nicht rechtzeitig dem Ablieferungsbefehl nachkommt, eingelie= 
fert und muß dort Bodenverbasserungsarbeiten ausführen. De die 
Angehörigan dieser Bauern reichlich Lebensmittel senden, erfolgt 
Duch die Verpflegung völlig kostenlos, Die Wirkung dieser Lager 
wor und ist Uberraschend gut, Die Beuern haben grosse Angst und 
liefern nunmehr sehr befriedigend nb, sodaß der Distrikt Warschau 
in der Getreideerfassung an der Spitze aller Distrikte steht, In 
Warschau selbst habe ich 20 Gaststätten für längere Zeit schlies= 
sen und die Inhaber dieser Gaststätten schwer bestrafen lassen, 
weil sie entgegen den bestehenden Vorschriften verbotene Fleisch= 
gerichte verkaufton. Daß darunter die bekanntesten und von den | 
Deutschen gern besuchten Lokile sich befinden, ist gwar bedauer = 
lich, aber nicht zu umgehen, Von 50 an einem Tage kontrollicrten 
Verkaufsgeschäften wurden 12 geschlossen, w=il sie ebenfalls be = 
wirtschaftete Viren entgegen den bestehenden Vorschriften zu 
Schleichhnndelspreisen verkauften, Alle gewerbsmässigen Schleich 
handler, die wir fassen, kommen in ein Zwangszrbeitslager, das in 
Iroblinka im Kreise Sokolow errichtet wurde und das laufend aus = 
gebaut wird, un die grosse Zahl der Interessenten aufnehmen zu 
können. Boi vielen dieser Massnahmen ist cine gesetzliche Grund= 
lage nicht vorhanden, aber sie mussten durchgeführt werden im In= 
teresse des Anschens dor deutschen Verwaltung. ! 
Heine erste Bitte, Herr Generalgouverneur, an Sie goht da = 
hin, durch eine Verordnung don einzelnen Distrikten die lechts = 
grundlage zu goben, un auf dem eben kurz geschilderten Wege je 
nich den örtlichen Verhältnissen mit entsprechenden Massnahmen 
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wieder Ordnung und Zucht schaffen zu kónnen, Der deutsche Ver = 
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waltungsapparat muss schnell und hart zugreifen kónnen, Die Stra= 
fe muss auf dem Fusse folgen; nur so, glaube, kann die gewünschte 
Wirkung erzielt werden. Sie wissen, daß ich Horr General zouver à 
neur, mich stets gegen die Verkängung unnótig hoher Strafen ge x | 
wandt habe; aber in diesen Füllen ist die schürfste Strafmassnah = 
me unbedingt notwendig, 

In diesem Zusammenhang möchte ich eine andere Frage an e 
schneiden, die eng damit verbunden ist. Die Deutschen Verwaltungs= 
stellen sind, wie ja allgemein bekannt ist, derartig dünn besetzt, 
Aaß sie nur mit der allergrößten Mühe die notwendigsten Aufgaben 
engreifen und lösen können, Diese Lage hat sicb durch den Zuwachs 
des Distrikte Galizien und die damit bedingte Abgabe von vielen 
Arbeitskräften dorthin derartig verschlechtert, daß der deutschen 
Verwalturz im Distrikt wirklich eine ernste Gefahr drehte Not e 
wendig erscheint mir auf jede Inangriffnahme nicht absolut not e 
wendiger Aufgaben srlnnge zu verzichten, bis wieder bessere Ver = 
hültnisse eintreten, Wir können uns in den Distrikten wirklich 
nur auf das allernotwendigste beschränken, Es nützt uns nichts, 
wenn täglich neue Verordnungen und Anordnungen erlassen werden, 
die uns weitere Aufgaben bringen, wenn wir sie einfuch nicht durchs 
führen können. Auch darunter leidet die Autorität der deutschen 
Verwaltung, daß die Polen merken, die Deutschen nehmen es ja nit 
der Durchführung ihrer Verordnungen gar nicht so ernst; " wenn 
wir sie nicht einhalten, geschieht uns ja nichts. Infvlgedessen 
halten wir sic nicht ein, " Hinter jeder Massnahme gegenüber 
Polen muss die ganze Kraft der deutschen Verwaltung stehen, Lieber 
etwas überhaupt nicht regeln, als die Durchführung der Regelung 
nicht erzwingen können, 

Ich bitte deshalb auch von der Abstellung des Sonderdienstes 


zum Jehrestag des Bestehens des Gonerolgouvernements an 26, Okto= 
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ber Abstand zu nehmen, Es ist beabsichtigt, den Sonderdienst 








bereits am 16, Oktober nach Krakau zuziehen, um eine geschlossene 
Ausbildung üurchzuführon,. Das bedeutet den Ausfall des Sonder = 
dienstes inmitten der Srnteerfassungsaktion für mindestens 14 Tage, 
Ich glaube, daß in den heutigen Zeiten diosor .usfall des Sonder = 
dienstes, der ja dor Haupttrüger der Ernteerfassungsaktion mit 
polizeilichen Mitteln darstellt, nicht verantwortet werden kaan, 


Warschau hat in den zwei Jahren der Deutschen Verwaltung 801: 
no Existenzberechtigung erwiesen, Es ist die gróBte Industric " 
stadt des Generalgouvornenents, Trotz aller Schwierigkeiten und 
trotz unserer anfänglichen Vorsuché, Warschau seiner Bedeutung zu 
ontkleiden, hat es seine Stellung als Induetriostadt nicht nur 
nicht gehalten, sondern sogar verstärkt, Das Reich ist infolge 
des Arbeitsmangels gezwungen, nicht nur erhebliche Aufträge in 
das Generalgouvernement zu verlegen, sondern sogar Zweigbetriebe 
zu errichten, Nach meinen Wissen kommt hierfür in allererster Li= 
nie Warschau in Prage wegen der hicr vorhandenen und günstigen | 
Möglichkeiten sowohl in der Ausnützung bereits vorhandener Indu = 
striewerke als such im Vorhandensein der notwendigen Arbeiter und 
Fachkräfte, Warschau beschäftigt heute ca. 33,000 Arbeiter in der 
Rüstungsindustrie, Daneben mindestens 100,000 Industriearbeiter, 
dio in vielen Hilfsinäustrien auf allen möglichen Gebieten unter 
deutscher Führung und der Boteiligung deutscher Firmen beschäftigt 
werden. Diese an sich günstige wirtschaftliche Entwicklung zeigt 
sich vor allom in dem erhöhten Steueraufkommen Warschaus, Der 
Distrikt Warschau bringt an Steuern allcin ebensoviel auf wie die 
Distrikte Krakau, Radom und Lublin zusammengenommen, Warschau ist 
mit 50,78 % beteiligt, Das Steuereinkommen im Monat August betrug 
27.625.496,03 Zloty, Ein weitores Symptom für die wirtschaftliche 
Entwicklung ist die Tatsacho, da8 die Zahl der Sozialversicherten 


in Warschau laufend weiter angestiegen ist, Sie betrug im Juli 
304.695 gegenüber 261 17 im März des gleichen Jahres, Nach 








Ansicht aller hier tütigen deutschen Wirtschaftskreise wird die 
Istaät Warschau auch nach dem Kriege ihre Bedeutung als Industrie- 
und Handelsstadt behalten, weil sie erstens neben der Wirtschafts= 
funktion für das Generalgouvernement das natürliche Hinterland von 
Danzig und der Industrie im Gau Danzig - Westpreussen ist und weil 
M ferner durch die Entwicklung im Osten ihre ganz besonders günstige 
jiverkehrspolitische Lage zu erhöhter Entfaltung gelangen wird, 

Es tauchen bereits heute schon einige grundsätzliche Fragen 
auf, die entschieden werden müßten, Die benötigten Energien der 
ganzen Warschauer Industrie ist z.Zt. auf Kohlen aufgebaut, Das 
bedeutet, wenn man ganz von den derzeit bestehenden Transport = 
schwierigkeiten absicht eine. gewaltige Verteuerung der Produktion, 
Notwendig ist, wenn Warschau auch in Friedenszeiten konkurrenz = 
fähig sein soll, der Anschluss an ein Gross ~ Kraftwerk, Dieser 
Anschluss ist umso notwendiger, als die Transportschwierigkeiten 


wohl auch nach dem Kriege eine wesentliche Rolle spielen werden, 





IIn Frage käme hier der Anschluss an das Groß - Kraftwerk am Dunajec 
im Distrikt Krakau, Die Hochspannungsleitung vom Kraftwerk am Duna= 
jec nach Starachowice über Moscice ist bereits schon gelegt, sodaB 


lediglich die Strecke Starachowice = Warschau angelegt werden müßte, 





Nachdem das Industrie - Dreieck im Distrikt Radom m,W, durch 
Erdgas versorgt werden wird, bitte ich die Möglichkeit zu prüfen, 
ob nicht bereits jetzt der Anschluss Warschaus an das Groß = Kraf t= 
werk in Angriff genommen werden kann, damit die in Radom freiwer = 
dende elektrische Kraft nach Warschau weitergeleitet werden kann. 
‚Für Warschau würde das cine ganz gewaltige Entlastung bedeuten. 

Es entsteht hier in Warschau, ich darf es offen aussprechen, 
oft der Eindruck, als würde es nicht entsprochend der Bedeutung | 
seiner Industrie mit Werkstoffen bedacht, Z.B., sind allein in War = 


schau 45 % der Kroftfahrzeuge des Generalgouvernements zugelassen, 
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Bestimmt bekommt Warschau nicht 45 % des dem Generalgouvernement 
zur Verfügung stehenden Treibstoffes. Auch die Versorgung mit 
Kohlen erscheint nicht den tatsächlichen Bedürfnissen Warschaus 
entsprechend vorgenommen zu werden, Selbst wenn man die hier be - 
stehenden Transportschwicrigkeiten berücksichtigt sind die Anlie= 
ferungen an Kohlen viel zu gering. Die Kohlenlage Warschaus hat 
sich katastrophal verschlechtert, Im Distrikt Warschau werden 
durchschnittlich im Monat 200.000 Tonnen Kohlen und Koks benötigt. 
Eingegangen ist in den letzten Monaten nur ein ganz geringer 
Bruchteil, Im Juni 1941 61,640, im Monat Juli 50,855, im Monat 
August 44,709 und im Monat September 22,296 to. In vier Monaten 
ist also noch nicht einmal der Bedarf eines einzigen Monats ge = 
deckt, Im Oktober setzte die Lieferung etwas verstärkt ein, Nach 
der letzten Eingangsmeldung vom 10. Oktober sind jedoch an diesem 
Tage noch nicht einmal 1000 to, Kohlen und Koks cingetroffen, Bei 
Dieser Lage ist mit der weiteren Stillegung grösserer Betriebe 

zu rechnen, Die meiston Handwerker werden überhaupt zum Erliegen 
kommen. Sogar die Versorgung der deutschen Dienststellen ist in 
Frage gostellt, ebenso die Versorgung natürlich der Privathaus - 
halte der Reichs- und Volksdeutschen. Bei dieser Sachlage ist es 
völlig unverständlich, daB die Ostbahn nicht nur den aktiven bei 
ihr diensttuenden Eisenbahnern sogenannte Deputatkohlen zur Ver e 
fügung stellt, sondern darüberhinaus allen Pensionisten der frühes 
ren polnischen Eisenbahn, Die Leute erhielten 1 to. Kohlen, Die | 
in den gleichen Ráumen wohnenden Volks- und Reichsdeutschen müs s 
sen zuschauen, wie dio Kohlen an die Polen verteilt werden, Sie 
selbst bekommen keine, Überdies verkaufen die polnischen Eisen = 
bahner, ihre Deputatkohlen zu den tollsten Preisen, Ihren eigenen 
Kohlenbedarf decken sie durch Diebstahl, Polnische Schleichhänd = 
ler bieten ganz offen grossen Wirtschafts- und Versicherungsun à 


ternehmen, die unter deutscher Leitung stehen, Schleichhandels = 











Kohlen in jeder beliebigen Menge an, Einer Bank wurden 1000 to, 


Kohlen angeboten, wobei Bezahlung erst nach der Lieferung erfol à 
gen sollte, Andere Firmen bekamen Angebote über Kohlen, jedoch 
nur waggonweise, Diese Fälle sind der Polizei übergeben worden 
zwecks Feststellung, woher die Kohlen kommen, Es besteht der drin= 
gende Verdacht, daß es sich hierbei um Doputatkohlon nicht allein 
handeln kann, sondern da8 irgendwo eine deutsche Stelle beteiligt 
sein muss, Es ist in den letzten Wochen wiederholt vorgekomnen, 
daß auf Weisung dos Kohlenkonnissars grosse für Warschau bestinm= 
te Transporte unterwegs ausgeladen wurden, zumeist in Tschensto : 
chou und Petrikau, da für Warschau ein oder zwei Tage Transport ái 
sperre bestand, Ist es denn nicht möglich, daß die Züge für diese 
kurze Zeit auf ein Abstellgleis gestellt und bei Freiwerden der 
Strecke nach Warschau weitergeleitet werden? Es müßte hier doch | 
einen Weg geben, Überhaupt besteht nach unserer Ansicht die Móg = 
lichkeit, durch stärkere Hinzuziohung anderer Strecken, z.B, der 
Litzmannstüdter Strecke, die Transportschwierigkeiten teilweise 
zu beheben, Selbst die Eisenbahnbetriebsdirektion der Ostbahn bes 
jaht grundsätzlich diese Möglichkeit, Der Kohlenkormissar hat n, 
E, die Pflicht, diese bestehenden Möglichkeiten mit Hilfe der F 
Ostbahn bis zum letzten auszunutzen, Der Eindruck, daß dies z.Zt, 
geschieht, besteht in Warschau nicht, 

Eine weitere Frage ist, ob die Firnen in Reich, die Auftrüge 
in das Generalgouvernement verlagern wollen, Zweigbetriebe er e | 
richten oder die Aufträge an bereits bestehende Warschauer deut " 
sche und polnische Betriebe vergeben sollen, Ioh glaube, das Ge: : 
neralgouvernement hat ein Interesse daran, daß möglich Zweigbe = 
triebe errichtet werden, denn dann besteht das Interesse der 
reichsdeutschen Industrie in Warschau auch nach dem Kriege weiter, 
s.t. muss man natürlich alle Möglichkeiten ausnutzen und beide 
Wege beschreiten, Die Errichtung von Zweigbetrieben stößt infolge 
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der Raumnot auf erhebliche Schwierigkeiten. Der Ausbau halbzer= 
störter Betriebe ist deshalb notwendig, Leider können die erfor= 
derlichen Rohmaterialen nur im beschränkten Umfang zur Verfügung 
gestellt werden, Auch hier sollte man Warschau in der Zuteilung 
berücksichtigen, denn die rund 2,2 Millionen Menschen, die in | 
Warschau Stadt und Land leben, können nur in der Industrie be = 
schäftigt und ernährt werden. Der Leiter der Hauptgruppe " Ge = 
werbliche Wirtschaft " in dor Distriktkammer Warschau wird im 
einzelnen nachher über dio Lebensbedingungen und Entwicklungs = 
möglichkeiten der gewerblichen Wirtschaft im Distrikt Warschau 


sprechen, 


Das zweite Hauptproblem Warschaus ist die Versorgung der Be 
völkerung mit den notwendigen Lebensmitteln, Der Distrikt Warschau 
hat etwa 3 = 3,2 Millionen Einwohner, Hiervon sind 2,2 Millionen 
Nichtselbstversorger. Diese benötigen, wenn die jetzigen Lebens= 
quoten zugrunde gelegt werden, 352.000 to. Kartoffeln und 180.006 
to, Brotgetreide, Erfasst wurden im Jahre 1940 97.000 to Kartof= 
feln und 62.620 to. Brot&etreide, Nach einem Erlass der Hauptab= 
teilung Ernährung u, Landwirtschaft der Regierung muß in diesen 
Jahr der Distrikt Warschau den Bedarf an Kartoffeln selbst auf e 
bringen, ohne wie im vorherigen Jahr aus Lublin und Radom zusätz= 
liche Lieferungen zu erhalten, Im Vorjahre sind bei einer Anbau = 
fläche von 170.000 ha. rund 200,000 to, auf die Kreise umgelegt 
worden, davon sind 97.000 to, erfasst worden, In diesem Jahr nip 
sen also 4 mal so viel Kartoffeln erfasst werden als in Vor jahre 
bei einer Verringerung der Anbaufläche um 25 4, = Das ist eine 
unerfüllbare Auflage, Ich habe trotzdem angeordnet, daß mit allen 
Mitteln versucht werden muß, die notwendigen Kartoffeln zu erfose 
sen, Dazu ist aber erstens notwendig, da8 genügend Transportnit i 
tel sichergestellt sind. Die Waggongestellungen für die Getreide 


und Kartoffeltrans»orte sind z,.2t., völlig unzureichend, Es werden 
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täglich für den gesanten Distrikt 200 Waggons für Kartoffeltrans ^ 
porte und 100 Waggons für Getreidetransporte benötigt; bei Kartof= 
feln für die Dauer von 50 Tagen, bei Getreide für die Dauer von 
80 Tagen. Ich hatte bei der letzten Regierungssitzung den Antrag 
gestellt, die Ostbahn möge der Eisenbahnbetriebsdirektion Warschau 
60 Waggon neben der normalen Waggongestellung für die Ernteerfas = 
sung zur Verfügung stellen und zwar für die Einrichtung eines Pen = 
delverkehrs innerhalb des Distrikts Warschau, Diesen Antrag hat der 
Herr Pris. Gerteis sowohl dem Abteilungsprüsidenten der Eisenbahn e 
betriebsdirektion Warschau wie auch mir gegentiber telefonisch akrep= 
tiert und die Zurverfügungstellung dieser 60 Waggons zugesagt. Ich 
muß hier feststellen, GAR dieses Versprechen von der Ostbahn nicht 
gehalten wurde, daß auf ein Fernschreiben von mir, das ich vor un e 
sefähr 3 Wochen an den Herrn Pras, Gerteis in dieser Frage gerich s 
tet habe, bis heute keine Antwort eingegangen ist, 428 der Abtei = 
lungsprüs, Herr Süufferor nir bis heute noch nicht nitgeteilt hat, 
weshalb die zugesagten Güterwagen nicht zu bokonnen sind, daß darti= 
ber hinaus es unnóglich ist, von der Eisenbahnbetriebsdirektion eine 
Verstündigung über angeordnete Transportsperren zu erhalten, Ich | 
bedaure die schlechte gusanmenarbeit mit der Ostbahn auf das tiefste, 
Ich kann meinerseits nur feststellen, da8 von nir alles versucht 
wurde, eine engere Zusannenarbeit herbeizuführen, Wenn das nicht 
nóglich ist, nuss ich die Schuld hierfür der Ostbahn auferlegen, wo= 
bei ich den Eindruck habe, daß die Herren hier absolut guten Willens 
sind, daß die Schwierigkeiten jedoch stets von der Zentrale der Ost= 
bahn in Krakau gemacht werden, Die Verantwortung für die mit Sicher= 
heit gu erwartenden schweren Störungen in der Versorgungslage War= 
achaus nuß ich zu einen Grossteil auf dio Verwaltung der Ostbahn 
abwälzen, Ich habe den Eindruck, man ist sich dort über den Ernst 
der Situation durchaus nicht in klaren, 

Neben der Waggongestellung ist es notwendig, daß L.K.W,'s 
zusätzlich zu den Panjefuhrwerken zur Verfügung gestellt werden, 
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Es werden benötigt für Kxrtoffel- und Getreidctransporte in don 
Kreisen 40 L.K.W.'s, in der St;dt zun Abtr:nsport von den Bahnhof 
zu den Lagern ebenfalls 40 L-K,V,'8, Für Zuckerrüben ausserden in 
aen Kreisen 20 L.K.W.'s nit Anhängern, Für dio benötigten L.K.W.'s 
„muß die erforderliche Benzinnenge zur Verfügung gestellt werden, In 
Monat werden rund 180,000 Lt, Benzin für diese Zwocke benótigt und 
3.000 Lt, Öl, Ich weiß die Schwierigkeiten in der Boschaffung der 


| zoforderten Mengen wohl zu würdigen, abor ich bitte Sie Herr Ge = 


| ner^lgouverneur, uns dicse Anträge, die ich schriftlich der Regie = 


rung eingereicht habe, zu genehnigen. Die Wehrmacht, die Organisa = 
tion Todt und das Otto - Programm haben dem Distrikt 7.500 Pferde 

und 3.800 Panjewagen aus der Landwirtschaft weggenommen, Die Schwie= 
rigkeiten oei der Ackerbestellung sind dadurch enorm groß, Trotzdem 


| wird eine ordnungsgemäße Bestellung durchgeführt werden kónnon, Aber 


der Ausfall dieser Verkehrsmittel. bein Transport der abgeliefertem 
Kontingente ist nicht wieder gut zu machen und kann nur durch L,K, 
W.'s oder durch erhöhte Waggongestcllung ausgeglichen werden. 

Die übrigen Schwierigkoiton in der Londwirtschaft sind wohl in 
Allen Distriktén die gleichon, Kanstdüngorlieforungen sind bei wei= 
tem nicht ausreichend. Die Deckung des Bedarfs ist nur bis zu einen 
Viertel möglich, Die lnadwirtsch^ftlichen Betriebe leiden unter 
Eisen- und Lodernangel, 

Zur Absicherung der Kartoffelversorgung müssen die Kartoffel= 
lieferungen an Brennercien und Stürkefcbriken in Distrikt, die nit 
47,000 to, Kartoffeln zu beliofern wären, eingestellt worden, Die 
Zinsp^rung von Zartoffolnengen bei den Brennereien und Stirkef. = 
briken bedeuton, daß dor jüdische Wohnbezirk nit rund 450,000 Ein ' 


wohnern nit je 1 Dz. pro Person und Jahr boliofert werden könnte, 


Anderenfalls ist eine Bolieferung des Wohnbezirkes nicht nóglich. 


Ich woi8 das finanzielle Interesse an den Betrieben der Bronnereien 
wohl zu würdigen, Allcin das kann nicht nassgebond sein, wonn es 
————— ——————ÁÓ K 
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| sich un eine. derart lebenswichtige Frage für die Versorgung der 
Warschauer Bevölkerung, die ja in erster Linie der Erhaltung der 
Arbeitskraft dieser Menschen für das Reich dient, handelt, 

In diesen Zusammenhang darf ich kurz auf eine andere Frage 
eingehen, Der Distrikt Warschau ist mit 16.000 qkn, un rund 10,000 
| akn. kleiner wie die übrigen Distrikte, von Grlizien ganz abgese = 
hen, Das Verhältnis zu den Selbstversorgern ist 2 zu 1, in Distrikt 
Lublin z.B. 1 zu 5, Werschau hat durch die Grenzziehung fast sein 
gesantes Hinterland verloren, Nachdem die Stadt eine enorme wich= 
tige Wirtschaftsfunktion zu erfüllen hat, erscheint es notwendig, 
ihr ein natürliches Hinterland zu geben. Ich habe deshalb einen 
Antrag über den Herrn Staatssekretär eingereicht, der die eo 
serung des Distrikts um rund 4,000 qxn landwirtschiftliche Gebies 
te beeinhaltet, Diese Gebiete gehören zun Tell Gen Distrikt Lublin, 
zT, den Distrikt Radon. Es handelt sich un Teile der Kreise Biala 
Podlaska und Radzyn in Distrikt Lublin und um den Nordteil des 
Kreises Tonaschow in Distrikt Radon. Verkehrspolitiscn gesehen, 
tendieren diese Gebiete einwandfrei nach Warschau, Die Kreise Ditz 
la Podlaska und Radzyn sind 2usserden bereits sowieso aufs engste 
nit Warschau verbunden, weil ihre gesanten landwirtschaftlichen | 
Erzeugnisse nach Warschau abgeführt werden, Das Gebiet um Rawa lies 
ferte bisher sehr beträchtliche Mengen Kartoffeln nach Warschau. 
Eine Anglieäerung dieser Gebiotsteile an den Distrikt Warschau wür= 
ae für die Stadt Warschau eine wesentliche Entlastung bedeuten, 

Mit 20,000 okn, bleibt Warschau +rotzden der kleinste Distrikt, 

Es dreht sich bei dieser Frage überhaupt nicht um eine Angleichung 

Aer Grössenverhältnisse der einzelnen Distrikte, sondern un natür= 

liche wirtschaftliche Notwendigkeitenn dio für Warschau lebenswich= 
tig sind, | 

Ich bitte, Herr Generalgouverneur, in diesen Sinne meinen An = 


trag einer wohlwollenden Prüfung zu unterziehen, 
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Eine besondere Stollung nehnen in Warschau die Juden ein, ! 
Aurch die Bildung eines geschlossenen Wohnbezirkes, Es werden nach= 
her zwei Referate über die Frage gehalten werden, Ich nöchte hier 
Aeshalb nur kurz auf die Lebenenittelversorgung der Juden eingehen, 
Wenn dio Jüdische Arbeitskraft erhalten werden soll, ist es not s 
wondig, daß sie die zur Lebensoraaltung ausreichenien Rationssätze 
bekonnen, Dio jetzigen Sätze bedeuten nur cine Grundverpflegunz, | 
die ergänzt wirà durch die auf illogalon Wege in das Ghetto gelan= 
genden Lebensnittel, Da wir beabsichtigen, ab 5. November die 
Sperrung des Ghettos noch schärfer durchzuführen = wir sind dazu 
in Hinblick auf die Pleckfiebergefahr gezwungen = dann müssen neue 
Rationssitze von der Regierung genehnigt werden, Es wercen folgen= 
de Rationssätze in Vorschlag gebracht: 

1050 gri Brot pro Woche 
300 gr. Zucker ntl, 
1 Ei ntl. | 
100 gr, Marnelaie ntl. 
50 gr, Fott ntl. 
l Dz. Kartoffeln pro Jahr, 
Fische nach Anfall 
Goniüise nach Anfall, 


Auch diese Lebensnittel sind zur Lebenserhaltung noch zu ge = 







ring, Notwendig ist, CaB jo nacı Möglichkeit Sonderzuteilungen den 
Ghetto gemacht werden. - Die Sterblichkeitszahlen werden zweifellos 
in Winter ansteigen, Aber schliesslich handelt es sich bei diesen j 
Krieg un eine Auseinnndersetzung nit den Judentun in seiner Gesant= | 
heit, Was wir von Gen Juden in Falle eines Sieges zu erwarten hät» | 
ter, hat uns die Veröffentlichung Gen onerikanischen Juden Kaufmann 
deutlich gezeigt, Ich glaube, os kann verantwortet werden, wenn | 


diese Brutstätte des Julentuns, zus der sich das gesamte agb a 
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| dentun stets von neuen ergänzt, von uns vernichtend getroffen wird, 
Auf eins nóchte ich allerdinss besonders hinweisen und das 
| ist dio Vorsorgung der Juden in Reich, insbesoncere in Ghetto von 
Litznannstadt, Die Juden erhalten dort folgende Lebensnittel: 
Pro Kopf und Woche: 
2,250 Ke, 
n | 1,523 kg. 


Brot „ür zrbeitende Juden 


für nichtarbeitende Juden 


Nährnittcl 


Fleisch 


0,100 


0,250 
0,160 


kg. 


Ke, 
kg. 


für arbeitende u, nichtar = 


beitende Juden 


fiir arbeitende Juden 


fiir nichtarbeitende Juden 


Fett für arbeitende und nichtar= 


beitende Juden 


0,100 


Eier 
Kaffeenischung 


keine 


0,065 für arbeitende und nichtar= 


beitende Juden 


für arbeitende und nichtar= 
beitenáe Juden 


Gentise 3,150 


kg. für arbeitende und nicht= 
: arbeitende Juden 


Kunsthonig 0,052 


für arbeitende und nichtar= 
beitende Juden 


Zucker 0,140 


für arbeitende und nichtar= 
beitende Juden 


Kartoffel 5,250 kg. 


Buttermilch 
Ue entrahnte 
Frischnilch 2,7 Ltr. für Kinder von 3 - 6 Jahren 


Vollrilch 2,7 Ltr. für Kinder bis zu 5 Jahren 


Für die kranken Juden werden zusätzlich pro Kopf unà Woche 
100 gr, Marnelade geliefert und für die gleiche Zeit je 
1 Ei und 0,012 gr. Puddingpuiver. " 


Wenn auch diese Sätze nicht immer eingehalten werden, so ergibt 
sich àoch daraus, daß die Juden in Litznannstadt besser verpflegt 


werden, als ĉie arischen Arbeiter in Rüstungsbetrieben in Generals 


gouvernenent, Diese Tatsache nuss M.E., den nassgebenden Reichsstel- | 


len bei ihren Lebensnittelforderungen an das Generalgouvernenent 
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vor Augen gehalten werden. - 
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Zusannenfassend nöchte ich bei der Frage der Lebensnittelverz | 
sorgung noch einmal feststellen, daß es sich auch hier zun grossen ~ ü 
Teil um ein Transportproblen handelt, Ich wiederhole noch einmal | 


neinon Antrag auf die Sonderzuteilung von 60 Güterwagen für den 
Distrikt Warschau, 

Die Vorbercitung hier für die Beschaffung von Winterquartiern 
für unsere in Osten kiimofenden Truppen sind in vollen Gange, Wir 
haben, wenn diese Truppenteile zurückkornen, wieder nit Sperrungen 
für lingere Dauer zu reohnen, Wenn es uns nicht gelingt, bis dahin 
den Bedarf für die Winternonate vis März sicherzustellen, insbeson= 
dere den Bedarf fiir Kartoffeln, weil diese ja in Winter nicht trans= 


portiert werden kénnen, dann ergeben sich Situationen in Warschau, 
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die auch die geduldigste Bevölkerung zu unbecachten Handlungen hin 
reissen können, Ich "laube, schon aus politischen Gründen sollte nan f| 
diese Entwicklungsnórlichkeiten nórlichst verneiden, | 
Neben diesen beiden Hauptpunkten Wirtschaft und Ernährung tres | | 
ten alle übrigen Problene in den Hintergrund, Ich nöchte deshalb | 
darauf verzichten, sie hier vorzutragen, da zumal die einzelnen 
Abteilungen dauernd in Verbindurg rit der Regierung stehen und die 
entsprechenden Fragen laufend mit der Regierung besprochen werden, 
Trotz aller Schwierigkeiten der vergangenen Momte hat das 
Aussehen der Stadt Warschau infolge der Tätigkeit der deutschen 
Behörden wiederun eine Verbesserung erfahren, Viele beschädigte | 
Häuser wurden ausgebessert, Fassaden erneuert, zerstörte Häuser ab= 
gerissen. Die Sauberkeit hat sich dank der energischen Massnahnen 
der Stadtverwaltung beträchtlich gehoben, Die Verkehrsdisziplin 
ist besser geworden unà so zeigt Warschau für hiesige Verhältnisse it 
ein ordentliches Gesicht, Die Lebensbedingungen der Deutschen sos 


wohl der Reichs- und Volksdeutschen, wurden laufend verbessert, ` 
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Die Volksdeutschen werden in verstürkten Masse in den Deutschen 
Wohnbezirk eingesiedelt, um sie von ihren polnischen Beziehungen 
zu lósen unc Ihnen bessere Wohnungsverhöltnisse wie bisher zu ZS 
ben. Dabei taucht ein Problen auf, das leider von der Regierung 
gegen unseren Antrag entschieden wurde und das ist die Frage der 
Mietfestsetzung. Die 100 % ige Miete ist einfach bei den jetzigen 
Lebeng und Einkommensverhéltnissen der Reichs- und Volksdeutschen 
wie auch der Polen nicht zumutbar, Der Hnusbesitz kann sich in diez 
sen Zeiten nicht erholen, Er hat immerhin das eine für sich, dass 
sein Vermögen durch den Krieg nicht zerstért wurde und auch durch 
die inflationistischen Erscheinungen nicht beseitigt werden kann. 
Das Haus steht einfech da und behält seinen Wert, Wir haben im Reich 
in der Inflation eine ähnliche Erscheinung gehabt; deshalb wurde | 
Aen Althausbesitz als Ausgleich für Aie Erhaltung seines Vernógens 
eine Steuer auferlegt, die his heute noch nicht beseitigt ist, Man 
kann deshalb auch ruhig ien Warschauer Hausbesitzern, wenigstens 
soweit es sich um Reichs- und /olksäeutsche Mieter handelt, eine 
Herabsetzung des Mietzinses, Aer an sich in Verhültais zu anderen 
Städten des Generalgouvernenents und erst recht zu den Städten in 
Reich weit übersetzt ist, ruhig zumuten, Die Wirtschaft leidet ene 
unter zunindesten nicht wesentlich, Wie soll ein deutscher Beamter 
eine anständize Wohnung beziehen, für die er 700,-- Z1, u, mehr in 
Monat bezahlen nuss, Wio soll nan den sowieso schwer ringenden und 
in ärmlichen Verhältnissen lebenden Volksdeutschen eine bessere 
Wohnkultur geben, wenn sie derartige Mieten bezahlen müssen? Die 
Förderung des Deutschtuns hier ist n,E, wichtiger 11s die Förderung 
des polnischen Hausbesitzers, 
unter diesen Gesichtspunkten noch einmal die Entscheidung der Re = 


gierung zu überprüfen und eine den besonderen Verhältnissen War = 


schaus gerechtwerdende Entscheidung zu treffen. 


SO tt: MEN Teen 
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Ich bitte Sie, Herr Generalgouverneur; 
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Die kulturellen Einrichtungen ftir die Deutschen warden eten = 
falls ausgebaut, Das Theater der Stadt Warschau verfügt nunmehr über 
zwei Spielkórper, für das Schauspiel und für dio Operette, die both 
1e gutes Theater bieten und ein wesentliches Kulturbedürfnis des 
Deutschtuns zu befriedigen imstande sini, Darüberhinaus wurde ein 
st#atisches Orehester geschaffen, das an vergangenen Sonntag vor | 
ausverkauften Haus sein Debut nit den grössten Erfolg gab, Alle dies 
se Einrichtungen wurden tisher ohne finanzielle Hilfe der Regierung 
durchgeführt, Es wurden wohl wiederholt Zuschüsso zugesagt, aber, 
wie nir der Stadthaupinann berichtet, bis heute noch nicht ausge s 
zahlt. Die Stadt Warschau trägt diese Lasten völlig allein, In In = 
teresse Ger Gerechtigkeit bitte ich nuch hier un die Unterstützung 
der Regierunz, Wenn auch Krakau in allen diesen Dingen ien selbst 
verstindlichen Vortritt hat, so haben doch auch die ausserhalb Kra= 
kaus lebenden Deutschen Anspruch 2uf Teilnahne an diesen Kultur = 
gütorn, 

Ähnliches gilt für Zen liil Dank der Initiative des Distrikts 
sportbeauftragten ist in Warschau cin Sportleben entstanden, das 
sich durchaus erfreulich antwickelt hot, Es herrsoht zwischen allen 
sporttreibenden Stellen, der Wehrmacht, Polizei, SS und der zivil= 
verwaltung das denkbar beste kaneradschaftliche Verhältnis, Die Ers 
folge bleiben auch denzufolge nicht aus, Ich darf in Gegensatz zu 
der Berichterstattung der Krakauer Zeitung, aber gestützt auf die 
Erfolge des Warschauer Sportes feststellen, daß Warschau heute aie 
führende Sportstadt in Generalgouvernenent ist, Ich darf auch ver= 
sichern, 438 ich auch persönlich weiterhin nit größten Nachdruck | 
dafür arbeite, daß Warschau auf diesen Gebiet seine führende Stel= 
lung behält; denn nichts fördert den Sport nehre und darauf konnt 
es ja allein an - als Konkurrenz, unc deshalb bitte ich von den 
wiederholt gefusserten Plänen, cen Sport in Generalgouvernenent 
auf eine andere Grundlaze zu stellen und anstatt ces Vettkonpfnäes 
sig betriebenen Sportes Breitensport zu betreiben, Abstand zu nehnen, 
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Die biuherige Sportargnnisntion Ces Goneralgouve-znenonts hat sich 
urchaus bewährt, Ich kann den Sporthbenuftragten los Generalg>uver= 
enents, Dr. Niffk2, nur zu den bisherigen Erfolgen beglückwünschen, 
"onn ich ihn auch bezürlich seiner einscitigen Förderung des Sportes 
in Krakau zu Lasten aller tibrigen Städte ces Generalgouvernenents 


hin und wieder heftig bekämpfen nuss, 


Der kommende Winter wird uns erneute Schwierigkeiten bringen, 
die aller Yoraussicht nıch noch grösser sein werden als die bisheri= 
ren, Ich kann Ihnen, Herr Generalgouverneur, in Namen aller Mitar "- 
beiter in Distrikt Warschau versichern, daß wir uns ciescr schwierig= 
keiten vollauf bewusst sind und dass wir nit festen Willen, sie zu 
bewültizen, in die Winterarbeit eintreten, Wir sind uns bewusst, daß 
vielfach in Reich das Generalgouvernenent nach cen Verhältnissen in 
Warschau beurteilt wird. Es ist unser heisses Streben, dem General = 


souvernenent, das unter Ihrer Führung dem Reich schon so wertvolle 


Dienste zeleistet hat, ach weiterhin Ehre zu bereiten, 
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in Warschau am ` 


4u allen “eiten und überall zählt die betre Op. 


und Verwaltung vcn Millionenstddten, in denen neben grossen 
Menschenmassen starke Wirtschaftsenergien auf engem Haum 
geballt sind, zu einer der schwierigsten und wichtigsten 

die innerhalb eines staatlichen vesamtcrganismus zu bewaitige 
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sınd. Dies gilt vor aliem in Kriegszeiten und in vebieten, i: 
denen ehemals feindliche Devólkerungszenztren mit dem ihnen ver- 
bliebenen kommunalen Eigenleben besondere Aufmerksamkeit und 
Wachsamkeit der deutschen Aufsichtsbehörde erfordern; mussten 
doch gerade diese grossen und volkreichen Nırtschaftskörpe 
[rüher ganz andere politische und kulturelle Ziele verfolg 

tlinien und zur Einordnung 

stellt werden. 

seradezu ein Musterbei 
ln Zusammennang 
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ist die Stadt Warschau, diese ehemals so starke und überhebliche 
Metropole polnischen Nationalstolzes und polnischer Selbstherrlich- 
keit. Selten wird man in der Geschichte einen Fall finden, dass eine 
Stadt, die einst Mittelpunkt aller Tnergien ihres Staates und 

Volkes War, einen so plótzlichen, tiefen und sinnfälligen Sturz von 
der Höhe ihrer pclitischen, wirtschaftlichen und kulturellen Macht 
in Elend und Net innerhalb kürzester Frist erleben masste mit all 
den Strukturveränderungen, die sich zwangsläufig daraus ergebenr 
Neben der rein materiellen Zerstörung vieler Werte, die in die 
Hunderte von Millionen gehen und der Vernichtung zahlloser wirt- 
schaftlicher Existenzen ist es vcr allem der Verlust des wirtschaft- 
lichen Hinterlandes /u.a. Kreis Zichenau/ und die daraus folgernde 
starke Fassivierung seiner Zahlungsbilanz, die Warschau in eine 
äusserst schwierige und ungünstige Lage versetzt hat. Während diese 
Stadt vor dem Kriege aufgrund ihrer industriellen und gewerblichen 
Leistungen, sowie ihres Fremdenverkehrs sich die zum Unterhalt ihrer 
Bewohner erforderlichen Mittel unschwer erarbeiten konnte, hat diese 
Möglichkeit nach dem für Polen so unglücklichen Ausgang des Krieges 
fast völlig aufgehört, da sich zudem auch das Wertverhältnis im 
Austausch von Lebensmittelgütern mit Fertigwaren stark zum Nach- 
teil der kcnsumierenden Stadtbevölkerung verschoben hat. Demzu- 
folge ist Warschau gegenwärtig ausserstande, seine Zahlungsbilanz 
trotz Abdresselung jeglicher, nicht unungünglicher Zufuhr durch 
seine laufenden Warenproduktion auszugleichen und deshalb gezwungen, 


sich nach und nach in steigenden Masse seiner Reserven zu ent- 
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Sussern. Eine ganz allgemeine Erscheinung ist deshalb der Auc 





fast aller sich im »ssitze seiner Finwshner befindlichen /e 

werte, angefangen von Kunstwerken und Kostbarkeiten bis zu dea eit 
tachsten Hausrat- und Kleidungsstücken. Da diese Hiifsgueilen mit di 
401t versiegen, Wird zwangsweise mehr und mehr eine stark ein- 
schneidende Schrumpfung der Zufuhr sowie des Verbrauchs unà damit 
gesamten Wirtscheftslebens der Stadt Warschau die Folge sein, zumal 


aıca noch der grösste Teil der auf Banken und oparkassen stchenc en 


Vorkriegseinlagen der Bevölkerung zur Auszahlung gesperrt und deshal! 


vorläufig nicht einsetzbar ist. 

Bemerkenswert ist in diesem wusammenhange, dass zu- 
dem in Zeiten ungesicherter Lebensverhültnisse Grosstädte wie War- 
schau gern zum Sammelpunkt von Flüchtlingen, Kranken, Elenden und 
srüppelasowie Fürscrgebedürftigen aller Art, weiterhin auch krimi- 
neller Elemente gewählt werden, die hier entweder in den vielen 
städtischen Anstalten und Asylen oder andererseits in unkontrollier- 
baren Schlupfwinkeln Unterkunft und Lebensmörlichkeiten zu finden 
hoffen. Dies erhöht naturgemäss die Zahl der Hilfs- und Unter 

ützungsbedürftigen, die der allgemeinen Fürsorge zur Last fallen 
Be AA Lie A 
aur einen viel höheren Prozentsatz als in anderen Gemeinden. Se 
4ssen in Warschau infolge dieses unerwünschten Bevölkerungszu- 


chses, aber auch infolge 


bk 


der fortschreitenden Verarmung der Ein- 
ner £.Zt. rund 100.000 Menschen unmittelbar ven der Stadt pter- 
stützt werden, wobei Juden und die van Polnischen Filfskomitee mit 
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Zu einer ausserordentlichen Verschárhng der wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten in Warschau hat weiterhin die gewaltige 
fast katastrophal zu nennende Preissteigerung aller Lebensmittel und 
damit auch aller Artikel des täglichen Bedarfs, insbesondere der Bau 
stoffe, auf dem freien Markt beigetragen. Diese ungünstige Preisent- 
wicklung, die - wie die graphischen Darstellungen zeigen - insbe- 
sondere seit Anfang dieses Jahres wine stark steigende Tendenz ver- 
folgt und im Juni ihren Höchststanl erreicht hat, um dann für einige 
Wochen abzusinken, jetzt aber seiv Ende August wieder bedenklich 
hochzuklettern, konnte trotz allet diesbezüglichen bemühungen Leide 
bis jetzt noch nicht aufgehalten oder gar ausgeschaltet werden. Der 
Grund hierfür dürfte sein, dass die Zuteilungsmengen an Lebensmitte! 
nicht ausreichen, um der Millioncibevolkerung der Stadt Warschau da: 
zum Lebensunterhalt unbedingt notwendige Mindestmass zu vermitteln. 
Es ist festgestellt worden, d?ss die auf Karten zugeteilten Lebens- 
mittel kaum etwa 1/3 bis 1/2 «oes Bedarfes eines erwachsenen Mensche: 
decken; der best muss auf zusitzlichem Wege, meist im Frei- oder 
Schleichhandel, zu teueren treisen beschafft werden. Hierbei ent- 
steht dann das Prcblem, dass bei dem allgemeinen Lohn- und Gehalts- 
stop sich ein starkes Missve hältnis zwischen dem für den zusatz- 
lichen Lebensbedari zur erf. ung stehenden Einkommen zur allge- 
meinen Preisteuerung ergibt. Jer Druck, der von den lchn- und ge- 
haltsempfangenden Arbeitnehmern infolgedessen auf ihre Verwaltungen 
ausgeübt wird, nimmt dauernd tu; er konnte bis jetzt nur dadurch 


aufgefangen werden, dass die \ıgestellten und Arbeiter mit soge- 
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nannten Suppenaktionen unterstützt wurden, um sie einigermassen in 


2 ihrer Arbeits- und Leistungsfähigkeit nutzbar zu erhalten. Das Unbe- 
| friedigende hierbei aber ist, dass die zur Bereitung dieser - meist 


nur gegen geringes Entgelt abgegebenen - Suppen erforderlichen Lebens- 


T mittel ebenfalls zum grössten Teil nicht aus Zuteilungsmengen, sonderr 


auf dem freien Markt zu erhóhten Preisen gekauft werden müssen; dies 


führt mittelbar zu weiteren Preissteigerungen, also zu dem gleichen 


f Ergebnis, das ein Abgehen von der bisherigen Iohn- und Gehalts-Politik 





zeitigen müsste. | 
Das Mass der Zuteilung auf Lebensmittelkarter, 

ihr Kalorienwert sowie der Umfang der auf dem freien Markt notwendiger 
weise zu tätigenden Einkäufe und schliesslich das Verhältnis der 
Durchschnittsunterstützungen und Einkommen zum realen Wert der Lebens- 
mittel und der Kaufkraft der Konsumenten wolle aus den beigelegten 
Darstellungen ersehen werden. 

= Selbstverständlich ist auch der Haushalt der 
Stadt Warschau durch das starke Ansteigen der Lebenshaltungskosten mit 
betroffen worden, da im Haushaltsplan grosse Mittel für die soziale 
Fürsorge und die Krankenhäuser zur Verfügung gestellt werden müssen, 
die bei Zugrundelegung der im März ds.Js. geltenden Preise im laufen- 
den Jahre rund 5c Millionen Zloty, d.s. etwa 1/3 des Gesamthaushalts- 
bedarfs der Stadt Warschau, ausmachen, Da das Preisniveau aber in dei 


Zwischenzeit um ein Vielfaches, zum Teil um 2 bis 300%, gestiegen ist, 


so folgert daraus, dass entweder die Sätze des Haushaltsplans nicht 


| eingehalten werden können oder Ausgaben für anderweite wichtige 


kommunale Aufgaben unterbleiben müssen. Gerade auf der Lebensmittel- 
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sorgungsiage der Stadt Warschau mit ihren rund 1.4 lilii pen 
"*ohnern Lastet die ungesunde Devólkerungsstruktur des Yarscharr 
/istrikts gang besonders schwer; denn das Verhältnis der 3iadt- zur 
Landbevólkerung beträgt im Distrikt Warschau rund l : l, wahrend 
die entsprechenden Verhältniszahlen in den Distrikten Radom und 
Krakau 1 : 3 und im Distrikt Lublin egar 1 : 5 zugunsten der iland- 
Wirtschaft treibenden Bewohner sind. /Vergleiche hierzu die 
graphische Darstellung der Wirtschaftslage der Stadt Warschau /. 
Wenn daher, wie leider zu befürchten ist. die so stark wieder in Be- 
"egung geratene Teuerungswelle nicht alsbald und radikal gestoppt 
werden kann, so wird auf die Dauer der an sich schon schwer er- 
reichte Haushaltsausgleich bei der Stadt Warschau trotz grösster 
oparsamkeit und Drosselung aller. irgendwie entbehrlicher Ausgaben 
kaum aufrechterhalten bleiben können, es sei denn, dass man für die 
Wintermonate grössere Lebensmittelzuteilungen zur Verfügung stellen 
könnte oder aber für Warschau vorübergehend eine allmähliche Locke- 
rung der Lebensmittelbewirtschaftung und Schleichhandelsbekämpfung 
- mit Ausnahme von Brot und Brotgetreide - eintreten liesse. Jin 
Ganzen gesehen ist die Preisteverung auf dem Lebensmittelmarkt und 
das damit im Gefolge stehende Anziehen aller Preise für Artikel des 
täglichen Bedarfs, insbesondere auch der Baustoffe, aus dem Rahmen 
eines rein finanziellen Problems bereits zu einem solchen von &llge- 
| meiner Bedeutung hereusgewachsen, das gegebenenfalls, zumal im Hin- 
| blick auf die für den kommenden Winter in Aussicht stehende Kohlen- 
verknappung, grundsätzliche Entscheidungen sicherheitspolizeilicher 


und allgemein politischer Art erforderlich macht, 
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überhöhten Baustoffpreise die Voraussetzung ware. Allgemein 
darf wohl bei dieser Gelegenheit bemerkt werden, dees die Ans- 
merzung der bedeutenden Kriegsschäden, verbunden mit einer 
wesentlichen Verbesserung des Stadtbildes und seiner Verkehrs 
verhältnisse, in den letzten 2 Jahren sichtbar und stetig fortge: 
schritten ist. Wenn diese Bereinigung nicht immer in dem ge- 
wünschten Tempc durchgeführt werden kennte, .so liegt dies nicht 
etwa an der deutschen Aufsichtsführung, sondern ausschliesslich 
in der Beschränkung der für solche Zwecke verfügbaren Haushalts- 


mittel, die, wie schen hervorgehoben, notwendigerweise für die 


Erfüllung dringenderer lebenswichtigerer Aufgaben zur Verfügung 


gestellt und verbraucht werden mussten. 

Nach einer Richtung aber müssen finanzielle 
Hücksichten hinter wichtigeren Belangen, nämlich der künftig in 
verstarktem Masse fortzusetzenden Betreuung des im Osten einge- 
setzten deutschen Menschen zurücktreten, dies ist notwendig, de- 
mit auch in Warschau sich in politischer, kultureller und wirt- 
schaftlicher Bezicaung ein fester Kristallisetionskern deutschen 
Geistes, deutscher Tatkraft und Leistung entwickeln kann. Hier- 
zu ist - rein ràuriich gesehen - die bereits in Gang befindlich 
Schaffung eines J'sutschen Wchnviertels unbedingte Voraussetzung, 
die dadurch erforderliche örtliche Umsiedlung und Auswechselung 
ven Polen und Deutschen, sowie die Bereitstellung ausreichende: 
und geeigneten Wehnraumes für die Deutschen ist ein weiteres 


wichtiges Proble:, das der deutschen Aufsichtsverwaltung gestel 











IA an 
— A 


: at Tye m ` J TT > 
15%, 7338 se'me Lörung, insbesondere in finanzieller Hinsicht, grosse 


Opfer erfordert, dürfte bei dem Ausmass der hiervon betroffenen 
vielen Tausenden von Menschen und ihrer vielseitigen Bedürfnisse ein- 
leuchtend sein, allein schon. wenn men die Frage der Mietpreisbildung 
die gerade hier in Warschau infolge ihrer !löhe besondere Schwierig- 
keiten bietet, denkt. Ohne staatliche Hilfe und Unterstützung - wo- 
bei en allgemeine Zuschüsse oder Steuererleichterungen für den Grund- 
basitz gedacht werden könnte - wird diese in Jnteresse der Stärkung 
des Deutschtums im Generelgouvernement aufgegriffene vonderaufyabe 
nieht zu bewältigen sein. 

Jn dem Vorgetragenen konnte mr ein kleiner 
Ausschnitt über die allerwichtigsten und akutesten Fragen, die die 
Stadt Warschau gegenwärtig besonders berühren, gegeben werden. Es 
solite damit versucht werden, aufzuzeiyen, wie ständig, fast täglich 
neue Probleme auftauchen oder sich ändern und oft alle vorausschauen- 
den Berechnungen und Kalkulaticnen wieder amstossen. Wenn es bisher 
ang, ssichts der inzwischen seit seiner Aufstellung eingetretensn unge- 
heusren Preissteigerung und der damit verbundenen starken oenkupng der 
aàllremeinen Aanfkraft sowie der für das laufende Hec hnungs jahr 
wesentlich herebgesetzten 2,a8íssteuerzuwendungen gelungen ist, den 
Warschauer Haushalt in Ordnung und mit seinem rund 160 Millicnen- 
étoty~Ausgleich auf der Hohe des Vorjahres zu halten, so mag daraus 
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verluste und Störungen des Wirtschaftslebens dieses weiterlebt und 
teilweise sich auch erholt; ein Zeichen hierfür sind insbesondere 
die dauernd und wider Erwarten gut fliessenden Steuereinginge aller 
Art und die steigenden Zahlen des Strom-, Gar- und Wasserverbrauchs 
in der Stadt; diese wären noch viel höher, wenn nicht aus Kohlen- 
ersparnisgründen Cie Erzeugung und Abgabe dieser Energien ge- 
drosselt werden müsste. Andererseits aber ist eine entsprechende 
KinnahmeerhGhung dot leider nicht chne weiteres verbunden, da 
das starxe Ansteigen der allgemeinen Gestehungsunkesten des Mehr- 
ertr2g cer stédtischen Ve rsorgungsbet riebe zum gróssten Teil wieder 
aufzehr:. 

Jm ganzen gesehen sieht die Finanz- und Wirt- 
schafts-Politik det’ deutechenAufsichtsbehérde über die Stadt Warsch 
au ibr Ziel darin, unter besonderer Berücksichtigung der deut- 
schen Belange mit der Zeit wieder die Grundlagen zu gesunden 
Lebens- und Arbeitsverhältnissen zu schaffen; ihr bestreben wird 
sein, diese Aufgabe möglichst aus eigener Kraft zu lösen uni durch 
tunlichste Ausschtpfung aller Finnahmeguellen, grösstmöglichsta 
oparsaukeit auf allen nicht lebenswichtigen Gebieten und Fort- 
setzung aller Bemühungen sur Wiederingangbringung der Wirtschaft 
und Produktion zu einem finanziellen Selbstausgleich zu kommen. Ob 
dies gelingen wird, hängt von der weiteren Entwicklung der allee- 
meinen Lage und der damit verknüpften Wirtschafts-, Preis- usd 
wehniragen ab. Hält die leuerung und die Beauftragung der Stadt 


Warschau mit immer neuer Pflichten und Belastungen /a.a. iuft- 
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scheidenen Teil mithelfen zu können am erfolgreichen Einsatz im 


Osten und an einem gesunden Weiteraufbau des Generalgouvernements. 


gez. Dr. Fribolin. 
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Durchschnittspreise jn Zloty. 
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Wirtschaftsbedingungen und Entwicklungsmbglichkeiten 
der Gewerblichen Wirtschaft im Distrikt Warschau. 
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I. Allgemeines. 
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Im Hehre 1939 waren im Distrikt Warschau 

cee 4000 Industriebetriebe und 24.00 Hendelsbetrie- 
be vorhanden. Die Z&hl der Industriebetriebe diirfte 
sich unter abzug der durch Xriegzseinwirkung vernich- 
teten 250 Betriebe im wesentlichen auf der alten 
stufe erhälten haben, während die Zahl der Handels- 
betriebe auf ca. 35000 angewachsen ist. 


Die Zahl der Handwerksbetriebe ist f.r 1928 bisher 
mit 15000 &ngenoamen worden. Nach den neuerdings 

von Keichskuratorium fir Wirtscheftlichkeit enzestel- 
ten Erhebuagen wird diese Ziffer els unzutreffend be: 
zeichnet. Sie durfte in Wirklichkeit wesentlich da- 
rüber liegen; Hier ber wird die bevorstehende Be- 
triebszählung den erforderlichen suischluss geben, 


Einheitlich wird die £eststellung beurteilt, wonach 
die Handwerksbetriebe durchschnittlich 2,3 Beschäf- 
tigte aufweisen. Wird die Zahl der Hendwerksbetriebe 
mit ce. 20000 aagen^mnen, s^ kenn mit einer Beschäf- 
tigtenziffer von ca. 45000 gerechnet werden. 


Die 4000 Industriobotriobe im Distrikt Warschau be- 
scháftigten nach statistischen Erhebungen dos Johros 
1938 : 170 000 Arbeitor und Angestellte, oder anders 
ausgedrückt 52% der Gescmtindustrie in den bisheri- 
gen 4 Distrikten des Goncralgouvernoments. 


Die Sozielversicherungskasse Warsochau, die ihron 
Boreich auf Stadt und Kreis Warschau, sowie 4 wcito- 
re Kreiso orstrevkt, wie im 


Jehre 1938 407 796 Versichorte und am 
1.2.1941 224 967 Versicherto auf, dic 
sich wic folgt vortoilt.n: 
1938 _ am 1.2.1941 
51,2 % Industrio und Handwerk d 
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9,9 ; Handel l2 
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Erwcrbstátigon. 


H: nàwcrk. 


Dio tibor don Kreis dor Versichcrtcn dcr boi dor 
Sozialvorsicherungskasse zum 1.2.41 üurchgoführ‘ 
——— hat cine wosontliche Verlegcrung geg 
“bar dom Stando 1928 crgoben und zwar zum Nacht: 
dor in dor Industrie und Hendwerk Beschäftigten 
zu Gunston dor im Handel und anderon Betrieben ? 
gone 


Wonn borüoksichtigt wird, dass in dur Vorkriogs: 
im Distrikt Warschau von don Erwerbstätigen 65% 
Industrio, Handel und Handwerk und 35% auf Leni 
Forstwirtschaft entfielen, und soitdom oino welt | 
Verstädtorung sich vollzogen hat, so kommt vor & | 
der Verlagerung dor Beschäftigten aus Industric 
Handwork auf dcn Handel und andorc Botricbóo gere | 
für Warschau cine symptomatische Bedeutung zu. 


Wir crhalton aus diescr Tatsachc don unwidurlog) 
Bowois des starken Anschwollons derjenigen Kráf' 
dio sich ohne Gonchmigung und ohne dio Srfüllun; 
srfordcrlichen sachlichen Voraussctzung in Hendi 
funktionor oingomischt und das schmutzige Gesch! | 
dos Schieber-und Schloichhandols zum Nachtcil d | 
3osamtwirtschaft und dor Boyölkerung botrcibon. 
Auf diose Pr&go wird im Vorlauf dor woitoron De: 
legungon noch bcsondors oingegängen wordcne 


Diese nachgowicsone Berufsvorlagerung -rgibt in 
son nur oin Teilbild. Dio Wirklichicit offonoerm 
cino woit grósscro Abwandorung.» 


Dio Industrie in Steat und Distrikt Warschau hai | 
wio boreits dargslogt - in dor Vorkriogszcit nic 
nur don tibcrwiogendon Teil dor im GG. in dor Ini 
trio Boschüftigton aufgewiosen, sondcrn auch Gi: 
"borragondc Kapazität oinor Roiho von Erzougung: | 
industrion behorborgt, wio boispiclswoise dio X 
industrie, dio oloktrischo Industrio, dio chomi : 
Industrie und dio Papicrindustric. Aausscrdum is! 
Warschau dor iborwiogendo Teil dos Grosshandcls 
dos Hinzolhandcls ensassig gowoson. 


Vom Handwork lässt sich gloichermasson foststcl. 
dass vor @llom in dor Stadt Warschau oin zahlanı 
sig orhsblichcr Bostand an leistungsfahigon, gu 
gcristcton Bstricbon, dic dom doutschon 4ualit&á 
hendwork durchaus gloichzusotzon sind, vorhandor 
waron und vorbliobon sind. 







Bomorkonswort ist fcrnor dic Tatsache, dass in í 
Vorkricgszoit Warscheu dor Sitz allcr grosson Bi 
instituto und dor Porsonal-und Sachvorsicherung: 
war und dass in dicsor Stadt im wosontlichon do? 
Geldsusgleich und dic ~: u.rung dos Froditvorkc! 
sich vollzogon hai. 





‚riogs- Das industricllo und g:worblicho Lobon het untor 
‚inwirkungon. don Folgecinwirkungen dos Xriogos schwcere Einbusso 


crlitton. Es kann gosegt werden, dass dio polnischo 
Unternchmorscheft in Industric, Hendwerk und Handsl 
trotz der erlittuncn Rückschlágo sich dcr Bosoiti- 

| zung dcr Kriogsschádon mit anorkonnonewertom Bifor 
gowidmet und dio Botriobo wisdcr zum Einsatz gcbracht 
hat mit dom Ergobnis, dass bis in dio j'"agsto Zeit 
hinein das Stcuoraufkommon im Distrikt Warschau 
imer noch mohr ais dio Hälftc dos Gosamtstcucrauf- 

| kommons im GG. ausmacht, Aus dioscr Tatsacha darf go- 

| folgort wordon, dass dio polnische Untcrnohmorschaft 
aus Industrio, Goworbo und Handwerk sich Anrcgungzon 
in Bozug auf Bctricbsverbosscorungon auch w.itorhin 
zugänglich zoig.n wird. 


Zntstohungs- Entstchungsgoschichtlich kenn dio Industris im Dis- 
goschichtco. trikt Werschau in 2 Gruppen cingctoilt worden: Dic 
| — oinc Gruppo umfasst die grosso Zahl der Erzougungs- 


industrien für don täglichen Bedarf und von Produk- 
tionsmittcln. Es hendolt sich zum Toil um altoingo- 
Sscssonco Botrisbo, dio cus klcinon Anfinzcn horaus 
auf hohcn tcchnischon Stand und anschnlichs Gofolg- 
schaftsziffern ontwickclt wurden. Bei zehlrcichon 
Betricbon findcn wir hcuto noch deutsche enon als 
Bostendteil dor Firmicrung, worin wir Gsutscho Grän- 
dor-Initiative crkcnnon können. 


tech Abschluss dos Weltkricgus und der Yostituicrung 
dss polnischen Staatcs ist cins weitere Industri uo- 
gruppo und zwar cino ausschliesslich Rüstungszwockon 
dioncndc und aus Auslendskr.diton finanzicrto Gross- 
industric von allorbóstor betrieblicher Ausgosteltung 
ontstendcn. Bs handclt sich debci um solche Butricbe 
dic houte zumcist in der Hand des Ristungskommaendos 
liog.n und für dio dcutscho Wohrrüstung zum Hinsetz 
gebracht sind. In dicson Betricben sind 2.2t. 

55 000 Beschaftigte tätig. 


Moinc bishcrigcn Betrechtungon möchte ich mit folgon- 
dor Zusemmonfassung ebrundan: Stedt und Distrikt 
Werscheu vcorzoichnön sine reiche Viulfelt von toch- 
nisch gut ausgorüstcten F&chindustrion und von lois- 
tungsfáhigon Hindils-und Hendwsrksbcotrichben, sowio 
| cin dum gowcrblich-industricllon Beäd‘.rfnis durchaus 
ontsprochondos Benkgoworbo. 


Wonn auch duutscho Unternehmerkrcisc, dio sich zum 
4wocks dor auftregsvorlegerung odor dor Pechtung 
bezw. dos Erwurbs von Botrichun auf Grund durchgo- 
ührtcr Besichtigungen immor wicdor Übsroinstimmond 
dehin äusscrn, dess dor Stend dor tochnischon Bo- 
tricbscinrichtungon und--usstettungcn rickstándig 
Scion und gowohnten doutschon anforderungen wenig 
cntsprochon, so kenn hicrin koin unübsrwindlichos 
Hindornis zu cinor Angloicbung in dcutsche Botriobc 
gosohon worden. 
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Im Wogo von Kepitel~Invostitionon uss cs orroii 
ber soin, unwirtscheitlichs tochnische Anlczon 
Vorbosscrn und unzeitgumässco Fcbrikctionsn.thod 

| zur Scito zu login, um demit dio priktischo Dur 
scotzung deutschor tcchnischor und wirtschsftlio 
Orginis-tionsprinzipicn sichsrzgustcllen. Im Gen 
£oschon hendolt os sich hicr um r.litiv l.icht 
hebbire Mängcl. | 


II. Die Wirtscheftsbcdingungen und 
Entwicklungsmd gli chkoiton. 


Vit der Zorschl.gung dos polaischen Stectcs und 
Vobergengs dor gosimten st::tlichon und politis 
i ChtfUlloe cuf Führor und Reich ist dio oigonst 
licho und dimit intcrosscng.oundono Ausrichtung 
goscmton polnischen Wirtsch. ftsfhrung zus: mmon| 
brochen. An ihre Stolle ist oino nouc und grund 
gond verändert. wirtschcftspolitiscno Ziolsotz 
gotrctin, wio sio cus dem Chırcktir dos GG. clsbef 
zum Grossdoutschon Intcrossonboroich gohbrigcn lui 
lend mit gewollt eutonomem Gcbiotschzrrktcr und 
ner Wirtsch: ftshohcit <bgcloitct worden mussto. 


An Stclle dor bislcng vorhinden gowosonon und i 
Woson nach messgoblich von liborclistischen Ges 
punkten goführtcn Wirtscheft mit stärkstem jidi 
Führungs-und Kapitclscinschleg mussto zw ngslü 
unter Ausmorzung dicsor EBinfliisse cine nech sti. 
chen Grunds&tzon gelonktc Wirtschcft und Botrio 
führung im oinzelnen tretcn. Doutschor Rem tsso 
und dio uncingsschränktc Aufrochtorh:ltung dos 
vt ton Eigentums vormittcltin àio !öglichkeitun 
Entfcltung dur priv: ton frcion Unternchmoriniti 
una dio Ir gung dcr Botricbsvor:ntwortlichkai th 


Grundbogriffo 1 
der Produkti on. Auf dicson Yrundlegon konnte dom Untemchmort 


dio voründcrto Sufg: be vor eug.n ecfilhrt words 
dog dio Botrivbsführcrcigensch: ft in Wirklich! 
nur oinc Trcuhandcrfunktion :m “ork zu Gunston 
St rtos und dor Gomeinschrft ist. D-ss denobon | 
dic priv:to Erzougung obansos-hr dor Grunds; tz 

don Vordorgrund gcr'ckt wcráon mussto, des dic 
Bofriodigung notwendigen Bod.rfsgütor in cusroilRoh 
dom »ir.sse gofcrtigt und dom Merkt untsprechond 

N:.chfr: go zur Vorfügung zu stcllon sind, konn d 
obonso sclbstverständlich bczeichnet werden, E 







dio Fordorung ooch P2foigung dos Ókonomischon 

Zips : untor gcringston Aufwiendungen bcotmógli 

Loistungon hervorzubringon. | 
l 
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sRohstoffbezug. 






Rohstofíproiso. 


Dic gaworblicho Wirtschrft ht in cll ihron Toilon 


ihron Loist»zswillen, den Willen zur Bin-und Untor- 
oränung in .- ihr gostclitcn PFihrungscufg-bon-und 
Pläno cbcnsoschr unter Boweis zu stcllon, wio gio 

> Vorpflichtung hit, da gosimto f: chlicho Könnon 
für dio Erroichung dicsos Ziolcs oinzusotzon, 


Dio Wirtschaft h:t fcrnorhin gegen sich golton zu 
lesson, Aas dio Währung dioscs Lindos in cinum fos- 
ton und un:bündcrlichon Wortverhaltnis zur Roichs- 
merk stoht, dss dio sufrichtung zollpolitischor 
und dovisonrechtlicher Schr: nkon zum Roich orfolgt 
ist, und den :n diosen Srundfoston of lingo Zeit 
hincus fostgeh-lton bleiben muss. 


N-oh ik.ssgcbu dcr von dor M:.chtftlle dos Fibrers und 
dos Roichos £bgolcitctcn und durch dio Hehcitsvor- 
woltung dieses Nobonl:ndos vorordnoten Wirtsohcfts- 
gosotzon unà Pihrungsgrunds&tzo ist dor woitore 
Wirtschrftscbl:uf zu gost:ltcn und zu ontwickoln. 


Wonn unter dicson Scsichtspunkton dio dor guwirb- 
lichon Wirtsch-ft gostcllton Bing ug bon - vor- 
wog ¿uf dom Gebiet der Yurchfthrung Sffontlichor 
kufträgs, soi os im %chmon der st. «tlichon liohoits- 
vorw: ltung, der politischon S.lbstverw ltungskÜrpor-- 
schi.ften odor der S6ff-ntlichon orkchrscinri chtung cn 
- nühor Üborprüft wcrdon, so ergibt sich oin im 
rllgomoinon bofricdigondos Gos: mtbild. 


£s strnden ffir dic Produktion :llo bonótigton Roh- 
unà Hilfsstoffo bisl-ng sowohl im Wigo der sta: t- 
lich golonktcn Bewirtsch: ftung wio cuch euf dom 

froicn M:rkt in noch gonügondom Ausmt8S Zur Vorftgung. 


S;it Mitto d.J. sind «ber dic Buzugsmbglichkcitcn 
‘uf dom Rohstoffscktor zusvhends knépper gowordon, 
sed. ss cus botciligton Kreisen dor Ruf nech vormohr- 
ton Zufuhren immer oindringlichor wurde. Domgogon- 
"bcr à rf cingewondct wordon, a 85 08 nicht unge- 
roohtfortigt erscheint, wenn «uch dor Wirtschift 
unter gcwissun Vorsussstzungen die Hinnehme von 
Mongoll: gen cls cinzr unmittolberon Kriogsfolgc Sue 
gomutct worden musS. 


Zum Toil sind cbor uch ber.chtlicho, Qurohcus bo- 
rochti gte Xl. gon Über hohstoffbclioferungen geführt 
wordon. Dio ois;nvor: rooitondo Industric im GG, 

muss Z.B. für bcwirtsoh:ftctos Univcrscloison pro 
Tonno cuf B-sis Obcrhcuson, dcn Bctreg von 

R^. 240.60 gegon“bsr oinom Tonuonprcis für ais 
gloiche Erzougnis im Roich von Kit, 120.60 zufwendin. 
Boi so ungowöhnlich übcrhóhtcr Prcisstcllung kenn 
objoktiv von ciner Gcfahrdung dor Wirtscheftlich- 
kcit dor im GG. licgondcn Bctriobc gosprochon 
wsräon. Auch dio im J:nu r 1941 gegründet: Eiscnht- 
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Privete Auf trágc. 


Schloichhendcl 
in Rohstoffon. 


Fuhrlöhno. 


Lohngsst: ltun 
— —2 
Lobonsh:ltung. 





Diuso Pr.isc, Licforungsbodingungcon und zum Teil 
cuch -friston sind für dic industriollon Bziziohj| 
dus GG. insgcs:mt Anlásso zu emstcstin Kl-gon. 

ist fostgcstellt wordon, aen d. s Eisonbr.hnzont: 
cmt, Borlin, cincr grosson W-ggonf: brik in W.rsc 
mit boston m schinoll:n Speziclcinrichtungon woi 
rc hufirrgszuwoisungcn cuf W'egons sporrcn will. 
wcil sich cron Sndproisc, vor «llom durch dio b 
zoichnotcon "bcrsctzton Hinstcndspreise für Eisen 
cuf cino Höhs ontwickcln mussten, dic dicsc vorg 
bends Stolle nicht mohr für vortrctbor srechtst. 


Dor Preis für don Norm ltyp sincs Kohlontrcnspor 
Weggons stollt sich bci jcnom W.rschcuor Work cy 
Ki. 5550.- gogon RM. 3800.- im Reich. 


Nicht wonig.r schwicrig ist dic #bwicklung von 
Lioforungs.uftrügon ¿uf dom Uh. t des privi.ton 
auftrogsmerktos vor cllem cuch boim H:ndw.rk gow 
done Dic mehr und mohr :ngcstiugono Verknr ppung 
Rohstoffon und H-lbf-briketen zuf dcm freion Mr 
ht à zu gciührt, dees sich dcr Schloichhind.l 


dio :n sich dezimiurten Boständo &oworfon und on 


gogon don bestchendcn Vorbotsvorschrifton woscnt 
icho Toile .n sich gurisscn bt und immer wicdo 
en sich zu bringen weiss. 


In Burichtin cus llon Schicht:n der goworblichy 
Wirtssh-ft findon sich deswegcn in zunchmondom M 
so Ang-bon dos Inhalts, das dic Produktion nur 

durch Zuk:uf von Rohstoffen, H lbf:brikrzton con 
cuch von Pronnstoffon im Schlsichh-nàsl und boi 

Bowilligung cxhorbitcnt hoher Prciszuschlügo cuf 
rocht orhi.ltın blcibun kenn., 


In áhnlich.r Weise worden ernste alen gugen i 
Vebersstzung der-l'uhrléhns und Gosp. nnkoston ins 
S'mt crhobon. Ein .ng:schener Industricbotriob c 
klärt, diss für Anfuhr cincs cbm Forms’ndas im Y 
tc von zł 7.- - 10.-, cin Fuhlohn von zt 40.: - 

gcfordort werdon. 


Der Schloichhndel und io wuchsrische Prcisgost 
tung Übzrh:upt sind d-rum vereits zu oinor ornst 
Gofchr für dic Produktion -n sich, wic für dioi 
rochtcrh ltung dos Proisgefiges “iburlcupt, gowor 


Dioso Entwicklung durch A e illog. 15 Troibon 
schmutzigcr-und zum Teil dunkler Träfte wird vor 
stärkt durch di: sich cuf dom Gobict dor Lohngc- 
st’.ltung immor mchr : bzcichninü- ornsto Ligo., D. 
Dotricbsfzhr:r dig grössten Toxtilorzcugungsb.;tr 
in W:rsch:u hit srklärt, diss ihn ein viclhund 
Xopfigo Bologsch ft à rum gobeben hcb., inr cnst 
dos Lohncs Lcbensmitt.;l und H uSbrcaudkohlo gu tb 
goben, um d mit cllon Bosch fiungsorgen - vor íl 
„uch gozenüb.or d.n i: mi licn: ngohürigon - .nthob: 
Zu scin und um so dur Berutfs-rbcit ungestortor n 
gchen und nochkomeon zu können. 


i 
| 





\crksktichon. 


bhilfevorschlzg. 


Wenn dicso Vorgängs hicr vorzcichn:t wsrdn, so 
doswcg:n, weil es sich nicht um cino voroinzolto 
Erschoinung, sondern weit mehr, um cin dcutkichos 
Sympton. ciner ornsten Wirklichkcit h ndolt. 


In eincm Gebict wio Wearschcu mit einsr grosson Bo- 
Viskerungedichte und cia.r vorwiogend gowcrblich 
tátigon Bowohnersch ft, ist dic Fr-go der Sicher- 
stcllung dcr zum Lebonsunterhilt dcr Arboitcr-und 
Angcstclltcnsch: ft erforderlichen Lobensmittol wo- 
gon der immor mehr zurlickgshönden soziclen K:uf- 
krcft des Lohnos mit zum K.rnproblom der gowsrbli- 
chen Produktion ttherhzupt gewordcn, zum 1 im Gegon- 
8: tZ zu ndoren Distrikten in der Sngorun und woito- 
ron Umgcbung cine wenig leistungsfühigo L: ndwirt- 
sch: ft vorh:ndon ist. ` 


Ein weitoros Problom von stärkstyr Zindringlich- 
koit beginnt dic Untorhrltung und Fortführung dor 
Sogencniten Worksküchan - dis cusschlicsslich suf 
don freion Ank: uf cngowioson sind - zu worden. 
F2ststont, d.ss cll. dicso Einrichtungon mit ihrom 
orhcblichon táglichon erate tt perpen be borcits 
zur st. bilon Kundsch ft dcs illog-lon Schloichhcn- 
dcls gcwordon sind. 


Ebcnsowonig wio os cus Öffontlichen Gründen rls vor- 
trotb'r cngesohon werden kenn, ärss dor Schloich- 
hrndol durch dio Bolicforung dicsor sozi: lwichtigzon 
Einrichtungon eins Art von Leg. lisi.rung urfährt, 
ist cs irgendwio vortrstb:r, dor Ábschtffung dor 
Worksküche wegon dor von dicson geübton Schleich- 
hendslsecinkcufs des Wort zu rodon. 


In dor vollon Erkenntnis dor Schwicrigkciton ruf 
dom Ernährungsgsbict und dor jedcr Auen, hmoboh: nd- 
lung im Wego stchondon ornston Mrngollego wird cus 
Gründen dor Erhz.ltung dor physischsn Arbeitskraft 
dor Arboitersch-ft und der Aufrechtcrheltung dor 
Bctriobo Üübsrh opt, sowia im Intorosso dor broi- 
ton Bevölkerung cine borcits cndorwoitig gomach to 
Anrigung -ufgogriffon, dic eins -usnchmswd so Auf- 
bossorung dor R tionon bewirtsch-ftotor Lobonsmittol 
cn die polnische Bcvólkorung für dun bcvorstchonáon 
Winter ruf dio doppolto Höhe dor wichtigsten Grund- 
ornéhrungsmittcl mit ausn hme von Brot, vorsicht. 


Wirds diose anrcgung nach Prüfung dor Moglichkoiton 
vorwirklicht worden, à:nn würdo in don geworblicacn 
und industriellen Betrisben dio Ver bfolgung von 
Spoisungen in don Worksküchen ruf äs System dor 
Lobonsmittclkertun cbgostollt und drmit dio Lebens- 
mittolbcsch ffung im Scnlcichh-ndol sofort untor- 
bunden wordon könnans | 





Kohlonír-go. 





Boschäftigungs- 
agit SEET In 
dcr Industrio und 
im H..ndwork. 


Ebonso würds "uch für dic broitcston Bovölkorung 
schichten bei cinigomcssen :.usroichondor Brnah) 
der Anroiz cntf.llon, Schloichh: ndolszukaufe voi 
nonnonswertem Umf:ngo vorzunchnon. Auf boidon Wi | 
gon miisstc dor Schlvichh: ndel «uf dcs Empfindli« 
tc gitroffon wcrdon. 


Eino woitoro ornstc Serg. fur W:rsch-u ist dio 
Kohlonfr: gc -llgomcin, sowohl bdozi.glich dor Wci- 
torführung von Industric, Gcworbe und Hondwork, 
ruch hinsichtlich dor Bofricdizung dos Hcusbrcná 
pod: ris. 


Zus:mmon mit dcr Rohstofi-und Lobonsmittcelvursor 
gungsir: ge ist dio Kohlonfr: go d.s Xernprodlcm 
nicht nur dor Wirtsch:ft, sondern cin nicht mind 
ornstes Problem vom 9t.ndüpunkt dcr Gosundhoits- 
führung übcrhéupt. Mit -llon Mitteln sollte d-ho 
v‚rsucht wordon, dio gcwerblichcn Betricbo durch f 
Bercitstellung der „rforäsrlichon hoh-und Hilfs- 
stoffo, sowio "ehlon im Geng zu crh.lton und don 
brcitoston M sscn Boschäftigung zu gowähren, - 
‘ber cuch durch dio suwcisung dor für dio Lcbens-F 
h'ltung notwondig:n Lebonsmittol cinə ortraglich' 
Lobonsb sis zu biotin; dis lotztoro umsomchr, €l 
d nn dic immor wicdor :uftrotondon Wünsoho n..ch 
Lohn-und Goh-ltsorhóhuagoa vcrstumaon wurdon. 















Nur so ist os "born opt möglich cine Gefährdung 
dor Gcsundhcitsführung im :llgomeincn firnzuhclt: 
und cusscrdom dio 9ichcrstollung dor Ruhe und 
Ordnung in don Butricbon zu gowährl.istun. 


Kuins bishcrig.n «usf.hrung.n h-b.n sich uf dic 
groben Sorgcnproolume dos Allti.gs, von donon -lld 
cilo dor goworblichon Wirtsoh:ft ;lciohmássig 
schwer bctroffon sind, orstreckt. 


ronn wir à rcborhin:us dio Gesichtspunkte ins 
hugo f. sson : bor dic Móglichkcit:n oincr Fosti 
zung, Woitsr-Entwicklung unà V;rbcsscrung dor 
goworblichon Wirtsch: ft im Distrikt “crsoh-u, 80 
muss vorwig dic Frege :ufg.rollt wcrdca, von wcl- 
chor Art dcr goworblicho und industri.llo Eins ti 
in dor Zukunft scin muss, d mit dic wichtigsto 
volkswirtsch. ftliche Aufg: b. cinor zwockmassigon 
und don niturgegobcnon Vorhältnissen “ngspissto 
Gütorcrzcugung, gulöst wordon kenn. 


Dic zrosso Z°hl von geworblichon und industriollj 
35tri;bun unà liistungsfähigen H:nàwirksstátton 
von oinor insgss’mt hohon Erzougungsk: pr.zitá* unc 
dis vorh-.ndono rcichh ltigc, br nchenmässigs Str’ 
tur gobon von voruhoroin di. Gowisshcit, dcss in 
St-dt und Distrikt Wersch.u oinc grosso Pullo vor 
Bod rfsgütorn :llir Art crzcugt werdon und cino 
nicht minder hohe Z’hl von M.nschon arboitsmässig 
m o jo? H 








Wonn dio Vorkriogsboschäftigtonzifforn in diosom 
Gobict vorgleichsw.isc hor. ngczogcn wordon, so cr- 
gibt sich, diss die gowcrblicho Wirtsch f+ insgc- 
scmt oin grossos Hos.rvoir von “rbvitsplatzcn cuf- 
weist, des boi cinigcrmm sson norm-lon, iriodunsmäs- 
sigun Produktionsvorhültnisson Hundcrtt.usondon von 
Monschon Unturkom'cn, Brot und erbcit zu gobun 
vorm Re 


m ~ or ts (^ 


Die Erzougungsstütton von lobinswichtigun Vor- 
brcuchsgüt.rn llor Art worden dcbei in obonso 
r starkem Umfcngo Lohn und Untor':omnon bieten, wio 
dio Fertigungsindustric. Auch boim H-ndwork insgo- 
à 8;/mt sind dio Aussichten nech reichlichor Bcschäf- 
tigung und infolgedosson dio Móglichicit dur Untor- 
bringung von F: chkräften in bostom Ausmcss vor- 
he. ndon, | 


ı PE CG 


n Eino woitoro Vorstürkung diosor zuvcrsichtlichon 
Loge ergibt sich cus der günstigen googr:phisohon 

S L go dos *:rsohcuer Wirtschrftsgo*iots zu don nou- 

` crob.rten Ostgobicton. 


| “us £11 dioson Gründen kenn gos‘ gt word.n, diss 
dio goworbliche Wirtsch-ft boi dor burchfthrung dor 
notw.ndigon und grundlogondon Verbosscrung im cgra- 
! rischen Soktor - insbosondorc im Borcich dor gsplen- 
ton Bodonoränung - eino st rko Hilfe durch Uobor- 
nchmo froigosctzter ländlicher Lrboictskrifto in 
„Aussicht stellen kann. 


Eine Rciho von vorborvitenden iA£.8Snr: hmon wird 
dios. sterko Monschcnumlagcrung oinloiton müsson. 


2uSbildungsfr: gon. Wonn dic gowcrblicho und ináustricllc 2o8tigung 
und Fürdorung :uf broitom Bond: ant ontwickolt wor- 
doa will, so atsson zuuiohst du äich: ton goboton 
| tj werdon, um dio proiten ländlichen »erboit.jrm. sson 
H don Eins. tz in Industrio unà Gewsrbu oinzu- 
jO schulön, und sie mit den wichtigstoa m: nuollon For- 
4 tizkoitcn und H-ndgriffen vertr ut zv m- chon. 


D.r-u.crhin: us worden im Wego dcr Burufs usl.so .n- 
an lornfo2higo jungs Leute ormmittolt und antwcdor dur 
) | Orduntlichun #2. chlchro odor cincr Ausbildung zu 

Hilfs: rbcitern zugofihrt wordon m'sson. Im grosscn 

Umf: nge können dic bodcuts:mon Erf ^ hrung:n dor 
‚1 doutschcn hirtschrft cuf dom Gobiot dcr industri- 
l cllcn Nechwuchsurzichung hierhcr -bornomm.a wordon, ` 
n “uch d's H.nGwork, dis sich vor cllom in dor Stcat 
Za kr rechcu dioscr Srzichungs. ufg: bo bisher mit bes- 
n ton Ergobnisson gewidmet hot, wird zus:.tz ufgcbon 
(oz dioscr Art crfüllon kónncn. 





Focherbvitor- 
conwuchs. 


Uebersctzun 
im Hendcl. 






























Dic Yurchfilhrung diosor Erzichungs-und Schulung 
.ufg bon wird freilich nur von ciner uf con to 
ulsoh n P.rtschritt oingostollton und innorlich 
gcsundon Yirtsch: ft “bernommen werden können. 


Doutschor Einfluss uf die B.triobsfü:rungon-.n 
Gust: ltuug wird orfordorlich soin, woboi zu s-g 
ist, diss dor Yurchsetzung der Bctriobo mit dou 
schem V.ist und deutscher P'hroriniti:.tiva und | 
Sch; ffung von industriellen Lchrwirkstätten noc 
dsutschon Vorbildern bosendcre Schwiorigkeiten | 
bieten kinn», Es vorn g å bei cuf die 2.2t. unta 
trouhanderischor Vorw. ltung stehcnden, boschl: e 
n.hmton hcrronloson und j-^dischon D.tri.bo Sun Ire 
gogriff.n zu werden, dic bei oinor Gosiutzchl v 
zeit. rund 500, bestimmt goncg.nd ontwicklungs- 
fahigo Erzcugunssstättcn zufw.ison, die für dic 
wahnte aufgcbe in Bins. tz gobracht werden könnəl 


Wonn :uf Gioso wvise in j hrolrnger arbuit cino! 
ordcntlich cusgebi. dote »: cherboitorschaft acht 
zogen wordcn ist und in dun Butriutun zur Vurf.j 
steht, d.rfto os nicht schwer f.llon, dis :1llgz: 
fostgcstcllte Lcistungsgcfillo der polnischen Pi 
Crboitorson:ft gogon bcr dom Reich :uszugloichc! 
und fr dio ges mto goworbliche und inàdustricll 
FPortigung günstige Brzcugungsvoreussetzungoen zu 
sohc.ffon. 
Diesor notwendig cnzustrobondon Entwicklung om 
Schr grosso Eodcutung zu und zwi r obonsosohr un! 
dem Gesichtspunkt dor auftregsvorligurung cus di 
keich ins GG., wic dor «nsisdlung roichsdoutsch| 
siliclbetricbe innorhilb des GG. und dor Verl a 
polnischer grob rbeiter ins Rei cn, | 


Dor hiorait bor brten tr gon dos zwuckmässigen 4 
boitscins tzos und einer wohlvcrst: ndunon Mirt- 
sch-ftslonkung kommt cuch in oinor w.itoron Hin: 
sicht Budautwig zu. 


Voborvölkorung bustcht nicht nur im zgr’.rischon] 
Soktor, such des Hrndolsgoworbo ist ong offon- 
sichtlich in crheblichem M:.sse Öbersctzt. Es brich 
nur Op uf vorwiocsen zu werdon, dcss die grosstfc 
Z:hl von egcnton und ‚rklorn, dic früher cls Vo 
mittlor von „ufträgen tätig wor, durch Weronver 
kn: ppung cusser Brot gesotzt wurdo. Diosc Uobor 
sutzung orstrcokt sich zum Toil former cuf zugu 
l: ssune H:ndclsbotriobo, donon im R.hmon dor Bo 
wirtsch-ftungsm.ssnthmon nur im bisohoidonon iA 
Zutoilungswere gozobon werädin kann und dio info 
kn: pper Umsátzu zum Vorkti.uf ihrer Wcron zu Schl 
h’ndelspreiscn und ohns Bod: rfsschvine vinon «! 
roiz findon. 
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Es orscheint besser und zwockmissiger, eine ius- 
kämmung diosor icistungs-und lebonsunfähig gowor- 
donom Botrisbo durchzuführen, und dio vorkncppton 
Wcronmongon künftighin nurmohr ciner boschránktan 
und derum Cborwrohtcon Zchl von Fi.chgoschäften zu- 
zutoilon. 


Wonn dio Entwicklungsfähigkeit von Indus trio,Hcnd- 
work und Goworbo vorweg untor dom Gosichtspunkt 
dos „rboitscins’tzos und dor Vorf" gb. rm chung von 
Tech-und <ngclernton srboitskraftcn behsndclt wur- 
do, so bleibt dc rüber hincus cinc Summo von Toil- 
problomen noch Ubrig. 


Hioruntor stchon Vorkohrsfrigen, wic dic Erschlics- 
sung der Woichscl cls oinor frcchtbilligon ‘ssor- 
str.sso für an-und abtrı.nsport,mit cn erster Stollsı 
Boi dor frrchtungliastigan Lego Werscheu’s zu den 
Rohstoffqucllen und don Erzougungsbezirkon ist dio 
Vorbilligung der Fr ohton insgisimt cine Lobunsfrego. 
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hfloktrischo Energio. Nicht mind.r wichtig ist dic Bodcutung dor Ver- 
D sorgung des “crscheucr Wirtsch-itsborcichs mit 


By sloktrischor Enorgi.. Die zuf Kohlcnb.sis erbdoi- 
Pi tendon E-Worke dos W: rsch-uor-B.zirks sind cuf dis 
de 4nlioforung von Kohle cuf dom Schicacnwog cng -wic- 
DE son. ‘Sonn oino Umstellung dor Industrio-Érzougung 
ZU euf don elektrischon „ntrieb «us Bozugsstrom crfol- 


gon soll, ist dic Sichorst.llung cinur cusroiohon- 
don und zuvcrlässigin Énorgicvorsorgung unorláss- 


DCH lich. Dehcr bestoht dis cllorgróssto Intoresso K.- 
un! ron, d:ss Wrrschiu dic enschlussvorsorgzung cn des 
di koznowor-"cssorkr ftwcork und scino 150 000 V Loitung 
ch findot, indom dic Beustufe Stcrcchowicc noch *-r- 





Schau durchgofthrt wird. 


) ' 
| wohl ist bok:nnt, des dio #urtigstellung dioscr 
4 Überleitung in dcr Pl:nung dos OG, <ls vordringlioh 
ngeschen wird. In dom Mosso, wic durch don Einse.tz 
| dioscr Enorgisquclle cino Einsparung np Kohls und 
| Kohlonvors:nà ointritt, ist os móglich, dio sioh 
| orgobonde Entl:stung dos Schiononwegs fir cnácro 
f 


on Trensports zu banutzon. 

n- . 

brichluss- In Aua mmenf:ssung der vorgotr-gonon Gesichtspunkte 
Sorctr: chtung. boi der froilich cine orschÜpfondo „ufzählung un- 

Yo möglich wor, orschsint os :ussichtsvoll und w:hr- 
er scheinlich, diss dio geworblioho wirtaoh ft im 

or Distrikt “erscheu cincr woitoron aufwärtsontwicklung 
E"! und Vorbroitorung zugoführt zu wcrdon vermeg und 

Bu dag oino Vorl: gorung der Erzsugung of cinco cusgo- 
GI sprochon industricllo und erba tsintonsivo Quali- 


= titsfcrtigung mözlich ist. 


Diss bis zur Erroi chung dicscs Ziolos von -llon 
Schichten dor :n diosor »eufg-bo botciligtcn Kroj 
cino ungowóhnliche Fülle von «rbuit und Fleiss ¢ 
zZubringon soin wird, ist óbonso foststohond, wic 
dio „ussicht, diss dor schliossliche Erfolg solic 
Zusmmenwi rkens-und Mühens sicher ist. 


Mit Bezug hi:rruf michts ich mit cinom Bisurrk’g 
Zitct schliosson : "Wir sind nicht in der Volt, 
gl-cklich zu scin und zu geniosscn, sondorn um Y 
sere Schuldickcit zu tun." 
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Allgemeine Fragen der Verwaltung, 





— ÓÓ— ET ES TS gen 


Referat des Chefs des Amtes, 
Reichshauptstellenleiter Dr, Hummel, 
gehalten 
auf der Regierungssitzung in Warschau 


am 15, Oktober 1941, 
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Herr Generalgouverneur ! Meine Herren ! 


























Der Herr Generalgouverneur hat mir gestern den Auftrag erteilt, 
| yes der heutigen Fortsetzung der Regierungssitzung noch ein einlei = 
'|tendes Referat über allgemeine Fragen der Verwaltung zu halten, die 
uns hier besonders interessieren, 

Angesichts der Kürze der Zeit, die für dic Vorbereitung zur 


"Verfügung stand, hoffe ich, Verständnis dafür zu finden, dass ich 


mich sehr kurz fasse und nur 3 Problome berühre, die für uns von be= 


sonderer Bedeutung sind, 
I, 


Zunächst zur allgemeinen Verweltungslage im Amt des Distrikts 
| 
'ıund in den Kreishauptmannschaften. 


In den gestrigen Referaten sind eine grosse Zehl von Wnschen 
seitens der einzelnen Vortragenden an die Regicrung gerichtet wor = 
den, so dass ich mich glücklich schätze, auf dem von mir berührten 
Gebiet nicht mit neuen Wiinschen hervortreten zu miissen, Ich darf 
vielmchr der Regierung unseren Dank sagen für das grosse Verwal = 
tungswerk, das uns im Laufe dieses Jahres mit dor Durohführung der 


| Einheit der Verwaltung beschieden worden ist, 
| Es ist selbstverständlich, dass, als damals die Verordnung über 


die Einheit der Verwaltung bekannt gegeben wurde, auch hier, wie bei 
den anderen Distrikten und auch in Regierungsstellen, nicht alle da= 
von Betroffenen begeistert gewesen sind, weil durch diese Verord = 
nung mancher persönliche Wunsch hintan gesteilt werden musste, Aber 
rein sachlich gesehen, haben sich die Grundgedanken der Einheit der 
Verwaltung und der nun feststchende Aufbau der Verwaltung in jeder 
Hinsicht bewährt., Die Einheit der Verwaltung ist nach der überein = 


stimmenden Auffassung aller beteiligten Dienststellen, insbesondere 


auch sämtlicher Kreish;uptleute, Aloe für diesen Raum einzig richti= 








ge Verwaltungsform, denn nur mit einer straff zusammengefassten 
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Verwaltung, die die Ausrichtung sümtlicher deutschen Dienststellen 
nach einheitlichen Verwaltungsprinzipien gewährleistet, können die 
zahlreichen und schwierigen Probleme, die in diesem Raume gestellt 
sind, rasch und tatkräftig gemeistert werden, 


Es ist selbstverstündlich, dass eine derartige grundlegendo 
Anderung der Verwaltungsmethode, wie sie die Ein- und Durchführung 
der Einheit der Verwaltung darstellt, und wie sie zum l, Male in 
dieser kompromisslosen Form im Generalgouvernement in die Praxis 
umgesetzt wurce, anfangs zu gewissen Reibungen geführt hat, Dem 
Takt und Fingerspitzengefühl der beteiligten Abteilungsleiter und | 
der Kreis- und Stadthauptleute ist es jedoch in gegenseitigen Aus = 
sprachen gelungen, diese Schwierigkeiten, die gelegentlich zwischen 


ihren Dienststellen und insbesondere den angeglicderten Dienststel= 


len auftauchten, in Kürze zu beseitigen, Der Kreishauptmann hat es 


stets abgelehnt, den seiner Dienststelle angegliederten Fachbehóor = 
den bei fachiichen Dingen " hineinzuregieren "; Er hat sich darauf 
beschränkt, in gelegentlichen Zusammenkünften mit den Leitern der 
Fachbehörden die allgemeihen Richtlinien der Verwaltungspolitik zu 
bestimmen, wie. dies auch von der Regierung in ausführlichen Erlas = 


sen klorgestellt ist, 


Jede Verwaltung kann auf die Dauer nur dann funktionieren, 
wenn die notwendige Anzahl fachlicher vorgebildeter Beamter oder 
Angestellter zur Verfügung steht, Leider fehlt es hier, Insbesondere 
fehlt es bei den Kreishauptleuten an einer, wenn auch geringen Zahl, 
fachlich qualifizierter mittlerer und gehobener Beamten, Sekretären 
oder Inspektoren, Es fehlt weiter an entsprechend ausgebildeten 
Kassen- und Rechnungsbeamten, Wenn für die Dauer bei den geed ege 
mannschaften ein geordnetes Finanzwesen gewährleistet werden soll, 
muss hier unbedingt Abhilfe geschaffen werden, 

Im allgemeinen ist die Personallage bei den Kreishauptmann = 
schaften zurzeit so, dass ein Gefolgschaftsmitglied zahlreiche, 
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zum Teil BEER wichtige Referate zu bearbeiten hat, Es ist 








selbstverständlich, dass eine ordnungsgemässe Bewältigung hier un à 
terbleibt, 

Ich glaube aber nicht, dass es möglich sein wird, hier in abz 
sehbarer Zeit einen grundlegenden Wandel zu schaffen, denn wir müs- 
sen damit rechnen, dass, genau wie jetzt für Galizien, im nächsten 
Jahr für die neuen Ostgebiete weitere Anforderungen erfolgen und 
dass dann vielleicht sogar besonders bewährte Beamte mé lagist 
te von hier nach dem weiteren Osten abgegeben werden müssen, | 

Bei dieser Sachlage erhebt sich die Frage, ob es nicht mweck = 
mässig wäre, in weit stärkerem Masse noch in unserem Verwaltungs = 
system den Aufsichtsgedanken zu‘betonen. 

Die Gesetzgebung des Generalgouvernements ist im Laufe ‘er 
letzten 1 ¥2 Jahren dazu übergegangen, in immer grösseren Umfange 
zahlreiche Verwaltungsgebiete bis ins einzelne zu regeln und die 
Durchführung, nicht etwa nur die Beaufsichtigung, den deutschen 
Dienststellen zu übertragen, Damit wurde auch die Verantwortung für 
die reibungslose und oränungsgemässe Abwicklung der Verwaltungs = 
massnahmen den deutschen Behórden auferlegt. Trotz der sich hier | = 
durch immer mehr häufenden Arbeit wurde der Personalstand, wenig; =% 
stens bei den unteren Behörden, nicht wesentlich verändert, Die 


Felge davon ist ganz zwangsläufig, dass die Fülle der Arbeit durch 
die wenigen Arbeitskräfte nicht hundertprozentig bewältigt werden 


kann und der Behördenleiter, insbesondere der Staät- begs = Kreis = 
hauptmann durch die Kontrolle der täglichen Verwaltungskleinarbeit 

Zeit und Übersicht verliert, die an sich notwendig wäre, um wirk i 

lich richtunggebend die Verwaltung zu führen. 

Verlegt sich aber der Stadt- bezw, Kreishauptmann auf sein 
eigentliches Aufgabengebiet, nämlich nur die Dinge von allgemein 
wirtschaftlicher und politischer Bedeutung vorwärts zutreiben, s^ | 
kann er nicht für eine rcstloso Erfüllung der sonstigen Verwaltungs- 


massnahmen Sorge tragon, 
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Wir werden deshalb nicht vmhin kónnen, auch bei der Staats = 
verwaltung- in der Kommunolverw2ltung ist dies ja schon im be = 


schränkten Umfang geschehen - die Polen in erhöhtem Masse zur Mit = 


arbeit heranzuziehen, um den Mengel nn deutschen Beamten und An = 


gestellten zu steucrn, 

Ich denke daran, dass für bestimmte Verwaltungsgebiete wieder 
cine Art " Starost H eingesetzt werden könnte, der gewisse, ihm | 
übertragene Aufgabengebiete in eigener Verantwortung und mit Zeichz 
nungsbefugnis = selbstverständlich unter Aufsicht —€— = 
manns - zu bearbeiten hätte, 

Eine ähnliche Regelung ist im übrigen bereits in $ 9 der Ver = 
ordnung über die Verwaltung der polnischen Gemeinden vom 28,11.39 
für die Stadtkreise getroffen, Hiernach kann der Distriktschef den 
Bürgermeistern Stadthauptleute zur Seite setzen, die in seinem Na = 
men die Aufsicht führen, Dio Stadthauptleute können jede Verfügung 
des Bürgermeisters aufheben, abändern, ersetzen und hemmen sowie 
eigene Anordnungen treffen, Der Bürgermeister aber hat grundsätz S 
lich die Verantwortung für dio Verwaltung der Stadt und hat insbe = 
sondero Sämtliche laufenden Verwaltimgsgeschifte zu srledigen, Der 
Stadthauptmann beaufsichtigt lediglich und zicht nur die ihm wich = 


tig erscheinenden Dinge an sich, 


Diese Regclung ist bei der Vorwaltung der Stadt Warschau kom = 


promisslos durchgeführt und hat sich in der Praxis ausgezeichnet be= 


wührt, 
Man könnte deshalb daran denken, die Funktionen des Kreishaupbs 


manns ähnlich wie dies in $ 10 der Verordnung über die Verwaltung 
der polnischen Gemeindon geschehen ist, festzulegcn, 

Art und Umfang der dem Starost zu Ubertragenden Aufgabengebie= 
te bedürfen solbstverstünélich einer renauen Nachpriifung, 

Ein Kreishnuptmann des Distrikts Warschau hat bereits vor — 


ger Zeit einen ähnlichen Vorschlag gemacht und die Bildung von 












sogenannten " Verwaltungsnebenstellen ", die unter der Leitung 





eines Polen stehen und denen bestimmte Verwaltungsgebiete zu über- 





tragen sind, vorgeschlagen, 





Wie man sich auch entscheiden mag, es ist auf jeden Fall drin= 
















gend notwendig, dass wir insoweit unser jetziges Verwiltungssystem 
einmal überprüfen, dà der immer grösser werdende Personalmangel, 

der sich im nächsten Jahr mit Rücksicht auf die neuen Ostgebiete | 
erhöhen wird, eine Änderung unseres jetzigen Systems notwendig er= 


scheinen lässt, 


— 


Mit diesen Ausführungen bin ich bereits zu dem zweiten Punkt 
gekormen, der Gegenstand meiner Ausführungen sein soll: der Erór = 
terung von Personalfragen, insbesondere der Personalboschaffung und 


der Erhaltung des Personalbestandes. Ce 


/ 


Der gesamte Personalbestand des Distrikts beträgt our "Zeit 
1012 Gefolgschaftsmitglieder, und zwar handelt es sich dabei um 
247 Reichs- oder Volksdeutsche und 465 Polen, Diese Zahl ist nicht 
genügend, um otiatlichen Anforderungen ciner geordneten Verwaltung 


gerecht zu werden, 


Von Anfang an hat os im Distrikt wie auch in den Kreisen ein 
starker Mangel an gecigneten Arbeits- und Fachkräften geherrscht., 
Dazu kam, dass des öfteren Gofolgschaftsnitglieder wieder entiab = 
sen werden mussten, die den Anforderungen des Osteinsatzes nicht 
entsprachen, Leider gilt dies nicht nur hinsichtlich der fachlichen 
Leistungen, sondern auch hinsichtlich der Haltung gegenüber Polen, 
wobei in mchreren Fällen bedenkliche Entgleisungen zu beklagen vis 


ren, 


Ein anderer Teil der Gefolgschaft ging durch Einberufungen zur 






Wehrmacht verloron, womit auch in Zukunft noch gorechnet werden 
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Nachteilig auf den Personalstand hat sich ferner die Notwen s 
digkeit der Abordnung von Beamten und Angestellten zwecks Auffül 1 
lung des neu errichteten Distrikts Galizien ausgewirkt, Aus dem 

istrikt Warschau mussten bis heute 74 Angestellte unà Beamte nach 


Galizien abgegeben werden, unter ihnen 1 Abteilungsleiter, 1 Amts = 
leiter und 2 Kreishauptleute, 


Die Angebote, die zur Zeit eingehen, sind in keiner Weise. gentigend, 


um den Aufgaben einer deutschen Verwaltung in dem nugenblicklichen 
Unfange Rechnung zu tragen, 


Darüber hinaus sind neue Arbeitskrüfte im Hinblick auf die 
Errichtung deutscher Aufsichtsverwaltungen in den in Russland neu 


besetzten Gebieten nur schwer zu beschaffen, 


Weiter darf ich offen darauf hinweisen, dass sich die Durch s 
führungsvorschrift zur Verordnung vom 8, Mai 1940 über die Be = | 
rufung der Antsträger und die Diensteinweisung von Beamten, Ange = 
stellten und Arbeitern in Generalgouvernement vom 10.3.41 sehr 
hemmend erwiesen hat, soweit es sich um Angestellte des höheren 
Dienstes (Terelitunzegrunpe I - III der T0,A) handelt, Der Weg der 
Einberufung, wie er durch diese Durchführungsvorschrift bestimmt 
ist, ist sehr langwierig und hat vielfach änzu geführt, dass der 
Bewerber sein Angebot wieder zurückgezogen hat, Ich erloube mir, | 
insoweit eine Änderung dahingehend vorzuschlagen, dass die unmittel= 
bare Einberufung wieder in die Hand des Distriktschefs zurückgelegt 
wird, während die endgültige Berufung noch einer gewissen Bewäh: = 
rungszeit durch den Herrn Stantssekretär vorgenomnen werden soll, 
Dadurch wird dreierlei erreicht: 

erstens eine schnellere Personalbeschaffung, 


zweitens eine gonauere Sichtungsmöglichkeit des 
Menschenna terials 


und drittens eine Entlastung der Regierung. 
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Der durch das Rundschreiben der Abteilung Innere Verwaltung 
von 16.1.1940 vorgeschlagene Weg, in Reich durch Rückfragen bei den 
Geneindeverwaltungen neue Gefolgschaftsnitglieder zu bekomnen, hat 
sich in dcr Praxis nicht bewährt, denn das Reich hnt selbst einen | 
derartigen Mangel an Arbeitskräften, dass auf diese Weise in wesent- 
lichen Unfange keine Erhöhung des Porsonalbestandos erreicht werden 


konnte, 


Die Möglichkeit, von Reichsbchtrdon Beaute in Rahnen der Ab = 


ordnung zu erhalten, nuss ebenfalls als endgültig abgeschlossen an= 
geschen werden, da dic Behörden des Reiches durch weitere Abordnun= 
gen selbst Gefahr l-ufen würden, ihren Dionstbetrieb nicht nehr ouf= 
recht erhalten zu können. ( In Ant des Distriktschefs Warschau . 
selbst sind, ohne Berücksiohtigung der Kreise, an abgeoräneten Be : 
anten nur 57 vorh^ncen,) | 
Endlich darf darauf hingewiesen werden, dass sich auf die un = 
bedingt notwendige Personalbeschaffung das Fehlen ios Stellenplanes 
nichteilig ausgewirkt hat, verbunden nit den engen Bestinnungen der 
TO,À, Insbesondere scheint es auf den Gebiete des Bouwesens all = 
náhlich unnóglich zu werden, geeignete FPachkrifte wie Diplon=ir L 
chitekten, Regierungsbauneister usw, zu erhalten, weil selbst die 
Sätze der Vergtitungszruppe T0,A I nicht ausreichen, un den Forde: = 
rungen gerecht zu werden, die von geeigneten Bewerbern in dieser 
Richtung gestellt werden, Es russ deshalb hier immer wieder versucht 
werden, in Rahnen eines Sondervertrazes cinen gewissen Ausgloich zu 
schaffen, | 
Bei der Durchführung der Tarifordnung hat sich weiter ein Nach= 
teil in der irt und Weise der Besoldung ergeben; denn die Tariford= 
nung bewertet, worüber aus der Gefolgschaft immer wieder Klagen 
erhoben werĉen, weniger die Leistung nls vielnehr ĉas Lebensalter, 
Trotzđen muss festgestellt wor^en, daB der Angestellte bebol Seege 
nässig immer noch höher bewertet wird als der nach hier abgeoränete 
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Beante, denn einen tüchtigen Angestellten steht jederzeit der Weg 
offen, bei entsprechender Leistung in eine höhere Verzütungsgruppe 
der TO,À zu gelangen und danit einen rerochten Ausgleich für seine 
Arbeitsleistung zu erhalten, Den Beanten ist hier der Weg versperrt; 
denn eine Beförderung kann nur durch dic Heirmtbehörde erfolcen,Dio 
5 hiernit verbundene Gehaltserhöhung ist jedoch, selbst wenn cine 
Beförderung ausnahnsweise oinnal ausgesprochen wird, Aerartiz ge = 


ring, dass sie k^un einen Ausgleich fiir seine Leistung darstellt. 


Un die Arbeitsfroudigkeit der abgeordneten Beanten zu hoben, 
wäre es deshalb ärinzend erforderlich, Schritte zu unternehnen, die 


eine finanzielle Besserstellung der Beanten brinsen würden, 


Es müssten auch ĉie Versuche der Körperschaften ces öffentli = 
chen Rechts unterbunden werden, Distriktscngestellte dadurch für 
sich zu gowinnen, dass sie höhere Gehaltssätze versprechen, nls der 

| an die Sätze der TO.A gebundene Distrikt zu zahlen in der Lage ist, 
| Das Mißverhältnis würde ohne weiteres Aadurch beseitigt Serien, 

| wenn “lese Körperschaften gezwungen würden, ihre Vergütunrssätze in 
deren der T0.A anzugleichen, 

Endlich müßte noch in aller Schärfe der Grundsatz durchgeführt 





werden, dass jetzt während des Krieges niemend, der hier als Di = 
striktsangestellter tätig ist, in die Wirtschaft oder in freie Be : = 
rufe übergehen darf, selbst wenn noch so verlockende Angebote ge = 





macht werden oder noch so große Verdienstmöglichkeiten bestehen ‚Wer 


hier während des Krieges im Osten eingesetzt ist, hat diese Art von 





' Kriegsdienst auch bis zum Ende des Krieges durchzuführen, 


In diosem Zusammenhang muss ich noch kurz bei der Erörterung 


| der Personalverhältnisse die Frage der Dienstvergehen und ihrer Ahn= 


dung erörtern, 
Die Pflichtverletzungen der abgcordneten Beamten werden durch 


die Heimatdionstbehörde auf Grund der Reichsdisziplinarordnung im 





7 Wendigen Dienstgeschüfte, da das vorhandene Personal nicht ausreicht, 


' Fristen des Regelurlaubs durchaus nöslich sein, Ich persönlich hal= 


ges erforderlich ist, vo 









Rahmen eines formellen Dienststrafverfahrens behandelt, Eine sol= 
che Möglichkeit fehlt immer noch gegenüber den hier tätigen Ange = 






stellten, Es bleibt bei Dienstvergehen dieser Gefolgschaftenitglie= 






der in der Mehrzahl der Fülle nur dio fristlose Entlassung aus dem 






Dienstvorhültnis übrig, Die Schaffung einer eigenen Disziplinsrord= 






nung fiir die Angestellten des Generalgouvernonents wire wie schon 
wiederholt betont sehr wiinschenswert, 













Ebenso bitte ich, die Bestinnungen fiir die Aufenthaltsgehehnigungon 






der Ehefrauen zu erleichtern, Es hat sich herausgestellt, dass in 






der nehrmonatigen Abwesenheit dor Ehefrauen, wie sie nit Rücksicht 






auf den Beginn des Ostkriogos notwendig war, die Zahl der verschioz 






denartigston moralischen Verfehlungen erhoblich zugenonnen hat, wo= 






bei auch Fälle von Rassonschande leider Zu verzcichnen waren, Eine 






lüngere Anwesenheit der Ehefrauen ist daher zur Sicherung dor Moral 






der Gefolgschaftsangehörigen unbedingt wünschenswert, 
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In diesen Zusarmenhang nöchte ich noch kurz dio Frage der Ur = 


laubsregelung streifen, 
Dic Einbringung des Jshrosurlrubs und des sogenannten Regol z 


urlaubs beeinträchtigt inner wieder die schnelle Erledigung der not= 


un alle Urlnubsvertretungen durchführen zu können, Falls in orwei = 
terten Masse die Möglichkeit gegeben ist, Ehefrauen besuchsweise in 
den Dienstort des Gefolgschnftsnmitgliedes konnen zu lassen und hier= 


für sogar die Reisekosten bezahlt werden, würde eine Änderung der 


te eine Zeitspanne von je 4 Honaten für eine noue Regelurl^ubsporio- 


de als hinreichend, 


Gowiss wird diese Verschlechterung dor Urlaubsbestinnungen, 


die aber in Interesso des Dienstes zunindest jetzt während des Krie- 






n manchen Gefolgschoftsenitzliod nicht be = 
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grüßt werden, nienand aber wird in dieser dienstlich notwendigen 
Maßnahme ein. mangelndeg Verständnis für die Gefolgschaft erblicken, 


da gerade hier im ganzen Generalgouvernenent für die Gefolgschaft 
&n sich viel getan wird, 


Damit komme ich zu dum dritten Teil neiner Ausführungen, den 


Fragen der Gefolgschaftsbetrcuung, 


Alle Maßnahnen, die hier auf dem Gebiet der Gefolgschaftsbe = 


treuung getroffen worden sind, haben das Ziel gehabt, den hier tü- 
tigen Deutschen die Heimat nach Móglichkeit zu ersetzen und Ihnen 

don Aufenthalt in dieser zunächst so ungewohnten Umgebung in jeder 
Hinsicht zu erleichtern, Wir sind stolz auf das, was in dieser Be= 
ziohung für die Gefolgschaft geleistet werden konnte, 


Die überwiegende Mehrheit aller reichs- und volksdeutschen Ge= 
folgschaftsmitglieder ist nunnehr in Wohnungen untergebracht, die 
unseren Anforderungen an Wohnkultur in jeder Hinsicht entsprechen, 
Die beiden nou geschaf?enen Beantenwohnhüuser nit zusanmen 158 | 
Zimmern, die kürzlich fertiggestellt worden sind, haben vielen Ge = 
folgschaftsnitgliedern, die bisher möbliert bei Polen oder in zweit- 
und drittklassigen Hotels untergebracht waren, endlich Wohnungen | 
im deutschen Wohnstil gebracht, Die Mieten in diesen Geneinschafts= 
häusern sind so bemessen, dass joder sie tragen kann, Sie liegen : 
weit unter den Mieten, die sonst Roichs- und Volksdeutsche in an = 
deron nicht distrikteigenen Eäusern nit 100 % iger Vorkriegsniete 
zu zahlen haben, 

Neben der Beschaffung von Wohnrtiumen steht die Beschaffung von 
Einrichtungsgegenständen, 

So sind in der letzten Zeit 150 Zimmereinrichtungen beschafft 
worden, wofür allein Z1, 414 000,-- ausgegeben wurden, Insgesant 
übersteigt dor Betrag, der für Bettwäsche, Gardinen und Einrich = 


tungsgegenstände aller Art aufgewencet worden ist, die Summe von 
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| 3/4 Millionen Zloty, Was nit dieser Gesantsurne erreicht worden ist, 





H lann nit wenigen Zahlen wiedergegeben werden, An Gefolgschaftsnit = 

























| glieder wurden bisher insgesant ausgegeben: 
| 350 Zimmereinrichtungen, 
J 1 000 Woll- und Steppägcken, 
| 400 Lompen, 
| | LOO Teppiche, 
600 Federkissen, 
] 8 500 n Vorh^ngstoff 
| 10 000 n Weiswaren für Bettwäsche. 
Deutsches Haus, 
Gaststätten, 
Gefolgschaftshein, 
Krankenstuben, 
Náhs tuben, 
Wäscheunnahne, 
Schuhann^hne, | 
Priseur in Hause, | 
Das ist eine gewaltige Leistung, die von der Gefolgschaft auch danke 


bar anerkannt wird, 


Ebenso wird für ausreichende und billige Verpflegung Sorge ge= 
tragen, Der Selbstkostenpreis der “eneinschaftsverpflegung beträgt 
Zl, 3,30, den einzelnen Gefolgschnftsmitglieä wird aber nur ein Bez 
trag von Zl, 2.==, teilweise sogar nur Z1, 1,40, angerechnet, Diese 
i Mabn^hne ist unbedingt erforderlich, weil bei der katastrophalen 
| Teuerung in Warschau kein Reichs- oder Yolksdeutscher nit den au = 
genblicklichen Gehaltssätzen bezw, nit seiner Beschäftigungsvergli= 
tung sich selbst die nötigen Lebensmittel kiufen könnte, 


f 


In deutscher Genoinschaftsverpflegung über 1000 Personen, Auch 









den nichtdeutsehen Beanten, Angestellten und Arbeitern, die bein 
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| anten, ingestellton und Arbeitern, die bein Distrikt tatig sind, 


wird ein Eintopfnittagessen zum Preise von Z1, 0,50 verabfolgt, wo= 
durch erreicht worden ist, dass diese Angestellten und Arbeiter ar= 


beitsfühig geblieben sind, Für Polen ca, 950 Eintopfportionen ver = 


abreicht, 


Darüber hinaus ist für die deutsche Gefolgschaft unendlich 
viel in kultureller Hinsicht Kino, Theater und Konzerte geleistet 





! worden, 


Endlich wird den Gefolgschaftsnitgliedern weitgehende Gelegen= 
heit zur sportlichen Betätigung gegeben, wofür in Sonner insbeson = 
dere das Klubhein an der Weichscl für den Wassersport und ein gros= 


ser Sportplatz in Agrikolapark für Leichtathletik zur Verfügung gez 


stellt wurde, 


Der neugeschaffene Reiterverein Warschau hit ebenfalls bei der 


Gefolgschaft starken Anklang gefunden, 


Mit diesen Maßnahnen, von denen ich nur einige Gebiete heraus= 
gegriffen habe, wollen wir erreichen, dass den hier tätigen Deut = 


schen der iufenthnlt außerhalb des Reichsgebietes so ongenehn wie 
nóclcih gestaltet wird, 


Selbstverstündlich ist, dass alle diese Maßnahnen allein nicht 
ausreichen, un den für den Osteinsatz erforderlichen Menschen zu 


schaffen, sondern dass es in wesentlichen auf den Einzelnen selbst 
ankornt, 


Der Herr Generalgouverneur hat in dieser Hinsicht einral den 
Ausdruck von der " Osttauglichkeit " geprägt. Diese Ostteauglich = 
kcit setzt bei jeden Einzelnen voraus, dass or in Treue zun Führer 
seine Plicht erfüllt und uneigennützig seinen Dienst in Osten als 
Kriegseinsatz bei der Erfüllung kriegswichtiger Aufgaben betrach = 


tet. Ich habe dic Überzeugung, dass, wenn wir auch in den zwei 
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Jahren in personeller Hinsicht nanche Enttüuschung erlobt haben, 
die überwiegende Mehrheit der Reichs- und Volksdeutschen diesen 
Anforderungen genügt, 


Ich glaube deshnlb die Versicherung abgeben zu können. dass 


dies auch weiterhin so bleiben wird und dass wir uns bemühen wer= 
den, den rechten Geist in unseren Gefolgschaftsnitzlicdern zu 


pflegen und aufrecht zu erhalten, 
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Heferat des SS- und Polizeiführers im 
Distrikt Warschau 9o-Oberführer Wigand 
in der Regierungssitzung vom 15.u. 16.10.1941, 


Wie allzemein bekannt, sind die Großstädte schon seit 
jeher der Nährboden fiir kriminalistische und politische 
Verbrechen und Vergehen gewesen. Je größer die Großstadt, 
je ungünstiger die sozialen Verhältnisse, desto größer die 
Kriminalität bezw, die politische Betätigung. Diese Voraus- 
setzung bietet insbesondere Warschau. Als Millionenstadt 
und ehemalige Metropole des polnischen Staates ist sie ein 
Sammelbecken der Intelligenz, wie auch des Proletariats, 
des Judentums und polnischer Militárkreise, und bietet so- 
mit der günstige Nährboden für alle diejenigen unterirdi- 
schen Krüfte, die ideell, wie durch politische Tat der Auf- 
bauarbeit der deutschen Verwaltung Widerstand leisten. 

Ich komme somit als erstes und als Hauptaufgabe der 
Polizei zur Bekämpfung der “iderstandsbewegung. Soziologisch 
betrachtet rekrutiert sich die Widerstandsbewegung aus al- 
len Bevölkerungsschichten. Führung sind jedoch Militär- 
und Intelligenzkreise, sowie ein Teil der Jugend. Getragen 
wird der Widerstand von einer größeren Anzahl von Organi- 
sationen, die z,T. in Verbindung mit dem General Sikorski 
und Sosnkowski stehen. Es sind zwei Hauptgruppen zu unter- 
scheiden, und zwar: 

a) die militärischen Urganisationen und 
b) die propagandistischen Organisationen. 


Hier an dieser Stelle auf die personelle Besetzung bezw. 
auf die Arbeitsweise im einzelnen einzugehen, würde zu weit 
führen. Es sei zusammenfassend erwähnt, daß diesen Urgani- 
Sationen jedes Mittel recht ist. Terror, Sabotageakte, die 
Bildung von Stoßtrupps, die Verwendung von Waffen und Spreng- 
mitteln sind die hauptsächlichsten Kampfmittel der militäri- 
schen Organisationen, Die zivilen und propagandistischen Or- 
ganisationen bedienen sich in der Hauptsache der Propaganda 





und Aufputschung der Bevölkerung in jeder Form.‘ Man be- 
dient sich hauptsüchlich der Flugblütter, der Plakate, 
sowie der Flüsterpropaganda, des Boykotts der Kinovorstel- 
lungen, der Zeitungsvertriebe, der Öffentlichen Rundfunk- 
übertragungen und nicht zuletzt der Beeinflussung der her- 
anwachsenden Jugend im Schulunterricht. Letzteren muß ein 
ganz besonderes Aug 2nmerk geschenkt werden, Die neueste 
Parole der polnischen “iderstandsbewegung, die sicher be- 
reits Ihnen bekannt sein dürfte, ist: "Arbeite langsan, 
dann unterstützt Du den Sieg der Engländer!" Als Symbol hier- 
für wird versucht, in den Betrieben, auf den Straßen und 
öffentlichen Plätzen, an Fassaden und Häusern das Zeichen 
der Schildkröte anzubringen. | 
Die Finanzquellen beider Organisationen sind nicht 
unbetráchtlich. Die Art der Finanzierung geschieht auf al- 
len möglichen Wegen und durch alle möglichen Kanäle, Trotz- 
dem sich sämtliche Organisationen der Widerstandsbewegung 
&egen die deutsche Polizei abzudecken versuchen, ist es 
der Sicherheitspolizei gelungen, in den letzten 2 Jahren 
allein in 20 Organisationen nachrichtendienstlich einzu- 
dringen und diese zu „erschlagen. Weiterhin gelang es im 
vergangenen Jahre die bereits sehr verbreitete und gemein- 
gefáhrliche Organisation K.0.P. (Kommando der Verteidiger 
Polens) - es handelt sich hier um eine propagandistische 
Organisation - durch die Aushebung der Zentrale, die hier 
in Warschau ihren Sitz hatte, und Festnahme aller leitenden 
Spitzenfunktionäre, aufzurollen. Außerdem war es der sicher- 
heitspolizei in der letzten Zeit möglich, wiederum größere 
und kleinere Flugblattdruckereien auszuheben. Im allgemeinen 
sind alle Funktionäre der Widerstandsbewegung im Besitz von 
Faustwaffen und z.T. auch von Handgranaten, die sie, wenn 
sie von deutschen Beamten gestellt werden, rücksichtslos 
anwenden, da ihnen klar ist, daß sie sowieso ihr Leben ver- 
wirkt haben, Zusammenfassend kann gesagt werden, daß nach 
den gemachten Erfahrungen die polnische Widerstandsbewegung, 
trotz ihrer inzwischen erfolgten besseren Organisation, dank 





der geleisteten Arbeit der Sicherheitspolizei, keine 
ubergroGe Gefahr mehr für das gesamte Generalgouvernement 
bedeutet, Trotz der über zweijährigen Tätigkeit ist es 
der Widerstandsbewegung nicht gelungen, große Teile des 
polnischen Volkes zu erfassen und aufzuputschen. 

Die deutsche Gegenpropaganda dürite im übrigen auch 
einen Teil dazu beitragen, daß ein Großteil der Bevölkerung 
und selbst national gesinnte Polen, die Tätigkeit der Wi- 
derstandsbewegung in Anbetracht der gewaltigen europäischen 
Umwälzungen als nicht opportun ablehnen. Über gewisse Per- 
sonenkreise- und -gruppen hinaus kann sich meines zrachtens 
die Widerstandsbewegung nicht verbreiten. 

Nicht unerwähnt dürfte die Arbeit der röm-kath.Kirche 
bleiben, die jedoch sehr versteckt und geschickt arbeitet. 
ihre wesentlichsten Parolen sind: 

a) Sicherung der Erhaltung des nationalen Charakters 
der Bauern durch ihre Annäherung an die poln.kath. 
Kirche, 

b) patriotisch, nationale Aufklärung der Volksmassen 

auf religiöser Grundlage, 

c) größte Vorsicht an der Durchführung der nationalen 

Pflicht, die Geistlichen sollen niemals den Deutschen 

eine Veranlassung zur Bekämpfung der Kirche als eine 
politische Organisation geben. 


wenn auch die Bekämpfung dieser Widerstandskrafte für 
die Sicherheitspolizei auf Grund der besonders gelagerten 
Verhältnisse äußerst schwierig ist, so bedeutet dies doch 
nicht, daß der Bekämpfung unüberwindliche Schwierigkeiten 
im Wege ständen. Auch hier kann gesagt werden, daß der po- 
litische Gegner insofern keine Gefahr bedeutet, als wir 
seine Arbeitsweise und seine Methoden, die Bevölkerung zu 
beeinflussen, genauestens kennen. 

Die Juden halten sich besonders in letzter Zeit relativ 
ruhig. Da man sie in Bezug auf die Ernährung und wirtschaft- 
liche Existenz sehr knapp gehalten hat, sind ihr noch vor- 
handenen Energien ausschließlich diesen Dingen gewidmet. 
















Soweit Vergehen sicherheitspolizeilich festgestellt werden 
konnten, handelt es sich hauptsächlich um solche krimi- 
neller Natur, wie Schleichhandel, Diebstühle, Bestechung, 
Ausweis- und Paßfälschungen usw. 


Zur Illustration der Arbeit der Polizei, insbesondere 
der Sicherheitspolizei, mögen Ihnen noch einige Zahlen 
dienen. 

In den letzten 2 Jahren mußten wegen politischer und 
krimineller Delikte ca. 7 DUO Personen in die Konzentra- 
tionslager überführt werden. In den hiesigen Gefängnissen 
sitzen z.Zt. 2 811 Häftlinge ein, davon wegen politischen 
Vergehens 1 290 Männer und 268 Frauen. Die in letzter Zeit 
ansteigende Kriminalität, insbesondere schwerer und leich- 
ter viebstahle, Betrug, Mundraub, Totschlag und Raubüber- 
fälle, ist in gewisser Beziehung eine Richtschnur für die 
allgemeine Ernährungs- und Wirtschaftslage der hiesigen 
Bevölkerung. 

Irotz energischem Einsatz der Kriminalpolizei sind 





die genannten Delikte von Monat zu Monat in leichtem An- 
steigen begriffen. Allein- im letzten Vierteljahr mußten 
nahezu 11 OOO Personen durch die Kriminalpolizei festge- 
nommen werden, darunter allein 4 000 Fälle wegen Diebstahls. 

in den letzten Tagen hatte sich die Warschauer Krimi- 
nalpolizei mit 2 Kapitalverbrechen, nämlich mit einer Geld- 
falschung in Höhe von 1,2 Million Zloty und einem Raubüber- 
fall auf eine Sparkasse, bei der die Räuber 220 000 Zloty 
erbeuteten, zu beschäftigen. Der erste Fall konnte in ver- 
hältnismäßig kurzer Zeit geklärt werden, während der letzte- 
re noch der Aufklärung bedarf. 

Die vorhandenen Kräfte der Ordnungspolizei sind eben- 
falls bis zum letzten Mann restlos eingespannt. Diese ist 
so das Mädchen für alles! Uperall dort, wo Not am Mann ist, 
wird sie eingesetzt, Sei es nun, es handelt sich um die 
Bekämpfung des Schleichhandels, Bekämpfung des Bettler- 
unwesens, Gestellung von Ghettowachen, Gestellung von Ge- 
fangenentransportkommandos, Bewachung für Kohlen, Lebens- 





mittel- und Geldtransporte, Großeinsatz zur Überwachung 
des Verkehrs und Verdunkelungsmaßnahmen, Gestellung von 
Sonderstreifen gegen Sabotageakte an Brücken usw., Sonder- 
kommandos für den SD bei Großeinsatz für Verbrecher- 
bekämpfung usw. usw. 

Trotzdem die vorhandenen Polizeikräfte überaus stark 
in Anspruch genommen sind, ja, in Anbetracht der auBerst 
schwierigen polizeilichen und kriminellen Verhältnisse kaum 
ausreichen, ist mit einer weiteren Zuteilung nicht zu rech- 
nen. Wie die Vergangenheit bewiesen hat, war das Gegenteil 
der Fall, indem man Kräfte für die neuerbberten Gebiete im 
Osten abzog, davon stellten: 

Oränungspolizei: 1 Bataillon und 70 Gendarme, 
Sicherheitspolizei und SD: 143 Mann, 
ohne daß hierfür Ersatz gestellt wurde. 

Wir sind alle vor die vollendete Tatsache gestellt, 
mit den hier vorhandenen Polizeikräften auszukommen. Ich 
kann wohl sagen, daß dies in Anbetracht der Kinsatzfreudig- 
keit von Fiihrer und Mann bisher restlos &elungen ist und 
dies auch in Zukunft der Fall sein wird. Ob allerdings für 
die Zukunft die Ruhe und Ordnung wie bisher gewührleistet 
ist, hängt davon ab, ob die zustandigen Stellen in der Lage 
sind, die Ernährung sicherzustellen und den Bedarf an Kohlen 
zu decken. 

Ist dies nicht der Fall, dann ist mit Bestimmtheit mit 
dem weiteren Anwachsen der politischen und kriminellen Ver- 
gehen und darüber hinaus mit dem Ausbruch von Unruhen zu 
rechnen. 

Dieser nicht gerade rosige Ausblick in die Zukunft soll 
aber kein Grund sein, zu glauben, daß wir nicht Herr der 
Lage bleiben. 

bin wesentlicher Faktor bezw. Erleichterung der Verbre- 
cherbekámpfung auf politischem wie auf kriminellem Gebiet, 
ware eine Gesetzgebung mit schürísten otrafbestimmungen. 

ich darf hier die Bitte vorbringen, der Frage des Stand- 
gerichts näherzutreten. 
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1. Hegierungssitzing in Lublin am 17.0ktober 1941 
2. Regierungssitzgung in Radom am 18.0ktober 1941 
5. Hegierunrssitzung in Krakau am 20.0ktober 1941 
4. Hegierunrssitzung in Lemberg am 21.0ktober 1941 
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ie;ierungssitzung 


Freitag, den 17. Oktober 1941 
im Dienstgebäude der Vistriktsverwaltung 
Lublin. 


Gefertigt in 5 Exen plaren 


1. f.d.A., d.Kanzl.d.Gu. 

2. 2.d.5t5.Dr.Bühler 

3. f. Gouverneur Zörner- 
Lublin 


Sondermeyer Maurer 
8.11.41 











‚Beginn der Sitzung: 10°? Uhr. 


Die Sitzung wird von Gouverneur Zirrner nit folgender 
Ansprache ertiffnet: 


Herr Generalgouverneur! Es ist mir eine große Freude 
und Ehre, Sie und die Mitglieder der Hegierung zu einer 
Arbeitssitzung des Distrikts in der Stadt Lublin »egrügen 
zu können. Das zweite Jahr der Verwaltung dieses Gebietes 
durch die Regierung des Generalsouvernments geht bald zu 
Ende. Riickblickend dürfen wir mit stolzem Dank feststellen, 
daB wir, die Mittelinstanz der Distriktsverwaltung und die 
Kreishauptmannschaften, unter Ihrer tatkräftigen Führung 
und mit den Richtlinien, die Sie und die Regierung Ihren 
Mitarbeitern gegeben haben, haben arbeiten und ärlolge er- 
zielen dürfen. Unter den vollkommen neuen Verhältnissen, 
die erstmalig an die nationalsozialistische Verwaltung 
des Dfftten Reiches herantraten, war dies nicht immer ein- 
fach gewesen. Manches hat selernt, erprobt, manches hat 
verworien werden müssen, manches hat sich im Distrikt Lublin 
bewährt. Der Distrikt iubiin, den ich dank Ihres Verirauens 
vor 1 $/4 Jabren habe Übernehmen dürfen, war eines der letz- 
ten Gebiete, die die Slegreiche deutsche Wehrmacht in Be- 
sitz nahme. Er war bis zur diesjährigen russischen Offen- 
sive der Ostlichste Verwaltungsbereich des Generalgouverne- 
ments und damit des gesamten deutschen Machtbereiches. 

Die Verwaltung hat hier mit einem Nichts begonnen. Ich 
dari aber fes:stellen, daß dank der Unterstützung meiner 
Mitarbeiter die Distriktsverwaltung nunmehr als solche 
einer festen iiestand hat, wenn auch in personeller Bezie- 
hung die Lage infolge des notwendigen Aderlasses, der Abgabe 
von rersonal en den neuen Distrikt Lemberg nochmals ver- 
schárft worder. ist. Das hat zur Folge, daß der größte Teil 
aller derer, óie in diesem Distrikt arbeiten und ihre Pflicht 
erfüllen, einzeln arbeitsmäßig sehr stark angestrengt ist. 
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Für alle aber war es eine Freude und ein Stolz, hier wir- 
ken zu dürfen. lieben Euten und besten Kräften findet sich 
naturnotwendig auch angesichts des wenschenmangels eine 
große Anzahl durchschnittlicher Kräfte, eine Anzahl von 
Mitarbeitern, die nicht 100 Pig den normalen Anforderungen 
entsprechen. Damit müssen wir uns abfinden. Das ist nicht 
nur im Distrikt und im senezalgouvernement, sondern in 
einer Zeit, in der der letzte “ann, die letzte Reserve her- 
angeholt wird, auch anderwirts der Fall. Aber es muß in 
dieser Kegierungssitzung festgestellt werden, weil darauf 
auch die Fehlerquellen, die entstanden sind und immer wie- 
der entstehen müssen, zum Teil zurückzuführen sind. Die 
Verwaltung steht seit einem Jahr, wenn auch der rersonal- 
mangel nach wie vor groß ist. und die Liicken mitiibernommen 
werden mußten. Wenn man auch den Umstand, daß beste kräfte 
an den Distrikt Galizien abgegeben werden mußten, in Kauf 
zu nehmen hat, so müssen doch Mittel und Wege gefunden wer- 
den, allmählich das sersonal durch Zuzug aus dem Reich zu 
ergänzen. Jedenfalls ist infolge des Fersonalmangels die 
Selastung der Mitarbeiter sehr viel stärker als in normalen 
Zeiten. Um so unerireulicher ist es, wenn nun trotz dieses 
4enschenmancels ein starker z;ersonalbedarí neu auftritt, 

für dessen Jeckung auch uns zum +eil rersonal entzogen wird. 
Der Aufbau einer Selbstverwaltung in der Z ntralkammer und 
in den #i¥bsenattskammern, der die Zusammenfassung der be- 
stehenden Handels- und Handwerkskammern bezweckt, bindet 
sehr viele Arbeitskräfte, die der Abteilung Wirtschaft feh- 
len. iier hat sich leider in der Praxis der Schwierige Um- 
Stand ergeben, daß diese neuen mitarbeiter der Salbstver- 
waltung, die zum größten teil aus dem Reiche kommen, wesent- 
lich besser bezahlt werden als die witarbeiter in der Abtei- 
lung Wirtschaft. Jas führt natürlich zu einer gewissen iüiá- 
stimmung. Ich will nicht verkennen, daß die Handelskammern 
bezw. die wiírésehafteka Distriktskammern der Abteilung Wirt- 
schaft Aufgaben, die nicht unbedingt zur doaeitsverwaltung 
Sehören, ablehnen. Das mug sich aber organisch entwickelr 
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und darf nicht dazu führen, daß die sogen. Selbstverwal- 
tung der polaischen Wirtschaft immer wieder der Verwaltung 
Segenübergestellt wird. 

sine der größten Sorgen bedeutet zur Zeit insbesondere 
für die Staat Lublin, aber auch für die meisten Kreisstädte 
die Haumfrage. An die wohnungsimter werden zur Zeit enorme ; 
Anforderungen gestellt, die zu dem vorhandenen Raum in kei- 
nem Verhältnis stehen. Ich brauche für die Landwirtschaft 
o0 neue sgume und habe die größten Schwierigkeiten, das 
rersonal unterzubringen, weil die meisten größeren Ge- 
bäude, Schulen usw., schon belegt sind. Wir haben in diesem 
sommer eine iekordbelegung von Gebäuden insbesondere durch 
“ehrmacht und wvaffen-SS gehabt. Nach dem 22. Juni leerte 
sich dieser vollgepfropfte Raum schlagartig, und ich habe 
darauf die Kreishauptleute veranla£ 2 dag der M gewordene 
kaum unbedin;t in die Verwaltung der Wohnungsiimter kommt. 
ich habe damit leider nur Teilerfolge erzielt. Die Wehr- 
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macht hat einen Teil ihrer .uartiere frei eben, aller- 
ings dic Jedingung daran geknüpft, daß wir ihr eine 
schriitliche Erklärung gäben, die käume würden ihr wieder 
zur Verfügung gestellt werden, wenn sie sie gebrauche. 
Wir werden also unter Umständen die „wartiere wieder zu- 
rückgeben müssen. Die Truppenteile, die sozusagen bei uns 
in Garnison liegen, müssen natürlich die günstigeren 4uar- 
tiere haben;der Nachschub kann sich mit den .uartieren 
geringerer 4ualitát begnügen. Ich habe vor allem den Wunsch, 
dab die modernste Schule, in der der Selbstschutz unterge- 


bracht war, für Zwecke der deutschen Schule freigemacht 
wird > 


Der Herr Generalzouverneur ordnet an, daß diese 
Schule frei gegeben und ärsatz gegebenenfalls durch Baracken 
bau geschaffen wird. 
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Gouverneur Zörner ninmt dann zur Frage der sinheit der 
Verwaltung stellung. Wenn sie auch im veneralgouvernement 
&robzügig durchgeführt werde, so ergäben sich doch immer- 
hin in der ’raxis Schwierigkeiten, die sich in der Mittel- 
instanz und der Unterinstanz der &reishauptleute besonders 
deutlich zeigten. So sei Z.D,ein2 Anordnung des Führers als 


äunderlaß drei Mal zum Distrikt gekommen. zinmal] vom Amt 


fur -reisbildung, dann von der Abteilung Justiz und end- 
lich vo: rv allsemeinen Sverwaltung Abteilung Innere 


Verwaltung. Er bitte um eine anderung dieses Veriahrens, 
damit der Yistrikt in die Lage versetzt werde, seine wich- 
tigsten hoheitsmäßigen Jberwachung saufgab en durchzuführen. 
Vor einiger Zeit sei der ukrainisc > 2lsohof bei 
` sen una habe in einer dreistiindigen Desprechung 
zahlreiche Wiinsche vorgebracht. Vor allem habe der Bischof 
die Rückgabe von Kirchenländereien gewünscht, die von den 


Polen der Kirche weggenommen worden seien. 


Auf eine Frage des Herrn Generalzouverneurs erwidert 
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Sltzes, 
auf den die iauptabteilung örnährung und Landwirtschaft 
keinen Wert lege. 


ver Herr General-ouverneur gibt seiner Auifassung 
dahin Ausdruck, daß es Kirchenpfründe im Großdeutschen 
eich nicht mehr geben dürfe. Es genuüge, wenn den Pfar- 
rern die Verpflegung garantiert werde, 


Ur. Franke teilt mit, dag Jj r ukrainische Pfarrer 
ES A ~— lic X Sc) Us VOI TOE > -5lot; erhalt Ce 


Ver Herr Generalsouverneur trifft folgende Entschei- 
dung; 
1. Die Kirchen werden endgültig zurückgegeben. 
<. Dem Bischof ist zu eröffnen, daß im Einvernehmen 
mit der Hauptabteilung arnahrung und Landwirtschaft 
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Jedem starrer 5 Morgen Land gegeben werden dürfen. 
>. bie Pfarrer erhalten einen monatlichen Zuschuß von 
1160.-Z1loty. 


vouverneur Zörner weist sodann auf die Schwierigkei- 


Eben hin, die der Ausstellung von Kennkarten für die Polen 


entgegenstehen. Die Herstellung der Fotographien sei bis 


T uf weiteres mangels des notwendigen Materials so zut wie 

| Ben 12 op. vie gleichen Schwierigkeiten ergäben sich bei 
J der nerstellung der Fingerabdrücke. Leider gebe es gewis- 
—— eine inflation in Ausweisen, und er habe deshalb 
mT angeregt, das Ausweise nur von ganz bestimmten Stellen, 


Eeiua dem Stadthauptmann oder Kreishauptmann ausgestellt 


Würden und man im übrigen auf die sinfiihrung der Kennkarte 
Warten wolle. - sine baldige Verabschiedung des angekiin- 
Gigten Aktenzlanes und der Registraturordnung wäre sehr 
Zu begrüßen. - Angesichts der Tatsache, daß die Städte 
unter den finanziellen Schwierigkeiten ganz besonders zu 
leiden hätten, wäre die sinfiihrung der Gewerbesteuer für 
die stadt Luolin von größter Wichtigkeit. Die Distrikt- 
verwaltung; erkläre sich bereit, die Zinziehung einer sol- 
chen Steuer, die auch im deier eine uemeindesteuer sei, 
Gen Gemeinde 406rtrazen. — 

Seines iissens bestehe bei der Hauptabteilung Fi- 
nanzen grundsätzlich die Bereitwilligkeit, einen Ausgleich- 
stock für mittlere und kleinere Gomeinden zu schaffen. 

Man halte jedoch eine zentrale Entscheidung in dieser 
Frage für notwendig. - Das bisherige Ergebnis der Ge- 
treideeriassung sei zufriedenstellend. Dank der Arbeit 
der Abteilung Wirtschaft laufe die Abgabe besonders von 
textilien an die abliefernden Bauern gut an. 

das Qie Liegenschaftsfrage angehe, so sei die Unter- 
stellung der Wirtschaften unter den ireishauptmann bezw. 
den &relslandwirt von großer Wichtigkeit. Leider stehn dem 
Kreishauptmann noch nicht der Einfluß auf die Liegenschaf- 
ten zu, wie er ihn im Interesse der Landwirtschaft habe: 
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Die Pferderennen, die in diesem Jahre stattgefunden 
hätten und noch stattfändeu, hätten zu einem großen Er- 
folge geführt. Die Pferdezüchter hätten in diesem Jahre zum 
ersten Mal, wenn auch in bescheidenen Maße, in Gestalt von 
Preisen einen Zuschuß für die Kosten der Pferdezucht er- 
halten können. Veranstalter dieser Rennen sei der ehema- 
lige polnische Rennverein, selbstverstündlich unter deut- 
scher Führung. Jie Rennen hätten auch ein gutes finanziel- 
les Ergebnis gezeitigt. Die Tatsache, daß Deutsche und Po- 
len an diesen Veranstaltungen teil-genommen hátten und es 
zu keinerlei Störungen gekommen sei, beweise, daß der Teil 
der polnischen Bevölkerung, der nicht zur Widerstandbewe- 
gung gehöre, dadurch zur loyaflen Mitarbeit herangezogen 
werden künne. Auch von Seiten der Widerstandsbewegung seien 
keinerlei Sabotageakte gegen diese Rennen unternommen wor- 
den. 

Wenn auch für die Errichtung von Siedlungen die Ab- 
tellung Arbeit federführend sei, so müsse doch anderer- 
seits für baupolizeiliche Fragen und Stadtplanungen die 
Abteilung Bauwesen zuständig sein. Angesichts des großen 
Mangels an Architekten sei eine Stadt gar nicht in der 
Lage, fiir die Ausfiihrung solcher Bauten das erforderliche 
Personal zu erhalten. 


Sodann berichten 
1. Landwirtschaftsrat Dr. Claus über 


;andwirtschaftliche Fragen im Distrikt Lublin, 


2. Stadthauptmann Saurmann über 


Finanzlage der Stadt Lublin, Raum- und 
Wohnung snot, Judenfrage, 


5. Leiter der Abteilung Wirtschaft Dr. Becher über 


Allgemeine Wirtschaftsfragen, 


4. Hegierungsrat Dr. Hamacher über 
Schleichhandelsbekämpfung, 

>. Kreishauptmann Regierungsrat Ziegenmeyer über 

Organisation der inneren Verwaltung. 


(Die Referate sind dem Protokoll als Anlage 








beigefügt). 
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Im Anschluß an das Referat des Stadthauptmanns Saur- 
mann findet eine Aussprache über die Wohnungsfrage statt. 


Stadthauptmann Saurmann ist der Auffassung, es müsse 
zunächst dafür gesorgt werden, daß größere Verbände der 
Wehrmacht und Polizei nach Möglichkeit in Baracken unter- 
gebracht werden. 


Oberstleutnant von Tschammer und Osten hält die Unter- 
bringung in Baracken für möglich, wenn die für den Bau von 
Baracken eriorderlichen Materialien zur Verfügung ständen. 
Schon aus disziplinären Gründen biete die Unterbringung von 
iruppenteilen in Baracken Vorteile. 


Der Herr Generalgouverneur richtet einen dringenden 
Appell an die Vertreter von Wehrmacht und Polizei, bei 
kommenden Einjuartierungen auf die beärängte Wohnungslage 
von Lublin móglichst Rücksicht zu nehmen. Es werde nicht 
zu umgehen sein, daß künftig Wehrmachts- und Polizeiver- 
bande in Baracken untergebracht werden. Weiter müsse das 
für die Abteilung Ernáhrung und Landwirtschaft benótigte 
Gebáude baldigst zur Verfügung gestellt werden. Endlich 
müsse auch in anderer Weise für eine Vermehrung des Wohn- 
raumes Sorge getragen werden. Er erklüre sich bereit, ein 
auserordentliches Wohnungversorgungsprogramm für Lublin 
in Angriff nehmen zu lassen. 


Im Anschluß an das Referat des Kreishauptmanns Ziegen- 
meyer wird vor allem zur Frage des Verhältnisses der Gen- 
darmerie zum Kreishauptmann Stellung genommen. 


In diesem Zusammenhang weist Kreishauptmann Ziegen - 
meyer darauf hin, daß, anders als im keich, dem Kreishaupt- 
mann jegliche polizeiliche Exekutive fehle. Deshalb müsse 
seiner Ansicht nach eine Kreispolizeiexekutive geschaffen 
werden, die dem Kreishauptmann unterstellt und ihm verant- 
wortlich sei. Sollte eine Unterstellung der Gendarmerie 
unter den Kreishauptmann nicht möglich sein, dann müßte 
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eventuell der Sonderdienst, wenn auch nur fiir bestimmte 
Aufg&ben, wie etwa auf dem Gebiete des Verkehrswesens und 
der Schleichhandelsbekämpfung, polizeiliche Befugnisse er- 
halten. Zur Zeit sei die Regelung so, daß er zwar ein Wei- 
sungsrecht gegenüber dem Gendarmeriekreisfiihrer habe, diesem 
aber die Entscheidung darüber zustehe, ob er eine Angele- 
genheit in der vom Kreishauptmann gewünschten Art erleäigen 
wolle. Die Befugnis des Kreishauptmanns gehe also lediglich 
dahin, den Kreisgendarmerieführer zu ersuchen oder aufzu- 
fordern, eine bestimmte Maßnahme durchzuführen. 


SS- und Polizeiführer Globocnik stellt fest, daß dem 
Kreishauptmarn gegenüber dem Gendarmerieführer ein Weisungs- 
recht zustehe. Allerdings müsse dem Gendarmerieführer in- 
nerhalb seines Aufgabenbereichs eine gewisse Freiheit blei- 
ben. 





Oberregierungsrat Engler bemerkt, daß sich doch auch 
gewisse Bestrebungen auf eine Verselbständigung der Gen- 
darmerie geltend gemacht hätten. Er habe den Eindruck, als 
ob diese Selbständigkeitsbestrebungen auch noch Jetzt zutage 
träten. | 





Kreishauptmann weist darauf hin, daß bei 
der Gendarmerie die Weisung bestehe, bestimmte Anordnungen 
nicht an den Kreishauptmann, sondern direkt an ihre vorge- 
setzte Dienststelle zu geben. So komme es, daß der Kreis- 
hauptmann oft erst später von solchen Anordnungen «Kenntnis 
erhalte. Die Gendarmerie unterstehe in disziplinärer Be- 
ziehung nur dem SS- und Polizeiführer bzw. ihrer vorge- 
setzten Dienststelle. Auf dem Wege über die Gendarmerie 
habe er z.B. von einem binsatzplan, der zwischen dem SS- und 
Folizeiführer und der Abteilung srnährung und Landwirtschaft 
vereinbart worden sei, Kenntnis erhalten. Seinem Einwand 
gegenüber, daß er solche Befehle vom Gouverneur entgegen- 
zunehmen habe, habe der Kreisgendarmeriefiihrer geantwortet, 
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daß er diesen Plan dem Kreishauptmann vorgetragen und ihn 
durchzuführen habe. Dieser Fall zeige, daß das Weisungs- 
recht keine Bedeutung habe. 


Der Herr Generalgouverneur ist der Auffassung, daß 
die Autorität des &reishauptmanns auch durch die Exekutive 
gedeckt und geschützt werden müsse. Wenn dem Kreishauptmann 
ein Weisungsrecht zustehe, dann sei es vollkommen unmöglich, 
daß die Gendarmerie dieser Weisung nicht augenblicklich 
folge, sonst hätte ja das Weisungsrecht überhaupt keinen 
Sinn. 


SS- und Polizeiführer Globocnik betont, daß es sich 
bei dem geschilderten Fall um einen Plan handle, der mit 
der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft besprochen wor- 
den sei und sich auf die vetreideerfassung bezogen habe. 
Dafür, daß der Kreislandwirt seinen Kreishauptmann nicht 
informiere, könne doch die Gendarmerie nicht verantwort- 


lich gemacht werden. 


Ver Herr Generalgouverneur äußert hiergegen, daß das 
WVeisungsrecht der &reishauptleute gegenüber den Gendarmerie- 
kreisführern jedenfalls in dieser Form nicht weiter be- 
stehen könne. Der “reishauptmann müsse auch die eríorder- 
lichen Informationen erhalten. Deshalb müsse Gouverneur 
Zörner gemeinsam mit dem 35- und Polizeifiihrer eine er- 
neute Weisung an alle Dienststellen herausgehen lassen. 
Irgendwelche Widersetzlichkeiten Von Seiten der Gendarmerie 
könnten vom diszipliniren Standpunkt aus unmöglich geduldet 
werden. Der Kreishauptmann als kepräsentant des Staates 
müsse vor allem auch hinsichtlich der Exekutive geachtet 
werden. Diese Autorität des Kreishauptmanns müsse absolut 
einwandfrei hergestellt werden. im übrigen könne er fest- 
stellen, daß in dem erwähnten Fall den SS- und Polizeiführer 
kein Verschulden träfe, da er diese Anordnung ja offenbar 
auf Ersuchen der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft ge- 
troffen habe. Andererseits dürfe man nicht vergessen, daß 
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die Einheit der Verwaltung nicht eine absolute Zentrali- 
sation bedeute. Sie habe den Zweck, Jeweils führende Per- 
sönlichkeiten in den Mittelpunkt zu stellen. Dieses Ziel 
könne nur erreicht werden, wenn die Kreishauptleute als 

die wirklichen Repräsentanten der Staatsverwaltung betrach- 
tet würden. Gouverneur sowohl wie Kreishauptmann seien die 
Kepräsentanten der absolut einheitlich geführten Verwal- 
tung, und es gebe keine anders geartete Autorität, die 

sich neben ihnen als gleichberechtigt aufspielen könnte. 

&s sei ja auch selbstverständlich, daß diese Weisungsbefug- 
nis der Kreishauptleute im totalen Umfange bestehe ebenso 
wie die Pflicht zur Information. Er bitte Gouverneur Zörner, 
auf Grund des ärgebnisses der AusSprache die Dinge nochmals 
zu kláren. 


39- und Polizeiführer Globocnik berichtet sodann über 
die Sicherheitslage im Distrikt Lublin. Er stellt dabei 
fest, daB nach Ausbruch des Krieges mit Rußland die Wider- 
standsbewegung wieder etwas aktiver geworden sei. Aus die- 
sem Grunde sei man auch bestrebt, gerade die für die Ernte- 
eriassung wichtigen Gebiete zu sichern. Auch das Danden- 
wesen nehme wieder einen größeren Umfang an. Man habe eine 
Jüdische Bande von 24 Mann, eine rein kommunistische Orga- 
nisation, festgenommen, die sogar im Besitz von Cholera- 
bazillen gewesen sei. Das sei übrigens der erste Fall, in 
welchem man Juden in einer politischen Organisation ange- 
troffen habe. - Die Polizei sei auch für die Bekämpfung 
des Schmuggels und Schleichhandels eingesetzt worden und 
habe hier große Erfolge erreicht. Solche Aktionen müßten 
unter allen Umständen zentral geleitet werden. Ferner sei 
die Polizei auch bei der krnteerfassung in größerem Aus- 
mabe eingesetzt. Für diese Aktion habe ihm General Daluege 
für zwei Monate ein für Rußland bestimmtes Polizeibataillon 
zur Verfügung gestellt. 
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Im weiteren Verlauf der Beratung wird nochmals die 
Frage der Einheit der Verwaltung behandelt. 


Oberregierungsrat Engler begrüßt es, daß die Einheit 
der Verwaltung auch gerade hinsichtlich der Exekutivpolizei 
nun auch wirklich bis zur letzten Konsequenz durchgeführt 
werden solle. Bisher könne man sich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß vielleicht doch da oder dort der Gedanke der 
Einheit der Verwaltung bei der einen oder anderen Dienst- 
stelle noch nicht voll zur Auswirkung gekommen sei. Es 
sei eben Sache der Kreishauptleute, sich durchzusetzen und 
dafür zu sorgen, da8 die ihnen gestellten Aufgaben auch 
tatsächlich erfüllt werden können. - In einem Bericht 
des Kreishauptmanns von Lowitsch werde die Möglichkeit 
erwogen, polnischen Angestellten gewisse kleinere Aufgaben- 
gebiete zu übertrazen. 


Gouverneur Zörner warnt vor einer solchen Regelung, 
wie sie etwa bei der Stadthauptmannschaft bestehe, die 
éine polnische kontrollierte Stadtverwaltung habe. Wolle 
man polnische Starosteien einführen, so werde die Kontrolle 
noch schwieriger werden. Es gehe nicht an, in Gestalt von 
polnischen Starosten eine unterste selbständige polnische 
Dienststelle in die Kreishauptmannschaft zu bringen. 





Oberregierungsrat Engler wünscht eine Verschärfung 
der Bestimmungen über die Aufenthaltsbeschrankung der Ju- 
den. Im Distrikt Lublin seien schon verschiedene Beschrän- 
kungen eingeführt worden. Es wäre aber zu begrüßen, wenn 
auf Verlassen des Ghettos die Todesstrafe stände. - Die 
Schaffung des Sonderdienstes habe sehr gute Erfolge gezei- 
tigt. Eine Vermehrung des Sonderdienstes ware zu begrüßen. 
Allerdings müßten auch geeignete Führer zur Verfügung ge- 
stellt werden. - Aus Kreisen der Beamten und Angestellten 
werde der Wunsch nach möglichst baldigem Inkrafttreten des 
stellenplans geäußert. Dabei werde darauf hingewiesen, daß 
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, die Beamten und Angestellten des Reiches bessere Befärde- 


rungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten als diejenigen des 
Generalgouvernements hätten. Weiter müsse die Frage des 


Nachwuchses der Beamten unbedingt einer Regelung zugeführt 
werden. 


Der Herr Generalgouverneur unterbricht um 1599 Uhr 
die Sitzung. 











Fortsetzung der Regierungssitzung 14,45. 


Der Herr Generalgouverneur erteiltt dem Leiter der 
Hauptabteilung Ernährung und Landwirtschaft das Wort: 
Naumann 
Der Distriat Lublin sei das Rückgrat in der Lebensmittel- 
versorgung des Generalgouvernements. Die restlose 
Erfassung der Kontingente in diesem Distrikt sei die 
Voraussetzung für die Erfüllung der eingegangenen 
Verpflichtungen in der Lebensmittelversorgung der 
Bevölkerung und der Wehrmacht bis zur neuen Ernte. 
Daher sei unter keinen Umständen diskutsbel, dass die 
umgelegten Kontingente nur zu 60 oder 70 % erfasst würden. 
Die Kreishauptmänner erklären, dass die Kontingente 
nicht zu hoch festgesetzt seien. Ein Beweis dafür sei, 
dass im Kreis Prlawy ohne polizeiliche Hilfe bereits 
die Hälfte erfasst sei. Im Distrikt Warschau habe sich 
die Einrichtung von sog. Arbeitslägern hervorragend 
bewährt, Die Bauern und Landwirte, die ihre Kontinzente 
nicht ablieferten, würden zwangsweise in Arbeitsläger 
gesteckt uni in der Wasserwirtschaft beschäftigt. 
Solche Massnahmen könnte man auch hier neben den schürferen 
Massnahmen der Enteignung ins Auge fassen. 
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Die Verbesserung der Versorgungslage im allgemeinen 
stehe im enge Zusammenhang mit den Erfassungsziffern. 
Gewisse Vorschüsse auf eine bessere Erfassung seien 
bereits gemacht worden. So sei z.B. die Brotzuteilung 
auf 1400 gr pro Woche und pro Person erhtht worden. 
Man müsse daher unbedingt eine 100 %ige Erfassung der 
Kontingente erreichen. Die Erfahrungen, die man im 
letzten Jahr gemacht habe, zeigten, dass die Erfassung 
der Kontingente sofort nach der Ernte beginnen müsse . 
Besonders bei Getreide müsse die Erfassungsaktion 

im Januar durchgeführt sein. 


In den nächsten Wochen müsse die Kartoffelerfassung das 
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Wichtigste sein. Die nächsten 6 Wochen seien entscheidend 
für die Versorgung der Bevölkerung mit Kartoffeln. Bei 
Frosteintritt sei der Transport nicht mehr móglich; er 
hoffe, dass auch auf anderen Gebieten wie z.B. bei 

Zucker und Eiern im Laufe des Winters eine erhóhte 
Zuteilung in gewissem Umfang durchgeführt werden kónne. 

Bei Eiern kónne er heute schon sagen, dass in diesem 

Jahr an die nichtdeutschen Verbraucher eine dreimal 

so grosse Menge wie im vorigen Jahr ausgegeben werden 
könne. Eine erhöhte Zuckerzuteilung könne erst ins 

Auge gefasst werden, wenn die Ergebnisse der Zuckerkampagne 
E feststünden.-Die Liegenschaftsverwaltung sei mit ihren 

| Betrieben der Busserste Vorposten. der deutschen Verwaltung 
| im Lande. Jede Dienststelle müsse daher die ihr unterste- 
I henden Liegenschaftsbetriebe ais Eigenbetriebe betrachten 
und besonders pflegen. Von hier ausgehend werdei. spüter 
einmal die Eindeutschung dieses Landes beginnen. Diese 
E Betriebe wiirden jetzt mit Staatsmitteln schnell aufgebaut, 
: damit nach dem Kriege deutschen Menschen ordentlich 

| geleitete Betriebe in die Hand gegeben werden kónnten. 








Er müsse in diesem Zusammenhang bitten, dass jetzt die 
Listen der grossen Betriebe noch einmal eingehend durch- 
geprüft würden. Die Hauptabteilung habe bei der Übernahme 
von Betrieben feststellen müssen, dass diese erst im 
letzten Augenblick der Liegenschaftsverwaltung übergeben 
wurden, Durch solches Verhalten fiele die Erzeugung eines 
Jahres aus,und grosse Staatsmittel wären zur Instandsetzung 
I nötig. Überall in den Kreisen müsse dem Aufbau der Liegen- 
schaftsbetriebe besondere Bedeutung zukommen. Jeder 
Kreislandwirt müsse von seinem Betrieb sprechen. Fälle, 

in denen deutsche Dienststellen in den Kreisen in dieser 
Angelegenheit gegeneinander stünden, dürften nicht vor- 
kommen. 
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Ein wichtiges Gebiet sei auch die Bodenordnung. Rigzur 
Beendigung des Krieges miisse der gesemte Boden fest in 
der Hand behalten werden. Es dürfe nicht vorkommen, dass 
Privatleute versuchten, jetzt deutsche Betriebe pachtweise 
oder durch Kauf zu übernehmen. Wenn Betriebe übernommen 
werden sollten, müssten sie die Kreishauptmannschaften 
oder Landwirtschaftskammern pachten, Eine Pachtung durch 
Privatleute im jetzigen Augenblick mache einen schlechten 
Eindruck auf die kämpfende Front, Der Herr Gouverneur 
habe festgelegt, dass landwirtschaftliche Betriebe 

nicht an private Personen sondern höchstens an die 
Kreishauptmannschaften oder Landwirtschaftskammern für 
Versuchszwecke verpachtet werden dürften, 


Besonders interessant seien für ihn die Ausführungen des 
Leiters der Abteilung Wirtschft gewesen, der bestätigte, 
dass die Preisschere zu gross sei. Eine Produktionsteigerun; 
sei nur möglich, wenn diese Preisschere möglichst schnell 
geschlossen werde, 


Der Leiter der Hauptabteilung Wirtschaft in der Regierung 
des Generalgouvernements, Ministerialdirigent Emmerich 
führt aus, dass die Lage der Wirtschaft im Distrikt 
Lublin besonders schwierig sei. Diegsei bedingt durch 
seine ungünstige Verkehrslage, durch die schlechten 
Strassen. Der Distrikt habe sich in sehr weitem Masse 
selbst geholfen, und das sei gut gewesen, aber aus dieser 
Selbsthilfe habe sich eine Art Selbsthilfetradition 
herausgebildet, die dazu führe, dass viele Probleme hier 
schwieriger als nötig betrachtet würden. Man glaube, alle 
Präleme von Anfang an durch Kämpfe und für alle Probleme 
selbst Überlegungen anstellen zu müssen. Daher sei viel- 
fach nötig, den Distrikt zu seinem Glück zu zwingen. 

Das treffe z.B. bei der Einführung einer Textilhandels- 
gesellschaft zu. Im Distrikt herrsche eine grosse Skepsis 





gegenüber den Dingen, die aus Krakau kämen, Durch diese 
vorangestellten Ausführungen würden einige Ausführungen, 
die im Verlaufe der Sitzung gemacht worden seien, bis 
zu einem gewissen Grade eine Erklürung finden. Ein 
Fernschreiben nach Krakau genüge, um z.B, Beschwerden, 
wie sie heute über den Kohlenfachschaftsleiter gebracht 
wurden, aus dem Wege zu räumen, 


Präsident Emmerich nimmt dann Stellung zu wichtigen 
Punkten, die Gouverneur Zórner vorgetragen hat. 

l.) Wirtschaftliche Selbstverwaltung: 
Bevor eine diesbezügliche Verordnung erlassen worden sei, 
habe er mit Gouverneur Zörner in Lublin eingehend 
gesprochen und volles Einverständnis erzielt; wenn nun 
in Lublin Misstimmigkeiten aufträten, so liege das 
sicher an Schwierigkeiten personeller Natur. 





Zu der Organisation der wirtschaftlichen Selbstverwaltung 
wolle er folgendes sazen: 


Eine solche Organisation im Generalgouvernement müsse 

den politischen Erfolgen entsprechen. Bei der Übernahme 
der Hauptabteilung Wirtschaft duroh ihn habe er 

einen Entwurf vorgefunden, der eine getrennte Organisa- 

| tion für Deutsche und Polen vorgesehen habe, neben den 
polnischen Crganisationen sollten deutsche Kaufmann- 
schaften errichtet werden. Diese Gedanken habe er 

von vornherein abgelehnt. Sie widerspráchen dem Grund- 
satz der Eirheit der Wirtschaft: Es dürfe nur eine 
Organisation bestehen, in der die Deutschen die 

| Führung hätten, Die Organisation, die im Generalgouverne- 
| ment zu errichten sei, müsse so klar und so übersichtlich 
sein, dass Sonderbündelei keinen Platz hatte... Sehr 
háufig werde von wirtschaftlichen Zielen gesprochen 

und politische seien dabei gemeint. Dass der Begriff 

| der Selbstverwaltung nicht wórtlich zu nehmen sei, dass 
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nicht daran gedacht werden kónne, den Polen eine 
Selbstverwaltung wie im Reich zu geben, sei selbstver- 
stándlich. Die Konstruktion sei so gewühlt worden, dass : 
sie als verlüngerter Arm der Verwaltung anzusehen sei. 

Die Hauptgruppe gewerbliche Wirtschaft sei im 
Generalgouvernement auf organisatorischem Gebiet einen 
neuen Weg gegsngen. Im Reich habe man ein Nebeneinander 
der vertikalen fachlichen Organisation und der regionalen 
Organisation in den Industrie-, Handels-, und Wirtschafts- 
kammern. Für ein solches Nebeneinander gebe es hier im 
Generalgouvernement keinen Raum, Hier seien die fachlichen 
und die regionalen Organisationen miteinander verflochten. 
Dieses sei ein neuer Weg. Im Reich verfolge man die 
Versuche des Generalgouvernements mit dem allergrössten 
Interesse, und nach seiner Ansicht müsse im Reich der 
gleiche Weg beschritten werden. Ein Problem tauche 

hierbei auf, das der Zustündigkeitsabgrenzung. 





Diese Organisation entspreche in ihrer Einheitlichkeit 
dem Grundsatz der Einheit der Verwaltung. Parallel zur 
Einheit der Verwaltung habe das Generalgouvernement 

auch die Einheit der wirtschaftlichen Selbstverwaltung 
geschaffen, Die grundsätzlichen Dinge, die im General- 
gouvernement für das Generalgouvernement zentral geregelt 
werden müssten, lägen bei der Distriktskammer. Um ein 
Auseinanderklaffen zu vermeiden, sei der Distriktschef 
gleichzeitig als Regierungskommissar eingesetzt. Das 
Weisungsrecht gelte zunächst für die Zentralkammer der 
Hauptabteilung Wirtschaft, liege aber gleichfalls bei der 
Distriktskemmer. Noeh vorhandene Missverständnisse würden 
beseitigt. Was die Gehaltsfrage betreffe, so verfüge die 
Zentralkammer über einen Haushaltsplan. 
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2.) Das Kohlenproblem: 


Das Zentralproblem für die gesamte gewerbliche Wirtschaft 
sei die Kohlenfrage. Hier spielten wiederum die grósste 
Rolle die Transportmöglichkeiten, Dieses gelte vor allem 
für den Distrikt Lublin, da seine Verkehrsverhältnisse 


infolge der verhandenen eingleisigen Strecken sehr 


ungünstig seien. Wenn der gewerbliche Sektor in den 
vergangenen Monaten bei den gegebenen uiefermóglichkeiten 
etwas schlecht weggekommen sei, dann liege das in der 
notwendigen Bevorzugung der Belieferung der Landwirt- 
schaft. Im Augenblick seien in den Distrikt Lublin 
33.000 ts Kohlen geliefert worden, von denen die 
Landwirtschaft 27.000 ts erhalten habe. Im September 
hätten diese Zahlen 40.000 ts u. 32.000 ts betragen. 
Sobald die Bedürfnisse der Landwirtschaft gedeckt seien, 
erfolge die Belieferung der gewerblichen Wirtschaft. 

Was den Kohlentransport auf dem Wasserwege betreffe, so 
sei es bei der notwendigen Lenkung der Kohlenverteilung 
im Generalgouvernement nach zentralen Gesichtspunkten 
möglich, viel Kohle über die Grenzen aus dem Reich 
hereinzubringen. Bei der langsamen Umleufgeschwindigkeit 
der Galeeren kümen diese nur für die Beförderung in 
Nahzonen infrage. Im Sinne der Mengendisposition liege 
es, die verfügbaren Züge in die grösseren Zonen laufen 
zu lassen, wührend die Nahzonen durch Galeeren und 
Kraftwagen beliefert werden könnten. 


Der Leiter der Abteilung Wirtschaft im Distrikt Lublin 
Dr, Becher und Stadthauptmann Saurmann wollen: die 
Galeeren, die der Distrikt sich zusätzlich beschaffe, 

für einen zusätzlichen Kohlentransport in den Distrikten 
zur Verfügung gestellt erhalten. Der Herr Gouverneur will 
diese Frage gesondert besprochen wissen. 
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Prásident Emmerich kommt dann auf die Kosten für bestimmte 
gewerbliche Erzeugnisse zu sprechen. Das Wirtschafts- 
leben des Generalgouvernements klaffe auseinander, es 
zerfalle in einen kontrollierten und in einen unkontrol- 
lierten Sektor. Mittel und Wege, den unkontrollierten 
Sektor auszuschalten, seien bisher noch nicht aufgezeigt 
worden, Bekannt sei auch, dass neben dem ausserordent- 
lichen Warenmangel auf der gewerblichen Seite sich noch 
andere Erscheinungen unangenehm bemerkbar machten, seien 
Z.B. stärkere Truppenbewegungen, so könnten diese die 
ganze Wirtschaft in stürkster Weise aus dem Gleichgewicht 
brinzen. Weiter hätte: das Vorhandensein eines kontrollier- 
ten und unkontrollierten Wirtschaftssektor unangenehme 
Begleiterscheinungen. Das Übergleiten einer Ware von dem 
einen in den anderen Sektor, könne nicht vermieden werden. 
Wenn z.B. im Zuge der Ernteerfassungsaktion ein Bauer 

viel Getreide abliefere und dadurch eine grosse Zahl der 
dafür ausgesetzten Prümienscheine und damit viel Ware 
bekommen könne, so sei der Bauer imstande, diese legal 
erworbene Ware im Schleichhandel weiterzuverkaufen. 

Dieses Hin- und Herfliessen der Ware in den beiden Sektoren 
lasse sich einfach nicht vermeiden. 


Die Versorgungslage im Distrikt Lublin mit gewerblichen 
Erzeugnissen sei dank der Verabredung mit der Hauptab- 
teilung Ernährung und Landwirtschaft im Vergleich zu 
anderen Distrikten sehr gut gewesen, Für die Ernteerfas- 
sungsaktion seien für das gesamte Generalgouvernement 
Waren im Werte von 19,3 Millionen Zl. vorgesehen. 

Davon liege der Distrikt Lublin mit 8,6 Millionen an der 
Spitze, es folgten dann der Distrikt Warschau mit 4 Mill., 
Radom mit 3,9 Millionen und Krakau mit 2,8 Millionen. 
Klage sei geführt worden über eine zu geringe Belieferung 
mit Eisenwaren. Auch hier sei der Distrikt Lublin mit 
1.057 ts. an der Spitze. Die Eisenzuteilunz sei ausser- 
ordentlich beschränkt. Infolge des verschärften Anlaufs 


der Panzerwagenprogramms im Reich sei dem Generalgouverne- 
ment 








ein Abstrich von 20 % seines gesamten Eisenkontingente 
auferlegt worden. Erst durch energische Hinweise dass 
das Generalgouvernement jetzt auch den Distrikt Galizien 
mit Eisen zu versorgen habe, sei dieser Abstrich wieder 
fallengelassen worden. Man müsse jetzt mit dem früheren 
Kontingent auch noch den Distrikt Galizien versorgen. . 
Die Verteilung der Eisenmengen erfolge dergestalt, dass 
90 £ der verfügbaren Mengen auf die einzelnen Unterkontin- 
gentstrüger verteilt würden. So erhalte z.B, die Haupt- 
abteilung Ernährung und Landwirtschaft ein bestimmtes 
Unterkontingent und müsse dieses selbst verteilen; diese 
Unterverteilung sei Angelegenheit der einzelnen Ressorts. 
Pür Sonderzuteilungen blieben die restlichen 10 4 übrig. 
Von diesen 10 % habe der Distrikt Lublin seinen Anteil 
ebenfalls bekommen. 


Die Hálfte des Eisens werde im Generalgouvernement er- 
zeugt und die andere Hülfte aus dem Reich eingeführt. Die 
Erzeugung im Generalguuvernement erfolge unter ungünstigen 
Bedingungen, Ein armes Erz müsse verhüttet werden, der 
Koks müsse von weit her herangeholt werden, die Hochöfen 
seien unmodern. Die Schrottmengen, die man dem General- 
gouvernement zuteilen würde, seien gering und immer weiter 
im Abnehmen. Je weniger Schrott man aber verwenden 

kónne, desto teurer sei der Preis. Man hoffe, dass in 
dieser Frage ein Wandel eintrete, wenn dasGeneralguuver- 
nement gróssere Schrottmengen aus dem Osten heranziehen 
könne, 


Im Generalgouvernement gebe es 2 Preise für das Eisen. 

Das im Generalgouvernement erzeugte Eisen kostete doppelt 
so viel wie das importierte Eisen. Man könnte jdeinen 
Mittelpreis festsetzen. Die Hauptabteilung wolle aber 
diese beiden suseinanderklaffenden Preise bestehen lassen, 
um dadurch einen Druck auf die hiesige Industrie auszu- 
üben. Das billige Eisen würde für die Fabrikation von 
landwirtschaftlichen Geréten und das teure Eisen für 
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die Rüstungsproduktion Verwendung finden. 


Wie auf dem Gebiet des Eisens, habe die Bauptabteilung 
Wirtschaft auch auf anderen Gebieten mit ausserordent- 
lichen Schwierigkeiten zu kämpfen. Auf dem Textilsektor 
sei man auf eine Zufuhr aus dem Reich angewiesen. Man habe 
Anstrengungen gemacht, um aus den besetzten Gebieten 
Beuteware hereinzubekommen. - Die Menschen, die für unsere 
Zwecke arbeiteten, müssten in einen arbeitsfähigen 

Zustand gehalten werden. - Wenn sich im Distrikt Lubiin 
Verknappungen bemerkbar machten, 80 miisseman diese als 
Auswirkungen des kriegswirtschaftlichen Regimes in Kauf 
nehmen. 


Der Leiter des Amtes für Preisbildung in der Regierung 
des General zouvernements Oberregierungsrat 

Schulte - Wissermenn geht davon aus, dass in der Lubliner 
Regierungs2.tzung vielfach von einem deutschen und 
polnischen Wirtschaftsbereich gesprochen worden sei. 
Damit sei das gleiche gemeint, was Prüsident Emmerich 
den legalen und illegalen Sektor genannt habe. Er 
empfehle dringend,die letzte Bezeichnung zu gebrauchen. 
Diese beiden Sektoren hütten durch ihren kolossalen 
Unterschied im Preis eine ausserordentlich betrübliche 
Bedeutung, in diesem Zusammenhang sei vor allem darauf- 
hingewiesen worden, dass sich dabei die schon oft 
erwähnte Preisschere als zu weit geóffnet erzeigt. Man 
müsse dabei beachten, dase es gaxkeinen Zweck habe, 

bei statistischen Gegenüberstellungen etwa die legalen 
Preise des Sektors mit den illegalen Preisen des 
wirtschaftlichen Sektors oder umgekehrt zu vergleichen, 
Bei einer solchen Gegenüberstellung müssten zwangsweise 
ganz schiefe Vorstellungen entstehen. Allgemein bekannt 
sei, dass in der Praxis die Dinge so lägen, dass ein 
Landwirt zum Verkauf seiner Erzeugnisse zu legalen 
Preisen gezwungen sei, dass aber nicht die Móglichkeit 
bestehe, ihn mit allen landwirtschaftlichen Bedarfsartikelr 





"wt AH LJ 
- = 


— —— — —— — 
- 
LJ 








such zu legalen Preisen zu beliefern, Hier sei durch die 
von der Hauptabteilung Wirtschaft eingeleitete und 
durchgeführte Prümienscheinaktion bereits eine wesent- 
liche Besserung herbeigeführt. Er glaube, dass die Er- 
fahrungen, die man in den beiden vergangenen Jahren 
gemacht habe, zu der Hoffnung Anlass güben, dass dieses 


System immer weiter verfeinert werde, und auch die 
Landwirte immer mehr aus dem staatlichen Sektor heraus 
versorgt werden. Soweit der illegale Sektor infrage 
komme, müsse selbstverstündlich alle Kraft darauf 
gerichtet werden, ihn zu Gunsten des legalen Sektors 
zu verkleinern. 


Die wichtigsten Aufgaben der Schleichhandelsbekümpfung 
seien in Angriff genommen worden. Selbstverständlich 
bestehe die Notwendigkeit, auch im gewerblichen Sektor 
dem Sehleichhandel entgegenzutreten. Das werde im 
allgemeinen nicht schwierig sein wie im landwirtschaft- 
lichen Sektor. Diegewerbliche Produktion sei auf wenig 
Ursprungsstüdte beschrünkt und kónne daher leichter 
erfasst werden. Es sei nicht gut móglich, dass eine 
einmal staatlich erfasste Ware in den nichtstaatlichen 

Sektor verschoben werden könne. Das Amt für Preisüber- 
wachung werde in den kommenden Wochen versuchen, den 
Quellen des Schleichhandels im gewerblichen Sektor vom 
Einzelhandel her auf die Spur zu kommen und dieselben 
kennenzulernen und zu verstopfen. 





Eine besoncers wichtige und bisher noch nicht zum 
Versiegen gebrachte Quelle sei der Import von Erzeagnis- 


sen aus dem Reich. Diese kämen vielfach zu normalen Preise: 


ins Generalgouvernement, würden aber beim Wandern vom 


Grosshandel in den Kleinhandel verteuert. Der Verbraucher 


habe also keinen Nutzen davon. Nun sei es, dank des 
Entgegenkommens der Abteilung Devisen,móglich geworden, 
Jede eingeführte Ware, die devisenmüssig bei der 
Devisenstelle erfasst werde, auch der Preisüberwachung 
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mitzuteilen. Selbstverständlich werde das Amt für 


Preisüberwachung nicht in der Lage sein, jeden einzelnen 
Pall einer solchen Einfuhr zu kontrollieren, aber sie 
könne ständig Stichproben machen, welchen Weg die Ware 
bis zum Verbraucher im Generalgouvernement mache. 

Auf diese Weise hoffe man, einen wesentlichen Fortschritt 
in der Preistiberwachung auf dem gewerblichen Sektor 
ermóglichen zu kónnen. 


Leider werde es auch durch diese Massnahme nicht móglich 
sein, die staatlichen Preise im gewerblichen Sektor 
vollkommen an die staatlichen Preise im landwirtschaft- 
lichen Sektor anzugleichen, mit anderen Worten, die 
Preisschere zu schliessen. Dafür lägen die Verhältnisse 
im gewerblichen Sektor zu schwierig. So sollten 

Z.B. im Leute des Jahres 1941 die Eisenpreise herabge- 
setzt werden. Da es aber nicht möglich gewesen ist, habe 
man auch die Eisenpreise nicht erhöht, obwohl sich 

im Laufe des Jahres zeigte, dass die Kosten der Fisen- 
industrie so hoch seien, dass sie bei den festgesetzten 
Preisen mit Verlusten arbeiten müsse. Um aber dennoch 
dieimmer wieder betonte notwendige Schliessung der 
Preisschere herbeizuführen, seien augenblicklich 
weitgehende Vorarbeiten im Gange, um mit Hilfe von 
staatlichen Finanzmitteln auch die landwirtschaftlichen 
Bedarfsartikel im Preise weitgehend senken zu können. 
Dadurch werdezwar die Preisschere nicht vollkommen ge- 
schlossen, aber eine spürbare Entlastung herbeigeführt, 





Der Leiter der Abteilung Polizeiwesen in der Haupt- 
abteilung Innere Verwaltung Landrat Dr. Schönhals 
äusserte sich zu den 3 aufgeworfenen Punkten; 


Kennkartenaktion 
Jüdischer Wohnbezirk und Seuchengefahr 
Kreishauptmann und polizeiliche Exekutive 


1.) Kennkarten: 


Diese Aktion sei im Anlauf begriffen. Das Generali®uver- 
nement 








ohne den Distrikt Galizien beherberge 12 Millionen 
Einwohner. Wenn nun aile Personen über 16 Jahre 


Kennkarten erhalten sollten, müssten etwa 7-8 Millionen 
Karten ausgestellt werden. Auf jede Kreis- und Stadthaupt- 


mannschaft entfielen durchschnittlich ungefähr 150.000 
Kennkarten. Würden nun täglich 5.000 Kennkarten ausge- 
stellt, so bedinge dieses bis zur endgültigen Durchführung 
einen Zeitraum von einem Jahr. Man müsse sich also end- 
gültig klar sein, dass diese Regelung nur auf lange Sicht 
durchgeführt werden könne. Einmal aber müsse damit 
begonnen werden. 


Eine grosse Schwierigkeit sei die Beschaffung des dazu 
benötigten Fotomaterials. Er habe die Kreis- und Stadt- 
hauptleute schriftlich angewiesen, wie das Fotomaterial 
beschafft, und das Fingerabdruckverfahren durchgeführt 
werden müsste. Er habe auch in Krakau mit Vertretern 

der Agfa verhandelt. Die Schwierigkeiten lügen weniger 
in der Beschaffung des Papiermaterials, sondern vielmehr 
in der Beschaffung des Filmmaterials. Heute würden die 
Filme in der Hauptsache der Wehrmacht zu: Verfügung 
gestellt. Die JG.-Farben könnten im Augenblick monatlich 
vielleicht 10.000 m Leica-Film liefern. Damit kónnten 
ungefähr 200.000 Aufnahmen gemacht werden. Auch die 

Fa, Petz könnte Material liefern. Er beabsichtige, 
nochmals an die JG.-Farben heranzutreten, damit das 

zur Verfügung stehende Kontingent auch geliefert werde. 
Er bitte die Kreishauptleute dieser Aktion, die gemeinde- 
weise durchgeführt werden könne, ihr besonderes Augenmerk 
zuzuwenden, 


2.) Jüdischer Wohnbezirk und Seuchengefahr: 


Der Erlass der Verordnung, durch die das unbefugte 
Verlassen des jüdischen Wohnbezirks mit dem Tode bestraft 
werde, sei bereits bekannt. Nach seiner Meinung würde 
diese Verordnung eine Handhabung zur weiteren Eindümmung 





der Seuchengefahr bieten. Er bitte die Kreis- und 
Stadthauptleute, dass sie die von ihnen gegebenen 
Anordnungen nochmals überprüften und notfalls nochmals 
bekanntgeben würden. D& nur das unbefugte Verlassen 

mit dem Tode bestraft werden sollte, müsse klar feststehen 
ob und wann der Jude den jüdischen Wohnbezirk verlassen 
könne, 


3.) Kreishauptleute und Kreispolizeibehörde; 


Der Herr Generalgouverneur habe klare Weisung gegeben, 
dafür zu sorgen, dass seitens der Abteilung Polizeiliche 
Angelegenheiten in der Hauptabteilung Innere Verwaltung 
ein neues Polizeiverwaltungsgesetz für das General- 
gouvernement ausgearbeitet werde, in dem diese Weisungen 
ganz klar und eindeutig festgelegt seien. Wenn in der 
Sitzung vom Kreiahauptmann vorgebracht werde, dass die 
Kreispolizeibehörde dem Kreishauptmann nicht als 
Exekutive zur Verfügung stünde, so sei das ein Wider- 
spruch. Alle Polizei habe exekutive Befugnisse. Es sei 
ganz klar, dass Gendarmerie im Kreise dem Kreishauptmann 
unterstehe. Der Kreishauptmann sei oberstes Polizeiorgan 
des Kreises, er könne den Gendarmerieführer und die 
einzelnen Gendarmerien mit Weisungen versehen. Der 
Gendarmerie-Kreisführer sei die rechte Hand des Kreis- 
hauptmanns, sein Sachbearbeiter in polizeilichen Anze- 
legenheiten. In der Praxis werde es so sein, dass der 
Kreishauptmann sich dieses Mannes bediene und seine 
Weisungen an die einzelnen Gendarmeriebeamten durch den 
Gendarmerie-Kreisfiihrer gibt. 


Wenn nun der Kreishauptmann oberstes Polizeiorgan seines 
Kreises sei, dann sei auch klar, dass er stündig wissen 
müsse, was auf polizeilichem Gebiet in seinem Kreise 
vorgehe, d.h. es bestehe die Informationspflicht. Dieses 
brauche 











gesetzlich nicht festgelegt zu werden. Selbstverständlich 
kónne es vorkommen, dass in den Kreisen Aktionen der 
Sicherheitspolizei oder einer anderen Stelle sich als 
notwendig erwiesen, ohne dass die Unterrichtung des 
Kreishauptmannes sofort mözlich wäre. Es sei aber 
selbstverständlich, dass eine nachherige Unterrichtung 
des Kreishauptmannes erfolgen müsse. Gerade bei Aktionen 
zur Bekümpfung des Schleichhandels kónne es vorkommen, 
dass eine Leitung zentral durchgeführt Mise, &ber auch 


hier sei eine móglichst baldige Unterrichtung des 
Kreishauptmanneg erforderlich, 


Ein Gesetzentwurf zur Neuregelung des Meldewesens 

sei schon eingehend besprochen, und der Entwurf liege 

dem Amt für Gesetzgebung in der Regierung des 
Generalgouvernements vor, ebenso werde auch das Ausländer- 
meldewesen im Generalgouvernement nach den im Reich 
gültigen Richtlinién geregelt. 








Die Aufgabe aller polizeilichen Organisationen sei die 
Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung. Zu diesem 
Zweck habe die Polizei im Generalgouvernement Krüfte 

aus dem Reich zur Verfügung, daneben bestünde auch 
polnische und ukrainische Polizei. Darüber hinaus stehe 
der Sonderdienst, wenn auch für Aufgaben mehr oder weniger 
verwaltungstechnischer Art, zur Verfügung. Im General- 
gouvernement herrsche im allgemeinen Befriedung. Kleinere 
Sabotageakte würden immer wieder vorkommen, das seien 
jedoch nur Einzelerscheinungen. Im allgemeinen sei die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung gewährleistet, und 

es werde auch in Zukunft seitens der Polizei alles 

getan werden, um diesen Zustand beizubehalten und weiter 
zu festigen. 
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Präsident Dr. Frauendorfer weist darauf hin, daß die 
oberste Baubehirde und Baupolizeibehörde im Generalzouver- 
nement entsprechend der Regelung im Reich die Hauptabtei- 
lung Arbeit sei. Außerdem sei die Hauptabteilung Arbeit 
für die gesante “ohnraumbewirtschaftung zuständig. Im Reich 
sei der Auftrag für den sozialen Wohnungsbau nicht einer 
anderen Stelle gegeben, sondern dem Leiter der Deutschen 
Arbeitsfront übertragen worden. Die Arbeitsfront habe ähn- 
liche Aufgaben wie diejenigen, die zu seinen Dienstbereich 
gehörten. Es handle sich in keiner Weise um eine Überschnei- 
dung mit Aufsaben einer anderen Abteilung, etwa derjenigen 
für das Bauwesen, sondern Aufgabe der Hauptabteilung Arbeit 
Sei die gesetzgeberische und Planungsarbeit. Das schließe 
nicht aus, daß die Durchführung, wie es auch im Reich der 
Fall sei, hier bei den Kreis- und Stadthauptleuten liege. 

Für den Wohnungsbau, insbesondere im Interesse der 
Deutschen seien in der letzten Zeit aus Mitteln der Abtei- 
lung vom Generalgouvernement 22 Millionen Zloty zur Verfii- 
Sung gestellt worden. Insgesamt seien 15 865 Gebäude fer- 
tiggestellt, soweit zerstórt, wieder aufgebaut worden. In 
allen anderen Distrikten habe diese Regelung ausgezeichnete 
Ergebnisse erzielt. Er bitte die zuständigen Instanzen des 
Distrikts Lublin, sich diesem Vorbilde bald anzuschlieBen. 
in Minsk b. Warschau seien in Zusammenarbeit seiner und der 
Hauptabteilunz Bauwesen ausgezeichnete Beamtenhäuser, ein 
Arbeitsamt und andere Bauten errichtet worden. Die Rechts- 
lage sei vollkommen eindeutig. Nach einem Erlag des Staats- 
sekretärs vom 10. Dezember V.J. Seien die Zuständigkeiten 
zwischen den beteiligten Hauptabteilungen der Inneren Ver- 
waltung, des Bauwesens und der Abteilung Arbeit genau fest- 
gelegt. Er würde es begrüßen, wenn im Anschluß an dieses 
bewührte Vorgehen aller anderen Distrikte auch im Distrikt 
Lublin möglichst bald Vorgegangen werden würde. 
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Oberregierungsrat Dr. Schepers berichtet von einer 
Besprechung, die bei Staatssekretär Dr. Boepple über die 
Grenzziehung Süd stattgefunden und an der die Gouverneure 
Dr. Lasch und Zörner teilgenommen hätten. Die Besprechung 
habe zu einer Einigung geführt. Die ehemalige galizische 
Grenze zu Österreichischer Zeit sollte als Nordgrenze des 
Distrikts Galizien und als Düdgrenze des Distrikts Lublin 
wiederhergestellt werden. Auf Wunsch des Gouverneurs Zörner 
solle diese Regelung vom 1. Februar 1942 ab in Kraft tre- 
ten. Es wäre aber zu überlegen, ob man nicht mit Rücksicht 
auf die wirtschaftlichen Verhältnisse und insbesondere den 
weitverzweigten Verkehr diesen Termin auf den 1. April 1942 
verschieben sollte, weil dieser Termin einen besonders gün- 
Stigen Übergang für eine solche Regelung darstelle. 


Der Herr Generalgouverneur erklärt seine Zustimmung. 


Abschließend ergreift der Herr Generalgouverneur das 
Wort zu folgender Ansprache; 

Zum Schluß möchte ich vor allem Ihnen, Herr Gouver- 
neur, und allen Ihren Mitarbeitern in meinem und im Namen 
der Herren der Regierung des Generalgouvernements für die 
Aufnahme und die sehr interessante Gestaltung der heutigen 
Sitzung danken. Zum ersten Male haben wir den Brauch im 
Generalgouvernement eingeführt, daß sich die Regierung ins 
Land begibt, um Auge in Auge oder Auge um Auge mit den 
Herren der Distrikte in Berührung zu treten. Dieses Vor- 
gehen wird sich auch in Zukunft sehr bewähren, Sie dürfen 
nur daran denken, wie sehr die Verwaltungslage des Deut- 
schen Reiches einer solchen gemeinschaftlichen Aussprache 
bedürftig würe, wie sehr im Reich das Bedürfnis besteht, 
dab sur der Landrat eines Kreises oder der Oberbiirgermei- 
ster einer Stadt unmittelbar mit der korporativen Regierungs 


vertretung in Berührung käme. Auch hier leisten wir ein 
Stück vorbildlicher Arbeit für das Reich. 
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Im allgemeinen mu8 ich als Generalgouverneur der 
Distriktsverwaltung in Lublin für die treue, aufopfernde 
Arbeit danken, die alle Herren hier leisten. Von Anfang an 
war der Distrikt das schwierigste Verwaltungsgebilde, was 
wir hier hatten, umstürmt und umbraust von ganz besonderen 
Nóten, die sich aus der Lage des Bereichs, aus der Bevölke- 
Tungszusammensetzung und aus dem Hineingestelltsein in die 
Belange des sroßdeutschen Machtraumes ergaben. 

Hine große Sorge, die alle anderen Distrikte heute 
haben, haben Sie nicht so sehr. Es ist die Ernährungssorge, 
die heute in allen Distrikten das Hauptproblem darstellt. 
Das gibt natürlich diesem Distrikt Lublin die Möglichkeit, 
sich auf einem ernährungsmäßig einigermaßen festen Funda- 
ment Aufgaben zuzuwenden, Energien in Bewegung zu bringen, 
die in anderen Distrikten ausschließlich der Versorgung 
der Bevölkerung zugewendet sein müssen. 

Sie haben aus den heutigen Berichten ersehen, daß noch 
einige Grundprobleme auszutragen sind. Vor allem muß ich 
darauf bestehen, daß die klar gefügte Einheitlichkeit der 
Verwaltung bis ins letzte durchgeführt wird. Im besonderen 
muß einwandfrei klargelegt werden, daß der Repräsentant des 
Kreises, der Kreishauptmann, über seine Exekutive ebenso 
zu veriügen vermag, wie das der Gouverneur gegenüber dem 
ihm unterstellten SS- und Polizeiführer tun kann. Die Poli- 
zei hat selbstverständlich keine eigene Wirksamkeit neben 
der staatlichen oder allgemeinen Verwaltung, sondern sie 
ist ihr eingebmt. Sie kann daher als Exekutive nicht ein 
Eigenleben oder gar ein eigenes politisches Leben haben, 
Sundern sie steht und füllt mit ihrer Aufgabe, die Exeku- 
tive der Regierung zu sein. Wer sich im einzelnen mehr oder 
weniger von diesem Grunäsatz entfernt, der wird an der Auto- 
rität des Staates früher oder später scheitern. Sie, meine 
Herren, haben es in der Hand, von dem Übereinkommen, das 
heute hier getroffen wurde, den notwendigen Gebrauch zu 
machen. Ich wünsche jedenfalls, daß ich heute zum letzten 
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Mal aus dem Distrikt Lublin etwas von Auseinandersetzungen 
zwischen eigentlichen Verwaltungsbehürden und Polizeiorga- 
nen gehört habe. Die Polizeihoheit im Generalgouvernement 
liegt beim Generalgouverneur. Er hat die totalen Vollmach- 
ten vom Führer erhalten und diese Vollmachten sind in ihrer 
Totalität unlängst vom Führer bestätigt worden. Ich muß da- 
her mit allem Nachdruck darauf sehen, daß diese einheitli- 
che Führung und damit die von mir auch getragene Gesant- 
verantwortung für das Gebiet von niemandem durchkreuzt wird. 
Und so möchte ich es allen Funktionären des Staates, der 
Partei, der Verwaltung und Polizei zur ehernen Pflicht 
machen, sich dieser notwendigen &ingefügtheit jedes ein- 
zelnen Dienstbereiches in die Gesamtaufgaben des General- 
Souvernements bewußt zu bleiben. Ich habe in der nächsten 
Zeit auf Grund eines besonderen Auftrages des Führers 80- 
Wieso hier noch ófter zu tun und werde daher das Glück ha- 
ben, öfter in Lublin zu erscheinen. Ich werde dann auch 
einige Kreishauptmannschaften bésuchen und hoffe, dag mir 
dann in zunehmendem Maße die ordnungsmágige Erledigung aller 
dieser Probleme gemeldet werden kann. 

Die Autoritüt der kinheit der Verwaltung ist ja im 
allgemeinen auch hier gesichert worden. Mit Recht wurde 
festgestellt, daß es sich bei den heute gerügten Vorgängen 
um Einzelfälle handelt, die allerdings zu schärfsten Be- 
denken Anlaß geben. Ganz allgemein muß aber anerkannt wer- 
den, daß die Polizei Ja auch hier mit den denkbar geringsten 
Kräften eine der schwierigsten Aufgaben zu erfüllen hat. Da- 
her muß man auch andererseits wieder sagen, daß es oft sehr 
schwer ist, den vielfachen Aufgaben, die an die Exekutive 
herantreten, gerecht zu werden. Aber es war organisatorisch 
falsch und verwaltungstechnisch unglücklich, daß eine Maß- 
nahme wie die der Ernteerfassung statt über den Gouverneur 
von Ihnen direkt mit dem Polizeiführer vereinbart wurde. Das 
geht nicht; wenn so etwas geschieht, dann ist es unvermeid- 
lich, daß draußen solche Spannungen eintreten. 3 
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Sonst habe ich den Eindruck, daß hier deutsche Männer 
ganz allgemein am Werke sind. Hüten wir’davor, daß etwa 
im Fortschreiten der Aufgaben, die uns gestellt sind, nun 
da und dort eine Nervosität einreißt. Der Sinn meiner Hei- 
sen ins Land ist der, immer wieder alle deutschen Münner 
aufzurichten und auf das große Ziel dieser Zeit hinzulen- 
ken. Alles, was immer wir planen und richten und denken 
und handeln, muß heute wie eine KompaBnadel in eine Rich- 
tung ausgerichtet sein, nach dem Ziel, dem Führer und dem 
deutschen Volke in seinem Schicksalskampf zu helfen.und der 
deutschen Wehrmacht durch den Aufbau einer klaren Verwal- 
tung Hilfe zu leisten. 

Es ist ein Glück, daß wir im Kriege vom Führer in 
diese ungeheure Aufgabe hineingestellt worden sind. Wir 
sind hier nicht Heimat, sondern wir sind hier mit unserer 
Verwaltung in einen typischen Kriegsbereich des 20. Jahr- 
hunders gestellt. Neuartig wie die Aufgaben, die uns ge- 
stellt sind, sind die Methoden, die wir zu ergreifen haben, 
un mit diesen Aufgaben fertig zu werden. Die Anerkennung, 
die der Führer für dieses Gesamtwerk mir und auch Ihnen 
hat zuteil werden lassen, liegt darin, dap er die mir ge- 
gebenen Vollmachten bestätigt. Und diese Vollmachten sind 
heute im großdeutschen Machtraum einzigartig. Sie brauchen 
sich nur die Konstruktionen in den weitem Ostgebieten zu 
vergegenwartigen, um zu sehen, wie großartig das Vertrauen 
des Führers ist. Und dieses Vertrauen ehrt uns. Darum müs- 
sen wir uns auch immer wieder auf die Gemeinschaft aus- 
richten, stolz und sicher und mit Vollmachten aller Art 
umgeben. Der linzelne ist nichts, und er soll nicht glau- 
ben, daß er gegen alle anderen auftreten oder sich über 
alle anderen erheben künnte. Es gibt keinen Staat im Staate, 
keine Polizei in der Polizei und keine Wirtschaft in der 
Wirtschaft. Es ist alles eins und untersteht der Autoritat 
des heiligen Deutschen Reiches, das nicht dem Einzelnen 
gehórt, sondern dem üeutschen Volke, das durch seinen Füh- 
rer diesem Reich die grüßte Form gegeben hat. 





Lublin ist ja nun nicht mehr der östlichste Bereich 
des Generalgouvernements, - den Ehrentitel, Herr Gouverneur, 
kann ich Ihnen leider nicht mehr zubilligen. Aber es ist 
wichtig, daß Lublin wie bisher ein stolzer Name auch in der 


nationalsozialistischen Kampfgemeinschaft bleibt. 

Farteigenosse Globocnik, Ihr Verdienst ist es, daß Sie 
mit dem Aufbau der Partei eine großartige weltanschauliche 
Unterstützung dieser Arbeit geleistet haben. Es ist das Ver- 
dienst aller, dap sie in dieser Gemeinschaft zusammenstehen. 

Jedenfalls gehen wir alle von hier wieder mit der stol- 
zen Zuversicht fort, daß der Distrikt Iublin nicht nur 
steht, sondern marschiert. Und so wünsche ich Ihnen, Herr 
Gouverneur, und allen Ihren Mitarbeitern in unser aller 
Namen das Beste. 





Gouverneur Zörner: Wir schließen die Sitzung mit 
dem Gruß an den Führer und obersten Befehlshaber. 


Schluß der Sitzung: 1619 Uhr. 








Die Tätigkeit der Abteilung &rnährung und Landwirtschaft 


bein Chef des Distrikts Lub 1 i n 
; 


bis Oktober 1941. 
Organisation und Verwaltung: 


Die personelle 









Desetzung ist in Oránung. Völlig unzurei- 
chend sind die Kaumverhältnisse für die Diensträume der 
Abteilung. Es ist daher der bereits der Abteilung Ernäh- 
rung und Landwirtschaft zur Verfügung gestellte Kohbau in 
der Lindenstraße so schnell als möglich fertigzustellen, 
damit die &esamte Abteilung Srnaéhrung und Landwirtschaft 


nit den angegliederten und eingegliederten Urganisationen 
ein Verwaltungsgebäude bekommt. 











Erzeugung: 
Bei einer Gesamtzahl von 276 000 Betrieben ist 


die Erzeugung schnell in Gang zu bringen bezw. 
Aus diesem Grunde 





zu steigern. 
ist ein organisatorischer Unterbau ge- 


Schaffen worden als Wirtschaftsberatun;sapparat durch Ein- 
satz der Kreisagronome, Gemeindeagronome, Dorfagronome. 
Kreisagronome sind 100 % vorhanden, Gemeindeagronome 61 %, 
Dorfagronome58 %. Die rund 950 000 ha große Ackerfliche 
dient in erster Linie der Sehaffung von Saatgut und Süme- 
reien für das gesamte Generalgouvernement, im Jahre 1958 
Sind 880 ha anerkanntes Saatgut erzeugt Worden, im Jahre 
1941 32 500 ha. Der Kunstdüngeraufwand konnte erst bei 
Stickstoffdünger mit 15 % des Bedarfes gedeckt werden, bei 
Fhosphorsüuredinger mit 29 %, bei Kalidünger mit 44 À, bei 
Kalkdünger mit 50 ^. 
im letzter Jahr sind erhebliche Mengen von Landmaschi- 


nen im Distrikt Lublin eingeführt worden, insgesamt Maschi- 
nen und Geräte: 7 000 Stück. 


in 






















jedem Kreis sind 5 beispielswirtschaften und für 

Die 10 ein- 
he Einfuhr 
im ganzen 


den Distrikt 5 dusterbetriebe erstellt worden. 
d gerichteten Tierzuchtümter haben für umfangreic 
von hochwertigem Zuchtmaterial gesorgt. Es sind 








es notwendig, 


rund 4 000 Zuchttiere aus dem Reich importiert worden. 

Zur Steigerung der Leistung werden alle Maßnahmen der 
Leistungskontrolle herbeigeführt, vor allen Dingen die 
Leistungskontrolle unserer Kindviehbestände, die in 1 Jahr 
um 100 % gesteigert worden ist. 


Marktordnung: 
Getreidewirtschafi: 
Rp 


Ver Distrikt Lublin ist das Fundament der gesamten irnah- 
rungswirtschaft für das Generalgouvernement. An Getreide 
sind rund 35 000 t zu erfassen. Dabei ist zu betonen, dag 
der Distrikt Lublin mengenmäßig an Getreide so viel Zu er- 
fassen hat, wie die Distrikte Krakau, Radom und Warschau 
zusammen. 


Kartoffelwirtschaft: 
—LIEILWLIIVSChAll 


Die Kartoffelerfassung sieht ebenfalls eine Menge von 
35 000 t vor. | 


Viehwirtschaft: 
In der Viehwirtschaft sind im letzten Jahre 95 O00 Kinder 


85 O00 Schweine 
und 74 OOO Kälber 


erfaßt worden. Von diesen sind nach 
Warschau gegangen: 40 000 Rinder 
O00 Schweine 


O00 Kälber, 
nach Krakau: außer wenigen Rindern UUO Schweine 


500 Kälber. 


hs wird auf eine große Vorratshaltung Wert gelegt. Die 
Eingriffe in die Kinderbestände werden in diesem Jahr sehr 
Stark sein. Es ist &eplant, 1/5 = 200 000 - abzuschiachten, 
um damit die Futtergrundlage für die Hestbestünde günstiger 
zu gestalten, Außerdem wird durch die Verminderung der Vieh- 
bestände die Brot- und Kartoffelversorgung für die Bevölke- 
rung besser sichergestellt. 





Milch- und lettwirtschaft: 


Die Zahl dex Molkereien belüuft sich Jetzt auf 119 gegen 
61 im Jahre 1940. Die Milchanlieferung hat von Monat zu 
Monat zugenommen, demzufolge auch die Duttererzeugung. 

Allerdings sind hier bei weitem Ziele noch nicht er- 
reicht. Der Schwerpunkt wird im planmäßigen Molkereiausbau 
zu suchen sein mit strafferer Erfassung milchwirtschaft- 
licher Erzeugnisse. 


Zuckerwirtschaft; 


im Jahre 1941 ist mit einer Zuckerausbeute von rund 20 000 t 
zu rechnen. Durch Erhóhung der Anbaufliche bedeutet das 
ebenfalls eine Steigerung von rund 10 000 t. 


kierwirtschaft: 


Das Eierkontingent von 122 Mill. Stück ist bereits über- 
Schritten. Die Geflügelerfassung geht ebenfalls erfolgreich 
weiter. 


In der Fischwirtschaft ist mit einem Anfall von 800 000 kg 
zu rechnen. 


Gartenbauwirtschaft: 


Die Erzeugung und Verarbeitung für gartenwirtschaftliche 
Erzeugnisse ist ebenfalls erheblich gestiegen. Es ist mit 


einer Erzeugung von rund 4 Millionen kg Marmelade, Gurken, 
sauerkraut usw. zu rechnen. 





4.) Bodenoränun; und Landarbeit. 


Im Distrikt Lublin sind 50 % aller landwirtschaftlich 
genutzten Fläche im Umlegungsverfahren, und zwar zum Teil 
beendet und zum Teil kurz vor dem Abschluß. Es ist ge- 
plant, im Laufe der nächsten 10 Jahre die Besitzverhält- 
nisse restlcs zu ändern, da mit Anderung dieser besitz- 
verhaltnisse eine wesentliche Ertragssteigerung verbunden 
werden kann. 


Liegenschaftsverwaltung. 


158 Betriebe mit einer Gesamtfläche von 80 000 ha 
befinden sich in Verwaltung des Staates. Dazu kommen noch 
28 000 Kleinbetriebe mit 65 OOU ha. 

vie Liegenschaftsbetriebe werden gut bewirtschaftet. 
Durch Einfiihrung von entsprechenden Maschinen und Zucht- 
material sind die Betriebe in kürzester Zeit auf wesentlich 
hóhere Leistungsfühigkeit gebracht worden. 





6, ) wasserwirtschaft. 





Wahrend im letzten Jahre rund 22 000 Juden fiir wasser- 
wirtschaftliche Bauob jekte eingesetzt werden konnten, ste- 
hen uns in diesem Jahre rund 50 000 Kriegsgefangene zur 
Verfügung. 

Auch hier liegt ein 10-Jahres-Plan vor, der die ge- 
sammten Probleme der wasserwirtschaft in Vrdnung bringen 
läßt. 

Bis jetzt sind 62 000 ha melioriert worden, außerdem 
rund 2 000 Km Bachläufe, Gräben usw. 


Die Landwirtschaftliche Zentralstelle, 
ne iche sentralstelle 


Distriktsstelle Lublin, 
-ee AUD IN, 


Die Landwirtschaftliche Zentralstelle, Distriktsstelle 
lublin, arbeitet planmäßig. Der Gesamtumsatz von Zloty 
122 Millionen im vergangenen Jahr zeigt die Bedeutung des 





landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens und die Arbeit 
derlandwirtschaftlichen Zentralstelle, Distriktsstelle 
Lublin im Distrikt Lublin. | 


Die landwirtschaftliche Hauptbuchstelle Lublin. 
np MES te len Lublin, 


Die landwirtschaftliche Hauptbuchstelle, Lublin hat 
mit 455 Betrieben das £esamte Buchführungswesen in Be- 
trieben über 100 ha in der Hand, 

Die Ergebnisse dieser Buchfiihrungsarbeiten bedeuten 
für die betriebswirtschaftlichen MaSnahmen des Distrikts 
Lublin eine klare Ausrichtung. 


Die Landwirtschaftliche Zentralkasse Lublin. 
— —— Reser Lublin. 


Die Zentralkasse der landwirtschaftlichen Genossen- 
Schaften und der Hevisionsverband der Genossenschaften 
waren in der Lage, das gesamte Genossenschaftswesen des 
Distrikts Lublin zu finanzieren und entsprechend zu über- 
wachen. 


Im ganzen gesehen sind die Arbeiten der Abteilung 
Ernährung und Landwirtschaft beim Chef des Distrikts Lublin 
bis zum heutigen lage als recht eriolgreich anzusehen. Der 
ganze Apparat ist aufgebaut, die Organisation marschiert, 
Die Zukunftsaufgaben, die der Distrikt Lublin als Fundament 
der Ernährungswirtschaft für das Generalgouvernement zu er- 
füllen hat, liegen klar ausgerichtet vor, Es gilt nun, nur 
noch mit straffer Hand die Zielsetzung so zu erreichen, daß 
im Interesse der Gesamtwirtschaft des Generalgouvernements 
alle Maßnahmen der Ernährungswirtschaft des Distrikts Lublin 
eriüllt werden können. (Ich stelle Ihnen anheim, meine Aus- 
führungen über die Notwendigkeit des Anschlusses Wolhyniens 
an das Generalgouvernement zu bringen. Ich weiß nicht, ob 
man pressemäßig etwas davon verwerten kann). 
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ich bitte, bei den Ausfiihrungen zu unterstreichen, 
daß es nich: Aufgabe ist, den &esamten Apparat der Abtei- 
lung Ernährung und Landwirtschaft für die Erfassung ein- 
zusetzen, daß nunmehr die Voraussetzungen geschaffen wer- 
den müssen, auf breiter Grundlage auch im Generalgouver- 
nement in eine Erzeugungsschlacht einzutreten, dessen 
Schrittmacher der Distrikt Lublin sein muß, 


Lublin, den 17. Oktober 1941 





Niederschrift 


über den Bericht des Stadthauptmannes Saurmann, Lublin, 
gelegentlich der Kegierungssitzung in Anwesenheit des 
Herrn Generelgouverneurs Dr. Frank in Lublin am 17.10.1941. 


Judenfra £g e. 


/ Die Stadt Lublin zühlte Ende 1939 rund 40 000 Juden. 
5S8 sind davon im Laufe der Zeit etwa 12 000 ausgesiedelt 
worden, aber fast dieselbe Anzahl ist bis heute wieder zu- 
gewandert. Zwar sind die Juden alle auf einen alten otadt- 
teil zusammengepfercht, dessen Grenze sie nicht ohne Ge- 
nehmigung überschreiten dürfen, ein geschlossenes Ghetto 
gibt es bis heute jedoch nicht. Eine der wichtigsten Zu- 
£angsstraben von Osten her führt mitten durch diesen Stadt- 
teil, sodaß erst eine Umgehungsstraße gebaut werden mußte, 
die dieser Tage fertig wird, um dann das Ghetto mit otachel- 
draht einzuzüunen und vollkommen abzuschliegen. Man hätte 
von dieser Maßnahme auch noch weiterhin absehen kónnen, 
nachdem bereits über ein Jahr kein Jude mehr in den übrigen 
Stadtteilen wohnt und kein Jüdisches Geschäft sich mehr 
auGerhalb des Ghettos befindet, wenn nicht die zuwandernden 
Juden in hohem Maße Flecktyphus und andere Krankheiten ein- 
geschleppt hätten und dauernd Träger dieser Seuchen wären. 

so ist die Entwicklung der Flecktyphusseuche augen- 
blicklich auf einem Stand angekommen, der den der großen 
Fleckfieberseuche der Jahre 1915/16 bereits übertrifft, Die 
Neuerkrankunzen im Monat September betrugen 326 (1915/16 
= 309). vie Zahl der Gesamterkrankungen betrug innerhalb 
der letzten 6 Monate 127 (1915/16 in der gleichen Zeit 
1 110). Die Sterblichkeit der arischen Bevölkerung beträgt 
bei den Flec«typhusfállen heute 12,2 % (1915/16:15, 14 5), 
die der Juden 4,6 % (1915/16:4,82%). Aus diesem Grunde ist 
es dringend erforderlich, Magnahmen zu treffen, die die 
unerlaubte Wanderung der Juden unterbinden bezw. ein Umzugs- 


und Wanderverbot für die Juden in strengster Form zu er- 
lassen. 
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Eine Klärung der Judenfrage wird natürlich endgültig 
erst dann zu erreichen sein, wenn der vollkommene Ab- . 
transport aller Juden bewerkstelligt werden kmn., Das wird 
auch für die Stadt Lublin erst der Zeitpunkt sein, wo - 
Sich eine wesentliche Entspannung der augenblicklichen 
Wohnungsnot bemerkbar machen könnte. 7 


Wohnun gEsnot., 


Lublin war vor dem Krieg bevölkerungsmäßig sehr rasch 
gewachsen. i8 hatte infolgedessen auch bereits vor dem 
Kriege eine ziemliche Wohnungsnot. Durch die Kriegshand- 
lungen wurden etwa 1/10 der besseren Wohnräune zerstört 
oder so stark beschädigt, daß sie für die Weiterbelegung 
ausfielen. 

Der Zuzug zahlreicher deutscher Behörden und Dienst- 
Stellen, die Belegung mit Militar, Polizei, SS-Verbünden 
usw, hat diese Not auf ein Maß in die Höhe getrieben, wel- 
ches augenblicklich bereits zur Katastrophe treibt, Alle 
wuartiere sind, soweit sie durch die Polen in Anspruch ge- 
nommen werden können, überbelegt. Die Anmeldungen für Woh- 
nungs- und Haumzuweisungen von deutschen Dienststellen und 
Privatpersonen betragen zur Zeit noch etwa 2 000 Räume. 
bine Entspannung dieser Lage ist aber nicht abzusehen. Auch 
der Umstand, daß ich sofort begann, die halbfertigen Woh- 
nungsbauten auszubauen und fertigzustellen, hat kaum etwas 
ändern können, obwohl es seit Oktober 1939 gelungen ist, 
etwa 40 Häuser auf diese Weise bewohnbar zu machen. 

hs muß im Augenblick wenigstens darauf hin gearbeitet 
werden, geschlossene Formationen (Militür, Polizei usw.) 
in Baracken unterzubringen; alle übrigen deutschen Behór- 
den, Privatpersonen usw. zur gróBten Genügsamkeit anzuhal- 
ten und im übrigen den Neubau von Wohnräumen als das aller- 
nótigste und mit einem großzügigen Bauprogramm anzustreben. 


Finanzla g e der Stadt Lublin. 


Der Haushaltplan der Stadt Lublin war ab 1. April 1940 
ausgeglichen. Inzwischen aber ist durch die steigenden An- 


es or to 7 ——— Qo temi Decem à ees — — — T PAPE Corm s 
n l <- — 





= 5 ~ 2.4 " M 
D J i [ 
M" a vr... . i e 
4 à E ka ' 
idee cn i! d ‘ ‘ - Te i OT: 
wr com : a? 
Ld 
= b D we, | D 
- ae eg s D D 
| ` » -A e l 
ech E 
et » a 8 e « e 
* » * d 


e = 
C / 
— E 


Eus 
kb 


Se u 
E 7 D N 8 
PoS ire m 4 " 
& Le D p 
.. A — — 
- D 
im 


it ow oum an mop quom o tme G 


` | pts 14 "amp. A m? 
cee m POOR IS aon TV A so uem" acm OE 198 4n d S f nnd). - 


forderungen an die Stadtverwaltung infolge des Krieges, 
organisatorische Maßnahmen der Hegierung usw., eine Mehr- 
belastung eingetreten, die in diesem Jahre ein Defizit von 
rd. 12 Millionen Zloty entstehen läßt. In diesem Defizit 
sind wohl etwa 3,5 Mill. Zloty für den Schuldendienst ein- 
geschlossen, die dann abgesetzt werden könnten, wenn der 
Schuldendienst nicht wieder aufgenommen wird. Die Einstel- 
lung des Schuldendienstes in den Haushaltplan aber ist auf 
Weisung der Aegierung erfolgt. Die Polizeikosten in dem 
Haushalt betragen heute rd. 2,7 Mill. Zloty, wovon etwa 
1,150 O00 Zl. opgedeckt bleiben. Es treten dazu etwa 

1 500 000 Zi. für Kosten der Stadthauptmannschaft, die 
durch die Verfügung der Regierung entstanden sind, da& 

die Kosten der Stadthauptmannschaft von der polnischen 
Stadtgemeinde zu tragen sind. Weiter sind in dem Defizit 
enthalten rd. 5 1/2 Millionen Zloty für die Baukosten ver- 
schiedener Art, die aus dringlichen Bauvorhaben zusammen- 
kommen. An sich gehört ein großer Teil gerade dieser letzt- 
genannten Ausgaben in einen außerordentlichen Haushalt 
etatisiert, was aber zur Zeit deshalb nicht möglich ist, 
weil es keine Gelegenheit gibt, den Bedarf des auSerordent- 
lichen Haushaltes auf ähnlichem Wege aufzunehmen und den 
außerordentlichen Haushalt damit auszugleichen. Die augen- 
blicklichen Bedingungen, Rückzahlung der Anleihe innerhalb 
einer dreijährigen Frist und dazu etwa 7 % Zinsen, versper- 
ren jeden Weg zur Anleiheaufnahme. Eine Möglichkeit aber 
zur Konvertierung solcher Darlehen gibt es bis jetzt im 
Generalgouvernement nicht. 

Dazu wäre im übrigen noch zu sagen, daß der vorge- 
fundene Verschuldungsstand der Stadt Lublin dergestalt ist, 
daß eine Aufnahme neuer Anleihen schon aus Gründen einer 
untragbaren Überschuldung abzulehnen wäre. Es kann auch 
darauf hingewiesen werden, dap der Stadt Lublin auch vor 
dem Kriege seitens der polnischen Regierung im Verlaufe 
der letzten fünf Jahre dauernd jährliche Zuschüsse von etwa 
zusammen 60 Millionen Zloty gegeben worden sind. 
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Die Steuerkraft der Stadt ist durch den Krieg schwer 
geschädigt und weiterhin im Riickgange. Die Zwangsvoll- 
streckungen sind im Zynehmen. Im Augenblick liegen 23 000 
Zwangsvollstreckungstitel vor. örledigt worden sind im 

Juni 1 418 Zwangsvollstreckungstitel, 


Jali 2 066 m " " 
August 2 550 " e " 
Sept. 5 598. " e LZ 


4weifellos wird die Einführung der Gewerbesteuer eine 
Erleichterung schaffen, in welchem Ausmaß, läßt sich aber 
heute und so lange nicht voraussagen, als nicht bekannt 
ist, zu welchen Sätzen sie ausgeschlagen wird. Es er- 
Scheint dringend nótig, dap die Hegierung der Stadt Lublin 
einmalig mit einem größeren Betrag zur Hilfe kommt, wenn 
nicht die wichtigsten Probleme in Zukunft weiterhin ver- 
schárft werden sollen und die otadt die ihr von der Hegie- 


rung des Generalgouvernements gesetzten Aufgaben weiterhin 
wirklich lösen soll. Es wird deshalb die Bitte ausgespro- 


Chen, möglichst bald von Seiten der Regierung in eine Prü- 
fung des vorgetragenen Zuschußgesuches einzutreten. 


Kennkarte. 





Die Stadt Lublin hat bereits im November 1939 für die 
Gesamtbevölkerung eine Kennkarte ausgegeben, die allerdings 
recht primitiv und ohne Lichtbild war und nur iiber die 
ersten Schwierigkeiten hinweghelfen sollte. Diese Kenn- 
karte ist im März 1940 wieder eingezogen worden und an 
deren Stelle wurde eine neue Ausweiskarte für die gesamte 
Bevölkerung ausgegeben, die mit Lichtbild und Fingerabdruck 
versehen ist. Bei dieser Neuausgabe der Kennkarte wurde ein 
sehr sorgfältiges Verfahren durchgeführt, sodaß eine zien- 
lich hohe Gewähr dafür vorhanden ist, daß jeder Einwohner 
der Stadt Lublin im Besitz eines solchen gültigen Ausweises 
ist. Das Verfahren dazu hat sich über 8 Monate hingezogen 
und es mußten sehr hohe Strafen ausgesprochen werden, um die 


Versehung eines jeden einzelnen Einwohners mit einem solchen 
Ausweis zu erzwingen. Immerhin ist damit der Ausweiszwang 
wenigstens für das Stadtgebiet Lublin durchgeführt. 








Referat des Leiters der Abteilung Wirtschaft 
beim Gouverneur des Distrikts Lublin, Dr. Becher, 
in der Regierungssitzung in Lublin, am 17. Okt. 1941. 


Herr Generalgouverneur! 


Die Abteilung Wirtschaft tritt im Distrikt Lublin 
gegenüber der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft 

an Bedeutung zurück. Ihre Entwicklung ist auch dadurch 
erschwert, dass Lublin verkehrsungünstig zu Krakau liegt 

und dadurch ein lebendiges Mitgestalten an der Wirtschafts- 
entwicklung des Generalzouvernements für uns recht schwie- 
rig ist. Schiiesslich hat sich die hiesige Abteilung 
Wirtschaft längere Zeit im Aufbaustadium befunden, 

als die anderen entsprechenden Abteilungen bei den 
Gouverneuren der Distrikte, 


Die Leiter der Abteilung Wirtschaft hatten bis zu meinem 
Dienstantritt mehrfäch gewechselt, wobei das Ausscheiden 
häufig aufgrund von Beanstandungen notwendig wurde. Ich 
musste infolgedessen nicht nur die Distriktsdienststelle 
sondern auch fast alle Wirtschaftsümter bei den Kreis- 
hauptleuten zunächst personell neu aufbauen, ehe die 
eigentliche Arbeit beginnen konnte, Es ist mir gelungen, 
sowohl bei meiner Dienststelle hier wie für die 
Kreishauptleute tüchtige Mitarbeiter zu finden, mit denen 
ich nach dem Gesetz der kleinen Zahl die Arbeiten nach- 
geholt habe, die in anderen Distrikten inzwischen ge- 
leistet worden waren und darüber hinaus meinerseits 
Aufbauarbeit zu leisten. Ich bin bei dieser Wirtschafts- 
gestaltung regelmässig davon ausgegangen, dass nicht die 
Organisation das Primäre ist, für die dann geeignete 
Mitarbeiter gesucht werden, sondern dass im Mittelpunkt 
der Arbeit eine tüchtige Persönlichkeit stehen muss, die 
von sich aus den Rahmen finden wird, den sie zur Erreichung 
der 
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ihr gestellten Aufgaben benótigt. Dabei ist es 
selbstverständlich, dass sich dieser Rahmen in die 
vorgeschriebene Gesamtform einzupassen hat. 


Bei dieser Aufbauarbeit sind nns mehrfach gegenüber der 
Selbstverwaltung der Wirtschaft die Bedenken entgegen- 
treten, aur die Herr Gouverneur bereits hingewiesen 

hat, wir sind der Meinung, dass, jedenfalls für den 
Distrikt Lublin, die Organisation der Selbstverwaltung 
der Wirtschaft in wesentlich engerem Rahmen gehalten 
werden kann, als er zunüchst von der Hauptgruppe 
gewerbliche Wirtschaft aufgezogen worden ist. Wir meinen 
auch, dass es bei dem derzeitigen Menschenmangel nicht 
nótig ist, neue Posten, auf die ledizlich schon 

bisher geleistete Arbeit umgelagert werden soll, mit 
neuen Personen Zu besetzen, Ich móchte hierfür ein 
Beispiel nennen: 

Der Leiter der hiesigen Bewirtschaftungsstelle für Kohle 
hat sich in zäher Arbeit sowohl sein Bewirtschaftungs- 
stelle wie den Kohlenhündlerverband zu einem so 
schlagkräftigen Instrument ausgebaut, dass er hiermit alle 
ihm gestellten Aufgaben zu erfüllen mag. Er beherrscht 
damit das für die Kohlenversorgung des Distrikts nütige 
Verwaltungsinstrument. Wenn nun dieser Kohlenhündler- 
verband den Namen einer Fachgruppe Kohlenhandel erhalten 
soll und damit in die Organisation der Selbstverwaltung 
der Wirtschaft eingezliedert wird, so ist es nach 
unserer Betrachtungsweise richtig und auch möglich, 
diese Fachgruppe in Personalunion von dem fachkundigen 
Leiter der Bewirtschaftungsstelle führen zu lassen. Es 
wird dann euch bei Personalersparnis der hóchstmógliche 
Erfolg erzielt, und es werden die Fehler, die ein sich 
neu mit der Materie Befassender am Anfang stets machen 
wird, gerace in der heute besonders angespannten Zeit, 
vermieden. Wir haben es bedauert, dass unseren Gedanken 
insoweit nicht Rechnung getragen,sondern, nach unserer 


Meinung 


















überflüssigerweise, ein weiterer Mann für die Leitung der 
Fachgruppe Kohlenhandel hier eingesetzt worden ist. 






















Zu den ähnlichen Bedenken führt die Beitragszahlung zu 

den Selbstverwaltungsorganisationen. Der hiervon Betroffene 
sieht zunüchst lediglich, dass er einen Beitrag zu leisten 
und einen Fragebogen auszufüllen hat, ohne dass er 
demgegenüber für sich verwertbare Arbeit erkennt. Diese 
Beitragsanforderung, die zudem bis jetzt noch keine 
gesetzlich geregelte oder behórdlich verfügte einheitliche 
Linie aufweist, belastet ihn auch indeswillen, weil sein 
Umsatz wegen des Rohstoffmanzels oder der Verknappung 

an gewerblichen Handelsgütern stark zurückgegangen ist; 
dieses gilt vor allem beim Handwerk, das vielfach aus 
Rohstoffmangel keine Deschüftigungsmóglichkeit mehr hat. 


Wenn demgegenüber allein schon die Hauptgruppe gewerb- 
liche Wirtschaft in der Zentralkammer einen so umfangreiche: 
Dienstellenplan aufzieht wie er Ihnen, Herr Gouverneur, 
vorgelegen hat, so lüuft das nach unserer Betrachtungs- 
weise auf eine Organisation hinaus, die bei der derzeiti- 
gen Menschenknappheit über das notwendige Mass hinausgeht. 


Unter sehr grossen Schwierigkeiten ist es uns gelungen, 
in diesem Jahr 30.000 cbm Torf zu gewinnen. 


Wir haben dis Schuhwerkstätten Lublin zu einem leistungs- 
fähigen Unternehmen zusammengefasst. 






Wir haben den Handel, der hier wegen der Ernteerfassung 


eine besondere Rolle spielt, überprüft und schlaskräftig 
gestaltet, 






Wir haben trotz aller, vor allem finanzieller Schwierig- 
keiten die Elektrizitätsversorgung des Distrikts bisher 

wenigstens etwas gebessert, wenn auch insoweit noch viel 
zu tun übrig bleibt. 













bei all" unserer Arbeit, insbesondere wáhrend des Torf- 
stichs, tritt jedoch immer wieder die Spaltung des Wirt- 
schaftslebers im Generalgouvernement in einem legalen Teil 
mit dem Zentrum Krakau und einem illegalen Teil mit dem 
Zentrum Warschau zutage. Wir finden einen Wirtschaftskreis, 
den die deutschen Behürden mit dem Einsatz ihrer Macht- 
mittel zu beherrschen trachten, den sie auch, soweit ihre 
unmittelbaren Interessen reichen, durchsetzen. Dem steht 


Jedoch gegenüber ein sehr ausgedehnter illegaler Wirt- 


schaftsbereich der Fo.en, der ein völliges Eigenleben führt 


und der sich allenthalben mit den Grundsätzen des legalen 
Wirtschaftsbereichs hart stößt, sobald er sich damit über- 
schneidet. Die Folge davon ist, daß die Preisschere zwi- 
schen den legalen lancwirtschaftlichen Preisen und den be- 
hördlich statthaften Preisen für gewerbliche Waren nach 
wie vor stark klafft. Wenn beispielsweise ein Bauer für die 
Pramienscheine, die er für eine bestimmte Menge Getreide 
erhált, sich die von ihm benótigte Wolldecke wegen deren 
hohen Preises nicht kaufen kann, wenn er diesen Preis da- 
Segen zu erlegen vermag, scbald er seine landwirtschaftli- 
Chen Erzeugnisse im Schleichhandel verkauft, so ist das 
ein nach vielen Hichtungen hin unbefriedigendes Ergebnis. 
bs ist doch immer wieder festzustellen, daß die Arbeiter 
aus den Betrieben aus Nahrungsmittelmangel von der Arbeit 
fern bleiben, auf dem Lande Lebensmittel aufkaufen, nicht 
nur um Sich und ihre Familie zu ernahren, sondern um damit 
Handel zu treiben, damit sie wiederum mit den Erlósen hier- 
aus Sich die gewerblichen Waren erstehen können, die sie 
sich mit ihrem Arbeitsverdienst allein nicht kaufen können. 
Die Folge ist ein Absinken der Produktion, eine erhebliche 
Verteuerung der Herstellungskosten und damit ein hohes 
Preisniveau bereits beim Fabrikpreis. Dann setzt durch die 
behórdlich genehmigten Handelszuschläge die Schraube ein, 


die den Verbraucherpreis bis zu der bekannten untragbaren 
Höhe emporbringt. 











Wenn zur Zeit Tarifordnungen für zahlreiche Gebiete aus- 
gearbeitet und hierin Stundenlöhne und Arbeitszeiten fest- 
gelegt werden, die allein die Gedankengänge der legalen 
Wirtschaft berücksichtigen, so mug man, wenn man diese 
Tarifordnungen für verbindlich erklart, zugleich auch sich 
selbst dazu in der Lage erklären, daß man diesen Löhnen 
auch die preislich entsprechend abgestimmten Nahrungsmittel 
und gewerblichen Güter gegenüberstellen kann. Solange wir 
das nicht können, sind auch larifordnungen undurchsetzbar. 











Aus all' dem erlaube ich mir die Anregung, ob nicht eine 
geschlossene Erfassung der landwirtschaftlichen Erzeugung- 
nisse und damit eine totale Ernährungsbewirtschaftung im 
Generalgouvernement, auch für die polnische Bevölkerung, 
zweckmaSig und nótig ist. 
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Referat über Schleichhandelsbekämpfung 
von Regierungsrat Dr. Hamacher auf der Sitzung 


der Regierung des Generalgouvernements am 17.10.41 
in Lublin. 


Die Aktion zur Bekämpfung des Schleichhandels hat im 
Distrikt Lublin pünktlich am 1.9.41 eingesetzt. Die 
einzelnen Massnahmen sind mit allen beteiligten Dienst- 
stellen, insbesondere der Ordnungspolizei, in deren 
Hand die Fxekutive lag, durchgesprochen worden, wobei 
völlige Übereinstimmung aller Beteiligten bestand. 


Bei der Planung der Massnahmen war davon auszugehen, 

dass der Distrikt Lublin landwirtschaftlicher Uberschuss- 
Distrikt ist und dass daher der grósste und gewerbsmüssi- 
ge Schleichhandel aus dem Distrikt Lublin hinausgeht. 

In zweiter Linie kam es auf die Uberwachung des Schleich- 
handels innerhalb des Distrikts, insbesondere des 
Schleichhandels zu den Judenstüdten, an, 


Es war daher vor allem nötiz, den Distrikt Lublin nach 
Nordwesten und Westen abzuschirmen und ausserdem die 
Zugänge zu den grösseren Städten des Distrikts, ins- 
besondere den Judenstüdten, planmüssig zu überwachen. 


Die Durchführung begann am 1.9.41 unter Einsatz aller 
verfügbaren Polizei-Exekutivkrüfte. Die Überwachung 
erstreckte sich auf den Verkehr auf Strassen und Wegen 
sowie auf der Ostbahn und der Deutschen Posten Osten. 


Es wurden hierbei, insbesondere in der ersten Zeit, 
beachtliche Erfolge erzielt und zahlreiche Beschlagnah- 
mungen von Schleichhandelswaren aller Art sowie die 


Festnahme von gewerbsmüssigen Schleichhändlern vorge- 
nommen. 





Die scharfen Uberwachungsmassnahmen, in Verbindung mit 

der propaganda- und pressemässigen Auswertung der 

Aktion, haben einen sehr erheblichen Rückgang des Schleich- 
handels bewirkt. 


Die Richtlinien der Regierung des Generalgouvernements, 
Staatssekretariat, Amt für Preisbildung, Krakau, haben 
sich im allgemeinen durchaus bewährt, Es sind lediglich 
hinsichtlich der Überwachung des Stück- und Express- 

gutes auf der Ostbahn Lücken in der Überwachung entstanden. 
Diese Waren unterliegen nicht mehr der polizeilichen 
Kontrolle uad der Beschlagnahme, sobald und solange sie 
sich in Gewahrsam der Ostbahn befinden. Nach den Richt- 
linien darf verdáchtiges Gepáck nicht angenommen und 

muss die náohste Polizeidienststelle benachrichtigt 
werden. Diese Bestimmung wird anscheinend von den 
polnischen Bahnbeamten nicht beachtet, sodasader dringende 
Verdacht besteht, dass mittels Express- und Stückgut- 
sendungen auf der Ostbahn noch ein erheblicher Schleich- 
handel getrieben wird. Insoweit ist eine Erweiterung 

der Überwacaungsmassnahmen notwendig. 


Zusammenfassung: 
Die Aktion hat sich bewährt, der Schleichhandel ist 


stark zurückgegangen. Es kann daher angenommen werden, 
dass die verschärfte Schleichhandelsbekämpfung wesentlich 
dazu beitragen wird, der Abteilung Ernährung und Land- 


wirtschaft die ordnungsmässige Erfassung der Ernte zu 
erleichtern. 





Lublin, den 18.0ktober 1941 











Heferat von Regierungsrat Ziegenmeyer, 
Kreishauptmann Lublin-Land. 








Herr Genezalgouverneur, Herr Gouverneur, meine Herren! 

ich habe den Auftrag erhalten, über die derzeitige 
Lage im Distrikt Lublin vom Gesichtspunkt des Kreishaupt- 
mannes zu referieren. Wegen der kurzen, mir zur Verfügung 
stehenden Zeit war es leider nicht möglich, mich mit sänt- 
lichen Kreishauptleuten im Distrikt in Verbindung zu set- 
zen, um von ihnen spezielle Wünsche zu hóren und mit ihnen 
besondere Erfahrungen auszutauschen. im wesentlichen kann 
ich die Dinge daher nur von der Kreishauptmannschaft Lublin 
aus Schildern, Da die Struktur des Vistrikts im großen und 
ganzen aber einheitlich ist und die Kreishauptieute durch 
häufige Vienstbesprechungen auch auf eine Linie ausgerich- 
tet sind, trifft das, was ich sage, im allgemeinen auch 
für die übrigen Kreishauptmannschaften zu. 

Um mit dem eigentlichen Verwaltungsbetrieb zu beginnen, 
so ist Ihnen bekannt, da: die Arbeiten bei den Kreishaupt- 
mannschaften mit ganz geringen, zum größten Teil vereal. 
tungsmäßig nicht vorgebildeten und daher nach Altreichsbe- 
griffen völlig unzureichenden Kräften begonnen wurden. Mit 
der Zeit ist das etwas besser geworden, aber auch heute 
stehen den einzelnen &reishauptleuten im Durchschnitt nur 
1 bis 2 qualifizierte Fachkräfte zur Verfügung. Es mußten 
Leute aus allen Berufen herangezogen und angelernt werden. 
Daß dadurch die Arbeit erschwert wurde und zum Teil noch 
heute erschwert wird, ist klar. Um die anfallenden Arbeiten 
erledigen zu können, mußte weiterhin im hohen Maße auf Po- 
len zurückgegriffen werden. 

Die unterste Verwaltungsbehörde, Vógte und Schulzen 
sind zumeist ja nur mit Polen besetzt. Nur in ganz weniger 
cammelgemeinden konnten Volksdeutsche als Vógte eingesetzt 
werden, so in der Kreishauptmannschaft Lublin-Land,von 52 
Gemeinden nur in 3. Es hat sich gezeigt, dap die Polen ihre 
innen zugewiesenen Aufgaben und Arbeiten nur dann erledigen, 
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wenn sie durch eine strenge deutsche Verwaltung immer und 
immer wieder auf ihre Pflichten hingewiesen werden. In 
diesem Zusammenhang würe zu beleuchten, ob wegen der unge- 
heuren Gebiete, die von der Verwaltung in Zukunft zu be- 
treuen sind, ein anderer Behördenaufbau zweckmäßig ist, 
ob insbesondere die Bezirke der Kreishauptmannschaften 
vergrößert und ob in noch stárkerem Maße Polen auch an 
verantwortungsvollen Stellen hingesetzt werden kónnen. 
Wegen des starken Bedarfs an reichsdeutschen Verwaltungs- 
kräften wird es nicht zu umgehen sein, daß eine andere 
Verwaltungsform als bisher im Altreich üblich, gewählt 
wird. Für unzweckmäßig halte ich es aber, die alten pol- 
nischen Starosten wieder aufleben zu lassen. Bisher hat 
sich schon gezeigt, daß die eingesetzten Vógie auch poli- 
tisch sehr streng überwacht werden müssen. In den meisten 
Gemeinden mu3te deshalb aus diesem Grunde ein wiederholter 
Wechsel eintreten. Diese Gefahr würde sich vergrößern, wenn 
unter einheitlicher polnischer Leitung größere Gebiete selb- 
stándig verwaltet würden. Dagegen könnte m.E. unbedenklich 
die Anzahl der vorhandenen Kreishauptmannschaften verrin- 
gert und die einzelnen Verwaltungsbezirke vergrößert wer- 
den. Voraussetzung dafür ist aber, daß die Hauptverwaltun- 
gen in diesen Bezirken mit mindestens 10 - 12 qualifizier- 
ten Fachkräften besetzt und in jeder Kreishauptmannschaft 
> oder 4 von Deutschen geleitete Landkommissariate einge- 
richtet würden. fber auch hier dürfte das Gebiet einer 
Kreishauptmannschaft nicht mehr als 4 bis 5000 qkm um- 
fassen. Erwünscht würe ferner, daß jedem Kreishauptmann 
eine kraft des höheren Verwaltungsdienstes als stándiger 
Vertreter zur Seite gestellt würde, damit der Kreishaupt- 
mann selbst mehr als bisher Zeit für die Bereisung des 
großen Verwaltungsbezirks zur Verfügung hat. 

Der Distrikt Lublin hat landwirtschaftlichen Charakter. 
Zu den Hauptarbeiten der Kreishauptmannschaften gehört da- 
her zur Zeit die Erfassung des Getreide- und Viehkontin- 
gents. Wahrend im letzten Jahre zu diesem Zweck ein Ernte- 
erfassungs-Ausschu8 gebildet wurde, der für die Ablieferung 





verantwortlich war und sich aus den Bürgermeistern, Guts- 
besitzern und sonstigen einflußreichen rersönlichkeiten 
zusammensetzte, ist in diesem Jahr mit Recht von der Bil- 
dung eines derartigen Ausschusses abgesehen worden. Es 
hatte sich herausgestellt, daß durchgeführte Verhaftungen 
von Mitgliedern dieses Ausschusses keinen großen Einfluß 
auf die Ablieferung des Kontingents hatte, sondern im 
Gegenteil dem kleineren Bauern dadurch nur in die Hand ge- 
spielt wurde. Ebenfalls soll eine Enteignung von Betrieben 
nicht in dem Umfange wie bisher durchgeführt werden, da 
gar nicht so viel geeignete Personen vorhanden sind, um 
diese Unmenge kleinster und größerer Landwirtschaften zu 
übernehmen. Die Enteignung von Betrieben hat auch zu einer 
Belastung des Kommunaletats geführt, da die neuen Besitzer 
nur in den seltensten Fällen in der Lage sind, ihren lau- 
fenden steuerlichen Verpflichtungen nachzukommen. Steuer- 
rückstände missen grundsätzlich niedergeschlagen werden. 
In diesem Zusammenhang bitte ich zu prüfen, ob die Kommu- 
nalverbände für ihre Ausfälle infolge dieser staatlichen 
Hoheitsakte nicht in gewissem Rahmen entschädigt werden 
können. Das könnte z.B. geschehen, daß ein Prozentsatz des 
aus dem Verkauf des Viehs erzielten Erlöses dem Haushalt 
des Gemeindeverbandes zufließt. 

Dadurch, daß ein Teil der Großbetriebe in die Bewirt- 
Schaftung der Liegenschaftsverwaltung übergegangen ist, 
stellen sich wiederholt Schwierigkeiten ein. Sie bestehen 
in der Hauptsache darin, daß die einzelnen Betriebsleiter 
weit über ihr Ziel hinausschießen. Ich halte es deshalb für 
unbedingt erforderlich, daß die Betriebsleiter dieser Lie- 
genschaftsbetriebe ebenfalls dem &reishauptmann und damit 
dem Kreislandwirt unterstellt werden. Es liegt im Interesse 
des Aufbaus, wenn auch hier eine einheitliche und klare 
Linie gegeben wird. Daé die Liegenschaftsbetriebe einer be- 
sonderen Betreuung bedürfen, ist ganz selbstverständlich, 
weil es sich ja in der Hauptsache bei diesen Betrieben um 
die ehemals schlechtest bewirtschafteten Betriebe handelt. 
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Die finanzielle Lage der Kreishauptmarmschaften ist 
zur Zeit als befriedigend zu bezeichnen. Hier wirkte sich 
besonders aus, daß größere Steuerrückstände eingetrieben 
werden konnten. Selbst wenn in Zukunft keine rückständigen 
Steuern mehr eingehen werden, dürfte die finanzielle Lage 
als gesichert angesehen werden. Allerdings werden sich die 
erforderlichen Ausgaben der Gemeindeverbände von Jahr zu 
Jahr vergrößern, je mehr Deutsche dieses Gebiet besiedeln 
werden. Neue Siedlungen müßten errichtet, Krankenhäuser 
und Schulen gebaut, die sonstigen Fürsorgemaünahmen ver- 
größert werden. Diese außerordentlichen Aufgaben könnten 
durch die Kreishauptmannschaften wohl nicht mit eigenen 
Mitteln bewältigt, sondern hier müßten von der Regierung T 
besondere Zuschüsse bewilligt werden. In diesem Zusammen- 
hang möchte ich anregen, daß die Zweckgebundenheit ver- 
Schiedener kreiseinnahmen etwas gelockert wird. Ich denke 
hier insbesondere an die Bestimmung, daß die den Kreis- 
hauptmannschaften verbleibenden Einkünfte aus der Einwoh- 
nerabgabe nur für Fürsorgemaßnahmen verwandt werden sollen. 

Bs wäre wünschenswert, daß diese Gelder auch für verwandte 
Aufgaben Verwendung finden könnten. Dasselbe gilt für die 
Gelder, die zus den Strafen für Verkehrsüberschreitungen 
eingehen. 

Bachdem nunmehr der auf Grund des Aufmarsches gegen 
die Sowjetunion eriorderliche Ausbau der Gouvernements- 
und DistriktstraBen vollendet ist und in Zukunft in ver- 
stärktem Maße an den Bau und Ausbau der Kreis- und Gemeinde- 
straßen gegangen werden muß, bitte ich zu prüfen, ob nicht 
die früher vorhandenen Straßenbauänter bei den Kreishaupt- 
mán.erhaften wieder aufleben und den Kreishauptleuten unter- 
stellt werden könnten. Wir würden dadurch in die lage ver- 
setzt, besser als zur Zeit möglich, den erforderlichen Aus- 
bau dieser Straßen zu betreiben. Die fachliche Beaufsich- 
tigung könnte eine entsprechende Stelle im Distrikt führen. 

Aus dem staatlichen Sektor möchte ich noch anführen, 
daß die am 1. April 1941 erfolgte Auflösung der bis zu die- 
sem Zeitpunkt bei den Kreishauptmannschaften bestehenden . 





Zahlstellen (Kassenhilfsstellen) keine Erleichterung ge- 
bracht hat, sondern der Rechnungs- und Prüfstelle groBe 
= Arbeit erwachsen ist. Nunmehr muß jeder Betrag, auch der 
kleinste erst durch den feststellenden Beamten, den anwei- 
senden Beamten, der Hechnungsprüfstelle und durch die Haus- 
haltsbücher gehen und sonach durch einen Boten zur Finanz- 
kasse getragen bezw. von ihr abgeholt werden. Außerdem muß 
Kontrolle geführt werden, ob die hier in der Annahmeliste 
| gebuchten Beträge auch wirklich bei der #Finanzkasse ein- 
gezahlt worden sind. Zu erwühnen ist hierbei, daß die Fi- 
nanzkasse in Lublin dem Stadthauptmann angegliedert ist. 
im Altreich besteht für diese Zwecke die Sogenannte staat- 
liche Kreiskasse, die von der Hegierungskasse überwacht 
wird, 

endlich möchte ich darauf hinweisein, daß sich die 
durch die Verordnung über die Einheit der Verwaltung er- 
folgte Regelung im großen und ganzen bewährt hat und somit 
eifPFortschrit: gegenüber des im Altreich durchgeführten 
Aufbaus darstellt. Nur in einem Punkte ist es im Altreich 
anders: der Kreispolizeibehörde im Generalgouvernement feh- 
len jegliche polizeiliche bxekutivorgane. Es müßte ange- 
strebt werden, eine exekutive Kreispolizei einzurichten, 
die dem Kreishauptmann unterstellt und ihm verantwortlich 
ist. Sofern eine Unterstellung der Gendarmerie nicht mög- 
lich ist, müßte dem Sonderdienst, wenn auch in beschränkten 
Umfange und für bestimmte Aufgaben, z.B. auf dem Gebiete 
des Verkehrswesens und bei der Bekämpfung des Schleichhan- 
dels, hilfspolizeiliche Befugnisse übertragen werden können. 
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Beginn der Sitzung: 1017 Uhr. 


Generalgouverneur Dr. Frank: Ich bin glücklich, 
heute wieder nach langer Zeit in Radom weilen zu können. 
Der Distrikt Radom hat als erster einen Gouverneurwechsel 
erlebt: Gouverneur Dr. Lasch wurde in den neuen Distrikt 
Galizien berufen. Diese Tatsache zeigt, wie sehr ich mit 
seiner Leistung als Distriktschef einverstanden war. Ich 
habe den rarteigenossen Kundt zum Gouverneur des Distrikts 
kadom berufen. Seine Einführung in die Dienstgeschüfte hat 
bereits stattgefunden. Ich bin zufrieden, Ihnen, meine Her- 
ren des Distrikts, den Herren Abteilungsleitern und Kreis- 
hauptmánnern, mitteilen zu künnen, dag durch diese Berufung 
auch ein drohendes Schicksal von dem Distrikt zunächst ein- 
mal symbolisch ferngehalten wurde, nämlich die Neigung, die- 
sen Distrikt aufzuteilen. Man hatte viele Ratschläge parat, 
um einen Teil des Distrikts an das Heich, einen anderen 
Teil nach Norden und einen weiteren nach Siiden abzugeben. 
Sie sehen, meine Herren, wie begenrt Ihr Gebiet in Mittel- 
europa zu sein scheint. Es ergab sich daher für mich die — 
blitzartige Notwendigkeit, sofort wieder einen neuen Chef 
hierher zu berufen und dieser Republik’ Radom ein neues Haupt 
zu geben. 

Parteigenosse Kundt, Sie haben sich durch Ihre jahre- 
lange Arbeit, die Sie im Dienste des Führers und Reiches an 
schwerster Stelle geleistet haben, bewührt und haben, vom 
Führer auf meinen Antrag zum Unterstaatssekretär der Regie- 
rung ernannt, durch Ihre hervorragende Arbeitsleistung in 
der Organisation der Verwaltung des Generalgouvernements und 
im Ausbau des Stellenplans schon heute Ihren Namen in die 
geschichte des Generalgouvernements unverwischbar einge- 
schrieben. Ich wünsche Ihnen für Ihr Amt das Beste. 











La, <= Ss —————— e 









e 


Ich móchte bei dieser Gelegenheit allen Herren des 
Distrikts, den Abteilungsleitern wie den Kreishauptleuten, 
den Herren der Polizei, der SS, des gesamten Sicherheits- 
stabes für ihre hervorragende Bewährung danken. Anstelle 
des SS- und Polizeiführers Katzmann, der mit Gouverneur 
Dr. Lasch nach Galizien gegangen ist, begrüßen wir den 
neuen SS- und Polizeiführer Oberg, dem ich alles Gute wün- 
sche. Ich möchte aber auch Ihnen, Herr Amtschef Dr. Egen, 
danken, daß Sie in so vornehmer ruhiger und &bsolut stetig 
führender Weise, die Distriktsgeschäfte in der Zeit des 
Interregnums geführt haben. Und ich bin fest überzeugt, 
daß Ihnen noch manche Berufung im Generalgouvernement ob 
Ihrer hervorragenden Leistung bevorsteht. 

Meine Herren, wir haben eine besondere Note im Gene- 
ralgouvernement in Gestalt des Arbeitsbereichs der NSDAP. 
Die Partei hat die groBe sendung des deutschen Volkes unter 
Führung Adolf Hitlers aufgenommen. Es bedeutet für mich 
und für Sie alle, die wir zur ältesten Garde der Bewegung 
gehüren, dieses Zeiterleben, dieser Zusammenbruch des ver- 
brecherischen Molochs vielleicht die Krönung unseres Lebens. 
Was wir in kühnsten Träumen in den Jahren 1919/20, als wir 
noch eine kleine Gruppe waren, uns vorstellten und was in 
wir in tausenden von Kundgebungen predigten, was wir dann 
zum siegreichen Ende führen durften, als unserem Partei- 
führer am 30. Januar 1933 die Stellung des Reichskanzlers 
zuteil wurde, als dann durch die weitere Entwicklung aus 
diesem einzigen Mann der Weltgeschichte der Führer des deut- 
schen Volkes, der geniale Feldherr des größen Krieges aller 
Zeiten, des wahrhaft wirklichen Weltkrieges, für uns wurde, 
die wir als Deutsche diese Zeit erleben durften, ist die 
Krönung unseres Lebens. Was jetzt noch kommen wird, wenn 
der Sieg und Frieden winkt, wird zweifellos den Höhenflug 
der schöpferischen Kraft deutscher Energien, kultureller 
und schöpferischer Sendung auf allen Gebieten in sich tra- 
gen. Es wird aber sozusagen die Fruchtbarmachung der groß- 


artigsten Leistung Adolf Hitlers und seines deutschen Vol- 
kes sein. 











Die Partei hat in der letzten Hede des Führers, die 
uns alte Parteigenossen mit tiefster Beglückung erfüllende 
neue herrliche Bestätigung ihrer Zukunftssendung erfahren. 
Wenn der Führer in seiner letzten Rede zum Winterhilfswerk 
davon spricht, daß er aus dem Krieg als noch fanatischerer 
Nationalsozialist zurückkehren werde, daß für ihn das 
Parteiprogranm der Inhalt eines größten Teiles seines Wir- 
kens in der Zukunft sein wird, so sehen Sie daraus, daß 
der Führer selber der nationalsozialistischen deutschen 
Arbeiterpartei, dieser Schicksalsorganisation unseres Vol- 
kes, eine ganz große Zukunft bestimmt hat. 

Wir haben im Generalgouvernement den Arbeitsbereich 
der NSDAP nach dem Prinzip der Verbindung vor allem der 
führenden Stellen in Partei und Staat errichtet. Infolge 
des Wegzuges von Pg. Dr. Lasch ist die Distriktstandort- 
führung in Radom neu zu besetzen. Ich habe den Pg. Kundt 
zum Distriktstandortführer der NSDAP. im Distrikt Radom 
unter gleichzeitiger Abberufung des Pg. Mehling und seiner 
Versetzung in den Arbeitsbereich ernannt. Diese Berufungen 
lauten; 

1. ich berufe den kommissarischen Distriktstandortführer Fg. 
Mehling in Anerkennung seiner hervorragenden Arbeit, die 
er im Distrikt Badom geleistet hat, in die Leitung des 
Arbeitsbereichs"Generalgouvernement" der NSDAP. Seine Funk- 
tion wird die eines Generalinspekteurs des Arbeitsbereichs 
in unmittelbarer Unterstellung unter Dienstleiter Schalk 
sein. 

2. Zum Distriktstandortfiihrer Radom der NSDAP. berufe ich den 
Pg. Kundt MdR. in Anwendung des Grundsatzes der Einheit von 
Partei und Staat, 


de Diese Verfügung tritt ab 18. Oktober 1941 in Kraft. 


Ich móchte Ihnen, Parteigenosse Mehling, bei dieser 
Gelegenheit den Dank der NSDAP. dafür aussprechen, dap Sie 
in so verhältnismäßig kurzer Zeit es verstanden haben, die 
Parteiarbeit im Distrikt Radom mit Energie, Tatkraft und 
Umsicht unter persónlichem Einsatz zu leiten. Dadurch, daß 
ich Sie in die oberste Spitze der Partei berufe und Sie 
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als Generalinspekteur der ganzen Partei im Generalgouverne- 
ment bestätige, will ich Ihnen als einem der ältesten Mit- 
kämpfer des Führers diese Anerkennung zuteil werden lassen. 


Gouverneur Kyndt;: Herr Genoralgouverneur! 

Ich darf Sie zum ersten Mal als Gouverneur des Di- 
strikts Radom bei uns hemich begrüßen. Es bedeutet für 
uns immer eine Freude und besondere Ehre, wenn der Herr 
Generalgouverneur mit seiner Mitarbeiterschaft den Weg 7u 
den hier arbeitenden Menschen findet. Es ist eine erstmalige 
Einrichtung in der Praxis der Reichsverwaltung, daß ein 
Hegierungschef mit seiner gesamten Hegierung zu der zweiten 
Instanz geht, um aus unmittelbarer lebendiger Anschauung 
heraus alle jeweils brennenden Fragen zu besprechen. 

ich habe auf die Tagesordnung nur die wichtigsten 
Probleme gesetzt, so die Sicherheitslage, da ja die Sicher- 
heit auf allen Gebieten von entscheidender Bedeutung ist, 
ferner Fragen der Wirtschaft, und vor allem wieder der Er- 
nährung und Landwirtschaft, die ja immer im Vordergrunde 


stehen. Grundsätzliche Probleme und brennende Fragen aus 


der Gesamtverwaltung werden später von mir noch besprochen 
werden. 


Nunmehr erstatten Referate 

der 55- und Polizeiführer SS-Oberfiihrer Oberg, 

der Leiter der Abteilung Wirtschaft Rech tsanwalt 
Wetzel, 

der Leiter der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft 
Stabsleiter Topf, 

der Leiter der Abteilung Arbeit beim Distrikt Kadom 
Oberregierungsrat Pepke, 

der Leiter der Unterabteilung Gesundheitswesen 
Amtsarzt Dr. Waizenegger. 


(Die Referate sind als Anlage dem Protokoll 
beigefügt). 
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Gegeniiber der von Stabsleiter Topf in seinem Referat 
ausgesprochenen Befürchtung einer weiteren umfassenden 
Heranziehung von Pferdematerial durch die Wehrmacht erklart 
Oberstleutnant Fischer, da8 zwar zur Zeit Pferdemusterungen 
im Gange seien, die aber lediglich eine Grundlage für die 
Friedensverháltnisse geben sollten. Es sei nicht beab- 
sichtigt, eine weitere Einziehung von Pferden durchzu- 
führen. 













Im Anschluß an die Referate behandelt Gouverneur Kundt 
einige besonders wichtige Fragen. Er führt aus, daß ange- 
sichts der Abgabe einer grogen Zahl von Verwaltungsbeamten 
an den neuen Distrikt Galizien der Personalstand im Distrikt 
Radom zur Zeit außerordentlich gering sei. Augenblicklich 
sei die Stelle des Stadthauptmanns von Radom unbesetzt, 
auch die Stadthauptmannschaft Ischenstochau werde demnächst 
unbesetzt sein. Vielleicht kónne die Zusammenlegung der 
beiden Kreishauptmannschaften Kielce und Konskie, die eben- 
falls unbesetzt seien, aus personellen Gründen in Erwägung 
gezogen werden. Angesichts des starken Personalmangels wer- 
de man überlegen müssen, wie weit es móglich und politisch 
ratsam sei, noch mehr polnische Kráfte für die Verwaltung 
einzusetzen. 

Die Ernáhrungslage der polnischen Bediensteten sei 
sehr schlecht. Man müsse darauf Bedamt nehmen, die Polen, 
die für die deutsche Verwaltung arbeiteten, in ernährungs- 
politischer Hinsicht besser zu betreuen. 

Zur Zeit seien viele Verwaltungsposten im Distrikt 
nur kommissarisch besetzt. Man wisse nicht, ob der in den 
Distrikt Galizien abgeordnete Beamte dort bleibe oder wie- 
der in den Distrikt Radom zurückkehren werde. Hier müsse 
Klarheit geschaffen werden. 

bine weitere Schwierigkeit stelle der Mangel an Schreib 
maschinen und technischen Hilfsmitteln aller Art, wie z.B. 
Kraftwagen dar. 




























Die Einheit der Verwaltung sei im wesentlichen als 
vollkommen durchgeführt zu betrachten. Es wire jedoch 
zweckmäßig, ĉas Prinzip der Einheit der Verwaltung auch für 
den Straßenbau wieder herzustellen, nachdem die strategi- 
schen Aufgaben gelöst seien. Das gleiche gelte für die Koh- 
lenbewirtschaftungsstellen, die unmittelbar der Regierung 
bezw. der zuständigen Abteilung unterstellt seien, während 
die Distriktverwaltung auf diese Stellen keinen Einfluß 
habe. 

Die Finanzwirtschaft der Gemeindeverbünde sei durchaus 
in Ordnung. Wan habe sogar die Haushalte der drei großen 
Städte ausgleichen können. Lediglich die Stadt Radom bean- 
trage einen Zuschuß von 4,5 Millionen Zloty. Dieser Zuschuß 
solle vor allem dem Straßenbau, der Kanalisation, der Er- 
weiterung der Wasser- und Gaswerke und vornehmlich auch 
einer besseren gesundheitlichen und sonstigen Betreuung der 
deutschen Beamten dienen. 

Wie der Kreishauptmann über den Haushalt des Kommunal- 
verbandes ein gewisses selbständiges Verfügungsrecht habe, 
so müsse es auch eine Gebietskörperschaft geben, mit Hilfe 
deren der Gouveyneur bezw. sein Mitarbeiter über einen Aus- 

. gleich zwischen den Kommunalverbänden entscheiden könne. 
Der von Gouverneur Dr. Wächter gemachte Vorschlag würde le- 
diglich bedeuten, daß die Distriktverwaltung im Grunde ge- 
nommen dabei zwar formal, praktisch aber nicht zu entschei- 
den habe. Nach seiner Ansicht dürfe die bei gewissen Haupt - 
abteilungen vorhandene Tendenz nach einer zu starken Zen- 
tralisierung nicht unterstützt werden, weil dadurch die 
Selbständigkeit und schöpferische Arbeitsweise der Distrikt- 
verwaltung unterbunden würde. Auch sei die Regierung ange- 
sichts der Grüße des Generalgouvernements nicht in der Lage, 
alle einzelnen lokalen Aufgaben zu übersehen. 

Wenn man sich die Leistungen der Distriktsverwaltungen 
bezw, ihrer Abteilungen vor Augen halte, so müsse zugegeben 
werden, daß sie sehr groß seien. Vor 14 Tagen habe er der 
Hegierung einen Bericht über die Gesamtleistung des Distrikts 
erstattet. Aus dem Bericht gehe hervor, welche Summe von 
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Arbeit allein für die Kreishauptmünner und andere Mitar- 
beiter der Distriktverwaltung darin stecke, daß der Ver- 
kehr auf den Straßen im Winter aufrechterhalten werden 

müsse. Im vergangenen Winter seien an einem Tage bis zu 


20 000 Polen von der Verwaltung mit der Reinigung der 
Straßen beschäftigt worden. Die Herstellung von Schnee- 


záunen in einer Lange von 120 km in einem Jahr stelle 
ebenfalls eine beträchtliche Leistung dar. 

Das Steueraufkommen sei vom 1. Januar 1940 mit 
9 Millionen Zloty im Monat auf 50 Millionen Zloty gestie- 
gen. Von der Abteilung Ernährung und Landwirtschaft sei 
ein schnellerer Strafvollzug gegenüber Personen gefordert 
worden, die die Vorschriften über die Ablieferung auBer 
acht ließen, Die deutschen Gerichte seien zur Zeit unge- 
heuer überlastet, So habe das deutsche Gericht in Radom 
am 20. Januar 1941 354 unerledigte und 856 noch nicht ein- 
getragene Strafbefehle, daneben 180 noch nicht unterzeich- 
nete Eingänge gehabt. Das langsame Arbeiten der Gerichte 
habe die Folge, da8 die Wirkung einer Strafe viel zu spat 
eintrete. Er bitte deshalb den Herrn Generalgouverneur, 
die Frage prüfen zu lassen, ob nicht dem Kreishauptmann 
ein entsprechendes Strafrecht mit der Möglichkeit des 
schnellen Strafvollzuges sofort eingeräumt werden könne. 

Im interesse einer Steigerung des Ertrages der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung müsse dahin gestrebt werden, 
nach Möglichkeit kleinere Wirtschaften zu größeren Betrie- 
ben zusammenzufassen. Auf dem Wege einer generellen Boden- 
reform und der Reform der Eigentumsfrage überhaupt müsse 
dem Kreishauptmann die Möglichkeit gegeben werden, leichter 
einzugreifen, wenn au8 wirtschaftspolitischen Griinden eine 
beschlagnahme des landwirtschaftlichen Betriebes planmäßig 
durchgeführt werden könne. Das Bestreben, jede Zelle der 
Lieferschaft zu erfassen, sei ja die Grundlage des Zehn- 
jahresplans. Mit einer entsprechenden Auslegung der in Be- 
tracht kommenden Verordnung müsse der Kreishauptmann in- 
stand gesetzt werden, für eine bessere Auswertung des Bodens 














im Sinne einer weiteren Ausdehnung des deutschen Ein- 
flusses zu sorgen. 

Für die Ernteerfassung fehle es an einer ausreichen- 
den Polizeiexekutive. Deshalb habe man in Erwägung gezogen, 
ob nicht auger dem Sonderdienst noch Manner herangezogen 
werden könnten, die in landwirtschaftlichen Dingen geschult 
seien. Er denke da an eine Organisation ähnlich dem Forst- 
schutz. 

Der Einsatz des Sonderdienstes bei den einzelnen Kreis- 
hauptmännern habe sich bestens bewährt. Leider sei die Zahl 
der Sonderdienstmannschaften zu gering. 

Er sei mit dem Leiter der Abteilung Arbeit der Auf- 
fassung, daß die zwangsmäßige Aushebung von Arbeitskräften 
nicht die gleichen Erfolge wie die freiwillige Werbung zei- 
tige. Der Einsatz an Polizei für diese Aktion stehe in kei- 
nem Verhältnis zu den Erfolgen. Die Kreishauptmänner müßten 
daher moralisch auf die Bevölkerung einwirken, um ihr ange- 
sichts der allgemeinen Notlage die Vorteile gewinnbringender 
Arbeit vor Augen zu führen. Wenn es auch den Anschein habe, 
als ob noch viele Arbeitskräfte aus dem Generalgouvernement 
ins Reich gebracht werden könnten, so müsse doch festge- 
stellt werden, daß das Arbeitsreservoir schon sehr erschöpft 
sei. 55 tauche bereits die Frage auf, wie innerhalb des Ge- 
neralgouvernements notwendige Arbeitsleistungen noch voll- 
führt werden könnten. Eine wesentliche Zahl von Arbeits- 
kräften könne daher nicht mehr abgegeben werden. Die Rü- 
stungsindustrie brauche dauernd Arbeiter, und auBerdem gehe 
es unmöglich an, die geringe Zahl gelernter Facharbeiter ab- 
zugeben. 

Von besonderer Wichtigkeit sei im Distrikt das Problem 
der Volksdeutschén, deren Zahl auf etwa 34 600 zu schätzen 
sei. An Kennkarten seien etwa 15 000 ausgegeben. Der Herr 
Generalgouverneur habe besondere die Fürsorge für die 
Volksdeutschea ans Herz gelegt. Es gebe im Distrikt 102 
deutsche Volksschulen unà 4 Internatsschulen mit 178 Lehr- 
kräften, ferner eine Oberschule und mehrere Fachschulen. 











Für Fürsorgezwecke seien besonders im Kreise Tomaschow 
namhafte Beträge ausgezahlt worden. Dazu seien große Men- 
gen an Lebensmitteln, Textilien usw. verteilt worden. Er 
bitte, die Frage zu prüfen, ob im Rahmen einer Verordnung 
nicht festgelegt werden kónne, dap die bei Behörden be- 
diensteten Volksdeutschen einen Kinderzuschlag erhielten, 
um Sie auf diesem Gebiet den Reichsdeutschen gleichzu- 
stellen. Infolge der Vorgänge im Osten müsse dieses Gebiet 
des Distrikts doch mehr von Deutschen besiedelt werden, 
Wobei man die Volksdeutschen als Vorposten betrachten müsse, 
Sie stellten auch die Reserve dar, mit der man auch den 
vorhandenen kitarbeitermangel beheben könne. Darum müsse 
man ihnen eine Erziehung angedeihen lassen, um sie vom 
Stand der Kleinbauern und Industriearbeiter zu guten nie- 
deren Angestellten der Verwaltung herzuziehen. Dieser Auf- 
gabe widme er sein besonderes Augenmerk. Als Distriktstand- 
ortführer und Verwaltungschef habe er die Móglichkeit, von 
der Spitze der Verwaltung und Partei her die Verwaltungs- 
arbeit und Parteiarbeit zu lenken. 

Die Wohnverhdltnisse der in Hadom tätigen Deutschen 
seien sehr primitiv unà entsprächen durchaus nicht deutschen 
Anforderungen, Auch gebe es keine besonderen Ausweichmöz- 
lichkeiten, in Gestalt von geschmackvollen Gaststätten. Wei- 
ter mache sich der Mangel eines Theaters sehr unangenehm 
bemerkbar. Er bitte daher den Herrn veneralgouverneur um 
seine bewährte Obsorge für die Beseitigung dieser Mißstände, 
Seiner Ansicht nach sei es wichtig, für die Deutschen, die 
in diesem fremden Kaum leben müssen, anständige Lebensver- 
hältnisse zu schaffen, damit sie auch ihrer ganzen Haltung 
nach Deutsche bleiben könnten, 


Ministerialdirigent Dr. Emmerich geht davon aus, daß 
der Distrikt Radom das Zentrum der Hüstungsindustrie des 
Generalgouvernements darstellt. Für die Frage, ob es zweck- 
mäßig sei, daß ein Betrieb im Eigentum der Wehrmacht stehe 
oder nicht, könne der Gesichtspunkt der augenblicklichen 
Kriegswertung nicht entscheidend sein. Die Heg ierung des 
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Generalgouvernements müsse über die derzeitige Konstella- 
tion hinaus ihren Blick in die Zukunft richten. Das bigen- 
tum der Wehrmacht könne im Einzelfall gerechtfertigt er- 
Scheinen, wenn, wie z.B. im Falle der Pulverfabrik Bionki, 
die Fabrikation des Betriebes im Frieden weiterlaufen kön- 
ne. Vom Stardpunkt einer Friedensplanung habe die Hauptab- 
teilung Wirtschaft die Befürchtung geäußert, daß die Ge- 
wehrfabrikation im Frieden nicht so groß sein werde, daß 
der Betrieb aufrechterhalten werden könne. Die Regierung 
habe dafür zu sorgen, daß die Arbeitskräfte einer Stadt 
bei einer Umstellung auf Friedensproduktion nicht auf der 
Straße lägen. 

Starachowice und Stalowa Wola seien Eigentum der 
Werke des Generalgouvernements und würden zur Zeit von 
den Hermann Göring-Werken allerdings noch in einer sehr 
provisorischen Form betrieben. Von den Reichswerken Hermann 
Göring würden im Generalgouvernement zwei Unternehmungen 
gegründet, Starachowice und Ostrowiec., Diese Firmen 
seien Trägerin eines Pachtvertrages mit den Werken des 
Generalgouvernements. 

Die Kohlenfrage sei das Zentralproblem der gewerb- 
lichen Wirtschaft auch im Raum des Distrikts Radom. Es sei 
infolge der starken Iruppenbewegungen und der daraus sich 
ergebenden Transportbelastung im Frühjahr d.J. nicht mög- 
lich gewesen, einen ausreichenden Vorrat an Kohle zu schaf- 
fen. Diese Vorratsbildung sei vor allem auf dem Sektor der 
Landwirtschaft ausgefallen, sodaß in den letzten Wochen 
für diese Bedürfnisse kurzfristige Dispositionen getroffen 
werden mußten. Man habe die nötigen Mengen an Druschkohle 
ebenso für die Zuckerfabrikation und die Brennereien bereit- 
stellen müssen, sodaß sich für die gewerblichenund Versor- 
gungsbetriebe eine Disposition von der Hand in den Mund 
zwangsweise ergeben habe. Bei Weiterbestehen der gegenwarti- 
gen Lieferunzgsbedingungen werde es aber móglich sein, auch 
für den Sektor der gewerblichen Wirtschaft die notwendigen 
Kohlenmengen heranzuschaffen. Das Generalgouvernement er- 
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halte täglich 12 000 t Kohle, eine Erhöhung dieses Quan- 
tums sei durch ein Kompensationsgeschäft in Aussicht ge- 
nommen. Die Anweisung auf eine Kohlenhalde in Oberschle- 
sien habe für das Generalgouvernement wenig Wert, wenn 

die Kohle nicht abgefahren werden könne. Der Distrikt Ra- 
dom habe im M,nat August 52 000 t Kohle erhalten. Diese 
Zufuhr habe sich im Monat September auf 79 000 t erhöht. 
Die Glashütten seien verhältnismäßig gut beliefert worden. 
Infolge einer ausreichenden Kohlebelieferung laufe die 
Kunstseidenfabrik Tomaschow seit einigen Monaten wieder 
auf vollen Touren. Gewisse Teile des Distrikts könnten da- 
mit rechnen, daß sie bei eintretenden Schwierigkeiten auch 
aushilfsweise einmal durch Kraftwagen mit Kohle beliefert 
werden. Die Hauptabteilung Wirtschaft bemühe sich, durch 
die Einführun; eines Pendelzugverkehrs von den Grenzgruben 
in eine Nahzone die gesamte Kohlenbilanz des Generalgouver- 
nements zu entlasten. Ein Erwerb von eigenen Wagen durch 
die Werke des Generalgouvernements habe nicht den gewünsch- 
ten Erfolg gehabt, weil eine ungeheure Anspannung der Wag- 
&onsituation eingetreten sei. Wenn es gelünge, die gegen- 
wartige Tagesquote durchhalten zu können, dann bestehe die 
Aussicht, daß ein großer Teil des Distrikts Radom weiter- 
laufe und das eine oder andere Werk in Betrieb genommen wer- 
den könne. Bei den Ziegeleien werde das weniger der Fall 
sein, da die Dauindustrie im Winter ohnehin ruhe. 


Was die geringe Zuteilung von Seife betreffe = my 
das damit zusemmen, dap das Generalgouvernement die dis die 
Rohstoffe fast ganz aus dem Reich einführen müsse. Die Reichs 
stelle für industrielle Fettversorgung habe im ersten und 
zweiten Vierteljahr 1 000 t Fettrohstoffe zur Verfügung ge- 
stellt, aber die Rohstoffsituation im Reich werde immer an- 
gespannter. Neben dem Mangel an Fett trete auch ein Mangel 
an Füllstoffen ein. Eine größere Zuteilung an bestimmte An- 
gestellte sei aber nur auf Kosten der ohnehin so geringen 
Zuteilung an Seife für die Bevölkerung móglich; das sei nicht 
zu verantworten. Man müsse deshalb überlegen, ob hier nicht 
mit anderen Desinfektionsmitteln eine gewisse Abhilfe geschaf- 





fen werden könne, Er wäre dankbar, wenn die Gesundheits- 
abteilungen der Distrikte Vorschläge machen würden. 


Prásident Westerkamp kommt auf die Personallage zu 
Sprechen, die infolge Abgabe von Beamten an den neuen Di- 
strikt Galizien besonders schwierig geworden sei. Diese 
angespannte Lage werde auch weiterhin anhalten. Es sei da- 
her zu begrüßen, wenn der Distrikt sich bemühe, mit weniger 
Menschen ein Höchstmaß von Leistungen zu erzielen. Für den 
Vorschlag, die Kreishauptmannschaften Kielce und Konskie 
zusammenzulegen, sei er sehr dankbar. 

Für die endgültige Berufung der nach Galizien abge- 
ordneten Beanten seien noch gewisse formale Schwierigkei- 
ten zu überwinden. Diese Frage hänge auch mit der Verab- 
schiedung des Stellenplans zusammen. 

Wenn im Rahmen der Einheit der Verwaltungsführung 
darüber geklagt werde, daß die Kreishauptleute bei der 
Kontingentablieferung angeblich Schwierigkeiten machten, 
so müsse eben die Abteilung Ernührung und Landwirtschaft 
bemüht sein, die Anordnungen des Kreishauptmanns durch- 
zuführen, Bei weiter auftretenden Schwierigkeiten werde 
der Leiter der Abteilung Innere Verwaltung jegliche Unter- 
stützung gewähren. Durch Überzeugen, Einwirken und schließ- 
lich auch durch Befehl müsse es gelingen, die Anordnungen 
der vorgesetzten Behórden durch den Kreishauptmann zur 
Durchführung bringen zu lassen. 

Was die Kritik an der Tütigkeit der Kohlenstelle an- 
gehe, so scheine ihm hier irgendwie eine Illegalität vor- 
zuliegen. Es leuchte ein, daß bei der zwei/sllos notwen- 
digen Zentralisierten Führung der Kohlenfrage, doch die 
Verbindung mit der Distrixtverwaltung hergestellt werden 
müsse. 

Was die Dezentralisierung angehe, s^ erwsrbe sich der 
Distrikt, der von sich aus den Kreishauptieuten und ihrer 
Verantwortung móglichst viele Aufgaben überlasse, im Inter- 
esse des guten Funktionierens der Verwaltung groBe Ver- 
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dienste. 

Mit der Frage einer den Kreishauptmánnern zustehenden 
Exekutive beschüftige sich die Polizeiabteilung der Haupt- 
abteilung Innere Verwaltung. Die damit zusammenhängenden u. 
der gege Durchführung dieser Aufgabe dienenden Entwürfe 
seien in Vorbereitung. 

Die Vermehrung und Verbesserung des Sonderdienstes 
sei das ständi;e Bemühen des Inspekteurs. Von der ange- 
regten besonderen Einrichtung für die Landwirtschaft müsse 
man in dieser Form wohl Abstand nehmen. Wenn solche Ein- 
richtungen getroffen werden sollten, dann müßten sie sich 
im Rahmen des Sonderdienstes bewegen. 

Den Vigten könne man auch ein Strafrecht gewähren; 
denn es sei nicht einzusehen, weshalb das Odium des Stra- 
fens nur bei den deutschen Behörden liegen solle. Ob man 
darüber hinaus den Kreishauptleuten ein verstärktes Straf- 
recht unter den obwaltenden Umständen geben könne, sei 
vielleicht doch ernsthaft zu prüfen. 

Bin außerordentlich wichtiger Punkt sei die Gesund- 
heitslaze. Es sei bekannt, daß die Gesundheitspunkte im 
alten Polen verhältnismäßig gut gewesen sind. Träger die- 
ser Gesundheitspunkte sei vielfach das polnische Rote Kreuz 
gewesen. Diese institution habe keine Existenzberechtigung 
mehr, weil sie das Bestehen eines Staates voraussetze. 

Das polnische Rote Kreuz existiere nur dem Namen nach und 
sei praxtisch auf die international gebundenen Aufgaben 
beschränkt, Wohl müßten die Gesundheitspunkte erhalten 
bleiben, aber nicht im Rahmen des polnischen Roten Kreu- 
zes, sondern sie müßten auf die Gemeindeverbände über- 
tragen werden. 

Die Auswahl der Volksdeutschen sei nach den bisher 
verteilten Kennkarten etwas fragwürdig. Die Kennkarten 
seien nach unterschiedlichen Gesichtspunkten je nach der 
Situation ausgestellt worden. Die Umstellung auf einheit- 
liche Gesichtspunkte und auf die Erfahrungen der deutschen 
Volksliste im übrigen Machtbereich des Großdeutschen Rei- 
ches sei im Gang. Auch bei den Inhabern von Kennkarten 








müsse im einzelnen geprüft werden, wer nun wirklich als 
Volksdeutscher anzusehen sei. 


Ministerialrat Wille nimmt zur Geschüftslage der 
deutschen Gerichte Stellung. Besonders in Radom hätten 
mehrere Gefolgschaftsmitglieder unter schweren und schwer- 
Sten Erkrankungen zu leiden gehabt. Diese Erkrankungen 
seien gerade in der Zeit eingetreten, als die Arbeit bei 
den deutschen Gerichten mit besonderer Energie hätte ein- 
setzen müssen. Ebenso habe der Personalwechsel ungünstige 
Auswirkungen gehabt. Wenn auch die gegenwärtige Besetzung 
des deutschen Gerichts in Radom für normale Zeiten als 
Überbesetzung anzusehen wäre, so müsse doch für die Bear- 
beitung der Rückstände der erhöhte Personalstand beibehalten 
bleiben. Dazu kämen die ocuwlerigkeiten im Kanzleidienst, 
vor allem der Mangel &n Schreibmaschinen. Die Beschaffung 
von Unterkunftmöglichkeiten für die Beamten sei auch sehr 
schwierig. Die Diensträume des deutschen Gerichts in Radom 
seien die schlechtesten im ganzen Generalgouvernement, Es 
sei daher klar, da8 kein Beamter sich gern nach Radom ver- 
setzen lasse. | 

Man habe eine schnellere Aburteilung gefordert und 
zu diesem Zweck die Einrich tung eines Strafrechts für die 
Woits verlangt. Interessant sei gewesen, wie die einzelnen 
Kreishauptmänner bei der Einbringung der Kontingente ver- 
fahren seien. Man habe z.B. gehórt, da8 ein Kreishauptmann 
bauern, die das ihnen auferlegte Kontingent nicht abgelie- 
fert hätten, in Zwangsarbeitslager hätte bringen lassen. 
Von diesen Maßnahmen sei die Justiz überhaupt nicht berührt 
worden, denn kein einziger Fall der Nichtablieferung des 
Kontingents sei an die Staatsanwaltschaft übergeben worden. 
Man habe nur polizeiliche Maßnahmen zu Hilfe genommen. Diese 
Maßnahmen sei.en zwar in einem Polizeiverwaltungsgesetz noch 
nicht fundiert, ein solches sei aber in der Hauptabteilung 
Innere Verwaltung in Vorbereitung. Im übrigen hätten alle 
Abteilungen áie Urteile der deutschen Gerichte als vorbild- 
lich angesehen. Sollten Fülle vorliegen, in denen die Richter 
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nicht mit erfolg scharf eingeschritten seien, so bitte er, 
ihm davon Mitteilung zu machen. - Was die Anregung der 
öffentlichen Vollstreckung der Todesstrafe angehe, so 
kenne er keine Strafdrohung, die die Todesstrafe enthalte, 
wenn jemand ein bestimmtes Kontingent nicht abliefere. 


Diese Vollstreckungsart kónne hóchstens ausnahmsweise an- 
gewendet werden. 


Geschäftsführender Hauptabteilungsleiter Naumann 
weist auf die Schwierigkeiten hin, die sich aus der Ein- 
richtung von Truppenübungsplätzen für Luftwaffe und Heer 
ergäben, Zwei große Übungsplätze umfaßten allein eine 
Fläche von 110 000 ha. = 8 % der gesamten Anbaufiäche des 
Distrikts Radom., Nun wünsche die Wehrmacht die Einrichtung 
eines Bombenabwurfplatzes bei Rawa und Ausdehnung des Ar- 
tillerieschießplatzes im Kreise Radom. Dadurch sei die 
dringend eriorderliche Produktionssteigerung fast unmüg- 
lich gemacht. Verhandlungen mit der Wehrmacht über Ablie- 
ferung der Kontingente auf den bebauten Fláchen der Ubungs- 
plätze hätten leider noch keinen großen Erfolg gehabt, es 
seien nur geringe Mengen abgegeben worden, Hoffentlich 
gelinge es in Verhandlungen mit der Wehrmacht, eine An- 
rechnung der von diesen Ländereien erfaßten Kontingente 
auf die an cie Wehrmacht zu liefernden Mengen zu erreichen. 

Es sei interessant, festzustellen, daß in den Kreisen, 
in denen mit: der nötigen Schärfe vorgegangen werde, heute 
schon 60 % cer Getreideumlage in der Hand der deutschen 
Verwaltung seien. Leider seien die Schwierigkeiten in der 
Transportfrc.ge immer noch sehr groß. Von den angeforderten 
Waggons würcen 20 % im Distrikt Radom gestellt. Innerhalb 
der nächster 6 Wochen müßten noch 55 000 t Kartoffeln nach 
Krakau transportiert werden. 

Weiter würde die Sorge geäußert, daß es nicht gelingen 
werde, die Prümienscheine für die Getreideerfassung rest- 
los zu honorieren. Wean man das gesamte Getreidekontingent 
erfassen wolle, wiirden Textilmengen in einem Werte von 
10 Millionen Zloty gebraucht. Bis jetzt seien erst für 
9 Millionen Zloty Textilwaren angeliefert. 
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Wenn die Versorgung der in der Distriktverwaltung 
tátigen polnischen Beamten nicht ausreichend Sei, so kinne 
man in gewissem Umfang dadurch Abhilfe schaffen, daß sie 
die sogen. Zusatzkarts B zu der allgemeinen Verpflegung 
erhielten. Er erklüre sich bereit, eine weitere Sonder- 
zuteilung für Zubereitung von Sintopfessen für die pol- 
nischen Angestellten und Beamten der Distriktverwaltung 


in Anlehnung an das Warschauer Muster zur Verfügung zu 
stellen. 


Amtschef Oberregierungsrat Dr. Egen hält die Schwierig- 
keiten für die Einrichtung von solchen Küchen für zu groß. 


Der Herr Generalgouverneur will die Sonderzuteilung, 
die für diese Eintopfessen benötigt würde, zusätzlich an 


die einzelnen Polen verteilt wissen. 
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Amtschef Dr. Egen und Kreisbauernführer Naumann er- 
klären sich mit dieser Hegelung einverstanden. 


| 
| 


Naumann hält die baldige Einrichtung der Bodenoränung 
für dringend notwendig. Bei der jetzigen Zersplitterung 
des landwirtschaftlichen Besitzes seien die polnischen Ar- 
beitskräfte auf dem Lande nur zu 20 bis 40 % ausgenutzt. 
Durch Schaffung von Großbetrieben würde man Hunderttausende 
von Arbeitskräften bei frei bekommen. Auch die Erzaugungs- 
Steigerung sei leichter durch führbar. 

Dem Mangel an Exekutive könne durch Annahme eines Ange- 
bots des MiG etwas abgeholfen werden, der Kompanien für die 
Erfassungsaktion zur Verfügung stellen wolle. Wünsche in 
dieser Richtung bitte er an die Hauptabteilung Ernährung 
und Landwirtschaft heranzutragen. Zu begrüßen sei auch die 
Anregung des Gouverneurs Kundt, dem Sonderdienst möglichst 
auch landwirtschaftlich geschulte Kräfte einzuordnen. 
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Landrat Dr. Schönhals erklärt, daß der Entwurf einer 
Verordnung über Strafverfügungen und polizeiliche Verfügun- 
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gen in Vorbereitung sei. In dieser Verordnung wiirden 
jedenfalls die nótigen Handhaben für eine erweiterte Straf- 
möglichkeit bei Übertretungen gegeben werden. 

Was die polizeiliche Exekutive anlange, so wire es 
zu begrüßen, wenn die Wehrmacht auch Kräfte bereitstellen 
könnte. Darüber hinaus müsse die Frage geprüft werden, ob 
es nicht möglich sei, ähnlich wie im Reich für gewisse Ge- 
biete, Polen die Eigenschaft von Hilfspolizeikräften zu 
verleihen. Man müßte feststellen, um welche Aufgaben es 
sich im einzelnen handle. 

Im übrigen seien alle Fragen polizeilicher Natur von 
ihm mit den Abteilungsleitern und Referenten des Distrikts 
eingehend besprochen worden. Nach dem Ergebnis dieser Be- 
sprechung und den Ausführungen des SS- und Polizeiführers 
sei der Schluß berechtigt, daß die Zusammenarbeit aller 
beteiligten Sparten im Distrikt Radom zufriedenstellend 
oder gar vorbildlich sei. Das gehe herunter bis zu den 
Kreishauptleuten. Alle Voraussetzungen seien dafür gege- 
ben, daß diese gute Zusammenarbeit von Verwaltungs-, 
Ordnungs- und Sicherheitspolizei auch in Zukunft gewähr- 
leistet bleibe. 


Auf eine Frage des Herrn Generalgouverneurs, ob 
der Stadt Radom ein außerordentlicher Zuschuß für den 
Bau der vordringlichsten Beamtenwohnungen gegeben werden 
könne, äußert Operregierungsrat Frhr. von Streit sich zu- 
stimmend mit dem Hinweis, daß natürlich auch hier wieder 
die Transport- und Materialfrage eine ausschlaggebende 
Rolle spiele, 



























Der Herr Gouverneur richtete zum Abschluss der Sitzung 
A folgende Ansprache an die Tagungsteilnehmer: | 


Àm Abschluss der heutigen Sitzung móchte ich nicht zu sehr 
das sachliche Ergebnis als vielmehr das methodische in den 
Vordergrund rücken. Ein sachliches Ergebnis kann bei einem 
Zusammensein von wenigen Stunden nur in einer Feststellung 
der Entwicklung der Probleme liegen. Das methodische 
Ergebnis dieser Sitzung kann als ausreichend angesehen wer- 
den, Es bedeutet die vertrauensvolle Zusammenarbeit zwi- 
schen der Rezierung des Generalgouvernements und der 
Distriktverwaltung Radom. Ich selber habe ein stolzes 
Empfinden, wenn ich sehe, wie hier im Distrikt Radom 
qualitativ und quantitativ so erfolgreich gearbeitet 

und grosse Erfolge erzielt werden. 





Das Generalgouvernement ist ein Land, das nur Schwierig- 
keiten kennt. Wir sind 1939 in einem völlig zerstörten 
Gebiet eingesetzt worden, und zwar in einem Zeitpunkt, in 
welchem der zrösste Krieg aller Zeiten erst begann. Es 

ist klar, dass die Aufgaben, die uns bis heute gestellt 
waren, nicht zu dem Erfolge führen konnten, dass wir hier 
nun ein Paradies, eine Insel des Glückes und des Friedens 
haben, Wir wissen aber bestimmt, dass wir mit dem Einsatz 
bester Kräfte, mit rücksichtsloser persönlicher Einsatzbe- 
reitschaft erreicht haben, was man billigerweise hat 

von uns verlangen können, Nun stehen wir an einem Punkt, 

an welchem, verwöhnt. durch diese Ergebnisse, die Reichs- 
instanzen beginnen, den berühmten roten Alarmstrich, den 
man an jeder Dampfkesselanlage findet, zu übersehen, 

Die Forderungen, die das Reich trotz aller Hinweise 

auf die Schwierigkeiten unserer Lage in ernährungsmässiger 
Beziehung oder beispielsweise hinsichtlich der Zurverfügung- 
stellung von Truppenübungsplätzen an uns stellt, gehen berei: 
an diesen roten Alarmstrich heran. Ich werde einmal diesen 
Forderungen gegenüber zum Ausdruck bringen, dass unsere | 
Kraft am Ende ist, und wir dem Führer gegenliber eine weitere 
Verantwortung nicht übernehmen können. Auch irgendwelchen 
Weisungen, Anordnungen, Drohungen usw., könnten mich TEfán- 
lassen, diesen auch unter den weitgehendsten Kriegsansichten 
nicht mehr erträglichen Anforderungen ein scharfes Nein 
entgegenzusetzen, Ich werde nicht zulassen, dass das, was 
Sie, Herr Naumann, so nachdrücklich andeuteten, eintritt, 
dass z.B. etwa die Bereitstellung von grossen Flächen 
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für Truppenübungsplätze zu einer vollkommenen Zertrümmerung 
der Ernährungslage in dieser schon völlig unzureichenden 





Ernährungssituation führt. Soweit ich das persönlich 
durchsetzen kann, werde ich auch nicht davor zurück- 
schrecken, mich persönlich an den Führer zu wenden. Ich hof- 
fe aber, dass wir im Übereinkommen mit den Herren der 
Wehrmacht und den Instanzen des Reiches zu einer Lösung 
dieser Frage kommen werden. Um nur ein Beispiel zu nennen; 
Zu allen Anforderungen und Lei stungen, die wir für Wehr- 
machtslazarette usw. hier im Lande schon erfüllt haben, hat 
man nun noch das Ansinnen gestellt, ich solle wöchentlich 
4,500 ts. Fleisch ins Reich liefern, Über eine solche 
Forderung wird nun nicht etwa, wie Sie es tun, meine 
Herren, mit einem leichten Lächeln debattiert, weil man ja 
weise, dass das eine glatte Unmöglichkeit ist, sondern 

man muss sich darüber allen Ernstes mit amtlichen Vertretern 
deutscher Ministerien über einen solchen Unsinn unterhalten, 
Aber das zeigt nur, dass sich hier dauernd 2 Thesen über- 
schneiden. Die 1. These lautet: Alles, was der Krieg 
verlangt, muss in diesem Lande an sich von unsselber auf- 
gebracht werden, Die 2. These geht offenbar davon &u8, dass 
dieses Land immer noch Beuteobjekt ist und restlos ausge- 
presst werden muss. Da der Krieg hoffentlich vor seinem 
nahen Ende steht, werden wir hoffentlich nicht mehr zu der 
letzten jenseits des Alarmstriches liegenden Explosions- 
katastrophe gelangen. Aber der Bericht des SS- und Polizei- 
führers ist doch ein ernstes Zeichen dafür gewesen, dass 
der Boden, auf dem wir arbeiten, dass auch der nationale 
Bereich, in dem wir arbeiten, vom Reich auch als zu befrie- 
det angesehen wird. Wenn man bedenkt, wie ungerecht manch- 
mal das Urteil ausfällt, so müssen wir doch umso mehr 
darauf sehen, dass die Autoritüt des Reiches in diesem 
Gebiet aufrecht erhalten Wird, dass aber auch in uns allen, 
auch bei Ihren Mitarbeitern und Dienststellen, Herr Gouver- 
neur, das Empfinden wach bleibt: Man ist immerhin im Rah- 
men auch des Kriegsmüssigen, Vernünftigen imstande und 
willens, die Dinge hier richtig zu beurteilen, 








Wir stehen daher im Generalgouvernement ununterbrochen in 


einer Kampfes- und Frontstellung. Ich brauche im Distrikt 
Radom nicht auseinanderzusetzen, dass Sie von den meisten 


dieser gentralen Anforderungen nichts spüren, Aber es bedarf 
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der ununterb:rochenen ungeheuersten Anstrengungen, sich ge- 
gen die als teilweise sehr bequem angesehene Methode zu 
wenden, alles auf den Packesel Generalgouvernement abzu- 
wülzen. Das wirkt sich natürlich in solchen kaum mehr 
ernst zu nehmenden Ansinnen und Anforderungen aus. | 


Ich bin mit dem Distrikt Radom sehr zufrieden, ich weiss, 
dass hier Männer am Werke sind, die unter Ihrer Führung, 
Herr Gouverneur, in engster Zusammenarbeit aller Dienststel- 
len das Möglichste erreichen werden, Wenn wir auch ein 
Land der Schwierigkeiten, wenn wir auch ein Bereich sind, 
in dem wir nur Schwierigkeiten kennen, so haben wir doch 
das herrliche Gefühl, verwaltungs- und führungsmässig 

an diesem schwierigsten Platz des Reiches zu stehen und 
damit unseren bescheidenen Beitrag zu der grossartigen, 
einmaligen Tat des Führers, zum Freiheitskampf unseres 
Volkes leisten zu dürfen, In dieses hohe Empfinden soll 
auch unsere heutige Sitzung ausklingen, Über die sachlichen 
Dinge hinweg eint uns alle das herrliche Gefühl, in dieser 
grössten Zeit der Geschichte unseres Volkes an diesen 
Platze stehen und wirken zu dürfen, 


Mit dem durch Gouverneur Kundt ausgebrachten Sie g-Heil 
auf den Führer wird die Sitzung geschlossen, 


Schluss der Sitzung: 13,50 Minuten, 
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Referat des S5- und Polizeiführers 0 b erg 
in der &egierungssitzung Radom vom 18. Okt. 1941 


wenn ich über den Einsatz der 55 und Polizei im 
Distrikt Radom berichten soll, so muß ich mich auf einen 
Zeitraum von 3 bis 4 Wochen beschränken. Die unter dem 
Kommando des SS- und Polizeiführers zusammengefiaßten Xräfte 
der 55 und Polizei, die sich in Urdnungs- und oicherheits- 
polizei gliedern, sind auf den verschiedensten Gebieten 
eingesetzt. Ich möchte zunächst über die Aufgaben auf dem 
Gebiete der Ordnungspolizei berichten: 

Die Haupttütigkeit war in den letzten Wochen die 
verschärfte Schleichliandelsbekämp fung. Die Ergebnisse der 
Kontrollen waren zuerst sehr groB. So wurden z.B, bei einer 
einzigen Kontrolle in Tschenstochau Waren im Werte von 
[2 000 Zloty beschlagnahmt. Ein weiteres wichtiges Gebiet 
ist die bandenbekümpfung. Zu diesem Zweck sind in Opatow 
und Ilza eine Kompanie und ein Heiterzug eingesetzt worden. 
kin drittes sehr wichtiges Gebiet ist der Aufbau des Luft- 
Schutzes. Hier wurdendurch die Polizei der Luftschutz- 
hilfsdienst und die freiwilligen Feuerwehren aufgebaut. 
Weitere Aufgaben sind die Überwachung des Straßenverkehrs 
und Streifen nach flüchtigen kriegsgefangenen Russen. 
> 3icherheitspolizei: Sicherheitsdienst und Kriminal- 
polizei. Die Aufgaben des Sicherheitsdienstes sind mehr 
beobachtender Art , während die Kriminalpolizei auch hier 
im großen gesehen die Aufgaben zu erfüllen hat, die ihr 
im Reich gestellt sind, námlich die Bekämpfung und Vor- 
beugung bei Verbrechen. Hier muß die Tatsache festg2stellt 
werden, daß auf Grund statistischen Materials das Auftreten 
der Banden im Gegensatz zu den in früheren polnischen Zei- 
ten langsam aber sicher zurückgegangen ist. Besonders in 
Upatow und Ilza treten noch Banden in Stärke von 5 und 4 
oder 10 und mehr Mann af. Die Verbrecher werden in dieser 
Gegend durch die Naturverhältnisse sehr begünstigt. Ihre 
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Ausrüstung besteht aus polnischen Waffen, in der Hauptsache 
aus Militärkarabinern mit abgeschnittenen Schäften. Im all- 
gemeinen suchen sie entlegene Dirfer auf. Die Mitarbeit der 
Bevölkerung in der Bekämpfung wird langsam besser. In den 
letzten 4 Wochen hatten wir 108 gemeldete Überfälle; 67 Ban- 
denmitglieder konnten festgenommen werden und 14 wurden auf 
der Flucht erschossen. Dér polizeiliche Grogeinsatz bewirkte 
in Opatow eine Deruhigung, aber auch eine Verlagerung der 
Bandentaétigkeit in andere Kreishauptmannschaften. 

Die Einbrüche und Diebstihle nehmen einen groüen Raum 
ein. In den letzten 4 Wochen wurden 1 218 Einbrüche und 
Diebstähle gemeldet; 389 Täter wurden festgenommen. Mit 
Eintreten der kalten Jahreszeit wird besonders der Kohlen- 
diebstahl wieder rapide zunehmen . Die Bahnpolizei zeht da- 
gegen sehr kräftig vor. In Petrikau und Tschenstochau blüht 
der Grenzschmuggel. Sehr zeitraubend ist die Fahndung nach 
den polnischen Arbeitern, die aus dem Reich geflüchtet sind. 
Sine weitere Gefahr bilden die zunehmenden Brandstiftungen. 

Die Staatspolizei hat die Aufgabe, die politischen 
vegner zu bekämpfen. Ihre Gegner sind die polnischen Juden 
unc die Kommunisten. 

Widerstandsbewegung: Ende 1959 bildeten sich zum ersten 
Mal die illegalen Organisationen. Ende 1940 kann man von 
einem zeitweiligen Abklingen dieser Aufstellung sprechen. 
Schon damals konnte man feststellen, daß diese Organisation 
einheitlich gesteuert wurde. Inzwischen ist eindeutig fess 
erwiesen, das eine einheitliche Führung seitens der sogen. 
polnischen Regierung in London vorliegt. Liese polnischen 
Organisationen arbeiten ganz zweifellos nur auf Befehl von 
Sikorski in London. Neben diesen rein politischen Organisa- 
tionen existieren auch rein militärische, die sich nunmehr 
langsam so zusammengeschlossen haben, daß man von einer 
einheitlichen Führung Sprechen kann, und zwar durch den 
SSS oder PZP, dem polnischen aufständischen Verband. Sie 
haben die Aufgabe, sämtliche Offiziere, Unteroffiziere, z.T. 
auch Reservisten zu erfassen. Bezeichnend für ihren Aufbau 
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ist, daß sie sich streng an den Aufbau der früheren pol- 
nischen Armee halten. Die Arbeiten dieser Organisationen 
sind sehr weitgehend. Bei den Stáben bestehen verschiedene 
Abteilungen oder Referate. 3o ist z.B. das Referat II 
(Ausbildung im opionagewesen) sehr aktiv. Die Abteilung 
hat ein Nachrichtennetz aufgebaut, das sich bis in die 
kleinsten Diirfer erstreckt. Auch sogen, :abotagegruppen, 
die nur auf Befehl arbeiten, existieren. Linzelunterneh- 
mungen, die in der letzten Zeit háufig zu verzeichnen wa- 
ren, müssen zweifellos auf ihr Konto gesetzt werden. Der 
Schaden, der durch solche Brandstiftungen z.B. angerichtet 
wurde, ist sehr erhe lich. 

Aus diesen Ausführungen können Sie erseha, daß die 
allgemeine Lage,kriminalistisch gesehen, unruhig ist und dag 
Sich ein illegaler polnischer Staat langsam entwickelt und 
den Aufstand vorbereitet. Zu welchem Zeitpunkt dieser Auf- 
stand zum Ausbruch kommt, hüngt sicher von Herrn Sikorski 
ab. Ich gäaube aber nicht, daß dieser Aufstand von ihm jetzt 
schoh gestartet wird. Auf der anderen Seite können sie die 


Gewißheit mitnehmen, daß die illegalen politischen und mili- 
tärischen Organisationen von der deutschen Polizei gut über- 
wacht werden. Sie wird alle ihre Kräfte einsetzen, um die 
Sicherheit im Distrikt Radom zu gewährleisten. 





Heferat des Leiters der Abteilung Wirtschaft 
Rechtsanwalt Wetzel auf der Hegierungs- 
sitzung vom 18. Oktober 1941 in Radom. 


Herr Generalgouverneur, meine Herren! 


Die Industrie des Radomer Distrikts ist sehr 
verschiedenartiz, da der Distrikt fast sämtliche Industrie- 
zweige des GG umfasst mit Ausnahme von: 

SS l2-, Kohl e=, und Erdölvorkommen. 


An Bodenschätzen finden sich insbesondere: 


Eisenerze 
Phosphorite 
Braunkohle und Torf 
feuerfester Ton 
Marmor 

Gips usw, 


In manchen Industriezweigen fällt dem Distrikt die 
führende Rolle innerhalb des GG.zu, wie Z.R.: 
im Hütteawesen 
in der Metall-, Textil- und Holzindustrie 
in der Industrie der Steine u. Erden 
der Lederindustrie 
der chemischen Inäustrie 
An erster Stelle steht im Distrikt Radom die 
Schwerindustrie mit Bergbau und Hüttenwesen und die 
eisen- und metallverarbeitende Industrie 
Reech, 
An zweiter Stelle befinden sich hinsichtlich ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutunz: 
die Textilindustrie 
die chemische Industrie und 
die Industrie der Steine und Erden. 
Man kann bei der Ansiedlung der Industrie des Distriktes 
zwei Zentren unterscheiden und zwar: 


im Westen das Gebiet von Tschenstochau 
mit den Kreisen Radomsko und Tomaschow und 


im Nordosten des Distriktes das Gebiet von Kielce, 
Radom. 


Hervorzuheben ist insbesondere die Rüstungsindustrie.-Das 
Gebiet zwischen den Flüssen Pilica, Kammiena und Weichsel 














im Jahre 1921 als sog. Sicherheits-Dreieck für die Ansied- 
lung der polnischen Rüstungsindustrie bestimmt. 

Die damals entstandenen Rüstungswerke wurden nach Einmarsch 
der deutschen Truppen in Polen so schnell wie móglich 

für die deutsche Rüstung ausgewertet. So umfasst die 
Rüstungsindustrie im Distrikt Radom folgende Betriebe: 


l. Stahlwerke Braunschweig GmbH. 


Starachowice 

2. Ostrowiecer Hochofenwerke A. 8. 
Ostrowiec | 

3. Hugo Schneider, Munitionsfahrik 
Skarzysko,Kamienna 

4. Hugo Schneider A.-G., Granat-Werk 
Kielce 

2. Steyr-Daimler-?uch A.-G., Waffenfabrik 
Radon 


6. Pulverfabrik Pionki 
Pionki bei Radom, 

Diese Riistungsbetriebe haben im Laufe der Zeit nicht 
unwesentlich zu einer Stärkung des deutschen Kriegspotential 
beigetragen. Die Betreuung dieser Werke ist Jedoch zurzeit 
nicht Aufgabe der Abteilung Wirtschaft Sondern liegt in 
Händen der Rüstungsinspektion. 


Die gesamte übrige Industrie wird von der Abteilung 
Wirtschaft betreut, soweit es sich um Fragen der Planung, 
der Beschaffung von Rohstoffen, Halbfabrikaten, der Bewirt- 
schaftung wichtiger Güter des Lebensbedarfs usw, handelt. 


Das derzeitige Hauptproblem der Gewerblichen Wirtschaft 
im Distrikt Radom ist die Kohlenfrage. Die Versorgung mit 
Kohle obliegt zwar nicht der Abteilung Wirtschaft des 
Distrikts, sondern der Kohlenbewirtschaftungsstelle, welche 
der Hauptabteilung Wirtschaft in der Regierung unmittelbar 
unterstellt ist. Ich benutze daher die heutige Anwesenheit 
der Regierung als willkommene Gelegenheit, die uns am 
stärksten drückenden Sorgen und Nöte vorzutragen. 


Ich darf zunächst auf einen Umstand hinweisen, der die 
Schwierigkeiten zur Abhilfe der Kohlennot im Distrikt 
Radom besonders erheblich erscheinen lässt.- Die ausgedehnte 
und vielseitise Industrie des Distrikts ist nicht - wie in 
Krakau und Warschau - räumlich zusammengeballt sondern über 





den ganzen Distrikt verstreut. Der Bedarf an Kohle kann nur 
von den ostoberschlesischen Gruben her gedeckt werden. 

Es wire also ein ziemlich weit verzweigtes günstiges 
Verkehrsnetz erforderlich, um die verstreut liegende 
Industrie mit den notwendigen Kohlenmengen zu versehen. Fs 
ist nun leider eine unumstössliche Tatsache, dass das 
Eisenbahnverkehrsnetz nur unzureichend, teilweise sogar 
recht mangelhaft ist. Ioh erinnere an den vergangenen Winter 
und das vergangene Frühjahr, wo bereits geringste Störunzen 
im Eisenbahnverkehr häufig die versorgung ganzer Kreise 
lahmlegen konnten. Bei noch hinzutretendem Wagzonmangel 
musste sich also notwendigerweise eine Stillegung ganzer 
Industriezweige ergeben, Der Mangel an Lastkraftwagen und 
Treibstoffen brackte es mit sich, dass auch auf dem 
Landabsatz keine Entlastung der Kohlenbelieferung erfolgen 
konnte. 


in gemeinsamer Zusammenarbeit mit der Kohlenbewirt- 
schaftungsstelle ist es nun gelungen, eine ganze Reihe 
lebensnotwendiger Betriebe wieder in Gang zu setzen. So 
künnen wir zurzeit mit Befriedigung feststellen, dass die 
wesentlichsten Werke der 


eisenschaffenden und 
eisenverarbeitenden Industrie 
der Textilindustrie und der 
chemischen Industrie 


ihren Betrieb in Gang halten. Indessen bleibt auch hier 

eine bange Sorge für die Zukunft immer nach wie vor noch 
bestehen, da hüufig die Kohlenversorgung erst in letzter 
Minute vor einer drohencen Stillegung sichergestellt werden 
konnte, Eine Verringerung der Kohlenkontingente bei diesen 
Werken dürfte keinesfalls vorgenommen werden, wenn erhebliche 
Stórungen in der Produktion vermieden werden sollen.- 


Recht bedenklich sieht es jedoch in der Industrie der 


Steine und Erden aus. Die etwa 30 Kalkwerke 
des Distrikts liegen grósstenteils seit dem Winter 1940/41 
still. Da Kalk ein notwendiger Rohstoff für eine ganze 
Reihe von Industriezweigen ist, z.B. bei der: Eisen-Industrie, 


der chemischen Industrie, der Leder-Industrie, in der 
Bauwirtschaft und, nicht zu vergessen, als Düngekalk in der 


Landwirtschaft 








hatten wir bei der Kohlenbewirtschaftunzsstelle in Krakau 
eine Zusage erreicht, dass wenigstens zwei der leistungs- 
fühigsten Kalkwerke des Distrikts 100 wig mit Kohle beliefert 
würden. Leider konnte nicht einmal dieser bescheidene 

Wunsch erfüllt werden. Hier ist dringend Hilfe geboten.- 







Nicht anders liegen die Verhältnisse bei den 
etwa 120 Ziegeleien des Distrikts. Hier ging unser Wunsch 
dahin, wenigstens die 3-4 leistungsfáhigsten Ziegeleien 
laufend mit Kohle zu versorgen. Auch die insoweit zunüchst 
erfolgte Zusage konnte nicht gehalten werden.- Über den 
Bedarf an Ziegeln brauche ich wohl nichtsNäheres auszuführen, 
aber ich móchte hervorheben, dass es vom wirtschaftlichen 
Standpunkt aus gesehen unerträglich erscheint, wenn z.B. 
die Wehrmacht und die Ostbahn Millionen von Ziegelsteinen 
aus dem Reich mit Waggons einführen, während wir in der Lage 
gewesen wären, mindestens das 5 = 6fache dieser Ziegelstein- 
mengen zu produzieren und zur Verfügunz zu stellen, wenn 
sowohl die Wehrmacht wie auch die Ostbahn die für die 
Einfuhr der Ziegelsteine benötigten Waggons uns für 
Kol ie ferunzen an die Ziegeleien zur Verfügung gestellt 
hätten. Es ist von uns nicht übersehen worden, die in Frage 
kommenden Stellen hiervon wiederholt zu unterrichten und 
um dringende Abhilfe für die Zukunft zu bitten - leider 
mit kaum sichtbarem Erfolg.- 



















Weiter ist hervorzuheben: Die Glasindustrie, die eben# 
falls infolge Kohlenmangels völlig daniederliegt. Von den 
19 Glashütten des Distrikts müssten wenigstens die drei 
leistungsfühizsten Werke in die Lage versetzt werden, ihre 
Produktion an Tafelglas (zur Verglasung von Fenstern usw.) 
an Flaschen für die Generaldirektion der Monopole und für 
die Ernährung u. Landwirtschaft wieder aufzunehmen. Austem 
Reich ist in absehbarer Zeit keine Einfuhr von Glas zu er- 
warten. Die im Distrikt vorhanden gewesenen Bestände an 
Tafelglas sind in der letzten Zeit von der Wehrmacht fast 
ausnahmslos für die besetzten russischen Gebiete aufgekauft 
worden. Abgesehen davon, dass der dortige Bedarf bei weitem 
noch nicht gedeckt ist, ist auch der Bedarf im Distrikt selbs' 
gerade im Hinblick auf den bevorstehenden Winter sehr 
dringend.- 
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Radom ist seit lengem ein Mittelpunkt der Leder-Industrie. 
Immer wieder ist zu befürchten, dass durch zu geringe 
Kohlenzuteilung an die Gerbereien grössere Mengen an 
Rohhäuten verderben. Abgesehen davon, bedingt die zu 
knappe Kohlenversorgung eine nicht unbetrüchtliche Yerzó- 
gerung in der Lederproduktion, sowohl für Wehrmachts- 

als auch für zivile Zwecke, nioht zu vergessen an 
Treibriemen fiir die Riistungsindustrie. Die starken 
Anforderungen der Rüstungsindustrie kónnen nur beschrünkt 
und mit Lieferfristen bis zu drei Monaten berücksichtigt 
werden. 
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Wenn ich in dieser stichwortartigen Aufstellung 
weitere Industriezweige nicht erwähne, so nur deshalb, 
weil ich mich bewusst auf die allerdringlicheten Fülle 
beschränken: nóchte, 
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Nicht unerwähnt möchte ich lassen, dass uns naturge- 
mäss die Kohlenversorgung der deutschen Dienststellen, 
der Reichsdeutschen und schliesslich auch der polnischen 
Bevölkerung grosse Sorge bereitet, da eine Vorsorge 
in den Sommermonaten aus den bekannten Gründen völlig 
unmöglich zewesen ist. Die Abteilung Wirtschaft hat ihr 
möglichstes getan, um teilweise eine Kohlenbelieferung 
auf der Weichsel sicherzustellen. Es sind ferner die 
Steinkohlen- und Braunkohlenvorkommen in der Nähe von 


Opatow und Jedrze jow geprüft worden. | 


Die Ausbeutung des Kohlenvorkommens bei Opatow lehnt 
Sich wegen der inzwischen festgestellten geringen Müchtigkeit 
nicht. Die Fórderung im Kreise Jedrzejow aber ist mit solch 
hohen Gestehungskosten verbunden, dass die amtlich fest- 
gesetzten Preise eine Ausbeute unmoóglich machen, 


Durch eine von der Abteilung Wirtsc"aft veranlasste 


verstürkte Torfgewinnung ist versucht worden, der polni- 


schen Bevölkerung teilweise zu helfen. 


Neben diesen Kohlensorgen drückt uns nicht minder 
die Sorge um Arbeitskleidung und Arbeitsschuhe für die 
polnischen Industrie-Arbeiter. Die uns zugeteilten Kontin- 
gente reichen nicht im entferntesten aus, die wichtigsten 
Anforderungen zu decken. Insbesondere fehlt es an warmem 








Unterzeug. Bei dem bevorstehenden Winter ist die Arbeits- 
fähigkeit der Belegschaften infolgedessen ernstlich in 
Frage gestellt, 
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In diesem Zusammenhang darf ich auch kurz auf die 
unzureichende Ernährung der Industriearbeiter hinweisen, die 
ebenfalls ein ernsthaftes Problem bei der Frage der Auf- 
rechterhaltung der industriellen Betriebe darstellt. 

Schon jetzt ist festzustellen, dass den Betrieben erhebliche 
- Prozentsätze der Belegschaft fernbleiben, weil sie auf der 





Suche nach Lebensmitteln unterwegs sind. 


Auch die Frage der Lohngestaltunz móchte ich kurz 
andeuten, 


Ein weiteres Problem ist schliesslich noch die 
Abwanderung von Facharbeitern. Bei manchen stillgelegten 
Industrien muss festgestellt werden, dass Facharbeiter nach 
! dem Reich abgewandert und nicht wieder zu ersetzen sind. 
| 
| 


Herr Generalsouverneur, meine Herren! 


Ich habe mich bemüht, die Nöte und Sorgen in der 
gewerblichen Wirtschaft des Distrikts so, wie sie die 
Abteilung Wirtschaft aus ihrer täglichen Arbeit kennt, 
darzulegen. 


: Da es sich vorwiegend um Probleme handelt, deren 
Lösung im Rahmen des Distrikts allein nicht móglich ist, 
darf ich der Bitte Ausdruck verleihen, dass die zuständigen 
Hauptabteilunzen der Regierung uns die erforderliche 
Unterstützung zuteil werden lassen. 


Radom, den 18. Oktober 1941 








Referat 
Adteilung Ernährung d Landwirtschaf 
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vas Gebiet des Distrikts Radom ist gekennzeichnet durch ver- 
schiedene Gesichtspunkte, die ich zu Beginn meiner Ausführun; 
hervorheben möchte, Zunächst ist der Bodenwert und die Boden- 
bewachsung, und dann der srirag des Landes zu beachten, “un 


anderen ist die dichte Bes ledlung zu berücksichtigen und der 
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hohe Prozentsatz von industriebezirken. Der Distrikt Radom 


rep i ó 


ist trotzdem von /nbeginn an als Selbstve rsorgergebiet be- 


tracntet worden und gwar zur Abgabe nur von einzelnen Tr- 


zeugnissen angehalten., Die Bevilkerunesdichte Detrügt pro 
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uadratkilometer 121 Einwohner,Sie ist etwa gleich hoch wie im 


ad ^ )———U— Ka | i : "NR uer 2 2 K " PUR a 
teich, obwohl der 4. e des Landes un Hälfte niedriger ist. 


it diesen Tatsachen ist Jederzeit z recnnen, und es ergeben sid 
varaus Desondere Verpflichtungen, Es ist daher für mich eine dank- 
(setzte Vertrauen zu rechtfertisen 
H Verhältnisse erkenne, und 
inten "ich Seege nicht einen Tag von 
gen auftretenden Schwierigkeiten irgendwie berühr 
n daher nicht ein Leistungsbericht 
sondern eintal jene Gesichtspunkte besonde; hervor- 
i 
lie m 2] meinhin mit He en und Sorgen De- 
avon ausgegangen, dass man solche 
die kriersbedin; Sind und solche, die 
ertrauen und Verstehen leichter behoben 
Solen aus diesen Yo n keineswegs entnehmen, 
hier vor irgend welchen auftretenden SChwierigkeiten halt- 
Sie sollen aber zum anderen ein anschauliches 
dass nicht alles so reibungslos verlä urt, wie 
Scheint, 
ar nac 
aTtlichen 
ird, um mi ucksicht a ie Kriegs hältnisse auch 
„etzte aus 
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ikts Radom 2.700.000 ha, davon sind 1.450.000 ha Acker, 
141.000 ha Wiesen, 130.000 ha Weiden, 6.000 ha Teiche, 570.000 ha 
Forsten, 210.000 ha sonstige Flächen, wie Strassen, Wege usw, 
Die Bevülkerung beträgt 2.880.000, die gegenüber einer 
Zählung von 1939 heute etwa 20% höher ist. Von dieser Be- 
völkerung gehören etwa 1.700.000 Einwohner der landwirt- 
schaftiicnen Bevölkerung an, Wenn im Reich lOO Personen 


Distr 


etwa von 55 ha ernährt werden Kinnen, so sind bei der mangelnden 
Froauktionsfühigkeit des Landes 100 Personen zurzeit hier nur 
von 100 ha zu ernähren. Auf Grund dieser Zahlen erribt sich 
such, dass gewisse Produkte nicht in den engen vorhanden sind, 

sie zur ausreichenden Versorgung der Bevölkerung manch- 

notwendig scheinen, Es stehen also ausgesprochene land- 
wirtschaftlich nutzbare Flächen nur rund 1.700.000 ha zur 
lerifügung; das bedeutet also, dass ein Einwohner des Landes 
i ha zu bearbeiten hat und ungefähr 1 Y2 Einwohner des ge- 
sanit-n Distrikts von einem ha ernährt werden müssen, Gegen- 
uber der Produktionskraft des Landes ist diese Zahl natürlich 
noch höher, so dass die bekannten Spannungen also solanre noch 
auftreten müssen, solange nichh die Intensivierung dieses Ge- 
bietes durchgeführt ist. Hinzu kommt, dass die Besitzverhältnisse 

ar ungunstig sind, 

ter Bewirtschaftung der früheren Landbewirt- 

chaltungsstelle 878 Betriebe über 50 ha. Das bedeutet aller- 
dingy, dass etwa 82% des landwirtschaftlichen nutzbaren BoGens 
in der Hand von Kleinbetrieben i: u Beginn setzte daher die 
telgerung der Erzeugung, besonders bei den „rossbetrieben ein, 
rossere Leistungen sind nunmehr praktisch nur durch Erossere 
Aufwendungen denkbar. Da ich mich aber mit diesen Zustand unter 
Berücksichtigung der angespannten ornunrungslage nicht einver- 


standen erkläre, bin ich dazu übergegangen, durch erhöhten Ein- 


atz von deutschen Bezirkslandwirten und Oberleitern ein so 
n 


iıchtes Netz von erfahrenen deutschen Landwirten uber das ganze 
Diet zu Bichen, dass unter Anwendung der letzten Steigerungs- 
möglichkeiten im kommenden Jehr doch noch eine weitere Inten- 
sivierung möglich wird. Daneben habe ich mit Rücksicht auf den 
vielen Kleinbesitz einen Plan in Bearbeitung, der zum Ziele hat, 
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auch den polnischen Kleinbauern mehr und mehr mit den neuzeit- 
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irfanrungen des Landbaı vertraut Zu machen und ihn zu 
höchsten Produktionskraft zu erziehen, Das setzt voraus, daß 
ins kleinste Dorf gehende Beratung eingesetzt, die 
wiederum im Kreise von einem deutschen Wirtschaftsberater unter 


2 


Anleitung des kreisiandwirts kontrolliert und durchgeführt wird, 
Ich hoffe, Ihnen bei Ihrem nächsten Staatsbesuch darüber von 
meinen ersten Erfahrungen berichten zu können und auch angebahnte 


riolre aufzuweisen, 


Die ganze Lrzeugungsreserve des Landes baut sich auf wenigen 
Säulen auf, einmal die Düngemittelbeschaffung, zum anderen die 
Zuchtvieheinstellung. Dazu kommen noch andere nicht ganz unbe- 


deutende Betriebsmittel, Aus diesem Grunde werden daher vor- 
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wiegend die Betriebsmittel, wie Kunstdiinger usw., den Betrieben 


zugewiesen, die tatsachiich am meisten von uns überwacht werden 
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können, und die anderen Betriebe können nur solche zu Versuchs- 


Zwecken bekommen. 
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Die Bodenverhältnisse sind besonders schlecht in den Kreisen 
Kielce, Konskie, zum Teil Iga und Radom, ebenfalls in Busko 
und Jedrzojow, Die besten Gebiete liegen im Weichselbogen, etwa 
von Radom nach Busk | guten Rogren -und kKartofifelböden liege 
Distrikts und gehen von Tschenstochau bis 
iden Hauptgerzeurun, srebiete sollen daher auch 
lt werden und ausserdem bei der Erfassung 
leisten, Leider fehlt es in den guten 


ichenden Kahnveroindunren oder 'ransport- 
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Die intwicklung hat gelehrt, dass die intensive .Bewirtschaftung 
der Betriebe tatsächlich erfolgreich gewesen ist: die dafür auf- 
gebrachte Zeit und Lühe sowie die Betriebsmittel sind daher auch 
nicht nutzios ausgegeben worden. Wenn man beriicksichtigt, dass 
hier kaum Betriebe vorhanden waren, die eine geeignete Futter- 
rundläa hatten unc heute jeuer Betrieb soviel Grundfutter ange- 
baut ha dass man in alesem linter keine Kartoffeln zu füttern 
hat, L| iS genau so eine Leistung wie die errolgte Steigerung 
der Letrelue-und kartoftfelertrige, durch den Kunstdüngeraufwand 
und dle durchgeführte Saatgutbeschaffung, Der Kunstdünreraufwand 


15T Gunesesen an Gen xelchsvernhältnlissen - recht gering, 
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S sind bisher: 

N 19.475 to Kali 10.900 to 
1941/42 N 25.400 * Kali 8,770 * 
eingeführt worden. Das bedeutet eine Anwendung von 
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ha gegenüber 22 kr N im Reich. 


Die Düngermitteleinfuhr in diesem Herbst ist zurückgerangen, wase 


besonders die Herbstbestellung stark berührte, weil die Tran 
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kfruehtanbaues und von Raps ist im grossen 
Zu erwarten 
im verranrenen Jahr der 
>idebestellun, 0.geres Ausenmerk gewidmet, Die Saatgut- 


noch viel weiter ausgebaut werden, da schon 
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geben, daß zur Zeit der Getreide- und sartofielerfassung 
und dann, wenn die Frürjahrs- und Herbstbestellung durch- 
zulühren ist, immer noch die Belange der Landwirtschaft vor- 
Lv - 44 lassen, und daß nicht die Pferde zu sunrleistungen 
&eholt werden, die unter Berücksichtigung der Lage zweck- 
„iger eingesetzt werden könnten. Leider ist damit zu 
rechuen, daß noch einmal die „ehrmacht Aushebungen vor- 
nimmt, wobei ich schon heute leststelleon muß, daß ich wei- 
teres Pferdematerial nur dann abgeben kann, wenn Zugochsen 
oder Traktoren einschließlich &raftstoff zur Verfiigung ge- 
stellt werden. Ich habe mich daher schon in Anbetracht die- 
ser „utwicklung für den vermehrten Ankauf von 4ugochsen aus 
dem Reich eingesetzt, so daß bis heute schon etwa 1 200 
Tiere im Arbeitseinsatz stehen und weitere 4 OOO noch zu er- 
warten sind. lraktoren sind 187 vorhanden, es würden aber 
weitere 400 - 500 gebraucht “on, dà im icio. mindestens 
jeder Großbetrieb 1-2, auch 3 L&ascninen hat, und dadurch 
eben in der Lage ist, derart intensiv zu wirtschaften. 


lu Zusammenhang mit der *lerdehaltung ist noch auf die 
Hengstkörung hinzuweisen, die schon in diesem Janr recht 
ansehnliche Erfolge gezeitigt hat. 241 Hengste wurden 
angekört, gebraucht werden aber noch 60, die aus Ostpreußen 
eingefünrt werden sollen. 


Jie in den landwirtschaftlichen Betrieben vorhanienen Ma- 
Schinen und Geräte waren nur in einzelnen Füllen einsatz- 
fähig. Es war daher der Ausbau der Landmaschinenfabriken 
nicht ungerechtfertigt, und es ist meine Bitte, dafür Sorge 
zu tragen, daß derartige Fabriken nicht zur Rüstungspro- 
duktion herangezogen werden, denn sonst wird die Entwick- 
lung wieder um Jahre zurückgeworfen, was ja letzten Sndes 
der Kriegsführung auch nicht tunlich ist. Leider können 
nur Muster bestimmter Maschinen hergestellt werden. 


vem Gemüse- und Obstanbau wurde erhöhte Bedeutung beige- 
messen, so daß eine ausgezeichnete Gemüseversorgung der Be- 
völkerung zu verzeichnen ist. Mit dem Ergebnis bin ich aber 
noch nicht einverstanden und habe eine höhere Anbauflüche 
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angeordnet, sodass dann soviel bereitsteht, um alle mit 
Gemüse, Beeren, Obst usw. zu versorgen. Es ist leider durch 
den strengen Winter 1940 im Obstbau ein grosser Schaden 
eingetreten. 


Ausserdem ist in diesem Zusammenhang auf die Saatguterzeugung 
hinzuweisen, Es wurden in diesem Jahr an Saatgut eingeführt: 


1.430 dz. Eliten 
2.200 " Hochzuchten 
6.400 " Kartoffeln 
Wir werden aber damit nicht ausreichen und werden im nächsten 


Jahr eine Steigerung um das Doppelte vornehmen. Obwohl 

das Land an Gütern nicht reich gesegnet ist, bin ich über- 
zeugt, dass durch Einsatz aller Momente die Erträge 
gesteigert werden können,und es nur eine Frage der Zeit ist, 
dass auch der Distrikt Radom ohne Lebensmittelkarten 

seine Bevölkerung ausreichend versorgen kann. Allerdings 

ist das im Kriege nicht denkbar, da hierzu eben zuviel fehlt, 
aber dem Ziel kann näher gesteuert werden, wenn man die 
Arbeiten der Wasserwirtschaft weiter kräftig fortsetzt. 

Die Wasserwirtschaft leidet auch hier unter kriegsbedingten 
Erscheinungen und solchen, die nicht vom Krieg beeinflusst 
sind. Letztere will ich darum auch nur hervorheben. Im 
Vordergrund stehen Materialbeschaffung und Arbeitervermitt- 
lung. Ein Grossteil der Reichsdeutschen sind damit beschäftigt, 
Arbeiter auszumachen, und das in einem Land, in dem sich die 
Menschen noch zu Tausenden auf den Strassen aufhalten. 


Leider war und ist die Beschaffung von Arbeitskräften 

durch die Unterstützung der Arbeitsämter nicht immer so 
erfolgt,als wenn sie der deutsche Inspekteur sich selbst 
ausgewählt hätte. Die einzelnen Arbeitsämter haben sich hier 
Z. Teil nicht so verhalten, wie es zwischen Deutschen not= 
wendig ist. Bei mir gilt der Grundsatz, dass Deutsche immer 
vor Polen und Juden recht haben, und dass man auch Polen, 

die in unseren Dienststellen beschäftigt sind, vor Juden 

in Schutz nehmen muss. Leider ist es in zwei Fällen anders ge- 
wesen und hat naturgemäss Schulbeispiele geschaffen. Dazu 
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kommt noch, dass einzelne Arbeitsümter die von uns beschüftigten 
Leute einfach von den Baustellen wegholen, sodass dann auch 
noch die letzten wenigen Arbeitskräfte ihre Arbeitsplätze 
fluchtartig verlassen, weil sie fürchten, auch zu derartigen 
Massnahmen herangezogen zu werden. Eg werden zurzeit noch 

etwa 12.000 Polen und Juden beschüftigt. Allerdings gibt es 
erhebliche Schwierigkeiten in der Lohngestaltung. Die deutschen 
Behórden richten sich nach den vorgeschriebenen Tarifen 

und kónnen deshalb auch nicht mehr zahlen. Demgegentiber 

werden von Dienststellen der Wehrmacht doppelt so hohe Lóhne 
gezahlt. Das gleiche trifft auch für Puhrleistunzen zu, 

Ähnlich liegen die Verhältnisse bei den Firmen des Strassen- 
baues, Neben den hohen Löhnen werden auch noch sonstige 
Vergünstigungen, wie Kleidung, Schnaps und Zigaretten, 

geboten. Die Lohngestaltung hätte bestimmt beim Einsatz im 
Sommer dieses Jahres gerechtfertigt werden können, da Leute 
gebraucht wurden und für die Wehrmaoht ja alles recht ist. 
Heute haben sich aber die Grenzen derart verschoben, dass 

nun wieder eine rückwürtige Entwicklung Platz greifen kann. 



















































Die Beschaffung von Betriebsmaterial, wie Baugeräte aller 
Art, Traktoren, Bagger usw., ist nicht so einfach. Demgegen- 
über steht auch wieder die Organisation Todt, Wehrmacht usw., 
die einmal Geräte aus dem Reich bekommt und ohne Zoll- und 
Devisenschwierigkeiten ihre Arbeiten ausführen kann. Es ist 
leider nicht móglich, Ihnen die einzelnen Leistungen der 
Wasserwirtsohaft aufzuführen, es genügt aber besonders die 
Versicherung, dass die Verbesserung sohon im ersten Jahr 
dazu beigetragen hat, dass auch die Ertrüge des Bodens 
gesteigert werden und auch die Gewinnung von Neuland erfreu- 
lichen Umfang annimmt. 






Ein ganz besonderes Augenmerk richten wir auf die Betriebe, die 
früher Domünen oder von Juden besetzt waren und solche, 


die durch schlechte Bewirtschaftung unter unserer Anweisung 
stehen. Es ist dank der deutschen Beamten und durch die vorhin 














schon aufgeführten Massnahmen der Ertrag der von uns 
beschlagnahmten Gutsbetriebe zum Teil schon verdreifacht wor- 
den; besonders trifft das für Kartoffdn zu. Wenn wir im 
Vorjahr einzelne Betriebe hatten, die nur 30 - 40 Ztr. pro 
Morgen ernteten, so gind sie heute schon in der Lage, 90 

und mehr zu ernten, Diese Zahlen, umgerechnet auf die Flächen- 
und Bodenmenge, so ergibt das bei 6.000 ha 20.000 dz. 
Mehrertrag rund 200.000 Zloty erhóhten Gewinn. Diese Zahlen 
kónnte ich Ihnen für Getreide, Milch, Schlachtvieh usw. 
beliebig vermehren. Die hierfür aufgewendeten Mittel sind 
daher keineswegs als verloren anzusprechen. 


In eigener Bewirtschaftung stehen zurzeit 207 Güter und 

91 Betriebe sind noch verpachtet. Dazu gehóren Brennereien, 
Hefefabriken, Ziegeleien usw. Es ist aber leider 80, dass 

bei der Beschlagnahme und Zinziehung der Betriebe noch 
verhältnismässig wenig Verständnis aufgebracht wird, und es 
ist daher meine grosse Bitte, die verantwortlichen Männer 

der Allgemeinen Verwaltung, die hierüber ihre letzte Entschei- 
dung abzugeben haben, anzuweisen, dass sie stets darauf achten, 
dass diejenigen, die den Boden besitzen, auch über das 

Land verfügen. Durch Ihre eigenen Anordnungen sind wir 
gesetzlich in der Lage, auflegalem Wege zu den grossen 
Betrieben zu gelangen. Wenn daher tatsächlich anderorts 

Gründe zur Beschlagnahme angeführt werden wegen schlechter 
Bewirtschaftung, Verschuldung, Vergehen& gegen die Staats- 
gewalt, so soll man schon den Deutschen glauben und nicht 
lange Feststellungen treffen, ob das nun wirklich so ist, 

Am Ende steht der Erfolg. 


Die Güter sollen Muster werden für die polnischen Betriebe, 
Ich habe garnicht die Absicht, gut wirtschaftenden Polen 
zunächst ihren Besitz zu entziehen, aber solche, die gegen 
die obigen Gesichtspunkte verstossen, sollen auch ihren 
Besitz hergeben. 





Das Gebiet cer Erzeugung kann nicht abgeschlossen 
werden, ohne auch noch kurz auf die Bodenzersplitterung 
einzugehen. Es ist schon angedeutet worden, dass 

etwa nur 18 $ im Besitz von Betrieben über 50 ha steht, 
während der Rest von 82 € Klein- und Kleinstbetriebe 
darstellen. Die Behórden des Landamtes haben daher 
zunächst die alten polnischen Umlegungsverfahren durch- 
geführt und sind jetzt dabei, in zwei grosszügigen Zusammer 
legungen die notwendigen Voraussetzungen zur Bereinigung 
der Besitzverhültnisse zu schaffen. Wenn dieses, von 
Ihnen, Herr Generalgouverneur, gebilligte Verfahren 
durchgeführt wird, dann werden damit erstmalig wohl 

so gesunde und gleichzeitig revolutionäre Besitzgrössen 
und Verhältnisse geschaffen, die eine dauernde Grundlage 


für eine Erzeugungssteigerung geben. Von den Massnahmen, 
die zur Procuktionssteigerung führen, sind neben den 
Aufgaben der Kreislandwirte besonders diejenigen der 
Wasserwirtschaftsinspekteure und der Landinspekteure 
hervorzuheben, 


Es ist ersteunlich, vor welche Probleme dieses Land uns 
bei der Marktordnung stellt. Vor allen Dingen im Anfang 
war es immer eine grosse Freude, mit welchem Schneid die 
einzelnen Referenten diese Merkwürdigkeiten bewältigt und 
Ordnung geschafft haben. | 


Wie im Anfang meiner Ausführungen náher dargelegt, ist 

die Lage des Distrikts Radom bestimmend für die 
Ernährungssicherung und e3 ist daher nicht verwunderlich, 
dass hier manchmal ein Druck auf uns liegt, der eben 

nur dann auszuhalten ist, wenn man entsprechende Gegenwirla 
kungen einsetzt. Es sind rund 3 Millionen Menschen 

zu versorgen, davon ein grosser Teil Industriebetriebe 

und nicht zuletzt die Rüstungswirtschaft, In diesem 

Gebiet fanden wir bei dem Einsatz vor 2 Jahren keine 
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Verarbeitungsbetriebe oder Lagerungsmöglichkeiten wie 

etwa in Krakau oder Warschau vor. Es war im Gegenteil 

zum Teil sehr witzig, wenn z.B. eine Molkerei festgestellt 
wurde, die mit dem Schild ausgezeichnet war: "Vorsicht 
Molkerei verlaust", andere Molkereien waren in Erdlöchern 
eingebaut. Die Eigenart wollte es, dass eine dieser 
Molkereien den ersten Preis für beste Butter anlässlich 
einer polnischen landwirtschaftlichen Ausstellung erhalten 
hatte. Die Schlachthöfe waren zum Teil vollkommen unhy- 
gienisch, ohne Kühlhäuser, ohne Toiletten und ohne 
sonstige für unsere Begriffe unerlässliche Einrichtungen. 
Die Mühlen waren in einem Zustande, der uns zur Schliessung 
von 1.000 Betrieben zwang. Heute befindet sich nur noch 
ein kleiner Teil, soweit er irgendwie zur Versorgung 

des Landes notwendig ist, im Betrieb, etwa 400 Mühlen. 

In diesen 2 Jahren ist auf dem Gebiet der Erfassunz so 
viel geleistet worden, dass heute der Apparat so 
vollkommen steht, und es nur noch immer eine Anpassung 

an die jeweiligen Verhältnisse ist, um immer wieder die 
Anforderungen, die gestellt werden, zu erfüllen. In 

einem Land, das keinerlei Voraussetzungen der Versorgungs- 
wirtschaft erfüllte, kann ich heute die Versicherung 
abgeben, dass einmal die Versorgung der deutschen Be- 

| völkerung in tadellosen Geschäften überall ermöglicht 
wurde, Es wird ausserdem die Versorgung der Rüstungsbe- 
triebe gewührleistet und schliesslich auch der polnischen 
BevOlkerung das zugeteilt, was nótig ist. 
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Besonders ist die Ernührungswirtschaft gehemmt durch den 
Mangel an Transportmitteln, an dem notwendizen Personal 
| oder an der entsprechenden Exekutive, sowie durch den 
| langen Weg bis zur Bestrafung derjenigen Leute, die 
gegen die Bestimmungen verstossen haben. Diese einzelnen 
Punkte hervorzuheben, bin ich leider nur stichwrtartig 
in der Lage, da die Zeit mir dazu fehlt. Ee ist z.B. 
nicht denkbar, die Kartoffelversorgung von Krakau in Hóhe 
von 53.000 ts sicherzustellen, wenn die Deutsche Ostbahn 





entgegen ihrer Zusage Waggongestellungen vornimmt im 
Verhältnis 1 : 12, 1: 6, 1: 9 usw. Es ist weiterhin 
sehr schwierig, die Versorgung mit Lastfahrzeagen und 
Benzin, die Beanspruchung von Bauernfuhrwerken, Bei der 
Durchführung der Erfassung ist vor allen Dingen das 
Fehlen der Polizei ein Hemmnis. Die Überwachung des 
Schwarzhandela ist nicht ausreichend. 


Das Flugblatt, dae ich hier besitze, gibt so recht 
deutlich zu erkennen, dass die polnische Widerstandsbe- 
wegung ganz genau unsere schwachen Seiten erkannt hat i 
und dort zu weiterem Vorstoss ansetzt. Sie weiss sehr 
genau, dass in den Fállen, wo in den Kreisen Münner 

tätig sind, die hart und unerbittlich sind und ihre 
Aufgaben durchführen, ihr Ziel, die Bauern zum Ablieferungs 
boykott anzuhalten, nicht erreicht wird. In anderen 
Kreisen werden mit noch grósserem Nachdruck die Bauern 

zu schlechter Ablieferung aller Erzeugnisse aufgehetzt, 
wenn dort mit zuviel Nachsicht vorgegangen wird. Daneben 
sprechen noch so viel andere Gesichtspunkte mit, die 
Möglichkeit, die Strafe auf dem Pusse fojgen zu lassen, 
dem Woit hóhere Strafbefugnis zu geben und sonst 
schnellere und schürfere Justiz bei Sabotageakten anzu- 
wenden, gegebenenfalls öffentliche Vollziehung der Todes- 
Strafe gegen Saboteure, Einziehung des gesamten Dorfes, 
Festnahme von Geiseln usw. Hinderlich ist nach wie vor 
die Preisschere, die zu Gunsten der allgemeinen Wirtschaft 
ganz erheblich klafft und nicht zuletzt die Widerstands- 
bewegung, die dureh Abbrennung von Gütern und Getreide- 
schobern, wodurch bereits heute schon 1.000 dz verlustig 
gegangen sind. Ein ganz bekanntes Gebiet ist auch das 
Herumreisen der Juden und deren Gerüchtesusstreuen. 


Trotzdem lassen wir nicht nach, die Erfassung in dem 
Umfange zu zewührleisten, dass die allgemeine Lebensmittel- 
versorgung sichergestellt und darüber hinaus die neuer- 














dings auferlegte Truppenversorgung in erster Linie 
gesichert wird. 


Getrei dewirtschaft 

Im Wittschaftsjahr 1940 wurden insgesamt 94.500 ts. Getrei- 
de erfasst, im laufenden Jahr bisher 23.000 ts. Demgezen- 
über steht aber eine 20 % höhere Ernte. Gemessen an dem 
Ertrag des Landes ist die Umlage von 1,8 - 3,5 dz je 

ha Fläche so niedrig wie nur irgend móglich. Es kann also 
keinesfalls die allgemeine Brotversorgung so schlecht 

sein. Im grossen und ganzen wird das Brotgetreidekontingent 
mit 125.000 ts. erreicht werden, hingezen das Kontingent 
für Puttergerste und Hafer nicht ganz. Die Ernteertrüge 

bei dem letzteren sind infolge der ungünstigen Früh- 
jahrsbestellunz etwas zurückgegangen, 


Viehwirtschaft 

Wie schon angedeutet wurde, ist die Versorgung durch 

die Verluste im Polenfeldzug erschüttert worden. Sie 
konnte aber im abgelaufenen Jahr ohne weiteres geregelt 
werden und auch laufend die wöchentlichen Verteilunzen 
an Polen vorgenommen werden. Das neuerdings uns auferleg- 
te erhöhte Kontingent von 2.600 Rindern, 800 Schweinen 
in der Woche für die Versorgung wird unter schwiericen 
Umstánden erreicht werden. Interessant ist hierbei die 
Gegenüberstellung bei der Erfassung der Rinderhüute, 
wenn diese gleich 100 festgesetzt Sind, sind die tat- 
sächlich erfassten bisweilen 300. Es würde also bedeuten, 
dass praktisch die Fleischversorgung bis zum dreifachen 
manchmal gesteigert werden könnte. Leider fehlt die 
nötige Exekutive, um diese Schwarzschlachtungen zu 
verhindern, 


Kartoffelwirtschaft 


Die Kartoffelertragssteigerung ist im allgemeinen Durch- 
schnitt gesehen in diesem Jahre wesentlich besser. Der 


Distrikt wird 374.000 ts. aufzubrinzen haben, wovon allein 
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die Wehrmacht 52.400 ts bekommt, die Grosstüdte 35.000 ts 
und Krakau, wie bereits genannt, 53.000 ts. Die Anlieferun 
lässt bis jetzt keine Enttäuschung erwarten, wenngleich 
die Transportmittel, wie schon angedeutet, jede Hoffnung 
auf eine Besserung sinken lassen. Der Distrikt Radom 

ist das grósste Abgabegebiet. Wenn daher die Transport- 
verhültnisse nicht geregelte sind, fällt der Vorwurf 
nicht auf meine Abteilung, sondern Z.B. suf die 

Ostbahn zurück. Wir werden die Speisekartoffelversor- 
zung, sofern auch der Winter nicht zu früh eintritt, 
sicherstellen. Es ist nun der Umfang der Hilfsmittel 
abzuwarten, ob das, was geerntet wird, auch anzelie- 

fert werden kann. Dabei muss immer bedacht werden, dass 
Z.B. im Kreise Busko Grossbetriebe und Dórfer 35 km 

von der náchsten Bahnstation entfernt sind und dann erst 
noch die Kleinbahn zu benutzen ist. 





Milch- und Fettwirtschaft 

Die Molkereieinrichtungen sind, wie schon einmal 

gesagt, unzulánzlich gewesen, jedoch im Laufe der 

| e Jahre wesentlich verbessert worden. Die Grosstadt 
Radom mit etwa 130.000 Einwohnern hatte zu polnischer 

| Zeit keine Molkerei. Deshalb musste ein Neubau erfolgen. 
| Irdz vieler Widerstände sind heute die Milchanliefer- 

| ungen in Radom so hoch gestiegen, dass schon die Zahl 

| von 7.000 Litern recht erfreulich ist. Im ganzen Distrikt 
| Radom ist ein Neubauprogramm von 60 Molkereien vorge- 

| sehen, im Augenblick sind nur 120 im Betrieb und davon 

| 9 mit Erhitzungsanlage. Ausserdem ist im ganzen 
Distrikt ein Netz von Rahmeammelstellen errichtet 
worden, sodass dem Erzeuzer die Anlieferung, soweit 

wie möglich, vereinfacht wurde. Die Milcherfassunz 


betrug 
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die Wehrmacht 52.400 ts bekommt, die Grosstädte 35.000 ts 
und Krakau, wie bereits genannt, 53.000 ts. Die Anlieferun 
lässt bis jetzt keine Enttäuschung erwarten, wenngleich 
die Transportmittel, wie schon angedeutet, jede Hoffnung 
auf eine Besserung sinken lassen. Der Distrikt Radom 

ist das grösste Abgabegebiet. Wenn daher die Transport- 
verhältnisse nicht geregelte sind, fällt der Vorwurf 
nicht auf meine Abteilung, sondern Z.B. suf die 

Ostbahn zurück, Wir werden die Speisekartoffelversor- 
gung, sofern auch der Winter nicht zu früh eintritt, 
sicherstellen, Es ist nun der Umfang der Hilfsmittel 
abzuwarten, ob das, was geerntet wird, auch angelie- 

fert werden kann. Dabei muss immer bedacht werden, dass 
Z.B. im Kreise Busko Grossbetriebe und Dörfer 35 km 

von der nächsten Bahnstation entfernt sind und dann erst 
noch die Kleinbahn zu benutzen ist. 
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Milch- und Pettwirtschaft 

Die Molkereieinrichtungen sind, wie schon einmal 

gesagt, unzulánzlich gewesen, jedoch im Laufe der 

? Jahre wesentlich verbessert worden. Die Grosstadt 
Radom mit etwa 130.000 Einwohnern hatte zu polnischer 
Zeit keine Molkerei. Deshalb musste ein Neubau érfolzen. 
Irdz vieler Widerstinde sind heute die Milchanliefer- 
ungen in Radom 80 hoch gestiegen, dass schon die Zahl 
von 7.000 Litern recht erfreulich ist. Im ganzen Distrikt 
Radom ist ein Neubauprogramm von 60 Molkereien vorge- 
sehen, im Augenblick sind nur 120 im Betrieb und davon 
9 mit Erhitzungsanlage. Ausserdem ist im ganzen 
Distrikt ein Netz von Rahmsammelstellen errichtet 
worden, sodass dem Erzeuger die Anlieferung, soweit 

wie móglich, vereinfacht wurde. Die Milcherfassunz 


betrug 
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im März 1940 = 120.000 Liter und ist im jetzigen Monat 

auf 4 Millionen Liter gestiegen. Nicht unbeachtet ist 
hierbei auch der Rapsanbau geblieben. Allein im vergangene 
Jahre wurden schon über 2/2 Mill. kg Raps den Ölmühlen 
zugewiesen, eine Menge, die in diesem Jahre noch steigen 
dürfte. 


Geflügel- und Eierwirtschaft 


Das Gebiet wird oft so wenig bedacht und hat doch eine 
ganz besondere Bedeutung. Es ist erfreulich, hier 

sagen zu kónnen, dass die Eierbewirtschaftung dank des 
Prämiensystems restlos geglückt ist. In diesem Jahre 
kann mit Recht behauptet werden, mit Ausnahme von 
Erweiterungen und Neubauten der Eierkennzeichnungs- 
stellen und Geflügelmastanstalten, auch hier einen 
Abschluss geschaffen zu haben. Gezenüber einer Eier- 
erfassung von 34 Mill. im Jahre 1940 sind bisher fast 
70 Mill. erfasst worden, wovon 35 Mill. der Vorrats- 
wirtschaft zugeführt wurden und der übrige Teil zur 
Versorgung gebraucht wurde. Die Geflügelmästung 
erreichte im Vorjahre etwa 170.000 Gänse und Hühner und 
wird in diesem Jahre etwa 200.000 erreichen. Im Jahre 
1939 wurden für das General gouvernement über 372 Mill. Zl. 
Bettfedern ins Reich ausgeführt, im Jahre 1941 werden 
allein aus dem Distrikt Radom für über 4,6 Mill. Z1. 
Bettfedern exportiert. 


Zückerwirtschaft 


Im Jahre 1939 wurden rund 700.000 dz Rüben verarbeitet 

und 100.000 dz Zucker gewonnen, im Jahre 1940 rund 

1 Mill. dz Rüben verarbeitet und 140.000 dz Zucker 

gewonnen, in diesem Jahre werden die Zahlen sich 

noch weiter verbessern, da die Anbauflüche von 4.500 auf 

8.200 ha gesteigert wurde. Das hier in den Betrieben 
noch 





nach alter Wittschaftsweise gearbeitet wurde, soll nur 
am Rande bemerkt werden. Die Fabriken entsprechen nach 
ihrer Leistungsfühigkeit immer noch dem Stand, der 
1870 im Reich erreicht war. 


Noch ein Wort zu dem Aufbau des Erfassungssystens. 

Neben dem Ausbau der Kreisgenossenschaften und der 
Distriktsstelle wurden in diesem Jahre erstmalig 

Handler zugelassen, Hiermit soll erreicht werden, dass 
die Erzeuger es einfacher in der Ablieferung des 
Kontingents haben und ausserdem die Ablieferungsfreudiz- 
keit gehoben wird. Besonders in den Städten am Sitz 

der allgemeinen Verwaltung sind Neueinrichtungen 
geschaffen worden. So wurden z.B. in Radom eine 

Obst- und Gemüsegrossmarkthalle ausgebaut, Gemüse- und 
Obstspezielgeschüfte errichtet und auch in anderen 
Stádten das gleiche getan. Pür die Überwinterung von 
Obst ist entsprechende Vorsorge getroffen worden. 
Besonders bei der Verarbeitung der einzelnen Erzeugnisse 
hat sich die Firma "SpoYem" hervorragend bewührt, ausser- 
dem auch die Landwirtschaftliche Zentralstelle. Es sind 
schon Leistungen, wenn heute einzelne Kreisgenossen- 
schaften Umsütze bis zu 12 Mill. Z1. und mehr aufweisen 
und Waren bewegt werden,die allein nur in dieser Form 
gewährleistet sind. Das trifft vor allem bei Getreide 
und Kartaffeln zu. Es zibt keine Verteilerstelle, die 
wir mehr übersehen können, als die Genossenschaft. Nach- 
dem nun das zweite Jahr des Aufbaues beendet ist, sind 
auch diese voll einsatzfühizg. 


Herr Generalgouverneur, es ist leider die Zeit nicht 
vorhanden, um ausgiebig und umfassend Ihnen die einzelnen 
sebiete darzulegen, Ich hoffe, Ihnen aber mit den 
Ausführungen einen Einblick gewührt zu haben in die wirk- 
lich erfreu,iche Entwicklung des Aufbaues in der Landwirt- 
schaft 





im Distrikt Redom. Aus einem Nichts heraus wurde die 
Erzeugung gesteigert und desgleichen dere Ernährung 


gesichert, dazu noch die Voraussetzungen einer entspre- 
chenden Vorratswirtschaft gebildet. Jede Leistung ist 


aber nur möglich, wenn Schwierigkeiten beseitigt werden 
and davor nicht halt gemacht wird. Siekónnen die 
Gewissheit von mir und meinen Mitarbeitern mitnehmen, 

dass wir in dieser Hinsicht vor nichts zurückschrecken, 
und wenn es auch manchmal heisst, dass die Landwirtschaft 
zu ungebunden in ihrer Art ist. Es ist aber nur unser 
Ziel, dass wir unsere ganze Kraft einsetzen, dass die Auf- 
gaben, die uns durch Ihr Vertrauen übertragen wurden, 

im Interesse des Deutschen Volkes und aus Dankbarkeit 

für den Führer gemeistert werden. 
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Überregierungsrat Pepke 


Referat 


des Leiters der Abteilung Arbeit im 


Distrikt Radom 
auf der Regier 


ungssitzung vom 18, Oktober 1941, 


Der Arbeitseinsatz im Generalgouvernement wird von 
den Arbeitsämtern geregelt, Bisher 


ist es gelungen, die 
Lóhne auf ihrem bi 


Niveau zu halten. Preise und Löhne ste- 
hen aber in einem großen Miöverhältnis, sodaß die Arbeits- 


fähigkeit der polnischen Bevölkerung in Frage gestellt ist, 
wenn man in dieser Beziehung keine Abhilfe herbeiführen 
kann. Meine Bitte geht daherd dahin, daß die Hauptabteilung 
Ernährung und Landwirtschaft, wenn irgend möglich, der ar- 
beitenden Bevölkerung helfen solle; das ist keine Gefühls- 
duselei, sondern eine Naturnotwendigkeit. Die Leute verlas- 
sen ihre Arbeitsstätten, um sich auf dem Lande Lebensmittel 
zu hamstern und einen Teil von ihnen im Schleichhandel zu 
Wucherpreisen zu veräußern. 
Für den Arbeitseinsatz im 
hin landwirtschaftliche Arbeits 
arbeiter geworben und bereitges 
dem Abtransport tauchen große S 


beitsämter können sich neben der freiwilligen verbung der 
Verordnung über die Arbeitspflicht und einer Betriebskartei, 
die die Abteilung Ernährung und Landwirtschaft angeregt hat, 
bedienen. Auf Grund dieser Betriebskarteiwar die Erfassung 
am Anfang noch zufriedenstellend. Heute leisten die Polen 
den Deorderungen keine Folge mehr, von 60 O00 sind nur 

21 000 erschienen. Ich vertrete den Standpunkt, mit Zwangs- 
mabnahmen möglichst zurückhaltend zu sein, dann aber in den 
einzelnen Fällen fest durchzugreifen. In der Hauptsache mug 
nan die Werbung auf freiwilliger Grundlage vorziehen. Die 


Heichsgebiet werden weiter- 
kräfte und auch Industrie- 
tellt. Bei der Erfassung und 
chwierigkeiten auf. Die Ar- 
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Polen, die sich zum Arbeitseinsatz im Reich freiwillig zur 
Verfügung stellen, sind arbeitsfreudiger und leisten mehr, 
Sind also für das Reich viel wertvolier als die zwangsweise 
verschickten Krifte. 
ber Auftrag, 8ewerbliche Arbeiter ins Reich zu ver- 
mitteln, bereitet keine SO großen Schwierigkeiten, da diese 
Leute infolge der höheren Löhne im Keich Sich eher für eine 
Arbeitsaufnahme bereit erklären als die Landarbeiter. Auch 
die Behandlung durch die großen Firmen ist besser, Die Le- 
e der polnischen Arbeiter im Reich müs sen 
besser werden, wird auch die Werbung erfolgreicher sein. 
ver Strom der Freiwilligen ist immer kleiner geworden, Zur 
polnischen Arbeitskräfte ist eine Ar- 
S Arbeitsbuches des Heiches vorge- 


sehen. Diese Aktion ist in der Stadt Hadom schon im Anlau- 
fen. 


Zur Durchführung Sämtlicher Neubauten für Reichsdeut- 
sche wurde in Radom eine Gesellschaft für “ohnungs- und 


Siedlungswesen gegründet. Diese gesellschaft hat einen Be- 
trag von 2 Millionen Zloty für ihre Zwecke erhalten. Weiter 
hat sie ein Darlehen von 2,1 Millionen Zloty bereits aufge- 
nommen, während über den Betrag von 1,7 Million noch Ver- 
handlungen Schweben. 
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bt. Innere Verwaltung-Gesundheitswesen 


Referat gehalten am 18.10.41 vor dem Generalgzouverneur. 


Herr Generalgouverneur, Herr Gouverneur, meine Herren! 


Ich habe den Auftrag über die Gesundheitsführung 
im Distrikt Radom zu berichten. Im Vordergrund unserer 
Sorgen und unserer Arbeit steht die Gesundheitssicherung 
aller Reichs- und Volksdeutschen. Ich darf deshalb ganz 
kurz über die Organisation des Gesundheitswesens und 
deren Arbeit folgendes berichten: 


An der U.Abteilung Gesundheitswesen des Distriktes 
sind 4 deutsche und ein polnischer Arzt tätig. Sämtliche 
vier Ärzte, einschl. meiner Person sind amtlich, d.h. 
als Referenten tätig. Darüber hinaus haben alle die Aufza- 
be, die deutschen Volksgenossen ärztlich zu betreuen. Wie 
die U.Abteilung organisiert ist, ist bekannt. Weniger 
bekannt ist die Einteilung der Arbeit, die jeden Tag 
geleistet werden muss, In der Zeit von 8 - 9 Uhr werden 
die verschiedenen Röntgenuntersuchungen in zwei Gesundheits 
punkten für Reichsdeutsche, die sich in Radom befinden, 
vorgenommen. Von 9 - 13 Uhr findet der Parteienverkehr 
im Amt statt. Nach einer Mittagspause von einer Stunde 
beginnt teils die amtsärztliche Tätigkeit und Betreuung 
der Reichs- und Volksdeutschen in diesen Gesundheits- 
punkten, teils die Fortsetzung der Arbeit im Referaten- 
teil. Erstere dauert tügl. bis etwa 18 Uhr, letztere wie 
vorgeschrieben bis 19 Uhr. In den vesundheitspunkten 
finden auch die Schutzimpfungen statt. Beide sind mit 
Röntgenapparaten, physikalischen Apparaten und den 
notwendigen Instrumenten für innere Medizin, kleine Chirur- 
gie, Augen, Ohren, Nasen, Hals- und Prauenkrankheiten 
ausgestattet. Wir sind heute in der Lage, mit Hilfe 
dieser Einrichtungen diagnostisch und therapeutisch 
ebenso erfolgreich tätig zu sein, wie jeder gut ausge- 
bildete praktische Arzt im Reich, 
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Wird eine stationäre Behandlung notwendiz, steht 
hierfür die von mir geschaffene und im Jahre 1940 von 
mir geleitete und heute von einem deutschen Chirurgen und 





Frauenarzt besetzte, deutsche Abteilung des Kasimir 
Krankenhauses in Radom, zur Verfiigung. Sie besitzt 100 


Betten mit einer inneren, chirurgischen, geburtshilflichen 
und Frauenstation. 


Die Seuchenstation für Deutsche befindet sich im 
polnischen Sigismund-Seuchenspital. Sie ist sehr primitiv 
und entspricht weder fachlich noch hygienisch den Anfor- 
derungen, die an eine deutsche Unterkunft im Krankheitsfall 
gestellt werden muss, Sowohl der Deutsche Chefarzt als 
auch ich, waren uns von Anfang an darüber im klaren, dass 
hier durch die Erstellung einer separaten Seuchenbaracke 
für Deutsche Abhilfe geschaffen werden müsste. Fs ist 
uns aber bis heute nicht gelungen, hierfür die Gelder 
aufzubringen. Nach einer Mitteilung des Chefarztes hat die 
Stadt Radom nicht die Möglichkeit zur Erstellung einer 
Baracke, da die Regierung die finanzielle Bezuschussung 
abgelehnt habe. Ich möchte deshalb an Sie, Herr Generalgou- 
verneur, die herzliche Bitte richten,uns den Bau dieser 
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Baracke zu ermöglichen, Die zahlreich eingelaufenen Klagen 


der Reichsdeutschen über ihre dortige Unterbringung sind 
berechtizt. 


Zu der Frage der Zweckmüssigkeit des deutschen Xranken- 
hauses in Radom, sei mir gestattet folzendes zu bemerken: 
Obwohl das deutsche Krankenhaus im Jahre 1941 ein: ganz ande- 
res Gesicht bekommen hat, wie es im Jahre 1940 aussah, ent- 
spricht es doch nicht den Anforderungen, die jeder Deutsche 
stellt, wenn er krank wird und nicht in die Heimat 
fahren kann. is ist baulich schlecht eingeteilt, weil es 
früher eine russische Kaserne gewesen sein soll und 
weist grundsätzliche hyzienische Mängel auf. Wir sind des- 
halb vor einen Jahr darangeganzen einen Neubau für 200 Bet- 
ten zu planen. Die Planung geschah nach modernsten 
Richtlinien und Gesichtspunkten des Krankenhausbaues und 
wurde von einem Spezialisten durchgeführt. Leider ist es 
bis jetzt aus Mangel an Mitteln bei der Planung geblieben, 
obwohl der Herr Präsident Pauder und der Herr Präsident 
Spindler nach einer Ausprache, die im Frühjahr dieses 
Jahres hier in Radom stattgefunden hat, ihre Zustimmung 
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haben. Die Pläne liegen bei der Abt. Gesundheitswesen 

der Regierung mit der Bitte meinerseits, uns die Ausfiihrung 
des Distriktskrankenhauses bald zu ermóglichen. Herr 
Gouverneur Dr. Lasch hat sowohl zur Lage, als auch zum 

Bau an sich seine begeisterte Zustimmung erteilt. Auch 

in diesem Fall bitte ich Sie, Herr Generalgouverneur, 
herzlich uns zu helfen. 


In das Gebiet der Gesundheitsführung der Volksdeutschen 
fällt ausser den periodisch stattfindenden Schutzimpfungen 
die Mütterberatung in den volksdeutschen Dörfern. Sie fin- 
det monatlich mindestens einmal in jedem Dorfe statt und 
wird von einem deutschen Arzt in Begleitung einer Gesund- 
heitspflegerin der NSV vorgenommen. Sie sind erfreulicher- 
weise von der Müttern mit ihren Säuglingen und Klein- 
kindern bis zu 3 Jahren rege besucht. Die Notwendigkeit 
dieser segensreichen Einrichtung liegt auf der Hand, weil 
die volksdeutsche Mutter weder über eine richtige Ernährung 
noch über die Pflege der Säuglinge und Kleinkinder 
orientiert ist. Es ist uns so mözlich nicht nur Schäden 
zu verhüten, sondern auch vorhandene auszumerzen und 
die früheste Jugend gesundheitlich zu lenken und vor 
Krankheiten zu bewahren, die unter Umständen bis ins 
erwachsene Alter hineinreichen und so die Arbeitsfähig- 
keit, ja selbst den erbbiologischen Wert beeinträchtigen 
können; dass wir schon nach kurzer Zeit in der Lage sein 
werden, die wesentliche Herabsetzung der Säuglingssterb- 
lichkeit statistisch unter Beweis zu stellen, sei mur 
am Rande bermerkt. Es ist heute schon festzustellen, 
dass eine bedeutende Besserung hinsichtlich der Ernährungs- 
weise und Pflege der Kleinen durch Mutter und Gesundheits- 
pflezerin, eingetreten ist. Letztere steht der Mutter in 
aufopfernder Weise täglich mit Rat und Tat zur Seite. 


Die Gesundheitsführung der Schulkinder liegt in Händen 
des deutschen Amtsarztes, der zugleich Schularzt ist. Die 
deutschen Bchulen, die/zum Teil hygienisch sehr im Argen 
liegen, sind nach gemeinsamen Besichtigungen des Schulrates 
mit dem Amtsarzt instand gesetzt worden. Es musste für Licht 
Luft, Wasser und Abortanlagen gesorgt werden. Die Lehrer 





sind auf ihren Gesundheitszustand untersucht worden. Auch 
auf Bazillen-Dauerausscheider wurde geachtet. Die 
Untersuchung der Schulkinder hat diesen Herbst begonnen. 
Erholungsbedürftige Kinder werden durch HJ und NSV ins 
Reich verschickt., Kranke Kinder der ärztlichen Behandlung 
und Heiletät‘e zugeführt. 


Die Kreise des Distrikts sind bisher mit 6 deutschen 
Amtsärzten besetzt worden. In den übrigen Kreisen sind 
polnische Hauptkreisärzte tätig. Sie üben jedoch keinerlei 
emtsärztliche Tätigkeit aus. Hierfür sind nur deutsche 
Amtsürzte zuständig. In diesem Fall der deutsche Amtsarzt 
des Nachbarkreises. Wie in kadom versieht der deutsche 
Amtsarzt neben seiner Tütigkeit als solcher die Reichs- und 
Volksdeutschen im Krankheitsfalle. 


Deutsche Krankenhäuser befinden sich in Rawa, Tomaschow, 
Rodomsko und Jedrzejow. Weitere sind geplant und in Angriff 
genommen in Petrikau, Tschenstochau, Kielce und Staracho- 
wice., In Starachowice ist ein Grossbau mit ca.300 Betten 
und grossen Ambulatorien sowie wissenschaftlichen 
Laboratorien in diesem Jahr unter Dach gekommen. Der 
Zustand der polnischen Krankennäuser steht, wie bekannt, 
weit unter dem Niveau der im Reich bestehenden. 


Die besondere Aufmerksamkeit des Amtsarztes gilt 
der Seuchenbekümpfung, wie Diphterie, Scharlach, Ruhr, Tu- 
berkulose, Bauchtyphus und Fleckfieber. Die Ruhr ist bei 
Polen und Juden dieses Jahr erfreulicherweise in müssigen 
Grenzen aufzutreten. Infolgedcssen hatte auch die deutsche 
Bevölkerung kaum darunter zu leiden. Der Erfolg ist der 
strengen amtsärztlichen Lebensmitteikontrolle einerseits 
und der Aborisanierung andererseits zu verdanken. Auch 
der Bauchtyplius ist zahlenmässig geringer wie in den 
Vorjahren, was auf die ungeheure Arbeit der deutschen und 
polnischen Ärzte zurückzuführen ist. Ich habe die Schutz- 
impfung der ;7esamten Bevölkerung befohlen. Sie wurde 
restios durchgeführt. Man kann sich ein Bild von dieser 
ungeheueren Arbeit machen, wenn man sich vor Augen hält, 
dass in manchem Kreis über 200.000 Schutzimpfungen durchge£&l 
führt wurdea. 





ec orf mcm yt: 
og «it DW = 
èe. e D . e LJ 
Ih A ^ 


seco — MS» Coo EB i wg» "wn ENTER deer LEVIUS, mmo INS U mM amc, tV n 


` — ër gg. zw ` — a em — 0059 a — ES e ~ Fe 


Die Erkrankung von Deutschen an Bauchtyphus geschah nur 
in einzelnen Fällen, d.h. in solchen, in welchen die Schutz- 
impfung abgelehnt wurde. Ich sah mich daher veranlasst, die 
Lebensmittelkarte vom Impfschein abhängig zu machen. Wo diese 
Verfügung von den Behórden befolgt wurde, sind trotz 
teilweiser schlechter Trinkwasserverhültnisse keine 
Erkrankungen aufgetreten. 


Die Zunahme der Tuberkulose ist im Distrikt wie im 
ganzen Generalgouvernement eine Tatsache, welche auch den 
volksdeutschen Bevölkerungsteil betrifft, da er mit dem 
polnischen in engem Kontakt steht, während die reichs- 
deutsche Bevölkerung, insbesondere nicht davon betroffen 
wird. Die reichsdeutsche Bevölkerung, insbesondere die Post 
und Eisenbahner werden von uns reihen-röntgenuntersucht, 
um Frühinfarcte zu erfassen und sofort der Heilung zuzu- 
führen. Die Bekämpfung der Tuberkulose geschieht in den 
in jedem Kreis ausreichenden Gesundheitspunkten, in welchen 
von Fachärzten geleitet, die kostenlosen Beratunzen statt- 
finden, In diesen Gesuncheitspunkten werden auch die 
Geschlechtskrankheiten und das Trachom bekämpft. Eine 
Zunahme der Geschlechtskrankheiten ist nicht zu verzeichnen. 
Auch die wirksame Bekämpfung des Trachoms schreitet vorwärts, 
Nach Ansicht der Autoren des Generalgouvernements, insbeson- 
dere derjeniger der Wehrmacht, ist die Zunahme der Tuber- 
kulose nicht nur auf unzureichende Ernährung, sondern auch 
auf psychische Insulte zurückzuführen. Diese Ansicht kann 
insbesondere durch Beobachtunz an Juden erhärtet werden. 


Am meisten aber beschäftigt uns das Fleckfieber, welches 
trotz der umfassendsten und intensivsten Massnahmen der 
Gesundheitsverwaltung in diesem Jahr in konstantem Steigen 
bezriffen ist. Obwohl beinahe nur Juden davon betroffen sind, 
macht uns diese Seuche grosse Sorgen, weil bei weiterem 
Umsichgreifen dieser gefährlichen Krankheit das Leben deut- 
scher Volksgenossen beäroht ist. Da nur ganz geringe Mengen 
Fleckfieberimpfstoff zur Verfügung stehen, fällt die 
Schutzimpfung weg, wie wir sie beim Bauchtyphus Gott sei 
Dank haben; Die Übertragung des Fleckfiebers geschieht 
bekanntlich durch die infizierte Laus. Es läuft also jeder 
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der mit verlausten Menschen in Berührung kommt, Gefahr, 

fleckfieberkrank zu werden. Wir müssen une infolgedessen 

mit der Entlausung der einheimischen Bevölkerung intensiv 
befassen und haben in Voraussicht der Dinge von Anfang un- 
serer Tätigkeit im Generalgouvernement mit dem Bau von 

Entlausungsanstalten uns befasst. Sie stehen überall, wo 

Juden in grésserer Anzahl wohnen,und sie haben greifbare 

Resultate gezeitigt. Die Fleckfieberseuche ist im Sommer 

des Jahres 1940 bdnahe zum Erlöschen gekommen. Sie hat 

im Frühjahr dieses Jahres an Umfang zugenommen, um im 

Sommer eine Höhe zu erreichen, die alle Erwartungen 

übertroffen hat. Wenn wir uns nach den Ursachen dieser 

Entwicklung fragen, kommen wir zu folgendem Resultat: 

1.) stand uns ab Jünner 1941 nicht die notwendige Menge 
Kohlen und Seife zur Verfügung. 

2.) Wurden die Juden vielfach auf zu engem Wohnreum 
zusammengedrüngt. Die Folge davon war eine starke 
Verlausunz. 

3.) Ist die Möglichkeit der Ernährung der Juden, insbesondere 
der Minderbemittelten geringer geworden, damit ist die 
Abwehrbereitschaft des Individuums gegen Krankheiten 
in toto gesunken. 

Trotzdem wäre aber der zahlenmiissige Bestand an Fleckfieber 

im Distrikt Radom nicht allzu hoch gewesen, wenn nicht 

die Juden aus dem Warschauer Wohnbezirk in Massen ausge- ` 

rückt wären und den Distrikt Radom vagabundierend tiberschwemt 

hätten. Insbesondere zu leiden hat unter dieser Plage 

folgerichtig der nördliche Teil des Distrikts Radom, d.h. 

Radom-Stadt, Radom-Land und Tomaschow. Es sind ep im 

Jüdischen Epidemiespital Radom-Stadt ca. 400 Juden, die 

vagabundierend und krank aus Warschau hier ankamen, einge- 

liefert worden, Die jüdischen Wohnbezirke der Stadt Radom 
haben verhältnismässig wenig Fleckfieber aufzuweisen. Aus 

Tomaschow sind im III. Quartal z.B. 1.159 Fälle gemeldet, 

aus Petrikau 333 Fälle, aus Radom-Stadt 440 Fülle. Um 

vergleichende Zahlen anzuführens Im September 1940 sind im 

ganzen Dietrikt Radom nur 31 Fälle gemeldet, während im 

selben Monat des Jahres 1941/1.129 Fälle in Erscheinung 

treten. Diese Zahl ist erschreckend und lässt Schlüsse zu 
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die weitere Entwicklung in den Winter- und Frühjahrsmonaten, 
die vor uns stehen. Wir sind dem Herrn Generalzouverneur 
dankbar für die angekündigte Verfügung, wonach jeder Jude, 
der nicht im Besitze eines Ausweises ist, versehen mit dem 
Wohnort, mit dem Tode bestraft wird. Wir hoffen, allein 
durch die Bekanntmachung dieser Verordnung, die im Kreis 
Radom-Land, Stadt und Tomaschow herumstreunenden Juden 
wieder los zu werden. Seit einizen Tagen liegt die 
Fleckfieberbekümpfung in Hünden des Herrn Prof. Kudicke 

in Warschau, der vom Herrn Präsidenten Walbaum mit weit- 
gehenden Vollmachten für das ceneral gouvernement aus- 
gestattet wurde. Es ist eine Selbstverständlichkeit, 

dass ich mit meinem gessmten Mitarbeiterstab die Bekämpfung 
des Fleckfiebers wie bisher, als meine dringendste Aufgabe 
betrachte und den Herrn Prof.Kudicke mit allen mir zu 
Gebote stehenden Mitteln unterstütze. Ich hoffe, dassbs 

ihm durch Ihre Hilfe, Herr Generalgouverneur, bei der 
Beschaffung von Kohle usw. gelingen wird, die grosse Gefahr 
von uns abzuwenden. 


Was den Gesundheitszustand der Reichsdeutschen anbe- 
trifft, so kann man dazu Sagen, dass er trotz vieler 
Gefahren, die dem Reichsdeutschen hier in einem fremden 
Milieu drohen, ein guter ist. Ausser den üblichen Sommer- 
diarrhoen, die wohl manchmal ruhráhnlichen Charakter 
angenommen haben, ist im grossen und ganzen nichts Ernst- 
liches passiert. Die Ernührungslage der Reichsdeutschen 
ist sehr gut, für Unterhaltung in der freien Zeit wird 
noch gesorgt werden, ein Stadion mit Schwimmbad sorgt im 
Sommer für kórperliche Ertüchtigung. Dagegen fehlt im Winter 
die Badegelegenheit beinahe vollstündig. Die hier vorhandene 
Badeanstalt ist unzureichend und entspricht nicht der 
Hygiene. Auch das Wohnungsproblem ist ungenügend gelóst, 
insofern als noch kein deutsches Viertel vorhanden ist und 
dadurch der Deutsche mancherlei Gefahren auch in gesundheit4 
licher Hinsicht ausgesetzt ist, denen er nicht ausgesetzt 
ware, wenn er nicht mit sehmutzigen Polen zusammen wohnen 
misste, Ich erinnere nur daran, dass in den meisten 
Wohnungen die Badegelegenheit fehlt, und die Abortverhält- 
nisse ekelerregende sind. ! 


e ew wee u^ u. "gf v Amp que 





Ich bin am Schluss meines gedrüngten Berichtes, und 
danke allen hier anwesenden Herren für die tatkrüftize 
Unterstützung, die ich wahrend meiner zweijührigen Tätig- 


keit im Generalgouvernenent fiir Führer und Volk erfahren 
durfte, 


Radom, den 4.November 194]. 
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Regierungssitzung 


Montag, den 20. Oktober 1941 
im Dienstgebáude der Distriktsverwaltung 


Krakau J 


Gefertigt in 3 Exemplaren 

Í.d.A. d.Kanzl.d.GG. 
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Beginn der Sitzung: 107° Uhr. 


Der Herr Generalgouverneur eröffnet die Sitzung mit 
folgender Ansprache: 


Herr Gouverneur, meine Herren! Zum ersten Male tref- 
fen wir uns hier im Distrikt Krakau. Ich freue mich über 
diese Tagung. Wir sind Ihrer Einladung, Herr Gouverneur, 
gern gefolgt. Wir haben in den drei Distrikten Warschau, 
Lublin und Radom festgestellt, daß die Arbeit des General- 
gouvernements in allen Sparten der Verwaltung in groBarti- 
ger Entwicklung ist, daß sich die gesamte Verwaltung durch- 
aus fähig zeigt, die Schwierigkeiten, die der kommendeji 
Winter zweifellos im höchsten Mage für das Generalgouverne- 
ment bringen wird, zu meistern. 


Über ihre Arbeitsgebiete berichten sodann 
1. der Gouverneur des Distrikts Krakau SS-Brigadeführer 
Dr. Wachter, 


2. der SS- und Polizeifiihrer des Distrikts Krakau 
Scherner, 


5. der Leiter der Abteilung Innere Verwaltung Rechts- 
anwalt Bauer, 


4. der Leiter der Abteilung Wirtschaft Regierungsrat 
Dr. Brardl, 


2. der Leiter der Abteilung Bauwesen Dipl. Ing. Dr. Pohl, 
6. der Leiter der Abteilung Propaganda Studienrat 


Dr. Kracher, 
(Die Referate sind dem Protokoll als Anlage 
beigefügt). 





1) Zum Referat des Gouverneurs Dr. Wächter: 

Auf die Frage des Gouverneurs Dr. Wächter, ob die 
Viehpreise nicht etwas erhöht werden könnten, erwidert 
sgeschäftsführender Hauptabteilungsleiter Naumann, daß die 
Viehpreise selbstverständlich nur im Rahmen der allgemei- 
nen Preisangleichung erhöht bezw. die Produktionsmittel- 
preise höher gesetzt werden könnten. 


Im Zusammenhang mit der Personalfrage erklärt Regie- 
rungsdirektor Dr. Gstöttenbauer, daß nunmehr für eine 
enge Zusammenarbeit zwischen der Regierung des Generalgou- 
vernements, den Distriktverwaltungen und dem Personalamt 
Sorge getragen sei. 


Auf eine Frage des Herrn Generalgouverneurs erwidert 
Gouverneur Dr. Wächter, daß die Stadt Krakau zur Zeit unge- 
fähr 24 000 Deutsche zähle. Dazu gehöre die Beamtenschaft 
auch der Post und der Ostbahn, nicht aber die kasernierte 
Polizei, SS und die Wehrmacht. 


Die Behandlung der Wohnungsfrage im Referat gibt 
Ministerialrat Wille Veranlassung, auf einen Erlaß der 
Hauptabteilung Arbeit über die Zuständigkeit des Wohnungs- 
amts bei der Bewirtschaftung der Diensträume hinzuweisen. 
Durch diesen Erlaß solle es unmöglich gemacht werden, daß 
das Wohnungsamt über Räume, die schon von deutschen Dienst- 
stellen als Dienstgebäude bewohnt würden, irgendwie ander- 
weit verfüge. 


Der Herr Generalgouverneur hält es für notwendig, daß 
durch Abänderung der ersten Verordnung auch eine Zuständig- 


keit der einzelnen Verwaltungen im Wohnungswesen geschaf- 
fen werde, 


Präsident Dr. Frauendorfer weist darauf hin, daß die 
Wohnraumbewirtschaftung eigentlich zur Hauptabteilung Arbeit 
ressortiere. Angesichts der starken Anforderungen von Wohn- 
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raum stehe allerdings im Städtischen Wohnungsamt eine 
Kartothek fiir diese Wohnraumzwecke zur Verfügung. 


Der Herr Genera).gouverneur ordnet an, daß diese 
Frage erneut in der Hegierung besprochen werde, und gibt 
seinem Wunsche Ausdruck, da8 das Städtische Wohnungsamt 
die einzige maßgebende Verteilungsbehürde sei. 


Die Bitte des Gouverneurs Dr. Wachter, dap die Fertig- 
stellung aller Wohnbauten zumindesten im Interesse der 
deutschen Wohnungswirtschaft ermóglicht werde, gibt Abtei- 
lungspräsident Dr. Frauendorfer Veranlassung, darauf hin- 
zuweisen, daß die dafür zur Verfügung gestellten Mittel 
aufgebraucht seien, weitere Mittel Jedenfalls nach Angabe 
der Finanzabteilung bis Jetzt nicht bereitständen. 


Der Herr Generalzouverneur ist der Auffassung, daß, 
wenn genügend Arbeitskräfte und Material zur Verfügung 


Standen, gebaut werden sollte. Wenn diese Bautätigkeit 
nicht indirekt zu einer Belastung des Heiches, des Trans- 
portwesens und der Bedürfnisse des Krieges führe, dann 
dürfe man unter keinen Umständen etwa eine Bausperre aus- 
Sprechen. 


Finanzprüsident Dr. Senkowski schlägt eine genaue 
Regelung vor, in der die Ausnahmen von der Bausperre fest- 
gestellt würden. 


Der Herr Generalgouverneur gibt seiner Befriedigung 
über den Bau von Straßen in Krakau Ausdruck. Im übrigen 


könne er feststellen, daß der Führer großes Interesse an 
dem baulichen Schicksal der Stadt Krakau nehme. Der Begriff 
"Nürnberg des Ostens" für die Stadt Krakau müsse unbedingt 
Allgemeingut werden. 





2) Zum Referat des SS- und Polizeiführers Scherner. 
55- und Polizeiführer Scherner legt dem Herrn General- 
gouverneur eine Karte über die binteilung und Gliederung 
der Widerstandsbewegung im Generalgouvernement vor. 


Der Herr Generalgouverneur mahnt im Hinblick auf die 
Tätigkeit der Widerstandsbewegung zu größter Vorsicht bei 
der Verwahrung von geheimen Dienstakten und Aktenstücken. 
Es sei geradezu ein Verbrechen, wie oft mit dienstlichen 
Schriftstücken von Männern umgegangen werde, die sonst ihre 
dienstliche Pflicht vorbildlich erfüllten, hier aber größte 
Jorglosigkeit an den Tag legten. So habe sich im Distrikt 
Hadom ein ungeheuerlicher Fall zugetragen, der zur Verhaf- 
tung einer ganzen Gruppe von polnischen Bediensteten aller 
Art geführt habe. Es habe sich lediglich um Dienstmädchen, 
Diener und Kutscher polnischer Nationalität gehandelt, die 
im Dienste des Generals Sikorski hier gearbeitet hätten. 
Wenn ihm der geringste Fall bekannt werden würde, in wel- 
chem eine solche Nachlássigkeit Schriftstücke geheimer Art 
in den Besitz der Polen spielte, werde er rücksichtslos 
den deutschen Beamten zur Verantwortung ziehen. Diese seine 
Anordnung misse auch den unteren Instanzen bekannt werden. 


Weiter gibt der Herr Generalgouverneur die Anweisung, 


daß die Frage der Besoldung der Polnischen Polizei dem- 


náchst einer eingehenden Prüfung unterzogen werde. Die viel- 
fach abgetragenen Uniformen der polnischen Polizisten müß- 
ten durch neue ersetzt werden. Auch den polnischen Kriminal- 
beamten, die ihren Dienst in Zivil taten, müsse eine ent- 
sprechende Beihilfe gewährt werden. 

Als erfreulich bezeichnet der Herr Genera ouverneur 
die Tatsache, dap der Einsatz des Einzeldienstes der Schutz- 
polizei erweitert worden sei. Diese Feststellung habe er 
auch in Warschau getroffen. Wenn man Z.B. der Stadt Krakau 
ein deutsches Gepräge geben wolle, so könne das vor allem 
dadurch geschehen, daß deutsche Polizei auf der Straße zu 
sehen sei. 
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Auf eine Frage des Herrn Generalgouverneurs erwidert 
Major von Dazur, daß nach einer Anordnung des Reichsmar- 
schalls die Fahrzeugverdunklung während des Krieges nicht 
aufgehoben werden dürfe. 


Der Herr Generalgouverneur stellt fest, daß eine der 
wichtigsten Fragen 
1. die Aufbesserung der Beside ( der polnischen Polizei sei; 
2. müsse eine disziplinäre Anweisung an alle Dienststel- 
len dahin ergehen, daß bei Kontrollen auch den polni- 
schen Polizeibeamten Auskunft von jedem Reichsdeut- 
Schen, gleich welchen Dienstranges, gegeben — 


5) Zum Referat des Leiters der Abteilung Innere Verwal- 
tung Rechtsanwalt Bauer: 
Hier nimmt der Herr Generalgouverneur besonderes In- 
teresse an der von Rechtsanwalt Bauer angeregten Schaffung 


eines Distriktausgleichsfonds. 


4) Zum Referat des Leiters der Abteilung Wirtschaft 

Regierungsrat Dx. Brancl: 

Präsident Dr. Egnerich weist im Zusammenhang mit dem 
Transportproblem darauf hin, dap auf der Weichsel einige 
Galeeren zur Verfügung ständen, die derDistrikt Krakau 
selbst angeschafft habe. Dieser Verkehr solle auch weiter- 
laufen. 


5) Zum Referat des Leiters der Abteilung Bauwesen 
Dipl.Ing. Dr. Pohl: 
Auf eine Frage des Herrn Generalgouverneurs erwidert 
Dr. Pohl, daß die Frage das Ausbaues des Krakauer Bahn- 
hofs im wesentlichen von der Herstellung des Bebauungsplans 
für Krakau abhángig sei. 


Vizeprüsident Fatken bemerkt, dap die Generaldirektion 
der Ostbahn mit Dr. Stahl über die Verlegung der verschie- 





denen Bahnhofanlagen verhandelt habe und man im wesent- 
lichen zu einer Einigung gekommen sei. Immerhin sei es 
noch nicht móglich gewesen, eine endgültige Lósung dieser 
Frage zu finden, weil auch noch die finanzielle Seite die- 
ses Projekts geklürt werden müsse. 


6) Zum Referat des Leiters der Abteilung Propaganda 

Studienrat Dr. Kracher: | 

Der Herr Generalgouverneur bemängelt die Qualität derin 
den deutschen Filmtheatern des Generalgouvernements gezeig- 
ten Filme. 

Ferner gibt der Herr Generalgouverneur seinem Befrem- 
den darüber Ausdruck, daß das SS- uud Polizeitheater nur 
einer Organisation zur Verfügung stehen solle. Dieser Raum 
werde unbedingt für allgemeine kulturelle Zwecke gebraucht. 
kr weise deshalb Gouverneur Dr. Wachter an, sofort die 
Verhandlungen mit der zuständigen Instanz der Polizei auf- 
zunehmen. Er sei auch bereit, der Polizei die von ihr für 


die Instandsetzung dieses Theaters aufgewendeten Kosten 
zu ersetzen. 


Ebenso wendet sich der Herr Generalgouverneur mit 
Entschiedenheit geger den von einem Herrn Wortelmann ge- 


leiteten Theatergastspieldienst. 


Im Anschluß an die Referate nimmt Amtschef Ministerial- 
rat Wolsegger Stellurg zu einigen wichtigen Fragen. Ange- 
sichts des geringen Personalstandes könne man selbstver- 
stándlich hinsichtlich der Urlaubsregelung nicht den Maß- 
stab anlegen, an den man im Frieden gewöhnt sei. 

Das Wesen der ersten Instanz bestehe darin, dap der 
Kreishauptmann persönlich aus eigener Anschauung den Kreis 
und alle für die Verwaltung des Kreises maßgebenden Fak- 
toren kenne. In dem Augenblick, in dem sich der Kreishaupt- 
mann zurückziehe und sich auf untergeordnete Instanzen wie 
etwa den Land- oder Stadtkommissar stütze, werde er sozu- 
sagen Hegierungsprüsident und büße damit den Charakter der 
ersten instanz ein. 





Der Geist der Beamtenschaft im Distrikt Krakau sei 
im allgemeinen ausgezeichnet. Bis zu einem gewissen Grade 
leide man allerdings darunter, daß die Beamten und Ange- 
stellten, aus ihrer Familie herausgerissen worden seien. 
Nun gebe es bedauerlicherweise Ortschaften, in denen jede 
Möglichkeit einer kulturellen oder sonstigen Betreuung 
der Beamten und angestellten fehle. Die Folge sei, daß in 
einigen Kreishauptmannschafter eine weitgehende Veralkoholi- 
sierung der Beamtenschaft eingetreten sei. | 

Die Verabschiedung des Stellenplans müsse möglichst 
bald erfolgen. Die Beamtenschaft lebe in steter Sorge um 
die Aufrechterhaltung ihrer Beförderungsmöglichkeiten. 
Beamte, die heute in der Heimat tätig seien, würden beför- 
dert, ohne Rücksicht darauf, daß ihre Vordermänner hier 
im Generalgouvernement Dienst täten. 


Präsident Dr. Emmerich dankt dem Leiter der Abteilung 
Wirtschaft Dr. Brandl, daß er auf den Mangel an Beamten 


hingewiesen habe, der sich gerade in der Wirtschaftsabtei- 
lung besonders fühlbar gemacht habe. Die Hauptabteilung 
Wirtschaft sei erst im Juni 1940 in ihr endgiiltiges Orga- 
nisationsstadium eingetreten, also zu einem Zeitpunkt, in 
welchem für das Hereinholen von Seamten aus dem Reich im 
wesentlichen der Moment ungünstig war. Wenn daher im vorigen 
Jahr in der Wirtschaftsverwaltung nicht alles auf allen 
Sektoren zufriedenstellend Sewesen sei, so deshalb, weil 

er gewissermaßen mit einer Schar von freien Künstlern die 
ochwierigkeiten zu meistern Eezwungen gewesen sei. In- 
zwischen sei es gelungen, durch intensive Arbeit eine Tra- 
dition in die Gemeinschaft der Wirtschaftsverwaltung hinein- 
zutragen. Er danke dem Leiter der Abteilung Wirtschaft des 
Distrikts Krakau ganz besonders fiir die ihm dabei geleistete 
Unterstiitzung. Die Zusammenarbeit zwischen Hauptabteilung 
und Distriktabteilung sei ideal Eewesen. Die besonderen 
Fähigkeiten des Leiters der “irtschaftsabteilung im Distrikt 
Krakau seien auch Veranlassung gewesen, ihn für die Reorga- 








nisation der Wirtschaftsabteilung im Distrikt Radom sowie 
für die Beratung bei der ärrichtung einer Abteilung Wirt- 
schaft im Distrikt Galizien einzusetzen. 

Die persönliche und räumliche Fühlungnakme der Haupt- 
abteilung Wirtschaft mit der Abteilung Wirtschaft im Di- 
strikt Krakau habe es ermöglicht, über alle Probleme regel- 
mäßig einen Gedankenaustausch stattfinden zu lassen, dér 
die Ausschaltung von Mißverständnissen gewährleiste. 

Gerade für den Distrikt Krakau sei es besonders 
Schmerzlich gewesen, auf das Krakauer Kohlenrevier zu 
verzichten. Man habe sich bemüht, dieses Hevier, das bei- 
nahe seine gesamte Produktion in das Generalgouvernement 
liefere, aucn weiter in ein enges Verhältnis zum General- 
gouvernement zu bringen. Er habe mit dem Oberberghauptmann 
im Reichswirtuchaftsministerium Verhandlungen mit dem Ziele 
geführt, dieses Kohlenvorkommen, an dem die Stadt Krakau 
zu 50 %, die Stadt Lemberg zu 40 % früher beteiligt gewe- 
sen seien, dem Generalgouvernement wieder zu kigentum zu 
überlassen. Er habe dabei auf die Minderwertigkeit der 
Kohle und ihren geringen Kaloriengehalt hingewiesen. Man 
werde sich im Reich keineswegs um diese Kohle reißen, da 
in Operschlesien bessere Kohle in groberer Menge zur Ver- 
fügung stehe. Leider sei er in Berlin mit dieser seiner 
Anregung nicht durchgedrungen. Wie man ihm gesagt habe, 
beabsichtige man gerade mit dieser geringwertigen Kohle 
eine knergieversorgung zu betreiben. Der Gauleiter von 
Oberschlesien habe einen Plan ausgearbeitet, nach welchem 
in der oberschlesischen Verbundswirtschaft das Schwergericht 
der Energiewirtschaft in ......... liegen solle. Man sei 
| also darauf angewiesen, auf dem Gebiet der knergiewirt- 
| Schaft eine Zusammenarbeit anzustreben. Übrigens habe ihm 
| der Oberberghauptmann erklärt, daß es nach den vorliegen- 
den geologischen Erkundungen so gut wie sicher sei, daß 
sich das oberschlesische Steinkohlenvorkommen auch in das 
Gebiet des Generalgouvernements erstrecke und dieses sich 
die Kohle selber erarbeiten solle. Nun haba man bisher die 
Grube Christine gehabt, die unter sehr ungünstigen Förder- 








ergebnissen gestanden habe. Das Amt für Bodenforschung 

sei aber in Begriff, einen Versuchsschacht niederzubringen, 
un sich die Gewigheit zu verschaffen, ob der Kohlenbergbau 
in dem Raume westlich der Stadt Krakau bis zur Graze über- 
nommen werden könnte, 

Die Stadt Krakau liege in einer Nahzone zu den Gruben, 
und diese lage lasse mit verhältnismäßig großer Ruhe der 
Kohlenfrage im Distrikt Krakau entgegensehen. Die Gesamt- 
dispositionen der Kohlenbewirtschaftung müßten davon aus- 
gehen, eine größt mögliche Menge von Kohle zunächst an 
die Grenze zu holen, weil das Generalgouvernement trans- 
portmáüig nach der Art der Bewirtschaftung des Reiches 
von einem System der Waggonrepartierung abhangig sei, dem 
man sich fiir Sonderwiinsche nicht entziehen künne. 

20 zerfalle der Kohlenbezug des Generalgouvernements 
in den Bezug einer Nahzone und einer ferneren Zone, wobei 
die geschlossenen Kohlenzüge, die verkehrsmäßig besonders 
erwünscht seien, weil sie die Bahn móglichst wenig be- 
lasten, in die Fernzüyge gelenkt würden, während alle son- 
stigen Móglichkeiten des Hereinholens von Kohle in anderen 
Verkehrswegen für die Nahzone gesucht werden müßten. Das 
sei auch der Grund dafür, weshalb man den verfügbaren 
Kahnraum der Weichselschiffahrt in erster Linie für die 
Versorgung der Stadt Krakau einsetze und dadurch in die 
Lage versetzt werde, entsprechend mehr von dem zur Ver- 
fügung stehenden Waggonraum in die ferneren Distrikte zu 
leiten. Der Bau von Galeeren sei in diesem Sommer günstig 
fortgeschritten. Allerdings müsse man dabei bedenken, daß 
es sich bei diesen Galeeren um ein recht rückständiges 
Transportmittel handle, Die einzelne Galeere könne nur 50 t 
fassen und werde von Fiößern heruntergetrieben. In T Tagen 
sei der Umlauf von der Grube bis zur Stadt vollzogen, Die 
Bergfahrt erfolge mit Schleppern, die auch nur in beschränk- 
ter Zahl zur Verfügung ständen. 


Ein ernstes Problem stelle die freibstoffversorgung 


dar. Im Reich werde immer wieder der Meinung Ausdruck gege- 
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ben, daß im Generalgouvernement zu großzügig gewirt- 
schaftet würde, Die Tatsache, daß das Erdöl im Lande ge- 
Wonnen werde, werde zum Anlaß genommen, um der Wirtschaft 
in ihrer engen Grundlage nach Möglichkeit zu helfen. Der 
Einsatz von Dieselöl, aber auch von Benzin könne eigent- 
lich wirtschaftlich nicht vertreten werden. Im Rahmen des 
möglichen werde überall dort eingegriffen, wo Notstände 
vorhanden seien. Andererseits müsse aber auch bei den 
Distrikten ein Verständnis dafür bestehen, daß man hier 
Aufgaben des Reiches Hechnung zu tragen habe. Was die 
Zuständigkeitsabgrenzung der staatlichen Wirtschaftsver- 
waltung und der wirtschaftlichen Selbstverwaltung, der 
Kammerorganisation, engehe, so sei eine Durch fiihrungs- 
verordnung zur Verordnung über die binrichtung der Zen- 
tralkammer und der Distriktskammern fiir die gesamte Wirt- 
Schaft in Vorbereitung. Sobald diese Dur chführungsverord- 
nung vorliege, werde er eine zweitägige Besprechung zwi- 
schen den Wirtschaftsabteilungen und den Vertretern der 
Selbstverwaltungsorganisation einberufen, in der dann 
über die Zusammenarbeit und die Zuständigkeitsbegrenzung 
endgültig gesprochen werde, Er hoffe, daß die entsprechende 
Verordnung noch im kommenden Monat vom Herrn Generalgouver- 
neur unterzeichnet werden könne, damit die notwendi ge Be- 
reinigung erfolgen könne. 


Präsident Westerkamp nimmt zu den beiden grunåsätz- 
lichen Verwaltungsproblemen Stellung unå geht dabei von 
der These aus, daß die Regierung regiere, dap in der Mit- 
telinstanz die Aufsicht geführt und ein in sich geschlosse- 
ner Bereich verwaltungsmäßig erfaßt, dap in der unteren 
Instanz bei den Kreishauptleuten im einzelnen verwaltet 
und gestaltet werde. Nun sei allerdings in der Zeit der 
Not manches Gebiet gezwungen, zu einer starken Konzentrie- 
rung überzugehen. Er denke da insbesondere an die wirt- 
schaftlichen Probleme, die an die Abteilung Ernährung und 
Landwirtschaft und die Abteilung Innere Verwaltung heran- 





treten. So müsse z.B. auf dem schwierigen Gebiet der 
Fleischzuteilung das letzte Stück Fleisch gewissermagen 

von Krakau aus verteilt werden. Solchen Notwendigkeiten 
müsse man Rechnung tragen. Aber auch eine andere Proble- 
matik müsse klar erkannt werden. Der verantwortliche Lei- 
ter dines Sachgebiets müsse sich führungsmäßig mit seinen 
Sachgebiet durchsetzen. Er glaube jedoch vielfach, seine 
Führungsbelange auf diesem Gebiet nur dann wirklich du rch- 
setzen zu können, wenn er alles in der Hand behalte, Diese 
Schlußfolgerung sei aber falsch. Im Prinzip sei es doch 
wohl richtig, alle diese Dinge in den Distrikt zu verla- 
gem. Die Regierung müsse sich darauf beschränken, den 
Rahmen zu ziehen, müsse allerdings eisern darauf halten, 
daß dieser Rahmen innegehalten werde, Damit seien dann auch 
die unteren Instanzen meist einverstanden. Im Rahmen der 
allgemeinen Verwaltung werde eine Dezentralisierung möglich 
sein, weniger schon bei der Wirtschaft. Die SChwierigste 
Kunst der Verwaltung sei wohl in der Zentrale, aber vid- 
leicht auch im Distrikt, die Beschränkung auf das wirklich 
Notwendige. 


Was die Schaffung eines Ausgleichsfonds angehe, so 
sel eine endgültige Stellungnahme noch nicht möglich, weil 
gewisse Fragen erst geklärt werden müßten, so vor allem 
die Frage, ob dieser Ausgleichsfonds grol genug sein würde, 
um die Aufteilung in fünf Distrikte zu ertragen. 

Das zweite Problen sei dasjenige der Einschal tung der 
Selbstverwaltung. Man stehe im Generalgouvernement vor der 
Frage, wie man mit der Arbeit fertig werde, womit man Sich 
belasten solle und was man anderen übertragen künne. Jeden- 
falls werde man der Lisung dieser Frage nicht mehr lange 
ausweichen können. Dabei müsse man allerdings genau prüfen, 
ob der Selbstverwaltung nicht etwa zuviel in die Hand ge- 
geben werde. finige Kreishauptleute hütten sich selber ge- 
holfen. zin K&reishauptmann habe z.B. eine Verwaltungsneben- 
stelle eingerichtet, habe sie dann allerdings wieder auf- 
gehoben, weil er der Meinung gewesen sei, er sei dazu nicht 
befugt. Dieser Kreishauptmann habe alle kleineren Dinge der 
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Verwaltung, mit denen man die deutschen Beamten einfach 
nicht belasten diirfe, polnischen Bediensteten übertragen. 

Im übrigen müsse wohl zugegeben werden, dag die Verwaltungs- 
tátigkeit praktisch wirklich mehr Aufsicht als Verwaltung 
sei. Er denke hier nicht an die Hegierung oder die Di- 
strikte, Wenn aber eia Kreishauptmann mit seinen wenigen 
deutschen Mitarbeitern 90 % polnische Angestellte habe, 

dann bedeute das praktisch eine Aufsicht. 


Der Herr Generalsouverneur hält eine eingehende 
Prüfung dieser Frage für notwendig und meint, dag hier 


ein System geschaffen werden müsse. Jedenfalls dürfe man 
die Dinge sich nicht Ortlich, sondern von oben her ent- 
wickelu lassen angesichts der Gefahr, daß sich sonst der 
Einfluß der Polen zu stark steigern würde. 


Prásident Westerkamp geht dann auf die Frage ein, 
ob es sich empfehle, große oder kleine Kreishauptmann- 


schaften zu bilden. Bei kleinen Kreishauptmannschaften 
sei jedenfalis die Einheitlichkeit der Verwaltungsführung 


sehr erschwert, weil die verschiedenen Fachgebiete nicht 
auf zu kleinem Gebiete verwaltet werden könnten. 

Für die Beurteilung der Frage, welche Abteilung für 
den Verkehr zuständig sei, sei zweifellos die Tatsache von 
Bedeutung, daß der Verkehr der Wirtschaft diene. Die Wirt- 
schaft sei aber nicht nur in der Hauptabteilung Wirtschaft 
zusammengefaßt, sondern zur Wirtschaft in diesem Sinne 
gehörten auch Ernährung und Landwirtschaft, Eisenbahn, Post, 
Bauwesen und Forsten. Die Sinheit des Verkehrs werde da- 
durch gewährleistet, daß er in der inneren Verwaltung zu- 
SammengefaGt werde. 

Der Stellenplan werde in absehbarer Zeit verabschiedet 
werden kónnen. Seine Veröffentlichung werde vielleicht Ver- 
anlassung zu einiger Kritik geben, weil er sicherlich nicht 
vollkommen sei. Ausgangspunkt für die Schaffung des Stellen- 
plans sei der Gedanke gewesen, für den jetzigen Ist-Bestand 
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eine Grundlage mit eirer Senügenden Reserve zu schaffen. 
Hier werde es natiirlich noch einer gewissen Entwicklung 
bediirfen.-Wenn man das Wohnungswesen in der Stadt Krakau 
lenken wolle, müsse es unbedingt einheitlich zusammen- 
gefaßt werden. Zur Zeit sei die Lage so, dap man sich 
gewissermaßen selbständig machen müsse, wenn man nicht 

vor den Schwierigkeiten kapitulieren wolle. Da oft neue 
Mitarbeiter keine Wohnung mehr finden könnten, bestehe bei 
Jeder Sparte das Bestreben, ein kleines Reservoir zu schaf- 
fen. Aus diesem Grunde miisse das Wohnungsamt mit einer 
maßgebenden Autorität ausgestattet werden. Im übrigen 
müsse man bedenken, dai Krieg sei und deshalb inder Regel 
für einen Beamten oder Angestellten ein Zimmer geniige. 
Jedenfalls miisse hier ein gerechter Maßstab gefunden werden. 

Für die Zuteilung von Heizmaterial an die Deutschen 
sei bisland in erträglichem Maße Sorge getragen. Leider 
koste aber die Zufuhr des Materials 200 ^» des Kohlenpreises. 
Hier müsse unbedingt eine zweckentsprechende Organisation 
geschaffen werden. 

Die Verdunklungsmagnahmen würden Jetzt von der Polizei 
Scharf durchgeführt werden, Allerdings sei es für Benutzer 
von Kraftfahrzeugen lebensgefährlich, mit dem kleinen Licht 
zu fahren, 

Wenn in einer Übersicht über die Dimststellen des Di- 
Strikts Krakau ein Stadthauptmann und 12 Kreishauptleute uns 
ter der Abteilung Innere Verwaltung angeführt würden, dann 
liege hier wohl ein Versehen vor. Die Kreishauptleute seien 
keineswegs in höherem Mage Organe der Inneren Verwaltung 
als jeder anderen Abteilung, Sondern stünden allen Abtei- 
lungen in gleicher Weise zur Verfügung. 





ge Prasident Dr. Frauendorfer weist auf das starke Miß- 
verhaltnis zwischen den in der öffentlichen Verwaltung und 
der Privatwirtschaft gezahlten Löhnen und den Lebenshaltungs- 
| kosten hin. Hier müsse man durch gewisse Aufbesserung der 
VE im Einzelfall Härten ausgleichen. |Von Seiten der Ab- 
teilung Arbeit habe man sich auch durch Schaffung von Tarif- 
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Ordnungen einigermaßen den Erfordernissen der Zeit anzu- 
passen gesucht. Im übrigen bedürfe es hier nur eines ein- 
fachen Hinweises auf eine nationalsozialistische Erkenntnis, 
die nicht etwa aus der Wirtschaft, sondern aus der Politik 
Stamme: in einer geordneten Volkswirtschaft ständen sich 
das vorhandene Geld und die vorhandenen Mengen an Lebens- 
gütern im ausgeglichenen Verhältnis gegenüber. Jetzt aber 
habe man die Tatsache zu verzeichnen, daß die Geldseite in- 
Folge des anfallenden Verdienstes größer geworden sei, aber 
die gegenübersteheuden Mengen von Gütern auf vielleicht 

20 oder 30 Einheiten susammengeschmolzen sei. Daraus er- 
gebe sich, daß der Wert des Geldes an sich auf ein Fünftel 
gesunken sei. Alle Überlegungen und organisatorischen Maß- 
nahmen künnten diese Tatsache Dicht aus der Welt schaffen. 
Man kónne hichstens dafir Sorgen, dag für die unbedingt 

le bensnotwendigen Dinge im Wege einer Preisüberwachung das 
MiSverhiltnis nicht all zu groß werde. Von einer Mehrzutei- 
lung von Geld sei nichts zu erwarten. An dieses Problem 
könne man nur von der Versorgungsseite her herantreten. Man 
könne sich höchstens bemühen, diesem Geld so viel wie mög- 
lich Einheiten &£egenüberzustellen und dadurch das Einkommen 
in fein erträgliches Verhültnis zu den Preisen der Ver- 
brauchsgüter zu bringen. 

Die Sozialversicherung arbeite finanziell mit ausge- 
zeichneten Ergebnissen. Es sei möglich, die an sich sehr 
niedrig liegenden Renter in der gesamten Rentenversicherung 
zu erhöhen. &igenartigerweise hätten sich verschiedene 
Ressorts dagegen gewendet mit der Begründung, daß eine Er- 
höhung der Hentenbezüge auch eine Erhöhung aller übrigen 
Bezüge nach sich ziehen müßte. Diese Befürchtung sei aber 
angesichts der geringen Hóhe der Henten unbegründet. 

Die Hauptabteilung Arbeit habe bisher über 400 000 

H Landarbeiter und 100 000 gewerbliche Arbeiter, und zwar 
qualifizierte Kräfte, ins Reich vermittelt. Der Reichsarbeits- 
minister habe ausdrücklich anerkannt, daß damit von Seiten 
des Generalgouvernements ein entscheidender Beitrag für die 
Wirtschaft des Deutschen Reiches geleistet worden sei. 
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Gegenüber der Klage, daß Arbeiter aus den Betrieben 
weggenommen würden, müsse daran erinnert werden, daß die 
Arbeitsümter im Generalgouvernement die Arbeit vermittel- 
ten. ES würden ungeheure Mengen von Menschen umsesetzt und 
diese Arbeit sei unvergleichlich viel groBer, weil viele 
Arbeiter aus wirtschaftlichen Erwägungen den Arbeitsplatz 
wieder verließen. Die Folge sei, daß so und so oft ver- 
mittelt werden müsse, bis ein Arbeitspl&z mit einer stän- 
digen Arbeitskraft ausgefüllt sei. Auf diesem Gebiet gebe 
es Notwendigkeiten, die anderen vorangehen müßten. Hier 
spielten vor allem die Anforderungen der Wehrmacht und 
der Organisation Todt eine große Rolle. Es sei selbstver- 
ständlich, daß für einen solchen Zweck aus einem Betrieb 
einige Mann abgezogen werden müßten. 

Er begrüße es, daß sich in der Frage der polnischen 
Arbeiter im laufe des letzten Jahres dank der Bemühungen 
der Hauptabteilung Wirtschaft und insbesondere der Unter- 
stützung durch den Herrn Generalgouverneur doch eine Wand- 
lung zu einer im allgemeinen erträglichen Behandlung und 
Auffassung dieses Problems vollzogen habe. Im Reichs- 
arbeitsministerium sei unter Zustimmung sämtlicher betei- 
ligten Ressorts festgestellt worden, daß diejenigen Polen, 
die im letzten Jahr auf 9 Monate verpflichtet worden seien, 
grundsätzlich wieder ins Generalgouvernements entlassen 
werden sollten, daß aber auch denjenigen, die früner ver- 
mittelt worden seien, ein mehrwóchiger Urlaub ins General- 
Souvernement gewährt werden solle. Die Lösung dieser Frage 
sei von der Transportmöglichkeit abhängig gemacht worden. 
Aus dieser Maßnahme ergebe sich, auch psychologisch ge- 
sehen, eine bessere Werbungsmöglichkeit.\Als Leiter einer 

J Verwaltung, die zu den volksnahesten gehörey gehe er auf 
die Unterscheidung zwischen eigener Arbeit und Aufsicht ein. 
Die Aufsicht würde zur Voraussetzung haben, daß ein fremdes 
Gedankengut von einem anderen verwirklicht und von der 
Hauptabteilung Arbeit nur kontrolliert werde, während die 
Arbeit der Hauptabteilung in erster Linie dem Zwecke diene 





die eigenen Planungen und Initiativen, wenn auch durch 
fremde Krüfte, nach einem bestimmten System durchzuführen. 

Vielleicht würe es Aufgabe der Partei, den Deutschen 
im Generalgouvernement für die weitere Zukunft gewisse Richt- 
linien der Entwicklung des Generalgouvernements aufzuzeigen. 
Da über diese Dinge nicht ganz klar gesprochen werden kónn- 
te, habe sich jeder entsprechend der Auffassung seines Amts- 
oder Behórdenchefs eine Art Privatmeinung zugelegt. 

Trotz der großen Zahl von Arbeitervermittlungen nach 
dem Reiche werde selbstverständlich dafür gesorgt, daß die 
Arbeitskräfte, die im Generalgouvernement an Fach- oder 
ungelernten Arbeitern benótigt würden, jederzeit voll zur 
Verfügung stánden. So seien 80 000 Rüstungsarbeiter und 
>> 000 Arbeiter für den Straßenbau zur Verfügung gestellt 
worden. 


Finanzprüsident Senkowski berichtet, daß die Entwick- 
lung der Einnahmen in der letzten Zeit auch weiter günstig 
gewesen sei. Das gelte sowohl für die Besitz- und Verkehrs- 
steuern, wie auch für die Zölle, die Verbrauchéssteuern und 
die kinnahmen der Monopolverwaltung. 

Die Bausperre habe die Anforderungen von Mitteln für 
das Bauwesen geringer werden lassen. Andererseits zeige sich, 
daß fast kein Kostenvoranschlag tatsächlich eingehalten wer- 
den kónne; abgesehen von den Grundbaustoffen, die straff be- 
wirtschaftet seien, oei denen auch eine einheitliche Preis- 
politik durchgeführt werden könne, seien die Preise für die 
innengestaltung derartig gestiegen, dag in Jedem einzelnen 
Fall mit einer nachtrüglichen Erhöhung der Kosten gerechnet 
werden müsse. Diese Erscheinung kónne den gesanten Finanz- 
aufwand für das Bauwesen grundsätzlich gefährden. Wenn man 
heute #ür-das beispielsweise nur 300- oder 400 Millionen 
Zloty für das Bauwesen zur Verfügung stellen könne, sich 
dann aber während der Durchführung des Baues herausstelle, 
daß aus Preissteigerungsgriinden, für die die Fjnanzabteilung 
nicht verantwortlich sei, eine Erhöhung um 150 Millionen 





Zloty erforderlich sei, so miisse die Finanzverwaltung doch 
in dieser oder jener Hinsicht Zurückhaltung üben. Es würe 
deshalb vielleicht nicht unzweckmäßig, über die Bewirt- 
schaftung der Baustoffe hinaus die Preisgestaltung auch 
auch gewisser anderer für das Bauen notwendigen Materia- 
lien entsprechend straff in die Hand zu nehmen. 

Für die Beurteilung der Frage, ob die volksdeutschen 
und polnischen Beamten ausreichend besoldet seien, sei 
die Kaufkrait des Geldes maügebend. Die Gehälter, die sie 
bekämen, reichten bestimmt für die Lebensmittelkarten- 
zuteilung aus. Aber sie erhielten ja zumeist nicht ein- 
mal das, was sie auf die Karte erhalten sollten. Eine Er- 
höhung der Gehälter un 30 % würde überhaupt keine praktische 
Bedeutung haben. Darum entschließe sich die Finanzabtei- 
lung auch so schwer, an vehaltserhihungen heranzugehen. 
Wolle man die Währungsstabilität aufrechterhalten, dann 
könne man höchstens zu dem Naturalversorgungssystem über- 
gehen, das vielfach schon angewendet werde. Die Schaffung 
von Linheitskiichen habe den großen Nachteil, daß gerade 
der wertvolle Mitarbeiter aus polnischen Kreisen sich nicht 
satt esse, wenn seine Frau und seine Kinder nicht zu essen 
hätten. Deshalb wolle man auch den Versuch machen, die 
Familienangehörigen in dieser Verpflegung einzubeziehen. 


Oberregierungsrat Wessel gibt der Auffassung Ausdruck, 
daß der Verkehr grundsätzlich nicht in eine einzelne Wirt- 
schaftssparte eingeordnet werden dürfe. Das sei beim Eisen- 
bahnverkehr selbstverstündlich. beim Kraftwagenverkehr 
komme man auch langsam zu dieser kntwicklung. Gerade im 
Generalgouvernement sei nicht die Hauptabteilung Wirtschaft, 
sondern vielnehr die Hauptabteilung Ernährung und Landwirt- 
schaft auf die Transporte auf der Strage angewjesen. Hier 
würden bei der Ernteerfassung und der Verteilung der land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse an den Verkehr die groBten An- 
forderungen gestellt. Man habe gerade jetzt wieder großen 
Transportraum aus dem &eich heranziehen müssen, um den An- 
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forderungen der Ernteerfassung Rechnung zu tragen. Neuer- 
dings sei auch ein Transportbeauftragter in den Distrikten 
ernannt worden, der in Zusammenarbeit mit sümtlichen Ver- 
kehrstrügern den Transportraum so einsetzen solle, wie er 
im Interesse der Wirtschaft des Generalgouvernements am 
besten eingesetzt werden könne. Die Voraussetzungen für 
das Arbeiten der Verkehrsabteilung innerhalb der Inneren 
Verwaltung seien gegeben. Obwohl man das Transportproblem 
im Generalgouvernement immer wieder als eines der Kardinal- 
probleme angesehen habe, so sei doch leider der Straßen- 
verkehr von Anfang an als fünftes Rad am Wagen betrachtet 
worden. Im August 1940 habe es eine eigentliche Verkehrs- 
verwaltung im Generalgouvernement überhaupt nicht gegeben. 
Er häbe seiner Zeit darauf hingewiesen, daß der Wir- 
kungsbereich einer Verkehrsverwaltung sehr viel größer wer- 
den würde. Aber es habe nicht die Möglichkeit bestanden, 
den Verkehr in eine Abteilung einzugruppieren, sondern 
er sei lediglich zum Heferent für den Stragenverkehr er- 
nannt worden. Bei der Organisation der Regierung des Gene- 
ralgouvernements sei die Viglichkeit, den Verkehr selb- 
ständig einzugruppieren, nicht erörtert worden. Er habe 
es für richtig gehalten, den Verkehr der Hauptabteilung 
Innere Verwaltung einzugliedern, um so mehr, als in die- 
ser Abteilung Berührungspunkte mit der Verkehrspolizei 
und der Verkehrstechnik bestánden. Eine Arbeit im Rahmen 
der Inneren Verwaltung sei durchaus móglich, wenn auch 
der StraBenverkehr innerhalb dieses grogen Arbeitsbereiches 
etwas zurücktrete und in seiner eigentlichen Bedeutung 
nicht erkannt werde. Diese Beobachtung kónne man in der 
gesamten Verwaltung wie auch in der Distriktsverwaltung 
machen. Ihm sei auch aufgefallen, dap bei den Regierungs- 
sitzungen in den Distrikten kein einziger Distrikt den 
Transportbeauftragten habe zu Wort kommen lassen. Er sei 


auch bislang zu der Erórterung vcn grundsatzlichen Fragen 
nicht herangezogen worden, habe auch an keiner Sitzung des 





19 


Wirtschaftsrats teilnehmen können, Der Versuch, ein großes 
gemischtwirtschaftliches Unternehmen Generalgouvernement 
zu schaffen, sei an den Widerspruch der Abteilungen Ost- 
bahn und Wirtschaft &escheitert. Er wolle jetzt aber dazu 
übergehen, Verkehrsbetriebe aus dem Reich in größeren Um- 
fange hereinzuziehen. 

Man könne seiner Ansicht nach nur mit einem motori- 
sierten Verkehr wirtschaften, wenn man den Belangen von 
Handel und Gewerbe genügen wolle. Ob das den Intentionen 
der Gesamtwirtschaft entspreche, sei ihm nicht bekannt. 


Auf eine Frage des Herrn Generalgouverneurs erklärt 
sich Oberregierungsrat Wessel damit einverstanden, daß das 
Stragenverkehrswesen dem Staatssekretariat zugewiesen werde, 


Weiter teilt Überregierungsrat Wessel mit, daß es in 
Verhandlungen mit dem Feichsverkehrsministerium möglich ge- 
wesen sei, jetzt erheblichen lransportraum heranzuziehen. 
Nach Galizien rollten zur Zeit 130 schwere Lastziige. Sie 
hätten aber bislang angesichts der Schwierigkeit des Bahn- 
transports ihr Ziel noch nicht erreichen kónnen. 


Vizeprüsident Fatken weist auf die bei der Ostbahn 
zur Zeit bestehenden Schwierigkeiten hin. Vom Distrikt Ga- 
lizien würden keine Züge angenommen. Auch sei man gezwungen, 
die von Oppeln hereinkommenden Wagen zurückzuhalten, weil 
bereits 330 Züge im Bezirk abgestellt seien. 


Geschäftsführender Hauptabteilungsleiter Naumann 
weist darauf hin, daß über die Hälfte der für den Distrikt 
Krakau benötigten Kartoffelmenge von 110 000 t aus den bei- 
den Jistrikten Radom und Lublin eingeführt werden müßte. 
Die größte Sorge bereite jetzt der Mangel an geeigneten 
Transportmitteln. An der Möglichkeit der Erfassung der not- 
wendigen Kartoffelmengen werde es nicht fehlen. Deshalb miisse 
unbedingt der geforderte Waggonraum zur Veriügung gestellt 
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werden. lm übrigen sei die Eriassung nicht ganz so gut vof 
sich gegangen wie in den beiden Distrikten Radom und War- 
schau. Das sei hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß die 
Ernte erst bis zu 14 Tagen bezw. 3 Wochen später habe ein- 
gebracht werden können. Weiter habe auch der Umstand dazu 
beigetragen, daß viele wertvolle Kräfte nach Galizien hät- 
ten abgegeben werden müssen. 

im Gegensatz zu den beiden landwirtschaftlichen Er- 
zeusnissen des Getreides und der Kartoffel sei der Distrikt 
Krakau erireulicherweise hinsichtlich Vieh und Viehproduk- 
ten ein Überschußgebiet. Man sei bei der Registrierung und 
Musterung der Viehbestiinde vorbildlich vorgegangen, Die auf 
diese Weise gesammelten Erfahrungen hätten die Distrikt- 
verwaltung dazu bewogen, eine Verordnung zu entwerfen, die 
nach gewissen Vorverhandlungen in den nächsten Tagen vorge- 
legt werde, auf Grund deren dann dieses oystem im ganzen 
Generalgouvernement durchgeführt werden solle. Mit diesem 
system bezwecke man, die schlechten Viehbestände moglichst 
schnell abzustoBen und zu erreichen, daß nur noch gutes und 
leistungsfähiges Vieh in den Stillen gehalten werde, Man 
werde nun allerdings in die Bestände bis zu 50 % eingreifen 
müssen, um den Verpflichtungen gegenüber der Bevölkerung 
des Landes und der Wehrmacht nachkommen zu können. Erst 
gestern seien wieder seitens der Wehrmacht neue Forderungen 
erhoben worden, Danach solle die wöchentliche Lieferung von 
360 t auf 570 t gesteigert werden, allerdings unter der Aus- 
sicht, daß in den Monaten Mai bis Juli nächsten Jahres die 
Mengen,die jetzt mehr geliefert würden, in Anrechnung kämen. 

In der Milcherfassung habe man im Distrikt Krakau große 
Fortschritte erzielt. Die Erfassung sei von 1940 bis 1941 
wesentlich gesteigert worden. Sie wäre noch weiter gestei- 
&ert worden, wenn es gelungen wäre, im Laufe dieses Jahres 
mit dem Bau von 60 Molkereien zu beginren. Angesichts der 
bekannten Schwierigkeiten sei es leider nicht moglich ge- 
wesen, auch nur den größten Teil dieser geplanten 60 Molke- 
reien zu errichten. Daher werde es eine Aufgabe der kommenden 





Zeit sein, so schnell wie móglich mit der srrichtung zu 
beginnen, damit die erforderliche Butter zur Verfügung ge- 
stellt werden könne. 

wenn feststehe, daß der Umfang der Produktion über- 
haupt erst die Möglichkeit einer straffen Lohngestaltung 
und einer Stabilisierung der Löhne herbeiführe, dann müß- 
ten auch alle Faktoren, die dieser Produktion zugute kamen, 
mOglichst ausreichend zur Verfügung gestellt werden. Alle 
Schwierigkeiten, die sich der Steigerung der Urproduktion 
z.B. in Gestalt der Preisschere entgegenstellten, müßten 
von allen in Betracht kommenden Stellen nach Möglichkeit 
aus dem Wege gerüumt werden. Wenn es gelinge, die gesamte 
Landwirtschaft in die Hand zu bekommen, werde auch das Lohn- 
problem keine ochwierigkeiten mehr bereiten. Voraussetzung 
sei weiter, daß die Produktion von der Bewirtschaftung des 
Dodens bis zur Verteilung restlos in der Hand der Haupt- 
abteilung Eraährung urd Landwirtschaft liege. 


Landrat Dr. Schönhals erklärt, daß das Prinzip der 
absoluten Einheit der Verwaltung auch in der Polizeiverwal- 
tung durchgeführt worden sei. Diesem Umstand sei durch die 
Lrrichtung einer besonderen Polizeiabteilung, die in die 
Abteilung Innere Verwaltung eingebaut und federführend für 
alle polizei.ichen Angelegenheiten sei, Rechnung getragen. 

im Distrikt Krakau herrsche naturgemäß eine besonders 
enge Zusammenarbeit, da der Distrikt seinen Sitz in Krakau 
habe, so daß die Regierung über die Wünsche des Distrikts 
Standig genau im Bilde sei. Bei den Kreishauptleuten des 
Distrikts Krakau beständen keine Schwierigkeiten. Der Kreis- 
hauptmann vereinige in seiner Eigenschaft als Kreispolizei- 
behörde die Verwaltung und die sxekutive in einer Hand. 

Zwei Einzelfragen seien im Verlaufe der Sitzung auf- 
getaucht: Der 33- und Polizeiführer habe das Verhalten der 
Deutschen gegenüber der Polizei gestreift, Bei den in Krakau 
vorhandenen 24 000 Deutschen sei es leicht möglich, daß Deut- 
sche mit der Polizei in Konflikt kämen. Er stehe nicht auf 
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dem Standpunkt, dap ein Deutscher von einem nichtdeutschen 
Polizeibeamten nicht kontrolliert werden dürfe. Durch eine 
solche Einstellung wáre jegliche Kontrolle unmóglich, da 
jeder deutschsprechende Pole sich dem polnischen Polizei- 
beamten gegenüber als Deutscher ausgeben würde. Über diesen 
Punkt hätten schon eingehende Besprechungen stattgefunden 
und die notwendige Regelung sei bereits in einem Erlaß nie- 
dergelegt worden. Auch der Befehlshaber der Sicherheitspoli- 
zei habe in Aussicht gestellt, die gleiche Regelung an seine 
Dienststellen bekanntzugeben und durch genaue Verhaltungs- 
maßregeln an die Polizeibeamten dafür Sorge zu tragen, daß 
Kontrollen Deutscher durch nichtdeutsche Polizeiorgane mit 
dem nötigen Takt erfolgten. 

Die von Distrikt Krakau angeregte Übertragung einer 
otrafbefugnis auf Vögte und Bürgermeister werde demnäclist 
eingeführt werden. Ein Entwurf liege bereits dem Amt für 
Gesetzgebung vor, werde aber wahrscheinlich zurückgezogen, 
weil dieser ganze Fragenkomplex in einer grundlegenden Ver- 
ordnung über die Verwaltung der Polizei im Generalgouverne- 
ment zusammengefaßt werden müsse, 


p 


Am Schluß der Tagung richtet der Herr Generalgouverneur 
mem Ansprache an die Teilnehmer der Satzung? | 


Herr Gouverneur! Meine Herren des Distrikts Krakau! 

im Namen der Mitglieder der Regierung des General- 
gouvernements danke ich Ihnen für die uns gewordene Auf- 
nahme und vor allem auch für die hervorragende Arbeit, die 
hier geleistet worden ist. Wenn Herr Dr. Bauer davon ge- 
sprochen hat, daß der Distrikt Galizien die besten Verwal- 
tungskräfte aus dem Distrikt Krakau genommen habe, so liegt 
darin zweifellos die Feststellung der hervorragenden uali- 
fikation der Leistungen dieses Distrikts. 

Vie Monate, die vor dem Generalgouvernement liegen, 
werden zu den schwersten gehóren, die wir bis jetzt erlebt 
haben. Das hángt ebenso sehr mit den ungeheuren Momenten 
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des kriegsmágigen wie mit der vOliigen Erschöpfung des 
Leistungsreservoirs des deutschen Volkes hinsichtlich der 
Zurverfügungstellung von Menschenmaterial usw. eng zusammen. 
Schon jetzt, da noch sar nicht die richtigen Schnee- und 
Ostlichen Winterverhältnisse eingetreten sind, machen sich 
angesichts der fransportiiberlastung große ochwierigkeiten 
bemerkbar. Darüber hinaus werden wir in diesem Winter ein 
Überma8 von 3rtlichen schwierigkeiten erleben, das zweifel- 
los die allerletzte Kraftenergie aus uns herauspressen 
wird, damit das Gefüge einer ordnungsgemäßen Führung und 
Verwaltung aufrecht erhalten werden kann. 

Wie schwierig die Dinge in den besetzten Gebieten 
allgemein liegen, ist Ihnen bekannt. Es bedeutet für uns 
zwar einen Anerkennungstrost, wenn immer wieder gesagt 
wird, daß von allen besetzten Gebieten das Generalgouver- 
nement ein wirklich zuverlässiges, tragfähiges und in sich 
georunetes Gebilde darstellt; in den anderen Gebieten er- 
geben sich für die Verwaltungs- und Urganisationsformen 
mit kücksicht auf die Nationalität so große Schwierigkeiten, 
daß die deutschen Männer, die dort eingesetzt sind, bei- 
nahe mit Sehnsucht und mit neiderfülltem Auge auf uns blik- 
ken. Und doch handelt es sich in Norwegen, Holland, Bel- 
gien, Frankreich usw. um deutsche Männer, die die gleichen 
Fähiskeiten besitzen und die gleichen Energien aufbringen 
wie wir, Das zeigt eben, daß es im Generalgouvernement doch 
geglückt ist, im wesentlichen mit den ernstesten Wider- 
standsfaktoren des Volkes fertig zu werden. Der durchgrei- 
fende Erfolg, den die rücksichtslosen Maßnahmen der Besei- 
tigung führender Gestalten des Widerstandes im ersten Jahre 
nunmehr zeigen, ist ein Beweis dafür. 

Immerhin steht das Generalgouvernement im letzten 
Stadium seiner Leistungsfähigkei t. Unmöglichkönnen noch 
weitere Anforderungen - ganz gleich, von wem sie außerhalb 
des Generalgouvernements kommen und unter welcher Begrün- 
dung sie gestellt werden - erfüllt werden. Das ist ja lei- 
der die Kehrseite des Ansehens des Generalgouvernements, 





daß man ohne weiteres annimmt: weil hier alles so schün 
geordnet und der Aufbau im allgemeinen überraschend gut 
gelaufen ist, würe ursere Leistungsfähigkeit unbegrenzt. 
Im Distrikt Krakau wird es darauf ankommen, die letzten 
Heserven erschöpfend, die letzten Kraftquellen auswertend, 
den vernünftigen menschlichen binsatz so anzusetzen, daß 
dem Heich gegenüber der Beweis erbracht werden kann, dap 
wir hier tatsächlich mit dem allerletzten Aufwand an Ener- 
gie durchhalten, Ich selber habe in Hadom das Beispiel von 
dem Dampfkessel gebraucht und darauf hingewiesen, dag die 
rote Alarmmarke bald erreicht sei. Dieses Gebiet des Gene- 
ralgouvernenents ist im Laufe von zwei jahren unausgesetzt 
ausgehöhlt, unausgesetztals Beuteobjekt angesehen worden, 
man hat alle möglichen Schwierigkeiten auf es gehäuft, 
ohne ihm je eine Gegenleistung zu gewähren. So ist denn 
dieses Gebiet jenem Packesel vergleichbar, dem nun endlich 
einmal die Gefahr droht, daß er durch Überbelastung zu- 
sammenbricht. Das stelle ich hier ganz nüchtern und sach- 
lich fest, Wenn Sie daran denken, daß die Juden im Ghetto 
von Litzmannstadt mehr Lebensmittel erhalten als bei uns 
die Polen, so kännen Sie daraus allerdings auch erkennen, 
daß man offenbar im Reich von der geradezu unvorstellbaren 
Situation eines Uurchschnittsbiirgers des Genera lgouverne- 
ments keinerlei Ahnung hat. Mit dem Wort: die Polen sollen 
verrecken, sie mógen vor die Hunde gehen, daß einem da und 
dort in den Zentralen entgegengehalten wird, ist es gewiß 
nicht getan. Denn diese 90 000 Polen und Ukrainer, die im 
Dienste der Ostbahn stehen, arbeiten ja nicht für das Ge- 
neralgouvernement, sondern für das keich. Und auch einige 
100 000 polnische Arbeiter, die in den Industrieunterneh- 
mungen arbeiten, arbeiten ja nicht fiir das Generalgouverne- 
ment, sondern fiir das Reich. Und die Wehrmacht hätte den 
Aufmarsch nicht vollenden können, wenn nicht Hunderttausen- 
de von Polen, die von wenigen Deutschen beaufsichtigt wur- 
den, mit letztem Engrgisaufwand sich im Dienste des Heiches 
betätigt hätten. Daher ist es klar, daß nunmehr aber auch 
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das Maß des Erfüllungswillens seine Begrenzung erfahren 
nat. 

«enn ich hören muĝ, daß man den anderen besetzten 
Gebieten von Reichs wegen ohne weiteres die Rationssütze 
der deutschen Versorgungskarte zuteil werden läßt, so 
muß ich schon sagen: daß sie diesen Vorzug vor den armen 
Teufeln genießen sollen, die hier manchmal in den Fabri- 
ken verrecken, ist mir unbegreiflich. Was der Höhere 
SS- und Polizeiführer über die Widerstandsbewegung sagte, 
sollte uns doch zu denken geben. Stellen Sie sich vor, 
daß das Generalgouvernement jetzt im Augenblick, da die 
deutschen Truppen vielleicht in diesem Raum zahlreiche 
Winterquartiere beziehen werden, dem wirtschaftlichen, 
finanziellen und ernährungsmäßigen Zusammenbruch entgegen- 
gehen würde. Es ist überhaupt nicht vorstellbar, welche 
Bedeutung das Gebiet des Generalgouvernements in diesem 
Zusammenhang hat, | 

Deshalb will ich auch hier einem sehr ernsten Gedan- 


ken Ausdruck geben. Sie, meine Herren vom Distrikt, sollen 
überzeugt sein, daß die Regierung sich nicht von früh bis 
Abend überlegt, wie man die Distrikte in ihren Rechten 


beschránken und ihnen die Arbeit möglichst erschweren 
könnte. Seien Sie vielmehr davon überzeugt, daß es schwer- 
ster und ernstester ununterbrochener Arbeit bedarf, Ihnen 
vor allem durch die Aufrechterhaltung eines irgendwie ge- 
arteten Gesamtgefüges in diesem Kaum die Arbeit zu er- 
móglichen. Daher ist auch nicht so sehr das sachliche Er- 
gebnis dieser Sitzung,etwa die Aneinanderreihung der ein- 
zelnen hier erérterten Probleme maügebend, sondern der 
Geist, die Methode dieser kegierungssitzung ist entschei- 
dend. Es ist doch ein Unikum, daß der Chef einer Landes- 
verwaltung mit seiner Regierung in die Distrikte kommt. 
Sie brauchen sich nur vorzustellen, wie dringend erwünscht 
eine solche Methode in Deutschland wáre, um zu ermessen, 
welche Bedeutung verwaltungs- und führungsmäßig unser Zu- 
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samnensein hat. Wir sind vom Führer auf dieses ochicksals- 
schiff gestellt, wir lassen die Stürme des Krieges auch 
uber uns brausen und wehen. Ich bin überzeugt, daß wir 
zusammen mit dem grofien deutschen Volk, der großen Wehr- 
macht und dem großen Deutschen Reich das andere Ufer der 
Freiheit uni des Glückes erreichen werden. Dann werden 

im Rahmen dieses Zeitgeschehens auch die Leistungen des 
Generalgouvernements und die Leistungen aller seiner Män- 
ner, darunter auch vcr allem derjenigen des Distrikts 
Krakau inre gebührende Anerkennung finden. Ich danke Ihnen, 
Herr Gouverneur, daher nochmals und sprechen Ihnen meine 
Anerkennung aus. Ich darf Sie bitten, diese Anerkennung 
auch den Kreishauptleuten und allen Dienststellen Ihres 
Jistrikts zu übermitteln. 


Wit einem von Gouverneur Dr. Wächter ausgebrachten Sieg- 
Heil auf den Führer wird die Sitzung geschlossen. 


Schluß der Sitzung: 137° Uhr. 





Referat des Gouverneur 
SS-Brigadeführer Dr. Wüchter 


auf der Regierungssitzung am Montag, den 20. Okt.1941 


Der Gouverneur Dr. Wächter spricht dem 
Generalgouverneur und den Herren der Regicrung seinen 
Dank für das Zustendekommen dieser Tagung, die er ausseror- 
dentlich begrüsse, aus. Er freue sich, dass der Distrikt 
Krakau auf diese Weise Gelezenheit habe, einmal geschlossen 
vor den Generalgouverneur zu treten. Der Distrikt Krakau, 
so führt der Gouverneur weiterhin aus, befinde sich im 
Verhältnis zu den anderen Distrikten der Regierung 
gegenüber in einer Sonderlage. Der Gouverneur prágt in 
diesem Zusammenhang für den Distrikt Krakau den Begriff: 
Hausdistrikt. Diese rizenschaft als Hausdistrikt der 
Regierung werfe viel Licht, aber such manchen harten 
Schatten auf den Distrikt Krakau. Die Fortschritte des 
Aufbaues träten hier nicht so jäh und plastisch in Erschei- 
nung, wie in den Bezirken, die nur gelegentlich aufgesucht 
werden, Ebenso sei der direkte Verkehr zwischen der Regierung 
und den dem Distrikt nachgeordneten Instanzen hier im 
Distrikt Krakau aktueller als anderswo. Auf der anderen 
Seite habe die räumliche Nähe aber dazu geführt, dass 
gerade hier im Distrikt Krakau viele Dinge zunächst 
einmal erprobt wurden, die dann später allgemein im 
seneralgouvernement eingeführt wurden. Der Gouverneur knüpf- 
te an diese Hinweise die Bitte, dass zerade auch der 
Mittelinstanz die Möglichkeit initiativen Arbeitens ge- 
lassen werden möge, das den einzig auf die Dauer wirksamen 
Schutz gezen etwa drohende Verbürokratisierung darstelle. 
Soweit Schwierigkeiten aufträten, bittet der Gouverneur, 
ihm nach wie vor den Vorzug der offenen Ausprache zu 
geben, zu der er sich jederzeit zur Verfügung halte, 


Im weiteren Verlauf seiner Ausführungen kann der 
Gouverneur Dr. Wächter darauf hinweisen, dass der Distrikt 
Krakau mit der Gesamtaufbauarbeit im Generalguuvernement 
Schritt gehalten habe und dies trotz des Wehrmachtsaufnar- 
sches in diesem Raume und den Ernährungs- und sonstizen 





Schwierigkeiten. Die Bevélkerung sei durch intensive 
Einflussnahme weitgehend zur Mitarbeit gebrecht. Der 
Gouverneur kommt dabei zur folgenden Formulierung: 

"Je intensiver die Einflussnahme auf die Bevölkerung, desto 
geringer die aufzuwendende Gewalt." 


Der Gouverneur kommt dann auf die hauptsächlichen 
Schwierigkeiten zu sprechen, die einmal auf dem Gebiet der 
Ernährung und dann auf dem Gebiet der Wirtschaft lägen. 

Auf die Frage des Herrn General gouverneurs, wieviele Menschen 
es im Distrikt Krakau zu ernáhren gülte, nennt der Gouverneur 
die Zahl 3.800.000. Der Gouverneur weist darauf hin, dass 
die schwierige Situation hinsichtlich des Getreides auf 

die landwirtschaftliche Struktur des Distrikts, der 
agrerpolitiseh den übrigen Distrikten gegenüber stark im 
Nachteil sei, und die schwierige Situation hinsichtlich der 
Kartoffelwirtschaft auf starke Frühjahrsscháden zurückzu- 
führen seien. Zum Glück kónne der Distrikt Krakau diesen 
Sorgen einen gewissen Überschuss an Vieh gezenüberstellem, 
wenn &uch durch die &usserordentlich hohen Anforderungen 
bereits stark in die Bestände eingegriffen worden sei. 

Im vergangenen Jahre habe sich so der Bestand an Rindern 
um 13 % verringert. Das kommende Jahr werde eine weitere 
Erhöhung des Ausfalls auf 28 % bringen. Die notwendizen 
Eingriffe würden jedoch so gesteuert werden, dass damit 
eine Auslese geschaffen werde, die dann auch zur Zucht 
wirklich tauglich sei. Der Gouverneur bittet, in diesem Zu- 
samnenhang die Viehpreise etwas zu erhóhen. Der Gouverneur 
kommt weiterhin auf die Eróffnung einer Fleisch- und 
Wurstwarenfabrik in Krakau zu sprechen, der grosse Aufgaben 
zufallen würden. Mit Genugtuung kann der Gouverneur auf die 
erzielten grossen Erfolge im Zuckerrüben- und Rapsanbau, 
sowie in der Erfassung von Geflügel und Eiern hinweisen; 
es seien im Distrikt Krakau allein 160 Mill. Eier erfasst 
worden, 





Anschliessend kommt der Gouverneur auf Personalfragen zu 
sprechen und hebt dabei hervor, dass hier im Distrikt 
Krakau in weitschauender Weise von Anfang an am Aufbau 
eines Personalapparates gearbeitet worden <ei. Dieser Per- 
sonalapparat sei gut und sicherlich stärker als in den 
anderen Distrikten. Der Gouverneur bittet, bei einem evtl. 
Abzug von Kräften zuvor Pühlung mit dem Distrikt zu nehmen, 
und betont besonders nachdriicklich, dass gerade der Distrikt 
Krakau gelegentlich der Schaffung des neuen Distrikte 
Galizien sein weitgehendstes Verstündnis für die Notwendig- 
keiten des Gesamtbereiches unter Beweis gestellt habe. So 
seien vom Distrikt Krakau über 200 Mitarbeiter dem Distrikt 
salizien zur Verfügung gestellt worden, ausserdem habe er, 
der Gouverneur, vorübergehend die Leiter seiner Abteilungen 
Innere Verwaltung, Ernährung- und Lanäwirtschaft und Wirt- 
schaft dem Distrikt Galizien überlassen. 


Mit besonderem Nachdruck beleuchtet der Gouverneur die 
Frage der Besoldung der Volksdeutschen und der Polen. 
Hinsichtlich der Volksdeutschen schneidet der Gouverneur 
auch die Frage der Behandlung der Volksdeutschen aus 
der Slowakei an. 


Der Gouverneur berühtt dann besonders die Stadt Krakau. 
betreffende Schwierigkeiten. Der Wohnungssektor, so führt 
er aus, Sei bereits zu polnischer Zeit überlastet gewesen. 
Es sei mehr als verständlich, wenn duch die nunmehrige 
Entwicklung in Krakau die Schwierigkeiten noch um ein 
Vielfaches gesteigert seien. Es gelte 23,800 Deutsche 
hier unterzubringen. Der Gouverneur richtet in diesem 
Zusammenhang an die Rezierung die Bitte, keine Wohnungen 
mehr in Dienstgebäude umzuwandeln. 


Fortfahrend richtet Gouverneur So-Brigadeführer 
Dr, Wachter an die Regierung die Bitte, das herrenlose und 
Jüdische Grundstücksvermögen der Stadt Krakau in die Stadt 
einzuweisen. Der Gouverneur schildert dann an einigen Beispie- 
len die grossen Leistungen der Stadt Krakau auf dem Gebiete 
des Strassenwesens.Auch die mannigfachen Bemühungen hinsicht- 





städtebaulicher Aufgaben werden vom Gouverneur kurz 
gestreift. Er gibt bei dieser Gelezenheit bekannt, dass 
bisher in der Stadt Krakau rund 400 Häuserfronten erneuert 
worden seien. - Die finanzielle EntwicklungpBer Stadt 

zeige ein stetiges Ansteigen. 


Hinsichtlich der in Krakau gefundenen Lósung des 
Judenwohnbezirkes erwühnt der Gouverneur, dass nach der 
Auffassung, der hier in Krakau gefolgt worden ware, der 
Jude gezwungen werden soll, sich selbst zu helfen. Der 
gouverneur weist jedoch darauf hin, dass eine letztlich 
radikale Lósung der Judenfr&ge unvermeidlich sei und dass 
dann auch keine Rücksichten irgendwelcher Art - etwa be- 
stimmte handwerkliche Interessen - genommen werden könnten. 


Der Gouverneur streift dann noch die Tätizkeit und 
Entwicklung des Baudienstes. Er bittet, im nächsten Jahre 
den Eintritt in den Baudienst für einen bestimmten Jahrgang 
zur unbedingten Pflicht zu machen und keine Ausnahmen 
zuzulassen, auch dann nicht, wenn die zum Baudienst 
Vorgesehnen bei einer Dienststelle beschäftigt sind. Im 
nächsten Jahre werde im übrizen die Arbeitsflucht leichter 
zu bekämpfen sein, da denn ja die Kennkarte eingeführt sei, 
was das Auftreiben der Arbeitsflüchtigen ganz wesentlich 
erleichtern werde. Der Gouverneur hebt dann noch die 
Erfolge des Baudienstes, der heute 6.500 Mann umfasst, bei 
den verschiedenen Formen des Katastropheneinsatzes hervor. 


Die Finanzlage des Distrikts wird vom Gouverneur 
als allgemein gut bezeichnet. Das Aufkommen sei um 44 % 


angestiegen, wenn auch nicht verkannt werden darf, dass 
Sich daran gewisse inflationistische Tendenzen zeigten. 





Der Gouverneur kommt sodann auf den Distriktsausgleich- 
fonds zu sprechen und bittet, ihm die damit verknüpfte Möglick 
keit,sofort helfen und ausgleichen zu können, in die 
Hand zu geben. 


Abschliessend schildert der Gouverneur das klaglose 
und stórungslose Zusammenarbeiten aller im Distrikt 
Krakau tätigen Dienststellen untereinander sowie das ebenso 
gute Zusammenarbeiten dieser Dienststellen mit der Wehrmacht. 
Für den Distrikt Krakau, so führt Gouverneur SS-Brigade- 
führer Dr. Wichter schliesslich aus, habe immer das 
Gesamtinteresse im Vordergrund gestanden. Was der Distrikt 
im einzelnen geleistet habe, kënne ruhig dem Urteil der 
Regierung überlassen werden. Der Distrikt Krakau sei nicht 
der reichste und nicht der landwirtschaftlich ertragreichste, 
man kónnte hóchstens auf seine besonders landschaftlichen 
Schönheiten hinweisen. Stolz dürfe der Distrikt Krakau aber 
in jedem Falle auf die intensive Verwaltungsarbeit sein, 


die hicr geleistet worden sei. Er, der Gouverneur, selbst 
empfinde mit seinen Mitarbeitern noch vieles als unzulünglich. 
Dass aber gerade der Hausdistrikt die von der Regierung 
gestellten Aufgaben eg anpacken werden, sei 
selbstverstündlich. 











Referat des Leiters der Abteilung 
Innere Verwaltung, Rechtsanwalt Bauer 
auf der Regicrungssitzung im Distrikt Krakau 

am Montag, den 20. Okt. 1941 


per Leiter der Abteilung Innere Verwaltung, Rechts- 
anwalt Baue r spricht zu Beginn seiner Ausführungen davon, 
dass die Arbeit der letzten Monate vor allem im Zeichen der 
Persone (be gestanden habe, und nunmehr würden sich 
naturgzeuw..s gewisse Schwierigkeiten bemerkbar machen. 
So sei in manchen Füllen die im Distrikt Krakau erreicht 
gewesene, klare Gliederung gestórt. Beispielsweise seien 
einzelne ?inarzinspektionen aufgehoben worden. Die Schwierig- 
keiten auszugleichen, sei nicht allein eine Frage des 
zahnlenm&ssicen Nachschubes, sondern vor allen Dingen des 
qualitütsgleichen Nachschubes. Es sei, so führt 
Rechtsanwalt Bauer in diesem Zusammenhang aus, kein Zweifel, 
dass diejenigen Krüfte, die heute noch aus dem Reichege- 
wonnen werden kónnten, in den meisten Füllen nicht mehr 
den früher ins Generalgouvernement gekommenen Deutschen 
qualitätsgleich wären. Rechtsanwalt Bauer hebt dann noch 
hervor, dass von allen Distrikten ohne Zweifel der 
Distrikt Krakau die besten der heute im Distrikt Galizien 
tätigen Kräfte abgestellt habe. 


Rechtsanwalt Bauer befürwortet dann eine zewisse 
Umstellung der bisherizen Verwaltungspolitik insofern, als 
er eine weitgehende Übertragung von Aufgaben an die 
Selbstverwaltungskórper fordert. Er bitte um dringende, 
stärkere Beachtung des klaren Grundsatzes: 


Die Regierung regiett, 
Die Mittelinstanz führt die Aufsicht, 
Die untere Instanz verwaltet. 











Ausführlich spricht Rechtsanwalt Dauer dann noch über 

den Distriktsausgleichsfonds und fordert dabei die 
selbständige Verwaltung des Distriktsausgleichsfonds durch 
den Distrikt selbst. Er erwühnt dabei, dass die frühere 
polnische Verwaltungspraxis einen interkommunalver band 
gekannt habe, hilt jedoch das Wiederauflebenlassen einer 
derartigen Institution nicht fiir zweckmassig. 
Rechtsanwalt Bauer bittet, dem Distrikt die otarkung, die 
die selbständige Verwaltung des Distriktsausgleichfonds 
bedeute, nicht zu versagen. - Abschliessend bittet 
Hechtsanwalt Bauer noch um eine höhere Besoldung der 
Vögte. Gegebenenfalls komme eine Vergrösserung der 
einzelnen Gemeinden und damit eine nrweiterung der 
Auigaben der Vögte in Betracht. Viebefugnis, Strafen 
auszusprechen, die er schon um einer Lntlastung der 
rolizeiabteilungen der Kreishauptleute willen empfohlen 
habe, wolle er auch zur otürkung der Autorität der 

Vögte diesen erteilt sehen. 





Referat des Leiters der Abteilung Wirtschaft 

beim Gouverneur des Distrikts Krakau, 

Regierungsrat Dr. Brandi auf der Regierungssitzung 
im Distrikt Krakau am Montag, den 20. Okv.1941. 


Der Leiter der Abteilung Wirtschaft beim Gouverneur 
des Distrikts Xrakau, Regierungsrat Dr. Brandl 
spricht anknüpfend an die Ausführungen des Leiters der 
Inneren Verwaltung zunächst über Personalfragen und 
weist dabei auf den wohl einzig .dastehenden Umstand hin, 
dass er, Regierungsrat Dr. Brandi, der eineige Fachbeamte 
seiner gesemten Abteilung sei. Er streift sodann den schon 
früh in Angriff genommenen Ausbau der Wirtschaftsämter bei den 
Kreishauptleuten, ohne die die glatt gelösten Aufgaben 
nicht hätten erfüllt werden können. Die hier geschaffene 
Organisation sei übrigens dann von den anderen Distrikten 
übernommen worden. 


Regierungsrat Dr. Brandl hebt im weiteren Verlauf sei- 

ner Ausführungen und auf die Frage der Koklenversorgung 

des Distrikts und des Generalgouvernements übergehend, 

als wesentlichstes, heute nooh schwer nachwirkendes 
Ereignis, die Wegnahme unserer Kohlenbasis durch die 
Abschneidung des Krakauer Reviers hervor. In Wahrheit 

habe diese Wegnahme die vollständige Zerstórung des 
Preisgefüges nach sich gezozen.-Dr. Brandl weist sodann 
darauf hin, dass den deutschen Banken, die zu Beginn der 


Arbeit der deutschen Verwaltung hier eingesprungen seien, 
ein Grossteil des Überschwunges zu danken sei. 


Dr. Brandl. sehildert sodann die klare Organisation 
in der Kohlenwirtschaft, die sehr schnell erreicht gewesen 
sei, und die auch sehr erfolgversprechend gewesen sei. 

Die erst nachträglich verfügte Ab&chneidung des Krakauer 
(des jetzigen Jaworznoer) Reviers habe die betreffenden 


Stellen 





dann wieder vcr eine völlig neue und unendlich schwierize 
Situation gestellt. 


Dr.Brand] kommt sodann auf Transportfregen im 
allgemeinen zu sprechen und vertritt die Auffassung, dass 
das Transportwesen mehr oder weniger mit der Wirtschaft 
zusammenhänge, und dass deshalb unter Umständen die 
Hereinnahme des Sektors Transport in die Zuständigkeit 
der Abteilung Wirtschaft geboten sei. 


Regierungsrat Dr. Brandl schildert dann die besonderen 
Schwierigkeiten in der Minsralölbewirtschaftung und weist 
darauf hin, dass nunmehr auch dieforänungsgemässe Versorgung 
der E-Werke gefährdet sei. Mit einem kurzen Hinweis schildert 


Regierungsrat Dr. Brandl die in Angriff genommenen Yorar- 
beiten bezüglich der Umstellung von Lastwagen und 
stationären Anlagen auf Holzgas. 


Eingehende Ausführungen galten den neugeschaffenen 
Selbstverwaltungskörpern der Wirtschaft. 


Abschliessend betont Regierungsrat Dr, Franil, dass 
heute die Schwierigkeiten, die der militärische Aufmarsch ‘mit 
sich gebracht habe, als überwunden anzesehen werden könnten. 
Erstaunlich und aller Anerkennung wert sei die Pindigkeit 
der Betriebe, die es immer wieder verstanden hätten, sich 
Kohlen, Rohstoffe oder sonst dringend benötigte Materialien 
oder Artikel zu beschaffen. Die enge Verbundenheit des 
Dietrikts Krakau mit Oberschlesien, die kürzlich in einer 
gemeinsamen Tegung in Oberschlesien ihren Ausdruck gefunden 
habe, werde auch weiterhin herausgestellt werden, Eine 
bevorstehende Tagung hier in Krakau, die jener damals in 
Oberschlesien geführten entspreche, werde zu weiteren 
Ergebnissen dieser Verbundenheit führen. 





Referat des Leiters der Abteilung Rauwe sen 


im Amt des Gouverneurs des Distrikts Krakau 


Regierungsrat Dr. Pohl auf der Recierun ssitz 


im Distrikt Krakau am Montag, đen 20. Okt. 1941. 


Regierungsrat Dr. Poh 1, der Leiter der Abteilung 
Bauwesen im Antdes Gouverneurs des Distrikts Krakau nimmt 
zu Beginn seiner Ausführungen Bezug aif einen Erlass der 
Regierung, der die Bautätigkeit schlechthin einschrünke. 
Er unterteilt sein Aufgabenzebiet nach 5 Gruppen: 


I.Bürobaut en. Hier sei viel geleistet worden, 
insbesondere da der Distrikt u.a. auch den Befehlshaber 

der Ordnungspolizei zu betreuen habe. Bezüglich der 
Unterbringung der Kreishauptmannschaften hebt Dr. Pohl 
hervor, dassnur die Kreishauptmannschaften Miechow und 

Debica als ausserordentlich schlecht untergebracht 

bezeichnet werden künnten. Es sei in diesen Fällen an Neubau- 
ten gedacht. Herr Dr. Pohl weistauch kurz auf das neue 
Dietriktsgebäude hin, dass im Raume des Weichselsbogens 
errichtet werden solle. 
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Il). Wohnbauten. Der Wohnbau werde an und für 

sich von der Abteilung Arbeit betreut. Besonders grosse 
Mängel zeigmsich an Garagen; hier habe der Hochbau bereits 
wirksame Abhilfe geschaffen. 


III). Bauten im ?ürsor gesektor. 

Bei der Errichtung von "Deutschen Häusern" werde künftig die 
NSDAP eingeschaltet werden, der vom Reiche entsprechende 
Richtlinien zur Verfügung stünden. 

Krankenhausbauten. Dringend erforderlich sei der Bau von 
Krankenhäusern in Krakau und Reichshof, Die schwierigste 
Frage sei die Beschaffung von Baumaterialien. Die Abteilung 
Justiz, so führte Dr. Pohl aus, beklage den Manzel an Zellen. 
Allgemein weist Dr. Pohl darauf hin, dass die für alle 
zunächst notwendigen Hochbauten aufzuwendenden Beträge unge- 
fähr die Summe von 150 Mill. bis 200 Mill. Zloty - darin 
sind nicht enthalten Umbauten und Kasernenbauten - ausmachten. 





IV). Bauten für Produktions -und 
Versorgu n s 8 b e t r i e b e, à; 

V. Pflege,Erhalt und Instandsetzune 
von Kulturdenkmälern. | 


Dipl.Ing. Dr. Pohl richtet seinerseits ebenfalls die 


Bitte an die Regierung, eine Lohnerhühung für die polnischen 
Angestellten zu erwügen. 
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Referat des Leiters der Abteilung Propaganda 


beim Gouverneur des Distrikts Krakau, Dr. Kracher 
SS nn ng Jf. 5 I 8 On er 


auf der Regierungssitzung im Distrikt Krekau 
am Montag, den 20. Okt.1941. 


Der Leiter der Abteilung Propaganda beim Gouverneur des 
Distrikts Krakau, Dr. Kr ac h e r weist zunächst auf die 
Schwierigkeiten bei der intensiven, allgemeinen Aktivpropa- 
ganda in den Kreisen hin, die darauf zurückzuführen seien, 
dass mit einer einzigen Ausnahme die Kreishauptleute über 
keine hauptamtlichen Kreispropazandisten verfügten. 


Die aktive Propaganda habedennoch grosse Erfolge 
aufzuweisen. Folgende Aktionen seien in grosszügiger Weise 
angepackt worden: 


I). Landarbeiterwerburg 
II). Flecktyphusbekänpfung 
III). Bilderdienst 

IV). Landkartenaktion. 


Erfreulich seien auch die Fortschritte auf dem Gebiete des 


Filmtheaters. Heute seien wieder 40 Lichtspieltheater in 
Betrieb. Mittels Filmwagen würden die Wochenschauen suf 
freien Plätzen gezeigt werden. 


Das Referat Rundfunk lasse Propagandawazen laufen. 
Überall errichtete Lautsprechenlagen gäben die Möglichkeit, 
Nachrichten des allgemeinen Nachrichtendienstes, aber auch 
Meldungen der örtlichen Stellen zu verbreiten. 


Besondere Bedeutung habe in den letzten Monaten natur- 
gemäss die Truppenbetreuung und hierbei wiederum besonders 
die Verwundetenbetreuung erlangt. Eine stehende Einrichtung 
sei es geworden, dass die aus dem Erholungsheim 
"Frontkümpferdank" in Zakopane zurückkomenden Yerwundeten 
einen Tag lang Gäste des Gouverneurs in Krakau seien. 
Bisher seien insgesamt 900 verwundete Frontkänpfer geladen 
gewesen, | 


Auf volkskundlichem Gebiet sei nach wie vor der Frage 
der Walddeutschen starke Beachtung geschenkt worden. Dr.Kracher 
bittet sodann, und zwar unter ausführlichem Hinweis auf die 
früher von dem Distrikt bewiesene Leistungsfühigkeit, dass 
dem Distrikt wieder wie früher Mittel für die Durchführung 
von kulturellen Veranstaltungen zur Verfügung gestellt werden, 
über die er selbstständig verfügen könne. 
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Weiter führt Dr. Kracher aus, dass die SS- und Polizei- 
theater, die bestünden, nur den Angehórigen dieser Formationen 
zur Verfügung stünden. 


"e Wm .owh c isn e ow e " 
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Ferner regt Dr. Kracher an, Opernfragmente usw. auch 
vor polnischem Publikum aaffiihren zu lassen. 


| 
| 
: 


A OMA qo Se © bs 


—— 


| 
| 
| 
d 


Biss qs N A hp A b ve obs e D 8 


* N 


4 öö — — ee eer SEENEN EE EE a 
4 T , 


H Jr, 

` E 

ur. 
P 





Regierungssitzung 


Dienstag, den 21. Oktober 1941 


im Dienstgebäude 


der Distriktsverwaltung 


Lember g à 


Gefertigt in 3 bxeupl. 
1. f.d.A. d. Kanz]l, a.GG, 
ge f. StS. Dr. Bühler 


de I. Gouverneur Ur. Lasch- 
Lemberg 


Meurer 





Beginn der Sitzung: 1099 Uhr. 


Der Herr Generalgouverneur eröffnet die Sitzung mit 
folgender Ansprache: 


Herr Gouverneur, meine Herren! Am 1. August d.J. 
haben wir auf Grund der Verordnungen des Führers vom 17. 
und 22. Juni d.J. in einem feierlichen Staatsakt den Di- 
Strikt Galizien in das Generalgouvernement aufgenommen. 
ich habe damals oie, Herr Gouverneur, an diesen schwersten 
Platz gestellt, weil die hervorragende Aufbauarbeit, die 
Sie im Distrikt Radom geleistet haben, mir die Gewahr gab, 
daß es Ihnen auch an diesem Platz gelingen wird, die ge- 
stellte Aufgabe mit der nötigen Sachkunde und Upferbereit- 
Schaft zu meistern. 

heute sind wir mit den Herren der Hegierung hier zu- 
sammengekommen und wollen nun aus ihrem Munde und dem Ihrer 
wichtigsten Mitarbeiter die Probleme vernehmen, die Sie 
&£lauben, in einer besonderen Sitzung der Regierung vortra- 
6en zu sollen. Es ist klar, dap die Schwierigkeiten, die 
der Distrikt Galizien zu überwinden hat, außerordentlich 
groß sind; wir werden Ja davon genügend vernehmen . 

Zu Beginn möchte ich sagen, daß ich in den letzten 
Tagen bei den Hegierungssitzungen in den anderen Distrikts- 
hauptstädten des sogen., alten Generalgouvernements/ sehr 
vielen Schwierigkeiten &ehört habe. Immer wieder wurde dabei 
betont, dag infolge der Abgabe von Personal an den Distrikt 
Galizien gewisse personalpolitische Schwierigkeiten ent- 
Standen sind. Auch die “rwartungen, die sich an die land- 
wirtschaftliche, industrielle und auch &eopolitische Lage 
des Distrikts Galizien knüpfen, sind für das ganze General- 
&£ouvernement hoch. Noch größere Hoffnungen hat sich das 
keich gemacht; was wir in den letzten Wochen an Anforderun- 
gen aul Leistungen des Distrikts Galizien aus dem Reich er- 





halten haben, zeigt, gelinde gesagt, eine völlige Unkennt- 
nis der Reichsinstanzen über die Möglichkeiten des Di- 
Strikts. 

Die heutige Sitzung ist daher angetan, Ihnen, Herr 
vouverneur, und Ihren Mitarbeitern zu zeigen, wie starken 
Anteil die Hegierung des Generalgouvernements an lhrem Auf- 
bauwerk nimmt, und Ihnen die nötige Unterstützung zu ge- 
währen. 

Zuvor aber habe ich noch einen amtlichen Akt zu voll- 
ziehen: auch in diesem Distrikt soll die Nationalsoziali- 
Stische Deutsche Arbeiterpartei die Heimstätte der welt- 
anschaulichen Führung aller Deutschen sein. So wie Sie, 
Herr Gouverneur, schon im Distrikt Radom die Partei geführt 
haben, beruft Sie die Partei durch mich auch für den Di- 
strikt Galizien zum Listriktstandortfiihrer. ich begriiBe 
Sie, Vistriktstandortfiihrer, und móchte Sie bitten, dem 
bisherigen Sachwalter der rartei meinen Dank zu übermit- 
teln., 


Über ihre Arbeitsgebiete berichten sodann 
der Gouverneur des Distrikts Galizien Dr. Lasch, 


der Chef des Amtes des Distrikts Galizien 
Ur. Losacker, 


der SS- und Folizeiführer des Vistrikts Galizien 
Katzmann, 


der Leiter der Abteilung Innere Verwaltung 
Dr. Dauer, 


der Leiter der Abteilung srndhrung u. Landwirtschaft 


Landwirtschaftsdirektor Dr. Gareis, 


der Leiter der Abteilung Wirtschaft Assessor Gurski, 


der Kreishauptmann von Sambor Dr. von Harbou, 


Der Kreishauptmann von larnopol Regierungsrat Hager. 


(Die Referate sind dem Protokoll als Anlage 
beigefügt). 





Lrorterungen Zu. den einzelnen Referaten: 


Zu 1): Auf die Feststellung des Gouverneurs Dr. Lasch, 
daß die Übernahme der Bahnen durch die Zivilverwaltung 
noch nicht erfolgt sel, erklürt Vizeprüsident Fatken, dag 
der 15. Oktober dafür in Aussicht genommen gewesen sei. 
Er habe aber soeben die Mitteilung erhalten, daß dieser 
Termin wieder hinausgeschoben worden sei. Vorgesehen sei 
Jetzt der 10. November d.J. 


Der Herr Generalgouverneur wendet sich entschieden 
gegen das Einausschieben des Übernahmetermins von Seiten 
der Wehrmacht und ersucht Oberstleutnant Fischer, durch 


Verhandlungen die Angelegenheit móglichst bald in Ordnung 
zu bringen. 


Die weitere Feststellung von Gouverneur Dr. Lasch, 
daß die Wehrmacht über sámtliche Kinos verfüge und keines 
für die Bedürfnisse der zivilen deutschen Dienststellen 
vorhanden sei, veranlaßt den Herrn Generalgouverneur zu 
der Weisung an Oberstleutnant von Tschammer und Osten, 
dafür Sorge zu tragen, daß wenigstens ein Kino von der 
“ehrmacht freigegeben werde. - Die Frage des Herrn General- 
Souverneurs, ob der Sonderdienst auch im Distrikt Galizien 
Leute werbe, bejaht Rechtsrat Dr. Hammerle mit der Bemer- 
kung, daß in Lemberg eine Sammelstelle errichtet worden sei. 


Zu 2): Bedenken, die Amtschef Dr. Losacker in seinem Referat 
hinsichtlich Benachteilung der in den Distrikt Galizien ab- 
geordneten Geutschen Beamten gegenüber ihren Arbeitskamera- 
den im Reich äußert, entkräftet der Herr Generalsouverneur 
mit dem Hinweis, daß diese Befürchtungen durch das demnäch- 
Stige Inkrafttreten des Stellenplans hinfällig würden. - 

Das Problem der Bildung eines ukrainischen Zeitungs- 
und Buchverlages will der Herr Generalgouverneurg in der 
Richtung angepackt wissen, daß man einen ukrainischen Ver- 


lag unter der Vistriktsaufsicht in politischer und finan- 
zieller Beziehung bestehen lassen solle. 
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Zu : Zu der auch von Landwirtschaftsdirektor Gareis 
getroffenen Feststellung, daß durch das Nichtverfügen- 
können der Zivilverwaltung über die Bahnstrecken in Gali- 
zien die Ernteerfassung kaum Fortschritte aufweise, ord- 


net der Herr Generalgouverneur eine umgenende Besprechung 
zwischen Oberstleutnant Fischer, Landwirtschaftsdirektor 


Gareis und einem Vertreter der Ostbahn an. Line weitere 
Hinauszügerung der Übernahme der Bahnen könne nicht mehr 
verantwortet werden. - 

Mit der Anregung von Landwirtschaftsdirektor Gareis, 
den Bauern ihr Eigentum bis zu einem gewissen Grade wieder 
zu übergeben, erklürt sich der Herr Generalgouverneur ein- 
verstanden. Er ersucht um eine Ausarbeitung von Vorschlä- 
gen und regt an, diese Aktion als belohnung für gute Ab- 
lieferung durchzuführen. Auch könne man der loyalen Haltung 
der Dauern gegenüber der deutschen Verwaltung durch diese 
Landrückgabe Anerkennung zollen. 


Zu 6): Zu der am Schluß des Heferats von Assessor Gurski 
erwáhnten Tatsache, dag Lemberg immer ein Handelszentrum 


war und auch bleiben werde, gibt der Herr Generalgouverneur 
sein Interesse an der Abhaltung einer Lemberger Messe im 
nachsten Jahre kund. 


Zu 7): Zu der vermógensrechtlichen Frage, die sich aus der 
Wiederiibernahme der vorhandenen Lager und Magazine nach 

dem Abzug der Bolschewiken durch die Genossenschaften er- 
&ibt und für die Kreishauptmann von Harbou Richtlinien er- 
bittet, erklärt der Herr Generalgouverneur, dat das General- 
gouvernement als unmittelbarer Rechtsnachfolger der Sowjet- 
union auch Eigentümer dieser Läger sei. Man könne die Ge- 
nossenschaften als Treuhänder einsetzen und ihnen sagen, 


daß sie nach Bewährung später auch šigentümer werden könn- 
ten. 





Im Anschluß an die Referate nimmt Fräsident 
Westerkamp das Wort: 

Wie erste Aufgabe beim Aufbau der Vistriktverwaltung 
Galizien sei es Eewesen, móglichst schnell einen Organi- 
sationsrohbau aufzuziehen. Die Hauptabteilung Innere Ver- 
waltung habe sich dabei weitgehend zurückgehalten, da sich 
die jeweilige Situation an Ort und Stelle besser habe über- | 
sehen lassen. Nunmehr komme es allerdings darauf an, den 
Zusammenhang mit dem übrigen veneralgouvernement auch ver- 
waltungsmágig immer enger zu gestalten. Dieser Grundsatz 
sei dadurch gewährleistet, daß die Grundprinzipien der 
Verwaltung auch im Distrikt Galizien Geltung hätten. 

Das eine Grundprinzip sei die Aufteilung des Verwal- 
tungsganzen, die 4erlegung in die fachlichen Teile, ohne 
daß dadurch das Ganze zur Auflósung gelange. Diese leilung 
musse aus arbeitstechnischen Gründen stattfinden. Die Wich- 
tigkeit der Fachgebiete sei in den einzelnen Distrikten 
verschieden groß. Die Gliederung der einzelnen Fachgebiete 

sei nicht eine Frage der Hangstufe, sondern der Zweck- 
mäßiskeit. Bei all" diesen Überlegungen sei aber das ich- 
tigste das tägliche Funktionieren der Verwaltung. 

"as die Frage der StraBenbaudmter betreffe, so müßten 
die ihnen unterstehenden Kreisstraßenbauänter Bestandteil 
der Kreishauptmannschaft werden, da man auf die örtliche 
Initiative nicht verzichten könne. 

Zu den personellen Schwierigkeiten wolle er folgendes 
sagen: der Distrikt Galizien sei ursprünglich als Bestand- 
teil der Verwaltung eines Ustministeriums vorgesehen ge- 
wesen. Diesem Ostministerium seien grobe Kontingente an 
Verwaltungskrüften zur Verfügung gestellt worden; gleich- 
zeitig habe es das Recht erhalten, Beamte. uk-stellen zu 
lassen. Daraus ergebe sich die logische schlu&folgerung, 
daß diejenigen Beamten, die für däe Verwaltung Galiziens 
eingesetzt wordca wären, der Verwaltung des Generalgouver- 


nements zugeteilt werden müßten. sntsprechende Verhandlun- 
gen würden zur Zeit geführt werden. 





Weiter miisse man versuchen, einheimische Krifte zur 
Mitarbeit in der deutschen Verwaltung heranzuziehen. Die 
Ukrainer, die am Sieg der deutschen Waffen selbstverständ- 
lich ein zroßes Interesse haben, müßten in verantwortungs- 
volle Verwaltungsstellen eingesetzt werden. 

Line Verordnung über die Bildung der Gemeinden liege 
vor. viese Verordnung, die vom Jahre 1939 Stamme, sei ja 
durch die jetzigen Verhältnisse überholt. Trotzdem habe 
sich die dauptabteilung entschlossen, die Unterzeichnung 
für Galizien vorzuschlagen. Eine Neugestaltung für ias 
ganze Generalgouvernement müsse erfolgen. 

Das liauptaugenmerk sei dem Nachwuchs an geeigneten 
Krüften auf allen Gebieten zu widmen. Für den Distrikt 
Galizien sei der uxrainische Hauptausschuß nicht zustän- 
dig. - Weiter müsse eine Isolierung der Juden von der 
übrigen Bevülkerung so schnell urd so weit wie müglich 
durchgeführt werden. Ein Erla& der Hegierung untersage 
die Neubildung von Ghettos, da die Hoffnung besteht, daß 
die Juden in naher Zukunft aus dem Generalzow ernement 
abgeschoben werden könnten. 


Zur Besprechung; dieser und ähnlicher Fragen der fünf 
Distriktshauptstädte ordnet der Herr Generalrouverneur 
eine Zusammenkunft der Stadthauptleute in Krakau an. Bei 
dieser Sitzung sei cann auch der Fehlbetrag der Stadt Lem- 
berg, den Stadthauptmann Kujath auf monatlich 2 Millionen 
Zloty beziffert, zu besprechen und ein Ausgleich herbei- 
zuführen. 


Landrat Dr. Schönhals gent von der Tatsache aus, das 
die Arbeit in einem neu besetzten Gebiet sehr wesentlich 
von der Einstellung der einheimischen Bevölkerung beein- 
flußt werde. In den Referaten sei mehrfach dargelegt wor- 
den, daß die ukrainische Bevölkerung in Galizien sowohl 
während der polnischen Herrschaft als auch unter der Russen- Wi 
zeit ständig unterdrückt und niedergehalten wurde. Durch 
die deutsche Besetzung biete sich ihr die Aussicht, ein an- 





deres Leben zu führen und ihr Privateigentum wieder zuriick-| 
zuerhalten. Die Voraussetzungen fiir die Arbeit der Polizei | 
seien daher als günstig zu bezeichnen. | 

Während in den anderen Distrikten vor allem die Be- 
kämpfung der polnischen “iderstandsbewegung im Vordergrund 
stehe, könne der SS- und Folizeiführer des Distrikts Ga- 
lizien schon davon berichten, daß die Deutsche Polizei für 
Aufgaben eingesetzt sei, die auch im Reich eine wichtige 
Tätigkeit für die Polizei darstellen, nämlich bei der 
Mithilfe bei der Beseitigung von Katastrophenschäden. 
Seines Erachtens sei diese Tatsache ein günstiges Omen 
für die weitere polizeiliche Arbeit im Distrikt. Die Haupt- 
abteilun; Innere verwaltung habe dafür &e sorgt, daß der 
Sonderdienst auch in Galizien eingesetzt werden kónne, . 
Neben deutschen Folizeikräften stehe auch er den Kreis- 
hauptleuten zur Verfügung. 

Mit dem Aufbau habe man in den unteren Verwaltungs- 
stellen begonnen, da diese nicht unter dem Mangel an Kräf- 
ten leiden dürften. Mit den Kräften der Deutschen Polizei 
des -onderdienstes u.d der neu aufgestellten ukrainischen 
Polizei sei die Gewähr gegeben, daß die Kreishauptleute 
eriolgreich arbeiten könnten. Sie seien als Kreispolizei- 
behörde das zuständige Polizeiorgan im Kreise, sie ver- 
einigten die Verwaltung und die sxekutive in ihrer Hand. 

Im Distrikt Galizien habe die Polizei eine Mehrauf- 
gabe durch die Regelung des Passier- und Durchgangswesens 
nach dem Usten zu leisten. Nicht nur die Dienststellen des 
Generalgouvernements stellten Durchlaßscheine aus, sondern 
auch die Kreispolizeibehörden im Reich. Durch Verhandlungen 
mit den Berliner zuständigen Stellen müßten sämtliche Yor- 
Schriften auf diesem Gebiet auf einen Nenner gebracht wer- 
den. Man müsse dafür Sorgen, daß darin die Bedürfnisse des 
Generalgouvernements berücksichtigt würden und dann die 


nötigen Erlasse und Anoränungen an die “eichsstellen ergehen 
künnten. 
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Vieles stehe noch am Anfang der Entwicklung. Vor allen 
sei dafür zu sorgen, daß die im alten Generalgouvernement 
geltenden Vorschriften auch im Distrikt Galizien eingeführt 
würden. Er hoffe, daß der mangel an Personal die Kreis- 
hauptleute nicht an der Durchführung der Kennkartenaktion 
hindern wiirde. 

1m allgemeinen kónne man sagen, daß im Distrikt Gali- 
zien alle Voraussetzungen für ein gutes Funktionieren des 
Folizeiapparates &egeben seien. Man werde den jetzigen 
Zustand, der durch äußere Befriedung und Sicherheit ge- 
kennzeichnet sei, auch in Zukunft beibehalten können. 


veschäftsführender. Hauptabteilungsleiter Naumann 
berichtet, daß auf den Distrikt Galizien ein Getreideauf- 
bringungssoll von 265 000 t Brotgetreide und 150 000 t 
Futtergetreide umgelegt worden sei. Bei der Festsetzung 
dieses Koutingents sei man von der Tatsache ausgegangen, 
daß der Distrikt Galizien die doppelte Größe des Distriktes 
Lublin habe. Der Distrikt Lublin müsse im Verhältnis noch 
etwas mehr aufbringen. Unterlagen über die Anbaufläche des 
Distrikts Galizien seien nicht vorhanden. 

Die für die Getreideerfassung eingeschalteten ukrai- 
nischen Genossenschaften, die restlosen Einsatz versprochen 
hätten, hätten diese Versprechungen nicht wahr gemacht. 
Bisher seien insgesamt nur 28 O00 t, das sind nicht ganz 
10 % (im übrigen Veneralgouvernanent bis heute 48 %) der 
umgelegten Mengen erfaßt. Die Hauptabteilung müsse aber 
aui der vollständigen Hereinholung der Kontingente beste- 
hen. Fiir das im Distrikt Galizien benótigte oaatgut, das 
aus dem alten Generalgouvernement geliefert werden müsse, 
brauche man als Ersatz Brotgetreide aus Galizien, dag sonst 
die Versorgung der üorigen Distrikte gefährdet sei. Vorlàu- 
fig sei eire Saatgutmenge von 25 QOO t Vorgesehen. 

In Kreisen, in denen die ukrainischen Genossenschaften 
nicht 100 #ig eingeschaltet seien, seien die Erfassungs- 
ergebnisse viel besser. Man müsse also die Genossenschaften 








bis zum Vorhandensein von geniigend Menschen fiir den auf- 
gebauten Erfassungsapparat weiter verwenden und etwas stär- 
ker unter Kontrolle nehmen. 

Infolge der fast restlosen Zerstörung des Kartoffel- 
anbaus durch die Hussen im Distrikt Galizien ergebe sich 
die Notwendigkeit, für die Frühjahrsbestellung große Men- 
gen Kartoffelsaatgut aus dem alten Generalgouvernement 
in den Distrikt einzuführen. Vorláufig seien dafür 
40 O00 t vorgesehen, die aber bei weitem nicht genügten. 
bin Mehranbau von Zuckerrüben zur Gewinnung von Zucker 
und für die Versorgung der Brennereien werde anzustreben 
sein. Saatgut für Zuckerrüben stehe in größerer Menge zur 
Verfügung. Dahingestellt bleibe, ob die Ostbahn die 
40 000 t Kartoffelsaatgut nach Galizien transportieren 
kónne. 


Der Aufbau der Viehzucht im Distrikt Galizien be- 
reite groBe Schwierigkeiten. Der Distrikt war zur polni- 


schen Zeit ein ausgezeichnetes Pferdezuchtland. Der Be- 
stand habe aber durch die Kriegsverháltnisse und durch 
die sowjetische Verwaltung schwer gelitten. Um die Pferde- 
zucht neu zu beleben, führe man schon jetzt die Körungen 
der Hengste durch. Aus dem alten Generalgouvernement würden 
einige hundert Hengste nach Galizien gebracht werden. 

vie großen Betriebe sollten möglichst schnell wieder 
in Betrieb genommen werden. Zu diesem Zweck habe man alle 
irgendwie entbehrlichen deutschen Betriebsleiter nach Ga- 
lizien abzustellen. Von den zur polnischen Zeit 970 vor- 
handenen Großbetrieben seien 230 im Aufbau begriffen. - 

Auf dem Gebiete der Preisgestaltung ersuche die Haupt- 
abteilung Ernährung und Landwirtschaft um schnellste An- 
gleichung an die im übrigen Generalgouvernement geltenden 
Preise, vor allem bei Kartoffeln, Getreide und Viehpro- 
duxten. Dank der Anregung von Gouverneur Dr. Lesch habe 
man diese Angleichung bei Getreide bereits durchgeführt 
und damit einen grofen Fortschritt für die Erfassungsaktion 
erzielt. Bei Kartoffeln werde dies infolge der Mangellage 
nicht móglich sein. 
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Genüzend Lagerräume, die für eine geordnete Versor- 
gung der Bevölkerung mit Brot nötig seien, habe man im 
Distrikt nicht vorgefunden. Die Russen hätten wohl Punkte, 
kleine Lager, gebaut, aber keine großen Zentrallager. Die 
Hauptabteilung plane daher den Sau von mehreren groben Ge- 
treidesilos. Zu diesem Zweck ständen 4 Millionen Zloty zur 
Verfügung. Es fehle aber am notwendigen Baumaterial. Diesem 
Jbelstand müsse Schnellstens abgeholfen werden. 

Rückgabe des Bodens: In der Verordnung sei schon fest- 
gelegt, daß der Boden vorläufig von seinem bisherigen Be- 
wirtschafter weiter bearbeitet werde. Ferner käme eine Rück- 
gabe des Bodens an diejenigen Bauern in Frage, die sich den 
Anordnungen der deutschen Behörden loyal fügten, d.h.,den 
Boden richtig bestellten und ihrer Ablieferungspflicht nach- 
kämen. Man habe infolgedessen die Gewähr, daß eine Anderung 
der Agrarstruktur durch Schaffung von mittleren und Klein- 
betrieben als Eigentum der Bauern im deutschen Sinne durch- 
geführt werden könne. 


Landwirtschaftsdirektor Gareis weist darauf hin, dap 
der Distrikt das umgelezte Soll an Getreide wohl nicht er- 
füllen kónne. Wenn auch Galizien früher 150 O00 t expor- 
tiert habe, so dürfe maa nicht vergessen, daß damals schon 
aus rosen doggenmehkt eingeführt worden sei. Die Abteilung 
srnahruny und Landwirtschaft des Distrikts werde aber alles 
versuchen, die caatgutmenge, die eingeführt werden müsse, 
durch Lieferung von Getreide auszugleicnhen.- 

Jie kussen hätten ein system aufgebaut, durch das bis 
Lnde Oktober jeden Jahres die gesamte Ernte erfagt worden 
sei. Dieses Ziel müsse auch die deutsche Verwaltung errei- 
chen. Davon hänge z.B. in sehr starkem Maße die Versorgung 
Lembergs ab, zu der man täglich 10 Waggons Getreide benötige. 





Geschäftsführender Hauptabteilungsleiter Naumann 
beantwortet eine Frage des Kreishauptmanns von Horodenka, 
ob die durch den Kreis marschierenden ungarischen Truppen 
Anspruch auf Lieferun; von Getreide aus dem Gebiet des 
Distrikts Galizien hátten, dahingehend, daß keine Verein- 
barungen in dieser Kichtung bestünden. 

Nach weiteren Ausführungen des Kreishauptmanns von 
Horodenka über das unzulässige Vorgenen (Beschlagnahmungen 
von Lebensmitteln, ungedroschenem Weizen usw.) der durch- 
ziehenden ungarischen Truppen in seinem Kreis ersucht der 
Herr Generalzouverneur den zouverneur Ur. Lasch, ihm einen 
Sonderbericht darüber vorzulegen. Gleichzeitig beauftragt 
er Oberstleutnant Fischer mit der Bereinigung dieser Ange- 
legenheit. 

Um solchen Übergriffen Vorzubeugen, schlägt der Kreis- 
hauptmann von Horodenka den sofortigen Abtransport der vor- 
handenen Lebensmittelvorräte vor. 


Fräsident Dr. Emmerich geht in seinen Ausführungen 
von der Tatsache aus, daß noch einige Unklarheiten hinsicht- 
lich der in Galizien anzustrebenden Wirtschaftsverfassung 
herrschten. Er stehe wie Gouverneur Dr. Lesch auf dem 
Standpunkt, dak eine Heprivatisierung nur nach bewiesener 
Leistung urd dann zuerst in den Kleinbetrieben begonnen 
werden dürfe. Obenan stehe der Führungsanspruch der Deut- 
schen auch in der Wirtschaft. Man habe schon im alten Gene- 
ralgouvernement die Auffassung konseguent verfolgt, daß 
alle Schlüsselstellungen der wirtschaft in deutschen Hän- 
den sein müßten. Denn die deutsche Verwaltung könne auf 
die Dauer das Land nicht durchdringen, wenn nicht auch eine 
deutsche wirtschaftliche Oberschicht dazu tatkräftig mit- 
hilft. Auf Grund dieser Erwägungen habe man die Aktion zur 
Hereinholung deutscher sinsatzfirmen in das Generalgouverne- 
ment gestartet, unà in. jedem Kreis eine Solche Firma veran- 
laßt,eine solche Niederlassung zu errichten. Denn nur eine 





deutsche Firma könne bei den heutigen schwierigen kriegs- 
wirtschaftlichen Verhältnissen als Vertrauensfirma Ver- 
teidigungsaufgaben übernehmen. 

In diesem Zusammenhang wolle er auf eine Frage ein- 
gehen, die Kreishauptmann von Harbou in seinem Referat an- 
&£eschnitten habe. Seiner Ansicht nach sollten die für jeden 
Kreis des Distrikts Galizien vorgesehenen deutschen Einsatz- 
firmen ihre Tütigkeit so schnell wie möglich aufnehmen. Es 
sei unzweckmäßig, eine Konsolidierung des ukrainischen Ge- 
hossenschaltswesens abzuwarten und die Genossenschaften 
in Ablósung des russischen Wirtschaftssystems zur tragen- 
den Säule der Wirtschaft in diesem Haume werden zu lassen, 
zudem eine Leitung dieser ukrainischen Genossenschaften 
durch Deutsche nicht beabsichtigt sei. Wenn man nun: sage, 
daß durch ein staatliches Dach die Gewähr für ein Arbeiten 
der Genossenschaften im deutschen Sinne gegeben sei, so 
scheine ihm doch eine gewisse unternehmerfeindliche bin- 
stellung gegenüber den deutschen kinsatzfirmen vorhanden 
zu sein. Eine Beibehaltung dieser vorgefundenen Wirtschafts- 
organisation scheine ihm nicht zweckmäßig. Die Quintessenz 
der nationalsozialistischen Wirtschaftsführung bestehe dar- 
in, eine vorübergehende Synthese zwischen der staatlichen 
Lenkung und der Wahrung der Initiative herbeizuführen. 

Wenn festgestellt worden sei, daß die ukrainischen Ge- 
nossenschaften in der vetreideerfassung den in sie gesetz- 
ten Erwartungen nicht entsprochen hätten, dann solle man 
doch unter völliger Wahrung der Stellung der Landwirtschaft- 
lichen Zentralstelle in einem Augenblick größten Notstandes 
versuchen, versierte Getreidehandelsfirmen als Kommissionäre 
der Landwirtschaftlichen Zentralstelle einzusetzen. Er sei 
überzeugt, daß die zuständigen Organe des keichsnährstandes 
Verständnis für eine derartige Organisation hätten. Diese 
Kommissionäre könnten auch den bayerischen Dergbauern, die 
hier eine große Verwaltungsaufgabe übertragen bekommen ha- 
ben, gute kaufmünnische Derater sein. 





In der Lederwirtschaft seien in den einzelnen Di- 
strikten des alten Generalgouvernements je eine Ver- 


trauensfirma eingesetzt, Fachleute, die vom Häutegeschäft 
etwas verstehen. Auf diesem Sektor miisse in einer Zeit 
stärkster Anspannung der hohstofflage zunächst der uriolg 
der liohstofierfassung im Vordergrund stehen. Wenn dabei 
ein Unternehmer für seine Leistung ein entsprechendes 
Entgelt bekomme, dann solle man ihm dies auch gönnen. Im 
Distrikt Galizien seien auf diesem Gebiet die Dinge leider 
in ein sehr ungünstiges Fahrwasser gekommen, und zwar in- 
folge des Umstandes, daß die Sewirtschaftungsstelle für 
Leder und Pelze nicht mit den übrigen Bewirtschaftungs- 
stellenihre Tätigkeit aufnehmen konnte. Er habe dem Amt 
für Gesetzgebung einen Verordpungsentwurf zugeleitet, durch 
den mit sofortiger Wirkung die Bestimmungen iiber die Be- 
wirtschaftungsstelle von Leder und Pelzen auch im Distrikt 
Galizien eingefiihrt werden sollen. 

Für umfangreiche Kohlenlieferungen nach Galizien 
hätten bis heute di: notwendigen Transportmöglichkeiten 
nicht zur Verfügung gestanden. Im Verlaufe der Sitzung 
sei schon darauf hingewiesen worden, daß vor allem zur 
Versorgung der Stadt Lemberg mit Brennstoff und zur Be- 
heizung der ‘'ruppenunterkiinfte im kommenden Winter die 
Braunkohlenvorkommen nördlich von Galizien beschleunigt 
entwickelt werden müßten. Auf diesem veb et habe sich die 
Dienststelle des Vierjahresplans mit ihrem gewichtigen 
Einfluß eingeschaltet, die das gesamte Gebiet der Erfas- 
sung und die Verteilung der Rohstoffe zu bearbeiten habe. 

vie zusätzliche Lieferung von Erdgas für Lemberg sei 
ebenfalls schon zur Sprache gebracht worden. Die Übernahme 
des blektrizitütswerkes Lemberg we in staatlichen Besitz 
werde sich als notwendig erweisen, da seine Bedeutung weit 
über das Kommunale hinausgehe. Im Austausch von Erdgas und 
slektrizität müsse dieses Werk in weite Gebiete Strom lie- 
fern.- AbschlieBend verspricht Präsident Dr. Emmerich, durch 
Bereitstellung von Rohstoffen und Kohle dem Distrikt Gali- 
zien nach Kräften zu helfen. 
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Oberregierungsrat Dr. Schulte-Wissermann äußert sich 
zu Fragen der Preisbildung im Distrikt Galizien. Ihrer 
amtlichen Regelung ständen außerordentliche Transport- 
schwierigkeiten sowie auch politische ochwierigkeiten 
im Distrikt Galizien entgegen. Man könne am Anfang der 
Arbeit auf diesem Gebiet selbstverstündlich nur zu Kon- 
promissen xommen, die häufig sehr viele Nachteile mit sich 
brächten. Jetzt sei man in dieser Beziehung an einem Punkt 
angelangt, an dem man unter allen Umständen auch bei der 
Schließung derartiger Kompromisse festhaiten müsse, da 
sonst die im alten Generalgouvernement eingeführte Preis- 
ordnung gestört würde, 

Ausgangspunkt der Preisbildung im galizischen Gebiet 
habe leider das von den Russen geschaffene Preisniveau 
sein müssen, das der Angleichung außerordentliche Schwie- 
rigkeiten bereite, da es zu einem ganz erheblichen Teil 
politisch aufgebaut sei. Die bestehende Unterschiedlich- 
keit des Preissystems habe man nicht länger dulden können. 
Die außerordentlich große Spanne zwischen den in Galizien 


bestehenden reisen und den Preisen im alten Generalgou- 
vernement hätte man nur halten können, wenn eine Art Zoll- 
grenze beibehalten worden wäre. 


Bei der Preisangleichung habe man eine schrittweise 
Methode gewählt, da sie trotz zahlreicher Nachteile doch 
das kleinere von zwei Übeln darstelle. Eine sofortige An- 
gleichung an das erhöhte Preisniveeu des alten General- 
gouvernemer.ts hatte durch die auftretenden starken Preis- 
auftriebstendenzen gewaltige Störungen in der Gesamtwirt- 
schaft ausgelöst. Das kndergebnis wäre dann ein weit hö- 
heres Preisniveau, als es zur Zeit in Galizien besteht, 
gewesen. 

Für die zukünftige Arbeit in der rreisbildung müsse 
man die im alten Generalgouvernement angewandte Arbeitswei- 
se beibehalten, d.h. eine Verstärkung des amtlichen Sektors 
auf Kosten des nichtamtlichen Sektors.Die ochleichhandels- 
bekämpfung, die im Distrikt Galizien leichter durchzuführen 





sei als im alten Generalgouvernement, müsse mit größtem 
Nachdruck betrieben werden. 

Ais besonders wichtig sei die Tatsache anzusehen, 
daß die deutsche Verwaltung nicht den hemmungslosen Aus- 
verkauf der letzten hier noch vorhandenen Vorräte zuge- 
lassen habe. Jetzt aber müsse der geordnete Verkauf dieser 
Vorräte einsetzen, da sonst der ungeheure Mangel an Er- 
zeugnissen, insbesondere auch des täglichen Lebensunter- 
haltes, zu neuen starken Freisauftrieben führen würde. 

Den Beschluß, den die Vistriktsverwaltung in den 
ersten Oktovertagen über die kinführung der Gleichheit der 
reise des Distrikts Galizien und des übrigen General- 
Souvernements gefaßt habe, begrüße er. Danach sollen die 
Preise, nachdem sie in den ersten ochen der deutschen 
Verwaltung in diesem Gebiet bewußt auf 60- bis 80 » der 
Generalgouvernemen tspreise gehalten worden seien, auf die 
gleiche Höhe gebracht werden. Trotzdem abe werde eine 
restlose Gleichheit der Preise nicht durchgeführt werden 
können, da die Verhältnisse im Distrikt Galizien und im 
alten Generalgouvernement teilweise doch außerordentlich 
unterschiedlich lägen. Nur durch einen Einsatz von öffent- 
lichen Mitteln in sehr großem Umfang könne eine restlose 
wleichheit aller Preise erreicht werden. Der Beschluß der 
Distriktsverwaltung Galizien stehe der Bildung von natür- 
lichen und aus der “irtschaftsstruktur sich ergebenden 
Preisen nicht entgegen. Daher ist es auch durchaus möglich, 
die Preise für einzelne besouders wichtige Erzeugnisse wie 
Getreide, Kartoffeln, Kohle usw. einer genaueren Prüfung 
im einzelnen zu unterziehen. 

Ziel einer vernünftigen Preisbildung müsse eine Wirt- 
schaft sein, in der unberechtigte Ubergewinne nicht ent- 
stehen kónnten. 


Landwirtschaftscirektor Gareis kommt noch einmal auf 
die Ausführungen des Präsidenten Dr. Emmerich bezüglich der 
šinschaltung von Kommissionären in die Getreideerfassung zu 





Sprechen. Die Kreishauptleute wendeten Sich dagegen, daß 
diese Firmen sich des amtlichen Lrfassungsapparates be- 
dienten. Sie stellten sich auf den Standpunkt, dag für 
diese Zwecke die Landwirtschaftliche 4entralstelle besser 
geeignet sei. - 

Die Leitung der srfassungsstelle für Häute und Felle 
sei ihm übertragen worden, weil keine geeignete Persón- 
lichkeit dafür &£reiibar gewesen sei. Mit den vorhandenen 
Vorrüten wolle er zur Versorgung der galizischen Bauern 
mit Textilien mit der wehrmacht ein Gegengeschäft durch- 
führen. 


Frásident Dr. Emmerich erklart sich bereit, im 
nahmen des Móglichen der Landwirtschaft zu helfen. Die 
lextilhandelsgesellschaft habe schon für 5 Millionen 4loty 
waren nach Galizien transportiert. 


in diesem Zusammenhang teilt Oberregierungsrat 
Ur. Schepers mit, daß er als Auisichtsratvorsitzender 
des von Präsident Dr. Emmerich ins Leben &erufenen gali- 


Zischen Industriekontors eingesetzt worden sei. Aufgabe 

des Unternehmens werde die Durchführung von Handelsge- 
schaften zur Verhinderung von Jbergewinnen durch Privat- 
firmen sein. Das galizische Industriekontor sei eine 
Staatliche Gesellschaft des Distrikts, deren Gesellschafts- 
anteile auf die Hauptabteilung Finanzen übergeführt worden 
seien . 


Prásident Dr. Emmerich stellt dazu fest, daß sich 
im Distrikt Galizien in der jetzt herrschenden Ubergangs- 
wirtschaft das Fehlen eines schlagkraftigen Organes, das 
ausgerüstet mit Staatskredit Sofortmaßnahmen durchführen 
könne, ungünstig bemerkbar gemacht habe. Das Inäustrie- 
kontor werde diese Lücke ausfüllen. 





Oberregierungsrat Dr. ochepers weist darauf hin, 
daß die von Präsident Westerkamp betonte Organisation 
der Verwaltung auf allen Gebieten als erste Aufgabe in 
besonderem Mage fiir den Wirtschaftssektor zutreffe. Der 
Umfang der verantwortlichen Aufgaben sei fiir jeden einzel- 
nen Hessortleiter so groß, daß oft seine volle Tagesarbeit 
dadurch in Anspruch genommen werde. Weiter müsse er sich 
notwendigerweise vielen kleinen Tagesfragen widmen. Durch 
diesen Umstand werde ein großer Teil der Arbeitskraft ab- 
sorbiert uni es sei daher nicht Jedem möglich, in der Lö- 
sung von Wirtschaftsiragen mit dem Nachbarn gleichen Schritt 
zu halten. Jiese srkenntnis habe Gouverneur Dr. Lasch ver- 
anlaßt, im Distrikt Galizien einen Wirtschaftsrat zu bil- 
den und ihm, Oberregierungsrat Dr. Schepers, in seiner 
“igenschaft als besonderer Beauftragter der Regierung die 
Leitung dieses Wirtschaftsrates zu übertragen. Die Aufgaben 
dieses Wirtschaftsrates seien die zentrale Anpackung der 
wirtschaftsprobleme Galiziens, darüber hinaus die Gewähr - 
leistung einer reibungslosen Zusammenarbeit mit den Wirt- 
schaftsbestrebungen des alten Generalgouvernements und 
eine besonders enge Verbindung mit der Hauptabteilung Wirt- 
Schaft in der Hegierung des Generalgouvernements. 

In diesem Rat seien die Leiter aller Wirtschafts- 
ressorts der Distriktsverwaltung, ebenso die kreishaupt- 


leute, zusammengefaßt. Die Sitzungen fänden wöchentlich 
statt. 


Der Herr Generalgouverneur beendet die Sitzung mit 


folgender Schlußansprache: 


“ir stehen am Schluß dieser Hegierungssitzung. Was 
ich allgemein politisch zu der Zeit an dieser Stelle zu 
sagen gedachte, kann ich heute nachmittag bei dem vorge- 
sehenen Gefolgschaftsappell ausführen. Im Rahmen dieser 
Sitzung möchte ich Ihnen, Herr Gouverneur, und Ihren Mit- 
arbeitern herzlich danken. ss ist ganz selbstverständlich, 
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daß alle Dienststellen der Regierung in Krakau eine ganz 
klare Vorstellung von den unendlichen Schwierigkeiten 
haben, die Sie und Ihre Herren zu bewältigen haben. 

Besonders eindrucksvoll war für mich der Bericht 
des Kreishauptmanns, der 5ezwungen ist, Bezugscheine aus- 
zustellen, sozusagen also die Totalität der amtlichen 
Funktionen einer Kreishauptmannschaft in persona auszu- 
üben. Wir kónnen uns gar nicht anders helfen, als dafiir 
zu Sorgen, daß wir noch weitere Mitarbeiter in den Di- 
strikt Galizien abstellen. Was in meiner Macht steht, 
werde ich tun, um auch aus dem Reich weitere Kräfte her- 
einzuholen. 

Sehr erfreut war ich über die schon sehr weitgehende 
Verwurzelung der Jistriktverwaltung im Gebiet. Ich bin 
auberordentlich beeindruckt, wie es doch in kurzer Zeit 
unter den denkbar schwierigen Umständen, und zwar im buch- 
stäblichen Sinn, denn irgendeine Förderung hat hier niemand 
gefunden, - Segliickt ist, schon eine übersehbare und wohl- 
funktionierende otruktur einer Verwaltungseinheit aufzu- 
richten. Dafür gebührt Ihnen, Herr Gouverneur, und Ihren 
Mitarbeitern, besonderer Dank. Besonderer Dank und Aner- 
kennung gebührt auch der 55 und Folizei, die in diesem Ge- 
biet energisch durchgegriffen hat, um gewisse srscheinungen, 
die uns Gefahr gebracht hätten, sofort zu beseitigen. 

Ich möchte nicht schließen, ohne Ihnen, meine Herren, 
im Namen der Regierung zu danken und Sie um weiteres Aus- 
harren an Ihrem schwierigen Platz zu bitten. Er ist Schwie- 
rig, daher auch ehrenvoll. Wenn Sie daran denken, was unse- 
re Kameraden, die dieses Gebiet erobert haben, bei der Wehr- 
macht zu leisten haben, dann können wir als Verwaltungs- 
ausbauorgane mit der uns vom Führer gestellten Aufgabe, 
die voller Eare und voll der Schwierigsten Verantwortung 
und deshalb außerordentlich anregend ist, zufrieden sein. 
Gerade für Sie im Distrikt Galizien muß es eine stolze 
Genugtuung sein, daß Sie am schwierigsten Punkt des General - 
gouvernements eingespannt sind. 
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Gerade die heutige Hegiervngssitzung zeigt Ihnen 
auch, wie sehr wir uns in der Hegierung abmühen, um ihnen 
zu helfen. Wir wollen Ihnen, wo immer es geht, zum Aus- 
druck bringen, daß nicht nur unsere besten amtlichen Wün- 
Sche, sondern auch unsere persónlichen herzlichen Segnun- 
gen Ihre Arbeit begleiten. Ich persönlich stehe Ihnen 
Jederzeit zur Verfügung. 

Diese Heise ist zugleich der Abschluß der Hegierungs- 
reise durch sämtliche Distrikte. Alle, die sie mitgemacht 
haben, werden bestátigen, dap es ein Unikum in der Verwal- 
tungsgeschichte darstellt, daß der Chef einer Verwaliung 
mit seinen Mitarbeitern ins Land hinein reist. Die Anre- 
gungen, die hier beiderseits erfolgten, sind ungewöhnliche. 
Ich möchte nur wünschen, daß in der Verwaltungsgeschichte 
des Großdeutschen Reiches nach dem Krieg diese Art Kontakt- 
nahme zwischen den Regierungs- und Distriktsinstanzen eine 
dauernde Ubung wird. Damit wiirde man uber manche Schwierig- 
keiten hinwegkommen. 

Ich danke Ihnen nochmals und wiinsche Ihnen, Herr 
Gouverneur, und Ihren Mitarbeitern, alles Gute. 


Gouverneur Dr. Lasch: 


Herr Generalgouverneur! Ich darf Ihnen im Namen 
meiner Kameraden die Versicherung abgeben, daß wir uns 
weiterhin zu unserer Arbeit bekennen und stolz die Aufbau- 
arbeit im Distrikt Galizien unter Ihrer Führung leisten 
werden, Sie können versichert sein, daß jeder an seinem 
Platz seine ganze Kraft und snergie zur Bewältigung dieser 
Schweren Aufgabe einsetzt. Wir geloben Ihnen, in unver- 
brüchlicher Treue weiterzuarbeiten! 

Wir grüßen den Führer! 


Schluß der Sitzung: 141? Uhr. 





Herr Generalgouverneur, meine Herren der Regierung, 
Kameraden! 


Es ist eine grosse Ehre fiir uns, Herr Generalgouver- 
neur, unter Ihrem Vorsitz an einer Sitzung des G.G. 

in Lemberg teilzunehmen und Ihnen, Herr Generalgou- 
verneur, sowie den Herren der Regierung Rechenschaft 
zu geben über alles, was wir in Ihrem Auftrag an Auf- 
bauarbeit in den vergangenen 2 Monaten in dem Distrikt 
Galizien leisten durften. Galizien unterscheidet sich 
von den übrigen Distrikten des G.G. durch seine politi- 
sche Vergangenheit, durch den krassen Wechsel der die 
Macht in diesem Lande ausübenden Systeme. "enn schon 
nach den für dieses Land beglückenden Jahren deutscher 
Kulturaufbauarbeit unter Österreichischer Herrschaft 
über 20 Jahre polnischer Macht folgten, so bedeuteten 
die 2 Jahre russischer Herrschaftsausübung in diesem 
Raum ein fürchterliches Schicksal für Land und Men- 
schen. Die 2 Jahre sowjetischer Macht haben genügt, 

un die Kultur dieses Landes restlos zu zerstóren, um 
die Wirtschaft zu verstaatlichen, das Privateigentum 
wezzunehmen, die Landwirtschaft nach rein politischen 
Zweckmässigkeitsgründen und nicht nach den vernünfti- 
gen Grundsätzen. der Sicherung der Ernährung der ein- 
heimischen Bevölkerung auszurichten; darüber hinaus 
die Lebensverhältnisse des Einzelnen wie der gesan- 
ten Bewohner Galiziens zu nivellieren und mit Hilfe 
der stark eingesetzten sowjetischen Propagandamaschine 
für die politischen Zwecke des Bolschewismus nutzbar 

|’ zu machen. In dieser Zeit haben die Unternehmungen 

| der Industrie, des Handels und des Gewerbes ihre Sub- 
stanz verloren, aber auch der Privatmann, der, soweit 
er sich zur Intelligenz zählte, aus Angst vor dem 
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Bolschewismus keinem Beruf nachging, verkaufte sein 
Hab und Gut, um sein und seiner Familie Leben fristen 
zu können. Von einer gesunden Verwaltung, einer sich 
aus der naturgesetzlichen Entwicklung erzebenden 
Wirtschaftsordnung, geschweige denn von Kulturein- 
flüssen irgendwelcher Art und sei es auch primitiv- 
ster, Art, kann die Rede sein. Unter Einsetzung aller 
Macht und hunderter Funktionäre in den kleinsten Or- 
ten wurde: Stadt und Land unter ständigem Druck gehal- 
ten unà mit barbarischen Mitteln tyranisiert. 


Wir haben am l. August hier ein Gebiet übernommen, 

dass unter russischer Herrschaft Industrie und Handels- 
waren &ber auch seine gesamte Produktionskapazität 
verloren hat, denn unter russischer Herrschaft blieben 
nur die Produktionsstätten erhalten, die dem russischen 
Regime unmittelbar nutzten. Andere Zrwügungen gab es 
für dic russische Wirtschaftsführung nicht. 


Die grossen Aufgaben, die wir von Ihnen übertragen 
erhalten haben, sind nun von uns vom ersten Tage mit 
aller Energie angegangen worden, und ich glaube sagen 
zu können, dass bei den hier vorgefundenen Schwierig- 
keiten, die Arbeiten auf allen Gebieten eine gesunde 
und aufsteigende Entwicklung genommen haben. 


Zur Durchsetzung der gestellten politischen Ziele und 
zur Durchsetzung ihres Willens, Herr Generalgouverneur, 
der sich in den Verordnungen der Regierung ausdriickt, 
wurde als erstes die deutsche Verwaltungsorganisation 
analog dem Beispiel der übrigen Distrikte des 6.6. 
aufgezogen. Es entstanden in kurzer Zeit die Kreis- 
hauptmannschaften, die Land- und Stadtkommissariate 
und die Distriktsverwaltung selbst. Tenngleich der 
Personalmangel, vor allem in den ersten Wochen uns 
ganz besonders grosse Sorgen gemacht hat, und dem 





.- 


» Xt E E ET E : 


= mem mito Cos co cost alu, Pd um. — mags wm — 09^ tn 


— — — — — — ——— 


^5 ey Emme ee — — — — 


ib. dis 


— A 


e mg Ga Atm mw 
c mz, 





Einzelnen oft Aufgaben oblagen, die in gleichgearte- 
ten Fállen von einer Vielzahl von Personen zu erledi- 
gen sind, haben doch die abgeordneten Männer des Go 
Ihrem Befehl folgend, mit ganzer Hingabe ihre Arbeit 
geleistet und bewältigt. Auch heute kann von einer 
ausreichenden Personalversorgung nicht gesprochen wer- 
den. Die Distriktsverwaltunz, wie alle Kreis- und 
Stadtheuptmannschaften sind etwa zu Y3 besetzt, wo- 
bei zu bemerken ist, dass es notwendig sein wird, eine 
ganze Reihe, sich nicht als tauglich erwiesener Beamte 
und Angestellte wieder auszuwechseln, die in dem ge- 
nannten Drittel jetzt eingeschlossen sind. Es arbei- 
ten seit einigen Wochen sümtliche Abteilungen analog 
dem Verwaltungsaufbáu der Regierung und der übrigen 
Distriktsverwaltungen. Die Aussenstellen der einzelnen 
Fachabteilungen sind ebenfalls aufgestellt und im Aus- 
bau begriffen. Die Verwaltunzsorganisation des Distrikt& 
Galizien soll so schlagkräftig und so präzise in ih- 
rem Funktionieren sein, wie die Verwaltungen der üb- 
rigen Distrikte. 


Dass bei der Errichtung der Büros und bei der Regelung 
der Wohnverhältnisse für unsere Beamten und Angestell - 
ten wie für uns selbst, mit denselben Schwierigkeiten 
zu kämpfen hatten, wie vor 2 Jahren, als wir im 6.6. 
mit der Arbeit begannen, darf auch hier erwähnt wer- 
den. Neben dem Verwaltungsaufbau richtete sich unser 
Bestreben auf die mit aller Macht an uns herantreten- 
den Probleme auf den Gebieten der Wirtschaft, insbe- 
sondere der gewerblichen Wirtschaft und der Landwirt- 
schaft, sowie auf die von der Regierung des G.G., be- 
fohlene Einführung des Zloty und des Austausches der 
bisher in Galizien vorhandenen Währungen (Rubel und 
Reichskreditkassenscheine) gegen die Währung des G.G. 
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Mit den Aufgaben der Wirtschaft und Landwirtschaft 
Sind die politischen Fragen dieses Raumes besonders 
Stark verbunden, weil nach dem Einzug der deutschen 
Truppen durch einige Deutsche in weitesten Kreisen 
der ukrainischen Bevölkerung der Eindruck Erhärtung 
fand, als ob das deutsche Reich den Kampf gegen Ruß- 
land um der Befreiung der Ukraine willen geführt ha- 
be. Dies hatte zur Folge, dass bei dem an sich leicht 
zu politischer Phantasterei neigendem slawischen Men- 
schen die Einbildung bestand, dass nunmehr die Zeit 
der grossen freien Ukraine gekommen wäre. Wir fanden 
deshalb allenthalben ukrainische Fahnen vor den Reichs- 
fahnen, eine bewaffnete ukrainische Miliz und in al- 
len führenden Stellen der Verwaltung, der Wirtschaft, 
der Landwirtschaft, des Schulwesens und des sozialen 
Sektors ukrainische Vertreter vor, die nicht etwa aus 
fachlichem Können, sondern rein als politische Funk- 
tionäre an diese Stellen gesetzt worden waren. Das 
Ukrainertum ist in Galizien bei-nahe dreimal so stark 
an Menschen wie das Polentum. In polnischer Zeit waren 
selbstverständlich die Ukrainer aus allen massgebli- 
chen Stellungen herausgedrängt worden. Sie waren Ar- 
beiter der Polen in den Städten, auf dem Land waren 
sie, soweit sie nicht selbständige Bauern waren, Knech- 
te und Mägde der polnischen Gutsherren. Eine ukraini- 
sche Intelligenzschicht von Bedeutung gab es nicht. 
Dies drückt sich vor allem in der geringen Zahl der 
vorhandenen Arzte, Rechtsanwülte, Apotheker, Tier- 
ärzte und Hochschullehrer aus. Die Polen hatten sänt- 
liche Beamtenstellungen inne, nur in ganz wenigen 
Ausnahmefüllen wurden Ukrainer im Staatsdienst be- 
schüftigt. In der Wirtschaft, insbesondere Industrie 
und Handel, waren die Polen und Juden die Führenden, 
während im Gewerbe die Juden ebenfalls zahlreicher 
waren, als die Ukrainer, Grossgrundbesitzer ukraini- 





scher "ationalit?t gab es ausser den Kirchenfürsten, 
die Ukrainer sind, nicht. Der sonstige Grossgrundbe- 
sitz war in Hünden der Polen. 


In sowjetischer Zeit trat hier nur insofern eine 
Veränderung ein, als zu Gunsten des jüdischen Ele- 


mentes, das stark bevorzugt wurde, auch die Polen 

aus ihren Stellungen verschwanden. Alle massgebenden 
Stellen in den Trusts, wie auch im sowjetischen Ver- 
waltungssystem wurden von Sowjetrussen eingenommen. 

In russischer Zeit wurde mit Hilfe der Juden und 
manchmal auch Polen das Ukrainertum schürfstens be- 
kämpft und jedes Anzeichen ukrainischen Nationali- 
tätsgefühls wurde mit bestialischen Mitteln und Mar- 
tern zugleich für grosse Teile der übrigen Bevölkerung 
niedergeschlagen. Es ist daher allzu begreiflich, 

dass der Einzug der deutschen Truppen in diesem Land 
von der Bevölkerung von ganzem Herzen begrüsst wurde. 
Es muss aber dem Ukrainertum klar gemacht werden, dass 
die Tatsache ihrer Befreiung allein ihnen eine unaus- 
löschliche Dankesverpflichtung auferlegt. Es kann 
allerdings mit gutem Recht gesagt werden, dass in den 
weitesten Kreisen der ukrainischen Bevölkerung dieses 
Dankesgefühl vorhanden ist. Lediglich einige jüngere 
Elemente versuchen hier und da die nun entstandene 
Lage auszunutzen und glauben, nachdem die Knute Polens 
und Rußlands von ihnen genommen wurde, sich nun gegen 
die deutschen Befreier stellen zu können. Ich erwähne 
diese politischen Gedanken so ausführlich, weil sie 
mit unserer Arbeit in engster Verbindung stehen. 
Ebenso wenig, wie die deutsche Post Osten 





oder die deutsche Reichsbahn, ebenso wenig wie die 
Abteilung Ernährung und Landwirt schaft oder die Ab- 
teilung Forsten allein auf ukrainisches Personal zu- 
rückgreifen kann, können wir bei der Verwaltungsarbeit 

in: den Kreisen, wie hier im Distrikt auf die Unter- 
stützung ukrainischer Arbeitskräfte rechnen, Wir sind 
gezwungen, in zahlreichen Fällen Polen einzusetzen, die 
nicht nur über bessere Kenntnisse, sondern dazu in den 
meisten Fällen auch über den grösseren Arbeitswillen 
verfügen, Dies hat dazu geführt, dass in manchen Fällen 
die Ukrainer in de» getroffenen Massnahmen eine Fort- 

Se zung der Politik zu Gunsten Polens sahen. Um diesen 
Einwand gleich zu begegnen, habe ich die Errichtung 

von Fachschulen für Ukrainer auf allen Sektoren in An- 
griff genommen. So werden zur Heranbildung einiger hun- 
dert Betriebsführer für die Landwirtschaft ein Lehrgang 
für ukrainische Bauern und Bäuerinnen abgehalten, in 
Lehrgängen aif anderen Fachgebieten Ukrainer für den 
Einsatz in der Verwaltungsarbeit und auf anderen Dienst- 
posten herangebildet. Diese Massnahme wurde von der gesamten 
ukrainischen Bevölkerung sehr begrüsst. Durch Entscheidung 
des Generalgouvernairs öffnen die in Lemberg vorhandenen 
Hochschulen als medizinische,- veterinär- und landwirt- 
schaftliche Akademie, sowie als technisches Institut in 
Böälde wieder ihre Pforten, sodass auch der fehlende Personal - 
mangel an Ukrainern auf diesen Gebieten nach Beendigung 
đer ersten Lehrgänge eine wesentliche Erleichterung er- 
fahren wird. 

Es war aber unbedingt notwendig, die rein als politische 
Funktionäre oder als Sachwalter für ukrainische Belange 
sich bezeichnenden Trüstdirektoren,Bürgermeister und 
weitere Stelleninhaber aus ihren Positionen zu entlassen 
und durch geeignete, die einzelnen Fachgebiete kraft ihrer 
Vorbildung unà ihres Könnens wirklich beherrschende andere 
Kräfte zu ersetzen. Aueh hierbei musste vielfach auf Polen 
zurückgegriffen werden, weil in der Tat geeignete andere 
ukrainische Kräfte zur Bewältigung der ersten grossen 

und schweren Aufgaben nicht zur Verfügung standen. 
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Es gab hier fiir uns nur einen Entschluss, die nicht funktio- 
nierenden fremástümmigen Mitarbeiter, auch wenn es sich 
un Ukrainer handelte, unverzüglich durch bessere, unsere 
Zielsetzungen erfüllende Persönlichkeiten zu ersetzen 

und hierbei auch, wenn nötig, auf Polen zurückzugreifen, 
Denn bei den ungeheuer schwierigen Aufgaben, bei der 
Fülle der täglich auf allen Gebieten ma uns herantretenden 
Schwierigkeiten, vor allem aber auch bei den nur in so 
geringer Zahl zur Verfügung stehenden deutschen Personal 
ist es ganz ausgeschlossen, aus politischen Gründen oder 
politischer Rücksichtnahme schlechte Arbeitskräfte zu 
beschäftigen in Fällen, wo die Besten kaum ausreichen, um 
die vorhandene Arbeit zu erledigen. Wir haben deshalb in 
der Wirtschaft bei der Liquidation der sowjetischen Wirt- 
schaftsverfassung, in der Industrie, im Handel und im Ge- 
werbe ausschliesslich danach gesehen, ob die betreffende 
mit einer Aufgabe oder einer Arbeit zu betrauende Persön- 
lichkeit kraft ihres Könnens und ihres Wissens für eine 
bestimmte Aufgabe geeignet ist oder nicht. Denn wenn wir 
die 5,2 Millionen Ukrainer, die in Galizien wohnen, zu 
wirklichen für das deutsche Interesse brauchbaren Mit- 
arbeitern erziehen wollen, dann dürfen wir ihre ualitat 
nicht nach politischen, sondern ausschliesslich nach Cesichts- 
punkten messen, die dem Interesse des Reiches am meisten 
dienen. So standen wir bei Menschen, die diesen Raum be- 
völkern und die Vielgestaltigkeit des Tages ausmachenden 
Funktionen des Lebens vor einer völlig neuartigen Aufgabe. 
Während wir im Alt - G.G. wenigstens vorübergehend aus 
Zweckmässi gkeitsgriinden an Bestehendes anknüpfen kónnten, 
gab es bei uns hier im Distrikt Galizien nur eines, ganz 
von vorn anzufangen, 

Auf dem Gebiete der Wirtschaft war von den Sowjetrussen 


her das Prinzip der Staatswirtschaft gültig. Privatinitiative, 
Unternehmer-Risiko, eigenes shöpferisches Wirken war aus - 


geschaltet. Hier galt es zur Befriedigung der ersten Be- 
dürfnisse der in Galizien noch befindlichen Wehrmachtsteile, 
wie der Deutschen, die an verschiedenen Stellen der deutschen 
Verwaltung arbeiten, dariiber hinaus aber auch zur Befriedi- 
gung der ärgsten Lebensbediirfnisse der ukrainischen und 
polnischen Bevölkerung zu Sofortmassnahmen greifen. Es 


wurden, gemäss dem Auftrag der Regierung, die Warenlager 





erfasst. Es kam uns hierbei zugute, dass die Sowjetrussen 
die vorhandenen Lagerbest ände zur Kontrolle des Gross- 
handels in Grosslägern zusammengefasst hatten, die in 
sogenannten Trusts bezw. Basen verwaltet wurden, Während 
des Nichtvorhandenseins der dettschen Verwaltung vor dem 
l.August hatten bereits zahlreiche ukrainische Elemente 
die Lagerbestände gelichtet und sie für uns unkontrollier- 
bar in Einzellager aufgeteilt, Es war deshlab höckte Zeit , 
dass die noch vorhandenen Lagerbestände in deutsche Obhut 
und Verwaltung genommen wurden, 

Als zweites sollte dana die Eröffnung aller Beschäfte 
wieder vorgenommen werden mit der besonders scharfen 
Konzessionierung derjenigen Firmen, die Produkte verkaufen, 
die der Bewirtschaftung unterliegen. Die Eröffnung der 
Geschäfte, des Gewerbes und des Einzelhandels wurde von 
mir auf die Zeit zwischen 15.0ktober und l.November 


vertagt. Es sollte zuerst der Währungsumtausch stattfinden. 
Denn hätten wir swere$ bereits in den ersten Wochen unserer 
Tätigkeit die Genehmigung zur Eröffnung der Ladengeschäfte 
in den Städten und auf dem Land gegeben, dann wäre jeder 


kleine Gewerbetreibende zu einem eigenen Währungspolitiker 
geworden, und wenn dann der Tag gekommen wáre, an dem 

durch Erreichen der Preis-und Lohngrenze des G.G. die Wirt- 
schaftsangleichung Galiziens an das G.G. vollzogen worden 
wäre, dann hätte keiner dieser aufgrund der in den ver- 
gangenen Wochen gemachten Erfahrungen an die Stabilisierung 
der Verhältnisse im nächsten Jahr geglaubt und wir hätten 
bei dem geringen Vorhandensein von Waren aller Art in 
diesem Land einen Umstand, der allein durch die 
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sowjetischen Machthaber hier entstanden ist, mit jedem 
dieser Kleingewerbetreibenden die grössten Schwierigkeiten 
gehabt, SO haben wir geglaubt, richtig zu handeln, wenn 
ir erst die Währung des G.G., also dan Zloty nach Um- 
tausch der hier vorhändenen Rubel als einzi, 

una gann unter kKinsatz der ganzen Staatsautoritt 


der uns zur Verfügung stehenden Exekutivkrifte 
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war auch nicht acglich, Preisstonpng-oder Höchstpreise fest- 
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+ Verwaltungsmánner im G.G., Herr Generalgouverneur, 
die wir unter Ihrer Führung hier arbeiten dürfen, sind 
gewohnt, Schwierigkeiten um uns zu sehen. Die Strassen- 





Situation Geliziens ist z.B. katastrophal. Es ist natürlich 
&usgeschlossen, dass sich die Strassendecken von vielen 
hunderten von Kilometern Strasse in der kurzen Zeit wesent! 
lich verbessern lassen, aber was in den vergangenen 2 
Monaten an Zuwerfen von Löchern und an dem Fahrbarmachen 
der Strassen geschehen konnte, das ist wirklich geschehen. 
Wir haben auch hier Wochen der Strassen veranstaltet, die 
noch im Gange sind, und die dazu geführt haben, dass 

nicht nur an allen Strassen erster Ordnung ungeheuere 

Materialmengen angefahren worden sind, sondern auch schon 
weite Strecken in einen einigermassen brauchbaren Zustand 


versetzt wurden. Die Strassenbeschilderung, die Aufstellung 





| der Ottstafeln, der Kreistafeln, wie auch der Grenztafeln 
| des G.G. an den zahlreichen Übergängen auf dem Karpathen- 
rücken nach Ungarn oder nach Rumänien ist überall durch- 
geführt. Jeder Deutsche, der heute durch den Distrikt Gali- 





i zien führt, kann sich bereits schon zurechtfinden. 
Auf anderen Gebieten ist dann die Arbeit wieder lang- 
$ samer vorangegangen. Während die Sowjetrussen in jeder 





kleinen Dorfgemeinde zahlreiche Funktionäre zur Verfügung 

| hatten, die die Ablieferung der vorhendenen Getreidenengen, 
darüber hinaus aber die Verteilung der Ernährung an die 
Bevölkerung gewissenhaftest überwachten und Fehler mit 





drakonischen Strafen gtigten, steht uns nur ein ganz kleiner 


Teil von Mitarbeitern fiir dieses so ausserordentlich 





wichtige Gebiet zur Verfügung. Denn es geht ja auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft nicht allein um die Ernteer- 


fassung, es geht vor allem darum, diesem fruchtbarsten 

Boden des G.G. so gutes Saatgut zu geben, und dieses 

Saatgut nach deutschen Anbauvorschriften in die Erde 

zu bringen, dass das G.G. bei der kommenden Ernte hieraus 
reichsten Segen hat. Wir sind mit der Ernteerfassung nicht 
zufrieden. Es liegt zum Teil an der Ablieferungsunlust 

der ukrainischen Bauernschaft, zum anderen daran, dass 

die Bauern nach Wegfall des ständigen politischen Drucks 

der Sowjetfunktionäre, die nunmehr vermeintlich gewonnene 
Freiheit ausnutzen wollen, am mei sten aber daran, dass uns 
in der Tat die Mitarbeiter fehlen. Es sind vom G.G. dem 
Reichskommissariat Kiew eine ganze Reihe hervorragender 
Kräfte zur Verfügung gestellt worden, die Landesbauern-- 
führer Kórner s.Zt. mitgenommen hatte. Es waren alles 

Leute, die Osterfahrung hatten, und die Verhältnisse im 

G.G. bereits kannten. Die Männer, die uns hier zur Verfügung 
gestellt wurden, sind bis auf die paar Kreislandwirte fast 
alle &us Gebieten gekommen, die mit dem Osten nicht 
verbunden sind. Dazu kommen diese Münner in einer Zeit zu 
uns, in der sie gleich im vollsten Einsatz von uns ge- 
braucht werden, nümlich kurz vor der Ernte. Es ist daher 
für unsere Abteilung Ernährung und Landwirtschaft im Distrikt 
Galizien ausserordentlich schwierig, den an sie gestellten An 
forderungen nachzukommen, Im einzelnen wird darüber und über 


die von uns zur Abünderung dieser Schwierigkeiten ge- 
troffenen Massnahmen der Leiter der Abteilung Ernührung und 
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und Landwirtschaft, Landwirtschaftsdirektor Gareis, noch 
in einem besonderen Referat zu sprechen haben, ich darf 
aber in diesem Zusammenhang die Bitte an die Hauptabteilung 
Ernáhrung und Landwirtsohaft der Regierung zum Ausdruck 
bringen, uns jetzt in der vordringlichsten Zeit der Land- 
wirtschaft mit geeigneten und guten brauchbaren Arbeits- 
krüften zu versorgen. Das G.G. kann von uns erwarten, 

dass wir aus dem so fruchtbaren Boden des Distriktes das 
denkbar beste und grósste an Produkten herausholen. 

Wir brauchen aber hierzu Menschen, die die Ernteerfassung, 
wie auch die Neubestellung des Bodens leiten und lenken, 

Es kommt jetzt nicht so sehr auf die Erreichung aller Macht 
der landwirtschaftlichen Zentralstelle oder auf die 
Errichtung von Landäntern an, sondern es kommt darauf an, 
dass die Münner der Landwirtschaft jetzt vor der Ernte 
praktisch mitarbeiten und den Krdshauptleuten bei der 
Ernteerfassung, wie bei der Bestellung für die neue Ernte 
zur Verfügung stehen. Es ist bekannt, dass bei der Erfassung 
der Ernte die Organe der Landwirtschaftlichen Zentralstelle 
eine wichtige Rolle spielen, es würe aber vielleicht kein 
Fehler, wenn man jetzt noch die alten, bei den Bauern ein- 
geführten Ablieferungsverhültnisse bei den Genossenschaften 
beliesse und dann unmittelbar nach der Bestellung der 

neuen Ernte die Bauern an das von der Landwirtschaftlichen 
Zentralstelle herausgegebene Verwal tungssystem nach 
vorgeschriebenem Muster erziehen und schulen wiirde. 





Zu diesen 3 grossen Arbeitsgebieten, dem Aufbau einer 
Verwaltung analog den Verhältnissen in den übrigen Distrikten 
des G.G., der sofortigen Bewältigung der für die Ernährung 
der Bevölkerung notwendigen Massnahmen auf dem Gebiet der 
Landwirtschaft und der Ausschaltung des russischen Wirtschaft 
systems mit der Einführung und Angleichung der Wirtschafts- 
verháltnisse des G.G. im Distrikt Galizien, kommt eine Reihe 
von weiteren schwierigen Aufgaben, die die sozialen und 

und kulturellen Verhältnisse des Distrikts Galizien angehen, 









Zuerst wurden, wie auch im übrigen G.G., die Juden 

&us den Schulen entfernt, zahlreiche Volksschulen wieder in 
Geng gebracht und die Vorbereitungen für die für Lemberg 
vorgesehenen Nachwuchs-Institute auf den Gebieten der 
Medizin, Veterinärwesen, Forsten, Landwirtschaft und 
Technik getroffen, gleichzeitig hiermit wurde die Errichtung 
deutscher Schulen vorbereitet, mit deren Eröffnung in Kürze 
bereits gerechnet werden kann, Darüber hinaus wurde auch 
das Fachschulwesen, das fün die Erziehung eines Handwerker- 
nachwuchses unerlässlich notwendig ist, mit entsprechendem 
Nachdruck ausgebildet, Auch hier macht sich der überaus 
starke Personalmangel bemerkbar, dem unbedingt Abhilfe 
geschaffen werden muss. Unsere Arbeitsverwaltung hat in den 
wenigen Wochen ihrer Tätigkeit bereits hervorragende Erfolge 
auf dem Gebiete der Arbeiterverschickung in das Reich erzielt. 
Zahlreiche Ukrainer haben sich freiwillig bei den Werbestel- 
len gemeldet und versehen bereits als Land- oder gewerbliche 
Arbeiter an Arbeitsstätten im Reich ihren Dienst. Anderer- 
seits wird von zahlreichen Stellen über die Arbeitsunwillig- 
keit der Ukrainer geklagt. Im Gegensatz zum Polen ist der 
ukrainische Arbeiter, das muss leider ausgesprochen werden, 
in vielen Fällen unzuverlässig, arbeitsscheu und arbeits- 
unlustig. Als Beispiel mag hier angegeben werden, dass bei dem 
von uns eingerichteten Baudienst von insgesamt 1200 zum 
Baudienst Einberufenen, die bereits eingekleidet waren, 

also Kleider und Schuhwaren erhalten hatten, nach Erhalt der 
Kleider und Schuhe, 300 dieser Einberufenen nicht mehr 
erschienen sind. Es sind selbstverständlich Massnahmen 
getroffen, um diese wegen ihrem Verhalten zur Rechenschaft 
zu ziehen. Diesér Zustand kann daher als Beispiel gelten. 
Grosse Schwierigkeiten erwachsen auf dem Sektor Forstwesen. 
Hier macht sich insbesondere stark bemerkbar, dass eine 
Reihe von Reichsstellen, sich um die zahlreichen Sügewerke 
in den Karpathen bemühen. Besonders die Rüstungsinspektion, 
die Organisation Todt und eine Reihe weiterer Wehrmachts- 
stellen, insbesondere die Luftwaffe sind an den Sügewerken 








des G.G. interessiert. Es ist von uns immer wieder allen 
Stellen, die an uns herantraten, entschieden gegenüber 
festgestellt worden, dass die Beschlagnahme von Sägewerken 
oder Holzverarbeitungswerkstätten ausschliesslich von der 
Regierung des G.G. erfolgen darf, die ihrerseits die 
Zuteilung derartiger Werke auf Antrag an die Wehrmacht oder 
andere Stellen vornimmt. Eine direkte Beschlagnahmung kann 


hier ebenso wenig, wie bei anderen Produktionsstätten infrage 
kommen, 

















Bei unserer Arbeit können wir leider mit den Volksdeutschen, 
die hier noch vorhanden sind, nicht rechnen. Die Volksdeut- 
schen hier im Distrikt Galizien sind zweimal nach Beendigung 
des Polenfeldzuges vom Reich aufgerufen worden. Die meisten 
haben diesem Rufe Folge geleistet; einige sind zurückge- 
blieben. Es mag sein, dass hier unà da wirklich stichhaltige 
Gründe, Krankheit eines Familienangehörigen oder die Ehe 

mit einem Ukrainer oder Polen, einen wichtigen Grund für das 
Bleiben abgaben. Es sind aber leider auch Fülle darunter, in 
denen Volksdeutsche aus durchsichtigen Gründen es abgelehnt 
haben, sich an der Umeiedlung zu beteiligen. Diese Leute 
haben gewóhnlich eine volksdeutsche Grossmutter, einen 
volksdeutschen Grossvater oder einen volksrussischen Ahnen, 
der je nach der Machtssphüre hervorgeht wird. Es darf 
deshalb empfehlenswert sein, bei der Ausstellung von Kenn- 
karten für diese Volksdeutschen mit besonderer Yorsicht 
vorzugehen, Es ist der Wunsch eines jeden Reichsdeutschen, 
den Volksdeutschen zu helfen, wenn aber ein Volksdeutscher 
es ablehnt, dem Rufe zur Volksgemeinschaft Folge zu leisten, 
80 darf um der gerechten Behandlung aller derer willen, die 
der Umsiedlung Folge leisteten, diesér Volksdeutsche von 

uns nicht mehr als Deutscher behandit werden. Es können 
evtl. hierfür Ausgleichsbestimmungen getroffen werden. 
Derartige Elemente sollen sich den Anspruch zum Deutschtum 
aber erst verdienen. Im übrigen kann über die Gründe, 
die den Einzelnen zur Nichtfolgeleistung des Rufes zum 
Reich bewogen h&ben, eine besondere Prüfung veranstaltet 




























werden, 


Mit einer gewissen Sorge erfüllt uns die Behandlung 

der im Distrikt Galizien vorhandenen - beinahe 1 Million - 
Juden, Infolge des ausserordentlich starken Wohnungsr aun- 
bedarfes der Stadt Lemberg kann mit der Errichtung eines 
Jüdischen Wohnviertels nicht mehr gewartet werden, 

Lemberg ist die letzte mit echter Kultur behaftete Stadt 
bis weit in den Osten hinein. Sie ist zugleich das grosse 
Bindestück für die wirtschaftlichen Verpflechtungen 
Südosteuropas mit dem G.G. und dem östlichen Reichsgebiet, 
besonders aber auch der grosse Verkehrsknotenpunkt des 

G.G. nach dem Osten und Südosten Europas. Es kann nicht 
angehen, dass in dieser Stadt, die Juden anders behandelt 
werden sollen, als in Krakau und Warschau, Die Juden sollen 
deshalb in den nächsten Tagen auch in Lemberg, wie in den 
übrigen Städten des Distrikts Galizien, in jüdischen Wohn- 
vierteln zusammengefasst werden und aus dem Strassenbilä 
der Stadt verschwinden, Hierbei sollen alle Erfahrungen, 
die mit Ghetto-Einrichtungen und der Bildung jüdischer 
Wohnviertel in anderen Städten desG.G. gemacht worden sind, 
Berücksichtigung finden, Das Stadtviertel für die annähernd 
100.000 Juden ict bereits ausgesucht, und der Abschluss 
der Vorarbeiten steht bevor. Hiernach wird auch dieses 
Problem schnellstens einer Lösung zugeführt, 


Noch einiges über die Stadt Lemberg: 


Die Stadt Lemberg ist finanziell in einer sehr schwierigen 
Lage. Die Einnahmequellen der Stadt reichen nicht aus, die 
grossen Anforderungen auch nur annähernd zu erfüllen. So 
wird es notwendig, 2 grosse Aufgaben neben der Beseitigungder 
Kriegsschäden innerhalb des Stadtbildes unverzüglich in 
Angriff zu nehmen, Das erste ist die Gewährleistung einer 
ausreichenden Wasserversorgung der Stadt, die bei der jetzi- 
gen Entwicklung nicht besteht, und zweitens die sofortige 
Abstellung der katastrophalen Verhältnisse auf dem Gebiete 





der Abwässer- und Kläranlagen, Diese Aufgaben, die der 
Stadt als erstes jetzt vorstehen, werden ohne finanzielle 
Hilfe der Regierung nicht móglich sein. Es werden deshalb 
entsprechende Anträge an die Regierung gerichtet. Die Stadt 
Lemberg wird in Bälde ein anderes Gesicht haben. Die 
Strassen werden bereits, soweit wir möglich verbessert 

und neu gepflastert. Die Häuser werden von innen und 
sussen gesäubert und die durch den Krieg eingetretenen 
Zerstörungen beseitigt. 


Wir sind auch sofort daran gegangen, die hier vorhandenen 
Kulturstätten dem deutschen Soldaten und dem hier eingesetz- 
ten Verwaltungsmitarbeiter nutzbar zu machen. So hat unsere 
Abteilung Propaganda die Theater-Einrichtung des Lemberger 
Opernhauses verbessert, die technischen Anlagen wieder in 
Ordnung gebracht, und wir freuen uns alle auf die Gastspiele, 
die die Theater des G.G., insbesondere das Stadttheater 
Krakau in Lemberg geben wird. Ausser dem im Wiener Stil 
(Reimont-Theater) erbauten Theaters, besteht in Lemberg auch 
ein Schauspielhaus, das mit modernen Bühneneinrichtungen, 
z.B. einer Drehbühne, und dass nach Abschluss einiger Bau- 
arbeiten, die von dem Stadtbauamt hier durchgeführt hier 
werden, ebenfalls in Bälde seine Pforten öffnen kann. 


Ausgesprochen schlecht liegen die Verhältniese für die Betreu- 
ung der Deutschen mit Lichtspieltheatern, da die besten 
Lichtspielhäuser z.Zt. noch von der Wehrmacht in Anspruch 
genommen werden. Es sind aber auch hier Verhandlungen im Gange, 
um in Kürze wenigstens eines der grossen Lichtspiel-Theater 
für die Deutschen frei zu machen. Es wäre dankenswert, wenn 
die Regierung uns bei diesem Bestreben nachdrücklich unterstüt- 
zen würde, So liegen bei unserer Arbeit die Schwierigkeiten 
nebeneinander, hier türmen sie sich zu Bergen, dort sind sie 
wieder kleineren Ausmasses, Wir sind vor keiner Arbeit 
zurückgeschreckt und haben trotz des grossen Personalmangels 
die Probleme immer gleich angepackt. Es gibt bei uns noch 
eusserordentlich viel zu tun, auf allen Gebieten stecken wir 





erst in den Anfüngen. Aber was uns hier stark macht, ist 
eine geschlossene Kameradschaft aller hier in Ihrem Auftrag, 
Herr Generalgouverneur, arbeitenden Mitarbeiter und das 
vorbildliche Verhültnis aller Dienststellen desReiches 

und auch der Wehrmacht sowie der Partei untereinander. 


Ich glaube deshalb in der heutigen Sitzung der Regierung 

im Namen der im Distrikt Gelizien von Ihnen eingesetzten 
Mitarbeiter sagen zu kónnen, dass wir die uns von Ihnen ge- 
stellien Aufgaben mit derselben Hingabe lösen werden, wie Sie 
das von den Mitarbeitern in den anderen Distrikten verlangen. 
Past alle der nach Galizien abgestellten Mitarbeiter erleben 
den Aufbau einer Verwaltung im C.G. zum zweiten Male. Sie 
haben auf den Erfolg zweijühriger Aufbauarbeit, deren Früchte 
ihnen Jetzt zugefallen würen, verzichtet und sind ohne 
Zeudern, ja gerne, dem neuen Ruf gefolgt und haben wieder von 
vorne angefangen. 


Jetzt ist schon wieder ein Stück Weg zurückgelegt. Die 
Arbeit geht weiter. Dabei erfüllt alle nur ein Wunsch, 


zu Ihrer Zufriedenheit, Herr Generalgouverneur, gearbeitet 
zu haben. 


Lemberg, den 21. Okt. 1941 





Herr Gouverneur! Meine herren! 


von der deutschen verwaltung 


utschen ve 
ALC UU IE au tun, 
= 


u 7 e À s - 
` , - " 
"-— ww ww Nw 


E y^ ae 


Ach, A. A D 


` bmd T a 
Der VOI AT Le IL los 
üleser Leute 
Vielié 


CN 14 I , 
— iw » = Ta. - 


eTigKeiten nicht 


rersonal wird 





MI Auogcnen zu wanren, Lassen | ülcn, nerr seneralzou- 
verne AI, Ban KR ort SS LD Le LU | acn wälizien avecord- 
& e i " b , hd em. a » d. ET e ; 
neten “cucscnen Deamten. Closer Manner 
Sire |! ao “S T Oa „ 2 Nom 411 i KL i 4 "ER t 
vy Ad UU Aui KA A Vai UST E Voc intrachtigt, Aci 
inren Kame uCnh . ?1cn benachte il igt sind 
vor iem an ma mittleren Be- 
vistrikt Ga "H CLINGS weitaus größere Ver- 


— 


neich . 


, 
istrikt Galizien durchze 
unannschaften sind gebildet, ài 
Zen bieten das SCwonnte Dild von Abta 
una am 


| personaimáülg weni; 
die Treunai 
T irtschaf t, 
ergibt sich aus der 


^leunandwesen gerade in unserem 


Sri iassung >»or i l . E If en 


"| 
Car - 


Leit. Die Welte Abweich RE wurde 


LA ur 


aurche 


(95 | 
— 
nt 


salizien sind grund- 


4 C "* Le 2 ) Bate 
VISTI LK Ve ër A se go) A Allg! 


"4 
erscheinen, sind 


-0 


| 2/4 Jahre 

| eine groge verlelendung 
n einer unvorstel lbaren 
ergewirtschaftet. 


allem Masc} inen 





d 


viese Wirtschaftsang -.cnung wird vor allem durch ı 


: a "e bm en | de^ 4 we u "mop ~ rm « Di 
stigen Verkenrsverhültnisse venlincdert, wenn : 


w wa + éd e Äis 
AR ver: racntung von G 2treide von Larnopol nach 


oOrtmoglichkeit 


, Ce lll] 
za » ep * . 
DI iLE cd Ln LCILHDerg 


unga polit 


CIL iniolee dieser Mangel -ISchelnunz gewalt LE 
»-aeutung eines geordneten verkehrs- 
negulierung der Preise kann aaner nicht 

à P | E 7^ * t ^ £3 cy a (2 i 2T i rt Ve yarır« l- 
Cine cscn w ` 2raen, zd. A LIA GEI LS * TCR 
Sich daner besonders energisch dem Verkehrs- 

and Zwar | 9VLFaZm-, Drückenbim 


nisation des Sports ubernaupt. 
| 4 d | B TESORO bh GM 
vistrikt “Mallzlen Sind ICC Drucken mit e ihe x 


sange von ( 500 m zerstört worden. 40 7 dieses 


"s c" A \ wee 
— e — 
ovo 


ven Sruckenbauprogramms sind bereits heute in Arbeit, 


^V Arbeiter sind angesetzt und 40 OOO fm Holz be- 
erhandlungen, die in Berlin Ze- 
Ero59e Anzahl von 
er werden ranjeianrzeuge 

verkehrsmittel eingesetzt. Das 

e in einer galizischen iransport- 
anisation “usammengelaßt, die auf seisung des 

‚Zänsportbevollmächtigten die zur veriugung stehenden 


elerae und Fahrzeuge nach einheitlichen Richtlinien 
einsetzt. 





d - 


sinen günstigen Ansatzpunkt für unsere Arbeit haben 
wir in der von den Russen eingeführten verstaatlichung 
gefunden, die uns in die Lage versetzt, auf die Urgani- 
sation einen verstärkten Einfluß zu nehmen. Es wird unser 
Destreben sein, dafür zu sorgen, daß sich bewinnertypen 
nicht breitnachen können. Ich denke dabei an einen Teil 
der Treuhänder. 

im Yistrikt Galizien leben 64 % Uxrainer, 22 » Polen 
und 14 % Juden. Wir wollen die Ukrainer verstärkt zur 
Mitarbeit heranziehen. Dieser Plan wird erleichtert durch 
die Tatsache, daß ein großer Teil vor allem der Landbevól- 
kerung uns freundlich und loyal gegenüberstent. Von alien 
von Deutschland beherrschten Völkern haben nur die Ukrainer 
ein wirkliches Interesse daran, daß Deutschland den Krieg 
gewinnt. Freilich macht sich bei ihnen der g£roBe Mangel 
an befáhigten Personen stark bemerkbar. Die Russen haben 
allein aus Lemberg 20 O00 Ukrainer verschleppt wer umge- 
bracht. 


sine der schwierigsten Aufgaben für die nächsten 
wochen wird die Verlagerung von Verwaltungsaufgaben im 
richtigen Mag auf die Selbstverwaltung durch Ukrainer sein. 
Hier muß sich die Tüchtigkeit und loyale Haltung der Ukrai- 


` : WW , Sg ` a X4 " X me vm gem m d r ken A gn |! £2 Po 
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"heit geschaffen werden: das ukrai the Genos- 
en und gewisse Destrebungen der Ukrainer auf 
Lie Selbstverwaltung. Dem ukrainischen Genos- 
ger srnteerliassung eine wich- 
überlegten Eingriffen ge- 
Uxrainern die Ausrede 
ischlage und die Nicht- 
aul solche ringriiíe 
ntsprechende kundschreiben 
nerausgegeben. ver kinsatz deutscher Kommissare in diesen 
ukrainischen Genossenschaften ist zurzeit veriruht, einmal 
weil ein beachtlicher Teil dieser Kommissare nicht mehr 
bestens qualifiziert ist und zum anderen, weil dadurch 


eine Zersplitterung der Verantwortung herbeigeführt wir de. 
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“ir wollen zunächst die ukrainischen Genoss nscnaiten 


Ya? 


welterarbeiten lassen mit Unterstützung der Distriktsver- 
waltung. Das zweite Problem ist dle Dildung eines ukrai- 
nischen Zeitungs- und buchverlages. Weder ukrainische 
2onaerinteressen noch kapitalistische Gründe dürfen dabei 
ine Rolli pielen, einzig das politische Interesse des 
eicnes muß im Vordergrund stehen. Kan kmn hier zwei 
Sege Desc iten: die eine Möglichkeit, die von der Haupt- 
ab teilun "opaganda forciert werde, bestehe darin, im 
Hahmen S sutsenen Verlages einen polnischen un ukrai-. 
| LOINC Le 
nischen Verlag zu kopieren, die zweite Lösung sei die/zr- 
richtun 1 uxrainischen Verlages, der aber in politi- 
sener un nanzieller Hinsicht restlos der deutschen Di- 
GI. ,Saulsicnuv unterstellt sei. 
vas Sind nur einige Streiipunkte aus unserer Arbeit. 
Für tnsSatz zu SO schweren Aufgaben, wie sie der Di- 
urikt Galizien darbietet, möchte ich Ihnen, Herr General- 
ouver T, meinen Dank aussprechen. Zu ihrer Lösung 
‚erden wir unsere ganze snergie einsetzen. 
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SES >>- und Polizeiführers x atzmann 
anläßlich der dicglerungssitzung in Lemberg 


ur 


am 21, Oktober 1941. 


Am 1.8.1941, am lage der Joergabe des Distriktes an die 
áivilverwal tung, rückten auch gleichzeitig deutsche Poli- 
zeikräfte ein, um die Auirechterhaltung von nuhe una Urd- 


nung zu gewährleisten. 


sinheimische ukrainische oder polnische Polizei war nicht 
vorhanden. 


" 
, - 


Vie durch die Wehrmacht gebildete ukrainische Milziz konnte 
4urenweg nicht in den Folizeidienst übernommen werden; es 
ergab Sich im Gegenteil die Notwendigkeit, diese ukrainische 


Miliz schnellstens auizulósen und zu entwafinen 


sine der vordrinrlichsten Aulgaben der Polizei war bei 
joernahme des Raumes die Jberwachung und Sicherstellung der 
vorgeiundenen Bestände in “arenlasern t.t.c. sowie eine 
tatkräftige Unterstützung der Abt, Lrnahrung und Landwirt- 
Schaft bei der srnteeinbringung und die Überwachung des 
Urusches, 


Mitten in diese laütirkeit überraschte uns am Z, September 
eine d2ocnwasserkatastrophe im Südlichen Teil des Gebietes, 
Alle verfügbaren Kräfte der Uranungspolizei mußten außer 
Linheiten der Wehrmacht zum Katastrophenschutz eingesetzt 
werden. 

ver sinsatz erfolgte insbesondere in der Gegend von »ambor, 


Vrohobycz, Boryslaw und 3tanislau zur Bergung gefährdeter 


4enscnen, des Viehbestandes una sonstirer Vermögenswerte, 


Plunderer, cie sich Gliese Katastrophe für ihr dunkles Ge- 
werbe zunutze machten, mußten energisch bekämpft werden. 


Dis zum 18.9.1941 befanden sich die Polizeikräfte im Kata- 
strophengebiet im Einsatz. 















in der kreisfreien Stadt Lem erg wurde anBerdem sin 
Kommando der Schutzpolizei errichtet, Sohutzpolizeidienst- 


abteilungen wurden errichtet in 
Die Errichtung weiterer Abteilun:zen ist zu 


Stryj, Kolomea sowie in Zalesczyki in voll 


Zur Verkehrsregelung- und Überwachung wurde dem 


Kommando der Schupo in Lemberg eine NSKK-YU 


Kommandeur Oberstleutnant er Schupol, Stach hat seinen 

ts in Lemberg. Ihm unterstellt sind gleichfalls al e 

i 

im Distrikt eingesetzten 4 naarmeriekrafte mit ihrem 
Kommandeur Jor der Gendarmerie pr. jchertler. Gendermerie- 
hauptmannschaften wurden errico tet in Lemberz, Tarn pol, 
cl slau, Drohobyez, denen die in den einzelnen rei shaupte 
annscnaiten aufgestellten 'endarmeriezüge unterstellt Sind, 
ena weitere Gendarmeriekrüfte e: gerückt sind, wurde 


fernopol und Stanislau. 







r Zeit in Drohobycz, 
em Gange, 






erkehrskompanic 
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Referat 
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Leiters der Abteilung Innere Verwaltung 
Dauer anläßlich der kegierungssitzung 
in Lemberg am 21. Oktober 1941, 


Als ich auf Grund der Verordnung über die Einrich- 
tung der Zivilverw waltung nach Galizien Kam, stießen wir 
Dolscnewistische verwaltungssystem, das von der 
Hiscnen Verwaltungsform nichts übrig gelassen hatte 
die srinnerunr. Das gesamte Gebiet Galizien war in 
vier Gebiete einget 11t, Lemberg, Larnopol, stanislau und 
JronobDycz. Vie Wehrmacht hatte zur srleichterung ihrer 
sit del krainern gestattet, eine ziemlich weitrehende 
enee einzurichten, die sich verschieden aus- 
irkte. in dem nördlichen Teil des Vistrikts errichteten 
le Dezirkshauptmannschaften aus der Österreichischen 
rdlichen Teil die kayons, die der russischen 
einteilung entsprachen. Aus dieser latsache 
sinführung der Verfa sung des Gene- 
ernebliche Sënn ab. Lie 
strikt AA den die Ukrainer gern 
rucke bezeichnen, zum seneralszouverne- 
gewirkt. Geschickte Propa- 
nali nach dieser Kichtw 
-©,Garaul hinweisen zu können, daß der Distrikt 
Gem eigentlichen polnischen Beväölke- 
«sen Worden sei und damit alle ukrainischen 
ume Nintallig seien. 
deshalb unsere Auf, gabe, bei der olnteilunz aes 
salizien vorsichtig zu sein und ihn SO zu unter- 
hlich zu einer positiven Ein- 
ier polnischen Zeit wurden 


er Bildungs der Kreisha) up tmanr schaften mußten 


"t 
onellen Bela; Kë weltg enend beriicks icht, 21 eraen, per 


an ;ualitativem Personal verursachte ganz erhebliche 


Schwierigkeiten. Wir mußten die urenzen der Kreise weiter 
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ziehen, als dies nach Gen bisherigen sriahrungen im al- 
ten beneralgouvernement vorteilhaft ist. 


Vistrikts salizien haben eine Durchse 


vie relse d es 


hnitt SEróe von 
e 200 bis 5 O00 akm mit elner Devolkerungsdichte von 


etwa Ji Menschen auf den am. per größte Kreis umfaßt 


„riahrungen in der Bildung der Kreis- 


Sind absolut positiv. Die Bildung der 


L\O£eschlossen angesenen werden. 
vreanisatorisch stehen wir bei der Bildung der 3ammel- 
emeinden, die durch Chnittlich etwa 10 ( 
lassen sollen. Dieser kulgabe wenden wir unser größtes 
AUSenmerk zu, Da die 


CSC uemeidn: 


U kinwohner um- 


en aas Lnebens&élement tür die 


Ukrainer werden sollen, sind sehr gSrose Vorarbeiten not- 
endig. Die Ukrainer waren sowohl in der polnischen als 
auch in der russischen Zeit von jeder Tätigkeit im öffent- 


„ienst ausgeschaltet und müssen Jetzt erst durch 


kurse, die wir eingerichtet haben, die 
Kenntnisse erwerben. 


notisen 
Pu LIO 


— 


Am 15, November beginnt je ein 
^ursus iur Vözte und für vemeindesekretire. Dadurch wird 
ine stärkere "-Heuzlenung der Ukrainer fiir die deutsche 
verwaltung und eine gewisse „berbrückung von rersonal schwie- 
t Gen mittleren Beamtenstelien erreicht. 
Aui dem uebiet der Inneren verwaltung haben wir im 
übrigen alle Anordnuncen getrofím, die als Solortmaßnahmen 
18 waren. Wir sind bereits dabei, die Vorbereitungen 
tür die Kennkartenaktion in Angriff zu nehmen. Wir wollen 
[liegende Kolonnen «aurca das Land schicken. Alles Fillmmate- 
rial wurde ! >Sschlagnahmt. 

Aui de 


>m uvebDiet des trabenverkehrs wurden alle vorbe- 
reitenden üadobnaumen E troiien. 


lichung des Transportwésens dazu, um eine Iransportorgani- 


sation aufzurichten. Die Verteilun; 
wurae 


‘ir benutzten die verstaat- 


des Betriebsstoffes 
in unsere Hand genommen , 


Aul dem Gebiet des bevOlkerungswesens und der Fürsorge 
ist die oriassung der Volksdeutschen im vange und im wesent- 
lichen bereits abzeschloss 


oo0oQln, 





“ir müssen die bestehenden vier russischen Landes- 
gesundheitsämter so lange beibehalten, bis wir mehr Arzte 
bekommen, Das gleicae gilt für das veterinärwesen. Der 
Sonderdienst wurde sofort auch in Galizien eingeschaltet. 
sein Einsatz erfolgt zum Teil tür polizeiliche Auigaben. 
ver ukrainische Heimatdienst ist in der untstehung be- 
griffen, Lie oisherigen »rlahrungen haben dazu &gerührt, 
dab wir von der ówangsarbeitspflicht vebrauch machen müs- 
sen, um für den Heimatdienst die notwendige @isziplinire 
vrundlage zu erhalten. 

vrose Sorge beteitet uns die Finanzwirtschaft der 
vemeinden, Hier haben wir die Bitte, dag den besonderen 
Verhältnissen in Galizien von Seiten der kegierung Hech- 
Lung getragen wird, Vie Aufgaben der veneindeverwaltung+ 
und -verbände sind fraglos uniangreicher als in den vier 
anderen Distrikten, denn die bolschewistische Zeit hat 


nicht sehr viel übrig gelassen. Weiter sind im Laufe von 


zwei Jahren zwei Kriege über dieses Land hinweggegangen, 


Aui allen Gebieten wurde wenig getan. Ich kann darauí 
vegichten, hier noch einmal die Sorgen zu wiederholen, 
die wir aaf in der Frage der sinführung eines Distrikts- 
ausgleichsfonds, für den hier Cas größte Interesse be- 


steht, haben. 
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der deutschen Verwal 13, Reaktivierung der 


- 


der Russen anzepaßt - 4 


Shauptmann Amt für Ernährung 


— 


weil die Kreisl: 





otgetreide, 


den staatlichen Erfassunesstellen 


— 


óentralstelle und über die ukraini- 


Aufruf 
die 40 % unter 
und ohne daß den An- 
> Primienschei der auch Bedarfsartikel 
den konnten, 


t liefern wir gegenwärtig wöchentlich 2 


e e , e ` ` , >53 7 ‘* 8 - ^ n 
WE LIS » an Gale 64 V1. 4 bevölkeruns 1.01 
2, Wöchentlicher Pleischbedarf in 


| ] m 7 
navoen wir 


Bevölkerung mit 

rektion Süd stel 

ist selbst bemüht, 
lge vordringlicher 


aber nur 


schwierig. 


die Stadt Lemberg das 
seneralgouvernements einge- 
bensmittelsätze, die wir bisher für 
jeneralgouvernement gegeben haben, für die 
3el Ausgabe von Fleisch und 


iy (2 te ! I ER ën y^ ow oe gë, 4^ 
Uas yeI tei leri abparas 


a 
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im allgemeinen willig, aber wenig Lust 
itlichen Produkte Geld anzunehmen. Großer 
W&renhunger, insbesondere Schuhwaren, Petroleum, landwirtschaft 
liche Werkzeuge wie Schaufeln, Eimer, Geschirr usw. Wir 


müssen in Galizien zumindest dieselben Prämien für Ablieferung 





— ; - ep 2 
Onnen vie A Ing 





Referat 


des Leiters der Abteilung Wirtschaft Assessors "ut ek 
anläßlich der Regierungssitzung in Lemberg 
am 2l. Oktober 1941, 


Das Referat behandelt folgende Fragen: 
zZ & 


Kurze Darstellung des bolschewistischen Wirtschafts- 
systems. Auswirkungen auf die Entwicklung des Wirtschafts- 
lebens und den Lehensstandard der Bevölkerung. Komplizierung 


der Wirtschaftsverhältnisse durch die Kriegsereignisse und 
aie während der deutschen Militärverwaltung vorgenommenen 
Maßnahmen der "Autonomen ukrainischen Regierung" 

Maßnahmen der deutschen Militürverwaltung, insbesondere 


Preisstopveroränungen und auf wirtschaftlichem Gebiet 


atten sowie wesentliche Vorarbeiten für die Ingangsetzung 
ler Erdolgewinnung und Fertigstellung der Erdólleitung. 
Allgemeine Darstellung der Maßnahmen der deutschen 
Wirtschaftsverwaltung seit dem 1. August, insbesondere 


- 


Beschlagnakmeanoränungen, Einse’ g von kommissarischen 
verwaltern und Treuhändern, Wiederingangsetzung der Industrie- 
betriebe, 

Durchführung des Wittschaftsaufbaues und Angiiederung 


an die Volxswirtschaft des Generalgouvernements, Abschirmunge- 


versuch durch Errichtung der Zoll- und Dévisengrenze. Störun- 
= 


gen des Wirtschattsapparates jedoch unvermeidbar durch 
Preisauitriebstendenzen, hervorgerufen durch unzutreffende 
Festsetzung des Rubelkurses und zu hohen Zahlungsmittel:- 
umlaufg an Reichskreditkassenscheinen und Verknappung der 
Werenvorräte. Preisniveau ax heute als Schleichhandelsniveau 
zum Teil höher als in Warschau, wesentlich jedoch auf dem 
ebiet der Ernährung AEX und Landwirtschaft, =- 
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Wirtsch sangleichungs Erforderte Währungsumtausch und 
E des Wirtschaftslebens überhaupt. Regelung 
des Geld-und Kapitalmarktes, Schwierigkeiten beim Zloty- 
umtausch psychologischer Art. Allmähliche Einführung 
ines Kreditapparates aurch Zulassung von 5 Banken, 


(D 


Form aer Staatsfinanzierung durch Kredite der Hauptabteilung 
Finanzen muß grunds&tzlich’ als abgeschlossen gelten. Diese 
nur als Übergangsregelung mözlich, da bei Durchhaltung der 
Stoppveroränung laufend Betriebskredite gegeben werden mußten, 
für die bankmässige Sicherung nicht vorhanden war. 

Weitere Wirtsohsftserschütterungen wesentlich verursacht 

durch typische Kriegsfolge der Zerrüttung der Transportmóg- 
alizien heute noch rückwärtiges Operations- 
gebiet. Uberbeanspruchung der Schienen und des rollenden 
terials für Wehrmachtstransporte und Unmöglichkeit der 
mnagelung sämtlicher Nebenstrecken durch Arbeitermangel. 
Ebenso Zerstörung des Transportraumes. 

Energieversorgung. = Sprengung des Kraftwerkes Boryslaw, 
Ausbau des Elsktrizitätswerkes Lemberg und Fertigstellung 

der zweiten Erdgasleitung erforderlich. Letztere jedoch 
in diesem Jahr nur zum Teil möglich. 

Konleproblem. - Bedarfsziffern, Angabe der bisher angelie- 
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Referat 


des Kreishauptmanns von Sambor Dr. 
anläßlich der Regierung ssitzung in 
eli Ql. Oktol er 1941 


Bei meinem Eintreffen in Sambor habe ich es «c meine 
Aufgabe angesehen, mit der Bevölkerung und 
; den maßgebenden und einfluBreic? Ukrainern 
zu kommen. gesehen von der poli chen 
dies auc 
äußerst 
I weitgehendste Hera g nichtdeutse! 


2edacht sein mußte. ‘strebten Konex herzu- 


r 
Ltr nicht schwer. i sicntert wurde er mir 


die Rayonleiter und ihre Referenten sowie 
sus der vorausgegangenen beit, 
ilitärverwaltung tätig war, 
verseniedene in Sambor früher 
Jaroslau, wo ich sie 
——— Kreish: 


und die Bevölkerung 


der ersten Zeit infolze 
an Gas alte Jeneralvzouvernement 
bald wieder, ich zlaube vorwiegend 
sahen, daß man vorwiegend mit 
arbeitete, und sie wei 
iitarbeit herangezogen wurden. 
Wi lerstand srfüte ion ferner ein 
interessierten „euten, aus dene: im wesent- 
iz rekrutierte. Dieser Widerstand verschärf® 
iliz angeordnet wurde, Hier 
dadurch ‚chwierigkeiten, daß 
iiliz aufgelöst wurde, einf 
da war. Di BD cen Gendarmerie- und 
Scnderdienstmänn: '€ n nicht aus. Meiduncen aus den 
Reihen der aufgelösten Mili ür > neu zu bildende 
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Polizei gingen zunächst nur in aemonstrativ geringer Zahl 
ein. Ls mag auch das nicht ganz geschickte Verhalten des 
vendarmeriezugfiihrers mitzesprochen haben, in dessen Hän- 
den die Durchführung der “ilizauflösung und gleichzeitige 
Bildung der ukrainischen rolizei lag. vieser Widerstand 
war jedoch nar von sehr geringer Dauer. Ich habe durch die 
älteren und verständigen zlemente unter den Ukrainern auf 
diese j fen Leute mit gutem „riolg Einfluß nehmen können. 
uie Meldungen zur ukrainischen Polizei vervieliachten sich 
aaaurch in kurzer Zeit, und die beunruhigungen verschwan- 
den. 
vie genannten Momente waren die einzigen, durch die 
ich eine JpULLuUne entwickelte. Im übrigen war dale 


aroei t LiT ‘Ch UrkIalnern von anfang an Cine ausrzezeicnnete, 
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Jinischen 
tellweise den wirtschaftlichen, verkel 
olitischen Notwendigkeiten nicht 
ınaen mit der Konstruktion ihre AMC Le 
icha 
siten und 
binwonner:in 
aui 
bis 16 VVU o 
una iinanzpolitischer ur 
reits deutschsprechende 
vie völlige Ausg 
in Kürze bevor. Steuer! 
vorbereitung. Die Titigke 
irühere xkayonleiter von 
unter meine Ste ma Desonderen aontrolle geschiftsfiih- 
i<tioniert 
Lntilernung 
LAUT KG I > km / und wegen der vesonueren 
ende? haltnisse ein Landkommissariat errichte 
ilrt einge: 

;onaeres Augenmerk widme ich den Straßenverhält- 
nissen. Die Ausbesserungsarbeiten sind vorwärts gekommen, 
‚ie Straßendeschilderung wurde durchgelührt, 

'hwasserkatastrophe chte schwie eiten und 
nahezu sämtliche ui wurden vernichtet und 
chen nur 1| er groten Schwierigkeiten wieder 

tzt oder durch Notbriicken ersetzt werden, vünstig 
e Arbeit an den Straßen ist die leichte Beschaffbar- 


keit von Schotter aus den Flu&betten und einigen Steinbrü- 
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In orsanisatorischer Hinsicht hat die 2usammenarbeit 
mit der Aulienstelle des otrafenhauamts, die mir nicht un- 
tersteht, Schwierigkeiten und Verzögerunsen ergeben. Jie 
Nebenstello ist mit einem Ukrainer besetzt, dem es an 
eigener ln.thtive mangelt, und der naturgemäß vom >Straben- 
bauamt Lemberg aus nicht in dem notwendigen Mabe unte 
Kontrolle und Druck gehalten werden kann, Gegenüber meinen 
leisungen berief er sich wiederholt aui andere Weisungen 
seiner Lemberzer vienststelle. Andererseits bin ich auf den 
Mann angewiesen, da ich.das Personal fur ein eigenes 
Straßbenverkehrsamt nicht habe, mich im übrigen auch ms 
dem Gesamtinteresse heraus vorwiegend nicht mit den Kreis- 
straßen und Gemeindewegen, sondern mit den verkeunrsmábig 
notwendigen Durchgangs- und Distriktsstraßen beschäftigen 
muß. Eine organisatorische Anderung dieser Verhältnisse 
würde mir {fruchtbar erscheinen, zumal es sich auch bei 
den Distrikts- und Durchgangsstraßen vorerst nur um die 
lokale Ausbesserung der Straßen, nicht um allgemeine große 
heubauprojekte handeln durite. 

Das gate Einvernehmen mit den Ukrainern und die Beein- 
flugbarkeit der Bevölkerung auch auf dem Wege über die 
maßgebenden Ukrainer selbst wirkte sich besonders auf land- 
wirtschaftlichem Gebiet günstig aus. Außer einem Kreisland- 
wirt und einem Bezirkslandwirt in Turxa, einem kleinen 
bayerischen Bauern, steht mir rersonal für das Amt für 
Ernährung and Landwirtschaft nicht zur Veriügung. Daß 


trotzdem bisher 55 » des - voll natürlich nicht auízu- 


brinzenden - Solls eriaßt worden sind, ist nur diesem 


eingangs erwähnten Umstande zu danken. Auf die Dauer Kann 
allerdings bei dieser Personalbesetzung eine eriolgreiche 
Arbeit nicat geleistet werden. 

Rücks:hläge auf landwirtschaftlichem Gebiet brachte 
naturgemäß die Hochwasserkatastrophe. 

Starke Beunruhigung unter der bäuerlichen Bevölkerung 
wurde durch die Unklerheiten in der kigentumsirage hervor- 
gerufen. Die Bauern, denen die Sowjets Land abgenommen hat- 
ten und an kleine Bauern bezw. Besitzlose verteilt hatten, 


forderten ihr Land unter Bezugnahme auf den grunälegenden 
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urlaß des Herrn Generalzouverneurs zurück, Die anderen 
wollten das Land nicht hergeben. Unter diesen Verhältnissen 


war es natürlich, daß sich häufig niemand bereit fand, das 


Land ausreichend zu bearbeiten und zu bestellen, Auch die 
Ablieferun; litt unter diesem Zustand erheblich. Ich setzte 
zunächst eine Schlichtungsstelle ein mit dem Ziel, in die- 
sen und anderen Streitigkeiten, die allgemein nach dem AD- 
zug der Sowjets natürlich einen großen kaum einnahmen, so- 
weit möglich, Ruhe zu schaffen. Diese Mabnahme hatte aber 
nur Sehr geringen Zzriolg. Ich hielt es für notwendig, so- 
lort durchgreifendere Maßnahmen zu trefien und gab den 
Dauern ihr Land unter der Voraussetzung guter Bodenbearbei- 
tung und voller sontingentsablieferung probeweise - auf 
Dewührung - zu Gebrauch und Nutzung zurück, Diese Maßnahme 
wirkte sich beruhigend und für die Landbewirtschaftung gut 
aus, Die Streitigkeiten hörten im wesentlichen ‚auf, 

Vrdnung in die Großbetriebe zu bringen ist wesentlich 
schwieriger. Der Beamte der Liegenschaftsverwaltung ver- 
lugt über kein Personal und kein Verkehrsmittel. Die Exe- 
kutivorgane reichen, um hier Ordnung zu schaffen, nicht 
aus. “S wird m.k. noch lange Zeit dauern, bis auf diesem 
vebiet Eriolge erzielt werden können. 

Vie gewerbliche bewirtschaftung wurde bei meinem 
sintreffen und wird noch heute nahezu ausschließlich von 
den uenossenschaften diktiert. Die früheren Gena sen, de- 
nen die Sowjets ihr Vermögen abnahmen, setzten sich nach 
Abzug derselben sofort in den Besitz der Magazine und fiihr- 
sen mit diesen russischen Magazinen ihre frühere Tätigkeit 
‘Ort. Mangels entgegenstehender ieisungen habe ich diesen 
4uStand geduldet, da die Arbeit der Genossenschaften zu we- 
sentiichen 3eanstandungen keinen Anlaß gab, krsatz für sie 
nicht vorhanden war, und die venossenschaften zweifellos 
ein politisch mit Vorsicht zu behandelndes Instrument sind. 
Auf der anderen Seite besteht das Bedenken, daß die Maga- 
zine, in deren Besitz sich die Genossenschaften, gleichsam 
als selbst geschaffenen Ersatz für die ihnen von den Sowjets 
genommenen werte, gesetzt haben, rechtlich deutsches otaats- 
eicentum sind. Es wäre sehr erwünscht, wenn diese ofíenen 
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Fragen bald einer grundsätzlichen Klärung zugeführt würden. 
Ich habe Bedenken, ob die Herren der deutschen Einsatz- 
firma, die sich bei mir vorgestellt haben, in der Lage 
sind, den sich auf diesem Gebiete ergebenden politischen 
und wirtschaftlichen Schwierigkeiten gerecht zu werden. Es 
wäre mir zweckdienlicher erschienen, wenn die deutsche 
Firma erst eingesetzt worden wäre, nachdem die genannten 
Rechts- und politischen Fragen bezüglich der Genossen- 
schaiten geklärt worden wären. 

heben den Genossenscnaften habe ich in dem Bestreben, 
auch den privaten Handel wieder aufleben zu lassen, einige 
100 sinzelhandelsgeschifte mit Konzessionen ausgestattet. 
Eine allmähliche Belebung der Wirtschaft ist durchaus fest- 
zustellen, 

soiort nach meinem sintreffen habe ich die in dem 
venossenschaíts- und Trust-Magazin befindlichen - aller- 
dings nicht erheblichen Warenbestände - inventarisieren 
und vorübergehend sperren lassen. Nach Inventarisierung und 
„iniührung eines behelfsmäßigen Bezugscheinsystems für die 
im alten Generalgouvernement unter Bewirtschaftung stehen- 
den warengattungen, habe ich den Verkauf wieder zugelassen. 

Vie von den Sowjets hinterlassene Armut, aus der sich 


die Schwierigkeiten und Wiederbelebung des wirtschaftlichen 


Lebens erklärt, hat sich nach Durchführung der Zloty- 
umtauschaktion in erschreckendem Maße gezeigt. So sind z.B. 
in Turka, einem Bezirk mit etwa 85 O00 Einwohnern, nicht 
mehr als JCO OVO Hubel zum Umtausch gegeben. 

Die Hauptschwierigkeiten auf dem wirtschaftlichen Ge- 
biet liegen jedoch an dem völligen Mangel an Personal. Ich 
Leite das „irtschaftsamt selbst und bediene mich zweier 
nichtdeutscher Referenten., Naturgemäß bin ich dadurch ge- 
zwungen, mich in einem Maße vm Aie sinzelheiten der Orga- 
nisation und Führung der Geschäfte des Wirtschaftsamtes zu 
kümmern - Konzessionserteilung, Bezugsscheinausgabe etc. - 
dasmit den übrigen mir obliegenden Aufgaben nicht verträg- 
lich ist und einen wirklichen Aufbau der Verhältnisse auf 


diesem Gebiete ausschließt. 
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Die rreisverháltnisse untersch 
jenigen im 


eiden sich von den=- 
alten Generalgouvernement nicht., 
“ochen stand 


in den ersten 
ich vor allen Dingen vor der 
aurch Freisstopanordnungen in die 
sollte oder nicht, 


zwar deshalb, 


Frage, ob ich 
sntwicklung eingreifen 
Ich entschied mich für das Letztere,und 
weil zuverlässige Preislisteu zentral nicht 
i, die Angleichung der reise an die des alten 
veneralgouvernements im srgebnis gewollt war, daher Sten- 


herauskameı 


dige Änderungen der fest 


gesetzten Preise notwendig geworden 
wären, und weil mir weder ein Bearbeiter zur Leitung der 
Freisbehórde, noch ausreicherdes Bewachungs- bezw. bxeku- 
tivpersonal zur verfügung stand, um die 


festgesetzten Preise 
tatsächlich zu halten. rreisfestsetzunzen trotz dieser Ver- 
haltnisse hitten zweifellos einen rrestizeverlust und 
Vleichgiiltigkeit gegenüber behirdlicher Anordnungen zur 


eine 


"olge gehabt. Ich nahm daher lieber ein etwas rascheres Stei- 
sen der rreise in Kauf, Diesel 
Sens schon im Juli d,J, z 
reli: 


sen srwogungen führte ich übri- 
ur “ilitärverwaltungeszeit mit dem 
kommandanten von Jrohobycz, de 


m ich damals als verval- 
tune skommissar beigegeben worden War. Damals hatte die Mili- 
türverwaltun; in Lemberg die veröifentlichung einer allge- 

meinen ‘reisstopverordnung befohlen. Ich war damals mit dem 
Feldkommandanten in Jrohobyecz aus denselben srwägungen her- 
aus darüber einig, daß eg richtizer wi €, nichts zu veröf- 

Ientlichen und die preisüberwachende lätigkeit auf die Ver- 
folgung krasser Wucher- una Schleichhandelsfälle zu beschrün- 
ken, die auch ohne Senaue Freisrichtlinien ein 


e otraiverfol- 
sung eindeutig recntiertizten. „nisprechend veriuhr ich nach 
meinem sintreffen in jambor, Erst nachdem ale Zlotywährung 
sich die Preise auf natürlichem 
aes alten zeneralgouvernements 
lichte ich 


örtlichen 


eingeführt war, und Nege den 
angeglichen hatten, verüffent- 
vile rreisanordnung nach ecnauer &alkulierung der 
cereochifertirten Preise unter Berücksichtigung des 
vesiontspunktes 


rreise allgemein etwas unter 


denen 
aes alten Gen raigouvernements liegen müßten. 
Aui dem Gebiete der sreisgestaltung ist der Fersonal- 
aangel nach wie vor störend und verhindert eine wirklich 
iruchtbare un “uichgreiiende Tätigkeit, 
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des Kreishauptmanns von Tarnopol hegierunzsrat 
Hacer anläßlich der Aegierungssitzung in 
Lemberg am 21. Oktober 1941, 


Tarnopol 
Vie Areishauptmannschaft TEMASEK EX umfaßt 4 700 okm 


mit 470 00C Menschen, vof o0 ^» dem ukrainischen, 20 % dem 
polnischen und 10 ^» dem jüdischen Volkstum angehören. Sie 
bildet Eleichzeitig die Ostrrenze des Generalgouvernements. 
Ihre vege benheiten Sind von der sehr Iruchtbaren Podoli- 
Scnen Platte bostimmt; industrie ist nicht vorhanden. 

Dei Übernahme der Amtsgeschäfte stand die deutsche 
Verwaltung vor Schweren Aufgaben, die durch die verschie- 
dene Struktur dieses Gebietes bedingt sind. wie bereits 
vouverneur Dr, Lasch erwühnte, hatten die Russen ein Netz 
von Funktionüren aufgebaut und die Bevölkerung bewußt von 
jeder Verwaltung ausgeschlossen, Es ist daher notwendig, 
als erstes diese Abriegelung zu beseitigen und an die Be- 
Völkerung Aeranzukommen. Diese Aulnahme der Verbindung mit 
der Bevölkerung hat sich als außerordentlich günstig her- 
ausgestellt, Notwendig war der Aufbau eines Gemeindever- 
bandes, Das wußte in Angriff 5£enommen werden, weil für 
einen kreishauptmann eine Arbeit ohne veme indeverbang nicht 
möglich ist. Mein Gemeindeverband arbeitet in Anwendung der 
Grundsätze dog alten veneralgouvernements. Durch šin führung 
der Verorånung SOll dazu die gesetzliche Grundlage geschaf- 
fen werden. 

Die Bekämpfung des SChleichhandels wurde in die Hand 
5enommen, da Elemente ms der Übergangszeit veschifte machen 
wollten. Ich habe zunächst einmal die Juden durch entspre- 
chende Behandlung und Beschränkung auf einige “Ohnsitze da- 
von abgehalten, unmittelbar in Verbindung mit den Erzeugnis- 
sen zu treten. Auf dem Gebiete der Kirtschaft liegen die 
Verhältnisse genau so wie &eschildert, Die urate entspricht 
in meinem Kreis nicht den in sie gesetzten Lrwartungen, sie 
ist nur 30 bis 40 % einer Arcehsehnittsernte, ver Grund ist 
in der schlechten Bewirtschaftung unter der bolschewistischa 





Herrschaft, aber auch in der Tatsache zu Sucher, daß das 
Getreide ninderwertig ist. Wir brauchen zur „rzielung 
größerer Lrtrage genügend Saatgut und neue &artoffelsorten. 

Die 2rfassung liegt noch sehr im Argen, Der Grund 
liegt in der Schlechten “itterung, da der Bauer vorerst 
die derbstbestellung durchführen will. Früher Schon wurde 
immer erst im November mit dem Ausdrusch begonnen., Wir 
erwarten in den nächsten Wochen eine erhebliche Anziehung 
der Ablieferungskontingente. 

Die Mitarbeit der ukrainischen Devülkerun: ist zufric- 
denstellend, wenngleich ich zu der Lrkenntnis gekommen bin, 
daB die eigentliche Sewertune der Ukrainer in keinem Ver- 
háltnis zu ihrer tatsächlichen Arbeital eistung steht. Ich 
Din aber überzeugt, daß durch eine entsprechende Behandlung 
es möglich sein wird, daß sie mit der Zeit in ihren Lei- 
Stungen der deutschen Arbeitsauffassung und dem deutschen 
ATbeitstempo etwas näher gebracht werden können. Ich möchte 
hier erwähnen, daß die Sezirkshauptminner aus Reihen der 
Ukrainer in der ersten Zeit der militärischen Verwaltung 
vorbildliche Arbeit geleistet haben. ihnen ist es zu ver- 


danken, daß im Kreise larnopol der &roBta Teil der otaats- 
guter in Schuß ist. | 


Ungünstig auf die arnieeríassung wirkt sich die Tat- 
Sache aus, daß der Dauer heute nicht in der Lage ist, aus 
den Erlösen fur seine Ernte irgendwelche Geb rauchsartikel 
zu Kauien, us ist im anzen Kreis Tarnopol nicht möglich, 
»pinnstofie, Leder- und Lisenwaren zu bekommen. Diese Jn- 
möglichkeit führt dazu, dag der Dauer seine brzeugnisse 
zurückhält, bis für ihn die Möglichkeit des Kaufes dieser 
Sachen gegeben ist. 

Irotz aller 3chwierigkeiten bin ich der Aufíassung, 
daß im kommenden urnte jahr alle Aufgaben eriíüllt werden, 
insbesondere da dann nicht mehr das Verwaltungsmäßige im 
Vordergrund steht, sondern die Menschenführung. 
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Ausgefertigt in 5 Exemplaren; 
l Exemplar an den Herrn 
Staatssekretär Dr. Bühler. 
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General zouverneur Dr. Praak: 


Keine Herren! d 
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s Funrers Keichsminister Kerrl ist vorgestern am Herz- 
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ag verstorben. In Reichsminister Kerrl verehrt die 
yatlonalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei einen 

der ältesten Nitkämpfer des Führers. Pür uns, di | 
P d 


Rechtswohrer des Reiches, wird er als Schöpfer des 


a T)! ! ^ cs en -. "^ ] en éi ke 
bäusrlichen Erbhofrechts unver, gessen bleiber, 


jy aus einer wahrhaft revolutionären Idee ge- 

ur Wledererstehung germanischen Rechtsideals 

nat. Wir werden d Ferteigenossen Xerrl immer 
edenken. - Sic haben sich zu seiner Ehre 
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Staatssekretär Dr, Bühler; 


Herr Generalgouverneur, ich habe auf Ihre 
Weisung zu der heutigen Regierungssitzung einge- 
laden. Die Bedeutung der Sitzung bitte ioh Sie, 
meine Herren, deraus zu entnehmen; daß ich den 
sonst gewohnten Kreis der Teilnehmer der Sitzung 
durch die Amtschefs der Gouverneure und die SS- und 
Polizeiführ:r der Distrikte erweitert habe. 

Wenn ich auf die Arbeit des verzangenen Jahres 
zurickblicke, so darf ich Ihnen, Herr zeneralgou- 
verneur, melden, daß sie im Zeichen der Normali- 
sierung, ‘der Konsolicierung des Apparates unà des 
plarmäßigen Portschreitens auf sämtlichen Gebieten 
der staatlichen Verweltung gestanden het. Sowohl 
in sämtlichen Abteilunzen wie auch in der Polizei, 
aut dem Gebiet des Vierjahresplans und der sonstiges: 
unmittelbaren Reichssuftrüge, die das gener algou- 
vernement zu erfüllen hat, besteht eine vollkommen 
normale Lage, eine lege des Friedens und eine 
geschlossene kamersdschaftliche Zusammenarbeit. 

Die heutige Tagung hat zunächst eine Erklü- 
rung des Herrn Generelgouverneurs zum Gegenstand. 
Sodenn aber stehen einige aktuelle Probleme im 
Vordergrund, die uns heute vor allem beschäftigen. 
Auf Ihre Weisung, Herr Generalgouverneur, habe ich 
als Programmpunkt ein Bild über die allzemeine 
Versorg slaze vorangestellt. 

Im Vordergrund des Interesses steht im Gene- 
ralgouvernement immer das Yerkehrsproblem, es wird 
auch w&hrend der Dauer des Krieges für uns üugerst 
wichtig bleiben, 

Weiter beschäftigt uns heute allgemein sin 
Notstand, nämlich das Übergreifen des Fieckfiebers 
vom Osten nach dem Westen. Hier sind bereits die 
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ersten Abhilfemagnahmen getroffen worden. Ioh glaube, 

daß aufgrund der Ergebnisse der beutigen Regierungs- 
sitzung endgültig planmüg8ige, aus allen Geb..eten zusammen- 
laufende weitere Nalnahmen »eschlossen werden können, 80- 
daß denn das Generalgouvernement auf diesem Gebiete einen 
schutzwall für das Reich darzustellen vermag. 


Generalgovverneur Dr. Prank: 

Unsere Methode ist dieselbe wie bei ellen Regierungs- 
Sitzungen. Ich werde jedem Einzelnen von Ihnen Gelegen- 
heit geber., sich zu äußern, Jeder soll heute das Bewust- 
sein dieti dag er alles sagen kann, was er auf dem Her- 
zen hat, und was ihn bedrüngt. Deshalb habe 
'erren aus den Distrikten zu dieser Sitzung gebeten, 

Ich erteile zunächst das Wort dem geschäftsführenden 


Hauptabteilungsleiter Naumenn zu einem Bericht über die 


allzemeine Versorgungelage des 
Generalzouvernements. 


Geschäftsührender Hauptabteilungsleiter Naumann: 


Anläßlich der heutizen Regierungssitzung, der letzten 
im Jahre 1941, möchte ich Ihnen, meine Herren, die Versor- 
gungslage schildern und zum Schluß einen Ausblick auf 
die vermutliche Entwicklung im kommenden Jahre geben, 

Das Jahr 1941 hat dem Gcneralgouvernement ungeheure 
Belastunzsproben auf allen Gebieten auferlegt. Genz 
besonderen Schwierigkeiten sah sich die Hauptabteilung 
— und Landwirtschaft in ihrer Aufgabenstellung 
während des ganzen Jahres gegenüber; denn es liegt nahe, 
daß die aufgetretenen Spannungen in ganz besonderem 
Maße auf dem hier besonders empfindlicnen Gebiete cer 
Ernährungswirtschaft empfunden wurden. Das zu Ende gehende 
Jahr hat ja nunmehr endgültig den Beweis für unsere 
schon längst gehegten Vermutungen erbracht, daB Petrus 
kein guter Nationslsozialist ist, wenn er nicht über- 
heupt gegen uns steht.- Um den Verlauf des Jahres kurz 
zu schildern, möchte ich an Folgendes erinnern; 

Nach einem strengen Winter, der vielerlei Schäden an 
den Feldfrüchten verursachte, und durch seine Harte 
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zusätzliche Schwierigkeiten in der Lebensmittelversorgunz 
der Verbrauchszentren herteiführte, kam ein für die 
Bestellung so ungünstiges Frühjahr, wie es seit Men- 
schengedenken keines gegeten hat. Erst in den ersten 
Maitagen setzte eine ordentliche Vegetation ein. 
Abgeseher von einigen für das Wachstum günstigen Wochen 
im Mai und Juni,lies dann der Verlauf des Sommers 
unsere zunächst berechtigten Hofinungen auf eine gute 
Ernte Da oO zu schanden werden. Während der Ernte ver- 
darb durch wochenlange Regenf&lle viel von den gewach- 
senen Feldfrüchten. Wenn trotzdem die Ernte etwas bes- 
ser als im Vorjahre ausgefallen ist, so ist das als 
der erste fühlbare Erfolg der im Jahre 1939 und Frühjahr 
1940 et MeSnahmen für aie Erzeugungssteigerung 
ment anzusehen. 
at en Verlauf des Sommers entspricht 
recht nunelinstige Witterung des Herbstes.. 
allen Erwartungen setzte Anfang November, 
Jahre 20 Tage zu früh, außerordentlich 
Schneedecke 
le noch nicht abgeschlossene F 
Zum 
sondern insbesondere auf dem Gebiete der Belieferung 
chszentren mit Kartoffeln und der 
Zuekerrüben erhebliche Verluste 
ge hatte. 
Zu den angeführten Schwierigkeiten auf der Erzeuzuns 
seite kanen den bisher größten militärischen Aufmar 


der Geschichte noch weitere Schwierizkeiten für unsere 


Arbei — die sich in geradezu katastrophaler Weise 


auswirken muSten. In den Monaten April, Mai und Juni 
sank die Erfassung der zur Versorgung der Bevölkerung 
notwendizen Kontingente an Getreide, Kartoffeln, Eiern 
usw. Durch die Miilionenbelegung des Generalzouv¢rne- 
mit Soldaten wurde die mühseliz aufzebaute und 
sich allmählich auswirkende Ordnung des ernährungswirt- 


schaftlichen Marktes vollständig über den Haufen geworfen. 


— 














Es ist in den genannten Monaten, meine Herren, in der 
Abteilung Marktordnung nur möglich gewesen, unter Auf- 





bietung aller Kräfte in Tag- una Nachtarbeit, noch das 





zu retten, was dem Zugriff dieser Millionenarmee ent- 





Die Hauptabteilung Ernährung und Landwirtsch 





ist durch diese Umstände gezwungen 





auch kleinen, aber für uns recht bedeutsamen Reserven 
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vorzeitiz dem Verbrauch zuzuführen, um die sonst un- 
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katastrophe in den großen Verbraucis- 
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vermei 
zentren noch zu vermeiden, Wir sind deshalb in das 






neue Versorgunzsjahr unter recht ungünstigen Voraus- 





setzunzen, ohne jeden Vorrat, eingetreten. Heute, wo 
jede Gefahr zunächst gebannt ist, kann ich es ja ruhig 
aussprechen, daß in den ersten Augusttagen das General- 


gouvernement nur deshalb ohne Panne in der Broiversor- 








gung durchgekommen ist, weil der Erfassungsapparat 





trotz zrößter Preisschwierigkeiten augenblicklich anlief. 
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Wir haben das nur oem Einsatz und der hervorragen- 





den Organisation meines gesamten Apparates und, meine 





Herren, der gesamten Landwirtschartlicnen Zentralstelle 





zu verdanken. Ich benutze diese Gelegenheit auch ins- 





besondere den Herren Kreishauptleuten für ihre hervor- 





razenüe und tatkräftige Unterstützung zu danken, die 





sie meinen Mitarbeitern im ganzen Land so weitgehend 












gewährt haben und noch ‚gewähren. 


wie sieht es nun im Augenblick mit der Lebens- 








mittelversorgung im Generalgouvernement aus? In meinen 











Ausführungen auf der Regierungssitzung am 3.9. Q. drs. 
hatte ich erklärt, daß falis das Generalgouvernemen 
aufgrun. der eben angefunrten zroßen Vorbelastungen kein 
Lieferwigen an Wehrmacht und Reich durchzuführen hätte, 
für einige wichtige Nahrungsmittel eine Rationserhöhung 
'ührt werden kënnte, Am 1. Oktcber habe ich die 
in der Regierungssitzung am 5.9. in Aussicht ge- 
Wiederherstellung des alten Rationssatzes von 
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1.400 er, Brot pro Kopf der nichtdeutschen Normalver- 
braucherschaft, unter Zurückstellung schwerster Bedenken 
angeordnet, Ich bin überzeugt, daB diese Maßnahme in 
Verbindung mit mancherlei anderen von meiner llauptab- 
teilung durchgeführten Versorzungsmaßnahmen wesentlich 
Entspannung der allgemeinen wirtschaftlichen Ver- 
und praktisch zu einer Bekämpfung des 


andels beigetragen he Ich spüre diese prak- 
tische Schleichhandelshekämpfung in einer erheblichen 
Verbesserung der Erfassung von Brotgetreide gegenüber 
dem Vorjalıre. Während im vergangenen Jahre am lO. Dez. 


im damalizen Gebiet des Generalzouvernements 


237.900 t8. Brotzetreide 


wurden, h>läuft sich die Erfassung am gleichen 
hres für das gleiche Gebiet auf 
364.472 ts. 
Im Distrikt Galizien haben wir bisner 
51.900 ts. Getreide (Brotgetreide) 
erfat. Wenn auch dieses Ergebnis nicht befriedigen 
so muB berücksichtigt werden, 
Prämien waren, 
rfassungsapparat ausgebaut werden muß und 
lüierigkeiten größten Ausmaßes bestehen. 
grund dieser Lagsungszal | ‚ehen fü 
keinem Distrikt im Rahmen der 


jersorgurgsschwierigkeit 


natte ich ausge- 
D EE ls r e kg, X PP A) 
150 kg Kartoffeln pro 
Gummi eee 


" 


Kopf der verbrauchenden Bevölkerung als Wintervorrat 

zu verteilen sins, biese Absicht konnte nicht durch- 
ührt werden, da in der Abmeehung vom 12.9. - entgegen 

herigzen Absicht, «keine Lieferung an die Wehr- 

macht vorzunehmen - folgenüe Nahrungs- und Futtermittel- 

kontingente im Laufe dieses Wirtschaftsjahres zur 


Lieferung an die Wehrmacht gelangten: 





41.200 
139.000 
17.500 
20.000 

je 35.000 tc und Stroh 


15 Millionen 


Dazu kommt Gie Belieferung der Lazarette mit Geflügel, 
Milch, Butte Bier für eine im Generalgouver- 
nement vorhandene Zahl von 40.000 Betten. 

Mit Genehmigung ges Herrn Generalgouverneurs mußte 
deshalb die Kartofrelzuteilung suf 100 kg pro Kopf der 
nichtdeutschen Normalverbraucherschaft herabgesetzt 
werden, Die für die Versorgung der Rüstungsarbeiter, 
der polnischen Polizei, der Feuerwehr vorzesehenen 
350 kg Kartoffeln pro Kopf sind jedoch ungekürzt durch- 


geführt oder werden ausgegeben, Insgesant sind unter 


Nichtberücksichtigung des Distriktes Galizien 

203.000 to. = 95 % Speisekartoffeln 
des Herbst-Solles bezw. unter Binrechnung der Pabrik- 
kartoffeln 

619.000 to. - 
der gesamten Herbstmenge erfaßt, 


Es sind somit versorgt: 


) die Wehrmacht mit 
| 


Formationen e 
Reichsdeutsche " 
Rüstungsbetriebe 
(A- u. B-Betriebe) m.135.000 
srosstäute mit 185.000 


Kleinstadte " 51.200 


Versorgung ge im Generalgouvernement 
Verhältnis zum Reich als befriedizer 

` _ In T a em A ex ^ a Cam ^ em, Le m ER m 

doch aas Herbst-Soll an Speisekartoffeln 


fast 100 % erfüllt. 
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erbst heran- 
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genommen, reich 

voriáufig für die — versorgung der § 
Industriezentren aus. Die Versorgung der Be 

je ist in Oe etzten Monaten zufried 

Allerding iste bei Kopfkohl und 

Ausialien und Einschränkungen in der 

rechnet werden. Da die Kopfkohlernte im allgemeinen durch 
die schlechten Witterungsverhültnisse des Sommere unge- 


nügend ausgefallen ist, kann weniger Sauerkraut als 
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April nächsten Jahres auswirken wird. 


ülesem Zuckerwirte 
geringeren Zuckererzeu;?^ 


konnten 10 bis 15 #4 der Zuckerrüben nicht mehr 
ur Verarbeitun; 
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werden. Die 
Ger 4Zuckerrati 
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verkannt werden, daß 
gung nur gewährleistet war 


starken Weidesbtri: 


` 


in die 
ía wiederum 

auswirke 

einen gerechten 


- von 


‚‚en-kezlistrieruns 
— 
Té 


ittretéen in praxi durchzuführen. 
ezistrierung im Distrikt Krakau gemachten 
ben meine -rwa&rtungen insofern eriüllt, 
in Mehrbestand von 15 % festgestellt 


Dr 91 
- 


ne genaue Klassifizierung üurengeführt wurde, 


‚ch möchte bitten, daß die Einsprüche, die gegen die 
l 


Viehregistrierung von anderen anuptabteilungen gemacht 
wurden, zuruckgestellt werden, damit diese für die 
wichtige Maßnahme nunmehr auch vom Herrn 


z04Verneur Techtswirksam erlassen werden kann. 
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Bisher konnten für die /ersorgungsschwierigkeiten 
in Gen kommenden Monaten 2,2 Millionen kg Konserven 
Dauerwurst, Dauerfleisch usw. geschaffen werden. 

Die Vorratsbiläung litt unter dem Mengel an Kühlhäusern 
unc Konservendosen erheblich. 

Aui dem Gebiete der Eierwirtschaft bietet die 
Erfassungs- und Versorgungslage weiter das günstige Bild, 
wie von mir Anfang September d. Jrs. entwickelt wurde 


Dama konnte ich ei Erfassung von 305 Millionen melden. 


a ste ah 
Diese Zahl ist mit Stan: 7m 3( november auf 384 will 
ee e A 8 


( A ka a “7 Em + «+ TR < d ; ` 
G.N, um rund 80 Mil Et egen, Fingelagert sind 


von aen eriasten Eiern insgesamt 140 Millionen, sodaß 
die vorgesehene Versorgung mit Kalkeiern im Winter bis 
zum Anschluß an die neue sriassungsperiode im März 1942 
nunüertprozentig im Rahmen der Rationssätze gesichert 


181. Uber den Rahmen der in der kationssätzen fest 
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ten Zuteilungen hinaus habe ich mich entschlossen, tür 

die Großstädte Werscnau, Krakau, nacom, Tschenstochau, 

Gas Industriezentrum in Radom für die vier 
Januar, i ar, März durch ein- 


anz2spannte 
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e Millionen Menschen 
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retten sowie Eiern, Damit diese Zuteilunz ze- 
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sma Schleichhandel besonders wirksam in Erschei- 
: ie Anweisung erteilt, diese Sonder- 


zuteilungen schlagartig in einer Woche des Monats, so 


z.B. in dieser Woche her uszugeben. Für Monat Dezember 


r Verteilung: 


Januar, Pebruar und Mürz werden diese Sonderzuteilun- 
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ähnlichen Rahmen wiederholt. 
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Meine Herren, ic berei em fang meiner 
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es Generalgouvernen Lt Lebensmitteln in sehr star- 
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1 
«em Mabe auch davon &ohüngt, in wieweit die übrigen von 
Se 


mir nicht ktoren der Gesamtwirtschaft 
bei dieser großen und wichtigen Aufgabe mitwirken. 

Ein außerordentlich wichtiger Faktor bei der £rfassun 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse ist di: Bereitstellung 
Yon Varen er gewerblichen Wirtsol ait, die wir in dem 
Pramienscheinverfahren zur Verteilung bringen. 

Die Hauptabteilung Wirtschaft hat mir kürzlich zu 


meinem Bedauern mitteilen müssen, daß sie voraussicht- 
sein würde, bestellte Waren 
Wirtschaft in Zukunft in dem 
nge zu liefern. Ich möchte hier betone 
wer cJenSchwierigkeiten, unter 
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Wirtschaft bei der Beschaffung dieser Waren zu 








volles Verständnis entgegenbringe, stelle Jedoch aus- 


Grucklicn fest, daß die ungünstige Wirkung auf die 
Erfassung landwirtschaftlicher Erzeugnisse eine unaus- 
E se] il wird, 


Ein weiteres für die Ernährungswirtschaft außer- 





ordentlich betrübliches Kapitel ist die Konlenversorgung, 





leh möchte dieses garstige Lied hier nicht allzu laut 
singen, weil es im Augenblick wohl jeder von uns zu 


seinem Leidwesen singen muß, muß jedoch auch in diesem 


Zusammenhang darauf hinweisen, daß in Warschau schon 
wichtige be= und verarbeitende Betriebe zeitweise wegen 
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und könne nur da eingesetzt werden, wo vordrinzli 
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Produktionszwecke es erheiso ven. Das Erdgas koste nur 
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Präsident Gerteis gent bei der Jarlegung der Trans- 
n tQ e — — 
portlage von den Aullagen aus, die der vstbahn seit 
4onaten ;estellt sind und weiter gestellt werden. Da er 
dabei zum Teil geheime deichssacnen streifen mak bittet 
er um strengste veneimhaltung 


in diesem 4usammenhans wendet sich aer nerr General- 
phi aA A 


gouverneur scharf gegen die Jbung, in der ke;ierungs- 
Sitzung besprochene Ihemen in Form von lischgesprächen 
weiterzuiuhren,. ur werde die scnaristen Maßnahmen er- 
reifen, wenn Dinge, die in der “eglerungssitzung be- 


spfocaen würden, an die Uifentlichkeit gelangten. 


Fräsident Gerteis führt dann aus, daß es, seit die 
Front sich von der J„sigrenze des eneralcouvernenents 
entierne, Aufgabe der Ostbann sei, Züse zu spe eichern, 
mit denen die an der Front benötigten Güter nachgeiahren 
werden könnten, Das Netz der vStdann sei in stark zer- 
störtem Zustand übernommen worden, die Betriebsmittel 
lenlten; die Aufgabe sei personell und maschinell fast 
unlösbar sewesen. In den vStgeblieten seien die Bahnen 
saum hergestellt, das Personal reiche nicht aus, um die 
Hauptlinien in Betrieb zu nehmen. sine Speicherung von 
iur die Wenrmacht notwendigen Gütern sei dort nicht mög- 
lich. Diese ^uigabe falle daher der Ostbahn Zu, die 
</> aller ransporte und Lieferungen der Ostfront duren- 
iühre. Als Hauptstrecken kämen Gabei infrage die Strecke 
nacom - warschau und die Südstrecke &raxau - Przemysl - 
Lemoer;z,. 

Die Folge müßte Sein, daß im seneralzouvernement eine 
unzeneure Zahl von Zügen sich ansamnelte, aie auf Abruf 
warteten. Liese Abnahme wurde aber andauernd gestört, 
da in den eroberten russischen Gebieten standig Spren- 
sunzen cer vleisanlaen, rilegerangriffe, unmoglichkei ten 
der Ausladun;, Mangel an betrieosstofi für die Lastwagen 
nacn Ger Front eine solche Verhinderten. Das Bild der 


Abnahme der Züge wechsele daher täglich. Man habe lage, 
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m a 


WO man nur 12 - 14 Ziive ablassen &KOnne, während aus dem 
áeicn täglich 40 Züge hereinkä en; dadurch würden sich 
die abgestellten 4uge in Grenznähe und rückstauend 

sear vermehren, und der Betrieb komme dadurch in starke 
Bedrängnis. Auch die Lokgestellung werde dadurch stark 
beeinträcıtigt. 


“it diesen Verhältnissen müsse man aul lange seit, 


zuminaesien das ganze vanr 1942 noch recnnen. ver Ausbau 
Je 


| u ` ww. ry * 
“es ocnienennetzes J 


nseits der Ustgrenze des Generalgou- 
vernements eriordere mindestens 1-2 Janre, Die Lage an 
der Front sei in allen vingen katastrophal. Gerade in 
üen letzte agen sej salz neue maßnahmen ergriffen wor- 
ien, um die 3 aui eine andere Basis zu stellen. Der 
^»acnscnub, wie er bisher vom Osten a05genommen worden sel, 
front unzureichend. Jetzt habe man jenseits 
ier urenze Lager errichtet, um von dort aus die front zu 
versoreen. vas Funktionieren hinge davon ab, ob die 
Lntladungen mit dem ‚eupo der Zuiuhren Schritt halten 
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aui Täglich 84 erhöht werden. Zuvor müsse aber noch ein 
troses kohlenprogramm anlauíen für den sahnbetrieb, 
Sodab statt bish 120.000 To. von jetzt ab monatlich 
330.0 Y Ae ac uci vsten selleiert Weraen, 
‚atsachen müßten für den 
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aur welteres gesperrt. Die 





2/ 2 
vegenstande aus dem Reich würden ningelgeneunmigungen 
erteilt. so habe man im Tagesdurchscehnitt ungelanr 
oU solcher Linzelgenehmivungen durcngeiunrt. 

Line zweite Sperre sei notwendig und zwar zwischen 
dem alten Generalgouvernement und walizien, da die 
dortigen ahnen von der ‘Ustbahn erst am l.Dezember 1941 
übernommen worden seien und sich als sehr leistungsschwach 
herausgestellt hätten. Ausgenommen davon seien aber Kessel- 
Warcen, waceniaaduncen und „ipressgutsendungen. weiter 
würde die Beiörderung von dringenden 3endungen einzeln 
genenmigt. wach den russischen Gebieten sei prakiisch alles 
gesperrt, außer den Dingen, an denen die Wehrmacht ein 
interesse habe, nier habe man zum ersten Wal auch erreicht, 
aas d.e wehrmacat sicn einschränke, die bisher 25 % aller 
im veneralgouvernement gestellten ^ag;ons in Auspruch 
„euommen naoe. 2zaaurcn würde eine sehr wesentliche Er- 
leichterung erreicht. Diese Sperren liefen seit dem 15. 
vezemoer 1941. 

¿rotz Ger Sperren und großen Schwierigkeiten habe 
man Ger Lanawirtschaft die benötigten Waggons für die 
beioraerung von &artofieln, Getreide usw. zur veriugung 
Stellen können. Vie Erfassung der zrnte sei Lransport- 
mabig gelungen. 

„ber dei, &onlentransport habe Präsident Dr. Emmerich 
bereits die nötigen Ausführungen gemacht. Erst in den 
letzten zwei lagen habe man wegen des ungeheuren Kohlen- 
nachschubs und weiterer ¿ransporte nacn dem Usten das 
soll von 10.000 t täglich nicht befördern können. Die 
versorgung sagrscaaus habe sich sehr schwierig gestaltet, 
aa sich dort eine Reihe von militärischen GroSbetrieven 
nacn und nacn ohne Ankündigung niedergelassen hatten, 
so besonders die riesige Umfüllstation von kesselwagen 
in Fabwagen und am Danziger bannhof eine Reihe Von betrie- 
ben ager Luitwaiie. 

Jer uorr vweneral,ouverneur erklärt, daß er von dieser 
verpilauzung neuer uroibetrieoe wohl wisse und sie auch 
billige. Die wehrmacht bilde das nückgrat der Kolonisie- 
rung, und betriebe, die aus dem Reich nach dem generalgou- 


vernement verlegt würden, seien für die deutsche desiedlung 
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PıunenVerkenr kaum nennenswert sei. Die Ostbahn habe 

aui ihren Strecken niemals eine übermäßige Besetzung 

it rersonenziigen genaot, sondern nur die für die Auirecit- 
erhaliung des Verkehrs in diesem Land unbedingt notwendiger 
Lüge fanren lassen. Die Folge davon sei eine Joeriüllung 
der Zuge mit “ichideuischen, die nicht mehr länger rat- 
Sam sel. | 


Ab l. Januar 1942 gebe die JStibaun keine Teilmonats- 


karten, die besonders bei Schleichhändlern in vebrauch 
seien, mehr aus. Es gäbe von diesem Termin ab nurhehr 
mOnatskarten, Arbeiterfahrkarten uno einzelne rahrxarten. 
Für letztere seien sulassunrskarten vorgesehen. Durch 
diese Maßnahme könne man der Jberiüllung der Züge steuern 
und zugleich den Schleichhandel wirksam bekämpfen. 

An i. vezemoer 1541 habe die Ustbahn den Betrieb 
im gesamten Distrikt Galizien übernommen; vor diesem 
4eitpunkt habe die Ostbahn nur strec<en, die die Wehrmacht 
nicht benötigt habe, mit einer vesantlange von l. 500 km 
beiahren. Die Werkstätten seien schon vor 2 Monaten über- 
nomuen worden, da die Wehrmacht keine Ersatzteile zur 
veriugung hatte. Die „eistungen in diesen Werkstätten 
seien in der Zwischenzeit bereits verdoppelt worden. 
Daraus ziehe vor allem die Front Sroben wutzen, da weiter 
ostwärts so cut wie keiné Ausbesserungsanstalt vorhanden 
Sei. Die einzige breitspurausbesserungsstitte bestehe 
in Lemberg. Im ganzen seien 20 £ersolenwazen von viel- 
leicht 1.20€ benötigten und 150 Lokomotiven, davon 57 
in betriebsfähigem 4ustand,vorhanden, die gerade zur 
Aulrechterhaltung des Ustwest-Verkehrs nacn der Front 
senugten. Kohle, Schmiertle usw. hätten ganz gefehlt. 
Dis heute h&be man in ranz Galizien 290 Lokomotiven, 
davon 207 betiriebsiühi; auigeifunden. Die Ustbahn habe 
Soiort versucht, die Geutsch-rumänische verbindung zu- 
nächst mit zwei rersonenzügen und mindestens einem Güter- 
Zur zu befahren., Reichsverkehrsminister ur. vorpmüller habe 
ihm am Vortage in Lemberg bescheinigt, daß in den letzten 





14 lagen ein merklicher Fortschritt zu verzeichnen sei. 
wan versuche ständig den Verkehr in walizien zu beleben. 
Die Lokhilíe des Reiches habe man auch auf ualizien 
ausgedehnt. 

Seit dem 12. Dezember 1941 Binge der 2chne.lzug 
berlin -Lemberg - Bukarest, der auch für den Binnenver- 
kehr freigeseben sei. In letzter Stunde hätten sich aber 
Schwierigkeiten wegen der Paß-Angelegenheiten ergeben. 
ver Plan, einen Vverschlußwagen durch das veneralfsouver- 
nement fahren zu lassen, habe sich nicht verwirklichen 
lassen; denn der Verkehr nach Rumänien sei noch nicht 
sear stark. Seinen Informationen nach seien diese Schwie- 
riskeiten aber behoben. 

in kurzer Zeit hoffe man zu einem ertraglichen 
4ustand in ualizien zu kommen. Die operre zwischen dem 
alten Generalgouvernement und Galizien miisse bald auise- 


hoben werder. Da die Linie Krakau - rrzemysl - Lemberg 


von ungeheurer Bedeutung für die Front Sei, müsse mit dem 


Ausbau aer Linien lortgeianren werden. Er habe an tage 
Vorher in Besprechungen mit neichsverkehrsminister 

Ur. Dorpmül.er und den zuständigen Wehrmachtsstellen er- 
reicht, dab diese Strecke unverzüglich ausgebaut werde. 
„as Zauprogramm laufe bereits und, wenn die Material- 
Schwierigkeiten nicht unuoerwindlich seien, kónnte im 
nerbst des nächsten Jahres die Arbeit fertiggestellt 

sein. Vorgesehen sei der Ausbau der Strecke und der Bahn- 
nhöle;in Krakau und in Lemberg würden neue Bahnhofsteile 
errichtet. in Krakau sei weiter eine Umg@hungsbahn nörd- 
lich der Stadt geplant. Sache des sxeiches und der Wehr- 
macht sei es, einen entsprechenden Zuse ut zu gewähren. 
Parallel dazu laufe der Ausbau in ‚arscnau, um die Leistung 
füáhigkeit der Warschauer rannnwüfe zu erhóhen. Auch in 
Lublin seien Bauten zur vergrößerıng der dortigen Bahn- 
höfe und Anlagen vorgesehen. Zur Frage der Kohlentransport 
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müsse er noch erwähnen 


» Gab die Verhandlungen zur Binset- 

zung von Fendelzüzen lieien. Die Ustbann habe zu diesen 

oweck alte russische Waggons umgebaut, und 60 stünden 

bereits zur Veriügung. Das Reichsverxehrsministerium 

nage endlich seine Zustimmung erteilt, daß fiir diese 

renaelzise bis zu 500 Waggons Ireigestellt werden könnten. 
AUL eiLe rrage des nerrn Generalgouverneurs nach 


)£9^ 


aen bannoeitrisblicnen Verhältnissen Östlich des General- 


gouvernements erklärt Präsident verteis, daß der ganze 
oetrieo noch in den Händen der Wehrmacht ruhe, die 

Cine zransportieitunó; mit vier Wehrmachtshauptäirektionen 
eingerichtet habe. Ganz vorn an der Front befänden sich 
Feldeisendbahndirektioner. Die nauptairextionen unterstiin- 
aen in betrieblicher Hinsicht der oetrieosleitun; im 


sten mit uu UC sitz in warscnau. 


Präsident verteis kommt zum Schluß seiner Aus 


Ar. ech, bel L 
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n aui die Frage der srnährung und sexleiuung der 
nicntaeutschen gefolgscnait der Ostbahn zu sprechen. 

or nabe aer Kauptabteilung zyrn-hrung und Landwirtschaft 
eine xleine Lenkschrift übermittelt, da die Verhältnisse 
robte Befürchtungen fiir den Winter aufkommen ließen. 
sine Abschrift habe er dem Herrn veneraigouverneur zuge- 
leitet. ver srnihrungszustand der Kisenbahner sei katastro- 
phal. wan könne nicht vermeiden, daß das 4ugpersonal 

JU, le und mehr Stunden arbeiten müsse. Ebenso katastro- 
phal sei die bekleidung, die gerade im Winter eine grobe 
Voraussetzung für ordnungsgemäße Dienstverrichtung 
Dle &rankneitsfálle nühuen in starkem Maße zu, so betri- 
gen sie bei den Lokführern bereits 14,5 %, beim Werkstatt- 
personal 14 "e, 

Diese Probleme habe man auch im letzten Winter gelöst, 
und sie seien auch in diesem Winter von besonderer Vor- 
arinzlichkeit, da gerade jetzt bei den zroßen Anfor- 
derungen der Ostfront auf die Arbeitskraft der nichtdeut- 
scnen Lisenbahner nicht verzichtet werden könne. 


ver nerr veneral;ouverneur ersucht den geschifts- 





führenden sauptabteilungsleiter Naumann, unbedingt für 


eine beiriedigung deränforderungen der Ustbahn zu sorgen. 
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Auch müsse man an geeigneten hachwachs für die Ustbahn 
beggen 


densen H 


rrasident Gerteis äußert dazu, dai; Lehrwerkstätten 





44 AULOGU Decrilien seien. ir wolle sich vor allem vom 
polnischen Baudienst die besten Jungen Leute heranholen. 
Aulsrund einer Frage des Herrn veueralsouverneurs, 
ob Sabotagefälle bei der Ostbann vorgekommen seien, 
berichtet er von auffälligen vorkommnissen. in der 
letzten Zeit seien mehrere Unialie, Z.B. Aufeinanderfah- 
ren von zwei Zügen passiert. Die Wehrmacht vermute darin 
sabotage. ur glaube, da. dts acer nicht der Fall seis 
denn meistens kiime dabei der Loxiünrer zu Tode. Die 
vStoann iorsche nach den Ursachen dieser 4ugunialie, 


Von uenen einige folzenschwer gewesen seien. in zwei 


l .. 


i 


Fallen habe man ais urund ungenugence Dremsberechnung 
lesigestellt, in einem Fall sei unsichtiges Wetter 

Schulu gewesen., Leute, die 24 Stunden auf der Lokomotive 
Stunden und nachweislich während dieser ganzen Zeit nur 
Zwei Stücke Brot und eine Zwiebel zu sich genommen hätten, 
wären zu einer betriebssicheren verrichtung ihres Dienstes 
nicht fähig., Auf diesen wangeln basiere auch das tage- 
Weise wexgodleloen vom Dienst. Jageren mit untlassungen 
einzusenreiten oder seLüstralien auszusprecne sel 
wirkungslos. Die Ostbahn plane,iür diese klemente ein 
„rziehun-slaser z errichten; ob aber mit dieser Ein- 
richtung eine besserung erreicht werde, sei fraglich. 

in mancıen rallen hätt bis zu lo » der Belegschaft 
„Eelenlit, 

Sabotase sei nur in einem Falle nachweisbar, wo 
pei Kielce eine oprengladung auf die Schienen gelegt 
Oraen sei. gestonlen werde natürlich überall; die 
Sremsschläuche seien nie sicher. Die zur veriügung 
gestellten Sannschutzkräite seien iür eine ausreichende 


bewacnuns unzureichend. 


srasicent uerteis meldet dem ücrrn veneralrouverneur 





aie Inbetriebnahme der Eingangshalle des Warschauer 


sannnols, die nach einjährizer Bauzeit mit der 2ausumme 
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Den in diesem Schreiben enthaltenen Vorwürfen, es 

seien nicht rechtzeitig Gelder bewilligt worden, nach- 
zugenen, habe wenig Zweck, wenn auch zugegeben werden mii: 
se, daß den Kreishauptleuten tatsächlich k ine Geldmit- 


Bx ., t? o1: 
E | Ay Ti) nine 2 . ^ ^ wn e i d 

«v. cur yeriugung stanuen. Er könne es nur begrügen, 

W = a Pi i | ] d F IFI at. l> Pid = ke e 1 j^. CH 

"enn iur aie gesamte Fleokfieberbekümpfunz von 

—at UID at to — S. 

Sint: À un Se adii ` l 
auptabtei. lung Fınänzen eine Summe von 30 Millionen 

f 1 ATS rj u Y Te y Dis - e » - dia » 

LÀ bs S | së LA | P u» Et". D kb £5 1 T 17 € ^1 m - - gd « 

— » - ugung uu d Sll U WeI de , mussée alle: Qinss 

SCM, Gis alie entsprechenden Anweisunzen 


RE A vald 


CUL «€ 

0% 

(D 

E 

(D 

{N 

H~ 

D 

< 

C 

45 

£) 

(D 

CH $ 
5 


Jer nerr Generalzouverneur stellt noch fest daß 
— — —— aie " - ^ 


e e 

DUT Antrag . 

SA A A KA 4, A d e7 p d - ~b * La KE "m c a 
L Antr - aer Haupte abte 4 lun Lë resundneltswes = 


en eine 
Summe von 350 Millionen Zloty zur Verfügung gestellt 
"> 5 - -- 
Wird. Zweitens müBten sofort die Maßnahmen zu i 








— — 
"a 2 e ~ 
iit o AIS t | C fi d 4 P" e r 2 ` $ -= 
~I 
zu oesprec Eine der Hauptzef wem - 
— A - M dein - — p" A> VvETI I ren sei ın Q ern ierum- 
` ' a 
verahnndieren eT lira por i 5h14 
sitet Ger Sevolkerung zu erblicken. Gegen das 





€ 
Segangen weroen. Die aus diesem Grunde 


D 


goror 11106 Ory <> > s a ` »2 I. 14 4 es i d 
Dk SEI g/üuucr vernangte Todesstrafe müsse iürderhin schne] 





ckt werden. Seine Verorünung, nach wel- 
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im Anschluß an die Ausführungen des Präsidenten 
albaum gibt Gouverneur &undt einen Überblick über den 
Pleckfieberstand und ale ergriffenen Dekämpfungsmaßnah- 
men im vistrikt Radom. ver niedrigste Stand der Er- 
Krankungen sei im Mai erreicht worden. Im Uktober 
habe ein Anstieg auf die doppelte Zahl der Arankheitsfäl- 
le des Mei stattgefunden. Momentan seien im ganzen Distrik 
2-082 Fleckfieberfälle festgestellt, verdachtsfälle 
mit eingerechnet. Die Fleckfieberlare im Jistrikt Radom 
könne also in keinerWeise als bedrohlich angesehen werden. 
àur in lomaschow seien die Fälle von Fleckfieber sehr 
zahlreich, dessen veroreitung durch die Lager dər Orga- ET 
nisation Todt und der ASkanla begünstigt worden Sei. 
vanx Ger errtrifienen \iaßnahmen <önne man aber auch hier 


einen Huckgane feststellen. 


iL den lo Areishauptmannschaften des vistrixts 





seien 2e staoile und lo fahrbare 2ntlausungsanstaiten d 
| Vornanden. in seinem Dietrikt. habe er aen Juuenverkehr 

aur den geringsten Umiang üeraogearuext und die An- 

weisung egepen, Deseneinigune eu zur Denutzunur der Lisen- 

oann durch die Juden nur in aringenden Fällen zu ertei- 

len. Weiter nabe er 0ocanitragt, die Farbe der Ausweisecuei- 

ne zu ändern, da durch eine ralsenerzentrale Ausweisschei- 

ne nacageahnmt würden. 

ou einer energiscuen Dekämplung des Fleckiiebers 

gehöre ein rucksichtsloses vorgehen gegen jene Juden, 
aie die inner zugewiesen, Wohnviertel onne srlaubnis 
verlieSen, und eine verstarkte Disziplin der Veutscnen 
in ihrem privaten vescnaltsverkehr mit den Jucer erade 
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werue von der Partei inm gemeldet und von inm bestraft., 
in Tomaschow nade man ZeDe jestzestellt, aab das Fleeg- 


ileber in ein volksdeutsches vori auren einen jüdischen 
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Gouverneur, dab er das ihm Vom »ührer ubertrag ‘ene 
Qqunosrecnt in Fällen, wo Juden 


otandgerichten zum Tode verurte; 


lace Zu. Dei dem 


sel es volksdeutschen Arbeitern mit mehreren 


Hauses beauftragt war. 
Jer andere wichtige Punkt sei die /erkürzung des 

Verfahrens Segen vuden, die ohne Erlaubnis ihre Wohn- 

bezirke verließen. Die iodessiraie, die heute bei unbe- 

lugtem Verlassen der Jüdischen Wohnbezirke verhängt werde, 

Jedoch bestehe ein 

langer Jienstweg bis zur venehuigung 


sei zwar schnell ausgesprocnen, 


der Jurcnifünrung. 
LI mache daher den Vorschlag, das Verfaaren dadurch zu 
las man den vouverneure 


Vollstreckung dà 


verkürzen, n aie srmächtigung zur 


er lodesurteile übergebe. Die ouden sähen 
deutschen Verwaltun; mit ihren 


aen ernst sei, und daß von 


dann, dai es der „aßnah- 


4er Lrsreiiung bis zur Voll- 
Streckung des +ocesurteils nur 


kurze Zeit vergebe. Die 
Richter hätten 


in seinem Distrikt Dedenxen gei 


Hinweis, daß die verordnung ungenau sel, daß in ihr 


äußert mit 
aem 
nur vom "Jüdischen „ohnbezirk" 


die sede sei,. Er habe 
darauihin eine 


/erwaltungsanordnung erlassen, in de 
Zur srlduterune dieses 


naltsort 


r er 
besriiftes jeden erlaubten Aulent- 


«er vucen festgelegt habe. Wenn 3.0. ein Jude 
aus Seine: 


4 Vori aul die Lanästraße gene, habe 
praktisch seinen Wohnbezirk verlassen. Ohne Lrlaubnisschein 
dürfe sich demnach kein Jude 


er damit 


auf die Landstraße begeben. 
„eise könne das weitere verbreiten des Fleck- 
rs durch die Juden verhindert werden. 
lunrung einer 


Aui diese 
liebe Da die Durch- 
wassenentlausung nicht möglich sei, habe 


er die Entlausung wenigstens der Folen, die in deutschen 


Dienststellen arbeiteten, verfiirt. 


in diesen cusammennang erklärt der Herr weneral- 


öeznadi=» 
Von den Sonde Crge richten und 


iit wiirden, auf die 


wouverneure übertragen werde. 


wouverneur Aundt wendet sich dann der sruchrunss- 
Auseinanderklafren der Löhne und rreise 
Kindern nicht 


möglich, 








Reng 











alie ihnen aufgrund ihrer Lebe 


nsmittelkarten zukom enden 
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daupvabteilung Arbeit müsse daher ale #srage der Lonn- 


verbesserungen für die Volksdeutschen pruien. 
Fräsident Frauendorfer erklärt Gazu, daß dieses 
“roblem von der Lohnseite nicht 


zu lösen sei, sondern 
nur aurch e ne Unters cützung von der wirtschaft im Umlage- 
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Verianren. 5s sei bereits ve anlast, daB eine vorläufige 
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sanlung von 200 Zloty und 150 Zloty fiir die einzeinen 


Voilksdeutsenen Arbeiter ausorecebpen werue, 
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Tike dé i Lo SCH — 


56 Se. Von der Abteilung Ernährung 
449 Landwirtschaft zu prüfen; die Volksdeutschen Dauern 


gusten ihre Erzeugnisse zu einem bestimmten amtlichen 


1615 äblieiern, und diese Waren kämen wieder zurück, und 


der volksdeutsche Arbeiter müsse sie zu einem vielfachen 


rreis des (früheren Ablieierungspreises erstehen, iier 
erhepde sich die Prage, D nicht ein Verfaaren einge- 
Schaltet werden könne, dal die Volksdeutschen aie Nahrungs- 
mittel zu einem 


em nicht viel höheren Preis als dem Ablie- 
Lerunespreis kaufen könnten. 


sum Inema Kohle müsse er leststelien, dal die von 





Frasident Lmuerich erwähnte zuiriedenstellende /ersorgung 
im september und Oktober sich fiir Macon und speziell 


lir Gas tebiet hinter der Lisenbannstation Kielce nicht 


ausgewirkt habe, Radom habe für seine sümtlichen Dienst- 
stellen im Monat September 620 t Kohle erhalten. Vorrats- 
ollaung sei unmöglich gewesen. Der veutsche erhalte mo- 
natiich nur loo kg. br habe schon ernsthaite Jberlegungen 
anstellen müssen, den Behördenbetrieb wegen &ohlennmnan;els 
zu Sperren. in nadom habe man keine Hausbrandkohle aus- 
geben Können, das Lnlektrizitütswerk habe nur noch für 7 
sage Vorräte und die Bäcker könne man bereits jetzt 

nicht mehr beliefern. Diese schwierige Lage bestehe schon 
zu einer Zeit, wo kein Schnee liege. Leider habe er 


leststellen müssen, daß diese iage in absehbarer Zeit nicht 





besser werde. ln nadom gebe VIienhelzun;sen, 


sodab man mit Koks nicht au en könne, Alle 
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gerichtet sein, da er sonst den gesamten Dehörden- 
oetrieb einstellen müsse 
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habe hier wieder festgestellt werden müssen, daß die 
inge von Berlin aus vielfach anders beurteilt würden, 
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g t, die russischen Lazer zu diesem Zweck zu be- 
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von aen Gefolgsohaften vieler Betriebe der Wunsch nach 
'sturalentlohnung geäußert. Er könne grundsätzlich eine 
solche Genehmigung nicht erteilen, da ein zusätzliches 


Lebensmittelkontingent nicht zu erreichen sei, Seit 


einem Jahr seien fünf große Umschulungswerkstätten 





in Betrieb genommen worden, die entweder ung: rnte 
oder Angelernte oaer aus anderen Berufen Kommende auf dis 
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Bekanntlich läge die Zuständigkeit für die Planung 


und gGesevzgeoun:g aul dem Gebiet des Wohnunesb: 


bel der Hauptabteilung Arbeit. Die Bauten selb 
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der zentralen Führung des Leiters der Hauptebteilung 
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Dauwesen unterstehn. Wenn auch im Winter die Dautätig- 
keit begrenzt sei, so sei doch von Präsident Bauder 

d ihm, Dr. Frauendorier, ein Programm aulgestellt wor- 
Gen, das geeignet erscheine, dem dringendsten Bedarf ab- 
zuneiien. Dabei werde es vor allem notwendig sein, die 
zahlreichen, von Dienststellen benutzten wonnunsen wieder 
ihrem eigentlichen Zweck zuzuführen und irgendwelche 
Aushilisgebäude zu errichten. Allein in Krakau betrage 
zur seit noch die Zahl der von Dienststellen benutzten 
wohnungen über 1.700 - im Vergleich zu der vesamtkapazi- 
tat ein ganz ungeheuerer Prozentsatz. Jie seiner Ab- 
veií.ung obliegenden rlanungsarbeiten seien für sämtliche 
vebiete des Veneralgouvernements weit fortgescuritten, 
sodaß in soweit die Durchführung ohne weiteres anla@ fen 
könne., Daß es trotz aer beschränkten Baumaterialien seinen 
Jiensistellen immerhin scaon gelungen sei, rund 14.000 
Häuser im vVeneralgouvernement zu erbauen bzw. iertigzu- 
stellen, sei gewiß ein urfolg. Das diese sautätigkeit 


fur die deutschen Menschen im venerairzouvernement weit- 
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aber die Finanzierung zunächst durch die vorläufige 
vewährung einer Summe von 30 Millionen Zloty gesichert 
sei, könne unter der Voraussetzung, daß die Baumaterialien 
von der sisenvuann transportiert würden, die Bautätig- 

keit in nicht allzu ferner Zeit in größerem Maßstab 
auizenommen wercen. 
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aus nicht genüge, dessen sei man sich bewußt. Nachdem 
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Frasident Spindler nimmt Stellung zur Finanzlage 
des Generalgouvernements,. Die holinungen, daß die Einnah- 
mensteigerungen in dem schon unde des vorletzten Aecnnungs 
Jahres anvelaufenen lempo weiter gehen würden, hätten 
Sich im vollen Umfang eriüllt. Diese erfreuliche ante 
wicklung zeige sich vor allem in der Zunahme der direx- 
ten Steuern auf 500 Millionen Zloty. Aus den Wonopolen 
<Önne man in diesem vahr mit Einnahmen recnnen, die 
zwischen 550 und 600 Millionen 4loty lägen, 

AnGererseits seien aber die sausnaltsantorderun en 
senr zewächsen. iin Grund zur Besorgnis sei nicht vor- 
nanden, vor allem deswegen nicht, weil die Schuldenlast 
gering sei. Wohl stehe noch nicht fest, ob der Haushalt 
des veneralsouvernements ganz ausbalanciert werden könne. 

Auli Ger AuSgabenseite würden zu den gestiegenen 
Aniorderun;en der einzelnen agaptabteilun;en durch die 
rorderunr «des neiches nach einem oel.vrag zur keichsver- 
teidigun; noch eine “ehrbelastung hinzu kommen. Das Deche 
iinanzministerium habe ursprünglich die sorderung zur 


Leistung eines Keichsverteidigungsbeitrags für das Jahr 








i940 gestellt, sie aber in Anerkennung der Leistungen, 
durch die das seneralr-ouvernement schon i959 und 1940 
beigetra.en nave, fallen lassen. Für das Jahr 1941 aage- 
sen werce ein stärkerer beitrag gefordert., Uber die 
none der Forderung müsse in Desprechungen mit dem Herrn 
veneralgouverneur und dem Staatssekretär befunden werden. 
Seiner Ansicht nach müsse das veneral,ouvernement für 
Gas vanr 1941 zu den Kosten der wancesverteidisung mehr 
eltragen, als man in Aussicht genommen habe, besonders 
aa Gas veneraigouvernement auch dazu in der Lage sei. 
Jarcn aie siniunrung des erhöhten Kriegszuschlags für 
japakwaren unà Branntwein könne man auch mit erheblichen 
4enreinnanmnmen recanen, wenn auch die situation auf dem 
veolete der Wonopoleinnahmen infolge mangelnder Kohlen- 
Versorgung momentan unerireulich sei. Die Finanzlage des 
veneralisouvernements gebe also zu keiner Desorsnis An- 
iab; à ie velder für die notwendigen Ausgaben, wie Z.D. 
tur die se ichaenbexaàmpiung oder das 4onnunLgsoauprogóEramm 


seien vornanden. Trotzdem dürfe acer nicht der Zindruck 
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das veneralzouvernement im Vollen schwimme. 


rails. verneur ist mit einer Leistun; 


'"—unents zur neicnsverteidigung für das 


Ver. anden, wenn sie auf ertragiicner Höhe 
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das alles, was das Schwert erobert habe, Eigentum des 
keicnes Sell, Qa also das „enerälE ouverneun ent aas Eesamte 
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sei nun im veneralgouvernement bekannt geworden, daß die 
VS LDANnJ dii Absicht hal Ve, ulesen neuen GUE einzulegen. 
Man habe soiort alle nötigen Schritte eingeleitet, damit 
LE u... v Le, n AnNoranun en VOL JE E EA aus Cie ily clle vor 
a11emgel i stzulegen Bewesen, welcher b»bannnoi vrenzoann- 
004 IOIGCCIIi Solle, UnC ‚elche stelle die Vurchlalscheine 
ausgeben müsse, Jefür kamen im veneralgouvernement die 
Pabbehörden und in Aumanien die veutscne sSotscnait in 
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das veneralsouvernement zu einem so späten 
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wlaerstands owe AI. abgenommen, was man auf ULC gropen 
walieneriolve der deutschen 4enrmacnt zurückgeführt habe. 
Wiese Annahne ee. aver ialsen gewesen, Nach wenigen Wochen 
Gel ale Wig lrSlanasbewerun:; wieder aktiver geworden. 

im september sei es geglückt, an einer versammlung der 
Lünhrenden M nner der '4uersianasbewegung teilzunehmen, 

una aa habe man erianren, Gai die -n5liSCcne hegierung vor 
MME AAL des russischen Krieg CS aen pbeienl aurcngegeben aape, 
erst das sindringen aes aeutschen Heeres in das russische 
tebiet abzuwarten und alsdann loszuschlagen, Auf dieser 
iagung sei auch eine alleemeine #uhrung beschlossen wore 
aen, die in den Händen eines bis jetzt unbekannten hö- 
neren polnischen Offiziers liege. Weiter beschlog mai die 
Auisteiiung polnischer Re imenter, 

VLE stoparandati.tizkeit habe einen nlans erreicht, 
wie man in den letzten zwei Jahren noca nicht erleben 
konnte. Allein in Warschau bestinden 115 illegale Zeitun- 
sen, und 12 periodisc} erscheinende rlugblatter. Im 
September habe man J, im Oktober 5 und im wovember 15 
“ussezeichnet getarnte Druckereien ausneben können. In 
"takau Konnte man deutsch geschriebene 4€itschriften und 
Flugblätter sicherstellen, die hauptsächlich an Soldaten 
verteilt würden und diese zur :annenilucht aufforderten. 
Jas Dekleben von Häusern naoe an umfang ebenfalls zuzenen- 
en. Juren rechtzeitige Streifen seien diese Plakate je- 
weils vor Taresanbrucnh veseltigt worden. 

nachdem die berühmte V-Aktion in ihr weeenteil ver- 
kehrt worden sei, habe die “laerstanäsbewegung unterstuzt 
dureh aAuncoiunssendunrcen verschiedener ausländischer Sender 
eine noue Aktion, die Sogenanntie"5onildxrótenaktion" ge- 
Startet. Ihr Zweck sei die srreichung eines uöglichst 


iane samen und senleehten Arve.stvens der polnischen Aroeiter 





in deutscaen Diensten. in den letzten wonaten natten in 
ATa.au die Sammlungen für polnische Hinterbliebene und 
Häftlinge in starkem wage 2ucenommen. in den Kreisen der 
polnischen snteliigenz werde Silber gesammelt. vie daraus 
eeCarbeiteten Anhänger und tinge würden an Polen verteilt, 
aie gewilit seien, am Widerstand gegen die Deutschen 
teilzunehmen,’ 

“an habe herausgefunden, daß nauptsächlich Frauen 
Sich als kuriere betätigten, da sie ausserordentlich 
geschickt getarnt reisen Könnten. Ausiiem Auslande ströne 
ein sehr starker Verkehr ins „eneralgouvernementz Auriere 
seien gefaßt woraen, die sehr viel USA-Dollar pel sich 
trugen. vie deutsche Polizei habe auch laufend polnische 
widerstandsgru pen vernaitet, 2.8. in Lublin 176, in 
Dilgoraj 46, im Kreise Zamosc 15, in Warschau 18 und in 
NEU-Sandez ebenialls 18 vereidicte Funktionäre. Die iaer- 
standsbewegung habe leider auch ihre Leute in den sehörden 
sitzen. 

vie vabotagetille hätten Sich in den letzten Monaten 
aur minuesiens der gleichen Höhe gehalten wie vor der Zeit 
aes Aulmarsches gegen uu£cland. Verschiede Schadenieuer, 
ücnen werke und ueh6fte von /Áolksdeutscnen zum Üpier 
fielen, müsse man auf die Tätigkeit der widerstandsbewe- 
sung zurückführen. „esgleichen seien verschiedene Kenr- 
nacnisbetriebe abgebrannt; als Ursache habe man brandstif- 
tung festgestellt. brandsitze nace man auirefiunden. In 
sraxau nabe man sogar polnische “olizeibeante wegen Teil- 


nanme an der lderstandsbewegun; lestnehmen müssen. 


VD die Fälle, die man als „isenbaunsabotase ansehe, 


wn nn et 


tatsächlich solche wären, sei oft sehr zweifelhaft, da 

die Beteiligten dabei meistens ums Leben kämen. Aber aie 
Häufigkeit der Eisenbahnunfälle lasse vermuten, daß auch 
Hier fanatische Polen selbst unter Aufopferung ihres Lebens 
Ger deutschen Wehrkraf: Schaden zufügen wollten. Es lasse 
Sich außerordentlich schwer iesistellen, ob oüáDotare oder 





armüdungserscheinuugen aes rersonals die Ursache seien. 
Die deutsche Sicherheitspolizei verde ihre Aufmerksankeit 
im besonderen Maße diesem sektor zuwenden. 

JcuWer zu beweisen sei auch, inwieweit Jugendliche 
aui Anstiftung inrer Angehörigen Sabotageunfälle verursa- 
cenen, Vor Begiın des russischen “eldzuges habe man auf 
alle Fälle die urziehungsberechticten dieser Jungen Leute 
iest:esetzt, um zu vermeiden, daß durch Kinder Unfälle 
nhervor5erufen würden. 

in Kinos seien iranenzas- und Stinkbomben geworfen 
“ua Flusblätter verteilt worden, wie überhaupt die Ver- 
Suche zuni amen, dic sevölkerung vom »esuch der &inos 
abzuhalten. ucen veutsche versuche nan zn überfallen. 

20 sel am 28, Aucust ein geg TiZüchen, auren dessen An- 
caben eine Wiaerstandsgruppe Von (0 Personen habe ausge- 


4009L werden können, überfallen Worgen. Jie Landbevö]- 


Kerung veriüge heute noch über ganz erebliche satienvor- 
oe L Dia 


rate. rst in jüngster Zeit habe “iG aeutsche Polizei 
— 
Cin "alicniarer nit 2ABCulnengeweliren, &arabinern und 
a&ndcranaten aulgeueckt. Auch auf einem Friedhof sei ein 
SOLCHES Lc er Sicnergestelit Woraáen. Ein weiteres habe 
san im Yistrikt Krakau auszehoben. Sämtliche karien 
seien außerordentlich gut verpackt, eingefettet und in 
sebFäuchsiertigem Zustand. Jie Zahl der augenblicklich 
in den gef bgnissen befindlichen rersonen wegen leilnah- 
nanme an der Widerstandsbdewevung sei auserordentlich noch. 
segen Vergehens gegen die vewalttatverordnun, befänden 
Reen = | 
Sich zur Zeit über {-000 Polen in dart. 
te V——— ee eee 

Die Sicherheitspolizei nace bis jetzt schon J Tote, 

die an Fleckfieber gestorben seien. Er habe durch die 
— diane a a 

Heeresinspektion berlin für die einzelnen Bereiche Anpullen 
verschreiben lassen; ein sehr großer Teil davon Sel bereits 
&gelleíert; trotzdem Sei es ausgeschlossen, das alie 
Folizeimänzer damit versorgt werden könnten, da das oki 
ale Abgabe von weiteren Fleckfieberampulien sesperrt habe. 





ur wäre daher sehr dankbar, wenn cie Gesundheitsbehörde 


eingreiien könnte, 


Die Sicherhej es veneralgouvernements sei ge- 


währleistet, damit rechnen müsse, da; die 


“luerstanasbewegung alles tun werde, um die Nachschub- 


wege nach cem Osten zu stören. 





Staetssekretär Dr. Bühler 
Schönhals gegebenen 
oder auch Ausländer, die vom Generalzou- 


rn oder Rumänien reisen wollten, 
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habe, daB ihr von der 


Landwirtschaft auferleg 


des brotgetreides 
gen; denn bisher 
mit der 
igen werde 
ach — der Haupt- 
schaft zugemutet 
vor bedürfe 


strikt Krakau eines 7 chusses aus den Distrikten 
tzdem innt: ansennliohe Teile 
Bevölkerung, die im Interesse d leiches und des 
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erung von Strom zu fördern. Diese Verhandlun:en 






f 
seien vor einiger Zeit abgebrochen worden, und zwar 
Hinblick auf die großen Stromversorgungspläne des 
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ver wouverneur des Distrikts valizien Jr. Lasch 
berichtet, daB die wirtschaftlichen verhältn’sse im 
ER EL 8 GE 






Distrikt Galizien sehr unbefriedigend seien. 
satz zum aLten 


im Gegen- 
JenLeralgouvernement habe man die arnte- 


eriass onne Austeil von Främlenscheinen durchführen 
assung ohne Austeilung von Främienseheinen durchführen 


mussen., Darüber hinaus habe eine Vrganisation für die 









urnteerfassung gänzlich gefehlt. Die latsacne, 





da3 bisher 







De 000 t erfaßt worden seien, müsse man bei den herr- 


schenden .ransportschwierigkeiten als erireuliches 







&rgebnis bezeichnen. Zahlreiches ochlachtvieh sei 






bereits an die anderen Vistrikte und an die 
geliefert worden. 


wehnrmach t 









vie Frage des Herrn zeneralrouverneurs, ob inden 
———— ur 


Schlachtviehhöfen des weneralgouvernements aus dem Osten 
zucgeiunrtes Vieh verarbeitet wurde, beantwortet der 


Gescniitsfünrende Leiter der 







aauptabteilung Ernährung 
wd Landwirtschaft Jaumann dahin, daß die Kapazität der 
Vornanunaenen 








schlachthöfe nur für die dedürinisse der 






bevölkerung 






und der im Generalzouvernement stationierten 
“enrmachtsangehörigen ausreicne. Trot 


















zaem sei Vien heran- 
seschaiit worden, das man notgedrungen hätte abschlach- 
ten müssen. ian habe sich aber aageger energisch verwahrt 
und vor allen auf die Schäden hingewiesen, die durch 

Gas Verenden von Schlachtvieh einträten, da eine recht- 
zeitige Abschlachtung iniolge der Überfüllung der Schlacht- 
hole nicht möglich sei. 


vouverneur Ur. Lasch spricht die Überzeugung aus, 
aab nach einem vollendeten Ausbau der Lrlassungsorgani- 
Sation, nach behebung der Iransportschwierigkeiten und 
nach Besserung der Straßenverhältnisse im Distrikt 
salizien dieselben Ablieierungszahlen wie in den übrigen 
Distrikten erreicht werden könnt en. 


— — — 
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Auch auf dem Gebiete der Wirtschaft bestünden groJje 
Schwierigkeiten. šach wie vor leide nan unter der Unmög- 
lichkeit, neue veschaite zu eröffnen. Lr bitte daher die 
ireunandsteliie, aie das gesamte russische Staatsvermögen 


in Galizien erfaßt habe, sich jetzt von einzelnen VUdjek- 







ten zu trennen. Vor al.em müsse den Polen und Ukrainern 


Von vesensiten gegeben 


wa” Kb 


die wöglichkelt zur srifinun 


v 


werden. Hinzu komme, dui aus politischen Gründen Polen 






und Ukrainer als Unternehmer Risiken nur schwer auf sich 






nähmen. Das sei daraus zu erkennen, daB die Credither- 


gabe sehr langsam vor sich gehe, obwohl sich eine ganze 


ts (u 
























neige von Dankinstituten in valizien niedergelassen hät- 
ten. Wie Wirtscha-tslage habe noch Keinen .:usamuenhDang. 


LBS sei notwendig durch ale srölinung von vescnalten, also 


Y durch aen Kleinhandel den uGrobDhandel zu aktivieren. 
i Joer die Kuhlensituation in valizien wolle er nicht 
d viel sagen. Lie Situation habe sich seit der Ubernanme 
| der sannen durch aie 0stbann ernebiion gebessert, und 
er bitte rrasident uerteis, irausporimittel zur Versorgung 
mit Konle in SLelcnen sabe wie tur die übrigen Distrikte 
zur Vveriügung zu stellen. 
2 Auf dem Gebiet des Gesundneitswesens liege ein 


starkes Anstcigen aes slecxiiebers vor, verursacht duren 


LJ 
— —— 


ale &riegsgei&ángenen. Lnr marscnweg sel Klar zu verioigen;j 


L ut 
| i x | | i geg? TT d | WT 
h in nausern, in denen sie sich aui;ehalten hätten, sei 
r 
Y E lp A okee nhf ra W | eh ER | | la $45 dp de ee 
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DH 
| T eingesetzt, und ale A&ranxheitskxurven Selen im Absinken 
i >; * . 2 ^ ` ` ech 7 . " a , ee € 
perritien. ir einzelnen stadten nabe pei aem “Kanzel an 
' C 2. 
"e 
Arzten zum Linsatz der jüdischen Arzte ri n werden 
v we eot -— — ded én S ef — “uo J * A Lis ia ó — Ch 26 ite 4 " C bé, w 
22m 
E 
; [ mus sen > LII Me = ‘os D o sel Sli "1 7? aller Arzte 7 ua ll e Qv 4 * one 
aT £4 Dezruben | ei? wenn die in Lemberg bestehende Hoachschu- 
fe 


le und das Medizinische institut erölinet werden Könnten, 
E um den Wedizinstudenten den Abschluß ihres Studiums 21! 


' ermogiicnen. 











rose srlolige habe die Aktion der Arbeiterverschik- 


| | | VIEN D 
Kung ins Kelch gezeitigt, da wider Erwarten ireiwillige 
Meldungen eriolrt seien. 

ver Vverwaltungsaufibau entwickle sich planmäßig; die 
Areishauptleute seien mit der Auistellung der Sammelgze- 
meinden beschäftigt. Zur behebung des Personalmangels 
sei eine keihe von Verwaltungsschulen für die Heranbildung 

— — 

von surgermeistern und vemeindesekretiren aus der einhei- 


mischen oevolxerung errichtet worden. 


vas Verhältnis zur wehrmacht sei ausgezeichnet und 
in den guten beziehungen zur SS und Polizei hätte keine 
Veränderung stattgefunden. 

sine ausreichende Betreuung durch die Hamptabteilungen 
Propaganda und Finanzen der Lember:er Ineater, um die 
vouverneur Ur. Lasch zum Schluß ersucht, wird vom Herrn 


veneralgouverneur zugesichert. 


Anschließend äußert sich Antsenef vr. Hummel anstelle 
aes erkrankten Gouverneurs Dr. „ischer über die Lage im 
Distrikt „arschau. In der srnteeriassung habe man im 
Distrikt warschau sehr gute srgebnisse erzielt; es sei 
gelungen bis inde November 72.000 t Brot- und 17.000 t 
ruttergetreiae zu eriassen. wit diesen Leistungen stehe 
íarsenau an der Spitze aller Jistrikte.Bei brotgetreide 
seien bereits 05,4 » des 5olls erreicht. 

vementsprecnend sei man auch in der Lage gewesen, 
der Bevölkerung gegenüber die festgesetzten Kationen ein- 
zunalten; lediglich auf dem Gebiete der Kartoffeln sei 
man inioige Ger schlechten srnte und infolge der Notwendig- 
keit, dab der Distrikt keine Zufuhren aus den anderen 
Distrikten erhalten habe, etwas ins Hintertreffen geraten. 
Statt oU kg pro Kopf im gleichen Zeitraum des Vorjahrs 


hatten nur DU kg verteilt werden können. Lr müsse aber 


aarauíi hinweisen, dab aie allgemeine zrnährungslage der 


Bevölkerung sich stetig verschlechtere, Damit im Zusamnen- 
nang stehe ein Absin:en der Arbeitsleistung, die klar auf 
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aer mnüstungsindustrie zutage trete. Selb 
‚a aurite bei diesen sröscheinungen auch die 
Scallükrüöte naktion eine Holle Spiel 


2 
SiC auch ein wachlassen im Arbeitstempo b 


nacht. weiter hätten sich die Preise so erhöht, 


LM" 


eiter in immer größeren Scharen einige 


csstatten verlieben und auf dem Lande iur 
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ıLijlen AN&nrungsmittel besorgtenr. Hand in 
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vorkommnissen gehe die Tendenz, dai man eine 


Sstung nur gegen srorinven von Waren vollfiihre.. 


'Seneinun zen natten sich auch 
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anit rechnen, wie schon rräsident uerteis 


habe, Gab iniolse Störungen in der Zufuhr 
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ln wa -SCnau S csr piekar weruen x Oonnt weil, Ba 


an dazu ubergegangen, dafür eine eigene Kohl: 


Jilden; diese sei aber nur durch täglich 


"2 M “a AM * I "i ^v , e f ^ we - re e a Ww Oo (bk: *- 2 Wi 
ELA Tu V ur ua JIBÓBnOo: © CUD Le ES AU scenai vun. 55) 3 LE 
"vo col, lamit oie leben > | Lchtigen petwried 
ah + i zu leide ata. dones — Ld da di E 
211 ke . U E e LET 2u oJ LA Siri na 2 EL Ex LH Ans Ccnileur 


-verteller sei nach serlin gefahren, um dort 


, B ' " 
v A "1 ; cnr f 7 = TECH (23 ` 
r web, >. = ka I > LA iwa > , ^ A E > -— P b - — — 8 — U = v "AM L K r - L o a 
C Le KT EK i LUN , Py "£m CH "fr wa 47T Ae oT > 
‘aktisch bereits der Hand des 
Kb de ie A A Se Lu "E" ww. ul „ii A, er La Buff A Ar kb e ue = A, Srne 
z 3 i C? "a ad " = 14 “nis T" - T a4 + 
e A Pia U - > d S- - IL Siig, CS i e * Sal Snark ogo Ké Ah wv v Lx Led W 
sony har: Lë bas | 
r e D — — Wl " Se | Wf Bal uf PL. ok .* 
d aD» — e e 4 ! i 
, "9 CA: ` i f »u = b J ro em $ CA " Pr - l 
ka ww u th. > ws A LE i D is + A dbi AE DOr "- nat ke 21i uu u, ge A AA d. U UO 
—— c -c — a— (on ——À om 
P . ` = " € t9 è — ' & s m ) wy E I P so. h "wm > 
e UG J mua Ka, Ë wt GSKrait LA ke A DeVolkKke]l — ALLS 








| AOSCHaltungen zu erreichen. Diese oparmabnahme 


sparung von 400 t. Selbstver- 
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in warscnau habe man 505, in aen kreisaaupimannscnaiten 
"SOY an rlecxiieoer erkrankte Polen ieststeiien können. 
An sich sei der Zusamienschluß der Juden im uhetio ein 
Segen. Wichtig sei jetzt die volixommene schliebung 
des uhettos. Jankbar habe man einen Schießbelehl des dad, 
aufgrunddessen auf Juden aui den Landstraben geschossen 
werden dürfe, begrüßt. 

br. Hummel berichtet dann über die praktische Aus- 


Wirkunr aer ver ani mne der 
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auf Verurteilung lägen vor. im Wege des ner — ichts- 
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in namen aller wenrmacatsteile dankt Oberstleutnant 
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Herr ucneraigouverneur! ver Auftrag, der innen vom 


Pahnrer gegeben ist, ist neuartig. Genau so neuartig sind 


aucn ale #01 aC ll, üulc vie artei nier zu QODcn nat. VIE 





i D Lia 410 JOLET: * OUvVel nement, organisiert als ATOCIVS0e- 


reicn, iSt ein Hilfsmittel für den AUiuvura:, en innen aer 
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#unrer einmalig und neuartig gegeben hat. Das ist ver- 


pililcnienad iur uns, una tca dari ihnen versiche 


Il nicht 
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antistaatlicne Komplexe in der řarteiorganisati 


LJ + os j l ter Gm a m 
Flatz grelien werden. 
AUL uci WEB, QCL Wir aier zu genen nabea,unterstutiz 


ens AUCH ale FParveikanziei una die keichsleitung cer 


NOWAL.s o0WOonl neichsleiter Bormann als auch Jr, ev sind 





it Cem, was wir hier machen, einverstanden. ich möchte 
sie als die Vertreter des 3taates, die hier zu ein 
ArbeitStagung zusanmengetreten sind,wa@ an der ich als 
vast ieillzunenuen die thre habe, bitten, daß Sie mir 
CVtie auitretenae sorgen uud Schwierigkeiten direkt mit- 
teilen, und ich versicaere, daß diese Schwierigkeiten 

von «er obersten Stelle der rartei schnellstens beseitiet 
WeIUELI. lese enge Fühlungenahme mus sich auch nach unten 
ausstranlen. Ich nese diese berechtigte nolinung umso 
menr, da ein größerer Teil auch höherer Beamter sich für 
eine ehrenamtliche latigkeit in der Partei in ihren Frei- 
stunden zur Veriügung gestellt hat, sodaß sich eine engste 
Fihlung ohne weiteres ergibt. 

wein Vorgänger im Amt Parteirenosse Schalk hat aen 

srunastock aer Urganisation der NSDAP unter Ihrer Füarung 
gelegt. Ich aabe während der Wilitärdienstzeit des 
Pr. Schalk die Partei in die zunrunzsauigaäbe aes werkes, 
Gas innen Ger runrer übertragen und anvertraut nat, voli 


und ganz einzuspannen. 
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Ais selbstverständliche Voraussetzung wird von mir die 
engste Zusamuenarbeit mit den amtlichen stellen betrachtet. 
Sie wird mit aller inergie durchgeführt werden. 

yuter lesem Lesichtspunkt habe icn die Amtsvertretung 


im Arbeitsbereich veneraizouvernement angenommen. 
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Herr Generaigouverneur! ver Auftrag, der Ihnen vol 
panrer gegeven ist, ist neuartig. Genau so neuartig sind 
, auch aie Formen, die die Partei hier zu geben hat. Lie 
Nome im weunerälzouvernement, organisiert als Arbeitsoe- 
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pilicntend iur uns, una ica darf innen versichern, dab 


antistaatliche Komplexe in der Fartelorganisation nicht 
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Flatz preiieu werden. 
Aui dem Weg, den wir hier zu genen habea, unterstützt 


us auch ale rarteikanziei una die ncionsleitung auer 
BoLAL. o0WOnli Reichsleiter Bormann als auch Dr. Ley sind 


iv COM, Was wir nier machen, einverstanden. ich möchte 


oie als die Vertreter des 2taates, aie hier zu einer 
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Arbelistagung zusammengetreten sind,wad an der i 
vast teilzunenuen die thre habe, bitten, daß Sie mir 
evtl. aultretende Sorgen uud Schwierigkeiten direkt mit- 
teilen, und ich versicnere, daß diese Schwierigkeiten 
von der obersten Stelle der rartei schnellstens beseitigt 
werden. piese enge Fühlungnahme mus SiCn aucun nach unten 
ausstraalen. Ich hege diese berechtigte Holinung umso 
menr, da ein größerer Teil auch höherer Eeamter sich fiir 
eine ehrenamtliche Tätigkeit in der Partei in ihren Frei- 
stunden zur Veriügung gestellt hat, sodaß sich eine engste 
Fihlung ohne weiteres ergibt. 

wein Vorganzer im Amt rarveicenosse 2cnalk nat aen 


srunastock aer Urganisation der NSDAP unter Ihrer Füarung 





gelegt. ich nabe während der Wilitärdienstzeit des 
Pe. Schalk die Partei in die sunrunjosauigabe aes serxes, 
das Ihnen aer »ührer Übertragen und anvertraut hat, voli 


und ganz einzuspannen. 








Als selbstverständliche Voraussetzung wird von mir die 
engste cusamuenarbeit mit den amtlichen stellen betrachtet. 
Sie wird mii aller snergie durchgeführt werden. 

yuter üiesem vesichtspunkt habe ich die Amtsvertretung 


im Arbeitsbereich generalgouvernement Aangenomuen. 
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Der Herr Generalgouverneur beschlieSt die Negierungs- 


sitzung mit folgender kedes 


“ie immer bei unseren Regierungssitzungen ist es na- 


turlich nur möglich, daß wir sozusagen ganz besonders pro- 


minente Wë eege Dër erortern und jeder der Herren so- 


wohl 


EN 


der Regierung wie der Distrikte aus der Fülle der 


täglichen Sorgen und Aufgaben, die er zu bewältigen hat, 


ein Bündel zur gemeinschaitlichen Aussprache bringt. Frei- 


lich 


ist es wichtig, daß auch innerhalb der Regierungs- 


sitzung ganz konkrete Sonderaufgaben und Sonderthemen er- 


örtert und gelöst werden. Entscheidend aber bei dieser 
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inschaitstagung der prominenten Verwaltungsführer des 


nera gouvernements ist der Geist, in dem sie stattfindet. 


"d am oes — , I ars e Le N < ; „+ "d 4 ` genre £35 
Lere ETOLCS uewionv aui aiesen ve Bist, Ger uns Lac 


LI 


der zusammenführt, damit wir in gemeinschalitlicher ir- 


ung der Sorgen und AGte betonen, dak wir ein Gemein- 


ftswerk vom Führer übertragen erhalten haben. Dieses 


inschaitswerk "Geners&lzouvernement" haben wir nun im 
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zu einer gemeinsamen Auigabe das tragende slement, 
von ihm aus beurteile und wage ich. An der otruxtur 
r Aufgabe hat sich nichts geändert. Nach wie vor 
t die totale Vollmacht, dieses Gebiet staatlich und 


eiamtlich zu führen, in der Hand des Generaigouverneurs 
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eines selbständig geführten Nebenlandes des urobd^utschen 


Kelches in jeder Form gesichert ist. Wenn Sie z.B, aut 
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ren Gebiete schauen, so werden Sie ermessen, dak 
ES auch selbstverständlich im Reich auffallen mus, wenn 
unsere Leistungen diese kriolge ermörlichten. Wir kosten 


aas Deutsche Reich nichts, wir bringen ihm etwas, - und 
dies im dritten Jahre unseres Bestehens. Wir naben hier 
eine Verwaltung aufgebaut, einen otaatsmechanismus, eine 
Maschine, eine Apparatur von aufeinander bez genen Verant- 
wortlichkeiten, in denen nicht etwa nur der Schematismus 
der Defehlsübung gesichert ist, sondern auch die Entwick- 
lung der persönlichen Leistungsfähiskeit und damit das 
nervortreten des aristokratischen Elements des National- 
sozialismus, der persönlichen Wirksamkeit dargestellt, 
geübt und gewährt werden kann. 

Und so glaube ich denn, Gas das Generalrouvernement 
wirklich befugt ist, sich "Brücke zum Osten" zu nennen. 
Und hier komme ich nunmehr auf etwas außerordentlich irn- 


e > 


Stes. Die Lntseheidung, die der Führer durch seinen Ent- 
schluß gefällt hat, dem von der SOW jetunion dem Großdeut- 
schen äeich drohenden Angriff zuvo zukommen, die a 
cce Juni ded. eintretenden Krie snandlunczen haben für un- 
ser veneralsouvernement eine Fülle von Problemen gebracht. 
Wit ihnen will ich mich des einzelnen nicht mehr beschäl- 

» Sind sie doch schon zur wenüse erörtert und fest- 
gestellt worden. Das Generalgouvernement hat beim Vormarsch, 
Dei der Besetzung und der Vorbereitungen militärischer Art 
das Beste geleistet., Ich habe Ihnen schon mitgeteilt, in 
welch’ großartiger Weise der Führer mir persönlich gegen- 
über diese Leistungen des General gouvernements anerkannt 
hat. 

Aber die Entwicklung dieses Krieges im Osten hat für 
das Generalgouvernement in doppeltem Hinblick eine ent- 
Scheidende 3edeutung erlangt. Die ochaiiung der Reichs- 
kommissariate Ostland und Ukraine unter dem Reichsminister 
für die besetzten russischen uebiete, rarteigenossen Rosen- 


berg, bedeutet für das Generalgouvemement eine völlig 


, 
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Strukturänderung. Während wir bis dahin im toten Winkel 
lagen, sind wir nunmehr ein in die Mitte des gesamten 
grosdeutschen Verwaltungsmachtgefüges gesetzter Punkt ge- 
worden. Zum andern aber: der Ostkrieg ist in diesem Jahre, 





wie auch wohl zu erwarten war und erwartet wurde, nicht zu 
kinde gegangen. Die Kriegshandlungen sind vielleicht für 

) die Wintermonate etwas abgeflaut; zweifellos aber wird 

1 die Fortsetzung des Krieges für das Generalzouvernement 
eine Fülle weiterer Aufgaben mit sich bringen, die uns 


eine immer stärker werdende Belastung angesichts der Kriegs- 


—— M— 


| notwendigxeiten auferlegen werden. 

Die Beziehungen zum Reichsmiristerium für die be- 

| setzten russischen Gebiete sind durch den Erlaß des Führers 
derart geregelt, daß Galizien als Bestandteil des General- 
gouvernements aus dem eigentlichen Bereich der besetzten 
russischen Gebiete schon am 1. August ausgeschieden ist. 
Seither besteht aber mit der Bildung der Reichskommissa- 
riate für uns als Zentralstelle des Generalgouvernements 
die Notwendigkeit, mit dem Reichsministerium Rosenberg, 

wie ich es kurz nennen will, iiber die Ostprobleme zu ver- 
handeln. Das hat gewisse Schwierigkeiten an unserer Ost- 
grenze zur Folge. Ich habe mit dem rarteigenossen Rosenberg 
erst vor wenigen Tagen vereinbart, daß wir beide die Mög- 
lichkeit untersuchen wollen, eine direktere Verwaltungs- 
praxis zwischen unseren Ostdistrikten, insbesondere den 
Distrikten Lublin und Galizien, und den jeweils drüben 
entsprechenden Verwaltungsinstanzen herbeizuführen. Es 

ist unmöglich, daß alle nun in zunehmendem Maße anfallenden 
örtlichen Angelegenheiten an unserer Ostgrenze nur über die 
Instanzen von Krakau und Berlin behandelt werden.-Das wird 
zweliellos gelingen; denn die Notwendigkeit zwingt dazu. 

im Übrigen aber hat die Einrichtung dieser Ostkommissa- 
riate für uns eine eminent politische Bedeutung. Denn nun- 
mehr ist ganz klar geworden, daß dieses Gebiet Generalgou- 
vernement bestimmt ist, im Zuge des Fortschreitens der 
deutschen Volkstümer nach dem Osten schon in absehbarer 
| Zeit in das Siedlungsprogramm unseres Volkes stärkstens 
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eintezogen zu werden. Und das wird auch seine Auswirkungen 
haben: die Polen in diesem Raum sind - das geht deutlich 
aus allen Berichten hervor - von uns im allgemeinen zur 
maison gebracht. Wenn heute der verantwortliche Leiter 

der Sicherheitspolizei sagen konnte, daß er für die nächste 
Zeit mit irgendeiner größeren Aktion nicht rechne, so soll 
das zweifellos nicht bedeuten, daß wir etwa den Findruck 
hätten, die Polen seien brav geworden, sie würden nichts 
weiter unternehmen; - im Gegenteil, sie werden versuchen, 
da und dort zu wühlen. Aber es bedeutet auf jeden Fall, 

daß alle diese Organisationen der iiderstandsbewegung 
pseudo-militárischen Charakters von uns kontrollierbar und 
vernichtbar sind, daß also die unmittelbare Gefahr eines 
Auistandes oder eines das Gesantzefüge des Ostens stören- 
den Verhaltens der Polen wenigstens nach unseren gegen- 
wärtig vorliegenden Ergebnissen der Nachforschung und Über- 
wachung nicht gegeben ist. 

Dabei muß ich aber doch eins sagen: nehmen ole, meine 
derren, aber an, diese Möglichkeit wäre zu bejahen, in 
Krakau, Lemberg, Warschau oder wo immer würde ein Aufstand 
oder eine massierte Gewaltbewegung der Polen sich ereignen, 
so wäre der Schaden für das Generalgouvernement an sich 
vielleicht überwindbar, für die “eltbedeutung der Ostlage 
unseres Keiches aber wäre jeglicher derartiger Versuch 
von vielleicht allgemeinen schwerst überwindlichen Folgen 
begleitet. Sie dürfen sich nicht wuncern, meine Herren, 
wenn ich in nächster Zeit die Zügel gegenüber dem Polentum 
etwas schärfer inziehe, als es bis jetzt der Fall war. 
ich werde jedem Versuch dieser Art mit äußerster Schärfe 
entzegentreten. Ich habe gestern den Vertreter der Polen, 
den irüheren Gesandten Wisocki, der mir vom Führer als ein 
auch von ihm aus früheren Jahren her anerkannter anständi- 
ger Mensch empfohlen war, empfangen. Ich habe ihm ganz of- 
fen erklärt, daß ich gezwungen bin, dem bewußt provozie- 
renden Hadikalismus der Polen gegenüber zu immer schürfe- 
ren Maßnahmen zu reifen, daß es überhaupt nur ein Inter- 
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esse des Polentums gibt: sich zu fügen, gehorsam zu sein 
und zu versuchen, im Rahmen der Notwendigkeiten unseres 
wroßdeutschen xeiches mit den Dingen fertig zu werden. Er 
hat mir versprochen, tun zu wollen, was er könne, um nier 
entsprechend zu wirken. - Herr Gesandter von Wühlisch, Sie 
waren ja Zeuge dieser Unterredung. - Jedenfalls aber 
werde ich, bevor auch nur die geringste Gefahr hier er- 
steht, so blitzartig zuschlagen lassen, daß diese Gefahr 
mit übersteigerten kitteln im Keime erstickt wird. 

Ich muß mich oft sehr ärgern, wenn ich als Harun al 
Haschid und unerkannter Kalif etwa in Krakau durch die 
Straßen gehe und dort das geradezu unverschämte Verhalten 
mancher Folacken etwa gegenüber Soldaten und Offizieren 
beobachte, Unsere Landser sind zu nett, unsere Uffiziere 
sind oul Bi lief. Unsere bürgerlichen Deutschen sind leider 
so etwas von Mitleid oder aucr von Gleichgültigkeit gegen- 
uber den Dingen erfüllt. Ich muß gestehen, daß ich mir 
manchmal Gedanxen darüber mache, ob ich nicht eine beson- 
dere Aktion einleiten soll, mit der den rolacken, die 
deutschen Ufiizieren nicht ausweichen oder sie bewußt an- 
rempeln, mit einem besonderen Strafkodex entgerengetreten 
wird. Der polnische Ubermut darf nicht etwa glauben, auf 
unsere Schwäche und Gutmütigkeit rechnen zu könren. iu 
unseren eigenen seihen dari nicht etwa die Meinung auf- 
kommen: weil Urdnung im „ande ist, weil wir im Desitz der 
otaatsmacnt und sonstiger Verfügungseinrichtungen sind, 
ware das rolentum für uns schon gewonnen. Diesen Fehler 
nat man anderenorts teuer bezahlen müssen. ich kann daher 
nur immer wieder meine warnende Stimme erheben und Sie 
bitten; sorgen Sie in Ihrem eigenen dienstlichen und per- 
sönlichen Bereich dafür, daß keinerlei Zusammenwachsung 
oder Zusammenschmelzung oder irgendwie geartete persón- 
liche Beziehungen zwischen 20len und Deutschen über das 
absolut notwendige hag hinaus sich entwickeln. Das können 
wir nur als unsere oberste Pilicht als Deutsche immer wie- 


der voranstellen. Ich weiß, daß es im einzelnen schwierig 
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ist; ich weiß auch, daß es Tausende und Abertaus»nde von 


Polen gibt, die loyal ihre rflicht erfüllen. insotern - 
das sage ich Ihnen ganz offen - bin ich auch nicht beun- 
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ruhirt, wenn Sie mir sagen, dab die rzo.en mit der Sorge 
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um ihre Lebensmittel beschältigt sind. Solange die znergie 
und Kraft des Menschen vor allem mit der Aerbeischai LU 
der Lebensmittel beschäftigt ist, so lange werden diese 


mergien nicht in größerem umiange iur andere Linke Zur 
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dann werden die sSiutopfer nicht nur von den in den Krieg 


enetzten Vólkern gebracht werden, sondern dann wird der 
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Krieg überleben würde, wir aber unser bestes Blut iur die 
Arnalvuul wuropas gCOpitc -t hatten, dann wirde dieser Arie 
doch nur einen Teileriolz darstellen. ich werde daher cen 
juden gegeniiber zrundsützlich nur von der zrwartung ms- 

sehen, daß sie verschwinden. Sie müssen weg. ich habe Ver- 


handlungen zu dem Zwecke angeknupit, sie nach dem Osten 

abzuschieben. im Januar findet über diese Frage eine grobe 
p" 

Besprechung in Berlin sta&t, zu der ich Herrn Staatssekre- 
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tir Dr. Bühler entsenden werdey. Liese Desprechung 50 


im Heicnssicherheitshauptant bei 5S5-Ubergruppen-unrer 
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nicht mit den Mitteln zu lösen, mit denen man etwa früher 
an die Lósung solcher Probleme herangehen zu können glaub- 
te. Vor allem darf bei den Ukrainern unseres Distrixtes 
Galizien nicht der kindruck entstehen, als ob wir inner- 
halb des GroBdeutschen Heiches eine Art ukrainischer kigen- 
staatlichkeit anerkennen könnten. Im übrigen sehe ich eine 
Lösung der Ukrainerfrage ebenso wie bei den Polen grund- 
sätzlich darin, daß sie uns in aller Zukunft als Arbeits- 
krifte zur Verfügung stehen und daraus die Möglichkeit in 
diesem Bereich geschaffen wird für eine sntwickxlung aus 
eigener Kraft gemäß den Dedürinissen dieses arbeitenden 
Volkes, das in den Gesamtzusammenhang des großäeutschen 
Reichagefüges einzubauen ist. Im übrigen sind die Ukrainer 
sehr geeignet, ein Gegengewicht gegen die Polen darzu- 
stellen. Trotz alledem muß darauf hingewiesen werden, daß 
es sich insbesondere bei dem Distrikt Galizien um einen 
Bestandteil des Großdeutschen Reiches, nicht aber um einen 
bestandteil eines irgendwie gearteten, wenn auch nur gei- 
stigen Großukrainertums handelt. Der Versuch also, aus 
Lemberg bezw. den dortigen Instituten im Laufe der Zeit 
eine Art bkrsatz-Kiew zu machen, muß von vornherein völlig 
unterbunden werden. Das Bestreben aller Dienststellen muß 
es sein, in gemeinschaftlichem Zusammenwirken auch mit der 
Wehrmacht zu erreichen, daß derartige Strümungen allmäh- 
lich verschwinden. ich würde Sie auch bitten, meine Her- 
ren, dafür Sorge zu tragen, daß das Hissen der Ukrainer- 
flagge allmählich auf ein absolutes Minimum reduziert wird. 
Auch jene eigenen Organisationen der Ukrainer, soweit sie 
noch bestenen und nicht in ihren das Land eriassenden Ne- 
benerscheinungen notwendig sein sollten, müssen allmählich 
zum Abklinsen gebracht werden, und zwar so, daß man in 
dieser Beziehung mit einem endgültigen srgebnis rechnen 
kann. 

Bei den Maßnahmen gegen die Juden bewegen wir uns 
im Gesamtzusammenhanyg des Heiches. Hier wird das, was im 
Reich geschieht, bei uns zum mindesten auch zu geschehen 


haben. Im Fall der Polen bewegen wir uns auch im Gesamt- 
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zusammenhang mit dem Reich; denn die Polenbehandlung in 


den Ustgebieten des Deutschen Reiches muß auf die Behand- 


_ — - — 


lung, die wir hier haben,abgestimmt werden. Bei der Ukrai- 
nerbehandlung müssen wir uns in Gemeinschaftsarbeit mit 
dem neuen Aeicnskommissariat Ukraine befinden. Hierbei 

mub naturgemäß auch eine Örtliche Zysammenarbeit zwischen 
dem neichskommissariat Ukraine und dem Distrikt Galizien 
stattiinden. | 

Uber allem muß aber folgender Gedanke stehen: dieses 
Gebiet des ueneralEgouvernements wird unmittelbar nach dem 
aurchgeiührten Rückdeutschungsprozeß der Ostgebiete des 
kelches der nächste Bestandteil Europas sein, der der ab- 
soluten Deutschäurchäringung unterstellt werden wird. Wir 
werden die großen Heicnsautobahnen bauen, die quer durch 
unser Land gehen. An diesen Heichsautobahnen werden große 
sieälungsdörfer mit Deutschen entstehen. An wohl gewähl- 
ten strategischen Punkten werden große militärische Zen- 
tralen geschafien werden, um die herum sich in einem wei- 
ten Gurtel allmahlich das deutsche Leben entwickeln wird. 
va wir dann auch die Möglichkeit haben, allenfalls hier 
nicht mehr benötistes Fremdvolkstum nach dem Usten abzu- 
geben, wird es nicht zu unüberwindlichen Schwierigkeiten 
fuhren, das deutsche Volkselement mehr und mehr verwur- 
zeln zu lassen und das fremdvölkische Element immer mehr 
abzudrängen. 

Daher müssen Sie sich auch jene 5 Thesen, die ich 
aufgestellt habe, die, von der germanischen Besiedlung 
dieses Kaumes beginnend, bis zum Kriege 1941 eine Aufein- 
anderioige von Kechtsansprüchen des Deutschtums auf diesen 
kaum geben, durchaus zu eigen machen. Denn der Führer hat 
mir die Befugnisse erteilt, in dieser Richtung Vorberei- 
tungen zu treiien. Weiter im Osten wird einmal der Goten- 
gau entstehen, und das Generalgouvernement wird dann ein- 
| mal der Vandalengau werden können. Die Vandalen sind be- 

kanntlich der meist-verleumdete germanische Stamm gewesen. 


| Hier waren ihre wOhnsitze, hier haben sie die erste germa- 
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nische Kultur eingebaut. Dieser Vandalengau soll dann auch 
dazu beitragen, vor der ganzen Welt jene furchtbare Schuld ji 
zu tilgen, da& man einen der edelsten germanischen Stämme 


dauernd so verunglimpft hat, daß seine Bezeichnung gerade- ja 
zu zu einem Schimpfwort wurde, - übrigens ein Meisterstück 


antideutscher Propaganda durch zwei Jahrtausende hindurc 
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Aus alledem wird «lar, daß die Auigabe des General- 
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gouvernements in dem Gesamtgefiige des Aufbruches nach dem 
Usten hin weltgeschichtlicher Art ist. Wir sind das Lor, 


durch das man aus dem Osten wieder nach Deutschland kommt. 


Aul unserem Gebiet steht die Waage mit den beiden Gewichts- * 
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gesprochenen vedanken, diese große Aufgabe, die 


ieucntet uber diesem Osten das große Wort des 
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en VOLK gestellt nat, zu verwirkiichen. Und 


¿c es auch schon etwas, sich im Generalgouverne- 
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en zu Können; diese Detätigung ist jetzt schon 


enst, herausgehoben aus cer Alltagsmaschinerie 
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der Heimat. ich komme damit wieder mi den Geist, in dem 
das alles hier zu geschehen hat, una sage: wir können stniz 
e ` s ! d 4 2 " DU e Lin Le 

aüaaraui sell, aab wır qalesen velst UL Cieser/ genalt: en na- 

| Don. Was wir nier an Schwierigkeiten iinden und was heute 

| "leder zum Ausdruck «am, das zeigt doch zu meiner groben 

| venugtuung, dab das, was einmal 1959 eine Katastrophe war, 
Sich jetzt zu einer, - man kann ruhig sagen - normalen 


Notlage, die aus dem ariege und aus der ganzen Zeit auf- 
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vielen anderen Dingen sagen. Das ist vor allem das Ver 
dienst der d 


Banzer nier AH kaum. ueraae CaS, Was 
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ale arelshauptleute arausen leister, was die einfach.un | 


yi 


vienststelien an Aufgaben erfüllen, was jeder kleine Gen- 
darmeriewacatmeister, jeder Förster, jeder isolierte 
sisenbahnbeamte volibringt, zeugt von einer großartigen 
„insatzbereitschait, die eine der 3edingungen des Sieges 
Adoli Hitlers ist. ich Kann auch im allgemeinen sagen, daß 
wir S0, wie heute die Situation im Generalgouvernement ist, 
aieser Autgabensteliung gewachsen sind. Wir haben die Mög- 
lichkeit, die Aufgaben fortzuführen, die positive Linie 
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lage erlaubt, aber Gaze 
negative Entwicklung immer mehr auszuschalten. 
air werden in valizien wahrscheinlich einen kleinen 


schmalen, nirgendwo mehr als 5 km yetragenden Grenzstrei- 


- 


fen im Süden an Ungarn abtreten. Die Abtretungskommission 
wird im Frühling des nächsten Jahres in Galizien eintref- 


ten und an ùrt und Stelle die Absteckungen vornehmen. bs 
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ist aber nicht ausgeschlossen, dab das Veneralzouvernement 
| als ärsatz dafür einige Streiien im Norden und Usten be- 
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kommt. wie V/erbandlunZ/mit dem Xeichskommissar Koch habe 







ich bereits aufgenommen. 
sehr schwierig ist es immer noch, die Anschauung zu 


überwinden, daß das Lohngefälle zwischen Reich und General- 
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gouvernement gegeben ware. Aus meiner in Berlin gemachten 


sehr dankbar, wenn sie einmal ganz nüchtern die wirkliche 
Situation der Preis-, Lohn-, Wert- und Produktionsgestal- 
tung des Generalgouvernements etwas mehr in den Vorder- 
grund rücken wollten als das uns zwar ehrende und häufig 
von uns gebrauchte Wort von dem allgemeinen Fortsckritt 

des Auibzues im Leneralgouvernement. Zweifellos können vir 
aut den Aufbau hier in Leneralsouvernement stolz sein, wir 
unterlassen es auch nicht, immer wieder darauf hinzuweisen. 
Aber es ist klar, daß daraus dann bei den instanzen des 


keiches die Meinung entsteht, das wir so eine Art Paradies, 


O^ 


ein in voller Fahrt befinäliches Untemehmen darstellten, 
aui das man alle Lasten bequem abwalzen kann, kaum spürbar 
Tür uns, die auch jederzeit von uns übernommen werden könn- 
ten. Wie gesagt, ich wäre dankbar, wenn diese wirkliche 


Lage den herren im Reich geschildert wirde. Wir haben kein 


| 
| 
1 


Lohnngetalle. Was wir an Lohn dem Polen weniger geben, miis- 
sen wir mit einer Minderung der Arbeits<raft im Vergleich 
zu derjenigen der deutschen Arbeiter, mit einer langeren 
Dauer der Arbeit oder mit Heranziehung mehrerer Polen 

zu einer Leistung, für die ein deutscher Arbeiter ausreicht, 
ausgleichen. Sa hat gar keinen Wert, wenn da und dort im- 
mer noch von dem Lohngzefiälle die swede ist. Wir produzieren 
hier teurer als das Heich; eine Arbeit bei uns kostet das 
Doppelte oder Dreifache dessen, was sie im Reich kostet. 
Deshalb muß schleunigst daiur gesorgt werden, daß sich 
hier nicht eine irrmeinung bildet. 

Die Ernährungsla,e des Generalgouvernements gibt, 
allzemein gesehen, zu keinen Besorgnissen Anlaß. Immerhin 
muß bei den Deutschen im Lande in zunehmendem iase darauf 
hingewirkt werden, daß sich nicht so etwas wie einé Etap- 
penbetrieb herausbildet. Ich möchte Sie sehr bitten, meine 
Herren, daß Sie bei jeder Gelegenheit auch in der eigenen 
Lebensführung ein Vorbild angesichts der ernsten Zeit und 
der Schicksalslage unseres Volkes sind. Da und dort ist 
der Hinweis nicht ganz unberechtigt, daß diesem Ernst der 
kesamtlage unseres Volkes und der irnährungssituation des 
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deutschen Reiches gerade hier im Generalgouvernement nicht 
mit dem genügenden Takt entsprochen wird. Gewiß sind wir 
sehr gastireundlich und bemühen uns, Besuchern unsere Gast- 
ireunaschait zu zeigen. Aber es geht doch wohl nicht an, 
nun gerade den 2esucaern aus dem Reich unter Umständen 
in Gestalt all'zu reichlicher Gastmáhler einen Eindruck 
zu vermitteln, der mit dem wirklichen Leven in diesem Ge- 
biet, insbesondere mit der wirtschaftlichen Lebenssitua- 
tion auch der Deutschen im Lande nicht vereinbar ist. 
Heute wird jeder Verständnis dafür haben, wenn die Ein- 
fachneit des Küchenzettels bei uns zur allgemeinen Übung 
werden solite. Vergessen Sie auch nicht, in welcher drük- 
kenden und oft furchtbaren Notlage sich unsere Soldaten 
an der Frort befinden und wie mit dem Nachschubmangel 
häufig schwierigste Versorgungssituationen bei der Truppe 
eintreten. Denken Sie daran, wie der Eindruck bei den 
soldaten sein muß, wenn sie,aus diesen Notbereichen der 
Front kommend, etwa durch das Generalgouvernement reisen 
unc von irgendwelchen lafeleien hören, die da und dort 
stattgefunden haben sollen. 
Ich weiß allerdings, dai aariiber mehr geredet wird, 
als was dahinter steckt, dai da die Vorstellung "besetztes 
Gebiet = Etappenzebiet", die noch aus alten zrfshrunzen in 
den Gehirnen vorhanden ist, an die Stelle aer Wirklichkeit 
tritt. Dazu tragen auch die sogenannten Stimmungsberionte 
und kritischen Lebensschilderunzen bei, die von mehr oder 
weniger berufenen Stellen, auch von Dienstste,len des 
Jeneralgouvernements ins Reich geschickt werden. Diese 
Art von Beriohterstattung, die vielfach dadurch zustande 
kommt, daß ein V-Mann am Tisch sitzt una in Unterhaltungen 
Material sammelt, ist völlig unzweckmäßig. Sie kann zwar 
charakteristisch sein für diese Art von Berichten, ist 
aber nicht charakteristisch für das Leben im Generalgouver- 
nement. 
Gottlob hat die allgemeine Betätigung, die uns 
Deutsche hier in diesem Gebiet zusemmengefta&Bt hat, doch 
selten zu persönlichen Schwierigkeiten untereinander seführt 
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ich nehme die einzelnen Vorgänge in dieser Richtung 
nicht sehr tragisch., Wenn sich diese oder jene Dienst- 
stellen nicht verstehen, und es zu 4erwürinissen kommt, 
50 mus man Sehr wohl das Gienstliche Benehmen der Kinzei- 
nen untereinander und die Notwendigkeit, dienstliche Inte: 
essen Zu wahren, scheiden von de» Absicht, aem ancGereu 
persönlich eines auszuwischen. Die silersucht im dienstli- 
cnen geluge ist eine der größten beamten-Krankheiten. 
5LbenLso lächerlich ist der keid, wenn der andere etwas 
seworuen ist. Die schlußfolserun:'en aus beiden Sind meist 
persönlicher Art und führen sazu, dal unter dem Vorwand 
alenstlicnaer Auseinanderse ‚zungen ein persönlicher Klein- 
Krieg geiaonrt wird. Das kann kein Sehördenchef der Welt 
vernlnuerü, aeswexen schon nicht, weil an diesen persön- 
lichen Seibungen meist kein Schacen isi; wenn sich beide 
ek auseinander-gerieber haben, reiben sie sich 
auch wieder zusammen, undalies ist wieder gut. Wenn aber 
dadurch aie Autorität der 2taatsiührungz leidet, dann 
schreite ich ein. Ich habe vom Führer, in dessen Diensten 
ich nunmenr seit 22 Jahren stehe, die Anschauung übernom- 
wen, aas der allzu häufiigeoder geradezu sepilegte rersonal 
wechsel vom Gbel ist, ganz besonders dann, wenn etwa die 
Ubung einreigen s911ie, daß man durch gemeinschaftliches 
intrigantes Vorgehen, durch gruppenweises Lntwurzelnwollen 
aie Möglichkeit hätte, Jemand von seiner Stellung abzu- 
bringen., 

wer im Generalgouvernement in einer dienstlichen 
Stellung steht, kann sich darauf verlassen, daß er von 
mir, soweit es überhaupt nur möglich ist, gehalten Wird, 
ich bin ein Todfeind aile: Intrige, ein Todfeind aller 
weheimpistuerei. Ich habe aus der rarvelgzeschichte zuviel 
erianren, wohin das alles führt, und ich bin deswegen dem 


runrer in dieser Deziehun; strikte gefolgt. Ich freue 
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mich ieststellen zu können, daß im wesentlichen zu einem 
Linschreiten in dieser Richtung kein Anlaß besteht. 
Soweit er besteht, wird ganz plötzlich die kntscheidung 
fallen. Dann gibt es kein Zurück mehr, und dann ist 
das Urteil gefällt. Es ist möglich, daß in der nächsten 
Leit ein, zwei oder drei diescr Fälle ihre Entscheidung 
finden; denn auch meine Geduld erschöpit sich einmal. 
vanz allgemein möchte ich Ihnen raten, in Ihren 
oereicnen dafür zu sorgen, daß dieser ürundsatz durchge- 
iIührt wird. Wir befinden uns beamten- und angestellten- 
mäßig in einer schwierigen Situation; denn der Bedarf an 
&raüiten übersteigt weit das Maß des Vorhandenen. Es ist 
auch klar, daß diese Bedürfnisse sich durch das Herein- 
nehmen weiterer besetzter Gebiete in die Verwaltung 
steigern, und daß dadurch die Besetzung von Behörden- und 
Amtssteil'en immer kritischer werden wird. Wir stehen daheı 
vor der sotwendigkeit, gerade im kriege nicht den letzten 
und schäristen Maßstab der Auswahl in den Vordergrund zu 
rücken, sondern in dieser Notzeit jeden, der einigermaßen ! 
ertraglich ist, zu halten, ihn nicht abzusetzen und an 
seine stelle das Nichts treten zu lassen. 

Aus allen diesen Sehwierigkeiten heraus habe ich 
auch mit aem Stellenplan des Generalgouvernements alle Vol 
aussetzungen verbunden, die denkbar sind. wir sind nun zu 
einer Art srgebnis des stellenplans gekommen, sodaß iz 
wir im allgemeinen sagen können; die Berufung der Beamten 
in das ueneralgouvernement wird nunmehr entsprechend den 
befestigten Stellungen im Generalgouvernement im Rahmen 
allgemeiner keichsgrundsitze vor sich gehen. Für uns ere 
sich aber auch die schwierige Frage, welche der uns wihred 
des Krieges zur Veriugung gesteilten, manchmal von uns 
gar nicht nereingeruienen, vorgefundenen Beamten und 
sonstigen Oiientlichen Dienstverpflichteten wir endgültig 


in die zsieichsbeamtenschaft zu übernehmen sedenken. Das 


wird uns im kommenden Jahr sehr beschäftigen, und wir 








werden bel der besetzung unserer Deamtenstellen dieses 


sehr überlegen müssen. Immerhin ist durch die Durchführung 


dieses Stelienplanes ganz allgemein für das General- 
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rrascat, als mir gesagt wurge:;,nacn srynica 
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is wäre daher zweckmäßig, wenn Sie dazu beitragen, dieses 
neue Land zu betreuen, und die dortigen kurorte ins 
Leben zu rulen. ich ware dankbar, wenn sicn gerade das 
deutsche lement in aen östlichen telier aes ucnerali;ou- 
vernements stark entwickeln würde, weil cie Schwierig- 
keiten mit den Ukrainern groß sinc; man muß ihnen bei- 
bringen, dal sie im Generalgouvernement unter deuiscner 
Führung leven. 

Ich wollte Ihnen, meine Herren, diese Ausführungen. 
in kurzer Zusammenfassung noch machen, Ihnen Ganzen und 
ihnen sagen, aaß ich mich freue und stolz bin auf Sie. 
Jeden kinzelnen von innen habe ich nun im Lauíe cer Zeit 
kennengelernt, und ich wei, welche Llite von Fachleuten 
und hationalsozialisten wir im ueneralgouvernement haben. 
Diesen wenigen Männern, die über eine Millionenbevolxer- 


ung eines fremaen Volkes unter den denkbar schwierigsten 
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JmStanaen eine acursene uruünang auigepaut nappen, meinen 


Dank auszusprechen, ist mir eine khrenpilicht. ich 
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teil wunsche Ihnen, sowie uns allen fiir das kommende Janr, 


Gas eS aem sunrer weiter gelingen möge, die Siezesbahn 
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Ich war vor einigen Tagen beim führer gewesen, oF 
ist von einer Frische, von einer Siegeszuversicht, von 
einer so sonnenstrahlenden Zielklarheit, daß er für jeden 
von uns nur ein leuchtendes Vorbild sein kann. Für diesen 
Mann gibt es auch nichts anderes als die Sorge fur das 
ganze Volk. An sicn selber denkt er überhaupt nicht; er 
schont sich nicht, er arbeitet die Nächte hindurch, und 
in seinem Genirn báumen sich weltumstürzende Gedanken und 
Sorgen von einer Monumentalitat, denen gegenüber unsere 
größte Sorge ein Knirps ist. An diesen Mann müssen >ie 
auch immer wieder denken. Ich habe einmal als großes und 
einzig nationalsozialistisches ethisches rrinzip aen Satz 
aufgestellt: handle so, daß, wenn der Führer von Deinem 
Handeln Kenntnis hätte, er dieses Handeln billigen würde. 
Wenn Sie diesen kategorischen Imperativ Ihrem persönlichen 
Handeln immer wieder voranstellen, dann sind Sie auf dem 
richtigen Were. Sie handeln richtig, wenn Sie sagen kÜünnen:] 
ja, der Führer würde mein Handeln billigen. Dieser Lrund- 

soll nun auch wirklich in jeder Form in Erscheinung 
treten, wo sich Schwierigkeiten zeigen, wo sich Ihnen 
irgendetwas in den Weg stellt. Wo aber fremde slemente 
hineinkommen, wo etwas Undeutsches entscheidend wird, wo 
die Selbstsucht an die Stelle der Gemeinschaft, wo die 
Eigenbrötelei an die Stelle des vemeinschaftsdienstes, 
wo die selbstherrlich? Betrachtung an die Stelle der 
Rücksicht auf die Gemeinschaftsinteressen tritt, wird man 
nicht lange im Generalgouvernement glücxlich sein. Ver 
Führer hat einmal gesagt: Parteigenossen, kehren Sie im- 
mer wieder zur schlichten alten rartei zurück, dann sind 
Sie auf dem richtigen Wege; je mehr Sie sich in Ihren 
eigenen Bereichen verlieren, desto verlorener werden Sie 
eines Tages sein. Das gleiche könnte ich hier zu den Be- 
amten und Angestellten des Generalgouvernements sagen; 
bleiben Sie immer im Rahmen des vo" uns errichteten Gene- 


ralgouvernements; je mehr Sie sich: vorn ihm entfernen, 


desto verlassener werden Sie eines Tages selber sein. 
Aufzwingen lassen wir uns von niemandem etwas. Wir sind 
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zu einer Schicksalsaufgabe berufen. Wir haben eine monu- 
mentale Sendung zu vertreten und zu vollbringen. Wir sind 
die Vollstrecker eines schicksalhaften Urteilsspruches. 
Wir haben dafür zu Sorgen, daß die Opfer dieses Krieges 
in diesem Raum, daß auch die 62 VOU von ien Polen ermor- 
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Sorge muß es vor allem auch sein, daß das deutsche Leben 


deten Volksdeutschen nicht umsonst sefallen sind. Unsere 


in diesem Raum nicht in 4ersetzung, fart2iung und lächer- 
licher Ichsüchtelei entartet, wo dann eine Gruppe immer 
mehr sein will als die andere. Es gibt nur ein Reich, es 
gibt nur ein Recht für uns alle, wie es nur eine Dewegung 
und eine Weltanschauung gibt. 

Lassen Sie mich ganz kurz zur Weltanschauung etwas 
sagen. ich habe mich mit dem Kirchlichen Problem hier nie 
vescnaitigt. Ich habe mich, getreu den waximen des Füh- 
rers Folge leistend, un diese Dinge nie gekümmert. Es ist 
uns gleichgültig, welche Anscnauung kirchlicher oder reli- 
siöser Art Sie in sich tragen. Was ich nurywünsche, ist - 
und das muß auch so sein -, daß irgendein Beamter in Uni- 
iorm an gottesdienstlichen Handlungen in fremden Kirchen 


teilnimmt. Das können wir aui keinen Fall dulden. Ich 


es zum letzten ial gehört haben, daB -in den Kirchen 
r bei Gottesdiensten solche srScheinungen beobachtet 

werden. Man weis nicht recht, welche Uniform diese Men- 
Schen tragen. Aber man soll wissen, daß die Wehrmacht ihre 
Geutschen Kirchen hat. Sie werden nicht von mir verlangen, 
dal ich für die Deutschen besondere deutsche Kirchen er- 
Oiine. „ie Bedürfnisse kirchlicher Art lassen sich, glaube 
ich, in Wehrmachtskirchen ebenso gut befriedigen. Es muß 
auch Klar gelegt werden, daß das Deutsche Reich Adolf Hit- 
iers kein katholisches oder protestantisches, dondern ein 
nationdlsozialistisches Reich ist. icn würde Sie sehr bit- 
ten, auch bei Ihrer weloleschaft darauf zu sehen und aafür 
su Sorgen, das an diesem Grundsatz nicht serüttelt werden 
Kann. Wir haben keine meichskirche, wir Nationalsozialisten 
nuldiren dem srundsatz, daß jeder nach seiner Fasson selig 


wercden kann. Weine persönliche Meinung ist aber, daß aus 





dem veschehen unserer Zeit und dem Werke Adolf Hitlers 
einmal eine ganz große deutsche Nationalreligion auf- 


steigen wird., Das wird noch eine Zeit dauern, wie es bei 
allen relirionen gewesen ist, aber sie wird kommen. 

ich wollte Ihnen das nur sagen, meine Herren, weil 
aus manchen Derichten hervorgeht, daß solche unliebsamen 
srscaeinungen beobachtet werden können. Ich bitte Sie 
sehr, meine Herren, bei den Ihnen unterstehenden Beamten 
und Angestellten darauf zu dringen, daß sie kirchliche 
arinisse, wo sie vorhanden sind, nicht in polnischen 
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iest zugreifen und den Betrefíenden unter sofor- 
ng is. nationaler wir aelosigkeit unverzüglich 


anz gleichgültig, ob in der 

lateinischen Sprache gepredigt wird, ob der Pri 
ieseloen Handlungen vornimut, - es ist eine nati 
EKe1T, an eine“ polnischen ottesdlenst 


5s dari nicht sein, daß wir aut diesem Gë- 
dür fnis aufsteigen ließen, daß sich ein Deut- 
polnischen Priester kirchlichen Rat oder 
|Qenbeireiung holt. ss ist ja auch, gotilob, 
SO wenigen Ausnahmefällen in Erscheinung getreten, 
dab man davon nicht als von einer allgemeinen Joung spre- 
chen kann. ich würde Sie trotzdem bitten, in überstei- 
erter Vorsicht dafür zu sorgen, daß das unterbleibt. Wo 
Le deutsche Wenrmacht Gottesdienste halten laSt, dahin 
inre Beamten auch gehen lass aber ir Le all- 
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i1niscnen Kirchlichen sinrieatungen mit denen 
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Schauen, von uns alle angehenden Zinrichtungen usw. 





binden. ich g2be Ihnen, Herr Gouverneur Dr. Laach, schon 


jetzt den Auitrag, in diesem Hinblic« entsprechende Vors 
bereitungen zu treffen, Sie müssen dafür sorgen 
vielleicht schon zu Beginn des nächsten Sommers die 
berger Messe »rölinen können. Herr Ministerialdirigent 
Ur. Zumerich wird sich ebenfalls dieser Aufgabe widmen. 
ich möchte nänlich die Lemberger Messe zu dem groben Zwi- 
schenstuck Zwischen der Königsberger und Wiener Messe 
machen, glaube ich doch, daß ein solches Unternehmen für 

en wirtschaftlichen Aufbau in unseran Gebiet und im gan- 
zen Usten von größter Bedeutung sein wird. 

ver wehrmacht möchte ich im Namen der Regierung und 

aller Dienststellen danken. Die schönen Worte, die Sie, 
Herr Oberstleutnant Fischer, gefunden haben, klingen in 
unseren Herzen wieder, Wir. alle, soweit wir Jahrgängen 
angehören, die an sich die Dienstpflicht geruien hätte, 
Sind traurig gewesen, daß man uns so bald u.k.-gestellt 
und hierher berufen hat. Es beäurite wirklich dieser gros- 


sen Auigade, damit wir damals im September 1959 vom aktiven 


neeresdilenst, dem wir uns alle witerstellt hatten, abbe- 
ruien werden konnten. 
mit der jenrmaont verbinden uns 
in diesem Gebiet. ich kann es eigentlich nur mit 
ausdrücken: das ganze Generalgouvernement ist ja 
cnenx des Deutschen Reiches und der deutschen Yehr- 
uns. Und so können Sie mit Fug und Hecht sagen, 
sie sich nier wohl fühlen. Ich würde aufs schirfste 
elngreiien, wenn ich einen anderen Geist auch nur ver- 
spüren würde. Es darf nicht sein, daß man künstlich Wider- 
sprüche und Gegensätze pflegt, aufrichtet oder behauptet. 
ver Schicksalskampf, den wir heute führen, ist eine groß 
gemeinschaitliche Aufgabe des ganzen deutschen Volkes. Die 
deutsche Wehrmacht kann überzeugt sein, daß wir im General- 
gouvernement alles tun werden, um dieser Aufgabe gerecht zu 


weraen. 





Für die Partei brauche ich nichts zu sagen. Ich weiß, 
dab sie im Generalgouvernement geborgen ist. Wir als Trä- 
ger der Weltanschauung des Nationalsozialismus wollen in 
aleser großen Zeit alle uns gestellten Aufgaben erfüllen, 
und als großdenkende deutsche Menschen sind wir hier einig. 


Möge der Himmel und damit der Führer unser Werk weiter 


Ihnen allen, meine Herren, wünsche ich gute Erholung 
frische &raft zu neuem Werk im neuen Jahr. 


oleg Heil - Sieg Heil - Sieg Heil! 
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